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ÖNSÖZ

Türkiye'de son y ıllarda vatandaşlık, yabanc ılar ve mülte-
ciler ile ilgili hızlı gelişmeler yaşanmaktadır. Yeni bir" Vatan-
daşlık Kanunu"nun haz ırlanmasının yanı sıra, yabancılar hu-
kuku alanında pek çok yasal değişikliğin yapılması süreci de-
vam etmekte, mülteciler ile ilgili yeni bir hukuki çerçeve ve
politika oluşturulmas ı yönündeki çalişmalar tüm hızıyla sür-
mektedir. 15-16 May ıs 2009 tarihlerinde Anadolu Üniversite-
si, Konstanz Üniversitesi ve Eskişehir Barosu'nun işbirliği ile
gerçekleştirilen, vatandaşlık, yabancılar ve göç hukukundaki
güncel gelişmelerin, Türk, Alman ve Avrupa Birliği hukuku
perspektifinden karşılaştırmalı olarak ele alınmasını ve tartı-
şılmasmı hedefleyen bir Sempozyum için daha iyi bir zaman-
lama olamazd ı . Sempozyum, çok geni ş bir yelpazeyi kapsa-
yan ve birbirleriyle bağlantılı alanlarda değişik ülkelerden ge-
len katılımc ıların sundukları bildirileri ile ve pek çok konu-
yu tartışmaya açması bakımından oldukça başanli geçti. Sem-
pozyumun yapıldığı tarihte henüz 5901 sayılı Yeni Türk Va-
tandaşlığı Kanunu yürürlüğe girmemiş bulunuyordu. Sem-
pozyum, Türk Vatandaşlık Kanunu'nun yürürlüğe girmesin-
den kısa bir süre önce, Kanun'daki düzenlemelerin akademis-
yenler ve uygulayıcılar bakımından son bir kez tartışılmasına
da vesile oldu.

Böylesine geni ş katılımlı bir sempozyumun ba şarıyla ger-
çekleştirilmesi için özverili bir takım çalışması gerekiyordu.
Bu çerçevede, Anadolu Üniversitesi, Konstanz Üniversitesi
ve Eskişehir Barosu örnek alınacak bir işbirliğine imza attılar.
Sempozyumun başarıyla tamamlanmasının yanı sıra, sem-



pozyumda sunulan bildirilerin yay ımlanması da ayni şekilde
özverili bir çalışmayı gerektiriyordu. Sempozyumun gerçek-
leşmesi ve bildirilerin yayımlanmas ı için Anadolu Üniversi-
tesi ad ına Ar. Gör. Esin Küçük ve Konstanz Üniversitesi ad ı-
na Ar. Gör. Katja Schr ıeider olağanüstü çabalarıyla kendileri-
ni böyle bir çalışmaya adeta adad ılar. Sonuçta şimdi elinizde
tuttuğunuz bu eser ortaya ç ıktı. Eserin, akadeniisyenlere, uy-
gulay ıcılara ve Sempozyumda ele al ınan konulara ilgi duyan
herkese yararl ı olacağına ve Türk hukukuna büyük katk ıda
bulunacağma yürekten inanıyorum.

Prof. Dr. Bilgin Tiryakio ğlu
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Dieses Buch enthölt die Ergebnisse einer Tagung, die am
15. und 16. Mal 2009 in der Türkel an der Anadolu Universitöt
in Eskişehir zum Thema "Staatsangehörigkeits- und auslönder-
rechtliche Reizthemen der Gegenwart - eine rechtsvergleichen-
de Anaiyse aus türkischer, deutscher und europarechtlicher
Perspektive" stattfand. DIe Konferenz wurde von der Anadolu
Universitt, der Rechtsanwattskammer Eskişehir und dem For-
schungszentrum für internationales und europisches AusIn-
der- und Asylrecht der Universitt Konstanz ausgerichtet und
durch d ı e €nanzielle Unterstützung des Exzellenzclusters ,,Kultu-
relle Crundiagen von Integration" der Universitöt Konstanz, des
German Marshall Fund of the United States sowie der Rechtsan-
waltskammer Eski şehir ermögiicht.

Schon seit einigen Jahren hat unser Forschungszentrum
enge Kontakte mit mehreren türkischen Universiüten, zumeist
in Istanbul, z.B. mit der Koç, mit der Yeditepe und mit der Mar-
mara Universitt. Viele Themen, dIe wir auf der Tagung 1m Mal
in Eskişehir besprochen haben, haben wir auch bel Veranstal-
tungen mit den genannten Universitten diskutlert. Wir sind der
Meinung, dass die Türkei für unsere Forschungsarbeit, spezleil an
unserem Konstanzer Forschungszentrum, stndig an Bedeutung
gewonnen hat, nicht nur weil inzwischen sehr viele türkische
Staatsangehörige oder Personen mit türkischem Hintergrund in
Deutschland leben, sondern zunehmend auch sehr viele Deut-
sche in der Türkei. Von daher sind Fragen des Auslnder- und
Staatsangehörigkeitsrechts für aile Bereiche der Zusammenar-
beit mit der Türkel von erheblicher Bedeutung.

XI



Es scheint auf den ersten Blick verwunderlich, dass wir eine
sehr breite Vielfatt von Themen gew5hlt haben. Wir versprachen
uns durch dIe gleichzeitige Behandlung von Staatsangehörig-
keits-, AusInder- und Flüchtlingsrecht einen grölteren, besseren
und schrferen Blick auf die Zusammenhnge zwischen diesen
Rechtsgebieten. Auerdem ist das Auslnderrecht nicht ohne
das Staatsangehörigkeitsrecht verstehbar, und das Staatsange-
hörigkeitsrecht ist nicht ohne einen BIick auf d ıe auslnderrecht-
lichen Aspekte verstndüch. Daher war unsere Hoffnung, dass
gerade durch die Vielfalt derThemen auch e[n Verstndnis für d ı e
übergeordneten Zusammenhnge verst5rkt oder geweckt wird.

Besonders freue ich mich darüber, dass unsere Tagung 1m
Mai kene rein akademische Veranstaltung gewesen ist, also
nicht nur Vertreter der Universitt anwesend waren, wie das
gelegentlich bel auslönderrechtlichen Tagungen der Fali ist, son-
dern dass wir auch eine breite Beteiligung zahlreicher Praktiker
aus verschjedenen Bereichen, insbesondere der türkisclıen An-
waltschaft, zu verzeichnen hatten. Denn bef den Tagungsthemen
Auslnder-, Flüchtlings- und Staatsangehörigkeitsrecht ist die
Praxis von ganz entscheidender Bedeutung. Man kann diese Ge-
biete nicht angemessen erörtern, wenn nicht auch dIe praktische
Anwendung des Rechts mit einbezogen wird.

Ausdrücklich bedanken möchte ich mich bel der Anadolu
Universitt für d ıe gute Zusammenarbeit und dafür, dass wir in
einer aul3erst angenehmen Umgebung tagen konnten. Weiter-
hin gilt mein Dank allen Referenten und Teilnehmern, deren zaM-
reiches Erscheinen und Diskussionsbereitschaft für den Erfolg
der Tagung wesentlich war. Besonderer Dank gebührt Frau Esin
Küçük und meiner Mitarbeiterin Frau Katja Schneider für d ıe or-
ganisatorische Vorbereitung und Durchführung der Konferenz.

Prof. Dr. Dr. h.c. Kay Hailbronner
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DIE ENTWICKLUNG DES DEUTSCHEN
STAATSANGEHÖRIGKEITSRECHTS VON DER DEUTSCHEN

STAATSANGEHÖRIGKEITSREFORMGESETZGEBUNG 1999 BIS
ZUM STAATSANGEIIÖRIGKEITSANDERUNGSGESETZ VOM

5. FEBRUAR 2009

Prof. Dr. Dr. h.c. Kay HAILBRONNER

1.	 DIe Staatsangehörigkeitsdiskussion als Tell der
Reform der Auslönderpolitik

Mit der Neuregelung des Auslönderrechts durch das A ııslG
vom 9. Juli 19901 wurde erstmals eine Regelung über die Erleich-
terung der Einbürgerung als Teil einer umfassenderen Gesetzge-
bung zur Integration der 1m Bundesgebiet dauerhaft lebenden
Wohnbevölkerung in dasAustnderrechteinbezogen. In Deutsch-
and setzte sich, ungeachtet unterschiedlicher rechtspolitischer
Vorstellungen über die geeigneten gesetzlichen Mal4nahmen
(verstrkte Hinnahme von Mehrstaatigkeft usw.) d ıe Erkenntnis
durch, dass die gesetzlichen Regeln über den Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit zur BewItigung des Problems der
eingewanderten ,,Gastarbeiter" und ihrer Nachkommen der 2.
und 3. Auslndergeneration reformbedürftig sind und den Zielen
einer ausrekhenden Integration der dauerhaft 1m Bundesgebiet
lebenden ausl5ndischen Bevölkerung nicht ausreichend Rech-
nung tragen. Fortan beherrschte die Debatte über die richtigen
Integrationskonzepte auch dfe staatsangehörigkeitsrechtliche
Diskussion und führte Ietztlich zur Anerkennung eines grund-
s5tzlichen staatsangehörigkeitsrechtlichen Reformbedarfs. Ge-

Der Verfasser st İnhaber des Lehrstuhls fOr Öffentliches Recht, Völkerrecht
und Europarecht sowie Direktor des Forschungszentrums fOr intemationa-
es und europisches AusInder- und Asylrecht an der Universitt Konstanz.
BGBI. 1990 1, S.1354.

BEITRAG
KAY HAILORONNER
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BEITP£: setzgeberische Eckpunkte waren zunchst d ıe Einführung von
KAY HAİ LBRONNER Rechtsansprüchen auf Linbürgerung ins AusIG v. 9. Juli 19902 und

dIe Erweiterung des Katalogs von Ausnahmen vom Erfordernis
der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit.

2. Das Gesetz zur Reform des
Staatsangehörigkeitsrechts von 1999

DIe staatsangehörigkeitsrechtiiche Entwicklung fand einen
vorisufigen Abschluss in der Ablösung des RuStAG V. 22. Juli 1913
durch das Staatsangehörigkeitsrecht auf Grund des StAngRG v.
15. Juli 1999, das am 1. Januar 2000 in Kraft trat und seither dIe
Grundiage für das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht darstellt.
Konzipiert wurde das Gesetz allerdings ak 1. Phase einer noch
umfassenderen Reform des Staatsangehörigkeitsrechts. 4 Mit
dem Staatsangehörigkeitsgesetz wurde der gesetzliche Erwerb
des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts unter zeitweiliger
Hinnahme der Mehrstaatigkeit bis zum Erwerb der Volljshrigkeit
tür in Deutschland geborene Kinder ausIndischer Eltern mit ge-
sichertern Aufenthaltsstatus und mehrjhrigem Aufenthalt (vgl.
Ş 4 Abs. 3 StAG) eingeführt. Der Katalog der Einbürgerungsan-
sprüche wurde erweitert und neue Verlustgründe in das Gesetz
eingefügt. Rechtspolitische Grundiage der gesetzgeberischen
Reformbemühungen war dIe im Jahr 1990 bereits begonnene
Diskussion um die Integration. DIe faktischen Vernderungen in
Zahi, Aufenthaltsdauer und Zusammensetzung der 1m Bundes-
gebiet dauerhaft tebenden aust5ndischer Bevölkerung seit den
Anwerbevereinbarungen der unmittelbaren Nachkriegszeit bis
zum Beginrı dieses Jahrhunderts finden sich bereits in den um
das Staatsangehörigkeitsrecht mit groer Heftigkeit geführten
rechtspolitischen Diskussionen um dIe richtigen Integrations-
konzepte", den Stellenwert des Grundsatzes der Vermeidung

2 Zur Kommentierung der	 85-91 und 102a AusIG vgL Halibronner, in:
Hailbronner/Renner, Staatsangehôrigkeitsrecht, 3. Auf]. 2001, Teil Il C.
BGBI. 1999 1, S. 1618.
VgI. Haiibrorıner, NVWZ 1999, S. 1273; Renner, ZAR 1999, S. 154; ders., NJ
2000,S.15.
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der Mehrstaatigkeit und in neuerer Zeit um Fragen nach Inhalt BE İTRAG:

und Ziel von ,,Einbürgerungstests" und ,,LoyaIittserklrungen"	 KAYHA İ [BRONNER

wieder.

Zentraler BestandteH der Reformgesetzgebung ist d ıe Ein-
führung eines neuen Ius-soli-Erwerbstatbestandes. in Abnde-
rung von Ş 4 RuStAG erwirbt nun ein Kind auslndischer Eitern dIe
deutsche Staatsangehörigkeit durch dIe Geburt 1m Inland, wenn
ein Eiternteil seit acht Jahren rechtmig seinen gewöhnlichen
Aufenthalt 1m inland hat und eine Aufenthaltsberechtigung oder
se İt drel Jahren eine unbefristete Aufenthaltseriaubnis besitzt.5
Für Auslnder, dIe am 1. Januar 2000 rechtmI3ig ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im inland und das zehnte Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, ist ferner in Ş 40 b RuStAG ein Einbürgerungs-
anspruch vorgesehen, wenn bel der Geburt des AusInders dIe
Voraussetzungen des Ş 4 Abs. 3 StAG vorgelegen haben und
weiter vorilegen. Diese Neuregelung verndert die Struktur des
deutschen Staatsangehörigkeitsrechts grundstzlich, da erst-
mais allein aufgrund der Geburt 1m inland und des rechtm İgen
Aufenthalts eines Elternteils dIe deutsche Staatsangehörlgkeit
erworben wird, ohne dass weitere 1 ntegrationsanforderungen
an Eltern und Kind gestellt werden. Damit geht dIe Reform parti-
eli etwas über dIe ius-soli-Tatbeshnde der meisten westeurop-
ischen Nachbarstaaten hinaus, mndem dort der automatische Er-
werb der Staatsangehörigkeit kraft Geburt hufig an dIe Ceburt
eines Eitemteiis im Inland (doppeites lus soh) geknüpft ist.

Da darüber hinaus aufgrund des Staatsangehörigkeitsrech-
tes der Eltern regeim5iig eine weitere Staatsangehörigkeit er-
worben wird, wird das Kind zwei oder sogar drei Staatsangehö-
rigkeiten besitzen. 1m Gegensatz zu dem ursprünghchen Arbeits-
entwurf ist daher eine Optionspflicht vorgesehen, die gegebe-
nenfalis zum Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit führen
kann. Ailerdings wirft die Neuregeiung des Ş 29 StAG und das hier-
in enthaitene Optionsmodeli, nach derdas Kind bis zum Erreichen
der VoUjöhrtgkeit deutschen Kindern völlig gleichgesteiit ist und

vgI. hierzu auch Rn. 68ff. zu Ş 4 StAG; zu den Aufgaben des Standesbeam-
ten Bornhofen, StAZ 1999, 5.257 fr., und Krömer, StAZ 2000, 5.363ff.
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BE İTRAG: erst mit VoIIjhrigkeit seiner Optionspflicht nachkommen muss,
KAY HAILBRONNER eine Reihe verfassungsrechtiicher und auch rechtspoiitischer Fra-

gen auf.6 Die Regelung des Ş 29 5MG sieht yor, dass ein ,,Ius-soli-
Deutscher" mit Erreichen der VoIljhrigkeit erklren muss, ab er
dIe deutsche oder die aus ı ndische Staatsangehörigkeit behalten
wili. Entscheidet er sich mit der ErkIrung für die ausl ğndische
Staatsangehörigkeit, geht dIe deutsche Staatsangehörigkeit mit
dem Zugang der ErkIrung bel der zustndigen Behörde verlo-
ren. Dieselbe Rechtsfolge tritt ein, wenn er bis zur Vollendung des
23. Lebensjahres keine ErkIrung abgegeben hat. in dEesem Fali
kann davon ausgegangen werden, dass er kein Interesse an der
Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit hat und keine
Anstrengungen unternommen hat, die auslndische aufzugeben;
über diese Rechtsfolge wird er mit Erreichen der Vollj5hrigkeit
schriftlich belehrt.

In der Praxis aber wird der Auslnder wohi zumeist erkiren,
die deutsche Staatsangehörigkeit beibehalten zu wollen. in die-
sem Fail ist er grundstzIich verpflichtet, die Aufgabe oder den
Verlust der auslndischen Staatsangehörigkeit nachzuweisen.
Ş 29 Abs. 2 5.2 siehtvor, dass, wenn der Nachweis nicht bis zurVoli-
endung des 23. Lebensjahres geführt wird, die deutsche Staatsan-
gehörigkeit verloren geht, es sel denn, dass der Deutsche vorher
auf Antrag die schriftliche Genehmigung der zustndigen Behör-
de auf Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit (Beibe-
haltungsgenehmigung) erhalten hat. Um verfassungsrechtiichen
Bedenken im Hinblick auf das Verbot der unzuissigen Entziehung
derdeutschenStaatsangehörigkeitzubegegnen,sieht29Abs. 4
yor, dass die Beibehaltungsgenehmigung nach Abs. 3 zu erteilen
ist,wenndieAufgabe oder derVerIustderauslndischen Staatsan-
gehörigkeit nicht mögiich oder nicht zumutbar ist, oder bel einer
Einbürgerung nach Ş 12 StAG Mehrstaatigkeit hinzunehmen ware.
Nicht ausdrückiich geregeit ist der Fali, dass ein Ausiander erklört,
die deutsche Staatsangehörigkeit behalten zu wollen, und er aile
Anstrengungen untemimmt, seine auslöndische Staatsangehö-

6 VgI. zur Kritik am Optionsmodell Dornts, ZRP 2001, 5.547 ff.;vgi. zum Options-
modeli auch Masing, S.37 ff., 61 fr.
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rigkeit aufzuge ben, ihm dies aber den noch bis zurVoflendung des BEITG:

23. Lebensjahres nicht gelingt. Auch wenn dIe Möglichkeit, einen 	 KAY HAIIBRONNER

Antrag auf Erteilung einer Beibehaltungsgenehmigung zu stellen,
diesen Fali nicht ganz trifit, weil der Wille des AusInders auf d ı e
Aufgabe der ausInd[schen Staatsangehörigkeit gerichtet ist,
wird man unter Berücksicht İgung verfassungsrechtlicher Überle-
gungen auch hier von einem Fortbestand der deutschen Staats-
angehörigkeit ausgehen müssen.

Weitere Anderungen betreffen d ıe Einbürgerung und sehen
hier insbesondere Erleichterungen yor. Ein Anspruch auf Ein-
bürgerung besteht nun bei Vorliegen eines achtjhrigen recht-
mRigen gewöhnlichen Aufenthalts im Inland. Der Anspruch ist
abhngig von dem Bekenntnis zurfreiheitlichen demokratischen
Grundordnung, dem Besitz einer Aufenthaltserlaubnis oder Auf-
entha İ tsberechtigung, der Unterhaltsföhigkeit ohne Inanspruch-
nahme von Sozial- oder Arbeitslosenhilfe mit der Ausnahmeklau-
sel, wenn der Auslnder unverschuldet von Sozialhilfe abhSngig
wurde, der Niclıtverurteilung wegen einer Straftat spwie der
Aufgabe oder dem Verlust der bisherigen Staatsangehörigkeit.
D ıe Hinnahme von Mehrstaatigkeit ist in gröerem Umfang als
bisher zuIssig, etwa wenn der Einbürgerung âlterer Personen
ausschlieg lich das Hindernis der Mehrstaatigkeit entgegensteht,
d ıe Entlassung auf unverhltnIsmige Schwierigkeiten stöl3t
und die Versagung der Einbürgerung eine besondere Hörte dar-
stellen würde,7 oder wenn dem AusInder bei Aufgabe der aus-
lndischen Staatsangehör İgkeit erhebliche Nachteile insbeson-
dere wirtschaftlicher oder vermögensrechtlicher Art entstehen
würden, d ıe über den Verlust der staatsbürgerlichen Rechte
hinausgehen; 8 abgesehen wird schliealich vom Erfordernis der
Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit auch dann, wenn es
sich um einen EU-Bürger handeit und Gegenseit İgkeit besteht.9
Nach il StAG (bis 1. Januar 2005: Ş 86 AusIG) besteht nunmehr
kein Anspruch auf Einbürger ıı ng, wenn der Einbürgerungsbe-

87 Abs. 15.2 Nr. 4 AusIG, seit 1.1.2005: ğ 12 Abs. 1 S.2 Nr. 4 StAG.
8	 87 Abs. 'S.2 Nr. 5 AusIG, seit 1.1.2005: 12 Abs. 1 5.2 Nr. 5 StAG.

Ş 87 Abs. 2 AusIG, seit 1.1.2005: 12 Abs. 2 5MG.
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BE İTRAG: werber nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Spra-
WHAİ LBRONNER che verfügt oder wenn tatschliche Anhaltspunkte für dIe Ver-

folgung oder Unterstützung verfassungsfeindlicher Aktivitten
vorliegen.10

Eine weitere Anderung betrifft die Verlusttatbestönde, da
eine unbegrenzte Weitergabe der deutschen Staatsangehörig-
keit kraft Abstammung yor dem Hintergrund eines lus-soli-Tat-
bestandes und der erleichterten Einbürgerung kaum vertretbar
erscheint. Der Erwerb der deutschen staatsangehörigkeit ist
nunmehr ausgeschlossen bel Geburt 1m Ausland, wenn der deut-
sche Elterntef t nach dem 31. Dezember 1999 1m Ausland geboren
wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, es sel denn,
das Kind würde sonst staatenlos. Der Verlust kann darüber hin-
aus abgewendet werden, wenn der deutsche Elternteil dIe Ge-
burt innerhaib eines Jahres der zustöndigen Auslandsvertretung
anzeigt. Neben dem Verlusttatbestand aufgrund des Ş 29 5MG
wurde ferner 25 5MG dahingehend gendert, dass der Verlust
der bisherigen Staatsangehörigkeit auch dann bel willentlichem
Erwerb einer fremden staatsangehörigkeit eintritt, wenn der Le-
bensmittelpunkt in Deutschland bestehen bleibt. Damit wird d ı e
bisherige Praxis, wonach Ş 25 StAG einen unmittelbaren Wieder-
erwerb emıögtichte, ausgeschlosser ı ?

3 . Auswirkungen des StAG von 1999

Das Gesetz zur Reform des StAngR vom 15. Juti 1999, das
am 1. Januar 2000 in Kraft getreten ist, hat das deutsche Staats-
angehörigkeitsrecht in wesentlichen Punkten verndert. DIe
wichtigsten Anderungen betreffen dIe Einführung eines tus-soti-
Erwerbstatbestandes für die in Deutschtand geborenen Kinder
auslündischer Eltern und Erleichterungen bel der Einbürgerung,
insbesondee durch d ı e Herabsetzung der Einbürgerungsfrist
von bisher 15 auf 8 Jahre. Zugleich hat der Gesetzgeber aber

Vg İ . d ıe Ausführungen zu ı l StAC; zum Wahlrecht jüngst'Eingebürgerter
und dem BWahIG Stock, LAR 1995, S.33 it.

' VgI. Renner, LAR 1999, 5. ı 6o.

10
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auch durch d ı e Einführung neuer Voraussetzungen, wie z.B. der BEITG:

ausreichenden deutschen Sprachkenntnisse und eines Bekennt- KAYH4IIBRONNER

nisses zum Grundgesetz Schranken errichtet, d ı e z.T. in den L5n-
derverwaltungsvorschriften eine unterschiedliche Ausgestal-
tung erfahren haben. D ıe bedeutsamste QueIIe künftiger verwal-
tungsger ıchtlicher Streitigkeiten dürften freilich dIe Regelungen
zur Hinnahme der Mehrstaatigkeit bilden. Dies betrilft zunchst
im Wesentlichen d ıe Klauseln, nach denen bel der Einbürgerung
Ausnahmen vom Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatig-

keit vorgesehen sind. Ab dem Jahr 2008 werden sich dann yor-
aussichtlich d ıe Verwaltungsgerichte mit der Ausiegung der Opti-
onsregelung des neuen Ş 29 StAG befassen müssen, wenn - was
zu erwarten ist - d ı e kraft Geburt deutsch-ausIndischer Doppel-
staater verpflichtet sind, ni erkIren, ob sie dIe deutsche oder d ı e
ausIndiche Staatsangehör ıgkeit behalten wolten. Das In-Kraft-
Treten der Aligemeinen verwaltungsvorschrift zum StAngR
vom 13. Dezember 200012 hat zwar einige Fragen der Ausiegung
der Tatbestönde des neuen Rechts und der einhe ıtlichen Hand-
habung des Ermessens geregeit. Ein Bl ıck auf d ıe ünderverwal-
tungsvorschriften zeigt jedoch, dass nach wie yor Raum für eine
unterschiedliche Praxis besteht, d ıe sich zwangsIufig bereits da-
raus ergibt, dass d ıe StAR-VwV bel einer Re ı he strittiger Punkte
Kompromisscharakter aufweist.

Hinsichtl ıch der Auswirkungen des neuen Staatsangehörig-
keitsrechts' 3 ist festzustellen, dass ein wesentliches Ziel der Re-
form, die Steigerung der Einbürgerungsquote, zunkhst erre ı cht
worden tst. Wie das Stat ıst ı sche Bundesamt m ıtteilt, wurden im
Vertauf des Jahres 2000 rund 186.700 auslSndische Personen ein-
gebürgert; das s ı nd 43.400 oder fast ein Drittel (+30,3%) mehr ais

12 BAnz. v. 31.1.2001, Nr. 21 a.
vgI. zu den ersten Erfahrungen Göbet-Zimmermonn, ZAR 2003, S. 65 ft.; Ren-
ner, ZAR 2002, S.265 it. und 5.339 t; ders., ZAR 2004, S.176 fr.; Hailbronner,
NVwZ 2001, S. 1329 fr.; vgl. auch den 5. Bericht der Bundesauslönderbeauf-
tragten über die Lage der Auslönder in der BR Deutschland, S. 51 t, u. die
Abschlussdokurnentation des Projekts ,,Clearingstelle zum StAngR" des in-
terkulturellen Rats in Deutschland e. V.
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BEFIRAG: 1999.14 Allerdings hat schon yor in-Kraft-Treten der Neuregelung
KM HAIIBRONNER die Zahi der Einbürgerungen von AusIndern erheblich zugenom-

men. 1999 wurden 143.300 auslöndische Personen eingebürgert;
dIe Zunahme der Einbürgerungen gegenüber 1998 betrug damit
34,2%.15 1m Jahre 1998 wurden 106.800 Personen auf der Grund-
lage des AusIG bzw. des RuStAG eingebürgert; das sind über ein
Viertel (+28,8%) mehr ais 1997.6 DIe Bewertung der Zahlen von
1999 wird allerdings dadurch erschwert, dass dIe Steigerung
der Einbürgerungszahlen um rund ein Drittel z.T. noch auf altem
Recht beruht. Signi€kant ist d ı e Steigerung bel türkischen Staats-
angehörigen, dIe mit 103.900 Personen über zwei Drittel aller Ein-
bürgerungen stellten. 17 Diese Entwicklung ging ü. a. auf den Ab-
bau eines ,,Ausbürgerungsstaus" für türkische Staatsangehörige
zurück, nachdem d ıe türkischen Stellen die zuvor Iangwierigen
Bearbeitungszeiten durch eine Anderung der Entlassungspraxis
beschleunigen konnten2 8 Bei den Einbürgerungszah!en für das
Jahr 2000 ist zu berücksichtigen, dass sich hier auch kurzfristi-
ge Effekte niedergeschlagen haben, d ıe in den folgenden Jah-
ren nicht bzw. nicht dauerhaft in gleichem Umfang auftreten
werden, wie etwa dIe Anwendung der Übergangsvorschrift des
Ş 4ob StAG oder das ,,Abarbeiten" problematischer AItfIIe, ins-
besondere bel den Elnbürgerungsantr5gen iranischer Staatsan-
gehöriger.19 Letzteres dürfte auch ein wichtiger Grund dafür sein,
dass es 1m Jahre 20001m Rahmen der Einbürgerung zu der relativ
hohen quote von 44,9% bel der Hinnahme von Mehrstaatigkeit
gekommen ist (ebd.). Auch für das Jahr 2001 ist mit 178.098 eine
hohe Zahi von Einbürgerungen zu verzeichnen, dIe vermutlich
aufgrund der genannten kurzfristigen Auswirkungen der Reform
gegenüber dem Jahr 2000 leicht gesunken ist (- 4,6% 1m Bundes-

' VgI. Statistisches Bundesamt, Presseniitteilung V. 5.7.2001.

' VgI. Statistisches Bundesamt, a.a.0.
16 Vgl. Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung V. 23.11.1999.

17 VgI. Statistisches Bundesamt, Mitteilungv. 28.12.2000.

18 Vgi. den 5. Bericht der BundesausInderbeauftragten über die Lage derAus-
Inder in der BR Deutschland, S. 51.

19 VgI. 1m Einzelnen dIe BundesausInderbeauftragte a.a.0., S. 52.
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durchschnitt). Ein Rückgang der Einbürgerungszahlen warferner BEflRAG
in den Jahren 2002 (154.547) und 2003 (140.731) zu beobachten. 20 KAYHAILBRONNER

1m Jahr 2000 haben 41.257 in Deutschland geborene Kinder
auslndischer Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit nach ius

sol! erhalten. Auch 1m Jahre 2001 haben ca. 40.000 Kinder die
deutsche Staatsangehörigkeit durch Geburt 1m Inland erworben?
Mit der Übergangsregelung des Ş 40b St.AG hat der Gesetzgeber
sichergestellt, dass auch yor dem 1. Januar 2000 geborene Km-
der eines AusInders einen Anspruch auf Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit kraft Einbürgerung besitzen, wenn bei ihrer
Ceburt dIe Voraussetzungen der neuen Ius-soli-Erwerbsregelung
vorlagen, das la. Lebensjahr noch nicht vollendet ist und der
rechtmige gewöhnliche Aufenthalt im Bundesgebiet besteht.
Die ZahI der nach Ş 4ob StAG anspruchsberechtigten ausIndi-
schen Kinder wurde auf ca. 300.000 bis 350.000 geschtzt. DIe
Übergangsregelurıg hat jedoch nicht die erhoftte Resonanz ge-
funden. Bis zum Ablauf der Antragsfrist zum 31. Dezember 2000
wurden 20.184 Kinder unter zehn Jahren nach Ş 40b StAG einge-
bürgert; im Jahre 2001 kamen weitere 23.306 Kinder hinzu, deren
Eltem bereits 1m Vorjahr einen entsprechenden Antrag gestellt
hatten. Als Lirsachen für diese Zurückhaltung werden die Höhe
der Einbürgerungsgebühr von DM 500,-, die Kompliziertheit des
Optionsmodells, das Problem der unterschiedlichen Staatsange-
hörigkeit innerhalb der Familie und die Unkenntnis der gesetz-
lichen Lage vermutet 22 Die Bundesregierung hat daher einen
Gesetzentwurf vorgelegt, der eine Fristveringerung bis Ende
2002 und eine Absenkung der Gebühr auf DM 100,- vorsah. 23 Der
Bundesrat hat am il. Mal 2001 beschlossen, dem am 6. April 2001
vom Bundestag verabschiedeten Gesetz nicht zuzustimmen ş4 50
dass eine FristverIngerung nicht erfolgt ist.

20 Die Zahi der Einbürgerungen betrug 2004127.153,2005117.241,2006124.566
und 2007113.030; Statistisches Bundesamt, httpjwww.destatis.de .

21 VgI. Presseerklörung der BundesausInderbeauftragen v. 19.6.2002.
VgI. hierzu auch Renner, ZAR 2002, S.265(266).
VgI. BT-Drs. 1415654; BT-Drs. 14/4537.

24 VgI. BR-Drs. 1416532.
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BEITG:	 Die neuere Entwicklung der Einbürgerungsraten weist bis
YHA İ BRONNER zum Jahr 2005 einen kontinuierlichen Rückgang der Einbürge-

rungszahlen auf. 1m Jahr 2005 wtirden in Deutschland insgesamt
217.241 AusInder eingebürgert, was einem Rückgang zum Vor-
jahr um 7,8% entspricht. Ein Ieichter Anstieg wurde 1m Jahr 2006
um 6,2% auf 124.566 registriert» Insgesamt wurden seit Inkraft-
treten des neuen staatsangehörigkeitsrechts bis zum 1. Januar
20071.029.024 Personen eingebürgert. Von den 1m Jahr 2006 ein-
gebürgerten stammten 33.388 Personen (26,8%) aus der Türkei,
12.601 Personen aus Serbien und Montenegro ( ı o, ı %) und 6.907
aus Polen (, ş %). Damit ist auch dIe ZahI der Einbürgerung türki-
scher Staatsangehöriger seit dem Jahr 2000 von 44,4% auf 26,8%
deutlich zurückgeganger ı. lnsgesamt ist d ı e Einbürgerungsquote
türkisclıer Staatsangehöriger damit von 1999 bis 2006 von 4,9 %
auf 1,9% abgesunken2 6 Deutlich gestlegen ist allerdings dIe Quo-
te von Einbürgerungen unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit. 1m
Jahr 2006 wurden 51,0 % aller Finbürgerungen unter Fortbeste-
hen der bisherigen Staatsangehörigkeit volizogen. Abgesehen
vom Erfordemis der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit
wird insbesondere bel Staatsangehörigen aus dem Iran, Marok-
ko, Afghanistan, Libanon und Syrien. Auch bel Personen aus den
EU-Mitgliedstaaten, wie z.B. Polen, Itallen und Griechenland,
wurden dIe Einbürgerungen unter genereller Hinnahme der frü-
heren Staatsangehörigkeit vorgenommen ( yor Inkrafttreten der
gesetzlichen Regelung, wonach bel Staatsangehörigen aus den
EU-Mitgliedstaaten genereil Mehrstaatigkeit toleriert wird). Cir-
ca 2/3 aller Eingebürgerten des Jahres 2006 erwarben dIe deut-
sche Staatsangehörigkeit auf der Grundiage des Ş lo Abs. 1 StAG.
Einbürgerungsverfahren nach der Übergangsregelung des 4ob
sind mittlerweile weitgehend abgeschlossen.2'

Migrationsbericht des Bundesamtes 2006,1. Aufl. Dezember 2007, S. 173.
26 VgI. hierzu auch Thrönhardt, Einbürgerung, Rahmenbedingungen, Motive

und Perspektiven des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit, Gut-
achten für die Friedrich-Ebert-Stiftung, Mrz 2008, S. 12 mit eingehendem
Vergleich der Einbürgerungsraten in europischen Lndern, der deutschen
Bundeslnder und der Kommunen, sowie einer Anaiyse der administrativen
Diskrepanzen, S. 21 t.

27 Migrationsbericht, BAMF 2006, S. 177.
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4 . Neuere staatsangehörigkeitsrechtliche Entwicklungen 	 BEITRAG

MY HAILBRONNER

a. Das Zuwanderungsgesetz vom 30. .JuIi 2004

Das Zuwanderungsgesetz beinhaltet 1m Einzelnen fol-
gende Anderungen 1m staatsangehörigkeitsrecht, d İe
am 1. Januar 2005 in Kraft getreten sind:

Für den Erwerb der deutschen staatsangehörigkeit
durch his soti reicht es künftig aus, dass ein Eltemteil,
der sek acht Jahren rechtmi3ig se İ nen gewöhnlichen
Aufenthalt 1m Inland hat, ,,frelzügigkeitsberechtigter
Unionsbürger oder gleichgesteflter Staatsangehöriger
eines EWR-Staates ist oder eine Aufenthaltserlaubnis-EU
oder eine Niederlassungseriaubnis besitzt", unabhngig
davon, wie lange der Elternteil bereits über den unbefris-
teten Aufenthaltstitel verfügt.

- Bel der Ermessenseinbürgerung kann aus Gründen des
öffentlichen Interesses oder zur Vem ıeidung einer be-
sonderen I-1rte von der E İ nbürgeruflgSVOrausSetzuflg
der unterhaItsfhigkeit abgesehen werden.

- DIe EinbürgeruflgsVorSchriften der ŞŞ 85-91 AusIG wer-
den in das StAG überführt ffl 10-12 b StAG).

- DIe Frist für d ıe AnspruchseinbürgerUng w İrd bel erfolg-
reicher Te İ lnahme an einem Integrationskurs von acht
auf sieben Jahre verkürzt ( Ş 10 Abs. 3 StAG).

- yor der Einbürgerung eines Antragstellers, der das 16. Le-
bensjahr vollendet hat, ist eine Regetanfrage an d ı e Ver
fassungsschutzbehörden zu richten (Ş 37 Abs. 2 StAG).

- Austndische Verurteilungen zu Strafen sind unter be-
stimmten Voraussetzungen bel der Entscheidung über
d ıe Einbürgerung ni berücksichtigen (vgl. 12 a Abs. 2
und 4 StAG).

15
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8EITRAG	 b. Das EU-Richtlinienumsetzungsgesetz

YYHMI£RONNER Durch Art. 5 des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und
asylrechtlicher Richtlinien der Europischen Union vom 19. Au-
gust 2007 ist das Staatsangehörigkeitsrecht in einer Reihe von
Punkten ge5ndert worden. Zur Begründung des Gesetzentwurfs
führt dIe Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf aus, dass
,,seit der Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15.
Juli 1999 punktuelle Anderungen erforderlich geworden seien,
denen durch eine Anderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes
Rechnung getragen werden soli. D ıe Anderungen zum Staats-
angehörigkeftsrecht umfassen insbesondere dIe Aufhebung
gegenstandslos gewordener Regelungen sowie den weiteren
punktuellen Anderungsbedarf: neuer Erwerbsgrund durch lang-
jhrige Behandlung ais deutscher Staatsangehöriger, Ausgestal-
tung der Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit ais
Verwaltungsakt mit rechtsgestaltender Wirkung und Schaffung
bereichsspezifischer, datenschutzrechtlicher Regelungen". 19 Ais
gegenstandslos aufgehoben wurde insbesondere Ş 2. DIe be-
deutsamste Anderung betrifft die Schaffung eines erneuten Er-
werbsgrundes in Ş 3 um den Grund der jahrelangen Behandlung
als deutsche Staatsangehörige. Damrt sol! dIe Rechtssicherheit,
insbesondere in den Bereichen, in denen d ıe deutsche Staats-
angehörigkeit vorausgesetzt wird (Wahlrecht, Beamtenrecht
etc.) gesichert werden. Erfasst werden auch FIIe, in denen zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetzesnderung bereits seit
mind. 12 Jahren eine Behandlung ais deutsche Staatsangehörige
stattgefunden hat. 30 Ş 4 Abs. 3 S.1 Nr. 2 ist dahin neu gefasst wor-
den, dass zum Zweck der ,,besseren Lesbarkeit der Vorschrift"
auf ein bestehendes unbefristetes Aufenthaltsrecht abgestellt
und, abgesehen von der vertragsrechtlichen Regelung für die
freizügigkeltsberechtigten Schweizer, auf die bisher vorgesehe-
ne Aufzhtung von Aufenthaltsstatus und —titel verzichtet wird.31

BGBI. 2007 1, S. 1970.
29 BT-Drs. 16/5065; BR-Drs. 224107
30 zu den Einzelhciten vgl. ErIuterungen zu 3.
31 Vgl. BT-Drs. 16/5065, S. 227; zu den Einzelheiten vg!. ErIuterungen zu 4.
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Eine Reihe weiterer Anderungen betrifft d ıe Einbürgerungs- BE İTRAG:

vorschriften der ŞŞ 8-10. in Ş 8 ist einerAnregung der IMK vom Mal K4Y HA İ LBRONNER

2006 folgend, hinsichtlich der Regelung der Rechtstreue des Ein-
bürgerungsbewerbers, bel allen Einbürgerungsregelungen des
Staatsangehörigkeitsrechts gieiche Voraussetzungen zu schaf-
fen, in S. 1 Nr. 2 aufgenommen worden, dass der Einbürgerung
entgegensteht, wenn jemand wegen einer rechtswidrigen Tat zu
einer Strafe verurteilt oder gegen ihn auf Grund seiner Schuld-
unfhigkeit eine Ma(regel der Besserung und Sicherung ange-
ordnet worden ist. Zu Ş 9 hat der Gesetzgeber eine überflüssig
gewordene Regelung über den Ausschluss der Einbürgerung aus
sicherheitsrelevanten Gründer ı (d ıe nunmehr nach Ş ii für aile
Einbürgerungsregelungen nach dem StAG giit) durch das neue
Erfordemis der ausreichenden Kenntnisse der deutschen Spra-
che ersetzt. DIe Anforderungen an d ıe Kenntnisse der deutschen
Sprache sind dementsprechend auch bel der Regeleinbürgerung
von Ehegatten und Lebenspartnem Deutscher der Anspruchs-
einbürgerung nach Ş 10 Abs. 1 S. ı Nr. 6 n. F. angepasst worden.
Bel lo ist durch eine Ergnzung in Satz 1, 1. Halbsatz klargestelit
worden, dass der Einbürgerungsbewerber handiungsfhig oder
gesetzhch vertreten sein muss in Anlehnung an d ıe Einbürgerung
nach Ş 8. in Satz 1 Nr. 2 ist der Katalog der Aufenthaitserlaubnis-
se in Nr. 2, d ıe nicht für eine Einbürgerung ausreichen, um den
neuen Abs. 4a des Ş 25 Aufenthc sowie die im Vermittlungsaus-
schuss beschlosser ıe Regeiung des Ş 25 Abs. 5 auf Erteilung eirıer
Aufenthaltserlaubnis für grunds5tzlich ausreisepflichtige Ausin-
der, deren Ausreise aus rechtlichen oder tatschIichen Gründen
unmöglich ist, ergnzt worden. Eine Reihe weiterer Anderungen
zu Ş i Abs. 1 S. 1 Nr. 3, 5,6 und 7 hat Einschr5nkungen des Einbür-
gerungsanspruchs für folgende Kategorien von Einbürgerungen
neu eingeführt:

Streichung der privilegierten Einbürgerung von Jugend-
lichen bis zum 23. Lebensjahr, d ıe sich nicht um Ausbil-
dung oder Beschöftigung bemühen. Personen dieser
Altersgruppe sollen jedoch weiterhin den Anspruch
auf Einbürgerung erhalten, wenn sie wegen des Aus-
bildungs- oder Arbeitspiatzangebots oder schwieriger
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beruflicher Situation den Bezug von staatlichen Leistun-
gen nicht zu vertreten haben und damit unter d ıe ailge-
meme Ausnahmeregelung eines nicht zu vertretenden
Grundes nach dieser Vorschrift failen;

Personen, die trotz Begehens einer rechtswidrigen Tat
wegen Schuldunföhigkeit nicht zu einer Strafe verurtelit
werden können, sondern gegen die das Gericht eine
MaregeI der Besserung oder Sicherung (z.B. Ş 61 StGB,
z.B. Einweisung in ein psychiatrisches Krankenhaus) an-
geordnet hat, sind von der Einbürgerung ausgeschlos-
sen;

Voraussetzung der Einbürgerung ist genereil der Nach-
weis ausreichender Kenntnisse der deutschen Sprache
(bisherAusschlussgrund nach Ş ii S. ı Nr. ı );

Neue Voraussetzung der Einbürgerung ist der Nachweis
ausreichender Kenntnisse der Rechts- und Gesellschafts-
ordnung und der Lebensverh ğ ltnisse in Deutschland
(Aniehnung an Ş 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 AufenthG, der für d ıe
Erteilung eines Aufenthaltstitels, der zum Daueraufent-
halt berechtigt, derartige Grundkenntnisse verlangt).
Für die Einbürgerung sind Kenntnisse erforderlich, 50
dass d ı e ,,mntegrationspoiitische Stufigkeit" gewahrt
wird.

Weitere bedeutsame Anderungen hat der Gesetzgeber bel
den Regelungen über die ausnahmsweise Hinnahme von Mehr-
staatigkeit bel der Einbürgerungvorgenommen ( Ş 12). Die schwei-
zerischen Staatsangehörigen smnd in d ı e ailgemeine Ausnahmere-
gelung für EU-Staatsangehörige aufgenommen worden, wobei
das bisherige Erfordemis der Gegenseitigkeit in Abs.2 für aile
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der EU und schweizeri-
sche Staatsangehörige gestrichen worden ist. Nach Auffassung
des Gesetzgebers hat sich die Abhngigkeit von der Ausiegung
und Anwendung des ausIndischen Staatsangehörigkeitsrechts
insgesamt ais nicht vorteilhaft herausgestellt. Gestrichen wor-
den ist dagegen die Ausnahmeregelung des Abs3 (wenn Entias-
sung aus der ausl ğndischen Staatsangehörigkeit von Leistungen
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des Wehrdienstes abhngig gemacht wird), da d ıe Regelung An-
wendungsprobleme in der Praxis aufgeworfen hat. Nach Auffas-
sung des Gesetzgebers kann d ıe Verweigerung der Entlassung
wegen unzumutbarer Bedingungen auch unter d ıe aligemeinen
Ausnahmeklauseln nach Abs. 1 S.2 Nr. 3 subsumiert werden. Eine
inhalt!iche Anderung ergibt sich daraus nlcht. Eine deutliche Ver-
schrfung hat der Gesetzgeber bel der Strafbarkeitsschwelle,
ab der elne Einbürgerung ausgeschlossen Ist, vorgenommen ( Ş
12a). D ı e bisherigen Grenzen für Bagatelistrafen, d ıe nicht einbür-
gerungshinderllch sind, sind um d ıe HIfte gesenkt worden (bel
Geldstrafen von 180 Tagesstzen auf 90 Tagess5tze und bel Frel-
heitsstrafen von 6 Monaten auf 3 Monate). Da bel Jugendstrafen
d ıe Mindeststrafe erst bel 6 Monaten beginnt ( Ş 18 JGC), sind Ju-
gendstrafen Immer beachtlich. Darüber hinaus können nunmehr
mehrere Strafen, d ıe für sich genommen d ıe Bagateligrenze
nicht überschreiten, zusammengerechnet werden, soweit nicht
e ı ne niedrigere Gesamtstrafe gebildet wird. DIe Regelung ent-
spricht e ı nem Vorschlag der Innenministerkonferenz vom Mal
2006. Eine Ermessensregelung ist vorgesehen, wenn d ıe Grenze
bel Bagatelistraftaten geringfügig überschritten wird. Der unbe-
stimmte Rechtsbegrift ,,geringfügig" solI durch d ı e Verwaltungs-
vorschrift prözisirt werden. Zu Ş 12a Abs. 1 S. 4 hat der Gesetz-
geber eine Przisierung der Regelung über d ıe Relevanz von
MaregeIn der Besserung und Sicherung vorgenommen. Danach
kommt ais Maaregel der Besserung und Sicherung, dIe der Ein-
bürgerung entgegenstehen kann, bel schuIdfhigen ak auch bel
schuIdunfhigen Ttern die Entziehung der Fahrerlaubnis oder
das Berufsverbot in Betracht. Soweit es sich bel den zu Grunde
l ı egenden Straftaten um sog. Bagatelistraftaten im Sinne des
Abs. 1 S. i handeit, d ı e bel der Einbürgerung auer Betracht biel-
ben, hat d ıe Staatsangehörigkeltsbehörde nunmehr 1m EinzeIfaII
nach Ermessen zu entscheiden, ob die isolierte Anordnung einer
MaRregel elner Einbürgerung entgegensteht. Eingeschr5nkt hat
der Gesetzgeber auch d ıe Einbürgerung von Famillenangehöri-
gen ehemaliger Deutscher. Begrenzt wird die Privilegierung auf
d ıe minderjhrigen Kinder des ehemaligen Deutschen anstatt
wie bisher auf Personen, d ı e von dem ehemaligen Deutschen ab-
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BE İTRAG: stammen oder von ihm ais Kind angenommen worden sind. Nach
YYHAILBRONNER Auftassung des Gesetzgebers besteht kein öftentliches Interes-

se, erwachsene Abkömmlinge eines ehemaligen Deutschen auch
über Generationen hinweg im Ausland einzubürgern.

c. Gesetz zur Anderung des StAG vom 5. Februar 2009

Das BVerfG und das BVerwG haben in einer Reihe von Ent-
scheidungen im iahr 2006 einen Regelungsbedarf in den F ğ IIen
der Rücknahme einer Einbürgerung wegen argiistiger Tuschung
und des rückwirkenden Wegfalts der deutschen Staatsangehö-
rigkeit eines Kindes in Folge erfolgreicher Anfechtung der Vater-
schaft nach Ş 1599 sowie für die Frage der Rücknahme eines Auf-
enthaltstitels wegen argiistiger Tuschung mit Auswirkung der
Rücknahmeentscheidung auf den lus soti-Erwerb nach Ş 4 Abs. 3
StAG angemahnt. 3' Der Burıdesrat hat am 15. September 2008
hierzu Stellung genommen. 34 Der Bundestag hat am 5. Febru-
ar 2009 das Gesetz beschlossen. 35 Das Gesetz ist am 6. Februar
2009 in Kraft getreten.

Die wesentlichen Anderungen des Gesetzes betreften Ş 17
(Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit) und die Einfügung
eines neuen Ş 35 über die Rücknahme einer rechtswidrigen Ein-
bürgerung. in Ş 17 wird ais neuer Verlustgrund in Nr. 7 dIe Rück-
nahme eines rechtswidrigen Verwaitungsaktes aufgenommen.
Ein neuer Abs. 2 sieht var, dass der Verlust nicht die Kraft Ge-
setzes erworbene deutsche Staatsangehörigkeit Dritter berührt,
sofern diese das 5. Lebensjahr vollendet haben. Damit soli dem
Urteil des BVerfG vom 24. Mai 2006 Rechnung getragen werden,
dass Auswirkungen des Verlustes der deutschen Staatsangehö-

32 Vgi. Bverfc V. 24.5.2006> 2 BvR 669104; BVerfG v. 24.10.2006,2 BvR 696104;
Bverwc V. 5.9.2006,1 C 20.05; zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vgl.
BT-Drs. 16/10528.
BR-Drs. 549/08.
Zur GegenuIerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des BR vgl.
BT-Drs. 16110605 V. 22.10.2008; zur Beschlussempfehlung und Bericht des
Innenausschusses vgl. auch BT-Drs. 16110913v. 12.11.2008.
BGBI. 2009 1, S. 18.
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rigkeit durch Rücknahme der Einbürgerung auf den Bestand der BEITRAG:

Staatsangehörigkeit Dritter einer gesetzlichen Regelung bedür- VYHAftBRONNER

fen.

Nach dem neuen Abs. 3 S. ı giit der Bestand der Staatsan-
gehörigkeit Dritter auch für andere Entscheidungen auerhaIb
des Staatsangehörigkeitsgesetzes, wenn diese zum rückführen-
den Wegfall der deutschen Staatsangehörigkeit dieser Personen
führen würden und diese Personen bereits das 5. Lebensjahr
vollendet haben. Die AufzhIung der Fallkonstellation, d ı e den
rückwirkenden Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit Drit-
ter zur Folge haben kann, ist Iediglich beispielhaft. Genannt sind
die Rücknahme der Niederlassungserlaubnis nach Ş 51 Abs. 1 Nr.3,
die Rücknahme einer Bescheinigung nach Ş 15 BVFG und die Fest-
steilung des Nichtbestehens der Vaterschaft nach erfolgreicher
Vaterschaftsanfechtung, wenn d ıe deutsche Staatsangehörig-
keit des Kindes nur vom Vater erworben werden konnte. Eine
Ausnahme vom fortgeltenden Bestand der deutschen Staatsan-
gehörigkeit Dritter ab dem 5. Lebensjahr ist vorgesehen, wenn
d ıe Vaterschaft wegen einer missbruchIichen Vaterschaftsan-
erkennung erfolgreich nach Ş 1600 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 3 8GB
angefochten worden ist. Damit wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass Ş 1600 Abs. la S.3 BGB statt der Altersgrenze eine
Befristung der Anfechtungsmöglichkeit auf 5 Jahre seit der Wirk-
samkeit der Anerkennung enthölt.

Ş 35 regeit d ıe Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte
auf dem Gebiet des Staatsangehörigkeitsrechts neu. DIe spe-
zialgesetzliche Regelung trgt der Entscheidung des BVerfG
Rechnung, soweit durch die Rücknahme d ıe deutsche Staatsan-
gehörigkeit verloren geht und grundrechtsspezifische Besonder-
heiten n ıcht mit Verweis auf die aligemeinen verwaltungsverfah-
rensregelungen gelöst werden können. Erfasst ist nicht nur die
Rücknahme von Einbürgerungen nach den ŞŞ 8t, sondem auch
d ı e Rücknahme anderer staatsangehörigkeitsrechtlicher Ent-
scheidungen, soweit sie zum Verlust der deutschen Staatsange-
hörigke ıt führten, wie z.B. dIe Rücknahme der Genehmigung zur
Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit nach Ş 25 Abs.2.
Beschrnkt wird d ıe Möglichkeit der Rücknahme auf d ıe von der
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BE İJRAG: betroffenen Person bewusst unredlich erwirkte Entscheidung,
VAY HAIIBRONNER deren Fehlerhaftigkeit in ihre Sphre fIIt. Abs. 2 sieht ausdrück-

Iich yor, dass der Rücknahnı e in der Regel nicht entgegensteht,
dass der Betroffene dadurch staatenlos wird. Abs. 3 beschrğnkt
die Rücknahme auf den Zeitraum bis zum Ablauf von 5 Jahren
nach der Bekanntgabe der Einbürgerungs- oder Beibehaltungs-
genehmigung. Abs. 4 sieht yor, dass dIe Rücknahme mit Wirkung
für die Vergangenheit erfolgt. Hat d ı e Rücknahme Auswirkungen
auf dIe Rechtmigkeit von Verwaltungsakten gegenüber Drit-
ten, 50 ist nach Abs. 5 für jede betroftene Person eine seIbstn-
dige Ermessensentscheidung zu treffen. Dabei ist insbesondere
eine Beteiligung des Dritten an der argiistigen fluschung, Dro-
hung oder Bestechung oder an den vorsMzlich unrichtigen oder
unvoIIstndigen Angaben gegen seine schutzwürdigen Belange,
insbesondere auch unter Beachtung des Kindeswoh!s, abzuw-
gen.

Die neue Strafvorschrift des Ş 42 sieht eine Freiheitsstrafe bis
zu 5 Jahren oder Celdstrafe yor, wer unrichtige oder unvollst5n-
dige Angaben zu wesentlichen Voraussetzungen der Einbürge-
rung macht oder solche Angaben benutzt, um für sich oder einen
anderen eine Einbürgerung zu erschleichen.

Der Bundesrat hatte eine Reihe weiterer Anderungen des
Staatsangehörigkeitsrechts angeregt, dIe vom Bundestag jedoch
nicht übemommen wurden. Vorgeschlagen hat der Bundesrat
Einbürgerungskurse und Einbürgerungstests kraft Gesetzes in
dIe VerwaItungszustndigkeft des BAMF zu überführen. Demge-
genüber hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, dass die
geltenden Regelungen vorsehen, dass die L5nder für die Durch-
führung von Einbürgerungskursen und —tests zustndig bleiben
(Art. 83, 84 GG), und sich Iediglich bei der Durchführung des Ein-
bürgerungstests 1m Wege der Organleihe des BAMF und der von
diesem für die Integrationskurse vorgesehenen Infrastruktur be-
dienen. Auch der weitere Vorschlag des Bundesrats, Ş 12 Abs. ı
S. 2 Nr. 6 StAG dahin einzuschr5nken, dass 1m FaUe der Einlei-
tung eines Widerrufs- oder Rücknahmeverfahrens ein Anspruch
auf Einbürgerung nicht geltend gemacht werden kann, ist nicht
übernommen worden. Nach Auffassung der Bundesregierung
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besteht kein Regelungsbedürfnis, da mit Wegfall des Stat ııs ais DE İTRAG:

Flüchtling z.B. durch Rücknahme oder Widerruf einer Asyianer- KAYHAII.BRONNER

kennung der Reiseausweis hinfIIig wird und abzugeben ist.6
Nicht zugestimmt hat der Bundestag auch dem Vorschlag des
Bundesrats auf Streichung des Ş 35 Abs. 2 und Ersetzung durch
eine Ermessensentscheidung. Nach Auffassung der Bundesre-
gierung kann atypischen FaUkonstellationen durch eine Verwal-
tungsvorschrift hinreichend Rechnung getragen werden.37

Erheblich weitergehende Anderııngen sah ein Cesetzent-
wurf der Fraktion Bündnis go/Die Grünen3l yor. Kernbestandteile
des Refornı vorschlags betrafen:

- erweiterter Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Ce-
burtim Inland und Verzicht auf das Optionsmodell;

-	 kürzere Fristen für dIe Einbürgerung;

- voIIstndige Aufgabe des Crundsatzes der Vermeidung
von Mehrstaatigkeit;

- Beschrnkung der Rücknahmemöglichkeiten auf eine
Wirkung für die Zukunft;

- Wirksamwerden eines Verlustgrundes erst kraft Fest-
stellung durch d ıe Behörde.

Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der Fraktion der
CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.39

VgI. BT-Drs. 16110695; vgl. hierzu auch Erl5uterungen zu Ş 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 6
StAG.
BT-Drs. 1611095, 5.3.
BT-Drs. 1612650.
BT-Drs. 16110913, 5.4.
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YENİ TÜRK VATANDAŞLIĞI KANUNU'NUN
ELEŞTİREL ANALİZİ

Prof. Dr. Bilgin TİRYAKİOĞLU

Giriş
B İ LGiN	 Bu bildirinin sunuldu ğu 15-16 Mayıs 2009 tarihinde dü-

TIRYAKIOĞLU'NUN zenlenen sempozyumun yap ıldığı s ırada 22.5.1964 tarih
TEBLİĞİ ve 403 sayıh Türk Vatandaşlığı Kanunu' henüz yürürlük-

ten kaikmamıştı. Bildiri, 403 sayılı Kanun'un yerine geçmek
üzere İçişleri Bakanlığı tarafından hazırlanan ve 2006 Nisan
ayında TBMM'ye sunulan Tasar ı2 esas al ınarak hazırlanmıştı .
Sempozyum'dan kısa bir süre sonra, Tasarı, Türkiye Büyük
Millet Meclisi'nde kabul edilerek 29 May ıs 2009 tarih ve 5901
sayılı Türk Vatanda şlığı Kanunu olarak yasala şmış ve 12 Ha-
ziran 2009 tarihinde Resmi Gazete'de yay ımlanarak yürürlü-
ğe girmiş bulunın-ıaktadrn Bu nedenle, okuyucuya en son du-
rumu sunabilmek üzere, bildirinin sempozyum kitabında ya-
ymlanacak metniııi 5901 sayd ı Türk Vatandaş lığı Kanunu'nu
esas alarak haz ırlamış bulunmaktayız.

Bilkent Üniversitesi Hukuk Fakültesi, Uluslararas ı Özel Hukuk Anabi-
lim Dalı öğretim üyesi.
Kanun'un metni için bkz. kG, 22.021964-11635.
7 Nisan 2006 tarih ve 1/458 say ılı Türk Vatanda şlığı Kanunu Tasarı -
s ı . Söz konusu Tasar ı 22. yasama dönemde meclise sunulmu ş olmak-
la beraber bu yasama döneminde görüşülemediği için Içtüzüğün 77.
maddesi uyarınca hükümsüz hale gelmi ştir. Bununla beraber, Tasar ı,
Bakanlar Kurulu'nca yenilenerek 23. yasama döneminde tekrar Mecli-
sin gündenüe al ınmıştır. Bkz. Başbakanl ık Kanunlar ye Kararlar Genel
Müdürlüğü'nün, TBMM Ba şkanlığı 'na hitaben yazmış olduğu 8.11.2007
tarihli yazı: http://www2.tbmm.gov.tr/d23/1/1.0458.pdf (erişim tari-
hi: 30.6.2009).
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Bu bildiride, 5901 say ılı Türk Vatandaş lık Kanunu'nun BILGIN

genel karakteristik özellikleri üzerinde durulurken, bu özel- J İ RYAK İOĞ[U'NUN

likler bakımından 403 sayılı TVK ile karşılaştırma da yap ıl- TEBLiĞİ

mıştır. Türk Vatandaşliğı Kanunu Tasansı 'nın3 genel gerekçe-
sinde, 1 Mart 2000 tarihinde yürürlü ğe giren Avrupa Vatan-
daşlık Sözleşmesi4 ile uyumun sağlanmas ı ihtiyac ı, yeni bir
vatandaşlık kanunu hazırlanmasının temel sebeplerinden biri
olarak say ılmaktad ır. Gerekçede, ayr ıca 1982 Anayasas ı'nın
66. maddesinde 2001 y ıhnda yapılan değişiklik ile vatandaş-
ligin kazanılmasında ana ile baba aras ındaki ay ırımın orta-.
dan kald ır ılarak, Anayasa'nm temel ilkelerinden olan kanun
önünde kad ın erkek eşitliğinin sağlannuş olduğu, ancak 403
say ılı Türk Vatandaşli ğı Kanunu'nda bu tür ayrımcılık içe-
ren hükünılerin halen varlığını sürdürdüğü ifade edilerek, bu
eşitliği sağlamak amac ıyla da yeni bir kanuna ihtiyaç duyul-
duğu vurgulanmaktad ır.

1. 5901 Sayılı TVK'mn Genel Yaklaşımım
Ortaya Koyan Düzenlemeler

5901 say ı lı TVK'nın 3(1). maddesinin (b) bendinde di-
ğer tanımların yanı sıra "çok vatandaşl ık" kavraınının tanımı-
nın yap ılması özel bir anlam ta şımaktad ır. Söz konusu mad-
dede, çok vatandaşlık tarıımına yer verilmiş olması, sade-
ce bir tanım yap ılmasından ibaret olmay ıp, Türk vatandaş-
lık hukukunda, çok vatandaş lığa karşı olumlu bir yaklaşım
izleneceğinin kanun düzeyinde kabul edildi ğinin de işareti-
clir. Türkiye'nin çifte veya çok vatanda ş lığa karşı yaklaşımı,
403 sayılı TVK'run yürürlüğe girmesinden sonra, özellikle
yurt dışında yaşayan ve yaşadıkları ülkelerde yerleşnıiş olan

Bundan böyle k ısaca Tasan olarak anılacaktır. Hükümetin teklif etti-
ği Tasarı metni ve Tasarı 'nın gerekçesi için bkz. http://www.basba-
kanhik.gov.tr/docs/kkgm/kanuntasarilari/l01-fl95.doc . (erişim tari-
hi:30.6.2009). Içişleri Komisyonu'nun kabul ettiği tasarı metni için bkz.
TBMM Tutanak Dergisi, Dönem 23, Yasama Y ılı 2, S.Say ı s ı :90.
Sözleşme'nin İngilizce metni için bkz. http://conventions.coe.int/Tre-
aty/en/Treaties/Htinl/166.htm (erişim tarihi: 30.6.2009).
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BILGIN Türk vatandaşlarının ihtiyaçlarına cevap vermek üzere za-
T İ RYAKiOĞIU'NUN man içinde değişmiştir. Bu değişiklikler, muhtelif tarihlerde

TEBlİĞİ yapılan kanun değişiklikleri ile 403 say ıh Kanun'a yans ıtılmış
olmakla birlikte, çifte ve/veya çok vatandaşlık terimlerine
Kanun'da hiç bir zaman aç ıkça yer verilmemi5tir. 5 Buna kar-
şılık, 5901 sayılı TVK, daha başlangıçta çok vatanda şl ık tanı-
mini yaparak (nt 3(1)(b)), daha sonra da "çok vatandaş lık" baş-
lığım taşıyan 44 (1). maddesinde çok vatandaş lığa sahip olan
Türk vatandaşlarının nüfus aile kütüklerindeki kay ıtlara, bu
kişilerin çok vatanda şlığa sahip olduklarına dair aç ıklama ya-
pılacağını belirtmek suretiyle, çok vatandaşhğa -özellikle ya-
bancı bir devlet vatandaşlığını kazanan Türk vatandaşları ba-
kımından- aç ıkça imkan tartımaktadır. Böylelikle, 5901 sayı-
lı TVK, Türk vatandaşlarının, Türk vatanda şlığını muhafaza
ederek başka bir devlet vatanda ş lığına geçmek için izin alma-
ları yükümlülüğünü de kald ırmış bulunmaktadır. Bu hüküm-
ler, Türkiye'nin, Türk vatanda şlarının çifte/çok vatandaşl ık
taşımalan konusunda 80'li y ıllardan bu yana izlemekte oldu-
ğu, ancak 403 say ılı TVK'ya açıkça yansıtılmamış olan poli-
tikayı desteklemektedir. Avrupa Vatanda şlık Sözleşmesi'nin
çok vatandaşlığa karşı olumlu yaklaşımının da, kanun koyu-
cunun çok vatandaşlığa karşı olumlu yaklaşımında etkili ol-
duğunu düşünüyoruz.

Il. 5901 Sayılı TVK'mn Vatanda şlığm Kazanılmas ı ve
Kaybedilmesi İlgili Sistematik Ayr ımı

A. Türk Vatandaşlığının Kazanılması Bakımından

5901 sayıh TVK'nın "İkinci Bölüm"ünde yer alan hüküm-
ler, 403 say ılı TVK'nın vatandaş lığın kazanılması yolları ile
ilgili olarak yapmış olduğu aynmın terk edildiğini göster-
mektedir. 403 say ılı TVK'da bireyin iradesinin oynadığı rol

403 say ıl ı TVK'nın çifte/çok vatandaş lığa kar şı yaklaşımı hakk ında ge-
nel bir değerlendirme için bkz. Tiryakioğlu, Bilgin, "Multiple Citizen-
ship and its Consequences in Turkish üw", (Citizenship), Ankara Law
Reviem, Summer 2006, vol.3, no.1, s. 1-16.
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göz önüne al ınarak, Türk vatanda şlığının kazanılması, kanun B İ LG İ N

yoluyla, yetkili makam karar ıyla ve seçme hakkı ile kazan- T İ RYAKIOĞW'NUN

ma olmak üzere üçlü bir ayrıma Mbi tutulmu ştu. 5901 sayı lı TEBLİĞİ

TVK ise, vatandaşliğın kazanılması bakımından yapılan gele-
neksel ayr ıma uygun olarak, 5. maddesinde getirmiş olduğu
"Türk vatanda ş lığı, doğumla veya sonradan kazan ılır" hükmüyle,
vatandaşlığın kazanılmas ım, doğumla kazanma ve sonradan
kazanma ayrımı üzerine inşa etmiş bulunmaktadır.

B. Türk Vatandaşlığının Kayb ı Bakımından

5901 say ı lı TVK, vatandaşlığın kaybı hallerirıi iki katego-
riye indirmiştir. Söz konusu Kanun'un 23(1). maddesi uya-
rınca söz konusu iki kategori, yetkili makam kararı ve seçme
hakkının kullanılması yoluyla vatandaşlığm kaybıdır. 5901
sayılı TVK'nın yapmış olduğu bu ayrımın isabetli olduğunu
düşünüyoruz. 403 sayılı TVK'da bu iki kategorinin yanı sıra,
"kanun yoluyla kayıp" başlığı da yer almaktayd ı . Ne var ki, 403
sayılı TVK'nın 19. maddesinde, kanun yoluyla kay ıp başlığı
altında düzenlenen evlenme yoluyla vatanda şliğın kaybı, 19.
maddede düzenlenen şartları ve sonuçları itibarıyla kanun
yoluyla vatandaşlığın kaybında olduğu gibi otomatikman
Türk vatandaşhğımn kaybı sonucunu doğurmadığmdan, ev-
lenmenin kanun yoluyla kay ıp başliğı altında düzenlenmesi
doğru değildi. 403 say ılı TVK'da kanun yoluyla kay ıp baş lığı
altmda yer alan evlenme yoluyla vatanda ş lığın kaybının, sa-
dece kad ınlar bakımından münıkündü, esas itibarıyla seçme
hakkının kullanılmas ı suretiyle Türk vatanda şlığmın kaybı
kategorisinde yer almas ı gerekmekteydi. 5901 sayılı TVK'nın,
vatandaş lığın kaybı hallerini, yetkili makam karar ı ve seçme
hakkının kullanılması yoluyla kayıp olarak iki kategoriye in-
dirgeyen sistemi içinde, evlenme art ık kanun yoluyla kay ıp
yolu olmaktan çıkmıştır. Esasen, 5901 say ılı TVK, evlenmeyi
herhangi bir şekilde Türk vatanda şlığımn kaybı yolu olarak
da görmemektedir.

5901 sayılı TVK'njn, vatanda şliğın kaybı bakımından ge-
tirdiği ikinci ve reform niteli ğindeki değişiklik ise yetkili ma-
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BILGIN kam kararıyla kay ıp halleri konusundad ır. Yeni Kanun, yetki-
T İ RYAK İ OĞLUNUN li makam karar ı ile Türk vatandaşliğımn kaybını; çıkma, kay-

TEBLİĞİ bettirme ve vatandaşlığın iptali olmak üzere üçe ay ırdıktan
sonra (m. 24(1)), 403 say ılı TVK'da yer alan kaybettirme se-
beplerinin çok büyük bir ço ğunluğuna yer vermemi ş ve çıkar-
ma müessesini de tamamen kald ırmış bulunmaktad ır. Dola-
yısıyla, 5901 say ıh TVK ile birlikte, Türk vatandaşlığından ç ı-
karma müessesesi de tarihe karışmış olmaktad ır.

111. Türk Vatandaşlığının Doğumla Kazan ılması

5901 sayılı TVK, 6. maddesinin birinci f ıkrasında, 403 sa-
yılı TVK'dan farklı olarak, doğumla kazanılan Türk vatandaş-
hğının soy bağı (kan) veya doğum yeri (toprak) esasına göre
kendiliğinden kazanılacağını ve doğum anından itibaren hü-
küm ifade edeceğini özel olarak belirtmiş bulunmakla, esasen
bu tür kazanma bakımından kabul edilmiş genel esaslar ı te-
yit etmiş olmaktad ır.

5901 saydı TVK'nın doğum yoluyla Türk vatandaşlığrnın
kazanılmasmı düzenleyen hükümlerine göz attığımızda, do-
ğum yoluyla kazanma halleri bak ımından sadece farklı kav-
ramlar kullandığını, esasa yönelik de ğişiklikler getirmediği-
ni görüyoruz. Kavramlardaki de ğişiklikler, örneğin "nesep"
yerine "soy bağı " kavramının tercih edilmesi, 1 Ocak 2002 ta-
rihinde yürürlüğe giren 4721 saydı Medeni Kanun'daki kav-
ramlar ile uyum sağlamak amacın taşımaktadır. Aynı şekil-
de, 403 sayılı TVK'run 2. maddesinde "hal değişikliği" başlığı
altında yer alan hükümde Türk babadan olan ve yabanc ı ana-
dan doğan çocuğun babaya nesep bağı ile bağlanacağı haller
sayılarak, bu yollardan biri ile Türk babaya ba ğlanan çocuğun
Türk vatandaşı olacağı belirtilmişti. Yeni Kanun'da (m. 7(3)),
403 sayılı TVK'nn aksine, bu haller tek tek sayılmayıp, Mede-
ni Kanun'un nesep konusunda getirmi ş olduğu yeni düzenle-
me ile uyum sa ğlamak amacıyla, Türk vatandaşı baba ve ya-
banc ı anadan evlilik birliği dışında doğan çocuğun, soy bağı
kurulmasını sağlayan usul ve esaslarm yerine getirilmesi ha-
linde Türk vatanda şlığını kazanacağı belirtilmiştir.
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5901 say ılı TVK'run doğumla kazanma başlığı altında yer BILGIN

alan ve 403 sayılı TVK'da bulunmayan yeni hükümleri de, T İ RYAK İ OĞLU'NUN

esasa ilişkin her hangi bir değişiklik getirmemektedir. Örne- TEBLİĞİ

ğin, yeni TVK'da, Türk vatanda şı ana ve yabanc ı babadan ev-
ilik birliği dışında doğmuş olan çocuğun Türk vatandaşı ola-
cağını öngören hüküm (m. 7(2)), 403 say ılı TVK'da bulunma-
maktaydı. Bununla beraber, 403 say ılı TVK'nın 1. maddesin-
de yer alan "Türkiye içinde veya dışı nda Türk babadan olan ya da
Türk anadan doğan çocuklar doğurnlarzndan başlayarak Türk ya-
tandaşıdı rlar" hükmü, Türk anadan, yabancı babadan evlilik
birliği dışında doğmuş olan çocuğu da kapsadığından, söz
konusu çocuklar ın Türk vatanda şı olacağı tereddüde yer ver-
meyecek kadar aç ıktı .

IV. 5901 Sayılı TVK'ya Göre
Türk Vatandaşlığının Sonradan Kazan ılmas ı

1.403 say ılı TVK, sonradan kazan ılan vatandaş lığı, kanun
yoluyla, yetkili makam karar ıyla ve seçme hakkı ile kazanma
başliklar ı altında üçlü bir ayırımı benimseyerek düzenlemi ş-
ti. 5901 say ılı TVK, sonradan kazanılan vatandaşlık konusun-
da, 403 sayılı TVK'dan farkl ı bir ayrımı tercih etmiştir. Her
şeyden önce, yeni TVK, kanun yolu ile kazanma kategorisi-
ne yer vermemi ştir. Kanun yolu ile kazanma, vatandaşlığın
kazanılmasmda kişinin ve yetkili makamın iradesinin rolü-
nün bulunmadığını, kanundaki şartlar gerçekleşince Türk ya-
tandaşlığının kendiliğinden kazanılacağını ifade etmektedir.6
403 sayılı TVK, kanun yolu ile (sonradan) kazanma başlığı al-
tında evlat edirne ve evlenme yoluyla Türk vatanda şlığımn
kazanılmasmı hallerini düzenlemi şti. Bununla birlikte, evlen-
me yoluyla vatandaşlığın kazaııılmasını düzenleyen 403 sa-
yılı TVK m. S'de, 4866 say ıl ı ve 4.6.2003 tarihli Kanun'la7 de-
ğişiklik yapılmadan önce evlenme ile vatanda şliğm kazanıl-
ması, istisnai olarak üç durumda, baz ı şartların gerçekle5me-

6 Nomer, Ergin, Vatandaş lık Hukuku, B. 16, İstanbul 2007, s. 56.

RG, 12.6.2003-25136.
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B İ tL İN si halinde ve sadece kad ınlar için söz konusuydu. Bu istisnai
URYAK İ OĞLU'NUN hallerden ikisinde (Türkle evlenen yabanc ı kad ının vatansız

TESLİĞİ olması veya bir Türkle evlenmesi nedeniyle kendi vatanda şlı-
ğını otomatikman kaybediyor olmas ı hallerinde) Türk vatan-
daşlığının kazanılmas ı kendiliğinden gerçekleştiğinden, söz
konusu durumlar için kanun yoluyla kazanma baş lığı uygun
dü5mekteydi. 8 Buna karşı lık, Türk ile evlenen yabanc ı kad ı-
nın kendi talebi üzerine Türk vatandaşlığmı kazanmas ı, ka-
nun yoluyla kazanma olmadığı için bu başhk altında yer al-
ması, doktrinde hakl ı olarak eleştirilmiş, bu durumun seç-
me hakkı ile kazanma başhğı altında düzenlenmesi gerektiği
savunulmuştu.9 403 sayılı TVK'nın 5. maddesinde yap ılan de-
ğişiklik, bu s ıkıntıyı gidermediği gibi, durumu daha karma-
şık hale getirmişti.'°

2. 5901 sayılı TVK'nın 9. maddesi, sonradan kazanılan
Türk vatandaşlığmı, yetkili makam kararı ile kazanma, evlat
edinilme yoluyla kazanma ve seçme hakkı ile kazanma şeklin-
de üç kategoriye ay ırmıştır. Evlat edinilme yoluyla Türk ya-
tandaşlığmın kazanılması, 9. maddede, ayrı bir kategori ola-
rak sayılnıış olmalda beraber, yeni TVK'da evlat edinme ile il-
gili hükümde "milli güvenlik ve kamu düzeni bak ı m ı ndan engel
teşkil edecek hali bulunmama" şartının arandığı göz önüne alm-
dığında, evlat edinilme yoluyla vatanda şliğm kazanılmas ının
da yetkili makam kararıyla kazanma gibi dü şünülmüş oldu-
ğu görülmektedir. Bu nedenle, 5901 say ılı TVK'nın sonradan

Aynı yönde bkz. Nomer, s. 57.
Bkz. Aybay, Rona, Vatandaş lık Hukuku, B. 2, İstanbul 2006, s. 98,136,153;
Sargin, Fügen, "Türk Vatanda şlığı Kanununda Değişiklik Yapan 2003
Tarihli ve 4866 Sayı l ı Kanun Kapsamında Bir Değerlendirme", AÜHFD,
2004, C. 53, S. 1, s. 30.

10 Söz konusu Kanun değişikliği hakkında ayrıntı l ı bilgi için bkz. Güngör,
Gülin, "The Acquisition of Turkish Nationality by Way of Marriage Fol-
lowing the June 2003 Amendment", Ankara Lou' Review, Summer 2004,
vol. 1, s. 2949; Erdem, Babad ır, "4866 say ı l ı Kanunla Türk Vatandaşlık
Kanunu'nun 5. maddesinde Yap ılan Değişikliğe Göre Türk Vatanda şlı-
ğın ın Evlilik Yoluyla Kazan ılması ", Milletleraras ı Özel Hukuk ve Milletle-
raras ı Hukuk Bülteni, (Prof Dr. Gülören Tekinalp'e Armağan, Say ı 1-2, Yı l
2003, s. 354 vd.; Sargm, s. 29-34.
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kazanılan vatanda şliğı esas itibanyla yetkili makam kararı ile B İ LGiN

kazanma ve seçme hakk ı ile kazanma seklinde iki kategoriye TIRYAKIOĞLU'NUN

ay ırdığım söylemek mümkündür. 5901 say ılı TVK'da, evlen- TEBLi Ğ i

me yoluyla Türk vatandaşlığının kazanılmasının da, yetkili
makam kararı ile kazanma olarak nitelendirildiği görülmek-
tedir. 5901 sayılı TVK'nın ikinci bölümünde yer alan Türk ya-
tandaşlığını kazanma sebepleri dışında, Kuzey Kıbrıs Türk
Cumhuriyeti vatanda şları için Türk vatandaşlığın kazanılma-
sı yeni Kanun'un "Çeş itli Hüküm/er" başlığını taşıyan beşinci
bölümünde (m. 42), ayrıca düzenlenmiş bulunmaktadır.

A. 5901 sayılı TVK'ya Göre Yetkili Makam Kararıyla
Türk Vatandaşlığının Kazamlmas ı

1. Yetkili Makam Kararı ile Kazanma Konusunda
Tasarının Genel Yaklaşımı

5901 sayıh TVK'nın yetkili makam karanyla Türk vatan-
daşlığının kazanılması konusunda 403 sayıl ı TVK'da kabul
edilmiş bulunan sistemi değiştirdiği görülmektedir.

403 say ılı TVK'da, yetkili makam karar ıyla kazanma, ge-
nel olarak vatandaşhğa almma (m. 6), istisnai vatandaşlığa
al ınma (m. 7) ve yeniden vatanda şlığa al ınma (m. 8) olarak üç
baş lık altında ele alınmıştı .

5901 sayılı TYK, bu konuda, evlenme yoluyla vatanda şh-
ğın kazanılması da dahil olmak üzere, beş ayn kategori oluş-
turmuş ve her biri için "vatandaşlığa al ınma" terimi yerine "vii-

tandaş lığın kazamlmas ı " terimini tercih etmiştir. 5901 sayd ı
TVK'nın, yetkili makam kararı ile Türk vatandaşlığının ka-
zanılmasmı düzenleyen ve söz konusu be ş kategoriye ilişkin
ortak esasları belirleyen 10. maddesi "Türk vatandaş lzğın ı ka-
zanmak isteyen bir yabanc ı, bu Kanun'da belirtilen şartları taşıma-

s ı halinde yetkili makam kararı ile Türk vatandaş lığın ı kazanabilir.
Ancak, aranan şartları taşı mak vatandaşlığın kazarnirnas ında kişiye
mutlak bir hak sağlamaz" hükmü ile 403 say ılı TVK'da da kabul
edilmiş olan iki esası teyit etmektedir: Türk vatandaşlığını ka-
zanmak isteyen bir yabanc ı, her bir kategori için ilgili madde-
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B İ LG İN de aranan şartları yerine getirecektir. Ancak, bu şartların ger-
T İ RYAK İ OĞW'NUN çekleşmesi başvuruda bulunan yabancının Türk vatandaşlı-

TEBLi Ği ğım kazanacağı anlamına gelmemekte; yetkili makama takdir
yetkisi tanınmaktadır.

5901 sayılı TVK'nın 11. maddesinde, "genel olarak vatan-

daşlığa alrnmarnn" şartları, genel olarak vatandaşlığa almma
ifadesine yer verilmeksizin "başvuru için aranan şartlar" baş-
ligi altında sayılmaktadır. Söz konusu maddenin, adi telsikin
şartlar ını düzenlediğini ve 403 sayılı TVK' da genel olarak ya-
tandaşlığa al ınmayı düzenleyen 6. madde yerine tasarlanm ış
olduğunu söylemek mümkündür.

5901 sayılı TVK'nın 12. maddesi, "Türk vatandaşlığm ın ka-

zan ı lınas ında istisnai haller" başlığı altında kimlerin daha kolay
şartlarda Türk vatandaşlığıııı kazanacağını belirtmektedir.
Vatandaşlığa alrnmada ikinci kategoriyi olu şturan bu madde
403 sayı lı TVK'da istisnai olarak vatanda şlığa alınmayı dü-
zenleyen 7. maddeyi kar şılamaktadır. 5901 sayd ı TVK'nın 13.
ve 14. maddelerinde yer alan üçüncü ve dördüncü kategoriler
ise 403 sayıh TVK'nın 8. maddesinde düzenlenrni ş bulunan
yeniden vatandaşlığa alın-ma ile ilgili hükmü karşılamaktad ır.
5901 sayılı TVK'nm 13. maddesi, Türk vatanda şlığının ikamet
şartı aranmaksızın; 14. maddesi ise Türk vatanda şlığmın ika-
met şartına bağlı olarak yeniden kazarulmasmı düzenlemek-
tedir. 5901 say ılı TVK'nın, 11. ila 14. maddeleri aras ında yer
alan kategorilerin karşılığı, 403 sayıli TVK'da yer almakla be-
raber, bu maddelerin içeri ği ve yaklaşımı 403 sayı lı TVK'nın
ilgili hükümlerinden farkl ıdır. 5901 sayılı TVK, Türk vatan-
daşlığmın evlenme yolu ile kazanılmasına yetkili makam ka-
rarı ile kazanma yolları arasında beşinci kategori olarak 16.
maddesinde yer vermiş ve evlenme yoluyla vatanda şlığın ka-
zanılmasmı yetkili makam kararı ile kazanmanın diğer yolla-
rı ile birlikte aynı usul ve esaslara ba ğlamış bulunmaktadır.
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2. Yetkili Makam Kararı Ile Kazanma Halleri

a. Vatandaşlığa Kazanılmasında Ilk Kategori
(Adi Telsik)

5901 sayı lı TVK'da, genel olarak vatanda ş lığa alınnıa
ile ilgili olarak baz ı değişiklikler getirilmiş olmakla beraber,
403 sayıl ı TVK'nın kabul ettiği yaklaşımın esas itibanyla ko-
runduğunu söylemek mümkündür: Türk vatandaşliğını ka-
zanmak isteyen yabanc ının, 5901 sayılı TVK'nm 11. madde-
sinin ilk fıkras ında sayılan "genel şartları " taşıması gerekli-
dir. Kanun'da "genel şartlar" ifadesine yer verilmemiş olma-
sma rağmen bizim böyle bir nitelenclirme yapmam ızın nede-
ni, 11. maddenin ilk fıkras ındaki şartların, bu madde uyar ın-
ca, Türk vatanda ş lığmı kazanmak için yetkili makama başvu-
racak olan her yabancı için; 11. maddenin ikinci f ıkrasındaki
şartın ise, sadece baz ı yabanc ılar için aranacak olmasıdır.

5901 say ılı TVK'nm 11. maddesinin ilk fıkrasının a-f bent-
leri arasında sayılan şartlar, esas itibar ıyla 403 sayılı TVK'mn
6. maddesinde yer alan şartların tekrarından ibarettir. Buna
karşılık, 5901 say ıh TVK'nm 11(1). maddesinin (g) bendinde
yer alan "milli güvenlik ve kamu düzeni bak ım ından engel teşkil
edecek bir hali bulunmama" şartı yeni bir şarttır. Yeni Kanun'da,
böyle bir şartın yer alması, milli güvenlik ve kamu düzeni
kavramlarının sınırlarının belirsizliği ve içeriklerinin zama-
na göre değişmesi sebebiyle eleştiriye açıktır. Bununla bera-
ber, 403 say ılı TVK'nın 6. maddesinde milli güvenlik ve kamu
düzeni bakımından engel teşkil etmeme şartının vatandaşlığa
alınnıa şartları arasında yer almamas ına rağmen, uygulama-
da etkili olduğu gerçeği göz önüne alındığmda yeni TVK'nın
bu şarta yer vermi ş olmas ı, en azından kanunilik ilkesi ba-
kımından isabetli bir yakla şım olarak da değerlendirilebi-
ur. Gerçekten de, kanunda yer almayan, ancak ki şinin Türk
vatandaşlığmı kazanmas ına ilişkin kararın verilmesi üzerin-
de etkili olan bir şartın idari makamlar tarafından aranması,
Anayasa'nın 66. maddesinin üçüncü fıkrasında ifadesini bu-
lan kanunilik ilkesi ile ba ğdaşmamaktadır. Öte yandan, 5901

BilG İ N

JiRYAK İ OLU'NUN
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BILGIN say ılı TVK'nın 11. maddesinin gerekçesinde, milli güvenlik
Tİ RYAK İ O ĞUJ'NUN ve kamu düzeni kavramlan ile neyin kastedildi ği açıklana-

TEBLİĞİ rak, yukarıda sözü edilen belirsizlik bir ölçüde giderilmiş bu-
lunmaktadır. Madde gerekçesinde, milli güvenlik bak ımın-
dan tehlike teşkil eden ve milli menfaatler ve ülke bütünlü-
ğü aleyhine faaliyet gösterenlerle bu faaliyetleri destekleyen-
lerin, bu gibi kişi veya kuruluşlarla ili şki içerisinde bulunan-
ların ve herhangi bir isyan, sabotaj, casusluk, silah ve uyu ştu-
rucu kaçakçıli ğı, evrakta sahtecilik gibi kamu düzenini bozan
faaliyetlerde bulıınanlann Türk vatandaşlığmı kazanmaları-
nın bu şart vasıtasıyla engellenebileceğine değinilmektedir.

5901 say ılı TVK'da vatandaşlığa al ınmamn genel şart-
ları yanında, aynı maddenin ikinci fıkrasmda, 11. maddeye
göre Türk vatandaşhğını kazanmak isteyen yabancılar için,
taşıdıkları devlet vatandaşliğmdan çıkma şartmın da arana-
bileceği ve bu talcdirin kullanılmas ına ilişkin esasların tespi-
tinin Bakanlar Kurulu'nun yetkisinde oldu ğu belirtilmekte-
dir. 5901 sayılı TVK'nın, 11. maddesinin ikinci fırkasında yer
alan, "Türk vatandaş lığın ı kazanmak isteyen yabanc ılarda, yukarı-
da sayı lan şartlarla birlikte, taşıdıkları devlet vatandaşlığı ndan ç ık-
ma şartı da aranabilir" hükmünü, 11. maddenin ilk fıkrası ile
birlikte ele aldığınuzda şu sonuca varmaktay ız: Türk vatan-
daşlığını 11. madde uyarınca kazanmak isteyen bütün yaban-
cıların söz konusu maddenin ilk f ıkrasındaki şartları taşıma-
sı gerekir. Ancak, Türk vatandaş lığın kazanmak isteyen "baz ı
yabanc ılar" için taşıdıkları devlet vatandaşlığından çıkma şartı
da ek bir şart olarak aranabilir. 11. maddenin ikinci f ıkrasının,
esas itibarıyla, çifte ve/veya çok vatanda şlığa izin vermeyen
devletlerin vatandaşları için getirilmi ş olduğunu düşünmek-
teyiz. Genel gerekçede yer alan baz ı ifadeler de, bu ek şartm,
Türk vatandaşlığmdan ç ıkmayı, kendi vatandaşlığmın kaza-
nılması için bir şart olarak ortaya koyan, yani çifte vatandaş-
lığı kabul etmeyen devletlerin vatanda şları için aranacağı so-
nucuna varmanuzı haklı kılmaktad ır.

LI	
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b. istisnai Olarak Türk Vatandaşlığının Kazanılması
5901 sayıl ı TVK'nın Türk vatandaşlığının kazajulmas ında

istisnai haller başlığı altmda yer alan 12. maddesinin, vatan-
daşlığı kazanma şartlar ı ve bu yolla vatandaşlık kazanacak
kişiler hakkında 403 sayılı TVK'nın 7. maddesinden farklı bir
yaklaşım izlediği görülmektedir. 403 sayılı TVK, istisnai ola-
rak Türk vatandaşlığına alınacak kişilerin, genel olarak vatan-
daşlığa alınma için Kanun'un 6. maddesinde sıralanan şartla-
rın ikisi dışında kalan (ikamet ve yerle şme niyeti) tüm şartla-
rı gerçekleş tirmesini aramaktaydı Yeni TVK ise bu konuda
tek şart aramaktad ır ki, bu da 403 sayılı Kanun'da genel ola-
rak vatanda şhğa almma şartları arasında bulunmayan "milli
güvenlik ve kamu düzeni bak ım ından engel teşkil edecek bir hali bu-
lunmamak" (m.11/1(g)) şartıdır.

Yeni TVK, 403 say ılı TVK'nın 7. maddesinde istisnai yol-
dan Türk vatanda ş lığına alınabilecek ki şiler olarak belirlediği
altı kategoriden dördüne (TVK'nın 7. maddesinin (a-ç) bent-
leri) yer vermemi5tir. 11 Yeni TVK, 403 sayılı TVK'nn 7. mad-
desinin (d) ve (e) bentlerinde yer alan diğer iki kategoriyi mu-
hafaza etmiş ve istisnai yoldan Türk vatandaşlığına al ınacak
olanlar arasına bir üçüncü kategori olarak göçmenleri ekle-
miştir.

Bu çerçevede 5901 sayılı TVK'nın 12. maddesi uyarınca
istisnai vatandaşlığa alınacak olanlar şunlardır:

i. Türkiye'ye sanayi tesisleri getiren veya bilimsel, , tekno-
lojik, ekonomik, sosyal, sportif, kültürel, sanatsal alanlarda
olağanüstü hizmeti geçen ya da geçeceği düşünülen ve ilgi-
li bakanlıklarca haklar ında gerekçeli teklifte bulunulan ki şi-
ler (m. 12/1(a)).

' 403 sayıl ı TVK'da yer alan, ancak 5901 say ılı TVK'da yer almayan kate-
goriler şunlard ır:"Türk vatandaş lığın ı herhangi bir şekilde kaybetmi ş olanla-
nn sonradan doğmuş olan reşit çocuklan" (m. 71(a)), "bir Türk vatanda şı ile
evli olanlarla bunlann reş it çocuktan" (m. 7(b)), "Türk soyundan olanlarla eş-
leri ve reşit çocuklan" (nt 7(c)) ve "bir Türk vatanda şı ile evlenme karanyla
Türkiye'de yerleşmiş olanlar" (m. 7(ç)).

BiLGiN

TiRYAKiOĞLIJ'NUN

TEBli ğ i
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ii. Vatandaşlığa alınması zaruri görülen ki şiler (m. 12(1)

	

r İ RYAI İ OĞLU'NON
	

(b)).

	

TEBL İĞİ 	

ili. Göçmen olarak kabul edilen ki şiler (m. 12(1)(c)).

5901 sayılı TVK'da, göçmen olarak kabul edilen ki şile-
rin istisnai yolla vatanda şlık kazanacak kişiler grubuna ek-
lenmesinin altında yatan neden, vatanda şlığm kazanılması-
nın tek bir kanunda düzenlenmesi olsaydı, göçmenlerin ayrı
bir grup olarak 12. maddede yer almas ının isabetli bir tercih
olduğu söylenebilirdi. Ne var ki, tek bir kanun ile düzenle-
me amacının gerçekleştirebilmesi için, 5901 say ılı TVK'nın,
iskan Kanunu'nun' 2 göçmenlerin Türk vatandaşlığma alın-
malarmı düzenleyen 8. maddesinin 4. fıkrasını yürürlükten
kaldırması gerekirdi." İskAn Kanunu'nun 8. maddesi yürür-
lükten kaldırılmadığı için, yeni Kanun'un 12(1)(c) hükmüy-
le birlikte halihaz ırda göçmenlerin vatanda şliğa alınmala-
rı iki ayrı kanunda düzenlenniiş olmaktadır. Bu durumda,
Türk soyundan olan ve Türk kültürüne bağlı olan göçmenle-
rin İskAn Kanunu'nun 8(4). maddesine göre, diğer göçmenle-
rin ise 5901 say ıh TVK'nın 12 (1)(c) maddesine göre Türk ya-
tandaşlığına alınacağı sonucuna varmak mümkündür.

c.Yeniden Türk Vatandaşlığının Kazanılması
2003 yılmda 4866 sayılı Kanun ile 403 sayılı TVK'da yap ı-

lan değişiklikten sonra, anılan Kanun'un 8. maddesi yeniden
Türk vatandaşliğını kazanacak olan ki şileri, yabancı ile yap-
tığı evliliği sona erdiği halde Türk vatandaşlığını seçmek için
kanunda öngörülen süreyi kaç ıran kad ınlar, çıkma izni alarak
vatandaşlıktan ayrilanlar ve vatandaşliğı kaybettirilenler ile
sınırlamıştı . 4866 sayı lı Kanun ile getirilen değişiklikte, seçme
hakkını kullanarak Türk vatandaş lığını kaybedenler zikredil-

12 19.09.2006 tarih ve 5543 sayı l ı iskan Kanunu (RG, 26.09.2006-26301).
13 Yeni iskan Kanunu ile ilgili ayr ıntılı bilgi için bkz. Öztürk, Necla, "5543

Sayı l ı iskan Kanunu Hükümleri Uyannca Türk Vatanda ş lığm ın Kaza-
rıı lmasC', Türkiye Barolar Birliği Dergisi, 2007, S. 68, s. 241-264.
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mediği için, bu gibi kişilerin yeniden vatandaş liğa aimmala-
rı yolu kapatılmıştı .

5901 sayılı TVK'da, yeniden vatanda şlık kazanacak kişi-
lerin kimler olacağı hususunda iki temel değişiklik göze çarp-
maktad ır. Her şeyden önce, seçme hakkın kullanarak Türk
vatandaşlığrnı kaybedenler yeniden Türk vatanda ş lığını ka-
zanacaklar arasma dahil edilmiştir. Bu çerçevede ister yetki-
li makam kararıyla, ister seçme halckmın kullanılması suretiy-
le olsun Türk vatandaşlığını herhangi bir yolla kaybedenler,
5901 sayıli TVK uyannca yeniden Türk vatandaşlığını kazan-
ma imkAnna sahip bulunmaktad ır. Bu imkandan mahrum bı-
rakılan tek grup, haklar ında vatandaşlığa alınma kararı iptal
edilmiş olanlar -5901 say ılı TVK'dalci ifadesiyle vatandaşlık-
ları iptal edilenlerdir.

5901 sayılı TVK, 403 sayılı TVK'nın 8. maddesinden farkl ı
olarak, yeniden vatandaşlığın kazanılmasını, ikamet şartı ara-
nıp aranmayacağına göre iki ayrı başlık altında (m. 13 ve 14)
düzenlemiştir.

aa. Türk Vatanda şlığının İkamet Şartı Aranmaks ızın
Yeniden Kazan ılmas ı

5901 sayılı TVK'da (m. 13), bu gruba giren ki şilerin Türk
vatandaşliğını kazanmaları için, milli güvenlik ve kamu dü-
zeni bakımından engel teşkil edecek hali bulunmama şartı dı-
şında hiç bir şart aranıııaımştır. Bu gruba giren kişiler, çık-
ma izni almak suretiyle Türk vatandaşlığıru kaybedenler (m.
13(1)(a) ile Türk vatanda şlığmdan ç ıkan ana veya babalarına
bağlı olarak14 Türk vatandaşlığını kaybedip, 21. maddede ön-

14 403 sayı lı TVK'nm 8. maddesinde, Türk vatanda şlığından çıkan anala-
rına ve/veya babalarına bağ l ı olarak Türk vatandaşliğmı kaybedenler
yeniden Türk vatandaşliğına ahnacaklar aras ında sayılmadığından, bu
gibi kişiler kendilerine tanınan seçme hakk ını öngörülen sürede kullan-
mad ıkları takdirde yeniden Türk vatandaşlığına aknma i ınlönına sahip
bulunmamaktaydı . 5901 sayılı TVK, bu gibi kişilere de, yeniden vatan-
daş liğı kazanma imkanını tanımış bulunmakla bu s ıkmtıyı gidermiştir.
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bb. Türk Vatandaşlığının ikamet Şartına
Bağlı Olarak Yeniden Kazan ılmas ı

5901 sayılı TVK'nın 14. maddesi, vatandaşlığı kaybettin-
lenler (m. 29) ile seçme hakk ım kullanmak suretiyle Türk va-
tandaşlığından ayrılanlara (m. 34), Türk vatandaşlığını ika-
met şartma bağlı olarak yeniden kazanma imkanı vermiş
bulunmaktad ır.`

5901 say ılı TVK'nın, çıkma izni alarak ayrılanlar ve bun-
ların çocukları için Türkiye'de ikamet şartını araınay ıp (m.
13), vatandaşlığı kaybettirilenler ile seçme hakkım kullana-
rak Türk vatandaşlığından ayrılanlar için üç yıl ikamet şartı
aramasının (m. 14) ayrımcılığa yol açtığım düşünüyoruz. 14.
maddenin gerekçesinden bu ayr ımcılığın altında yatan nede-
ni tespit etmek mümkündür. Gerekçede, "Vatandaşl ık, karşı l ık-
l ı hak ve yükümlülüklerin varlığı ile birlikte duygu bağlantıs ın ı da
temel alan hukuki bir bağdı r" ifadesine yer verilmi ş olması, ka-
nun koyucunun, hakk ında kaybettirme karar ı verilen kişiler
İle Türk vatandaşlığından seçme hakkını kullanmak suretiyle
ayr ılan kişilerin Türkiye ile duygu bağlantısının zayıf olacağı
varsayınlına dayamldığım göstermektedir. Hakkında kaybet-
tirme kararı verilenler, bizatihi bu karar ile cezai bir yapt ırıma
tabi olmu şlar ve bunun sonucunda iradeleri d ışında Türk ya-
tandaşlıklarım kaybetmişlerdir. Bu nedenle, söz konusu ki şi-
lerin yeniden Türk vatandaşlığım kazanmak istemeleri halin-
de, onlara farklı muamele yapmay ı sürdürmek ve üç y ıl ika-
met şartını aramak mant ıkl ı görünmemektedir. Üç y ıl ikamet
şartının yeniden Türk vatandaşhğını kazanmak istemeleri ha-

ıs Söz konusu maddenin (1) f ıkras ına göre, "29 uncu madde uyarınca Türk
vatandaş lığı kaybetürilenler Bakanlar Kurulu kararıyla, 34 üncü madde uya-
rınca Türk vatandaşlığın ı kaybeden ler Içişleri Bakanlığın ın kararıyla, milli gü-
venlik ve kamu düzeni bakı m ı ndan engel teşkil edecek bir halinin bulunmama-
sı ve Türkiye'de üç yıl ikamet etmek şartıyla Türk vatandaş lığın ı yeniden kaza-
nabilirler".
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ikide seçme hakkım kullanarak Türk vatandaşlığmdan ayrı- B İ LG İ N

laıılar için aranmas ının da makul bir gerekçesi yoktur. Eğer, TiRYAK İOĞ UJ'NUN

kanun koyucu, kişinin kendi iradesi ile Türk vatandaşlığın- TLBIJ Ğ I

dan aynlmasını, ilgili kişinin ülke ile duygu bağlantıs ımn ol-
madığı şeklinde değerlendirip üç yıl ikamet şartın arıyorsa,
bu durumda çıkma izni almak suretiyle Türk vatanda şlığın-
dan aynianlar için de aym şartı aramas ı gerekirdi.

d. Türk Vatandaşlığının Evlenme Yoluyla Kazan ılmas ı
Evlenme yoluyla vatanda şlığın kazanilmas ı konusunda

5901 sayılı TVK, hem içeriği, hem vatanda şlığın kazanilmas ı-
mn niteliği bakımından 403 sayılı TVK'dan farkl ı bir yaklaşım
kabul etmiştir. Gerçekten de, yeni TVK, evlenme yoluyla ya-
tandaşhğın kazanılmas ının şartları ve yolları bakımından ge-
tirdiği bazı önemli değişikliklerin yan s ıra, bu tür kazanma-
yı yetkili makam karar ı ile kazanma olarak nitelendirmiş bu-
lunmaktadır.

5901 sayılı TVK'nın 16. maddesi, 403 say ılı TVK'n ın 5.
maddesinin ilk fıkrasında olduğu gibi, bir Türk vatanda şı ile
evlenmenin doğrudan Türk vatandaşlığmı kazand ırmayaca-
ğı ilkesini kabul etmektedir. Bununla beraber, yeni TVK, 403
sayı lı TVK'dan farklı olarak, istisnai durumlara yer verme-
yip, evlenme yoluyla vatanda ş lığın kazanılabilmesini, ancak
ve sadece ilgili yabanc ımn bu konuda başvuruda bulunmas ı
hali ile s ımrland ırmıştır.

5901 say ılı TVK'da evlenme nedeniyle Türk vatandaşlı-
ğınm kendiliğinden kazanılacağı istisnai durumlara yer veril-
nıemiş olması iki açıdan isabetlidir. Her şeyden önce, evlen-
menin, ilgili kişiye otomatikman Türk vatanda şlığmı kazan-
dıracağma ilişkin bir hükme yer vermek, evlenme yoluyla ya-
tandaşlığm kazanilmasmı yetkili makam kararıyla kazanma
olarak kabul eden bir yasal düzenleme açısından çelişkili bir
tutum olurdu. İkinci olarak, bir yabanc ıya s ırf kendi ülkesinin
vatandaşı ile evlenmesi nedeniyle kendi iradesi bu yönde ol-
masa bile vatanda şlık vermek "kişiye zorla vatandaşlık yüklen-
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BILGIN memelidir" ilkesi ile çelişmektedir. 16 Eğer Türk vatanda şı ile
T İ RYAK İ OĞLU'NUN evlenen yabanc ılar bu evlilik nedeniyle Türk vatandaş lığım

TEBLI ĞI kazanmak istiyorlarsa, onlara, bu imkfrm diğer yabancılara
göre daha kolay şartlarda tanımak yeterli olacaktır. Bu ise, söz
konusu kişilere kolaylaştırılmış (istisnai) telsik yoluyla vatan-
daşlığı kazanma imkanı verilmesi şeklinde olabilirdi; ancak
5901 sayılı TVK, evlenme yoluyla vatanda şlığın kazanılma-
sını genel olarak vatandaşlığa al ınmadan daha kolay şartlar-
da, istisnai yoldan vatanda şlığı kazanmaya göre ise daha a ğır
şartlarda olmak üzere "evlenme" başlığı altında özel olarak
düzenlemeyi tercih etmi ştir. Kanun'un gerekçesinde Avrupa
Vatandaş lık Sözle5mesi 17 ile uyumlu bir Kan ım yapma ama-
cmdan bahsedilmiş olmas ı, bir Türk vatandaşı ile evli olan ya-
bancı eşe, mutlaka istisnai haller ba şlığında Türk vatanda ş-
liğmı kazanma imkanı tanınmasını zorunlu kılmamaktadır.
Nitekim 5901 say ıl ı TVK, evlenme yoluyla vatanda şlığın ka-
zarulmasmı genel olarak vatanda şlığa alınmaya göre daha ko-
lay şartlara bağlamış olmakla, Avrupa Vatandaşlık Sözleşme-
si ile uyumlu bir düzenleme getirmi ş bulunmaktadır.

3. ikamet ve ikamet Şartının Arandığı Durumlarda
Sürelerin Hesaplanmas ı

5901 sayılı TVK'run 15(1). maddesinde yer alan "bir ya-
bancı için ikamet, Türk kanunlanna uygun olarak Türkiye'de otur-
maktı r. Türk vatandaş lığı n ı kazanma talebinde bulunan bir yabancı
başvuru için aranan ikamet süresi içinde toplam alt ı ayı geçmemek

16 Avrupa Vatanda ş lık Sözleşmesi'nin kabul etti ği temel iikelerden biri de,
bir devlet vatanda şının yabancı ile yapmış olduğu evliliğin, diğer eşin
vatandaşliğını otomatikman etkilememesi illcesidir (m. 4(d)). 403 say ı-
lı TVK'nın 5. maddesinde yap ılan değ işikliğin, evlenme nedeniyle oto-
matik vatandaşlık bahşetmekten kaçınma ilkesi çerçevesinde değerlen-
dirilmesi hususunda aynca bkz. Güngör, Acquisition of Turkish Nationa-
liIy, s. 33.

17 Avrupa Vatandaş l ık Sözleşmesi, kolaylaştınlmış telsik yolundan istifa-
de edebilecekleri belirlerken, ilk s ırada eşleri saymıştır (m. 6(4)(a)). Bu-
rada kastedilen, bir devletin, kendi vatandaşlanrun yabanc ı eşlerine
istisnai yoldan vatandaş lık kazanma imkanını tanımasıdır.
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üzere Türkiye d ışı nda bulunabilir. Türkiye dışında geçirilen süre- BILGIN

ler bu Kanun'da öngörülen ikamet süreleri içinde değerlendirilir" İİ RYAJÖO Ğ LU'NUH

hükmü, Kanun'un ikamet şartını aradığı maddeler bakmıın- rEBÜ Ğİ

dan önem taşımaktadır. Bu çerçevede, ikamet şartının aran-
dığı ilk durum 5901 sayd ı TVK'nın 11(1) maddesinin (b) ben-
dinde düzenlenmi ştir. Bu hükme göre, Türk vatanda şlığını
kazanmak isteyen yabancmın, diğer şartlar yanında "başvu-
ru tarihinden geriye doğru Türkiye'de kesintisiz be ş yıl ikamet et-
mek" şartını da gerçekleştirmesi gerekmektedir. İkamet şartı-
nın arandığı ikinci durum ise, Kanun'un 14. maddesinde dü-
zenlenmiş olup, bu maddeye göre yeniden Türk vatanda şı ol-
mak için başvuranların Türkiye'de üç y ıl ikamet etmesi şartı
aranmaktad ır.

İster 11. madde uyar ınca olsun, ister 14. madde uyarın-
ca olsun, başvuruda bulunan kişinin yurt d ışında bulunduğu
sürenin altı ayı geçmemesi gerekir. Yurt d ışında geçirilen sü-
relerin altı ayı aşmas ı halinde ikamet süresi kesilecek, bu süre
altı ayı geçtiği andan itibaren ikamet süresi yeniden ba şlaya-
caktır. 5901 sayılı TVK'nın 15. maddesinde öngörülen alt ı ay-
lık sürenin, 14. maddedeki üç y ıllık ikamet süresi bakımından
makul bir süre olduğunu dü şünüyoruz; her yıl için iki ayin
yurt dışında geçirilmiş olması normal kabul edilebilir. 18 Bu-
nunla beraber, altı ayl ık sürenin, 11. maddede yer alan beş yil-
lık ikamet şartı için yetersiz olduğunu düşünüyoruz. Çünkü
11. maddeye göre başvuruda bulunmak isteyen bir yabanc ı,
örneğin dokuz yıldan beri Türkiye'de Türk kanunlarına göre
ikamet ediyor olsa bile, eğer yurt chşmda kaldığı süre toplam
altı ay ı aşmış ise, bu şartı yerine getirememiş olacaktır. Günü-
müzün hayat koşulları dikkate almdığında 11. maddede ön-
görülen beş y ıllık ikamet bakımından, her yıl için iki ay yurt
dışında kalma süresinin kabul edilerek bu sürenin en az ından
on ay olarak tespit edilmesi daha gerçekçi bir çözüm olurdu.

18 Üstelik 5901 say ı l ı TVK'nın Geçici 1. maddesi uyarınca Türk soylu ya-
banc ılar için, tl. maddenin birinci fıkras ının (b) bendinde öngörülen
ikamet süresi 31.12.1010 tarihine kadar iki yıl olarak uygulanmaktad ır.
Bu durumda olan kişiler bakımmdan da yurt dışında geçirilen sürelerin
toplam altı ayı aşmamas ı aranmaktadır.
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4. Yetkili Makam Karar ı ile Türk Vatandaşlığının
Kazanılmas ının Geçerliliği ve Sonuçları

a. Vatandaşlığın Kazarnlmas ı Anı

5901 say ıl ı TVK'nm 20(1). maddesi, Türk vatarıdaşlığının
kazanılmasına ilişkin tüm kararların, karar tarihinden itiba-
ren hüküm ifade edeceğini belirtmektedir.

b. Eş ve Çocuklar Üzerideki Etkisi

5901 sayılı TVK'mn 20(2). maddesi uyannca, yetkili ma-
kam kararı ile Türk vatandaşlığınırı kazanılmas ı eşin vatan-
daş lığına tesir etmez. 403 say ılı TVK'nın 15. maddesi de aynı
ilkeyi kabul etmiş ve vatandaşlığa alınmanm eşin vatandaş-
lığına tesir etmeyece ğini belirtmiş olmakla beraber, bu kura-
la, vatansız kadının kocasma bağlı olarak Türk vatarıdaşlığını
kazanacağını öngörmek suretiyle bir istisna getirmi şti. Yeni
TVK'da, böyle bir istisnaya yer verilmemi ştir ki, bu iki aç ıdan
isabeflidir. Bir kere, sadece vatans ız kad ının kocasına bağlı
olarak Türk vatandaşlığını kazanması, erkekler için böyle bir
düzenleme yap ılmamış olması nedeniyle kad ın-erkek eşitli-
ğine aykırıdır ve Avrupa Vatandaşlık Sözleşrnesi'nin m. 5(1).
maddesi cinsiyet ayrımını yasalciamaktadır. Ikinci olarak, ya-
tansızliğı önlemek gerekçesiyle bile olsa, ba şka bir devletin
vatandaşlığını kazanan eşe bağl ı olarak, diğer eşe otomatik-
man vatandaşlık verilmesi, ilgili ki şinin iradesi dışında vatan-
daşlık kazanması anlamına gelmektedir ve bu durum Avrupa
Vatandaşlık Sözleşmesi'nin 4(d) maddesinde ifadesini bulan
eşe bağli olarak vatandaşlığın kendiliğinden kazanılmamas ı
ilkesi ile çelişmektedir.

5901 saydı TVK'run, yetkili makam karanyla vatandaş-
ligin kazanılmasmın çocuklar üzerindeki etkisi ile ilgili ge-
tirdiği düzenleme de 403 sayd ı TVK'nın taşıdığı sakıncaları
bertaraf etnıi5tir. 19 403 say ılı TVK'nın konuyu düzenleyen 16.

19 403 saydı TvIC'n ın çifte vatandaş lığı önlemek için getirdiği kurallarm
içerdiği tutarsızlıklar hakkmda bkz. Tiryalcioğlu, Citizenship, S. 10-11.
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maddesi, babanın çocuklarının, vatandaşlığa alınan babaları- B İ LG İ N

na bağlı olarak Türk vatandaşı olması için "küçük" olmalarını İIRYAKİ O Ğ LU'NUN

yeterli görürken, ananın çocuklarının anaya bağlı olarak Türk TEBLi Ğİ

vatandaşı olması için "küçük" olmalar ının yanı sıra, çifte va-
tandaşlığı önleme amac ı ile başka bazı şartların da gerçekleş-
mesini aramaktaydı . Böyle bir düzenlemenin kadın ve erkek
eşitliğine aykırı düştüğü tartışmasızdır. Eğer amaç, gerçekten
de çifte vatanda şlığı önlemek olsaydı, o zaman Türk vatan-
daş lığına al ınan erkeklerin küçük çocuklar ı bakımından da,
aynen kad ının küçük çocuklarının Türk vatandaşlığını kazan-
mas ı için aranan şartlara benzer diğer baz ı şartları aramak ge-
rekirdi. Yeni TVK'nın, 20(2). maddesi ile bu ayrımcılik kaldı-
r ılmıştır. Söz konusu madde uyar ınca, "Ana veya baban ın Türk
vatandaş lığın ı kazandığı tarihte velayeti kendisinde bulunan çocuk-
ları, diğer eşin muvafakat etmesi halinde Türk vatanda şlığı n ı kaza-
n ı r. Muvafakat verilmemesi halinde ana veya baban ın mutad mes-
keninin bulunduğu ülkedeki hı7kim kararına göre işlem yap ı l ır". Bu
hüküm, vatandaşlığm kazanılmasının çocuklar üzerindeki et-
kisini, ana ve baba ayrı m ı gözetmeksizin belirlemiş olmas ı ve
basitliği nedeniyle isabetlidir.

Yeni TVK'nın 20. maddesinin 3. fıkrasına göre, "Ana veya
baban ın Türk vatandaş lığın ı kazandığı tarihte kendileri ile birlikte
işlem görmeyen çocuklar ı, ergin olduktan sonra Türk vatandaşlığı-
n ı kazanmak üzere başvurdukları takdirde haklarında il inci madde
hükümleri uygulan ı r". Söz konusu maddede, böyle bir hükme
niçin yer verildi ği anlaşılmamaktadır. Eğer, kanun koyucu,
bu durumda bulunan çocukların Türk vatanda ş lığını kazan-
ması için daha elveri şli bir yol getirme amac ım gütmüş olsay-
dı, o zaman bu çocuklar hakk ında, bu amaca yönelik olarak
özel bir düzenlemeye gerek olabilirdi. Kanun koyucu, böyle
bir amaç gütmediğine ve bu çocuklar re şit olmalarından iti-
baren zaten diğer yabancılar gibi 11. maddeye göre vatandaş-
lığı kazanmak için başvurma hakk ına sahip olduğuna göre
20. maddenin (3) fıkrasında böyle bir düzenleme yapılmas ı-
n ın gerekli olmadığını düşünüyoruz.
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B. Türk Vatandaşlığının Evlat Edinilme ile Kazanılması

5901 sayıli TVK, 9. maddesinde, evlat edinilme yoluy-
la vatandaşlığın kazanılmas ını, yetkili makam kararı ve seç-
me hakkının yanı s ıra vatandaşlığın sonradan kazanıldığı üç
temel kategoriden biri olarak belirlemi ştir. Bununla birlikte,
yeni TVK'da evlat edinme yoluyla vatanda>ş lığın kazanılma-
sınırı, 17. maddedeki hüküm nazara al ındığında yetkili ma-
kam kararıyla kazanma türü olarak mı kabul edildiği, yoksa
kanun yoluyla kazanma türü olarak m ı düzenlendiği tartış-
masımn yaşanacağını düşünüyoruz.

Evlat edinme yoluyla vatandaşlığın kazaııılmasının, yeni
TVK'nın 9. maddesinde sonradan vatandaşlik kazanma halle-
ri arasında yetkili makam karan ile kazanmadan ayr ı olarak
sayılmasından hareketle bu tür kazanmanın kanun yolu ile
kazanma türüne benzer bir şekilde düzenlenmiş olduğu ileri
sürülebilirse de, 17. maddede yer alan iki husus bu tür bir de-
ğerlendirme yapmamıza olanak vermemektedir. Her şeyden
önce, bu durumda 17. maddede yer alan "karar tarihi" ile yet-
kili makamın kararının mı, yoksa evlat edinme karar ının mı
kastedildiğinin açıklığa kavuşturulmas ı gerekir; ne var ki, 17.
maddede ve maddenin gerekçesinde bu konuda bir aç ıklama
yoktur. Ikinci olarak, evlat edinmenin kanun yoluyla vatan-
daşhğm kazanılması olarak kabul edildiği durumlarda "milli
güvenlik ve kamu düzeni bak ı m ından engel teşkil edecek hali bulun-
mama" şartına yer yoktur; buna rağmen, 17. maddede bu şart-
lara yer verilmiştir.

Kanun'da, evlat edinme ile ilgili 17. maddenin sistematik
açıdan bulunduğu yer ve maddenin içeriği, kanun koyucu-
nun evlat edinilme yoluyla vatandaşlığm kazanılmasını yet-
kili makam karar ı ile kazanma hali olarak kabul ettiği görüşü-
nün ileri sürülmesine de imMn tan ımaktadır. Zira 17. madde-
de aranan, evlatliğm milli güvenlik ve kamu düzeni bakımın-
dan engel teşkil edecek hali bulunmamas ı şartı, Kanun'da sa-
dece yetkili makam karar ı ile Türk vatandaşlığının kazanıld ı-
ğı hallerde aranmaktad ır.
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Kartaatimizce, kanun koyucu, evlat edinnıe yoluyla ya- BiLGiN

tandaşlığın kazarulmasını, 9. maddesinde yapmış olduğu ay- Iİ RYAE İ OĞLU'NUN

rıma rağmen, yetkili makam karar ı ile kazanma gibi görmek- TEBLİĞİ

tedir. Her şeyden önce, yukanda belirtildi ği gibi, milli güven-
lik ve kamu düzeni şartı, Kanun'un yetkili makam kararı ile
kazanma türlerinde aradığı bir şarttır. Kanun'un sistematik
yorumu da aynı sonuca varınamıza neden olmaktad ır. Zira
Kanun'da, 17. maddeyi takip eden 19. madde yetkili makam
kararı ile Türk vatandaşlığının kazanılmasında usul ve esas-
ları; 20. madde ise yetkili makam karar ı ile Türk vatandaş-
liğının kazanılmasmın geçerliğini ve sonuçlarını düzenlemiş
bulunmaktadır. Bu gerekçelerden hareketle, 17. maddede dü-
zenlenen evlat ediııilme yoluyla Türk vatanda şlığının kaza-
nılması yolunun, kanun koyucu tarafından yetkili makam ka-
rarıyla kazanma türü olarak kabul edildiğini düşünüyoruz.

Evlat edinilme yoluyla Türk vatanda şlığının kazanılma-
st, şartları bakımından da 403 say ılı TVK'ya göre esaslı fark-
lıliklar içermektedir. 5901 sayılı TVK, bu yolla vatanda şlığın
kazanılması baktmından iki şart aramaktad ır. Kanun'un, 17.
maddesine göre, bir Türk vatanda şı tarafından evlat edinilen
ergin olmayan ki şi, milli güvenlik ve kamu düzeni bak ımın-
dan engel teşkil edecek bir hali bulimmamak şartıyla karar
tarihinden itibaren Türk vatandaşlığını kazanabilir. 403 say ı-
lı TVK'nın 3. maddesinde aranan şartlar, evlat edinilen ki şi-
nin küçük olması ön şartı ile birlikte çocuğun vatansız olma-
s ı veya vatans ız olmasına yol açan ihtimallerin varl ığı üzerine
kurulmuştu. Dolayısıyla, evlatlığın zaten bir vatandaşliğmın
olması ihtimali varsa, TVK m. 3'deki şartlar gerçekleşmemiş
olacağından, evlatl ık da Türk vatandaşliğmı kazanamıyordu.
5901 saydı TVK'nm çifte/çok vatandaşlığa olumlu yaldaşımı
nedeniyle, 403 sayılı TVK'da evlat edinilenin Türk vatandaş-
lığmı kazanması için aranan şartlara yer vermemiş olması tu-
tarlı bir çözüm yoludur.
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C. 5901 say ılı TVK'ya göre Türk Vatandaş l ığının
Seçme Hakkı ile Kazanılması

1. Seçme Hakkı Konusunda Kanun'un
Genel Yalciaşımı

5901 sayılı TVK'run seçme hakkını düzenleyen 21. mad-
desi şu hükmü içermektedir: "27 nci madde uyar ı nca ana veya
babalanna bağl ı olarak Türk vatanda şlığın ı kaybeden çocuklar er-
gin olmalar ı ndan itibaren üç y ı l içinde seçme hakkın ı kullanmak su-
retiyle Türk vatandaş lığın ı kazanabilirler". Bu hükmün de açık-
ça ortaya koydu ğu gibi, 5901 sayılı TVK, Türk vatandaş lığının
seçme hakkı ile kazanılmasını, bu hakk ı kullanacak ki şiler ba-
kımından 403 sayılı TVK'ya göre farkl ı düzenlemiştir.

403 sayılı TVK, seçme hakkı ile Türk vatanda şhğın ka-
zanacak kişileri, küçükler (m. 12) ile evlenme yoluyla Türk
vatandaşlığını kaybeden kadın (m.12) olmak üzere iki gruba
ayırmıştı. Ana ve/veya babalar ına bağlı olarak Türk vatan-
daşlığmı kaybeden küçükler re şit olmalarından başlayarak
bir yıl içinde (TVK m. 12); evlenme yoluyla Türk vatanda şlı-
ğından ayrılan kad ın ise bu evliliğiıı sona ermesinden itibaren
üç yıl içinde (TVK m. 13) seçme hakk ın kullanarak Türk ya-
tandaşlığını kazanabiliyordu.

5901 sayı lı TVK, evlenerek Türk vatanda şlığından ayrılan
kad ınlara seçme hakkı tanıyarak Türk vatanda şlığına dön-
me imkanı veren 403 say ılı TVK' ııın 13. maddesine benzer bir
hükme yer vermemiştir. Çünkü 403 sayılı TVK m. 13'ün te-
melini teşkil eden ve seçme hakk ının kullamirnasını gerekti-
ren sebep de 5901 say ılı TVK'da yer almamıştır. Diğer bir ifa-
de ile, yeni Kanun, bir Türk vatanda şı kad ının yabancı erkek-
le evlenerek kocas ının vatandaş lığını seçmek suretiyle Türk
vatandaşlığından ayr ılmasına imkan tanımadığından, bu ki-
şilerin seçme hakkım kullanarak Türk vatandaşlığım kazan-
mas ına dayanak teşkil edecek durum da ortadan kalkmış ol-
maktad ır.

5901 say ılı TVK, bir taraftan seçme hakk ım kullanacak
grup olarak sadece küçükleri belirlerken, öte yandan bu hak-
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ki kullanacak küçükleri de 403 sayılı TVK'ya göre daha sınır- BILGIN

lı olarak düzenlenmi ştir. Nitekim 403 say ılı TVK'nın 12. mad- TIRYAK İOĞLU'NUN

desinin (b) bendinde yer alan seçme hakk ına karşılık gelen TEBLİĞİ

herhangi bir hükme yeni Kanun'da yer verilmemiştir. 5901
sayıh TVK, her ne şekilde olursa olsun evlenme veya evlen-
menin sona ermesi ile ilgili sebeplere bağli seçme hakkını kal-
dırılmış bulunduğundan, bu durumda olan ki şileri takip ede-
rek vatanda şlığı değişen küçük çocuklar kategorisi de artık
ortaya ç ıkmayacaktır. Dolayısıyla, bu kategoriye giren çocuk-
ların seçme hakkını kullanarak Türk vatandaşlığını kazanma-
lannın hukuki dayanağı ortadan kalknıı5tır.20

5901 sayı lı TVK'nın 21. maddesine göre, seçme hakk ını
kullanacak ki şiler Kanun'un 27. maddesi uyarınca ana veya
babalarına bağlı olarak Türk vatandaşhğmı kaybeden küçük
çocuklar olarak belirlenmiştir. 27. madde Türk vatanda şlığın-
dan ç ıkmamn geçerliliği ve sonuçların düzenlemektedir. Bu
durumda, 5901 say ı lı TVK'nın, sadece Türk vatandaşhğmdan
ç ıkma izni almak suretiyle ayrılan ana veya babalar ına bağli
olarak Türk vatandaşlığını kaybeden küçük çocuklara seçme
hakkım kullanarak Türk vatanda ş lığına dönme hakk ım tanı-
dığı anlaşılmaktadır. Bununla beraber, yeni Kanun'un seçme
hakkı ile Türk vatandaşlığımn kaybını düzenleyen 35. mad-
desinin ikinci fıkrasını da göz önüne almak gerekir. Söz ko-
nusu maddede, "seçme hakk ı m kullanarak Türk vatandaşlığından

ayr ı lan kişilerin eşleri ve çocuklar ı hakk ında 27 nci madde hüküm-
leri uygulan ır" hükmüne yer verilmi ştir. Her iki hüküm birlik-
te ele al ındığında, çıkma izni alarak Türk vatandaşlığmdan
aynlan kişilerin küçük çocuklar ı gibi, 35. maddenin 2. fıkra-
s ında yap ılan atıf nedeniyle seçme hakk ım kullanarak Türk

20 403 sayılı TVK'n ın 12 (b). maddesi uyarınca "30 ve 37 nci maddeler gere-
ğince analanna bağlı olarak Türk vatandaşbğjn ı kaybeden küçükler" seçme
hakk ın ı kullanacak olan ilk grup olarak belirlenmi ştir. 30. ve 37. mad-
deler evlenme ile ilgili sonuçlar ı düzenlemektedir. 5901 sayılı 'FVK, ya-
bancı ile evlenen kadının Türk vatanda şlığından ayr ılması hususunu
ve Türkle yaptığı evliliği sona eren kad ın ın seçme hakk ını düzenleme-
diğinden. 403 say ıl ı TVK'da olduğu gibi bir sonuç (söz konusu kadının
çocukları için anneyi takip ederek Türk vatanda ş liğmdan aynirna sonu-
cu) hiç bir zaman ortaya ç ıkmayacaktır.
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BILGIN vatandaşlığından ayr ılan kişilerin küçük çocuklarının da seç-
T İ RYAK İ ÜğIU'NUN me hakkını kullanarak Türk vatandaş lığım kazanabilecekle-

TEBU Ği ü sonucuna varılabihr. 21 Gerçekten de, Türk vatanda şlığın-
dan izin alarak çıkan kişilerin çocuklar ına bu hak tanınıyor-
sa, aynı hakkın Türk vatandaş lığından seçme hakkım kulla-
narak ayrılan kişilerin çocuklarına da tamnması gerekmekte-
dir. Ne var ki, bu sonucun ortaya ç ıkması için 21. maddede,
27. maddenin yanı sıra 35. maddeye de açıkça atıf yapılma-
s ı gerekirdi. 5901 say ılı TVK'nın 21. maddesinde, Kanun'un
35(2). maddesine göre seçme hakk ım kullanarak Türk vatan-
daşhğmdan ayr ılan ki şilerin çocukların seçme hakkım kulla-
narak Türk vatanda ş lığını kazanmalarını sağlayacak atıf ya-
p ılmamış olduğundan, söz konusu çocukların 21. maddeye
göre Türk vatandaşlığını kazanamayacaldarı sonucuna var-
mak gerekir. Aksine bir yorum, Anayasa'nm 66. maddesinin
üçüncü fıkrasındaki kanunilik ilkesi ile ba ğdaşmayacaktır.

Seçme hakkının kullanılması için 403 say ı lı TVK'da ön-
görülen bir yıllık süre, 5901 say ılı TVK'da üç yıl olarak belir-
lenmiştir. Yeni Kanun'un 21. maddesinin seçme hakk ını kul-
lanma imkanı tanıdığı kişiler, reşit olmalarından itibaren üç
y ıl içinde bu haklarını kullanarak Türk vatanda şlığını kaza-
nabilirler.

2. Türk Vatandaşlığımn Seçme Hakk ı ile
Kazanılmasımn Geçerliliği ve Sonuçları

a. Başvuru Makamları ve Şekli

Seçme hakkı ile Türk vatandaş lığmın kazanılnıasına iliş-
kin başvurular için 5901 say ılı TVJ< ile getirilen esasl ı bir de-
ğişiklik yoktur. 403 sayılı TVK'nın 43. maddesi, hem Türk ya-
tandaşlığının seçme hakkı ile kazanılmas ı, hem de kayb ım

21 403 sayılı TVK'run 12(c) maddesinde de, vatanda şl ıktan çıkan ana veya
babalarına bağlı olarak Türk vatanda şlığını kaybeden küçükler (TVK
m. 32) ile seçme hakkını kullanarak Türk vatanda ş l ığından ayrılan ana
veya babalarına bağlı olarak Türk vatandaşlığmı kaybeden küçükler
(TVK m. 36), seçme hakkını kullanarak Türk vatandaşlığını kazanacak
kişiler aras ında sayılmıştı .
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içerecek şekilde şu hükme yer vermişti: "... seçme hakkı İçişle- BILGIN

ri Bakanl ığı na gönderilmek üzere mahallin en büyük mülkiye amir- Iİ RYAKİOĞ LU'NUN

ligine ve yabancı memleketlerde de Türkiye elçilik veya konsolosluk- IEBLI Ğİ

larına yaz ıl ı bildirimde bulunmak suretiyle kullan ı l ı r". 5901 sayılı
TVK'nm 37. maddesinin birinci f ıkras ında ise, seçme hakk ı da
dahil olmak üzere, Türk vatanda şliğının kazanılması ve kay-
bina ilişkin tüm başvurular ı kapsayacak şekilde tek bir hü-
küm getirerek, ba şvuruların yurt içinde ikamet edilen yer ya-
liliğine, yurt dışında ise dış temsilcililclere bizzat veya bu hak-
km kullanılmasına ilişkin vekAletname ile yap ılacağı belirti!-
miştir.

b. Türk Vatandaşlığmı Kazanma Anı
403 sayılı TVK'da bu konuda açık bir hükme yer veril-

meniişti. Bununla beraber, ilgili Yönetmeli ğin 18. maddesin-
de, başvuru makamlarına bir dilekçe vermenin vatandaşhğm
kazanılması için yeterli olduğu, başvuru makamlarının seç-
me hakkına ilişkin dileğin doğruluğunu tespit etmesi halin-
de derhal tescil yaparak İçişleri Bakanlığına bilgi verecekle-
ii belirtilmekteydi. Bu çerçevede, 403 say ılı TVK'ya göre seç-
me iradesinin kullanılması ile Türk vatandaşlığı kazanılımş
olmaktayd ı . 5901 sayılı TVK'nın 22. maddesinin birinci fırkası
ise, seçme hakk ı ile vatandaşhğm kazamlması anını değiştir-
miştir. Buna göre, seçme hakkı ile Türk vatandaşlığmın kaza-
rulmas ı, bu hakkın kullanılmasına dair şartların tespitine iliş-
kin karar tarihinden itibaren hüküm ifade edecektir.

c. Eş ve Çocuklar Üzerindeki Etkisi

5901 sayılı TVK, 403 sayılı TVK'da olduğu gibi, seçme
hakkının eş ve çocuklar üzerindeki etkisini, yetkili makam
kararı ile vatandaşlığm kazarıılmasının sonuçlarını düzenle-
yen hükümlere atıf yapmak suretiyle düzenlen-i ştir. 5901 sa-
yılı TVK'nın 22(2). maddesi uyarınca, seçme hakkını kullana-
rak Türk vatandaşlığını kazanan kişilerin eşleri ve çocuklar ı
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BILGIN hakkında 20. madde hükümleri uygulanır!2 Biz de bu nokta-
TiRYAK İ OGIU'NUN da, tekrardan kaç ınmak amac ıyla, 20. madde hakkmda yuka-

TEBlİĞİ rıda yaptığımız açıklamalara atıfta bulunmakla yetiniyoruz.

3. Kuzey Kıbrıs Türk Cumhuriyeti Vatandaşlarına
Tanınan Seçme Hakk ı

5901 sayılı Kanun'un "İkinci Bölüm"ünde düzenlenen
Türk vatandaş lığının kazanılması yolları arasmda sayılma-
yan, ancak düzenleme tarz ı itibarıyla seçme hakkırun kulla-
nılması suretiyle Türk vatandaşliğın kazanılması olarak nite-
lendirilecek bir kazanma yolu Kanun'un "Çe şitli Hükümler"
başliğmı taşıyan "Beşinci Bölüm "ünde (m. 42) yer almaktad ır.
Söz konusu hüküm, Kuzey Kıbrıs Türk Cumhuriyeti (KKTC)
vatandaşlan için seçme hakkını kullanarak Türk vatandaşlı-
ğını kazanma imkanı getirmektedir!2 Bu hükümden yarar-
lanmak için aranan tek şart, Kuzey Kıbrıs Türk Cumhuriye-
ti vatandaşlığının doğumla kazanilmış olmasıdır. Her ne ka-
dar, Kanun'un 42. maddesinin ilk f ıkrasında doğumla kazan-
ma şartı aranmamış ise de, söz konusu maddenin ikinci f ık-
rasmda, KKTC vatandaş lığmı sonradan kazananlar hakkın-
da 11. madde hükmünün uygulanacağmın belirtilmiş olmas ı
bizim bu sonuca varmam ıza neden olmaktad ır. Bu durumda
KKTC vatandaşlığını aslen kazanmış olanlar, 42. maddenin
ilk fıkrasındaki seçme hakkım kullanmak suretiyle, sonradan
kazanmış olanlar ise yetkili makam kararıyla Türk vatandaşı
olabileceklerdir. 42. maddeye göre Türk vatandaşlığmı seçen
kişilerin eş ve çocukları bakımından özel bir düzenleme geti-
rilmemiştir. Bu durumda, 42. madde uyar ınca seçme hakkım
kullanan kişinin eşi ve çocukları, Türk vatanda şı olmak ister-
lerse, 11. madde uyar ınca başvuruda bulunacaklardır.

5901 say ıl ı TVK'nın 20. maddesi yetkili makam kararıyla Türk vatan-
daşl ığının kazanılmasmın geçerliliği ve sonuçlarını düzenlemektedir.
Kuzey Kıbns Türk Cumhuriyeti vatanda şları için benzer bir düzenleme,
28.5.2003 tarih ve 4862 sayılı Kanun'un 1. maddesiyle 403 say ılı TVK'nın
Beşinci Bölümüne eklenen Ek Madde l'de de yer almaktaydı .
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B İ LG İ N

JiRYAX İ OĞ UJ'NUN

TEBLİĞİ

V. Türk Vatandaşlığının Kaybı
5901 sayılı TVK'nın "Üçüncü Bölüm"ünde yer alan yetkili

makam karanyla irade d ışı kayıp halleri ile ilgili düzenleme-
ler reform niteliğindeki değişiklikler olarak nitelendirilebiir.
Kanun'un 24(1) maddesi uyar ınca, yetkili makam kararı ile
Türk vatandaşlığınrn kaybı; çıkma, kaybettirme ve vatandaş-
ligin iptali olmak üzere üçe ayrılmaktadır. Vatandaşlığm yet-
kili makam karanyla kaybının tek iradt yolu olan "vatandaş-
l ıktan çıkma" bakımından 5901 sayılı TVK'da, önemli bir deği-
şiklik getirilmemekle beraber, irade d ışı kayıp halleri ile ilgi-
li düzenlemeler çağdaş bir vatandaşlık kanununun gerekleri-
ni karşılayacak niteliktedir. 403 say ıh TVK'da yer alan kaybet-
tirme sebeplerinin büyük bir ço ğunluğu yeni Kanun'da yer
almamaktadır.24 Çıkarma müessesesi ise yeni Kanun ile tama-
men kaldınlmıştır.

5901 sayılı TVK, vatandaş lığın kaybı ile ilgili olarak, sis-
tematik yap ıyı etkileyen değişiklikler de getirmi ş bulunmak-
tadır. Yeni Kanun, kanun yoluyla kayıp kategorisine yer ver-
meyerek, vatandaş lığın kaybı hallerini sistematik açıdan iki
kategoriye indirmiştir. Bunlar, Kanun'un 23(1). maddesi uya-
rınca, yetkili makam karar ı ve seçme hakkının kullanılması
yoluyla vatandaşlığm kaybı halleridir. Kanun'un, bu yöndeki
tercihi isabeflidir. Gerçekten de, 403 sayd ı TVK'nın 19. mad-
desinde kanun yoluyla kay ıp başlığı altmda düzenlense de
evlenme, niteliği itibarıyla kanun yoluyla vatandaşlığın kay-
bı olmayıp, seçme hakkının kullanılmas ı suretiyle kayıp hali
olarak nitelendirilmekteydi!5 5901 sayılı TVK, kabul etti ği bu
sistematik içinde evlenmeyi kanun yoluyla kay ıp yolu olmak-
tan çıkardığı gibi, Türk vatandaşlığmın herhangi bir şekilde
kaybı yolu olarak da görmemektedir.

24 5901 sayıl ı TVK, 403 sayılı TVK'da sekiz başhk altında sayılan kaybettir-
me sebeplerini üçe indirmi ştir.
Nitekim baz ı eserlerde evlenme yoluyla Türk vatanda şlığmın kaybı,
isabetli olarak, seçme hakkı ile kayıp başlığı altında yer almıştır. Örne-
ğin bkz. Aybay, s. 184-185.
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B İ LG İ N	 5901 sayıh TVK'nın, vatandaşlığın kaybı ile ilgili getirdi-
Tj RYAK İO ğLU'NUN ği diğer bir değişiklik, vatandaşlığa ahnnıanın iptali ile ilgili

TEBUG İ olup, Kanun, bu müesseseyi daha geniş bir kategoriyi kapsa-
yacak şekilde düzenlenmi ştir.

5901 sayılı TVK'mn, 403 sayılı TVK'dan diğer bir farkı da,
vatarıdaşlığm kaybının genel sonucuna ilişkin ortak bir hük-
me yer vermeyip, her bir kay ıp hali bakımından ayrı ayrı ka-
yıp anmı ve kayb ın sonuçlarını belirlemiş olmasıdır.

A. Türk Vatandaşlığından Çıkma

5901 sayılı TVK, vatandaş lıktan ç ıkma konusunda bazı
farklılıklar içermekle beraber 403 sayıl ı TVK'nın kabul ettiği
esasları ben.imsemiştir.

1. Şartlar ı
Türk vatandaşlığından çıkmak için izin isteyen kişilerde

aranan ilk şart, 403 say ılı TVK'da olduğu gibi reşit ve mümey-
yiz olma şartıdır. Bununla birlikte, Yeni Kanun'da bu şart (m.
25(1)(a)), Medeni Kanun'un terminolojisi ile uyum sağlamak
amacıyla ergin ve ay ırt etme gücüne sahip olma şeklinde ifa-
de edilmiştir.

5901 sayılı TVK'nın vatandaşhktan çıkma için aradığı
ikinci şart, vatans ızlığın önüne geçmek için getirilmiş bulu-
nan yabanc ı bir devlet vatanda şlığını kazanmış olmak veya
ka.zanacağma ilişkin inandırıcı belirtiler bulunmaktır (m.
25(l)(b)). 403 sayılı TVK'da da aynı şart "herhangi bir nedenle"
ibaresi dışmda yer almıştı. Yeni Kanun'da bu ibareye yer ve-
rilmemiş olmakla beraber, söz konusu ibare 25. maddenin ge-
rekçesinde geçmektedir.

5901 sayılı TVK'nın aradığı üçüncü şart, herhangi bir suç
veya askerlik hizmeti nedeniyle aranan ki şilerden olmamak-
tır. 403 sayılı TVK, herhangi bir suç nedeniyle aranan ki şiler-
den olmama şartını aramakla beraber askerlik ile ilgili bir şar-
ta yer vermemişti. 5901 say ılı TVK, askerlik nedenliye aranan
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kişilerden olmama şartını getirmiştir. 403 sayılı TVK'da 2003 BiLGİ N

yılında değişiklik yapılmadan önce, ç ıkma şartları arasında Tİ RYAR1DĞIU'NUN

Il muvazzaf askerlik hizmetini yapmış olmak veya yapm ış sayılmak" TEBLiĞİ

şartı aranmaktaydı. 5901 say ılı TVK'nın, askerlik nedeniy-
le aranan kişilerden olmama şartına yer vermiş olması, 403
saydı TVK'da 2003 değişikliğinden önce aranan şartın tekrar
gündeme getirmiş olduğu izlenimini uyand ırsa da, 5901 sayı-
lı TVK, askerlik hizmetinin yap ılıp yapılmamasıyla ilgilenme-
mekte, askerlik nedeniyle aranan kişilerden olmama hususu
üzerinde durmaktad ır. Zira askerlik hizmetini yapmayan ya
da yapmış sayılmayan kişiler de yeni TVK uyar ınca Türk ya-
tandaşliğmdan çıkma izni almak için başvurma imkAnına sa-
hiptir.

Yeni TVK'da aranan son şart ise, vatandaşlıktan çıkmak
isteyen kişinin, hakkında herhangi bir mali ve cezai tandit bu-
lunmamasıdır. 403 saydı TVK'da da aynı hüküme yer veril-
mişti. 5901 say ıh TVK'nm 25. maddesinin gerekçesinden de
anlaşılacağı gibi, bu şartın amacı, herhangi bir suç nedeniy-
le arananlar ile mali ve cezai tandidi bulunanlara, devletin bu
kişiler üzerindeki tasarrufunun ortadan kaikmamas ı için çık-
ma izni vermemektir.

2. Türk Vatandaşlığından Çıkma Belgeleri

5901 saydı TYK, 26. maddesinde, 403 sayıh TVK'nm ko-
nuya ilişkin 22. maddesindeki "çıkma ve izin belgeleri" yerine
"Türk vatandaş lığından çıkma belgeleri" başlığmı tercih etmiş ol-
makla beraber, yeni Kanun'un söz konusu maddesinde hem
çıkma, hem de izin belgesinden bahsedilmektedir.

5901 saydı TVK'nın 26. maddesinin ilk fılcrası uyarınca
yabancı bir devlet vatandaşliğmı kazanmak üzere Türk va-
tandaşlığından ç ıkmak için izin isteyenlerden talepleri uygun
görülenlere Bakanlıkça, Türk vatandaşlığından çıkma izin bel-

gesi; verilen izin sonucunda veya önceden yabanc ı bir dev-
let vatandaşhğıru kazandığım belgeleyenlere ise Tifrk vatan-
daşhğından çıkma belgesi verilir. Bu hükümden de anlaş11aca-
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BiLG İN ğı üzere, çıkma belgesi, 403 say ılı TVK'da oldu ğu gibi, ya ya-
TiRYAKiOGLU'NUN banc ı bir devlet vatandaşlığını kazandığım belgeleyenlere, ya

TEBLİĞİ da çıkma izin belgesi alıp, verilen bu izin sonucunda yabancı
bir devlet vatandaşliğinı kazananlara verilmektedir.

Çıkma izin belgesi ise henüz yabancı bir devlet vatan-
daşli ğını kazanmamış, ancak kazanmak ve Türk vata ııdaşl ı-
ğmdan çıkmak isteyenlere verilen bir belgedir. Bu belge, ka-
rar tarihinden itibaren iki y ıl geçerlidir. izin belgesini alan-
lar bu süre içerisinde yurt içinde ikamet edilen yer valiliğine,
yurt dışmda ise dış temsilciliklere yabancı devlet vatandaşlı-
ğrnı kazandıklarına dair bilgi ve belgeleri vermek zorundad ır.
Süresi içinde yabancı devlet vatandaşhğın ın kazarulamamas ı
durumunda çıkma izin belgesi geçersiz hale gelir (5901 say ı-
lı TVK m. 26(2)).

403 say ılı TVK'da ise, iki türlü izin belgesinden bahsedil-
mekteydi. İlk izin belgesi, 5901 say ılı TVK'nın da düzenlemi ş
olduğu henüz ba şka bir devlet vatanda şlığmı kazanmamış,
ancak Türk vatandaşliğından ç ıkmak isteyenlere verilen bel-
gedir. 403.. say ılı TVK'da düzenlenen ikinci izin belgesine ise
5901 sayılı TVK'da yer verilmemiştir. Bu ikinci izin belgesi,
403 sayı lı TVK'run 22. maddesinin üçüncü f ıkrasında düzen-
lenen, başka bir devlet vatandaşlığım kazanmak isteyen, an-
cak Türk vatandaş lığını da muhafaza etmek isteyen kişilere
verilmekteydi. 5901 sayılı TVK'da, bu ikinci tür izin belgesi-
nin düzenlenmemiş olmasının nedeni, bu Kanun ile birlikte
bir Türk vatanda şının, vatandaşlığın muhafaza ederek başka
bir devlet vatandaş lığmı kazanmak istemesi halinde art ık izin
almasına gerek kalmamış olmasıd ır.

403 say ılı TVK'da gerek çıkma izin belgesinin, gerek ba ş-
ka bir devlet vatandaşlığın kazanmak isteyenlere verilen izin
belgesinin süresi üç yıl olarak tespit edilmiş olup (m. 22/IV),
bu belgeleri alan kişilerin anılan süre içersinde yetkili ma-
kamlara gerekli bilgi ve belgeleri vermemi ş olmalar ı yaptın-
ma bağlanmıştı . 403 say ılı TVK'nın 23. maddesinin İİ. fıkrası-
na göre, bu gibi kişilerin Türk vatandaşlığım kaybedip etme-
diklerine, İçişleri Bakanlığı 'nın teklifi üzerine Bakanlar Ku-
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rulu'nca karar verilebilecekti; ancak s ırf gerekli bilgi ve belge- B İ lG İ N

lerin verilmemesi nedeniyle böylesine a ğır bir yaptırıniin ön- T İ RYAK İOĞIU'NUN

görülmüş olması isabetli değildi. 5901 say ılı TVK, çıkma izin TEBLİĞİ

belgesinin süresinin iki yıl olduğunu ve süresi içinde vatan-
daşlık kazanılamaması halinde çıkma izin belgesinin geçersiz
hale geleceğini öngörmekle daha makul bir yakla şımı tercih
etmiştir (m. 26(2)).26 Dolayısıyla, verilen süre içinde yabana
devlet vatandaşlığını kazanıp da bilgi vermeyenler için orta-
ya çıkacak muhtemel sonuç, bu gibilerin 44. madde uyarın-
ca nüfus aile kütüklerindeki kayıtlarına çok vatandaşlığa sa-
hip olduklarına dair aç ıldama yapılamayacak olmasıdır. Ve-
rilen süre içinde yabancı bir devlet vatandaş lığını kazanama-
yanlar ise, gerekli bilgi ve belgeleri yetkili makama vermemi ş
olsalar bile, onlar için her hangi bir yapt ırım söz konusu ol-
mayacak, sadece izin belgesi geçersiz hale gelecektir. Bu ki şi-
ler yabancı bir devlet vatanda şlığmı kazanıp, Türk vatandaş-
lığından ç ıkmak konusunda hü isteklilerse, yeni bir izin bel-
gesi alacaklard ır.

3. Türk Vatandaşlığından Çıkmamn Geçerliliği ve
Sonuçları

5901 sayılı TVK, Türk vatandaşlığından çıkmanın geçerli-
liği ve sonuçlar ı başhğı altında vatandaşlığın kaybedildiği an
ve çıkmanın eş ile çocuklar üzerindeki etkisini düzenlemi ştir.

a. Türk Vatanda şlığının Kayb ı Anı

5901 saydı TVK, Türk vatandaş lığından çıkan kişilerin
hangi anda Türk vatandaşlığını kaybedecekleri konusun-
da, 403. saydı TVK ile ayni yakla şımı benimsemiştir. Yeni
Kanun'un 27. maddesinin ilk f ıkrasma göre, vatanda şlığm
kaybı anı, çıkma belgesinin ilgiliye imza karşıliğı teslim edil-

26 5901 sayılı TVK'nın 26. maddesinin gerekçesinde, söz konusu belgeyi
alanların yabanc ı devlet vatandaş lığını kazandıklarına dair bilgi ve bel-
geleri vermek zorunda oBdukBan ifade edilerek verilen sürenin kullan ıl-
masının disipline edilmesinin amaçlandığı belirtilmektedir.
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BiLG İN diği andır ve bu anda Türk vatandaş lığı kaybedilir. Türk ya-
Tİ RYAK İ OĞLUNIJN tandaşlığını kaybeden kişilerin nüfus aile kütüklerindeki ka-

tEBUGI yıtları kapatılır ve bu kişiler kayıp tarihinden itibaren yaban-
cı muamelesine tAbi tutulur.

b. Çıkmanın Eş ve Çocuklar Üzerindeki Etkileri

5901 sayılı TVK'nın 27. maddesinin ikinci fıkrası, aynen
403 sayılı TVK'nın 31. maddesinde olduğu gibi, eşlerden biri-
nin çıkma izni almak suretiyle Türk vatanda şhğmı kaybetme-
sinin diğer eşin vatandaşlığına tesir etmeyeceği ilkesini kabul
etmiştir. 5901 say ılı TVK'nın, çilcmanırı çocuklarm vatandaş lı-
ğı üzerindeki etkisi ile ilgili düzenlemesi, 403 say ıl ı TVK'dan
farklıdır. 403 sayıl ı TVK'nın 32. maddesinde, ç ıkmanın çocuk-
larm vatandaşlığı üzerindeki etkisi, çocuklar ın küçük olmas ı
ön şartıyla, vatandaşliktan çıkan kişinin ana veya baba olma-
s ı halleri için ayr ı ayrı düzenlenmiş; ancak her iki durumda
da diğer eşin muvafalcat etmesi şartı ararımış ve muvafaka-
ün verilmemesi halinde hakim kararına göre işlem yapılacağı
öngörülmüştü. 5901 sayılı TVK, çıkan kişinin ana veya baba
olmasına göre yap ılan ayrıma son vermiştir. Yeni Kanun'un
27(2). maddesinde, Türk vatanda ş lığmı kaybeden ana ya da
babanın talebinin bulunmas ı ve diğer eşin de muvafakat et-
mesi halinde çocukların da kendileri ile birlikte Türk vatan-
daşliğını kaybedecekleri belirtilerek, muvafakatin verilme-
mesi halinde hAkim karar ına göre işlem yap ılacağı öngörül-
müştür. Söz konusu maddede, küçük olma şartından bah-
sedilmemekte, sadece çocuklar ibaresine yer verilmektedir.
5901 sayıh TVK'nın tanımlarla ilgili 3. maddesine çocuk ile ne
kastedildiği de belirtilmenıiştir. Her ne kadar çocuk ile kaste-
dilenin, reşit olmayanlar yani küçükler oldu ğu sonucuna var-
mak mümkünse de, bu hususun Kanun'da aç ık olarak belir-
tilmesi bu konuda ortaya ç ıkacak tartışmaları bertaraf edece-
ğinden daha uygun bir çözüm tarzı olurdu.

5901 sayıl ı TVK'mn 27. maddesinin üçüncü f ıkrasında,
vatandaşlığın kaybı, çocukları vatans ız kılacak ise çocukların
Türk vatandaşı olarak kalacağı belirtilmektedir.
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4. Çıkma izni Almak Suretiyle	 B İ LG İ N

Türk Vatandaşlığım Kaybeden Kişilere	 T İ RYAKİ O Ğ LtJ'NUN

Tanınan Haklar	 TEBUG İ

403 sayılı TVK'nın 29. maddesinde "kayb ın sonu çlan" üst
baş lığı altında "yabancı muamelesi ve sakl ı tutulan haklar" alt
baş lığı açılarak vatandaşlığın kaybı ile ilgili ortak sonuç ve ya-
tandaşliktan çıkma ile ilgili özel sonuçlar düzenlenmi ş, çıkar-
ma ve vatandaşlığa almmamn iptaline bağlanan ağırlaştıril-
mış sonuçlar saMi tutulmuştur. 5901 sayılı TVK'da ise, her bir
kayıp hali için ilgili maddelerde özel düzenleme getirilnıiştir.
Çıkma ile ilgili özel sonuçlar ise, 5901 say ılı TVK'nm 28. mad-
desinde yer almaktadır:" "Doğumla Türk vatandaşı olup da çık-
ma izni almak suretiyle Türk vatanda şlığın ı kaybedenler ve kendile-
ri ile birlikte işlem gören çocukları; milli güvenliğe ve kamu düzeni-

ne ilişkin hükümler sakl ı kalmak kayd ıyla askerlik hizmetini yapma
yükümlülüğü, seçme ve seçilme, kamu görevlerine ginne ve muafen
araç veya ev eşyasv ithal etme ha klan dışında, sosyal güvenliğe iliş-

kin kazan ılm ış hakları saklı kalmak ve bu hakların kullan ım ında il-
gili kanunlardaki hükümlere tabi olmak şartıyla Türk vatandaşları-
na tan ınan haklardan aynen yararlanmaya devam ederler".

B. Türk Vatandaşlığını Kaybettirme

5901 sayılı TVK'da, 403 sayılı TVK'da yer alan kaybettir-
me sebeplerinin büyük bir çoğunluğuna yer verilmeyerek bu
hususta çağdaş bir adım atılmıştır. Yeni Kanun'un 29. mad-
desinde, 403 sayılı TVK'da yer alan sekiz kaybettirme sebe-
binden ikisine yer verilmiş, ayrıca yeni bir kaybettirme sebe-
bi eklennıiştir?

27 Aynı hüküm bazı kelime farkl ıl ıkları dışında 403 sayıl ı TVK'da da yer
almaktadır.
403 sayı l ı TVK'da yer alan, ancak yeni TVK'da kald ınimış bulunan kay-
bettirme sebepleri hakk ında değerlendirme için bkz. Tiıyakioğlu, Bil-
gin, "Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasarısının Türk Vatandaşliğının Ka-
zanılması ve Kaybedilmesi Konusunda Getirdi ği Yenilikler", (Tasarı),
Prof Dr. Ali Naim Inan'a Armağan, Seçkin Yayınevi, Ankara 2009,5.689-
691.
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B İ LG İ N	 1. Kaybettirme Sebepleri

	

T ı RYAK ı O6LU4UN	 Yukarıda da belirtildiği gibi, 5901 say ıl ı TVK'da yer alan
üç kaybettirme sebebinden ikisi 403 say ılı TVK'da da bulun-
maktadır. Yeni Kanun'un 29. maddesinde üç bent halinde sa-
yılan eylemlerde bulunduklar ı resmi makamlarca tespit edi-
len kişilerin Türk vatandaşlığı, Bakanlığın teklifi ve Bakanlar
Kurulu kararı ile kaybettirilebilir.

5901 sayılı TVK'mn 29(1). maddesinin (a) bendinde say ı-
lan kaybettirme sebebi 403 say ılı TVK'run 25/I(b). bendinde
düzenlenmiş olan kaybettirme sebebine kar şılık gelmektedir.
Yeni Kanun'un 29(1). maddesinin (a) bendi uyar ınca, yaban-

cı bir devletin, Türkiye'nin menfaatlerine uymayan herhan-
gi bir hizmetinde bulunup da bu görevi b ırakmaları kendile-
rine yurt d ışında dış temsilcilikler, yurt içinde ise mülki idare
amirleri tarafından bildirilmesine ra ğmen, üç aydan az olma-
mak üzere verilecek uygun bir süre içerisinde kendi istekleri
ile bu görevi bırakmayanlar hakkında kaybettirme kararı ve-
rilebilecektir. Bu bent hükmünün uygıılanmasmda, hizmetin
yurt içinde veya dışında verilmesi arasmda herhangi bir fark
gözetilmediği gibi, söz konusu hizmetin herhangi bir yaban-
cı devlet için yap ılan resmİ veya özel, askeri veya sivil hizmet
olması da önemli değildir. Hizmetin Türkiye'nin menfaatle-
rine uyup uymad ığı yetkili makamın takdirine b ırakılmıştır.
Benzer bir kayıp sebebi, Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi'nin
7(1) (d) maddesinde de yer almaktatdır?

Yeni TVK'nm 29(1)(b). maddesinde, TVK'n ın 25/1(c).
maddesindeki "Türkiye ile savaş halinde bulunan bir devletin her
türlü hizmetinde Bakanlar Kurulunun izni olmaks ızın kendi istek-

leriyle çalışmaya devam edenler" için getirilmiş olan kaybettirme
yaptırımı muhafaza edilmiştir. Türkiye ile savaş halinde olan
bir devletin hizmetinde izinsiz ve gönüllü olarak çal ışmaya
devam etmek vatandaşl ık görevi ile bağdaşmadığından, bu

Gerek Sözleşme'de, gerek 5901 say ıl ı Kanun'da kullan ılan menfaat kri-
teri ile ilgili değerlendirmeler için bkz. Tiryakioğlu, Tasarı, s. 692.
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B İ LG İ N

T İ RYAKiO Ğ LU'NUN

TEBLi Ğİ

kaybettirme sebebinin 5901 sayılı TVK'da muhafaza edilmiş
olmas ının isabetli bir yaklaşım olduğunu düşünüyoruz.

Yeni TVK'mn 29(1). maddesinin (e) bendinde yer alan
izin almaks ızın yabana bir devlet hizmetinde gönüllü ola-
rak askerlik yapanlar ile ilgili kaybettirme sebebi 403 say ılı
TVK'da bulunınamaktaydı . Bu hüküm ile, askerlik hizmeti-
nin yabancı bir ülkede gönüllü olarak yap ılıyor olması yaptı-
rıma bağlanmış olmaktadır. Benzer bir sebep, Avrupa Vatan-
daşlık Sözleşmesi'nin 7(1). maddesinin (c) bendinde de yer al-
maktad ır.

2. Türk Vatandaşlığımn Kaybettirilmesinin
Geçerliliği ve Sonuçları

403 sayılı TVK'nın vatandaşhğm kaybının genel sonuç-
lanru düzenleyen 29. maddesinde, Türk vatanda şhğını kay-
beden kişilerin kayıp tarihinden başlayarak yabancı mua-
melesine tabi tutulaca ğı belirtmiş, ancak vatandaşlığın hangi
anda kaybedilmiş olacağı ile ilgili bir düzenlemeye yer alma-
nuştı. 5901 sayıli TVK' ııın 30(1). maddesinde Türk vatanda ş-
lığının kaybettirilmesinin, Bakanlar Kurulu karar ının Resmi'
Gazete'de yayınlandığı tarihten itibaren hüküm ifade edeceği
öngörülmüş ve böylelikle bu konudaki tartışmalarda da son
verilmiştir.

5902 sayılı TVK, 403 say ılı TVK'da olduğu gibi kaybettir-
me kararının kişisel olduğunu ve ilgilinin eş ve çocuklarının
vatandaşlığını etkilemeyeceğini kabul etmi ştir (m. 30(2)).

C. Türk Vatandaşlığımn iptali

5901 say ıl ı TVK'nın 31. maddesi, 403 say ılı TVK'da "vız-
tandaşlığa al ınmanrn iptali" olarak adlandırılan müessese-
yI, baz ı değişiklikler getirerek yeniden düzenlemi ştir. Yeni
Kanun'un "vatandaşlığa alrnmanrn iptali" yerine, "vatandaşlı-
ğın iptali" kavramını tercih etmesinin altında yatan temel ne-
den, Kanun'un yetkili makam karar ı ile vatandaşlığm kaza-
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BILGIN nılmas ına ilişkin maddelerinde de (m. 11, 12, 13, 14, 16 ve hat-
Tİ RYAK İ OĞLU'NUN ta 17) "vatandaş lığa aimma" terimine yer verilmemi ş olmasıdır.

TEBLİĞİ Bununla beraber, "Türk vatandaş lığı mn iptali" kavramı, hangi
yolla kazandıklarına bakılmaksızın Türk vatandaşlannın ya-
tandaşhğınm iptal edilebileceği şeklinde bir yoruma yol aça-
bilir. Esasen 5901 say ılı TVK, iptal müessesesini Türk vatan-
daşliğının kazarulmas ına ilişkin tüm kararları içerecek şekil-
de düzenlemiş bulunduğundarı, "Türk vatandaş lığın ı n iptali"

kavramı yerine "vatandaşlığın kazan ılmas ına ilişkin kararları n
iptali" teriminin kullanılmas ı gerekirdi.

1. iptal Sebepleri

5901 sayılı TVK'mn 31(1). maddesinde yer alan "Türk ya-

tandaşlığın ı kazanma kararı; ilgilinin yalan beyan ı veya vatandaş-

lığı kazanmaya esas teşkil eden önemli hususlan gizlemesi sonu-
cunda vuku bulmu ş ise kararı veren makam tarafindan iptal edilir"

hükmü ilk bakışta 403 sayılı TVK'nm 24. maddesinde yer alan
"vatandaşlığa al ı nma, ilgilinin yalan beyan ı ve önemli hususları
gizlemesi sonucu vuku bulmuş ise" hükmü ile aynı şartları içeri-
yor gibi görünmektedir. Bununla beraber, 5901 say ıl ı TVK'nın
ifade tarzındaki önemsiz görünen ban farkl ılıklar yanhş an-
laşılmalara sebep olacak niteliktedir. 403 say ılı TVK'nın 24.
maddesindeki hüküm, esasen hem yalan beyanın, hem bazı
hususların gizlenmesinin vatandaşlığa ahnma kararı üzerin-
de etkili olması gereğinden bahsetmektedir.3° Buna karşılık,
yeni Kanun'un 31(1). maddesinin ifade tarz ı, "vatandaşlığrn

kazan ı lmas ı na ilişkin kararın verilmesine esas teşkil etme" kıstası-
nın yalan beyanı kapsamadığı; sadece gizlenen önemli husus-
ları kapsadığı şeklinde yorum yap ılmasma elverişlidir. Oysa
vatandaşlığm kazamlmas ına ilişkin kararlar, ister yalan be-
yan nedeniyle, ister bazı hususlann gizlenmesi nedeniyle ip-
tal edilsin, burada önemli olan, bunlar ın Türk vatandaşliğının
kazanlmas ı kararı üzerinde etkili olup olmadığıd ır. Nitekim

3° İlgili kişi yalan beyanda bulunrnasaydı veya önemli hususlan gizleme-
seydi hakkmda vatandaş liğa aimma karan verilmeyecek idiyse, bu du-
rumda iptal için sebepler oluşmuş demektir.
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5901 sayılı TVK'nırı 31. maddesinin gerekçesinde, "vatanda şii- BILGIN

en kazan ı lmas ına ilişkin karar, başvuru sahibinin gerçek dışı be- Tİ RYAKIOĞLU'NUN

yan ya da önemli hususian gizlemesi sonucu verilmi ş ise karann TEBLi Ğİ

iptal edilmesi öngörülmü ştür" açıklaması getirilmek suretiyle,
esasen söz konusu kıstasın yalan beyan bakımından da geçer-
li olacağı ifade edilmiş olmaktadir.

Z Süre

403 sayıli TVK'da, vatandaşlığa alınma kararının ip-
tal edilebilmesi için be ş yıl süre öngörtilmüş iken, 5901 sayı-
lı TVK'da herhangi bir süre yer almamaktad ır. Esasen Yeni
Kanun'a ilişkin hazırlanan Tasarı'nın metninde bu süre on
yıl olarak belirlenmişti. Tasarı'nın İçişleri Komisyonunda ka-
bul edilen metninden, "işlemin baştan itibaren yok hükmün-

de olduğu" gerekçesiyle on yıllik süreyi öngören ikinci fıkra
çıkanlimştır.3' Kanaatimizce, vatandaşliğm kazanılmasına
ilişkin kararlar ın iptali, ilgili kişinin vatandaşlık statüsü ile il-
gili olmas ı sebebiyle, 403 sayıli TVK'da olduğu gibi bir süre
kabul edilmesi ve bunun beş yıl olarak belirlenmesi isabetli
bir tercih olurdu.

3. Yetkili Makam

iptal konusunda, 5901 sayılı TVK'nın 403 sayıli TVK'dan
diğer bir farkı da, iptal karar ını vermeye yetkili kılman ma-
kamlar ile ilgilidir. 403 say ılı TVK'run 24. maddesinde, Ba-
kanlar Kurulu vatandaşlığa almma kararlarım iptal etmekle
yetkili makam olarak tespit edilmi şti. Böyle bir düzenleme,
TVK'nm 8. maddesinin 2003 y ılında değiştirilmesinden önce-
ki orijinal hali göz önüne alındığında, yetkide paralellik ilke-
si ile uyum içinde bulunuyordu. 403 say ılı TVK'da 2003 y ıl ın-
da yapılan değişikten önce, vatandaşhğa alınma kararlar ı için
yetkili olan tek makam Bakanlar Kurulu oldu ğundan (TVK
m. 6,7 ve 8), bu kararların iptali yetkisi de Bakanlar Kurulu'na

Bkz. TBMM Tutanak Dergisi, Dönem 23, Yasama Y ılı 2,5. Sayısı : 90.

61



AKIUEIL( ENTWICKLUNGEN 1M STAArSANGEHÖRIGKUrS -, AUSL£NDER- UND FIÜCHTLINGSRECHT

B İ LG İN verilmişti. 2003 y ılında 8. maddede yapılan değişiklik sonucu
TIRYAKIOĞLU'NIJN bazı hallerde vatandaşlığa al ınma karar ı için İçişleri Bakanlı-

TEBLi Ğİ ğı yetkili kılinmıştı. İçişleri Bakanlığı 'nın karar ı ile vatanda ş-
ligin kazaruldığı bu durumlarda iptal karar ının da anılan Ba-
kanlik tarafından verilmesi gerekirdi. Ancak, 8. madde de ğiş-
tirilirken, ona paralel olarak 24. maddede her hangi bir de ği-
şiklik yapılmadığından, vatandaşlığa alınma karar ı hangi ma-
kam tarafından verilirse verilsin, bu kararlarm iptal edilmesi
yetkisi Bakanlar Kurulunda kalmıştı .

5901 say ıl ı TVK'nın 31(1). maddesinde "...kararı veren ma-
kam taraJindan iptal edilir" hükmü yer almaktad ır. Bu düzenle-
me, Kanun'un kendi sistemi içinde uyumlu olup yine yetkide
paralellik esasına dayanmaktadır.

4. iptal Kararının Geçerliliği ve Sonuçları
5901 sayılı TVK'nın 32(1). maddesinde iptal karar ının ka-

rar tarihinden itibaren hüküm ifade edeceği ve iptal karar ının
ilgili kişiye bağlı olarak Türk vatandaşhğmı kazanan eş ve ço-
cuklar hakkında da uygulanacağı öngörülmüştür.

5901 sayılı TVK'nın 33(1). maddesinde, 403 say ıli TVK'da
olduğu gibi, ilgili kişinin yabancı statüsüne girmesinin yanı
sıra, iptal karar ına bağlı olarak ortaya ç ıkabilecek ek sonuçlar
halckmda da düzenleme yapmış ve vatandaşhğı iptal edilen-
lerin mallarının tasfiyesi ile ilgili özel bir hükme yer vermi ştir:
"Vatandaşlığı iptal edilenler hakk ında 15.7.1 950 tarih ve 5683 say ı-
l ı Yabancılann Türkiye'de ikamet ve Seyahatleri Hakk ında Kanun
hükümleri uygulan ı r. Bunlardan mallann ın tasfiyesi gerekli görü-
len hallerde, bu husus iptal kararında belirtilir. Bu kişiler en geç bir
yıl içinde Türkiye'deki malların ı tasfiye etmek zorundadı r. Aksi hal-
de, malları Hazinece satılarak bedelleri nam ve hesaplanna kamu
haznedarlığ-ı sistemine dahil bir kamu bankas ına yatınl ı r".

Malların tasfiyesi, iptal karar ının kanundan doğan bir so-
nucu olmayıp, yetkili makamın gerekli görmesi halinde veri-
lebilecektir. Tasfiye yaptınmım içeren bir iptal karar ı üzerine,
ilgili kişiye tasfiyeyi yapması için bir yıllık süre tanınmıştır.
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Bir y ıll ık süre, hak düşürücü süre olarak öngörülmüş olup, BILGIN

anılan süre içinde tasfiye yapılmadığı takdirde, malları tasfiye Iİ RYAKIOĞ LU'NUN

yetkisi hazineye geçmektedir. Yeni Kanun'un 33(2). maddesi TEBLi Ğİ

uyarınca, "bu kişiler iptal karan aleyhine yargı yoluna başvurduk-
lan takdirde malların tasflyesi dava sonuna b ı rakıl ır".

D. Seçme Haldunın Kullanılmas ı ile
Türk Vatandaşlığını n Kaybedilmesi

5901 sayıh TVK'da seçme hakkının kullanılması, Türk ya-
tandaşlığının kaybedilmesinin ikinci yolu olarak düzenlen-
miştir. 403 sayılı TVK'da seçme hakkı ile vatandaşlığın kaybı
Türk vatandaşlığını kazanan çocuklar (m. 27) ile evlenme yo-
luyla Türk vatanda ş lığını kazanan kadına tanınmış iken, 5901
sayılı TVK, seçme hakk ını kullanacak ki şiler arasında evlen-
me yoluyla Türk vatandaşlığını kazanan kadına yer verme-
miştir. Bunun nedeni, 5901 sayılı TVK'da evlenme yoluyla ya-
tandaşlığın kazanılmasının, yetkili makam kararı ile kazanma
olarak düzenlenmesi ve yetkili makam karar ıyla vatandaşlık
kazanma halinde ise, vatandaşlığı kazanan kişiye daha son-
ra seçme hakkını kullanmak suretiyle Türk vatanda şliğından
ayrılma imkan tanınmasıdır. 5901 sayılı TVK'da evlenme yo-
luyla vatandaşlığı kazananlara seçme hakkı ile vatandaşlığm
kaybı imkanı verilmemiş olduğundan, seçme hakkın kulla-
nacak grup olarak, sadece Türk vatanda şlığını kazanmış olan
çocuklar kalmıştır.

1. Seçme Haldun Kullanabilecek Olanlar

5901 sayılı TVK'nın 34(1). maddesinde, Türk vatandaş-
lığmı kazanmış olan çocuklardan hangilerinin bu hakk ı kul-
lanacağı düzenlenmiştir. Düzenleme, süre ve seçme halcicın
kullanacak kişiler bakımından 403 sayılı TVK'dan aynlmış-
tır. 403 sayılı TVK'da seçme hakkının kullanılması için öngö-
rülen süre reşit olma tarihinden başlayarak iki yıl (TVK m.
27/1) olarak belirlenmiş iken, Yeni Kanun'da süre yine re şit
olma tarihinden itibaren başlamak üzere üç y ıl olarak öngö-
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B I LG IN rülmüştür. Yeni Kanun, 403 say ılı TVK'nın 27. maddesinde
T İ RYAKIOğLU'NUN ilk kategori olarak düzenlenen grubun kapsam ına girenleri

TEBli Ğİ genişletirken, seçme hakkını kullanacak kişiler aras ına yeni
bir kategori daha eklemi ştir. Geriye kalan üç grup hem yeni
Kanun'da, hem 403 say ılı TVK'da aynıdır.

403 sayıh TVK'nın 27. maddesinin birinci fıkrasının (a)
bendi uyarınca, seçme hakkını kullanacak ilk grup "anaları na
bağl ı olarak doğumla Türk vatanda şı oldukları halde doğumla veya
sonradan yabancı babalann ın vatandaşlığım kazananlar"d ır. 5901
sayıh TVK'nın 34(1). maddesinin (a) bendi, bu ayrımcıhğı or-
tadan kald ırarak "ana ya da babadan dolay ı soy bağı nedeniyle do-
ğumla Türk vatandaşı olanlardan yabancı ana veya baban ı n vatan-
daş lığı nı doğumla veya sonradan kazananlar" hükmüne yer ver-
miştir.

5901 sayılı TVK'nm 34 (1). maddesinin (b) bendinde yer
alan kategori ise 403 say ılı TVK'da yer almamaktad ır.32 5901
sayılı TVK, soy bağı nedeniyle ana veya babadan Türk vatan-
daşlığını kazanan çocuklar ın, doğum yeri esasına göre yaban-
cı bir devlet vatandaşlığıru da kazanmaları halinde onlara seç-
me hakkı tanımak suretiyle, re şit olana kadar geçen dönem-
de Türk vatandaşlığı yanında her hangi bir şekilde yabancı
bir vatandaşlığı da kazanan bütün küçük çocuklar ı kapsam ı-
na alarak, onlara, reşit olmalarından sonra, istekleri halinde,
Türk vatandaşlığından aynima imk.nı tanınuş olmaktadır.

5901 sayılı TVK'da seçme hakkını kullanacak olan diğer
kategoriler, 403 say ılı TVK'da düzenlenenler ile aynıdır. Bun-
lar evlat edinilme yoluyla Türk vatandaşhğmı kazananlar (m.
34(1)/c)), doğum yeri esasına göre Türk vatandaşı oldukla-
n halde, sonradan yabancı ana veya babasının vatandaşlığmı
kazananlar (m. 34(1)(ç)) ve herhangi bir şekilde Türk vatan-
daş lığıru kazanmış ana veya babaya bağh olarak Türk vatan-

32 403 sayıli TVIC, doğum yeri esas ına göre Türk vatanda şı olduktan son-
ra, yabancı ana veya babas ının vatandaş! ığını kazanan küçüklere bu
imkAnı tanırken (TVK m. 27/I(c)), soy ba ğı nedeniyle ana veya babas ın-
dan Türk vatandaş lığmı kazanıp, doğum yeri esası nedeniyle de yaban-
cı bır devlet vatanda şlığını kazananlara bu imkAnı tanımamıştı .
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daşlığını kazananlard ır (m. 34(1)(d)). 5901 say ılı TVK'da, ya- B İ LG İ N

tarısızlığı önlemek amacıyla, seçme hakk ım kullanarak vatan- Tİ RYAK İ OĞLU'NUN

daşlığın kaybının ilgiliyi vatans ız kılacak olmas ı halinde seç- TfBUĞi

me hakkmm kullanılmayacağı belirtilmektedir. Aynı hüküm
403 sayd ı TVK'run 27. maddesinin ikinci fıkrasrnda da yer al-
maktaydı .

2. Seçme hakkı ile Türk Vatandaşlığını Kaybetmenin
Geçerliliği ve Sonuçları

Seçme hakkı ile Türk vatandaşlığırun kaybının hangi
andan itibaren hüküm ifade edeceği konusunda 5901 sayd ı
TVK, 403 sayılı TVK'dan farklı bir yakla şım kabul etmiştir»
Yeni Kanun'un 35(1). maddesi, seçme hakk ı ile Türk vatatı-
daşlığının kaybmın bu hakkın kullanılmasına dair şartların
varhğınm tespitine ilişkin karar tarihinden itibaren hüküm
ifade edeceğini öngörmektedir.

5901 sayılı TVK'nın 35(2). maddesi, seçme hakkım kulla-
narak Türk vatanda şlığından ayrılan kişilerin eşleri ve çocuk-
ları hakkında, Türk vatandaşlığından çıkmanın geçerliğini ve
sonuçların düzenleyen 27. maddeye at ıfta bulunmaktadır.
Bu çerçevede, eşlerden birinin seçme hakkını kullanmak su-
retiyle Türk vatandaşlığım kaybetmesi, diğer eşin vatandaşlı-
ğım etkilemeyecektir. Çocuklar ise, Türk vatanda şliğını seç-
me hakkım kullanarak kaybeden ana ya da babanın talebinin
bulunması ve diğer eşin de muvafakat etmesi halinde onlar-
la birlikte Türk vatandaşlığmı kaybedeceklerdir. Muvafaka-
tin verilmemesi halinde hMdm karanna göre i şlem yap ılacak-
tır. Bununla beraber seçme halckm ı kullanan ana veya baba-

403 sayılı TVK'nın 43. maddesinde, seçme hakkmın, anılan maddede
öngörülen makamlara yanlı bildirimde bulunulmak suretiyle kullanıla-
cağı belirtihnekle beraber, seçme hakkmm kullan ılmasırun hangi andan
itibaren hüküm doğuracağına ilişkin açık bir hükme yer verilmemiştir.
Yönetmeliğin 38. maddesinde, hiç bir makamın tasarrufuna gerek kal-
maksızın, seçme hakkının kullanılınasırım, ilgili ki şinin bu yönde irade-
sini açıklamas ıyla birlikte hüküm ifade edeceği belirtilmiştir.
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BILGIN ya bağlı olarak vatandaşlığın kaybı, çocuklar ı vatansız kılacak
TIRY4KiOĞLUNUN ise çocuklar Türk vatandaşı olarak kalacaklard ır.

TEBEi Ğİ

Sonuç

403 sayılı Türk Vatandaşlığı Kanunu'nu yürürlükten kal-
dıran 5901 sayılı TVK, 403 say ılı TVK'nın günümüz ihtiyaçla-
rına uymayan birçok hükme ve çelişkili durunılara son ver-
miştir. Yeni Kanun, vatandaşlık hukuku alamnda değişen an-
layışları da yansıtmaktadır. Bu çerçevede, çifte/çok vatanda ş-
lık için izin sisteminin kaldırılnuş olması, Türk vatanda şlığı-
nın kaybettirilmesine ili şkin eski Kanun'da yer alan sebep-
lerin büyük bir çoğunluğunun bertaraf edilmesi ve özellik-
le çıkarma müessesesini tümüyle kald ırılması çok önemli ge-
lişmelerdir. Yeni Kanun'un, Avrupa Vatanda şlık Sözleşmesi
ile uyumun sağlanması amac ını da büyük ölçüde ba şarıldığı
gözlenmektedir.

Olumlu yanlar ının ağır basmasına rağmen, 5901 say ılı
TVK'nın bazı hükümleri eleştirilere aç ıktır.

Yeni Kanun'da, Türk vatanda şlığım yeniden kazanacak
kişilerin bir kısmı için ikamet şartmın araması, bir kısnıı için
aramaması ayrımcılık teşkil etmektedir.

Seçme hakkı ile Türk vatandaşlığını kazanacak kişiler ba-
kımından 5901 sayılı TVK'nın 21. maddesinde 35. maddeye
açıkça atıf yapılmadığından kanunilik ilkesi ile bağdaşmayan
uygulamaların ortaya çıkması ihtimali vardır.

5901 sayılı TVK'nın vatandaşlığın kazarıılmas ı için Türki-
ye'de beş yıl kesintisiz ikamet şartın öngörülüğü 11. madde
bakımından, yurt d ışında geçirilecek olan sürelerin toplam
altı ay ı geçmemesi koşulunu (m. 15) araması ise günümüzün
hayat koşullan ile bağdaşmamaktadır.
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ERWERB UND VERLUST DER STAATSANGEHÖR İ GKE İT NACH
DEM DEIJTSCHEN STAATSANGEHÖR İ GKE İTSGESETZ IN DER

THEOR İ E UND PRAX İ S

Wolfgang SCHULZ *

BEITRAG
Sehr geehrter Herr Rektor,	 WOIFGANGSCHULİ
Sehr geehrter Prof. Hailbronner,

Sehrgeehrter Herr Dekan,

Sehrgeehrte Damen und Herren,

Ich möchte mich herzlich für dIe freundliche Einladung zu İ h-
nen nach Eskişehir bedanken. lch arbeite seit etwa drei Jahren
am deutschen Generalkonsulat in Istanbul in der Rechtsabteilung
als Leiter der Passstelle.

A İ s die Einladung zu dieser Tagung bel uns einging, fle İ mein
Blick erst einmal in mein Bücherregal direkt neben mir. Dort
steht natürlich an prominenter Ste İ le der Kommentar von Prof.
Hailbronner zum deutschen Staatsangehörigkeitsrecht, eines
der Werkzeuge, derer ich mich h5ufig im Gebiet des Staatsange-
hörigkeitsrechts bediene. Umso mehr freue ich mich, heute mit
Ihnen zusammen diese Fragen besprechen zu düden.

İ ch möchte Ibnen gern einen Einblick in die Praxis unserer
Arbeit an unsemem Generalkonsulat geben.

Deutschland hat neben İ stanbul auch in Ankara, Izmir und An-
talya Auslandsvertretungen, diefürdie zahlreichen in der Türkei
sesshaften Deutschen und für die Touristen mit Rat und Tat zur

Der Verfasser ist Leiter der Passstelle am deutschen Generalkonsulat in
Istanbul.
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BE İTRAG: Seite stehen. Nicht zuletzt auch wegen der groen Visastelle ist
WOUGANG S(HUR Istanbul das gröRte deutsche Ceneralkonsulat weitweit mit über

120 BeschMtigten. Allein in Istanbul leben rund 10000 Deutsche
dauerhaft und wir haben es jhrIich mit rund 1300 Passantrgen
zu tun, d.h. mit über 1300 Prüfungen der Staatsangehörigkeft.

1m tinterschied zu vielen anderen Lndem ist diese Prüfung
in der Türkei oftmais kompiizlert. Die wicht[gste Fragestellung ist
regeImig, ob der Antragsteiler auch heute noch die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzt. in 50 FIIen pro Jahr müssen wir Iei-
der feststelien, dass d ıe deutsche Staatsangehörigkeit verloren
gegangen ist und müssen die Psse einziehen. 1m Amtsbezirk der
Botschaft Ankara Iiegt diese Zahi deutlich höher.

Ein kieiner Teii dieses Personenkreises besteht aus gebürti-
gen Deutschen, d ıe nach vielen Jahren Türkeiaufenthalt die türk!-
sche Staatsangehörigkeit annehmen, ohne vorher eine Beibehal-
tungsgenehmigung bei uns zu beantragen. Diese FUe werden
aber immer seitener, da sich das instrument der Beibehaitungs-
genehmigung bei den Deutschen herumgesprochen hat und wir
auch aktiv dafür werben. Das zustndige Bundesverwaitungs-
amt erteiit die Cenehmigungen in der Türkei recht groGzügig, da
Ausinder im türk!schen Alitag nachweishch zahireiche Nachteiie
hinnehmen müssen.

Hufiger betreffen die Probleme ursprünglich türkische Bür-
ger, die in Deutschland eingebürgert wurden und d!e nach dem
1. Januar 2000 wieder d ı e türkische Staatsangehörigkeit ange-
nommen haben. Da es seit dem Jahr 2000 unerhebiich ist, wo
die Personen wohnen, führt dieser Wiedererwerb automatisch
zum Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit und giit ab dem
Datum des Wiedererwerbs.

Hufig kommen die Antragsteiier erst Jahre spMer zu uns,
wenn der Pass abgelaufen oder verloren ist und erfahren dann
von uns, dass sie die deutsche Staatsangehörigkeit seit Jahren
nicht mehr besitzen. Die Reaktionen der Antragsteller sind fast
immer Unverstndnis, über die genauen Zusammenhnge und
rechtlichen Folgen kennt sich fast niemand aus. Für diese Men-
schen bricht dann sprichwörtlich eine Welt zusammen, 50 dass
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wir dann im Beratungsgesprch auf dIe Rückkehrnıöglichkeit BEITRAG:

nach 38 Aufenthc und auch d ıe Wahrung der sozialen Rechte, WOLFGANGSCHULİ

yor ailem der Rentenansprüche hinweisen.

Nicht zu untersch5tzen ist aber d ı e Problematik für die Per-

sonen, d ı e nur zu Besuch in der Türkel sind und ihren deutschen
Pass verloren haben, dann aber keinen neuen erhalten können.
Um rechtzeitig zur Schule oder zur Arbeitsstelle zurückzukom-
men, müssen sie sich zunchst einen türkischen Reisepass aus-
stelien lassen, anschlieEend elnen Termin zurvlsumbeantragung
erhalten und dann müssen auch das Generalkonsulat und die lo-
kale AusInderbehörde schneli entscheiden, dass die Wiederein-
reise möglich ist. in wenigen Tagen gelingt das nur sehr selten.

Festzustelien ist, dass es im Bereich von Staatsangehörig-
keitsfragen nur sehr wenige Fischungen gibt, sa dass uns d ıe
Tatsachenfeststellung ,,deutsch - oder nicht deutsch" nicht
künsthch schwer gemacht wird.

Wir machen bel diesen Staatsangehörigkeitsfragen von den
Möglichkeiten, die das türkische Recht vorsieht, um d ı e Staats-

angehörigkeit nachzuweisen, regelmig Gebrauch. Dadurch ha-
ben wir gegenüber den innerdeutschen Behörden auch immer
einen Wissensvorteii, da man sich in Deutschland auch in Zwei-
felsüllen üblicherweise nicht d ıe einschlögigen Unterlagen aus

der Türkei vorlegen isst.

Ich möchte an dieser Stelle d ıe schlechteste aller Varianten
im deutsch-türkischen Verh5itnis erw5hnen. Dieser Fali betrifFt
Personen, die sich in Deutschland haben elnbürgern lassen. Nach
dem Jahr 2000 erwerben sie auch wieder die türkische Staats-
angehörigkeit und sind der irrigen Meinung, belde Staatsangehö-
rigkeiten zu besitzen. Spter erfhrt man dann, dass der Erwerb
der türkischen Staatsangehörigkeit zum Verlust der deutschen
führt und wili die Situation dadurch kiren, dass man sich in der

Türkel schnell w ıeder ausbürgern isst, bevor die Deutschen et-
was davon mitbekommen. Die türkischen Behörden gehen da-
von aus, dass der Betroffene Doppelstaater ist und entiassen ilin
aus der türkischen Staatsangehörigkeit. Da der Betroffene aber
schon 1m Zeitpunkt des Wiedererwerbs der türkischen Staatsan-
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8[ İ TRAG	 gehörigkeit d ıe deutsche verloren hat, steht er am Ende dieser
WOiIGANGSOIULİ Kette ohne Staatsangehörigkeit da und muss nunmehr mühselig

versuchen, wieder eine der beiden verlorenen Staatsangehörig-
keiten wiederzuerlangen.

DIe meisten Fragen, dIe an das Generalkonsulat herangetra-
gen werden, betreffen zwei Bereiche:

1. DIe Möglichkeften einer Einbürgerung im Ausland, d ı e
mittlerweile an sehr hohe Hürden geknüpft ist, sa dass
es praktisch keine FIIe mehr gibt.

2. DIe Staatsangehörigkeit von neugeborenen Kindern
bel gemischtnationa!en Ehen. Hier können wir d ıe jun-
gen Eltern immer wieder positiv überraschen, dass d ıe
Kinder sowohl von deutschen ais auch vom türkischen
Elternteil d ıe Staatsangehörigkeit automatisch erhal-
ten und diese auch dauerhaft behalten können. Ein-
geschrnkt wird diese gute Nachricht nur bel Jungen,
wenn wir kurz auf d ıe Frage des Wehrdienstes für Dop-
peistaater aufmerksam machen.

Ich hoffe, ich konnte Ihnen einen kleinen Einblick in d ıe prak-
tische Arbeit unseres Generalkonsulates geben. Bel Fragen stehe
ich seIbstverstnd İ ich gem zur Verfügung.

Herzlichen Dank für ibre Aufmerksamkeit.
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TÜRK VATANDAŞLIĞININ YİTİRİLMESİNE İLİŞKİN
İDARİ KARARLARA KARŞI

YARGI YOLUNUN KAPATILMASI

Prof. Dr. Nuray EKŞİ*

Giriş
Türk vatandaşlık hukukunda, 22.4.1964 tarihinde yurur- NURAY EKŞİ 'N İ N

lüğe giren 403 saydı Türk Vatandaşlığı Kanunu'nun 40. mad- JFBÜĞi

desi (TVK) ile vatandaşhlda ilgili idari işlemlere karşı yargı
yolu ilk defa düzenlenmiştir. 1869 Tabiiyet-i Osmaniye Ka-
nunnamesi' ile 1929 y ılında yürürlüğe giren ve 1964 y ılında

403 sayılı Kanun ile yürürlükten kaldırılan 1312 sayılı Türk

Vatandaşhğı Kanunu'nda,2 sadece Türk vatandaşliğının ka-

zanılması ve yitirilmesine ili şkin hükümler yer al ıyordu. Her
iki mülga kanunda vatandaşlıkla ilgili kararlara kar şı yargı
yolu düzenlenmemişti.

Türk vatandaşliğı ile ilgili yeni bir tasarı hazırlanmıştır.3
Tasarı'da, 403 sayılı Kanun'un 40: maddesi ile aynı veya buna
benzer bir hüküm bulunmamaktad ır. Anayasa'nın 125/1.

maddesi kar şısında böyle bir hükme ihtiyaç olmadığı düşü-
nülebilir. Bununla beraber Anayasan ın 66/V. maddesinde-

ki vatandaşLılctan çıkarına ile ilgili karar ve işlemlere karşı yar-

* İstanbul Kültür Üniversitesi Hukuk Fakültesi Devletler Özel Hukuku
Anabilim Dalı Başkanı .
Düstur: I. Tertip, C. 1, s. 16.1869 Tabiiyet-i Osmaniye Kanunnamesi
hakkında ayrıntılı bilgi için bkz. Mahmud Fuad, Tabiiyet, (franskripsi-
yonu yapan Cihan Osmanağaoğlu), Istanbul 2006; Cihan Osmana ğaoğlu,

Tmzi1t Dönemi itibariyle Osmanl ı Tabiiyetinin (Vatandaş lığın ın) Gelişimi,

Istanbul 2004.
2 1W, 4.6.1928/904.

içisleri Komisyonu'nun Kabul Ettiği Metin: http://www.tbmm.gOv.tr/
sirasayi/ donern23/yi101/ss9om.htm (15.5.2009).
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NURAY FK Şİ 'N İN gı yolunun kapatılamayacağına ilişkin hüküm, yargı yoluna
TEBÜ Ğİ başvurma konusunda 125. maddeden farkl ı sonuçlara götüre-

bilir. Çünkü Anayasanın 125/1. maddesinde her türlü eylem
ve işlemden söz edilmişken 661V. maddesinde sadece vatan-
daşliktan çıkarma ile ilgili işlemden söz edilmekte ve ç ıkarma
dışmda kalan işlemlere yarg ı yolunu kapatmış izlenimi ver-
mektedir. Bu sebeple TVK Tasans ı 'na, ya 40. madde parale-
linde bir hüküm koymak ya da 66/V. maddedeki bu ifadeyi
düzeltmek gerekir.

403 sayılı TVK'da vatandaşlıkla ilgili işlemler konusun-
da İçişleri Bakanlığı ve Bakanlar Kurulu'na yetki verilnıiştir.
Vatandaşlıkla ilgili işlemlerin, belirli bir siyasi görüşe sahip
İçişleri Bakanlığı ve Bakanlar Kurulu tarafından gerçekle şti-
rilmesi idari yargı yoluyla yap ılacak denetimin önemini daha
da artırmaktadır. Ancak idari yargı yolu ile yap ılacak deneti-
mi, idarenin takdir hakkım ortadan kaldıracak şekilde kul-
lamlmaması gerekir. Çünkü devletin egemenlik haklar ını ilgi-
lendiren vatandaşlığa alma ve vatanda şlıktan atma konusun-
da idareye takdir yetkisinin verilmesi bir ihtiyaç de ğil, zorun-
luluktur. Bununla beraber idarenin, vatanda şlığa alma veya
vatandaşlıktan atma işlemlerini değerlendiip sonuçlandırır-
ken kullandığı takdir yetkisinin s ınırlarımn iyi çizilmesi ge-
rekir. Bu yetkinin geni ş tutulmas ı, vatandaşlığın verilmesin-
de ve alınmasında keyfi muamelelere sebebiyet verebilir. Di-
ğer yandan idarenin elinin kolunun bağlanması ve takdir yet-
kisinin ortadan kaldırılması sakıncalı sonuçlar doğurabilir.
Çünkü Türk vatandaş lığına alma veya Türk vatandaşlığın-
dan atma, TVK'rmı aradığı şartların yan s ıra genel güvenlik
ve kamu menfaatleri aç ısından yap ılacak bir değerlendirmeyi
de gerekli kılmaktadır.

1. Türk Vatandaşlığı Kanunu'nun 40. Maddesi

TVK'da, vatanda ş l ılcla ilgili olarak alınan kararlara kar şı
yargı yolu ayrı bir hükümle düzenlenmiştir. TVK'run 40. mad-
desine göre, Türk vatandaşliğı hakkında idari makamlarca her
ne şekilde olursa olsun verilen kararlar aleyhine Dam ştay'a
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başvurulabilir. TVK, 22.5.1964 tarihinde yani 1961 Anayasa- NURAY EKŞİ 'N İ N

sı döneminde yürürlüğe girmiştir. 1961 Anayasas ı 'nın 114/1. TEStJ Ğİ

maddesine göre, idarenin hiçbir eylem ve işlemi hiçbir hal-
de, yargı mercilerinin denetimi dışında bırakılamaz. TVK'nm
40. maddesi, hem 1961 Anayasası'nın 114/1. maddesine hem
de 1982 Anayasas ı'nın 125/1. maddesine paralel bir düzenle-
me içermektedir. TVK'rıın 40. maddesinin yan ı sıra TVK'nın
39. ve 41. maddelerinde, bir ki şinin Türk vatanda şı olup ol-
madığı konusunda Içişleri Bakanlığı tarafından verilen karar-
lara karşı Danıştay'a başvurulabileceği belirtilıniştir. TVK'da
vatandaşlıkla ilgili işlem ve kararlara karşı dava açma süresi,
yetkili mahkeme ve yargılama usulüne ilişkin hükümlerin ol-
maması sebebiyle idari Yargılama Usulü Kanunu'nda (İYUK)
yer alan hükümler uygulanacakt ır.

TVK'nın, 22.4.1964 tarihinde yürürlü ğe girmesinden son-
ra yapılan muhtelif değişildiklerle İçişleri Bakanlığı'nın ya-
tandaşlıkla ilgili yetkileri artınlnıış ve ayrıca Bakanlığa yeni
yetkiler tanınmı5trn4 Örneğin, TVK'nın 8. maddesinde belirti-
len üç durumda, İçişleri Bakanlığı, Türk vatandaşlığını yeni-
den kazanma karar ı vermektedir. TVK'nın 12. ve 13. maddele-
ri ile ek 1. maddesinde say ılan kişilerin valilik veya konsolos-
luklara yaptıkları seçme yoluyla Türk vatandaşliğmı kazan-
ma talebi bu makamlar tarafından İçişleri Bakanlığı'na intikal
ettirilmektedir. Kanun'da belirtilen şartların varlığı halinde,
TVK'nın 21. maddesi uyar ınca, İçişleri Bakanlığı tarafından
Türk vatandaşlığından çıkma izni verilmektedir. TVK'nın 22.
maddesinin 111. fıkrasma göre, yabanc ı bir devlet vatandaşli-
ğını kazanıp da bu vatandaşlığm yanı sıra Türk vatandaşlı-
ğını da muhafaza etmek isteyenlere İçişleri Bakanlığı tarafın-
dan izin verijebilir. TVK'n ın 27-28. maddelerinde düzenlenen
seçme yoluyla Türk vatanda şliğından ayr ılmak için valilik ve
konsolosluklara yapılan başvurulara ilişkin dosyalar, bu ma-
kamlar tarafından İçişleri Bakanlığı'na gönderilirler. TVK'da,

İçişleri Bakanlığı 'nın vatandaşl ıkla ilgili işlemleri hakkında ayr ıntılı
bilgi için bkz. Nuray Ekşi, Danış tay Kararları Işığında Türk Vatandaş lığı
Kanununa ilişkin idari Dava lar, Istanbul 2008,5. 9 vd..
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NURAY FKŞİ'N İN hem idari makamlar tarafından hem de mahkemeler taraf ın-
TEBli Ğİ dan kişinin Türk vatandaşı olup olmadığı hususundaki tered-

dütlerin İçişleri Bakanlığı'na sorularak giderilece ği düzenlen-

miştir. Türk vatandaşlığı hususunda idari makamlarca tered-
düt edilmesi halinde TVK'nın 39. maddesi; Danıştay dışında

yargı organları tarafından tereddüt edilmesi halinde TVK'run
41. maddesi uyarınca İçişleri Bakanlığı'na sorulacakt ır.

TVK, 22.4.1964 tarihinde yürürlü ğe girdiğinde idari yargı
alanında sadece Danıştay vardı, henüz idare mahkemeleri ile
bölge idare mahkemeleri kurulmamıştı. Bu sebeple TVK'da
yer alan ban hükümlerde yalnızca Danıştay'dan söz edilmiş
ve idare mahkemeleri ile bölge idare mahkemelerine yer ve-
rilmemiştir. TVK'da sadece Danıştay'dan söz edilmesi kar şı-

sında vatandaşlıkla ilgili idari işlemlerde idare mahkemeleri-
ne başvurulup vurulamayacağı önemli bir sorun olarak orta-
ya çıkmıştır. 403 sayılı Kanun'un yürürlüğe girmesinden son-
ra, 1982 yılında idari yargı alanında yapılan yasal düzenleme-
ler dikkate alınarak bunlara paralel bir de ğişiklik TVK'da ya-
pılmamıştır. Bu aç ıdan, vatanda şlıkla ilgili idari işlemlere kar-
şı yargı yolunu düzenleyen TVK'daki hükümlerle 1982 y ılın-
da yürürlüğe giren 2576 say ılı Bölge İdare Mahkemeleri Idare
Mahkemeleri ve Vergi Mahkemelerinin Kurulu ş ve Görevle-
ri Hakkında Kanun'da 5 yer alan hükümler örtü şmemektedir.

idari yargılama hukukumuzda, idari uyu şmazliklarda
genel görevli mahkeme idare mahkemesidir. Danıştay, özel
görevli mahkemedir. Danıştay'ın hangi idari uyu şmazlıkla-
rı çözmekle görevli olduğu 2575 sayılı Danıştay Kanunu'nun
24. maddesinde tandidi olarak say ılnuştır. Bakanlar Kuru-
lu tarafından vatandaşlıkla ilgili olarak alman kararlara kar-
şı Danıştay'a başvurulacağında tereddüt yoktur. Nitekim Da-
nıştay Kanunu'nun 24. maddesinde ilk derece mahkemesi ola-
rak Danıştay'da görülecek davalar s ıralanmıştır. Bu madde-
nin 1(a) bendine göre, Dan ıştay, ilk derece mahkemesi olarak
Bakanlar Kurulu kararlar ına karşı aç ılacak iptal ve tam yargı
davalarmı karara bağlar. Danıştay Kanunu'nun 24. maddesi-

RG, 2011982/17580.
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nin 1(c) bendinde, Danıştay'ın ilk derece mahkemesi olarak NURAY EKŞİ 'N İ N

bakanlıkların düzenleyici işlemlerine karşı açılacak iptal ve TEBLİĞİ

tam yargı davalarmı da karara bağlayacağı öngörülmüştür.
Ancak dikkat edilirse burada bakanlikların işlemelerine kar-
şı ilk derece mahkemesi olarak Dan ıştay'da dava açılabilme-
si için işlemin, "düzenleyici" nitelikte olması gerekir. 403 sayı-
lı Kanun'da İçişleri Bakanliğı tarafından alman kararlara kar-
şı Danıştay'a gidilemeyecektir. Bu kararlara kar şı idare mali-
kemelerinde dava aç ılacaktır.6

Aybay, TVK'nın 40. maddesinin, 2575 say ılı Danıştay Ka-
nunu ile 2576 sayılı Kanun hükümleri çerçevesinde yeniden
değerlendirilmesi gerektiğini ifade etmektedir. 7 Danıştay'ın
ilk derece mahkemesi olarak bakacağı davalar, Danıştay
Kanunu'nun 24. maddesinde belirlendi ğine göre, bunlar dı-
şında kalan davalar idare mahkemelerinde görülecektir. Bu-
nunla birlikte, Bakanlar Kurulu tarafından verilen vatanda ş-
lığa alınma istemlerinin reddi (TVK m. 6-8), Türk vatandaşh-
ğına alinma kararının iptali (TVK m. 24), kaybettirme (TVK
m. 25) ve çıkarma (TVK m. 26) kararlarına karşı aç ılan dava-
lara yine Danıştay ilk derece mahkemesi olarak bakacaktır.
Buna karşın TVK'nın 5, 11, 39 ve 41. maddelerinde oldu ğu
gibi bazı maddelerde İçişleri Bakanlığı tarafından yapılacak
işlemlerle ilgili olarak aç ılacak davalar idare mahkemelerin-
de görülecePtirY

Nomer 4e Doğan, idari yargılama alanındaki mevcut dü-
zenlemeler karşısında TVK'nın 40. maddesindeki "Danış tay"
kavramının "idari yarg ı yolu" olarak anlaşılması gerektiğini;
vatandaşhk hukuku alanında Bakanlar Kurulu tarafından ya-
pılan işlemelere karşı Danıştay' da; İçişleri Bakanlığı tarafın-

6 Nuray Ekşi, "Türk Vatandaşlığı Kanununda Yap ılması Gerekli
Değişiklikler", 11(2005)1 YÜHED, s. 15.
Rona Aybay, Vatandaş lık Hukuku, İstanbul Bilgi Üniversitesi Yay ınları,
İstanbul 2004, s. 290.

8 Aybay, 290-291.
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NURAY EKŞİ N İN dan yap ılan işlemlere karşı ise idare mahkemelerinde dava
TEBLi Ğİ açılması gerektiğini ifade etmi5tir.9

Doğan/Odabaşı'na göre, TVK'mn 40. maddesinde yer
alan "Danış tay" kelimesinin "idari yargı " olarak düzeltilmesi
daha isabetli olacaktır.10 Çünkü mevcut yasal düzenlemeler
karşıs ında "vatandaş l ık hukuku alan ı nda, Bakanlar Kurulu tara-

Jindan alınacak kararlara karşı aç ılacak davalarda Dan ış tay ilk dere-

ce mahkemesi olarak görev yapacakt ır. Ancak, İçişleri Bakanlığınca

alınacak kararlara karşı açılacak da.valarda Danıştay ilk derece mah-

kemesi olarak görev yapamayacak, idare mahkemeleri bu davalara
bakacaktır". 11 Danıştay da muhtelif tarihlerde verdiği kararla-
rmda aynı sonuca varnuş t1r.12

Özden, 2576 sayıli Kanun'un 5. maddesinde, özel kanun-
larda, Danıştay'ın görevli olduğu belirtilen davalarda ida-
re mahkemelerinin görevli k ılmdığını; 2576 sayılı Kanun ile
Danıştay'ın idari yargılamada tek mahkeme olmaktan çıka-
nldığmı; 2576 sayıl ı Kanun'un 5. maddesindeki "özel kanun"

ifadesiyle 2576 sayılı Kanun'dan önce yürürlükte bulunan ka-
nunların kastedildi ğini; bu kanunlar arasında TVK'rıın da yer
aldığım; bu sebeple 1964 yı lında yürürlüğe giren TVK'da yer
alan ve Danıştay' ı görevli kılan maddelerin yeniden de ğer-
lendirilmesi gerektiğini belirtmektedir.13 Özden'e göre, İçişle-
ri Bakanlığı tarafından verilen kararlara karşı açılan davalar
Danıştay Kanunu'nun 24. maddesinin kapsamı dışmda kald ı-
ğından TVK'nın 40. ve 41. maddelerindeki "Danıştay"ı "idare

mahkemeleri" olarak algılamak gerekir.14

Ergin Nomer, Vatandaşlık Hukuku, 16. bası, İstanbul 2007, s. 165; Vahit
Doğan, Türk Vatandaş lık Hukuku, 8. bası, Ankara 2008, s. 180-183.

° Vahit Doğan/Hasan Odabaşı, Yargı Karar/an Işığında Vatandaş l ık ve
Yabancılar Hukuku, Ankara 2004, s. 220.
Doğan, 182-183; Doğan/Odabaşı, 220.

12 Kararlar için bkz. Doğan/Odabaşı, 220-225.
13 Bülent Özden, "Vatanda ş l ık Hakkmda Verilen Kararlar ın Yargısal De-

netimi ve 2576 Say ı l ı Yasanın 403 Say ı l ı Türk Vatandaşlığı Kanununun
40. ve 41. Maddelerine Etkisi", 69(1995)4-6 IBD, s. 308-310.

14 Özden, 308-310. Özden tarafından önerilen TVK'n ın 40. ve 41. maddele-
rine ilişkin metinler için bkz. Özden, 311.
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Danıştay'm uygulamas ı da vatandaşlıkla ilgili davalar- NURAY EKŞI'NIN

da TVK'nın 40. maddesine ilişkin olarak doktrinde ileri sürü- JEBUĞİ

len görüşler paralelindedir. Danıştay 10. Dairesi, 7.10.1998 ta-
rihli kararındaıs içişleri Bakanliğı Nüfus ve Vatandaşlık İşleri
Genel Müdürlüğü'nün işlemine karşı Danıştay'da değil ida-
re mahkemesinde dava aç ılması gerektiğine karar vermi ştir.

"Dava, kıs ı tl ı Polikseni Pistikas adl ı kişiyi temsilen Hasan Bay-
dar Çimilli tarajindıın söz konusu kişinin Türk vatandaşlığına al ın-

mas ı isteminin İçişleri Bakanl ığı Nüfus ve Vatandaşlık İşleri Genel
Müdürlüğü'nün 17.8.1998 tarih ve 040053 say ı lı kararıyla reddine
ilişkin işlemin iptali istemiyle aç ılmış tı r. 2576 sayı lı Kanun'un 1.
maddesinde, idare mahkemelerinin genel görevli mahkemeler oldu-
ğu hükme bağlanmış; 2575 say ı lı Danıştay Kanunu'nun 24. mad-
desinde de ilk derece mahkemesi olarak Dan ıştay'da görülecek dava-

lar tek tek sayılmıştır. Davac ın ın sübjektifhukukf durumuna ilişkin

bulunan ve uygulama işlemi olan işlemin iptali istemiyle açtığı da-
van ın görünüm ve çözümü idare mahkemesinin görev alan ı içinde

bulundu ğundan davan ın görev yönünden reddine oybirliğiyle ka-

rar verildi ".

Danıştay 10. Dairesi 20.2.2001 tarihinde verdi ği kararm-
da'6 Içişleri Bakanlığı'nın kararına karşı idare mahkemesinde
dava aç ılması gerektiği sonucuna varmış tır.

"Dosyan ın incelenmesinden İran vatandaşı davacıların, doğ-
duklan tarihten itibaren Türkiye'de ikamet ettiklerinden bahisle
Türk vatandaşlığına geçme isteğiyle başvuruda bulundukları, baş-

vurulann ın İçişleri Bakanlığınca reddi üzerine işlemin iptali iste-
miyle dava açt ıkları anlaşılmaktadır. Bu durum karşıs ında açılan

dava 2575 sayı lı Danıştay Kanunu'nun 24. maddesinde say ılan da-

valardan hiçbirine girmediğinden davan ın genel görevli idare mah-
kemesince çözümlenmesi gerekmektedir. Davan ın görev yönünden
reddine, dosyan ın Ankara idare mahkemesine gönderilmesine oybir-
liğiyle karar verildi".

Danıştay 10. Daire, E. 1998/5881, K. 1998/4753, T. 7.10.1998: Do ğan!
Odabaşı, 223-224.

16 Danıştay 10. Daire, E. 2001/280, K. 2001/646, T. 20.2.2001: Do ğan!
Odabaşı, 276.
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NUPY EKŞİ 'N İ N	 Danıştay 10. Dairesi, 4.7.2002 tarihinde verdiği diğer bir
TEBLiĞİ karar ında' da aynı sonuca varmıştıı. Karara konu olan olay-

da Ermenistan uyruğunda olan davac ının Türk vatandaş lığı-
na alınmak için yaptığı başvuru, Içişleri Bakanlığı Nüfus ve
Vatandaşlık İşleri Genel Müdürlüğü'nün 20.5.2002 tarih ve
037978 sayılı kararıyla reddedilmişti. Ret işleminin iptali için
Daıııştay'da dava açılmıştı. Danıştay 10. Dairesi, uyuşmazl ı-
ğın Danıştay Kanunu'nun 24. maddesinde say ılan ilk derece
mahkemesi olan Danıştay'da görülecek dava türlerinden ol-
madığmı belirterek davanın görev yönünden reddine ve dos-
yanm Ankara İdare Mahkemesi'ne gönderilmesine karar ver-
miştir.

Il. Türk Vatandaşl ığımn Yitirilmesi Işlemine Karşı
Yargı Yolunun Kapatılmasına Yol Açan Sebepler

Türk vatandaşlık hukukunun tarihi geli şimi incelendi-
ğinde vatandaşlığm yitirilmesinin, idari yarg ı denetimi dışın-
da kalmas ına yol açan sebepleri ikiye ay ırmak mümkündür.
Bunlardan birincisi idari yarg ı yolunun mevcut olmaması ve
bunun yanı sıra yasal düzenlemeleri yarg ı denetimine tabi kı-
lan bir sistemin henüz te şekkül etmemiş olmasıd ır. Vatandaş-
ligin yitirilmesinin yargı denetimine tabi tutulamamas ına yol
açan bu sebep, 1924 y ılında Osmanlı Hanedanı ile ilgili ola-
rak gerçekleşmiştir. 1924 y ılında Osmanlı Handanı bir kanun-
la Türk vatanda şlığından çıkarılmıştı . Osmanl ı Hanedaııı'nın
vatandaş lıktan çıkanlması, yasal bir düzenleme ile gerçekle ş-
miş; söz konusu yasal düzenlemenin icras ı için herhangi bir
idari karar alinmamıştı . 1924 yılında idari yargı henüz faali-
yete geçmemi şti. Üstelik 1924 y ılinda yasaların yargısal dene-
timine ilişkin bir sistem de mevcut değildi. Dolay ısıyla 1924
yıl ında idari yargı kurulmuş ve faaliyete geçmi ş olsayd ı dahi
vatandaşlıktan çıkarmaya ilişkin idari bir karara mevcut ol-
madığından sonuç değişmeyecekti.

17 Danıştay 10. Daire, E. 2002/3815, K. 2002/2671, T. 4.7.2002: Do ğan!
Odabaşı, 224.
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Türk vatandaşlık hukukunun tarihçesinde vatandaşlık- NURAY EKŞİ 'N İ N

la ilgili işlemlerin idari yargı denetiminin dışında kalmasına ITBUĞİ
yol açan ikinci sebep, yasal bir düzenleme ile yarg ı yolunun
kapatılmasıdır. 12 Eylül 1980-6 Aralık 1983 tarihleri aras ında
yürürlükte bulunan Anayasa Düzeni Hakk ında Kanun ile Ba-
kanlar Kurulu kararlarına karşı idari yargı yolu kapatılmıştı .
Türk vatandaşliğının yitirilmesi işlemlerini idari yargı dene-
timi dışında b ırakan her iki sebep aşağıda ayrıntılı olarak in-
celenecektir.

A. Yasaların Yargısal Denetimine ilişkin Sistemin
Yokluğu veya idari Yargımn
Henüz Faaliyete Geçmemi ş Olmas ı

Devletin izlediği ulusal ve uluslararas ı politikaların yanı
sıra yaşanan siyasi geli şmeler de vatandaşlik kanunlar ına
yansımaktadır. Bu yansımanın sonucunda bir dönem kişinin
vatandaşlığmı yitirmesine sebep olan bir olay daha sonra va-
tandaş lık kanunlarından çıkarılabilmekte; hatta söz konusu
sebeple Türk vatanda şlığını yitiren kişiye tekrar Türk vatan-
daşlığını kazanması için özel hükümler konulmaktad ır. Siyasi
gelişmelerin vatandaşhk kanunlar ına yansımasının tipik ör-
neklerinden birini 1924 yılında yürürlüğe giren 431 sayılı Ka-
nun oluşturmaktadır.

Hilafetin İlgasına ve Hanedan-1 Osmaninin Türkiye
Cumhuriyeti Memaliki Haricine Ç ıkarılmasına Dair 431 sa-
yılı Kanun'un" 1. maddesinde halifeli ğin kald ırıldığı ifa-
de edilmiştir. Bu Kanun'un 2. maddesinde ise, halife ve Os-
manlı Hanedanı'nın erkek, kadın bilcümle azas ı ve damatlar
Türkiye Cunıhuriyeti içinde ikamet etme hakkından ebedi-
yen mahrum bırakılmıştır. Aynı zamanda bunların Türk va-
tandaşlık sıfatı dakaldırılmıştır (431 sayı lı Kanun m. 4). 1952
yı lında Hilafetin ilgasma ve Hanedan-1 Osmaninin Türkiye
Cumhuriyeti Memaliki Haricine Ç ıkarılmasına Dair Olan 431
sayılı Kanunun 2. maddesinin Değiştirilmesi ve Aynı Kanu-

RG, 6.3.1924/63; Düstur: m. Tertip, C. V., 2. bası, s. 668.
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NURAY [KŞ i'N İN na Bazı Maddeler Eklenmesi Hakk ında 5958 saydı Kanun19
TEBLi Ğİ yürürlüğe girmiştir. 5958 sayd ı Kanun' la yap ılan değişikliğe

göre, Padişah sülbunden olan erkekler ve bunlar ın füruu d ı-
şmda kalan kişiler Türkiye'ye gelebilir veya Türkiye'de ika-
met edebilirler. Ayr ıca müracaatları halinde, Türkiye'ye gel-
mek ve Türkiye'de ikamet etmek şartları aranmaksızın vatan-
daşliğa alınnıalarına Bakanlar Kurulu karar verebilir. 1974 ta-
rihinde yürürlüğe giren Cumhuriyetin 50. Y ılı Nedeniyle Baz ı
Suç ve Cezaların Affı Hakkında 1803 say ılı Kanun2° ile 431 sa-
yılı Kanun'un 2-5. maddeleri yürürlükten kald ırılmıştır. 1803
sayılı Kanun ile yapılan değişiklik sonucunda, Halife ve Os-
manl ı Hanedanı 'nın erkek, kad ın bilcümle azas ı ve bunlardan
doğanlar, Türkiye'ye gelebilirler. Aynca Türk vatanda şlığına
geçmek için ba5vurabilirler.2'

Osmanlı hanedanı kadın ve erkekler, 431 sayılı Kanun' la
yani bir yasama işlemi ile vatanda şlıklarını yitirmişlerdir. 431
sayılı Kanun uyarmca herhangi bir idari işlemin yapılmasına
gerek kalmaks ız ın kendiliğinden vatandaşlık hakları ellerin-
den alınmıştır. ilginç olan yeni kurulan bir Cumhuriyet olma-
sna rağmen vatandaşlıktan çıkarmanın bir idari kararla de-
ğil, Türkiye Büyük Millet Meclisi'nde tartışılarak hazırlanan
bir kanunla gerçekleştirilmesidir. Acaba kanunla vatanda şlık-
tan ç ıkarılan Osmanl ı Hanedanı için o dönemde yarg ı deneti-
mi var mıydı?

Danıştay, "Şürayı Devlet" ad ıyla 1868 yılında kurulmuş-
tur. imparatorluk döneminde 54 yıl süreyle görev yapan
Şürayı Devlet'in faaliyeti, 4.11.1922 tarihinde Istanbul'daki
bütün merkez kurulu şlannın TBMM Hükümeti'nin idaresi-
ne geçtiği s ırada sona ermi5ti. 22 30.10.1338 (1922) tarih ve 307
say ıh, Osmanlı İmparatorluğu'nun İnkıraz Bulup TBMM Hü-

RG, 23.6.1952/8148.
RG, 18.5.1974/14890 Mükerrer.

21 N
uray Ekşi, Yabancı lann Türkiye'deki Taşrnmaz Mallar Üzerindeki Haklan,

Istanbul 2006, s. 82-84; Nuray Ek şi, Yabancı lar Hukukuna ilişkin Temel Ko-
nular, 1 bası , Istanbul 2007, s. 139-140.

n tıttp://www.danistay.gov.tr/kurulus.htm  (10.5.2009).
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kümeti Teşekkül Ettiğine Dair Heyeti Umumiye Kararı" ile NURAY EKŞi'N İ N
imparatorluk tüm kurumlar ıyla sona erdirilmiştir. 1924 Teş- itetiğ i
kilatı Esasiye Kanunu'nun, 51. maddesinde Şürayı Devlet
düzenlenmi5tir.24

1924 Anayasas ı'nın 51. maddesine istinaden 1925 yılmda
Şürayı Devlet Kanunu kabul edilmi ş; 1927 yılında üye seçimi
gerçekleştirilmiş ve Şüra-yı Devlet aynı yıl göreve başlamı5tır!5
1924 Teşkilatı Esasiye Kanunu, ilk defa, Şürayı Devlet'i, üye-
lerinin seçimi ve görevleriyle birlikte düzenlemi ştir. Böyle-
ce Şürayı Devlet anayasal bir kurum niteli ği kazanmıştır. Üs-
telik idari dava kavramı Türk hukuk sistemine ilk defa 1924
Anayasas ı'nın 51. maddesi ile girmi ştir.26 "1924 Anayasas ı 'n ı n
düinin, 10.1.1945 tarih ve 4695 say ı l ı Kanun ile sadeleş tirilnıesi ile
51. maddede düzenlenen 5 ı2rayı Devlet teriminin yerini "Dan ıştay"
terimi alm ış tır. Bu tarihten sonra 1946 y ılında 5 ı2ray ı Devlet Kanu-
nunda değişiklik yapan 4904 sayılı Kanun'da da Dan ış tay ad ı kulla-
n ı lmış tır. 1952 yılında 5997 say ı l ı Kanun ile Anayasan ın eski dili-
ne dönülmüş tür. Buna uygun olarak da 1954'teki Kanun değişikli-
ğinde Devlet 5 ı2ras ı, 1959 yıl ındaki Kanun değişikliğinde ise tekrar
Şürayı Devlet terimleri kullan ılm ı5tır".27 1924 Anayasas ı'nın 51.
maddesinden, 1924-1927 döneminde idarenin yarg ısal dene-
timinin teorik olarak kabul edildi ği anlaşılmakla beraber, Şu-
rayı Devletin 1927 yılmda göreve başlaması nedeniyle bu ara
dönemde idari yargının fiilen işlemediği söylenebilir. Üstelik
Osmanlı hanedanının erkek ve kad ın azası, 431 say ılı Kanun
ile vatandaşlıktan çıkanlmış; 431 sayılı Kanun'da yer alan bu
hükmü icra etmek üzere ayr ı bir idari işlem yapılmanıışhr.

Düstur, 3. Tertip, C. 3, s. 149.
24 1924 Anayasas ı'nın 51. maddesine göre, "idarf dAva ve ihtilüfiarı rüyet ve

hal, Hükümetçe ihzar ve tevdi olunacak kanun lüyihaları ve imtiyaz mukavele
ve şartnameleri üzerine beyan ı mütalda, gerek kendi kanunu mahsusu ve gerek
kavanini saire ile muayyen vezaifi iflı etmek üzere bir Şüraıji Devlet teşkil edil-
ecektir. Şürayi Devletin rüesa ve üzas ı vazafi mühimmede bulunmu ş ilim, ihti-
sas ve tecrübe-leri ile mütemeyyiz zevat meyan ından Büyük Millet Meclisin-ce
intihab olunur".
Onur Karahanoğullan, Türkiye'de idari Yarg ı Tarihi, Ankara 2005, s. 233.

26 Karahanoğullan, 234.
27 Karaharioğullan, 252-253 dn. 569.
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NURAY EKŞi'N İN Bu dönemde kanunların yargısal denetimine ilişkin bir sistem
TEDUĞi mevcut değildi?S Sonuç olarak, 431 say ılı Kanun ile Türk va-

tandaşlığından ç ıkarılan Osmanlı hanedanı, gerek kanunların
yargısal denetimine ilişkin sistemin yokluğu ve gerekse idari
yargının henüz faaliyete geçmemiş olması sebebiyle başvura-
bilecekleri bir yargısal koruma mekanizmas ına sahip değildi.

1.1.1928-22.5.1964 tarihleri arasında yürürlükte bulunan
1312 sayılı Türk Vatandaşlığı Kanunu'nun' 15. maddesi ile,
23.5.1927 tarihli ve 1041 sayd ı Kanun3° saklı tutulmuştur. An-
cak 1312 sayılı Kanun'unda, 431 sayılı Kanuna ilişkin herhan-
gi bir hükme yer verilmemi ştir. 22.5.1964 tarihinde yürürlü-
ğe giren 403 sayılı Türk Vatandaşlığı Kanunu ise 431 sayı lı
Kanun'unun vatandaşlıkla ilgili hükümlerini saldı tutmuştur.
403 sayılı Kanun'un uygulanmasma ilişkin Yönetmeliğin 59.
maddesinde, 431 say ıl ı Kanun ile bu Kanunu değiştiren ka-
nunlar saklı tutulmuş; 1041 sayılı Kanun ise yürürlükten kal-
dırıl ıruştır. 0 halde 431 say ılı Kanun halen yürürlüktedir.

Daha önce de ifade ettiğimiz üzere Türk vatandaşlık hu-
kukunun tarihi gelişiminde, vatandaşhkla ilgili idari kararla-
rın yargısal denetimi ilk defa yürürlükteki 403 sayılı TVK'nın
40. maddesi ile düzenlenmiştir. Bununla beraber 1.1.1929-
22.5.1964 tarihleri arasında yürürlükte kalan 1312 sayıl ı TVK
döneminde de idari makamlarca verilen vatanda şlıkla ilgili
karaılann idari yargının kontrolü altında olduğunda tereddüt
edilmemekteydi.33 Hatta 1927 yılında yürürlüğe giren ve 403
sayıli TVK ile, 1964 yılında yürürlükten kaldırılan 1041 say ı-

Makalenin, 431 say ıl ı Kanun'a istinaden vatandaşl ıktan çıkarılan
Osmanlı Hanedanı'nm kadın ve erkek azalarının bu kararlara karşı
idari yargı yoluna başvurup başvuramayacaklarma ilişkin k ısımı, Prof.
Dr. Tayfun Akgüner ve Doç. Dr. Onur Karahanoğlullan tarafından ver-
ilen bilgiler ışığında yazılmış tır. Katkılarından dolayı Prof. Dr. Tayfun
Akgüner'e ve Doç. Dr. Onur Karahanoğlulları'na teşekkür ederim.

29 RG, 4.6.1928/904.
3° Şeraiti Muayyeney-i Haiz Olmayan Osmanl ı Tebaasının Türk

Vatandaş lığından Iskatı Hakkında 23.5.1927 Tarihli ve 1041 Say ı lı
Kanun: Resmf Ceride, 31.5.1927/598.
Nomer, 162.
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lı Kanun'a istinaden Bakanlar Kurulu tarafından verilen Türk NURAY EKŞİ N İ N

vatandaş lığmdan çıkarma kararlarının Devlet Şurası'nın de- TEBLİĞ i

netiniine tabi idari tasarruf oldu ğu içtihadı birleştirme kararı
ile kabul edilmiştir. Devlet Şurası 1927 yı lında fiilen faaliyete
başlamış olduğu için bu tarihten itibaren idari yarg ı denetimi
açıktı. Ancak buna rağmen uygulamada, 1041 sayılı Kanun
uyar ınca siyasi sebeplerle Bakanlar Kurulu'nca verilen vatan-
daşlıktan çıkarma kararlar ının Devlet Şurası'nın denetimi-
ne tabi olup olmadığında tereddüt ediliyordu. Çünkü bu Ka-
nun uyarınca verilen vatanda şlıktan ç ıkarma kararlarmın si-
yasi tasarruf mu, yoksa idari tasarruf mu olduğu konusunda
Devlet Şüras ı'nm kararları arasında farklılık vard ı . Bu farklı-
lık, 1943 yılında verilen içtihad ı birleştirme kararı ile gideril-
miştir. Devlet Şuras ı Dava Daireleri Umumi Heyeti taraf ın-
dan 1943 yılında verilen içtihadı birleştirme kararına32 göre:

"Müddei Umumf Birinci S ı n ıf Muavin Şevket Ozenap' ın
26.6.1940 tarihli müzekkeresinde: 1041 sayıl ı Kanuna tevflkan si-
yasi sebepten dolay ı Hükümetçe vatandaş lıktan iskat edilen kimse-
ler taraJindan bu babtaki tasarruflar aleyhine aç ılan davalar, Dava
Daireleri LJmumt Heyetinin 381243 say ı lı ve 6.12.1 938 tarihli kara-
rıyla Hükümet tasarrufu mahiyetinde görülerek kazat mürakabeden
azade tutulduğu halde ayn ı mahiyetteki tasarrufiar hakk ında beşinci
dairenin 39/1424 say ı lı ve 6.11.1939 tarihli karar ı ile vazife dahilin-
de görüldüğünden 3546 sayı l ı Devlet Şuras ı Kanununun 29. mad-
desi mücibince bu mübeyyin içtihatları n tevhidi istenilmektedir.

Müddet Llmumfnin Mütalas ı : 1041 nolu Kanunun vazettiğ i
esaslara vaziyetleri tevaflık edenlerin Vekiller Heyeti karanyla Türk
tabiyetinden iskat edileceği mezkur kanun hükmü icab ı ndan olmak-
la bu gibi muamelelerin mahiyeti itibariyle siyasi veçhesi olmad ığın-
dan idari tasarruf olan bu gibi muameleler Devlet Şüras ı 'n ın mu-
rakabesine tabi olacağından içtihad ı n bu yolda tevhidi mütalaa edil-
mektedir.

32 Devlet Şuras ı D5va Daireleri Umumi Heyeti, E. 40/209, K. 43/83, T.
21.5.1943, (1943)22 Kararlar Mecınuası, s. 45-46.
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NURAY EKŞİ N İ N	 Türk Ulusu ad ı na hüküm veren Devlet Şuras ı Dava Dairele-
TEBLi Ğİ şi Umumf Heyeti tarafindan işin gereği düşünüldü: 1041 nolu Ka-

nunun, Vekiller Heyetine vermiş olduğu tabiyeti iskat selahiyetinin
mahiyeti itibariyle siyasi bir tasarruf olmay ıp Devlet Şuras ının mu-
rakabesine tabi bir idari tasarruf bulunduğu hususunda içtihat is-
tikrar bulmuş olduğundan içtihadı n bu veçhile tevhidine 21.5.1943
tarihinde ekseriyetle karar verildi".

B. Vatandaşlıkla ilgili Işlemlere Karşı
Yargı Yolunun Yasal Düzenleme ile Kapatılması

1. Anayasa Düzeni Hakk ındaki Kanun Uyar ınca
Vatandaşlığın Yitirilmesine ili şkin
Bakanlar Kurulu Kararlar ına Karşı
Dava Açılmasının Yasaklanmas ı

Siyasi gelişmelerin vatandaşlık kanunlarına yansımasının
ikinci tipik örneğini TVK'nın 25. maddesinin mülga (g) bendi
oluşturmaktadır. Mülga (g) bendi, TVK'ya 1981 y ılmda 2383
say ılı Kanun'unB 6. maddesi ile elclenmi şti. Türk Vatanda şlık
Kanunu'nda bazı değişiklikler yapan 2383 say ılı Kanun, Mil-
li Güvenlik Konseyi tarafından 13.2.1981 tarihinde kabul edil-
miştir. Bu bend, 1992 y ılına kadar yürülükte kalmış; 1992 y ı-
lında TVK'da değişiklik getiren 3808 sayılı Kanun'laM yurur-
lükten kald ırılmıştır.

1981-1992 yıllan arasında yürürlükte bulunan TVK'nın
25. maddesinin (g) bendi, 12 Eylül döneminde s ıkça uygulan-
mıştır. TVK'nın 25. maddesinin mülga (g) bendine göre, yurt
dışında bulunup da Türkiye Cumhuriyeti'nin iç ve d ış güven-
liği ile kanunun suç sayd ığı şekilde iktisadi ve mali güvenli-

11 Şubat 1964 Tarih ve 403 Say ıl ı Türk Vatandaş lığı Kanunun Ban
Maddelerinin Değiştirilmesi ve Bu Kanuna Iki Ek Geçici Madde Elden-
mesi Hakkında Kanun, Kanun No: 2383, Kabul Tarihi: 13.2.1981, RG,
17.21981/17254.
403 say ı l ı Türk Vatandaşlığı Kanununun 25. Maddesinin (g) Bendi ile
Bu Maddenin İkinci Fıkrasının Yürürlükten Kald ırılmas ı ve Bu Kanuna
İki Geçici Madde Eklenmesine Dair Kanun, Kanun No: 3808, Kabul Tar-
ihi: 27.5.1992, kG, 4.6.1992/21248-
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ği aleyhinde faaliyette bulunan veya yurt içinde bu faaliyet- NURAY EKŞI'N!N

lerde bulunup da her ne suretle olursa olsun yurt dışına çı- TEBLi Ğİ

kan ve hakkında Türkiye'de bu nedenle kamu davası açılma-
sına veya ceza kovuşturmasma veya hükmün infazma olanak
bulunmayan ve gelmesi için yap ılan duyuruya rağmen üç ay
içinde, sıkıyönetim ve olağanüstü hallerde bir ay içinde yurda
dönmeyenlerin Türk vatanda şlığını kaybettiklerine Bakanlar
Kurulu karar verebilir.

TVK'nın 25. maddesinin mülga (g) bendi uyarınca Ba-
kanlar Kurulu tarafından Türk vatandaşlığının kaybettirilme-
si karar ımn verilebilmesi için:

1. Kişinin Türk vatandaşlığını doğumla kazanması ,

2. Yurt dışında bulunması,

3.Yurt dışında Türkiye Cumhuriyeti'nin iç ve d ış güven-
liği ile kanunun suç saydığı şekilde iktisadi ve mali güvenli ği
aleyhinde faaliyette bulunmas ı veya yurt içinde bu faaliyet-
lerde bulunup da her ne suretle olursa olsun yurt d ışına çık-
ması,

4. Yurt dışında bulunması sebebiyle hakkında Türkiye'de
kamu davas ı açılmasına veya ceza kovu şturmasına veya hük-
mün infazına olanak bulunmamas ı,

5. Yurda dönmesi için duyuru yap ılması,

6. Duyuruya rağmen üç ay içinde, sıkıyönetim ve olağa-
nüstü hallerde bir ay içinde, yurda dönmemesi,

gerekir. Ayr ıca sıkıyönetim ve olağanüstü hallerde (g) bendi
uyarınca Türk vatandaşlığını kaybedenler hakkında, 35. mad-
denin 1. fıkrasmın uygulanmas ına karar verilebileceği öngö-
rülmüştü. TVK'nın 35. maddesinin 1. fıkrası malların tasfiye
edilmesine ilişkindir. Bu hükmün uygulanmasmda Bakanlar
Kurulu takdir yetkisine sahipti. 1992 y ılında 3808 sayılı Ka-
nun ile TVK'ya eklene geçici 4. maddede, 25(g) uyar ınca hak-
larında Türk vatandaşlığını kaybettirme işlemi yapılması so-
nucunda Türkiye'de bulunan ve Hazinece tasfiye edilen mal-
ların veya bu malların milli bankada adlarına açılan hesaba
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NURAY El(Ş i'N İN yatırılmış olan bedellerinin hak sahiplerine iade edilece ği ifa-
TEBLi Ğİ 	 de edilmiştir.

TVK'nın 25. maddesinin mülga (g) bendi uyarınca Türk
vatandaşlığını kaydenlerden biri de Türkiye i şçi Partisi Baş-
kanı Behice Boran'dır. 1910 (1326) yılmda Sinop'ta doğan
Behice Boran, 1987 y ıhnda Brüksel'de vefat etmiştir. Cenaze-
si Turgut Özal tarafından Türkiye'ye getirilerek "Devlet Töre-
ni" ile gömülmü ştür. 12 Eylül 1980 ihtilAlinin ard ından kısa
bir süre ev hapsinde tutulan Behice Boran daha sonra Kas ım
ayında yurt dışına çıkm ıştır. 16.2.1981 tarihinde sosyal bir s ı-
nıf in diğer sosyal smıflar üzerinde tahakkümünü tesis etmek
veya sosyal bir s ınıfı ortadan kaldırmayı amaçlamak için ko-
münizm propagandas ı yaptığı iddiasıyla Sıkıyönetim 1 Nu-
maralı Mahkemesince yargılanan ve 8 y ıl 9 ay hapse mahkum
edilen Behice Boran aynı yıl Bakanlar Kurulu karar ı ile Türk
vatandaşlığın,ı yitirmişti.36 Behice Boran' ın Türk vatandaşl ı -
ğınm kaybettirilmesine ili şkin Bakanlar Kurulu kararı Resmi'
Gazete'de yayınlanmı5tır.37 Karar, Devlet Ba şkan Kenan Ev-
ren, Başbakan Bülent Ulusu ve diğer bakanlar tarafından im-
zalanmıştır. 8/ 8018 sayılı Bakanlar Kurulu karan şöyledir:

"Ekli listede kimlikleri yaz ı l ı 2 (iki) ki5inin38 Türk vatandaş l ı-
ğınrn kaybettirilmesi ve bu kişilerin Türkiye'de bulunan malların ın
Hazinece tasfiye edilmesi; İçişleri Bakanlığı 'n ın 18.5.1981 tarihli ve
631.116-5199-520018897 say ıl ı yaz ıs ı üzerine, 403 say ıl ı Türk Va-
tandaşlığı Kanunu'nun 25 inci maddesine 13.2 .1 981 tarihli ve 2383
sayı lı Kanunun 6 nci maddesiyle eklenen (g) bendi ve 3 üncü Jikra
ile 403 sayı l ı Kanunun 35 inci maddesinin birinci Jikras ı hüküm-

Behice Boran' ın Türk vatandaşlığının kaybettirimesine ili şkin 8/8018
sayılı Bakanlar Kurulu Kararının ekinde nüfus kimlik bilgileri de
yer almaktadır. Behice Boran' ın nüfus kimlik bilgileri için bkz RG,
5.6.1981/17361.
http://www.byegm.gov.tr/yayinlarimiz/  AyinTarihi/1981/sub-
at1981.htm (9.5.2009).
RG, 5.6.1981/17361.
Behice Boran ile birlikte Türk Vatandaşlığı Kanunu'nun 25. maddesinin
(g) bendi uyarınca Bakanlar Kumlu karanyla vatanda şlığın ı yitiren ik-
inci kişi, Gültekin Gazioğlu'dur.
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lerine göre, Bakanlar Kurulunca 25.5.1981 tarihinde kararla ş tı rıl- NIJkAYEKŞİ 'N İ N

m ış tı r".	 TEBti Ğ i

1981 y ılmda Bakanlar Kumlu tarafından verilen Behice
Boran Hatko'nun Türk vatanda ş lığmın kaybettirilmesine iliş-
kin kararın iptali için dava aç ılmıştı. Danıştay Dava Dairele-
ri Kurulu, 25.9.1981 tarihinde davanın esas ına girmeden red-
dedilmesine karar vermi5ti. 39 Danıştay Dava Daireleri Kuru-
lu, karar ı oy çokluğuyla almış tır. Ancak karara ilişkin muha-
lefet şerhi, davanın özüne değil harç kısmına ilişkindir. Da-
nıştay Dava Daireleri Kurulu'nun 25.9.1981 tarihli karar ı ay-
nen şöyledir:

"28 Ekim 1980 gün ve 17145 say ı lı Resmt Gazete'de yay ı mlan-
ini ş bulunan 27.10.1980 gün ve 2324 say ı l ı Anayasa Düzeni Hak-
kı nda Kanun'un 4. maddesinde, Milli' Güvenlik Konseyi'nin bildi-
ii ve kararlarında yer alan ve yer alacak olan hükümlerle 12 Eylül
1980 tarihinden sonra çıkarılan ve çıkanlacak olan Bakanlar Kuru-
lu kararnamelerinin ve üçlü kararnamelerin yürütülmesinin dur-
durulmas ı ve iptali isteminin ileri sürülemeyeceğinin ön görülme-
si karşıs ı nda, an ılan Kanun kapsam ı nda bulunan Bakanlar Kurulu
kararına karşı açılmış bulunan davan ı n incelenmeksizin reddine oy-
çokluğuyla karar verildi".

Danıştay Dava Daireleri Kurulu karar ım verdiği tarih-
te 2324 sayd ı Anayasa Düzeni Hakkında Kanun' yürür-
lükteydi. 1980 yılında yürürlüğe giren 2324 say ı lı Kanun,
12 Eylül askerî müdahalesi döneminde yap ılan ilk yasal
düzenlemedir. 41 2324 sayılı Kanun'un 4. maddesinde, Milli
Güvenlik Konseyi'nin bildiri ve kararlarında yer alan ve yer
alacak olan hükümlerle 12 Eylül 1980 tarihinden sonra ç ıkan-

Danıştay Dava Daireleri Kurulu, E. 1981/102, K. 1981/852, T.25.9.1981:
(1982)46-47 Dan ış tay Dergisi, s. 156; Nuray Ekşi, Milletleraras ı Nitelikli
Davalara ilişkin Mahkeme Kararlan, Istanbul 2007, s. 656-657; Nuray
Ekşi, Pratik Çalışma Kitabı: Kanunlar İhtil4fi Kurallarına Milletlerarası Usul
Hukukuna Vatandaşlık ve Yabancılar Hukukuna İlişkin Seçilmiş Mahkleme
Kararları, 2. bas ı, Istanbul 2007, s. 150-151.

4° RG, 28.10.1980/17145.
41 Turgut Tan, 1982 Anayasas ı'nın Geçici 15. Maddesi Üzerine, İlhan Özti-

rak An ıs ına Annağan, Ankara 1994, s. 376.
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NURAY EKŞ i'N İN lan ve çıkarılacak olan Bakanlar Kurulu kararnamelerinin ve
TEBL İ üçlü kararnamelerin yürütülmesinin durdurulması ve ipta-

li isteminin ileri sürülemeyece ği öngörülmü ştür. Dolayısıyla
2324 sayılı Kanun'un yürürlükte oldu ğu dönemde Türk va-
tandaşlığı ile ilgili olarak alınan Bakanlar Kurulu kararlar ı-
na karşı iptal davas ı açilamami5tir.1 Diğer bir anlatın-da, ya-
tandaşlıkla ilgili kararlara kar şı yargı yolu kapatılmıştır. An-
cak dikkat edilecek olursa yarg ı yolu sadece Bakanlar Kurulu
kararları için kapatılmış; İçişleri Bakanlığı kararlanndan söz
edilmemiştir.

2. Anayasa Düzeni Hakkındaki Kanun'un
Yürürlükten Kaldırılması Sonucunda
Bu Dönemde Verilen Vatandaşlığın Yitirilmesi
Kararlanmn idari Yarg ıda Dava Konusu
Yap ılıp Yap ılamayacağı Meselesi

1982 Anayasas ı'nın geçici 3. maddesinin (a) bendinde,
2324 sayılı Anayasa Düzeni Hakk ında Kanun'un, Anayasa'ya
göre yapılacak ilk milletvekili genel seçimi sonucu Türkiye
Büyük Millet Meclisi toplanıp Başkanl ık Divanı 'nın oluştu-
rulması ile yürürlükten kalkacağı öngörülmüştür. 2324 sayıl ı
Kanun, 1982 Anayasas ı 'nın halkoyu ile kabulünden sonra ya-
pılan ilk seçimler sonucu Türkiye Büyük Millet Meclisi Ba ş-
kanlık Divanı 'nın 6.12.1983'de olu şturulması ile birlikte bu ta-
rihten itibaren yürürlükten kalkm ı5tır.43

idarenin yarg ı denetimi dışında b ırakılan işlemleri için bkz, Kemal
Gözler, idare Hukuku Dersleri, 6. bası, Bursa 2007, s. 808; Celal Erkut,
iptal Davas ınrn Konusunu Oluşturma Bakı m ından idari işlemin Kimliği,
Danıştay Yaymian No: 51, Ankara 1990, s. 161-163; idarenin baz ı ey-
lem ve işlemlerinin yargı denetimi d ışmda tutulmas ının AH-JS'nin 6(1).
maddesinin ihlili olarak değerlendirilebileceği haller için bkz. Sibel
Inceoğlu, Insan Hakları Avrupa Mahkenıesi Kararlannda Adil Yarg ılanma
Hakkı -Kamu ve Özel Hukuk Alanlannda Ortak Yarg ısal Hak ve ilkeler, 2.
bası, Istanbul 2005, s. 142-144.
Anayasa Mahkemesi, E. 2001/216, K. 2004/120, T. 2.12.2004. TAN ise,
Başkanlık Divanı'nın 7.12.1983 tarihinde oluşturulduğunu ve 2324 say ıl ı
Kanun'un yururliilcten kaldırıldiğın ı belirtınektedir (Tan, 377).
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Anayasa'nın geçici 15. maddesinin son fıkrasında, 12 NURAY EKŞİ 'NIN

Eylül 1980 tarihinden ilk genel seçimler sonucu toplanacak TEBLİĞİ

TBMM Başkanlık Divanı oluşturuluncaya kadar geçecek süre
içinde çıkarılan kanunların Anayasa'ya aykırılığının iddia
edilemeyeceği belirtilmiştir. Daha sonra geçici 15. maddenin
son fıkras ı 2001 yılında Anayasa'da yap ılan değişiklikle yü-
rürlükten kald ırılmıştır.TM

1991 yılında verilen Danıştay içtihadı Birleştirme ka-
rarına45 göre, 2324 say ılı Kanun'un yürürlükte bulundu ğu
12.9.1980 ile 6.12.1983 tarihleri aras ında verilen Bakanlar Ku-
rulu kararlarına karşı idari yargı yolu kapatılmış olmakla be-
raber 2324 say ılı Kanun'un yürürlükten kalkt ığı 6.12.1983 ta-
rihinden itibaren 60 gün içinde doğrudan veya tYUK'un 11.
maddesindeki süreç i şletilerek dava açılması mümkündür.

içtihadı Birleştirme Kararı'ndan sonra verilen Danış-
tay kararları da aynı yöndedir. Danıştay idari Dava Daire-
leri Kurulu (DIDDK), merkez valisi iken 29.1.1982 tarihli ve
8/4226 say ılı Bakanlar Kurulu Karar ı ile re'sen emekliye sevk
edilen kişinin re'sen emeklilik i şleminin iptali ve emekli ola-
rak geçirilen sürenin fiili hizmet süresine eklenmesine ilişkin
talebin reddine karşı açılan davada verdiği 19.4.2007 tarihli
karar ında," Anayasa'nın geçici 15. maddesinin son flkras ı-
nın yürürlükten kald ırılma gerekçesinin, 12 Eylül 1980-6 Ara-
lik 1983 döneminde ç ıkarılan kanunlar, kanun hükmünde ka-
rarnameler ve 2324 sayılı Anayasa Düzeni Hakk ında Kanun
uyarınca alınan karar ve tasarruflar ın Anayasa'ya aykınlığı-
nın ileri sürülmesinin sağlanması olduğunu ifade etmi ştir.

"Dolayıs ıyla, bu tarihten itibaren herhangi bir yarg ı kıs ıntıs ı
olmadan idari işlemin yargısal denetiminin tam olarak yap ılabilme-

si, diğer bir ifadeyle işlemin dayanağı yasa kuralı n ın iptali için iti-

" Türkiye Cumhuriyetinin Anayasas ının Bazı Maddelerinin Değiştirilmesi
Hakkında 4709 Say ıl ı Kanun: RG, 17.10.2001/24556 Mükerrer.

Dan ıştay içtihad ı Birleştirme Karar ı , E. 1990/1, K. 1991/1, T. 28.2.1991:
RG, 18.6.1991/20905.

46 Danıştay idari Dava Daireleri Kurulu, E. 2005/2988, K. 2007/555, T.
19.4.2007: (2007)116 Dan ış tay Dergisi, s. 55-58.
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NURAY EKŞİ 'N İN raz yoluyla Anayasa Mahkemesi'ne başvurulabilmesi mümkün hale
TEBLİğİ geldiğinden, bu yeni hukukf durumun 2577 say ı l ı IYLIK'da belirti-

len usule uygun olmak kayd ıyla yeni bir dava açma hakk ı tan ıdığı-
n ı n kabulü gereklidir".

o halde Bakanlar Kurulu'nun vatanda şlıkla ilgili olup
2324 sayılı Kanun'a istinaden yargı yolunun kapatıldığı karar-
larma karşı dava açmak, 6.12.1983 tarihinden itibaren müm-
kün hale gelmiştir. Böyle bir davanın açılma olasılığı yok de-
necek kadar az olmakla beraber her ihtimale kar şı konunun
dava süresi açısından da incelenmesi gereklidir. Çünkü ida-
ii işlemlere karşı iptal davas ı açma süresi olan 60 gün geçmiş
olacaktır. Bu durumda davan ın süresinde açılmamas ı sebe-
biyle reddine mi karar verilecektir? D İDDK'ya göre, bu yeni
hukuki durumun ilgililere İYUK'da belirtilen usule uygun ol-
mak kaydıyla yeni bir dava açma hakk ı tanıdığımn kabulü
gereklidir. Diğer bir anlatımla, 6.12.1983 tarihinden itibaren
2577 saydı IYUK'nm 11. maddesi uyarmca ba şvuru yap ılacak;
bu başvurunun reddedilmesi üzerine İYUK'nın 7. veli. mad-
delerinde öngörülen süreler içinde dava aç ılacaktır.

2383 sayıli Kanun ile 1981 yılında TVK'run 25. maddesine
eklenen (g) bendinin 3808 sayılı Kanun ile yürürlükten kald ı-
rıldığmı daha önce ifade etmi ştik. 3808 sayılı Kanun, TVK'nın
25. maddesinin (g) bendini yürürlükten kald ırmakla kalma-
iniş; siyasi düşünceleri sebebiyle Türk vatanda şli ğını Bakan-
lar Kurulu kararıyla kaybeden kişilerin yeniden Türk vatan-
daşı olmalarının yolunu açmıştır. Üstelik bunun için ilgili ki-
şilerin başvuru yapmasına gerek de görülmemi ştir. 3808 sa-
yı lı Kanun'un 2. maddesi ile TVK'ya geçici 2. madde eklen-
miştir. Geçici 2. maddeye göre, 1981-1992 y ıllan arasında 25.
maddenin mülga (g) bendi uyar ınca haklarında Bakanlar Ku-
rulunca Türk vatandaşlığıru kaybettirme kararı alınmış olan-
ların nüfus kütüklerindeki kayıtları, müracaatlarına ve her-
hangi bir işleme gerek kalmaks ızm İçişleri Bakanlığı Nüfus ve
Vatandaşlık İşleri Genel Müdürlüğü tarafından canland ınlır.
Nitekim TVK'nın 25. maddesine 2383 sayılı Kanunla eklenen
(g) bendine istinaden Bakanlar Kurulu'nun 6.12.1982 gün ve
82/5762 say ılı karan ile Türk vatandaşlığı kaybettirilen Yıl-
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maz Güney (Pütürı), (g) bendi, 3808 Kanunla kaldırıldıktan NURAY EKŞ i'N İ N

sonra geçici 2. maddeye istinaden Türk vatanda şlığını kanun TEBU Ğ I

gereği kendiliğinden tekrar kazanmış; 13.4.1993 tarihinde nü-
fus kütüğündeki Türk vatandaşliğının kaybı kararı silinerek
nüfus kayd ı canlandırılmı5tır.47

ili. Vatandaşlığın Yitirilmesi İşlemlerine Karşı
Yargı Yolunun Kapatılmas ı ve
Avrupa İnsan Hakları Sözleşmesi

İnsan haklar ı, kural olarak, evrensel ve şartsız herkese ta-
nınmıştır. Ancak bu kuralın baz ı haldardan faydalanmaktan
mahrumiyet veya belirli grupta bulunan kişilere daha fazla
haklar ın verilmesi gibi istisnalar ı bulunmaktadır. Örneğin, sı-
nır dışı ve suçlular ın iadesinin sadece yabancılara uygulanan
yapt ırımlar olmas ı; ülkeye giriş, kamu hizmetlerine kat ılma,
seçme ve seçiime hakkı gibi bazı haklarm sadece vatanda şla-
ra tanınmas ı, insan haklarının evrensel niteliğine getirilen is-
tisnaları teşkil etmektedirler."

İnsan Hakları Avrupa Sözleşmesi'nde ( İHAS) temel
haklarla ilgili genel ve soyut hükümler öngörülmü ş; koruma
altına al ınan hakların somut olayda ihiM edilip edilmediğinin
değerlendirilmesinde komisyona ve mahkemeye geni ş takdir
yetkisi verilmiştir.51 Ayrıca, taraf devletler ulusal hukulclar ı-
nı IHAS ile uyımılu hale getirme yükümlülü ğü altındadır. Bu
yükümlülük vatandaşlık kanunları için de geçerlidir.51

İHAS'da vatandaşlığa ilişkin açık bir hüküm bulunma-
maktadır. Bununla beraber, vatanda şlık başvurularınm key-

Milliyet Gazetesi, 8 Ocak 2009.
48 Renk Provost, international Hurnan Rights and Humanitarian Lan>, Cam-

bridge 2002, s. 25-26.
RG, 19.3.1954/8662.

5° Matti Pel1onp, Ezpulsion in international Law A Study in international
Lav; and Human Rights with Special Rejirence ta Finland, Helsinki 1984, s.
124.

51 Ali Heyrani Nobari, An Eıamination of the Can cept of Nationality in Europe,
Lausanne 2005, s. 81-82.
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NURAY EKŞİ 'N İN fi veya hukuka aykın olarak reddi veya keyfi veya hukuka
TEBLİĞİ aykır ı olarak vatanda şlıktan atma kararlarının İHAS'a aykın

olabileceği ve bunun üye devletlerin İHAS'dan kaynaklanan
yükümlülüklerinin ihlAli anlam ına gelebileceği kabul edil-
mektedir. Aç ık bir hüküm olmamas ına rağmen, vatandaş lık-
la ilgili işlemlerin İHAS' ın bazı maddeleri ile bağlant ısı kurul-
maktad ır.

İHAS ve Ek Protokolleri, vatanda şlık hakkını teminat altı-
na almamaktadır.52 Ancak taraf devletlerin vatandaşlıkla ilgili

52 Kajkasliv. Turkey davasında, İnsan Haklar ı Avrupa Komisyonu, İHAS' ın
vatandaşlığın kazanılmasmı teminat altma almadığma karar vermiştir.
Kaflcash, 1939 yılında göçmen olarak Gürcistan'dan Türkiye'ye gelmi şti.
28.9.1940 tarihinde Bakanlar Kurulu karanyla Türk vatanda şlığını
kazanmıştı . Türkiye'de iş bulamaması ve yoksulluk sebebiyle Gürcis-
tan'a dönmeye çalışırken SSCB-Türkiye s ınırında durdurulmuş ve
ajanhk yaptığı gerekçesiyle onbeş yıl hapse mahküm edilmişti. Aftan
yararlanarak hapisten ç ıkan Kaficasli, 1955 y ılında devlet güvenliği
aleyhine faaliyette bulunmas ı sebebiyle Türk vatandaşlığından
çıkarılmış ve ülkeyi terk etmeye davet edilmi şti. Türkiye'yi terk etmeyi
reddeden ve vatans ız olduğu için idarece re'sen s ınırdışı edilemeyen
Kaflcash bir Türk bayanla evlenmi ş ve Türk vatandaşlığın ı kazanmak
için başvurmuştu. 1983 yılında başvurusu reddedilen Kaflcaslı 1991
yılında başvurusunu yenilemiş ancak bu da reddedilmi şti. 1992
yılında üçüncü defa Türk vatanda şlığını elde etmek için yaptığı
başvuru, vatandaşl ık verilmesi için önceki başvurulara nazaran yeni
sebeplerin ortaya ç ıkmadığı gerekçesiyle İçişleri Bakanlığı tarafından
reddedilmişti. Avrupa Insan Hakim Komisyonu'na başvuran KaJkasl ı ,
Türkiye'nin IHAS'in 8. maddesinin ihlM ettiğini iddia etmişti. Kaficaslı ,
Türk vatandaş lığından çıkarılmas ı ve yeniden Türk vatanda şlığını
kazanmak için yapt ığı bütün başvuruların reddedilmesi sebebiyle
kırk yılı aşkın bir süreden beri vatans ız bir kişi olarak Konya'da
oturduğunu; üç çocuğunun ve onüç torununun oldu ğunu; vatans ız
olması sebebiyle her üç ayda bir yabanc ılar şubesine giderek oturma
iznini uzatmak zorunda kald ığım; Konya dışına çıkıp aile üyelerini
ve yakınlarını ziyaret etmek istediğinde polisten izin almak zorunda
olduğunu belirterek Türkiye'nin kendisine vatanda şl ık vermemesi
sebebiyle vatans ız kalması sonucunda bir yabancı olarak maruz kald ığı
muanıelenin IHAS' ın 8. maddesine aykırı olduğunu ifade etmiştir. Türk
Hükümeti savunmasında, vatandaşl ık vermenin IHAS' ın kapsamına
girmediğini; ükit devletlerin vatanda şlık vermeye zorlanamayacağını;
KaJkas! ı'nın ikamet ve seyahat etme hakk ından mahrum edilmedi ğini;
vatansız olmas ı sebebiyle Kajkasl ı 'ya uygıılanan baz ı formalitelerin özel
ve aile hayatına müdahale teşkil etmediğini belirtmiştir. Komisyon,
KajkasWnm seyahat hakkının elinden alınmadığını; bulunduğu yeri
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işlemleri ile İHAS'ın bazı maddeleri aras ında bağlantı kurmak NURAY EKŞ i'N İ N

ve bu işlemleri İHAS kapsamında değerlendirmek mümkün- JEBUĞ I

dür. Nitekim 111AM da aynı sonuca varmıştır. !HAM, Karas-

sev v. Finland davas ında, bir devletin keyfi olarak vatanda şlık
başvurusunu reddetmesinin İHAS'in 8. maddesinin ihlaline
yol açabileceğini ifade etmiştir.53

Kanaatimizce, vatanda şlikla ilgili işlemlerde dikkate ah-
nabilecek diğer bir madde IHAS'in 13. maddesidir. İHAS' ın
13. maddesinde, işbu Sözleşme' de tanınmış hak ve hürriyetle-
ri ihiM edilen her şahsın, ihlM fiili, resmi vazifelerini ifa eden
kimseler tarafından bu vazifelerin ifası sırasında yap ılmış olsa
dahi, milli bir makama fiilen müracaat hakkına sahip olduğu
ifade edilmiştir. Dolay ısıyla, vatanda şlık başvurusu redde-
dilen veya vatandaşlıktan atılan kişiye, İHAS kapsamındaki
haklarıyla ilgili olarak, tarafsız ve bağımsız ulusal mercilere
başvurma olanağının tanınması ve başvurunun uygun biçim-
de incelenip değerlendirilmesinin sa ğlanması gerekir.

Ayrıca adil yargılanma hakkını düzenleyen 6(1). madde
ile de vatandaşl ıkla ilgili işlemler arasında bağlantı kurmak
mümkündür. İHAS'in 6(1). maddesine göre, her şalııs gerek
medeni hak ve yükümlülükleriyle ilgili uyu şmazlıklarda ge-
rekse herhangi bir suç isnad ı halinde makul bir süre içinde
bağımsız ve tarafs ız mahkemelerde adil ve kamuya aç ık bir
şekilde yargılanma hakkına sahiptir. Bu maddede medeni
hukuk ve ceza hukuku alanlar ından söz edilmesi sebebiyle

terk etmesi için polisten izin almas ının özel ve aile hayatına müdahale
teşkil etmediğini; milletleraras ı hukuka göre yabanc ıların ülkeye giriş,
ikamet ve seyahatlerinin devlet tarafından kontrol edilebileceğini;
Kajkasl ı 'ya uygulanan tedbirler ile İHAS kapsamında sahip olduğu
haklar arasında adil bir dengenin olduğunu; uygulanan tedbirlerin fahi ş
olmadığın ı belirtmiştir. Komisyon, yetkili makam karanyla vatanda şlık
vermeye âkit devletlerin zorlanamayaca ğına; Türkiye'nin vatanda şlik
vermemesi ve vatansız olan Kaflcash'ya uygulad ığı usulün IHAS' ın 8.
maddesini ihMI etrnedi ğine karar vermiştir [Kaflcasli v. Turkey, European
Commission of the Numan Rights (Reguest No. 21106/92) Comn ıission
Report adopted on july 1,19971.
Andrei Karassev and Fan ı ily t>. Finland (Apptication No. 31414/96), ECHR
ıv, 12 january 1999.
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NUR2 EKŞİ N İN idari yargı alanında uygulanıp uygulanmayacağında tered-
TEBLİĞİ düd edilebilir. Her şeyden önce, 6(1). maddedeki kavramlar

ulusal hukuklardan bağımsız olarak yorumlanmal ıdır. Do-
layısıyla ulusal mahkemelerce bir konunun disiplin hukuku
veya idare hukuku kapsamına dahil olduğu kabul edilerek
6(1). maddenin öngördüğü kontrol mekanizmas ının işlemesi
engellennıemelidir.M Böylece idare hukuku alanındaki uyuş-
mazlıkların önemli bir kısmı da 6(1). maddenin kapsam ına
dahil edilmeli ve bu maddenin getirdiği güvencelerden ya-
rarlandırılmal ıdır. IHAM'm, medeni hak ve yükümlülük kav-
ranıııu esnek ve liberal bir yakla şımda yorumlamak1a bera-
ber vatanda şliğa ilişkin uyuşmazlıklan genellikle kamu hu-
kukuna dahil görülüp 6. maddenin kapsamı dışında tuttuğu
ifade edilmiştir. Doktrinde IHAM' ın kararlarının aksine gö-
rüşler de vardrn

Sonuç

Vatandaşlık hukuku tarihçesinde, olağanüstü durum-
larda, vatandaşlıkla ilgili işlemlerin yasal düzenleme ile yar-
gı denetiminin kapsamı dışında tutulduğu veya Osmanl ı
Hanedarıı'nda olduğu gibi yasal düzenleme ile Türk vatan-
daşlığından toplu olarak çıkarmanın gerçekleştiği istisnai hal-
ler mevcuttur. Türkiye'de yaşanan siyasi gelişmelerin vatan-
daşlık kanunlaıma nasıl yansıdığmı göz önüne seren söz ko-
nusu yasal düzenlemeler yürürlükten kaldır ılsalar bile tarihi
açıdan önemlerini korumaktad ırlar.

Ciare üvey/Robin C.A. White, Jacobs 6' White Luropean Convention on
Human Rights, 3rd edition Oxford 2002, s. 140-145.

Ş Ovey/ White, 146.
Ovey/White, yabancilann ülkeye girişine, mülteci veya sığınmacı
başvurularına ve sıııırdışı edilmelerine ilişkin hükümlerin sadece
ulusal hukuklarda yer almad ığını, milletleraras ı antlaşmalarda da
hükümler olduğunu; ülkeye sokmama veya sm ırdışı etme kararmm
kişinin ekonomik ve ki şisel refahı üzerinde çok önen ıii etkileri
olduğunu belirterek bu konularla ilgili kararların 6. madde kapsam ında
değerlendirilebileceğini ifade etmektedirler (Ovey/ White 148).
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Türk hukukunda, vatandaşlığın yitirilmesi kararlarına NURAY EKŞİ'NiN

karşı idari yargı denetimini engelleyçn ilk ve son yasal düzen- İLBUG İ
leme 12 Eylül 1980 ile 6 Aralik 1983 tarihleri aras ında yurur-

lükte bulunan Anayasa Düzeni Hakk ında Kanun'dur. Ana-
yasa Düzeni Hakkında Kanun, istisnai bir durum öngörmü ş-
tü. Belirtmek gerekir ki, 6 Aral ık 1983 tarihinden beri vatan-
daşlıkla ilgili idari işlemelere karşı yargı yoluna başvurulma-
smı yasaklayan bir düzenleme bulunmamaktad ır. Vatandaş-
lıkla ilgili olarak İçi şleri Bakanlığı ve Bakanlar Kurulu tara-
fından yap ılan gerek kurucu gerekse açıklay ıcı işlemlere kar-
şı idari yargı yoluna başvurulabilir. Elbette vatanda şlikla ilgi-
li bir idari işlemin dava konusu yapılabilmesi için idari yar-
gılama mevzuatında aranılan şartların gerçekleşmesi gerekir.
Gelecekte Anayasa Düzeni Hakkında Kanun gibi yargı yolu-
na başvurmayı yasaklayan hükümler getiren ba şka yasal dü-
zenlemelerin yap ılmamas ını ve özellikle siyasi görü şleri se-
bebiyle kişilerin vatandaşlık haklarından mahrum bırakılma-
masını temenni ederiz.
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AVRUPA VATANDAŞLIK SÖZLEŞMESİ VE TÜRK
VATANDAŞLIĞI KANUNU TASARISI'

Doç. Dr. Feriha Bilge TANRIB İLİR

Tebliğ Planı ve Kapsamı

	

FER İ HA BILGE	 Tebliğin konusu, Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasarısı' ile
TANR İ BIIJR'IN Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi2 hükümlerinin karşılaştırıl-

	

TEBLİĞİ 	 masıdır.
Sözleşme ve Tasarı, vatandaşliğm kazanilması ve kaybına

ilişkin hükümlerin yan s ıra başka konular ı da düzenlemek-
tedirler. Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi'nde (AVSöz.) vatan-

Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasarıs ı, 28.5.2009 günü akşamı Türkiye Bil-
yük Millet Meclisi Genel Kurulu'nda görüşülmüş, ancak hiçbir eleşti-
ri dikkate ahnmadan 29.5.2009 gününün ilk saatinde kabul edilmi ştir
(5901 say ı lı Türk Vatandaş lığı Kanunu için bkz. RG, 12.6.2009-27256).
Bununla beraber, sunum ve yay ın tarihindeki farkl ılik çalışma konu-
sunda herhangi bir değişikliğe neden olmayaca ğı için, tebliğ metnin-
de bu tebliğin sunulduğu sempozyum tarihi esas almm ış ve "Türk Va-
tandaşlığı Kanunu" yerine "Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasar ısı" ifade-
si kullanılmıştı r.
Gazi Üniversitesi Hukuk Fakültesi Devletler Ozel Hukuku Bilim Dal ı
öğretim üyesi.
Metin için bkz. http://www2.tbrnntgov.tr/d23/1/1-0458.pdf . Tasarı,
22. Dönemde TBMM'ye sevk edilmiş ve bu dönem içerisinde kanunla-
şamadığı için 23. Dönem çalışmalarına eklenmiştir. Bu dönemde Tasar ı
yine komisyonlara gönderilmi ş ve raporlar ı alınmıştır. Ancak an ılan dö-
nemde de 22. Dönem Içi şleri Komisyonu raporu aynen benimsenmi ştir.
TBMM 22. Dönem (S. Say ıs ı: 1232) Türk Vatanda şlığı Kanunu Tasans ı
ve Avrupa Birliği Uyum ile Içişleri Kornisyonlan raporlar ı (1/1192) için
bkz. http://www.tbmm.gov.tr/sirasayi/donen ı22/yilol/ ss1232m.
htm. TBMM 23. Dönem (5. Say ısı: 90) Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasa-
rıs ı ve Içişleri Komisyonu raporu (1/458) için bkz. http://www.tbmn ı .
gov.tr/sirasayi/donem23/yilol/ss9ûm.htm.
Furopean Treaty Series, No.166. İngilizce metin için bkz. international Le-
gal Materials, Vol. 37(1998), S. 1-3, 47-55.
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daşlıkla ilgili işlemlerde takip edilecek usulü, çok vatanda ş- FER İ HA B1LGE

lık, devletin halefiyeti (state succession), çok vatandaşlik halin- TANRIB İ IiR' İ N

de askerlik yükümlülü ğü meselelerine ilişkin hükümler geti- TEBU Ğİ

rilmiştir. Türk Vatanda şlığı Kanunu Tasar ısı (Tasarı) ise ya-
tandaş lığm ispatı, usul ve çok vatandaşlık gibi hususlara iliş-
kin muhtelif hükümler içermektedir. Ancak tebli ğ konusu
vatandaşlığm kazanılması ve sona ermesini düzenleyen hü-
kümlerle s ınırlandırılnuştır. Aynı şekilde Tasarı'nın sistema-
tiği, hükümlerinin isabeti ve birbiriyle uyumu ile Tasar ı'nın
diğer kanunlarla uyumu da bu tebliğin inceleme konusu d ı-
şmda tutulmu5tar.3

Konu esas itibariyle dört ana ba şlik altında ele ahnacakt ır.
İlk önce her iki metnin kısaca hazırlanma nedenleri belirtile-
cektir. Daha sonra vatandaş lık hukukunda kabul edilen ilke-
lerin Sözleşme ve Tasan'da ne ölçüde dikkate al ındığı husu-
suna değinilecektir. Üçüncü ve dördüncü ba şhklar ise Sözleş-
me ile Tasarı'nm vatandaşlığın kazanılması ve kaybma ilişkin
hükümlerine ayr ılmıştır.

I. Avrupa Vatandaşlı k Sözleşmesi ve
Tasarı Hakk ında Genel Bilgi

Türk hukukunda gerçek ki şilerin vatandaşlığı 1964 yılın-
da yürürlüğe giren 403 say ılı Türk Vatandaş lığı Kanunu'nda

Tasan'nm gerekçesi, vatandaşlığırı kazanılması ve kayb ına ilişkin hü-
künıleri üç ayrı makalede ele alınmıştır. Bu çalışma, anılan makalelerde-
ki bazı hususlar ile Komisyon raporlarını içerecek şekilde hazırlanmış-
tır. Makaleler için bkz. Tannbilir, F.B., Türk vatanda şlığı Kanunu Ta-
sansının Hazırlanmas ı Nedenleri Uzerine, (Nedenler), TBBD, S. 72, Ey-
lül Ekim 2007, s. 37 vd.; Tanrıbilir, F.B., Türk Vatandaşlığı Kanunu Ta-
sansınm Vatandaşlığm Kazan ılmasına ilişkin Hükümleri, (Kazanma),
TBBD, S. 75, Mart Nisan 2008, s. 27 vd.; Tannbilir, EL., Türk Vatanda ş-
lığı Kanunu Tasarı sın ın vatandaşlığın Kaybına ilişkin Hükümleri, (Ka-
yıp), TBBD, S. 76, Mayıs Haziran 2008, s. 27 vd.

Tasan'n ın bütünü üzerinde metin içi bütünlü ğü ve diğer kanunlar-
la uyumu sağlayacak önerileri içeren çalışma için bkz. Tannbilir, F.B.,
Türk Vatandaş lığı Kanunu Tasarı sı İçin Bazı Öneriler, (Oneriler), TBBD,
S.81, Mart Nisan 2009, s. 75 vd.
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FER İ HA BILGE (TVK)4 düzenlenmiştir. Ancak 2006 yılında yeni bir Türk Va-
TANRIB İ L İ R' İN tandaşlığı Kanunu Tasans ı'mn hazırlanıp Türkiye Büyük

TEBLi Ğİ Millet Mecisi'ne sevk edildiği kamuoyuna açıklanmıştır. Va-
tandaşlıkla ilgili yeni bir kanun tasarısının hazırlanması ne-
denleri gerekçede şu şekilde ifade edilmiştir:5

1. 403 sayılı TVK'da yapılan değişiklikler nedeniyle bu
Kanun'un yapısının esasl ı bir şekilde bozulmuş olması,

2. Anayasa'nın vatandaş lığı düzenleyen 66. maddesinde
değişiklik yapılmış olması,

3. Yeni bir Türk Medeni Kanunu'nun hazırlanmış olması
ve bu Kanun'un TVK ile uyumunun sağlanması,

4. AVSöz.'e katılmanın, Avrupa Birliği üyeliği sürecinde
gündeme gelme ihtimalinin bulunmas ı,

5. Vatandaşlığa al ınma usulünü kolayla ştırma.

Tasarının gerekçesinde sözü edilen AVS Ğz., Avrupa Kon-
seyi tarafından 1997 yılında kabul edilmiş ve 2000 yılinda yü-
rürlüğe girrniştir. AVSöz.'ü toplam 18 devlet onaylayıp taraf
olmu5tur. 6 Bu milletlerarası sözleşme, taraf devletlerin vatan-
daşlık kartunlarını yaparken uyacakları ilke ve kurallar husu-
sunda yol gösterme amac ıyla hazırlanmıştır. AVSöz. hüküm-
lerinin taraf devletlerde doğrudan uygulanmas ı söz konusu
değildir. AVSöz.'de yer alan ilke ve kuralların devletler tara-
fından kendi özel şartları dikkate alınarak iç hukuklarına ak-
tarılması gerekmektedir. AVSÖz.'de aç ıkça devletlerin kendi
vatandaşlarını kendi kanuniarıyla belirleme yetkilerinin bu-

RG, 22.2.196441638.
Bu Kanun 5901 sayılı Türk Vatanda şlığı Kanunu ile yürürlükten kal-

d ınimıştır.
Ayrıntılı bilgi için bkz. Tanr ıbilir, Nedenler, s. 39 vd.

6 Bkz. http://conventions.coe.int/Treaty/Commun/ChercheSig.
 CL=ENG (10.5.2009). AVSÖz.'ne

Almanya, Arnavutluk, Avusturya, Bosna-Hersek, Bulgaristan, Çek
Cumhuriyeti, Danimarka, Finlandiya, Hollanda, Isveç, Izlanda, Maca-
ristan, Malta, Makedonya, Moldova, Portekiz, Romanya, Slovakya, Uk-
rayna taraf olan devletlerdir.
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lunduğu hükme bağlannııştır (m. 3).7 Türkiye AVSÖz.'e taraf FERiHA Bi İGE

olmamakla beraber, Tasarı'nırı gerekçesinde kullanılan ifade- TANR İ B İ LiR' İ N

lerden bu milletleraras ı sözleşme hükümlerinin göz önünde TEBLİĞİ

bulundunılduğu anla5ılmaktad ır. 8 Bu nedenle çalışmada her
iki metin birlikte ele alınarak benzerlik ve farklıl ıklara işaret
edilecektir.

Il. İlkeler

Vatandaşlık hukukunda devletlerin vatandaşlık kanunla-
rını hazırlarken göz önünde bulundurduklar ı bazı direktif il-
keler vardır.9 AVSöz., milletlerarası hukuk ve milletlerarası
toplumdaki değişmeleri ve gelişmeleri dikkate alarak bu il-
keleri yeniden tespit etmiştir (AVSÖz. m. 4_5).b0 Esasen bu il-

Bir devletin kendi vatandaşını belirleme konusunda sahip olduğu mün-
hasır yetki ve mürıhas ır yetki esası hakkında bkz. Güngör, G., Avrupa
Vatandaşlık Sözleşmesi, MHB, Yıl 17-18(1997-98), s. 231-234.

8 Türk hukuk uygulamas ında birçok kanunun haz ırlanmasında taraf
olunmayan milletleraras ı sözleşmelerin veya bölgesel organizasyon-
ların kurallar ının dikkate alind ığı gözlenmektedir. Örneğin 5718 sayı-
l ı Milletleraras ı Ozel Hukuk ve Usul Hukuku Hakk ında Kanun'un ha-
zırlanmasında Avrupa Birliği kuralları göz önünde bulundurulmuştur.
Bkz. Milletleraras ı Ozel Hukuk ve Usul Hukuku Hakkında Kanun Ta-
sarı sı ve Adalet Komisyonu Raporu (1/337), 23. Dönem, 2. Yasama Y ılı,
TBMM S. Sayı sı: 47, http://www2tbmm.gov.tr/d23/1/1-0337.pdf.
Milletleraras ı hukukta genel kabul gören kuralların başında "Vatandaş-
lık hukukunun direktif ilkeleri" veya "Vatanda şlık hukukuna hakim
olan ilkeler" olarak adland ırılan üç ilke bulunmaktad ır:

1. Herkes mutlaka bir vatandaş lığa sahip olmalıdır (vatansızlığı ön-
leme),

2. Herkesin sadece bir vatandaş lığı olmal ıd ır (çok vatandaş lığı ön-
leme),

3. Herkes vatanda şlığıru değiştirmekte serbest olmal ıdır (ilgilinin
iradesinin rolü).

° AVSöz.'de tespit edilen ilkeler şunlard ır:
1. Herkes vatandaşlık hakkına sahiptir (m. 4/a),
2.Vatansızlık önlenmelidir (m. 4/b),
3. Hiç kimse keyfi olarak vatanda şlığından yoksun bırakılamaz (m.

4/c),
4. Bir Mcit devlet vatanda şı ile yabancı arasındaki evliliğin veya ev-

liliğin sona ermesinin yahut evlenmenin devamı sırasında eşlerden bi-
rinin vatandaşlığını değiştirmesinin, diğer eşin vatandaşlığmı otomatik
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FER İ HA B İ LGE keleri üç ana baş lıkta toplamak mümkündür: Vatans ızlık ön-
TANR İ 8 İ LiR' İN lenmelidir, evlilik vatandaşlığı etkilememelidir ve ayınm ya-

TEBli Ğİ 	 saktır.

A. Vatansızlığın Önlenmesi ilkesi

AVSöz.'nin vatans ızlığın önlenmesi hususuna özel bir
önem verdiği görülmektedir. Buna göre devletler bir yan-
dan vatansızlara vatandaşlık kazandıracak düzenlemeler ya-
parken, diğer yandan vatansızhğa yol açacak düzenleme ve
uygulamalardan kaçmmalıdırlar. 403 say ıh TVK, vatansızlı-
ğı önleme gayesine yönelik birçok hüküm ihtiva etmektedir.
Tasarı'da ise, yürürlükteki kanundan farkl ı bir ifade tarz ı be-
nimsenmiş; "vatans ız çocuk" veya "vatans ız eş " türünden ifa-
delere yer verilmemiştir. Bununla beraber, Tasar ı 'nın vatan-
daşlığm kazanılmas ı ve kaybma ilişkin hükümleri bir bütün
olarak incelendiğinde vatansızlığı önleme gayesi hemen dik-
kati çekmektedir. Bu konuda tek istisna, vatanda şhğm irade
dışı kaybı halleri için söz konusu olmaktad ır. Ancak bu hal-
de de keyfi olarak vatandaşlığın sona erdirilmesine yol aça-
cak herhangi bir hüküm bulunmamaktad ır. Bu hususa ileride
tekrar değinilecektir.

B. Evlenmenin Kendiliğinden Vatandaşlığı
Etkilememesi ilkesi

AVSöz. prensip olarak, evlenmenin kendili ğinden vatan-
daşliğı etkilememesini kabul etmi ştir (AVSöz. m. 4/d). 403
say ı lı TVK evlenmenin vatandaşlığa etkisinin benzer şekil-
de düzenlemiştir. Tasan'da evlenmenin kendiliğinden vatan-
daşlığı etkilememesini kabul etmiştir. Tasan'da evlenme sa-
dece vatandaşlığın kazanılması açısından ele alınmıştır. Ta-
sarı'ya göre bir Türk vatandaşıyla evlenme doğrudan ya-
bancı eşe Türk vatandaşliğmı kazandırmaz. Ancak yabanc ı

olarak etkilememelidir (m. 4/d),
5. vatandaşliga ilişkin düzenlemeler ayrımcılığa neden olabilecek

herhangi bir hüküm içermemelidir (ayırım yasağı) (m. 5).
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eş, Tasan'da belirtilen şartlarla talepte bulundu ğunda yetki- FER İ HA BiLGE

h makam karar ıyla Türk vatandaşlığını kazanabilir (Tasan m. JANRIB İ UR' İ N

16). Tasarı'da yabanc ı ile evlenme nedeniyle Türk vatanda ş- TEBLi Ğİ

lığının etkilnmesi isabetli olarak düzenlenmemiştir. 1 ' Sonuç
olarak, evlenmenin vatandaşlığı kendiliğinden etkilememesi
hususunda AVSÖz. ile Tasar ı hükümleri uyumludur.

C. Ayırım Yasağı ilkesi

"Ay ı rım yasağı " veya "ayırım yapmama ilkesi", insan hak-
ları ile ilgili olarak haz ırlanan bütün milletlerararas ı belgeler-
de özellikle yer verilen bir ilkedir. 12 AVSöz.'e göre taraf dev-
letlerin vatandaşlık düzenlemeleri cinsiyet, ırk, renk veya et-
nik köken itibariyle ayr ımcı lığa neden olacak herhangi bir
hüküm içermemelidir (AVSÖz. m. 5/1). Ayr ıca taraf devlet-
ler vatandaşları arasında vatandaşlığın doğumla veya son-
radan kazanılrmş olmas ı açıs ından da ayırım yapmamal ıdır-
lar (AVSöz. m. 5/2). Bununla beraber, devletler vatanda şlı-

ğa alınma şartlarını belirlerken, bazı kişilere diğerlerine naza-
ran daha kolay şartlarla vatandaşlık verebilir. Örne ğin yetkili
makam kararıyla vatandaşlık kazanrnada o devlette konuşu-
lan dili bilme, o ülkede dünyaya gelme veya o devlet vatan-
daşlarımn soyundan gelme gibi hallerde daha k ısa ikamet sü-
resi öngörülebilir.13

Türk vatandaşl ık hukukunda (ve genel olarak Türk hu-
kukunda) cinsiyet, ırk, din, renk veya etnik köken bakımın-
dan herhangi bir ayırım yapılması reddedilnıiştir. En başta

Bkz. Güngör, s. 235; Tannbilir, Kayıp, 5. 33.
12 Bu konuda Birleşmiş Milletler tarafından haz ırlanan milletlerarası söz-

leşmelerden örnekler verilebilir. Orne ğin, "Ekonomik, Sosyal ve Kül-
türel Haklar Hakkında Milletleraras ı Sözleşme" (m. 2), "Medeni ve Si-

yasi Haklar Hakkında Milletlerarası Sözleşme" (nt 2), "Irk Ayrımırun

Her türlü Şeklinin Önlenmesi Hakk ında Milletlraras ı Sözleşme" (m. ı),
"Kadınlara Karşı Her türlü Ayrımcı lığın ördenınesine Dair Milletlera-

rası Sözleşme" (nı . 1), "Çocuk Hakları Sözleşmesi" (in. 2) ve "Mültecile-
rin Hukuki Durumuna Ilişkin Sözleşme" (m. 3) ay ırım yasa ğı hükümle-

ri ihtiva etmektedir.
13 Bkz. European Convention on Nationahty, Explonatory report, 6.
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FER İ HA B İLGE TC Anayasası 'nın14 10. maddesinde bu husus aç ıkça belirti!-
TANR İ B İ LJR'iN	 rniştir: "Herkes dil, ı rk, renk, cinsiyet, siyasi dü ş ünce, felsefi inanç,

TEBlİĞİ din, mezhep ve benzeri sebeplerle ayı r ım gözetilmeksizin kanun
önünde eşittir". Yine Anayasa'rı.ın 66. maddesinde "Türk Devle-
tine vatandaşl ık bağı ile bağlı olan herkes Türktür" hükmü ile ob-
jektif anlamda vatanda şlığa işaret edilmiş ve kişilerin özellik-
leri yönünden hiçbir ayrıma gidilmeksizin vatanda şlık bağı
esas alınmıştır. Tasarı'da da cinsiyet, ırk, din, renk veya etnik
köken bakımından ayrıma yol açabilecek herhangi bir hüküm
bulunmamaktad ır.15 403 sayılı TVK'run kad ını korumaya yö-
nelik cinsiyet ayrım ı Tasarı 'da, isabetli olarak, terk edilmiş-
tir. Öte yandan Tasarı 'da vatanda şlığın doğumla kazananlar
ile sonradan kazananlar aras ında ayırım yapıldığım gösteren
herhangi bir hüküm bulunmamaktad ır.

IIJ. Vatandaşlığın Kazanılması
AVSöz.'nin vatandaşlığın kazanılmasına ilişkin hüküm-

leri altıncı maddede yer almaktad ır. Anılan hüküm, sözleş-
menin dördüncü ve beşinci maddelerinde belirtilen ilkeleri
karşılayacak şekilde düzenlenmiştir.

Sözleşme'de vatandaşlığm kanun yoluyla, doğum yeri
esas ıyla ve yetkili makam karar ıyla kazanılması yollarına iliş-
kin esaslar ele ahnnıMctadır (m. 6/1-3). Daha sonra da taraf
devletlerin maddede sayılan bazı kişilerin vatandaş lığını ka-

14 RG, 9.11.1982-17863-mükerrer.
ıs Ayırım yapmama ilkesi açısmdan, Türk vatandaşlığım istisnai yoldan

kazanacak kişiler arasında sayılan "göçmen olarak kabul edilen kiş i-
ler" dikkat çekebilir. Türk hukukunda iskan Kanunu'na (RG, 26.9.2006-
26301) göre Türk soylu ve Türk kültürüne bağlı olan kişiler göçmen ola-
rak kabul edilmektedir. Ancak AVSÖz.'ün gerekçesinde de ifade edildi-
ği üzere, soy nedeniyle vatandaşliğın kazanılmasında daha kolay şart-
lara tabi tubılma, ayırım olarak görülmemektedir. Tasarıda buna ben-
zer iki hüküm daha bulunmaktad ır. Bunlardan ilki, Türk soylu yabancı-
lar için ikamet süresi, 31.12.2010'a kadar iki yı l olarak uygulanmas ı ön-
görülmesidir (geçici madde t). Di ğer hüküm ise doğumda Kuzey Kıbrıs
Türk Cumhuriyeti vatanda şlığım kazanrmş olar-damla ilgilidir (m. 42).
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zanmasını kolaylaştırıcı düzenlemeler yapmas ı hususuna de- FER İ HA B İ LGE

ğinilmiştir.	 TANRIB İ ÜRIN

TEBLİĞİ

A. Vatandaşlığın Kanun Yoluyla (ex lege) Kazanılması

Sözleşme'de vatandaşlığın kanun yoluyla kazanılmas ı-
nın düzenlenmesinde taraf devletlerin iç hukuldannda özel-
likle dikkat etmeleri gereken hususlar tespit edilmiştir. Tes-
pit edilen hususlar Tasar ı (ve TVK'da) ile karşılaştırıldığın-
da Tasan'nın meseleyi daha geniş olarak düzenlediği görül-
mektedir.

1. Vatandaşlığın Soybağı (Kan Esası) ile
Kazanılmas ında Doğum Yeri Etkili Olmamal ı dır.

Vatandaşlığın doğum anında çocuk ile anası veya çocuk
ile babası arasında kurulan soybağının sonucu olarak kaza-
nilması kan (soybağı) esasıdır (jus sanguinis). Taraf devletler
vatandaşlık kanunlarında kendi ülkesi dışında, kendi vatan-
daşlığına sahip ana ve/veya babadan dünyaya gelen çocuk-
ların soybağı esas ına göre vatandaşlık kazanmalarını sağla-
yacak düzenlemeler yapmal ıdırlar (AVSÖz. m. 6/1, a). Ba şka
bir ifadeyle taraf devletler kendi vatanda şı olan ana ve! veya
babadan olan çocukların, nerede dünyaya gelirlerse gelsinler
kendiliğinden, kan esas ıyla vatandaşlık kazanmalarını kabul
etmelidirler.

Tasarı'da vatandaşhğm soybağıyla kazanılması bakımın-
dan doğum yerinin bir önemi yoktur. Çocuk Türkiye içinde
veya dışında dünyaya gelse de doğum anında soybağı kuru-
lan Türk vatandaşı ana ve/veya babasının vatandaşlığmı ka-
zanır (Tasarı m. 7/1-2) 16

16 Ayrıntılı bilgi için bkz. Tanr ıbilir, Kazanma, s. 31 vd.; Güven, 1'., Türk
vatarıdaşlığının Doğuınla Kazanılmas ı-Karşıtaştırmalı Hukuk Aç ısın-
dan Konunun Değerlendirilmesi, Türk Vatandaşlığı Kanunu Sempozyumu
(29 Şubat 2008) Bildiriler, Ankara 2008, s. 119 vd.
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FERiHA B İ LGE	 2. Vatandaşlık, Doğum Dışında Bir Sebeple

	

IANR İ B İ IiR'iN	 Soybağının Kurulmas ı Halinde de

	

TEBLiĞİ 	 Kazanılabilmelidir.

Çocuk ile ana ve babası arasındaki soyba ğı tanıma, mah-
keme kararı veya benzer bir yolla kuruluyor olabilir. AVSÖz.,
soybağının, doğum sonras ında, doğum dışında başka bir se-
beple kurulması halinde de taraf devlet vatanda şlığının kaza-
rulmas ıru sağlayacak düzenlemelerin yap ılmas ını öngörmek-
tedir (AVSöz. m. 6/1, a).

Tasarı'ya göre Türk vatandaşı baba ve yabanc ı anadan ev-
lilik birliği dışmda doğan çocuk soybağının kurulmasını sağ-
layan usul ve esasla±ın yerine getirilmesi halinde Türk vatan-
daşlığmı kazanacaktır. (Tasarı m. 7/3). Tasarı'ya göre bu şart-
larda vatandaşlık doğumda kazanılmaktadır ve doğum anın-
dan itibaren hüküm ifade eder (Tasar ı m. 6).

3. Bulunan, Terk Edilmiş Çocukların
Vatans ız Kalmaları Önlenmelidir.

AVSöz.'de taraf devletlere ülkelerinde bulunmu ş çocuk-
ların vatarıs ız kalmalarını önleyecek düzenlemeler yapma yü-
kümlülüğü getirilmektedir (AVSöz. m. 6/1, b). Tasarı 'ya göre,
Türkiye'de bulunan çocuklar aksi sabit olmad ıkça Türkiye'de
doğmuş sayıhriar ve toprak esas ıyla doğrudan Türk vatan-
daşlığıru kazanırlar (Tasarı nı . 8/2).

B. Vatandaşlığın Doğum Yeri Esasına
Göre Kazan ılması

AVSöz.'ne göre taraf devletler kendi ülkelerinde dünya-
ya gelen ve doğumla başka bir devlet vatandaşliğmı kazana-
mayan çocuklara kendi vatanda şhğmı verecek iç hukuk dü-
zenlemesini yapmand ırlar. AVSöz. taraf devletlere toprak
esasını düzenleme konusunda iki yoldan birini seçme olana-
ğı vermektedir:
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FER İ HA BILGE

lA N R 18 İ UR İ N

rEBÜ Ğİ

1. Doğum anında kanun yoluyla, kendiliğinden vatan-
daşlık kazandırma (AVSöz. m. 6/2, a) veya

2. Doğumdan sonra çocuk tarafından veya onun adına
yapılan bir başvuru üzerine vatandaşlık kazandırma (AVSÖz.
m. 6/2, b).

Taraf devletler ikinci seçeneği tercih ederlerse baz ı ek
şartlar ileri sürmeleri mümkündür: Çocu ğun doğum anında
başka bir devlet vatandaşlığını kazanamamas ı veya daha son-
ra vatans ız kalmas ı haUerini kapsayan bir düzenleme yapa-
bmrler. Taraf devletler başvurunun yap ıldığı tarihten geriye
doğru beş yıl ı aşmayan bir süreyle o ülkede hukuka uygun
olarak mutaden oturmuş olma şartı getirebilirler.

TVK'nda olduğu gibi, Tasarı da doğum yeri esasıyla ya-
tandaşliğın kazarulmas ırıı doğum anında kazanılan vatandaş-
lık olarak düzenlen-iştir. Başka bir ifadeyle Türk vatanda şhk
hukukunda, Sözleşme'deki birinci seçenek y ıllardan beri kul-
lanılmaktadır. Tasar ı 'ya göre Türkiye'de do ğan ve ana baba-
sının vatandaşlığmı doğumla kazanamayan çocuklar doğum
amndan itibaren Türk vatanda şıdır (Tasarı m. 8).

C. Yetkili Makam Kararıyla Vatandaşlığı Kazanma

AVSÖz., yetkili makam kararıyla vatandaşlik kazanma
yolu için taraf devletlerin vatanda şlık kanunlanm düzenler-
ken uymalar ı gereken kurallar ı sınırlı bir kapsamda hükme
bağlamıştır. Yetkili makam karar ıyla vatandaşlık kazanmaya
ilişkin altıncı maddenin üçüncü paragrafı bu yolun şartları-
nı düzenleme hususunda devletleri serbest bırakmıştır. An-
cak taraf devletler herhalde ülkelerinde hukuka uygun olarak
mutaden oturan kişilerin vatandaşlığa alınmasını sağlayacak
düzenlemeler yapmal ıdırlar. Sözleşme'ye göre taraf devletler
yetkili makam kararıyla vatanda şlık kazanmada aranan ika-
met süresine "on y ı l ı " aşmayacak bir şekilde kanunlarmda yer
vermelidirler.

Tasar ı'nın yetkili makam kararıyla vatandaşlık kazanma-
yı düzenleyen hükümleri incelendiğinde aranan şartların ilgi-
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FER İ HA B İİf E ii ile devlet ve toplum aras ındaki yakınlığı tespite yönelik ol-
TAHRIB İ L İRIH duğu görülmektedir. Bu şartlar ın büyük bir bölümü diğer ya-

TEBLİĞİ tandaşl ık kanunlarında da genel olarak vatandaş lığa almmak
için aranan şartlardır.

Türk hukukunda yetkili makam karar ıyla vatandaş lık ka-
zanma için aranan ikamet süresi, başvuru tarihinden geriye
doğru beş yıl olarak belirlenmi ştir (m. 6/2, b) •17 Bir yabanc ı
için ikamet, Türk kanunlarma uygun olarak Türkiye'de otur-
maktır (m. 15). Dolay ısıyla Sözleşme ile Tasarı arasında bu
noktada da uyum mevcuttur.

D. Vatandaşlığı Kazanmada
Kolaylık Gösterilecek Ki şiler

AVSÖz., bazı kişilerin vatandaşhğı kazanmalarının kolay-
laştırılmasını öngörmektedir. Taraf devletlerin alt ınc ı madde-
de sayılan kişilerin vatandaşlığı yetkili makam karanyla ka-
zanma olarak düzenlemeleri şart değildir. Vatanda şlığı ka-
zanma yollanndan herhangi birisiyle bu ki şilerin vatandaşlı-
ğı kazanmalarının düzenlenmesi yeterlidir.

Sözleşme'ııin amacı sadece bu kişilerin, diğer yabanc ılara
nazaran daha kolay şartlarla vatandaşlık kazanmalar ının te-
min edilmesidir. Tasar ı 'da, Sözleşme'de say ılan kişilerin bir-
çoğuna karşılık gelebilecek hükümler bulunmaktad ır:

Bkz. Tiryakioğlu, B., Türk Vatanda şlığı Kanunu Tasarıs ına Göre Vatan-
daş lığm Yetkili Makam Karar ı ile Kazanılması, Türk Vatandaş lığı Kanu-
nu Sempozyumu (29 Şubat 2008) Bildiriler, Ankara 2008, s. 79 vd.; Tann-
bilir, Kazanma, s. 36 vd.
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AVRUPA VATANDA ŞLIK SÖZLEŞMES İ 	 TVK TASARISI

Türk vatandaşı ile evli olan yabanc ı lann baz ı şart-
Yabanc ı eş ler (m. 6/4, a) larla Tütk vatanda ş l ığı n ı kazanmalar ı kabul edil-

_________________________________________ mi ştir (m. 16)
Taraf devletler, vatanda şlar ın ı n çocuğu soy-
bağı esas ıyla vatandaş l ı k kazanamam ış - Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı Csa (m. 6/1, a) onlara vatandaş l ı k vermelidir
(m._6/4,_b) 

Türk vatandaş l ığı n ı sonradan kazanan kişilerin ve-Taraf devletin vatanda ş l ığı n ı kazanm ış veya	 layeti kendilerine ait olan çoaiklar ı kendileriyle be-kazanacak ki şilerin çocuklan (m. 6/4, c),	 raber Tütk vatandaş l ığı n ı kazan ı rlar (m. 20/2).

Bir Türk vatanda şı taraf ı ndan eviM edinilen ergin
Taral devletin vatanda şı taraf ı ndan eviM edi-	 olmayan kiş i, milli güvenlik ve kamu düzeni baki-
nilenler (nt 6/4, d). 	 m ı ndan engel teşkil edecek hali bulunmamak şar-

t ı yla Türk vatandaş l ığı n ı kazan ı r (m. 17).-

Kendi ülkesinde doğan ve burada yasal ola- Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.rak mutaden oturanlar (m. 614, e).

Taraf devlette do ğnı amakla beraber bura- 	 Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.da yasal ve muladen oturanlar (m. 6/4, 1Ç

Ülkesinde yasal ve muladen oturan vatan- 	 Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.s ı zlar ile mülteciler (m. 614, g).

Eski vatandaş lar (m. 9). Taral devletler ülke- 	 • Yeniden valandaş l ığa al ı nma (m. 13 ve 14).lerinde yasal ve mutaden oturan eski vatan- 	 • 403 say ı l ı Kanuna göre (m. 251a. ç, d, e)Türk ya-daşlar ı n ı yeniden vatanda ş l ığa atmada ko- 	 tandaş l ığı n ı kaybedenler (m. 43)ayl ı k göstermelidirler.

Bu halde, taraf devlet, vatanda şlarının Sözleşme'nin altıncı maddesinin
(a) alt bendine giren çocuklar ı hakkında düzenleme yapmak durumun-
dad ır. Başka bir ifadeyle taraf devletler kendi vatanda şından yurt dışın-
da doğan çocuklar hakkında, onların vatandaşlık kazanmalarını sağla-
yacak düzenlemeler yapmal ıdırlar.
Türk vatandaşl ık hukuku sistemi içerisinde Türk vatanda şı anadan do-
ğan veya Türk vatandaşı babadan olan çocu ğun Türk vatandaşlığını ka-
zanamarnas ı söz konusu değildir. Soybağın ın tesisiyle çocuk Türk va-
tanda şı ana veya babas ının vatandaşlığını kazanır.
Ancak ana veya babas ının Türk vatandaş lığın ı kazandığı tarihte kendi-
leri ile birlikte i şlem görmeyen çocuklar ı ergin olduktan sonra Türk ya-
tandaş lığm ı kazanmak üzere ba şvurduklar ı takdirde diğer yabancılarla
aynı şartlarla (m. Il) ve yetkili makam karar ıyla vatandaşl ık kazanma-
ları mümkündür (m. 20/3). Türk hukukunda sadece Türk vatanda şl ı-
ğmın kazanıldığı anda çocuklar ın Türk vatandaş liğmı kazanmaları dü-
zenlenmi ştir.
AVSöz.'ün 6. maddesi 4. paragrafının (e) ve (Obentlerinde sayılan ço-
cuklar taraf devlette bulunan ikinci ve üçüncü nesil göçmenlerdir ve bu
kiş ilerin yaşad ıkları devletle yakın ili şkili oldukları varsay ılmaktadır.
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FER İ HA BILGE	 Sözleşme hükümlerine göre vatandaşlığa al ınmalar ı ko-
İANRIB İ UR' İN laylaştırılacak kişilerden bazıları hakkmda bunlara Tasar ı'da

tEBLi Ğİ karşılık gelecek hüküm bulunmad ığı görülmektedir. Mevcut
koşullar itibariyle Türkiye'nin yabanc ılara ilişkin düzenleme-
lerirıi(ö zellikle ikamet, çal ışma bakımından) gözden geçirme-
si ihtiyacı ortadadır. Dışa göç veren devletten içe göç alan bir
devlet konumuna geçmeye ba şladığınııza göre bu koşullara
uygun ve Türkiye'ye yerleşmiş olan kişilerin toplumla bütün-
leşmesine katkıda bulunacak Sözleşme'rıin m. 6/4, e, f ve g
benzeri hükünılerin Tasarı 'ya eklenmesi yerinde olacaktır.

Tasarı'da yeniden vatandaşlığın kazanılmas ı AVSöz.'den
farklı düzenlenmiştir. Tasarı yeniden vatandaşlığa alınmayı
ikamet şartınm aranıp aranmamasma göre iki ayr ı maddede
hükme bağlamaktadır. 18 Tasarı'ya göre yeniden vatandaşliğa
alınma için aranan ikametin süresi üç yıldır. Bu süre genel
olarak yetkili makam karar ıyla vatandaşlık kazanmada ara-
nan ikamet süresinden daha kısadır. Her iki halde de yeni-
den vatandaşliğa alınma yolundan yararlanmak isteyenlerin
vatandaşlığı kazanmalarında milli güvenlik bakımından en-
gel teşkil edecek bir hali bulunmamas ı gerekmektedir. Görül-
düğü üzere yeniden vatandaşliğa almnıa bakımından Tasar ı
hükümleri Sözleşme'ye nazaran eski vatanda şlara daha kolay
vatandaşlığa dönme olanağı sağlamaktadır.

W. Vatandaşl ığın Kayb ı
Bilindiği üzere kişinin vatandaşlığı iki şekilde sona ere-

bilir. Vatandaşlık, ya ilgilinin talebi ile ya da ilgilinin talebi
olmaksızın (kanun gereği veya ilgili devletin bir i şlemi ile)
kaydedilebilir. AVSöz.'de vatanda şlığın sona ermesinin bu

18 Türk vatandaşlığından çıkanlar ile ana babalarma bağlı olarak Türk ya-
tandaşlığını kaybeden ve süresi içerisinde seçme hakk ını kullanmamış
olan kişilerin ikamet şartı aranmaksızın yeniden vatanda ş liğa almma
yolundan yararlanabilirler. Buna karşılık Türk vatanda ş lığı kaybettin-
lenler ile seçme hakk ını kullanarak Türk vatandaşl ığından ayrılan kişi-
ler ikamet şartını yerine getirerek yeniden vatanda şlığa al ınma yolun-
dan yarartanabiirler.
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iki şekline ilişkin esasları tespit etmiş ve taraf devletlerin bu FER İ HA B İ LGE

konudaki yetkilerini s ınırland ırmıştır (AVSÖz. m. 7). AVSÖz. TANRIB İ Lİ R' İ N

özellikle vatandaşlığm kanun gereği veya yetkili makam ka- TEBli Ğİ

ranyla kayb ı noktasında vatandaşliğın sona erdirilmesi se-

beplerini saymış ve sayılanlar dışmda bir sebeple vatandaşlı-

ğın irade dışı sona erdirilmesini kabul etmemiştir.

Ayrıca AVSöz., kural olarak, vatanda şlığın sona erdiril-

mesinin hangi şekli olursa olsun, ilgilinin vatans ız kalmaması
şartını aramaktad ır. 19 Eğer kişi vatansız kalacaksa ilgilinin ta-
lebiyle veya ilgilinin iradesi d ışında vatandaşlığın sona erdi-

rilemeyeceği hükme bağlanmıştır.

A. Vatandaşlığın irade Dışı Kayb ı
Halleri Bakımından

AVSÖz.'ün yedinci maddesinde yedi alt başlıkta vatan-

daşlığm ilgilinin iradesi dışında sona erdirilebileceği haller

sayılmıştır. Sözleşme'ye taraf olan devletler vatandaşlık ka-

nunlarında bu sebeplerin hepsine veya baz ılarına yer verebi-

lirler. Ancak yukarıda da belirtildiği üzere, bu sebepler tandi-

di olup, taraf devletler başka sona erme sebeplerine kanunla-

rında yer veremezler.

Taraf devletler, Sözle şme'de sayılan irade dışı kayıp se-

beplerini, vatandaşlık kanunlarında kanun yoluyla (ex lege)

veya yetkili makam kararıyla vatandaşlığm kaybı olarak dü-

zenleyebiirler.

19 Bu kurala AVSÖz.'de (m. 7/1, b'de belirtilen hale ilişkin olarak) istisna
getirilmiştir.
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FER İ HA 8116 E

TANRIB İ IjRIN

TEBLİĞ i AVRUPA VATANDAŞUK SÖZLEŞMES İ 	 TVK TASARISI

Kendi isteği le yabanc ı devlet vatandaş l ığı n ı ka-	 -
Bu konuda hükum bulunmamaktad ı r.

zanma (m. 7/1, a).

Valandaş l ığı n ilgilinin hileli davran ışlan, yanl ış bil-

gi vermesi ya da olgular ı gizlemesi yoluyla kaza-	 Valandaş l ığı rı iptali (m. 31)

n ı lmas ı

Yabanc ı silahl ı kuwetlerde gönüllü olarak hizmet-
izin almaks ı z ı n yabanc ı bir devlet hizmebn-

ta bulunmak
de gönüllü olarak asked ı k yapanlar hakk ı n-

da kaybettirme karar ı venleb ı l ı r (m. 291c)

Taraf devletin hayati ç ı ka ılanna ciddi olarak zarar

veren davran ış larda bulunma	 -

Taraf devlet Ile muladen yurt dışı nda oturan vatan-
Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.

daşı aras ı nda gerçek bir bağı n bulunmamas ı

Çocuğun kanun yoluyla vatandaşlığı kazanmas ı -
Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.

na yol açan nedenlerin mevcut olmad ığın ı n tespiti

EvlAtl ı k, evlAt edinen kar ı kocadan birisinin veya

her ikisinin valandaşl ığına sahip olmas ı veya ka-	 Bu konuda hüküm bulunmamaktad ı r.
zanmas ı

Görüldüğü üzere AVSÖz/de tandidi olarak say ılan ya-
tandaşlığın irade dışı sona erdirilmesi sebepleri ile Tasar ı'nın
irade dışı vatandaşlığın sona erdirilmesi sebepleri karşılaştı-
nidığında ciddi farkhlıldar dikkati çekmektedir.

Tasan'nın 29. maddesinin (a) ve (b) bentlerinin AVSÖz,'ün bu hükmü-
nün kapsamn'ı a dAhil edilmesi hususu tartışılabilir. Bu hususa aşağıda
değirı ilecektir.
Tasan'ya göre (m. 34/c) evlAtl ık ergin olduktan sonra üç y ıl içinde seç-
me hakk ını kullanarak Türk vatandaşlığından ayniabilir.
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1. AVSÖz., vatandaşlığm kanun yoluyla (do ğrudan) sona FER İ HA B İ LGE

ermesini kabul ederken Tasar ı'da (TVK'nda da olduğu üzere) TANR İ B İ IiR' İ N

Türk vatandaşlığulın kendiliğinden sona ermesine ilişkin her- IEBÜ Ğİ

hangi bir düzenleme mevcut değildir. Bu durum, Türk vatan-

daşlık hukukunun vatans ızlığı önlenme ilkesine verdiği öne-

min önemli kan.ıtlanndan birisidir.

2. AVSÖz., milletlerarası bir sözleşme olması nedeniyle

vatandaşlığı sona erdiren halleri daha ayrmtılı olarak tespit

etmiş ve taraf devletleri bu sebepleri kabul konusunda ser-

best bırakmıştır. Taraf devletler dilerlerse bu yedi sebebin ta-

mamına vatandaşlık kanunlannda yer verebilecekleri gibi di-

lerlerse bazılarını vatandaş lık kanunlar ında kabul edebiliıler.

Tasarı'da vatandaşlığın irade dışı kaybı halleri iki ana baş-

hkta toplanmıştır: Kaybettirme (Tasarı m. 29) ve vatandaş-

lığın iptali (Tasarı m. 31) .20 Yukandaki tabloda da görüldü-

ğü üzere, Tasarı'da vatandaşlığın irade dışı kaybı sebepleri,

AVSÖz.'e nazaran, oldukça sınırl ıdır. Tasarı'da sayılan vatan-

daşlığın irade dışı kaybı sebeplerinden sadece ikisinin açıkça

Sözleşme'de karşiliğı bulunmaktad ır (Tasarı m. 29/c ve 31).

Tasarı'nın 29. maddesinin (a) ve (b) bentlerinde belirtilen ya-
banc ı bir devletin, Türkiye'nin menfaatlerine uymayan her-
hangi bir hizmetinde kendi iste ği ile çalışmaya ilişkin iki sebe-

bin Sözleşme'de açıkça karşı lığı tespit edilememektedir.

Bununla beraber her iki meme ba şka bir aç ıdan da yakla-

şılması ve bu açıdan sona erme sebeplerinin karşılaştırılma-

sı mümkündür. Tasar ı'da kaybettirme sebebi olarak düzen-

lenen "yabanc ı bir devletin, Türkiye'nin menfaatlerine uymayan

herhangi bir hizmetinde kendi isteği ile (savaş hali ve savaş hali d ı-

şı na) çalışma" hali, bir anlamda Sözleşme'nin 8. maddesinde

sayılan " Taraf devletin hayati ç ıkarlanna ciddi olarak zarar veren

davranışlarda bulunma" sebebi içerisinde düşünülebilir. Söz-

leşmede düzenlenen kayıp sebebi daha genel ve daha geniş
kapsamlidır. Tasarı'nın 29. maddesinin ilk iki bendinde say ı-
lan sona erme sebepleri de Türkiye'nin hayati ç ıkarlarıyla il-

gilidir. Ancak Tasar ı, Türkiye'nin hayati ç ıkarlarına zarar ve-

20 Bkz. Tanrıbilir, Kaybetme, s. 41 vd.
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FERiHA BILGE ren davranışları yabancı bir devletin hizmetinde bulunma
TANRIB İIJR'iN durumuyla sınırlandırmıştır. Bu tarz düzenleme, AVSÖz. ile

IIBEi Ğİ uyumludur.

3. AVSöz.'ün vatandaş lığm sona ermesini düzenleyen ye-
dinci maddesinde çocuklar ın vatandaşliğma ilişkin bir hü-
küm bulunmaktadır. Anılan maddenin ikinci paragrafında
düzenlenen husus, taraf devletlerin, kural olarak, vatanda ş-
lığı kaybeden ana babaya bağli olarak çocukların da vatan-
daş lığıru kaybetmesini hükme bağlayabilrneleridir. Ancak
Sözleşme, "yabana bir devletin silahl ı kuvvetlerine kendi isteğiyle
katılma" ve "taraf devletin hayati ç ıkarlarına zarar verecek davra-
nışlarda bulunma" sebepleriyle vatandaşhk sona erdirildiğin-
de çocukların bu işlemden etkilenmesini istememi ştir. Dola-
yısıyla taraf devletler, bu iki halin dışında, çocukların ana ba-
balanna bağlı olarak vatandaşlıklannı kaybedip kaybetmeye-
ceğinidüzenleme konusunda takdir yetkisine sahiptirler.

Tasarı vatandaşliğın irade dışı kayıp hallerinde kural ola-
rak, çocukların vatandaşlığının etkilenmemesini kabul etmi ş-
Ur (Tasarı m. 30/2). Sadece vatanda şliğı iptal edilen ki şiye
bağlı olarak Türk vatandaşlığı kazanan çocukların iptal kara-
nndan etkilenmeleri ve vatanda ş lıklarını kaybetmeleri hük-
me bağlanntıştır (Tasar ı m. 32). Çocukların vatandaş lığının
düzenlenmesi konusunda Sözle şme ile Tasarı hükümlerinin
uyumlu olduğu görülmektedir.

4. AVSöz., taraf devletlerden vatanda ş lığm sona ermesi-
ne ilişkin düzenlemeleriyle vatansızlığa yol açmamalarırıı is-
temektedir (AVSÖz. m. 7/3). Bu kurala yedinci maddenin ilk
paragrafında sayılan ilgiliııin hileli işlemleriyle vatandaşlık
kazanmış olması hali (AVSöz. m. 7/1, b) bakımından istisna
getirilmiştir. Tasan'da vatandaşlığın irade dışı kayıp hallerin-
de ilgilinin vatans ız kalinasıru engelleyen herhangi bir ifade-
ye rastlanmamaktad ır. Bu noktada AVSöz. ile Tasar ı arasın-
da farklılık bulunmaktadır. Türk hukukunda ilgilinin vatan-
siz kalacak olmas ı, hakkında vatandaşlığı kay ı p karannın ve-
rilmesine engel olmaz.
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FER İ HA B İİ GE

JAN R İ BiIJR' İ N

TEBUG İ

B. Vatanda şlığın İradi Kaybı Halleri Bakımından

Vatandaş lık hukukunda herkesin vatanda şlığını değiştir-
me serbestisinin bulundu ğu kabul edilmektedir. Vatandaş-
lık kanunlannda hangi hallerde ilgilinin talepte bulunarak,
kendi isteğiyle vatandaşlığrnı kaybedeceği düzenlenmekte-
dir. AVSöz.'de taraf devletlere vatans ız kalmamak kayd ıyla
vatandaşlarına ç ıkma izni verme yükümlülüğü getirilmiştir.
Ancak taraf devletler bu hakk ı sadece yurt d ışında oturan ya-
tandaşlanna tanimalar ı da mümkündür (AVSöz. m. 8).

TVK'da olduğu gibi Tasan da kişilere kendi istekleriyle
ve vatansız kalmamak kayd ıyla Türk vatandaş lığından ay-
nlma olanağmı tanımıştır. Tasarı'ya göre 25. maddede say ı-
lan kişiler talepte bulunarak yetkili makam karar ıyla (çıkma
izni alarak) Türk vatandaşlığından ayniabilirler. Tasan aynca
Türk vatandaşlığmı doğumla veya sonradan kazanan bazı ki-
şilere seçme hakkım kullanarak Türk vatandaş lığından ayrıl-
ma hakkı tarumıştır (Tasarı m. 34). Görüldüğü üzere iradi ka-
yıp hali bakımdan Sözleşme ile Tasarı arasında herhangi bir
farkl ılık bulunmamaktad ır.

Sonuç

Vatandaşlık hukukunun önemli milletleraras ı hukuk
kaynaklarından birisi olan AVSÖz. ile TVK Tasarısı arasında
kabul edilen ilke ve kurallar bak ımından büyük ölçüde uyu-
mun mevcut olduğu görülmektedir. Her iki metin arasındaki
temel farklil ıklar daha ziyade vatandaşliğırı irade dışı kaybı
hallerinde karşımıza çıkmaktad ır. Tasarı'nm bu bölümün ye-
niden gözden geçirilerek, vatandaşlık hukukundaki eğilinile-
re uygun düzenleme yap ılması yerinde olacaktır."

21 Tebliğ konusunun s ınırland ınimasında da belirtildiği üzere, Tasan'nın
sistematiği, hükümlerinin isabeti ve hükümlerinin birbiriyle uyumu ko-
nusundaki eleştirilerimiz saklıd ır,
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DAS DEUTSCHE STAATSANGEHÖRIGKEITSGESETZ
UND DAS EUROPAISCHE ÜBERE İ NKOMMEN ÜBER DIE

STAATSANGEHÖRIGKEIT

Ass. jur. Katja SCHNEIDER*

1. Das Europöische Übereinkommen über dIe
MBA SCHNEID(R 	 Staatsangehörigkeit

1.	 Inkrafttreten

Das Europische Übereinkommen über d ıe Staatsangehörig-
keit vom 6. November 19971 ist ini instjtutjonellen Rahmen des
Europarats vorbereitet und ausgehandelt worden. 2 Es handeit
sich mithin um einen regionalen völkerrechtlichen Vertrag i.S.d.
Art. 2 Ift. a des WtenerVertragsrechtsübereinkommens.3

D ıe Verfasserin ist seit Juli 2007 wissenschaftljche Mitarbefterjn am Lehr-
stuhi für Öftentliches Recht, Europarecht und Völkerrecht von Prof. Dr. Dr.
hc. Kay Hailbronner sowie am Exzellenzc!uster ,,Kulturel!e Grundiagen von
Integration" an der Universitat Konstanz. Der Beitrag ist dIe erweiterte Fas-
sung des Vortrages, der auf der Tagung in Eski şehir im Mai 2009 gehalten
wurde. Der Vortr-agsstit wurde im Wesentlichen beibehalten.
ETS Nr. 166; Volltext in Deutsch siehe Gesetz zu dem Europi-
schen Übereinkommen vom 6.11.1997 über die Staatsangehörig-
keit, BGBI. 2004 Il, S. 578 oder http://conventions.coe.int/rreaty/gerç ı-rea
ties/HtmI/ ı 66.htm (15.6.2009); Volltext in Englisch siehe http://conventions.
coe.int/rreaty/en/Treat ıes/word/ı660 (15.6.2009).

2 Zur Entstehungsgesch ıchte des Abkommens siehe Knocke, Das Europische
Übereinkommen über dIe Staatsangehörigkeft ais Schranke fOr dIe Rege-
lung des nationalen Staatsangehörigkeitsrechts. Stand der Vereinbarkeit
des Staatsangehörigkeitsrechts der Schweiz, der Bundesrepubli k Deutsch-
land, des Vereinigten Königreichs und Frankreichs mit den Vorgaben des
Übereinkommens, 2005, S.40 ft.

Wiener Übereinkomnıen über das Recht der Verttige vom 23.5.1969, BGBI.
1985 i İ , S.926.
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Nachdem d ı e ersten drel Staaten Österreich, Moldawien und BE İTRAG:

dIe Slowakische Republik das Übereinkommen über dIe Staats- KATJASCHNEIDER

angehörigkeit ratifiziert haben, ist es am ı . Mrz 2000 in Kraft
getreten.

2. DIe Bedeutung des Abkommens

D ıe wesentliche Bedeutung des Abkommens besteht darin,
dass zum ersten Mal mehrere grundiegende staatsangehörig-
keitsrechthche Fragen wie die Vermeidung von Staatenlosigkeit
und d ıe Regelung mehrfacher Wehrpflicht in einer völkerrecht-
lichen Kodifikation zusammen behandeit werden.4 Aufgrund
der Ereignisse in Zentral- und Osteuropa nach 1989 erfasst das
Abkommen sogar Fragen des Wechsels der Staatsangehörigkeit
bel Staatensukzession (Art. 18 fE.). Neben diesen schwierigen
Themen geht das Übereinkommen auch auf aile anderen we-
sentlichen Aspekte der Staatsangehörigkeit wie Erwerb, Beibe-
haltung, Verlust sowie Wiedererwerb der Staatsangehörigkeit
ein und entHlt überdies Verfahrensrechte. So fordert es zum
Beispiel erieichterte, faire und nicht-willküriiche oder diskriminie-
rende Einbürgerungsverfahren sowie d ı e Einrichtung der Mög-
Iichkeit, gegen Einbürgerungsentscheide Beschwerde erheben
zu können (Art. 12). Femer verbietet es automatische Auswir-
kungen bel Staatsangehörigkeitsnderung des einen Ehepart-
ners auf den anderen (Art. 4d). Zudem zielt das Übereinkommen
darauf ab, dIe Möglichkeiten des Verlustes der Staatsangehörig-
keit zu begrenzen und den willkürlichen Entzug der Staatsange-
hörigkeit zu verhindem.

M ıth ın versucht dieses umfassende Vertragswerk, das in 10

Kapitel mit insgesamt 32 Artikeln ıı nterghedert ist, die elemen-
taren nationalen Bestimmungen auf einem Rechtsgebiet zu har-
monisleren, weiches noch nahezu ausschlieRlich aufgrund der

Sa auch Kreuzer, StAZ 511997, S. 125 sowie Hallbronrıer, Staatsangehörig-
keitsgesetz, 4. Aufl. 2005, 5.55.
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BEİTRAG: Staatssouveröniüt 5 und Personaihoheit in den Regelungsbereich
KABA S(HNEIOER	 der Nationaistaaten fIlt.6

Schlieg lich verfolgt das Abkommen das Ziel der Zusammen-
arbeit der MitgIiedsInder des Europarates auf dem Gebiet des
Staatsangehörigkeitsrechts. Dies soli durch folgende Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten erreicht werden: 7 Zunchst sind d ıe
Vertragsstaaten verpflichtet, dem GeneraIsekretr des Europa-
rats Angaben über ihr innerstaatliches Staatsangehörigkeits-
recht zu übermittein (Art. 23 Abs. 1 Itt. a). Daneben sollen die Ver-
tragsstaaterı einander auf Ersuchen Angaben über ihr innerstaat-
liches Staatsangehörigkeitsrecht und über dIe Entwicklungen
hinsichtlich der Anwendung des Übereinkommens zukommen
lassen (Art. 23 Abs. 1 lIt. b).

Durch diese Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaa-
ten wird ebenfalis dIe europaweite Angleichung staatsangehö-
rigkeitsrechtlicher Prinziplen und Regelungen gefördert. Auch
indem das Abkommen d ıe Rechtsprechung des Internationalen
Gerichtshofs (10-1), des Europ5ischen Gerichtshofs (EuCH) und
des Europischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) mit
einbezieht, trgt es zurWeiterentwicklung des Staatsangehörig-
keitsrechts auf europischer Ebene bel.

Das Übereinkommen ersetzt bisherige Vertrge des Europara-
tes wie das Übereinkommen über d ıe Verringerung der Mehrstaa-
tigkeit und über d ıe MiIitrdienstpfIicht von Mehrstaatem aus dem
Jahre 1963 nicht, sondem erg5nzt diese vielmehr (Art. 26 Abs.2 lit.
a). Ebenso Isst es andere internationale Vertrge und innerstaat-
liche Vorschriften, dIe 1m Einklang mit der Konvention stehen bzw.
dem Einzelnen 1m Bereich der Staatsangehörigkeit günstigere
Rechte gewhren, unberührt (Art. 26 Abs. 1 und 2 lit. b).

Diese aus der Souveröniüt der Staaten flie gende grundsMzliche Kompe-
tenz zur Regelung ihrer Staatsangehörigkeit ist in Rechtsprechung und Li-
teratur aligemein anerkannt und kann ais aligenıcin anerkannter Crundsatz
bezeichnet werden, vgl. Knocke, S. 70 f. (ü. Fn. 2).

6 Zum Ziel der Rechtshamıonisierung bel den elementaren Staatsangehörig-
keitsfragen vgl. Praarnbel u. Art. 23 sowie Knocke, 5.37(0. Fn. 2).
VgI. Prambel, Satz 10 und Art. 23.
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Neben alI den genanntĞn Vorzügen besteht ein Mangel des 8EITRAG:
Abkommens jedoch darin, dass es keine Lösungen bel Gesetzes- Wİ ASIHME İ DER

kollisionen aufgrund yön Mehrstaatigkeit bzw. zum diplomati-
schen Schutz von Mehrstaatern 8 enthIt. Andererseits htte die
Aufnahme solcher Bestimmungen möglicherweise den Rahmen
des Abkommens gesprengt.

3 . DIe Vertragsstaaten sowie der aktuelle Stand der
Ratiflzierungen ünd tinterzeichnungen

Nach Art. 27 Abs. ı S.. ı des Abkommenskönnen Vertrags-
partner zum einen d ıe Mitgliedstaaten des Europarates9 und

zum andeten diejenigen Staaten sein, die an der Ausarbeltung
desVertragswerkes mitgewirkt haben. Zu den Ietzteren gehören
Arnienien, Aserbaidschan, Weifrussland, Bosnien-Herzegowina,
Kanada, Georgien, der Heilige Stuhi, Kirgisien und die USA,'° wel-
che einen Beobachterstatus im Europarat" haben bzw. hatten.

8 Zwar verweist das Abkommen in Art. 17 Abs. 2 und in Nr. 102 des Erüute-
rungsberichts des Europarates (explanatory report) zu diesem Abkomnıen
auf völkerrecht!iche Vorschriften wie die 1-laager Konvention von 1930, gibt
aber selbst keine Antworten auf d ıe zu diesem Themengebiet 1m Völker-
recht bestehenden Streitfragen, vgl. hierzu Hoitbronner, Staatsangehörig-
keitsgesetz, 4. AutI. 2005,5. 123 ff.
Zurzeit (Stand Mai 2009) gibt es 47 Mitgliedstaaten des Europarates.

10 VgI. explanato ıy report, Nr. 141; http://conventions.coe.int/Treaty/en/Re -
ports/Html/166.htm.
Der Beobachterstatus emıöglicht es nichteuropischen Staaten, die bereit
sind, mit dem Europarat zusammenzuarbeiten und die Grundsatze der De-
mokratie und des Vorrangs des Rechts sowie den Crundsatz, wonach fOr
jede Person unter seiner Rechtsprechung die Menschenrechte und die
Grundfreiheiten gelten, zu respektieren, Beobachter in d ı e Fachausschüs-
se, zu den Konferenzen der Fachminister oder in dIe Parlan ıentarische
versammrung zu entsenden. Der Beobachterstatus verleiht jedoch keinen
Anspruch atıf Vertretung im Ministerkomitee oder in der Parlamentari-
schen Versammlung, wenn nicht cin besonderer Beschluss dieser Organe
vorliegt. VgI. Statutarische Resolution (93) 26 des Ministerkomitees des
Europarates Ober den Beobachterstatus, angenommen vom Ministerko-
mitee am 14.5.1993 in seiner 92. Sitzung. Beobachterstatus 1m Ministerko-
mitee haben gegenwrtig Kanada (29.5.1996), der Heilige Stuhl (7.3.1970),
Japan (20.11.1996), Mexiko (1.12.1999) sowie d ı e Vereinigten Staaten von
Amerika (10.1.1996). Beobachter aus nationalen Parlamenten bel der Par-
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BEIIRAG: Auerdem enthlt das Abkommen eine sog. Öffnungsklausel in
KATIASCHNEIDER Art. 28 Abs. 1, wonach auch Nichtmitgliedstaaten des Europara-

tes, d ıe nicht an der Ausarbeitung des Vertragstextes mitgewirkt
haben, auf Einladung des Ministerkomitees dem Abkommen bel-
treten können.

Bis heute haben 18 Staaten das Abkommen ratifiziert" und
es wurde von 10 weiteren Staaten unterzeichnet.' Bel allen Staa-
ten handeit es sich um Mitgliedstaaten des Europarates. Es ist
folglich bis heute weder von der Öffnungsklausel Gebrauch ge-
macht worden, noch ist ein Nichtmitgliedstaat aufgrund seiner
Mitwirkung an der Vertragsausarbeitung gemB Art. 27 Abs. 15.1,
2. Alt. der Konvention beigetreten.14

Bei der Unterzeichnung oder Ratifikation des Abkommens
kann der Beitrittsstaat grunds5tzlich einen oder mehrere Vor-
behalte ls erklren, also die Rechtswirkung einzelner Vertragsbe-

Iamentarischen Versammlung haben: Kanada (28.5.1997) > Israel (2.12.1957)
und Mexiko (4.11.1999), vgl. http://www.coe.int/T/D/Com/Europaratkurz/
Mitgliedslaender/default.asp. (15.6.2009) yor ihrem Beitritt zum Europa-
nt hatten Bosnien-Herzegowina (1994 bis 2000), Aserbaidschan (1996 bis
2001), Armenien (1997 bis 2001) und Serölen-Montenegro (2001 bis 2002)
einen Sondergaststatus in der Parlamentarischen Versarnmlung. Denselben
Status hatte auch Wei8r ıı ssland ab 1992 inne, bis er aufgrund gravierender
Verstöge des Staates gegen die Menschenrechte und gegen die Demokra-
tie- und Rechtsstaatsgrundstze im Januar 1997 ausgesetzt wurde.

12 Bis Mai 2009 haben folgende Staaten das Abkommen ratifiziert: Albanien,
Bosnien-Herzegowina, Bulgarlen, Dnemark, Deutschland, Finnland, island,
Mazedonien, Moldau, Niederlande, Östen-eich, Portugal, Rumnien, Schwe-
den, Siowakel, Tschechische Republik, Ukraine und Ungam. Hiervon sind il
Staaten Mitglied der Europischen Union. VgI. http://conventions.coe.int
Treaty/Commun/cherchesig.as p?NT= ı 668cCM =88tD F=4/5/20098cCL=G ER
(15.6.2009).

13 Das Abkommen unterzejchnet haben: Frankreich, Griechenland, Italien,
Kroatien, Lettland, LuxembuRc, Malta, Norwegen, Polen und Russland. VgI.
hftp://conventions.coe.intÇrreaty/commun ıcherchesig.asp?NT= ı 66 <cM=8
8(DF=415/2009acL=CER (15.6.2009).

' Bosnien-Herzegowina ist seit dem 24.4.2002 Mitgliedstaat des Europarates
und hat das Staatsangehörigkeitsübereinkommen am 22.10.2008 ratifiziert.
GemB Art. 2 Abs. 1 lit. d der Wiener Vertragsrechtskonvention bedeutet
,,Vorbehalt" eine wie auch immer formulierte oder bezeichnete, von einem
Staat bel der Unterzeichnung, Ratilikation, Annahn ıe oder Genehmigung
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stimmungen ausschlie gen oder ğndern (Art. 29 Abs. 1 S. 2), 50- BE İ rRAG:

lange sie mit dem Gegenstand und dem Zweck des Übereinkom- WJASCHNE İ DER

mens vereinbar sind.

GemR Art. 29 Abs. 1 S. ı des Europischen Übereinkommens
über dIe Staatsangehörigkeit sind allerdings Vorbehalte zu den
Bestimmungen über aligemeirte Angelegenheiten, aligemeine
Grundsötze sowie zur Staatennachfolge und Staatsangehörig-
keit, sprich zu den Kapitein 1, Il und VE, nicht möglich.

4. Der Vertragsstaat Deutschland

DIe Bundesrepublik Deutschland hat das Abkommen am
4 . Februar 2003 unterzeichnet und am il. Mal 2005 ratifiziert.16 Es
ist 1m Bundesgebiet zum 1. September 2005 in Kraft getreten.

Da d ı e Bestimmungen des Europaratsübereinkommens von
1997 mit dem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht nicht völlig
kompatibel sind, hat Deutschland vierVorbehalte und zwei Erklö-
rungen abgegeben.17

Il. Die vier Vorbehalte Deutschlands gegenüber dem
Abkommen

Drei Vorbehalte Deutschlands betreflen Art. 718 des Abkom-
mens, also den Verlust der Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes

eines Vertrags oder bei dem Beitritt zu einem Vertrag abgegebene einsei-
tige ErkIrung, durch die der Staat bezweckt, d ı e Rechtswirkung einzelner
Vertragsbestimmungen in der Anwendung auf diesen Staat auszuschliegen
oder zu ândern.

16 Bekanntmachung über das Inkrafttreten zum 1.9.2005 vom 8.12.2006, BCB İ .
2006 Il, S.1351.

17 VgI. BGBI. 2006 Il, 5.1352; Inwieweit die deutsche Einbürgerungspraxls den
Vorgaben des Abkommens genügt, vird bei der vorliegenden Betrachtung
der deutschen und europischen Staatsangehörigkeitsregelungen ausge-
klammert, da eine diesbezügliche Untersuchung den Rahmen dieses Bel-
trages übersteigen würde. Hierzu wird auf dIe Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. vom 20.5.2009, BT-Drs.
16113090, verwiesen; vgl. BT-Drs. 16113321.

18 Artikel j - Verlust der Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes oder aufVeranlas-
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BE İTRAG: oder auf Veranlassung eines Vertragsstaates. Ein weiterer Vor-
KATJASCHNEIDER	 bebatt betrifft Art. 22, d.h. d ıe Befreiung von der MiIitrdienst-

pflicht. Zunchst werden d ı e Vorbehalte bezüglich Art. 7 des Ab-
kommens erIutert.

Die drei Vorbehalte bezüglich Art. 7 des Abkommens

a. DIe Optionsregelung des Ş 29 StAG und der
Vorbehait zu Art 7

Der erste seitens Deutschlands zu dieser Vorschrift abgege-
bene Vorbehait betrifft nach dem 31. Dezember 1999 in Deutsch-
land geborene Kinder ausIndischer Staatsangehöriger, dIe

sung eines Vertragsstaats:
t. ün Vertragsstaat darf in seinem innerstaathchen Recht nicht den Verlust

der Staatscıngehörigkeit kraft Gesetzes oder auf seine Veranlassung vorse-
hen, au$er in folgenden Fdllen:

ü. freiwiffiger Erwerb einer anderen Staotsangehörigkeit;
b. Erwerb der Staatsangehörigkeit des Vertragsstaats durch argfistiges Ver-

ha ken, falsche Anga ben oder dIe Verschleierung einer erhebhchen Tatsac-
he, dıe dem Antragsteller zuzurechnen sind;

c. freiwilliger Dienst in auslündischen Streitkröften;
d. Verhalten, dos den wesentlicfıen Interesserı des Vertrogsstaats in schwer-

wiegender Weise abtröglich ist;
e. Fehlen einer echten Birıdung zwischen dem Vertragsstaat und einem Sto-

atsangehörigen mit gewöhn!ichem Aufenthalt im Ausiond;
f. Feststellung wöhrend der Minderjöhrigkeit eines Kindes, dofi dIe durch in-

nerstaatliches Recht bestimmten Voraussetzungen, dIe zum Erwerb der
Staatsangehörigkeit des Vertrogsstoats kraft Cesetzes geffihrt haberi,
nicht mehr erfOlIt sind;

g. Adoption eines Kindes, wenn dieses die auslöndische Staatsangehörigkeit
eines oder beider adoptierenden Elternteile erwirbt oder besitzt.

2. Ein Vertragsstaat kann - auj3er in den Föflen des Absatzes 1 Budıstaben c
und d - den Verfust seiner Staatsangehörigkeit fOr Minder vorsehen, deren
Eltern diese Staatsangehörigkeit vertieren. Minder verlieren fedoch diese
Staatsongehörigkeit nicht, wenn einer ihrer Elternteite sie beibehült.

3. Ein Vertragsstaat dal - au$er in den in Absotz t Buchstabe b genanrı ten
Föflen - in seinem innerstaatJichen Recht den Verlust der Staatsangehörig-
keit rıach deri Absötzen t und 2 nicht vorseherı, wenn der Betrefiende da-
durch staatenlos würde.
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nach Ş 4 Abs. 3 StAG' 9 durch Geburt ini Bundesgebiet (lus so1120) BE İTRAG:

die deutsche Staatsbürgerschaft neben einer ausIndischen KABA SOINEIDER

Staatsangehörigkeit erworben haben oder gem Ş 4ob StAG
privilegiert eingebürgert worden sind. Diese Personen müssen
nach Ş 29 StAG bei Erreichen der VolIjhrigkeit, also mit Vollen-
dung des 18. Lebensjahres erkIren, ob sie d ı e deutsche oder dIe
ausIndische Staatsangehörigkeit behalten wolien» Wird bis
zur Voltendung des 23. Lebensjahres keine Erkirung abgege-
ben, tritt automatisch der Verlust der deutschen Staatsangehö-
rigkeit ein23 Gleiches giit für den Fali, dass sich diese Personen
nach Erreichen.der VoItjhrigkeit für die ausIndische Staatsan-
gehörigkeit entscheiden und dies gegenüber der zustndigen
Behörde erkIren.24 Entscheiden sich diese Personen für das Bei-
behatten der deutschen Staatsangehörigkeit, müssen sie gemöE

29 Abs. 3 S. 1 StAG die Aufgabe oder den Verlust der ausIn-

19 Gem Ş 4 Abs. 3 StAG erwirbt ein Kind auslöndischer Eltem durch dIe Ge-
burt 1m Inland die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil
t. seit acht Jahren rechtmö$ig seinen gewöhnfichen Aufenthalt 1m lnland hat

und
2. ein unbefri st et es Aufentha!tsrecht oder als Staatsangehöriger der Schwe-

iz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis a4 Grund
des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europöischen Gemeins-
chaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft andererseits über dIe Freizügigkeit (8GB!. 2001 ii, S. 8w) be-
sitzt.

20 his safi: Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Geburt im Inland. 1m Gegen-
satz hierzu his sanguinis: Erwerb der Staatsangehörigkeit der Eltem durch
Abstammung.

21 Nach Ş 40b StAG ist ein Ausklnder, der am 1. ianuar 2000 rechtmd$ig seinen
gewöhnlichen Aufent halt 1m Inland und das zehnte Lebensjahr noch nicht yol-
Iendet hat, auf Antrag einzubürgern, wenn bel seiner Geburt dIe Vorausset-
zungen des	 Abs. 3 Satz t vorgelegen ha ben und weiter vorliegen. Der An-
trag konnte bis zum 31.12.2000 gestellt werden. 	 -
DIe ersten FIIe in der Praxis gibt es seit dem 1.1.2008. 1m iahr 2008 mussten
3.316 Personen optieren. in den Folgejahren bis 2017 werden voraussichtlich
jhrIich weitere 3.800 bis ni 7.000 Personen von der Regelung betroflen
sein. Ab 2018 wird mit einer Steigerung der ZahI der Betroflenen auf ca.
40000 jhrIich gerechnet, vgl. http:/)www.wider-den-optionszwang.de ./
hintergrund.html (15.6.2009).
VgI. Ş 29Abs.2S.2StAG.

24 vgl. Ş 29 Abs. 2 S. 1 StAG.
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BE İTRAG: dischen Staatsangehörigkeit nachweisen. Wird dieser Nachweis
KATJASCUNEIDER nicht bis zurvollendung des 23. Lebensjahres erbracht und Iiegt

keine vorherige Genehmigung für die Beibehaltung der deut-
schen neben der ausIndischen Staatsangehörigkeit' 5 yor, geht
die deutsche Staatsangehörigkeit verloren ( Ş 29 Abs. 35.2 5MG).
Mithin enthalt Ş 29 5MG drei Konstellationen des Verlustes der
deutschen Staatsangehörigkeit.

Nach Art.7 des Abkommens darf ein Vertragsstaat in seir ıem
innerstaatlichen Recht nur in den dort bestimmten FlIen den
Verlust der Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes oder auf Veranlas-
sung eines Vertragsstaates vorsehen. Da kemer der in Art. 7 ab-
schlie6end aufgeführten FIIe für den Verlust der Staatsangehö-
rigkeit mit den Verlustregelungen des Ş 29 5MG übereinstimmt,
hielt die Bundesregierung diesen Vorbehait für erforderlich.'6

Sowohl die Optionspflicht ais auch der diesbezügliche yor-
behait werden in der juristischen wie soziologischen Literatur
und politischen Öffentlichkeit stark kritisiert. 27 Insbesondere
die verfassungsrechtlichen Fragen smnd in der Literatur 28 und im

Die Beibehaltungsgenehmigung ist nach Ş 29 Abs. 4 StAG zu erteilen, wenn
d ı e Aufgabe oder der Verlust der ausIndischen Staatsangehörigkeit nicht
rnöglich oder nicht zumutbar ist oder bel einer Einbürgerung nach MalIga-
be des iz Mehrstaatigkeit hinzunehmen wre oder hingenommen werden
könnte.

26 Für nicht erforderlich hIt Knocke diesen Vorbebalt, da es sich bel der Ver-
lustregelung des Ş 29 StAG urn dIe Folge eines ,,Mehr 4 ' handele, was vom
Schutzumfang der Konvention nicht erfasst sel. VgI. Knocke, 5.432(0. Fn. 2).

27 Statt vieler siehe z.B. de Groot, Staatsangehörigkeitsrechtliche Behand-
lung der Zweiten Generation in Europa, Prsentation auf den I-lohenheimer
Tagen zum AusInderrecht 2009, http://www.akademie-rs.de/fileadmin/
user_upload/pdf_archive/barwig/Decroot_Staatsangehoerigkeitsrechtli-
che_Behandlung.pdf (15.6.2009); Waflrabenstein, Integration und Staatsan-
gehörigkeit: Das Optionsmodell 1m deutschen Staatsangehörigkeitsrecht,
in: Sahlfeid u.a. (Hrsg.), Integration und Recht, 2003, S. 243 tL; einen Über-
blick über die wesentlichen, aus soziologischer Sicht geuGerten Kritik-
punkte gibt Dornis, ZRP 2001, S. 547 (548); siehe zudem dIe Internetseite
eines Bündnisses aus Wissenschaft, Politik, Gewerkschaften und Kirchen
zur Abschaftung der Optionspflicht: www.wider-den-optionszwang.de
(15.6.2009).
Vgl. statt vieler Haflbronner, NVwZ 1999, S. 1273 ff.; ders., in: Renner)
Hailbronner, Das Staatsangehörigkeitsrecht, 4. Aufl. 2005, Tell 1. F. Rn. 74
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Rahmen einer öffentlichen Anhörung des Innenausschusses des BEITRAG:
Deutschen Bundestages am la. Dezember 2007 bereits einge- MTJASCHNEIDER
hend erörtert worden und sollen daher in diesem Beitrag nicht
erneut diskutiert werden.30 Stattdessen salI der Fokus auf der
Vereinbarkeit der Optionsregel inklusive Vorbehalt mit der Kon-
vention liegen.

Da der Optionszwang nicht für Doppelstaatler, di d ıe deut-

sche Staatsangehörigkeit kraft lus sanguinis erhalten haben,3'
gIk, bestehen Bedenken hinsichtlich derVereinbarkeit dieser Re-
gelung mit dem sich aus Art. 5 Abs. 2 des Abkommens ergeben-
den Nichtdiskriminierungsgebot, wonach eine Diskriminierung
zwischen den Staatsangehörigen eines Staates, insbesondere
zwischen denen, d ıe ibre Staatsangehörigkeit originr durch
Geburt erhalten haben, und solchen, d ı e sie sp5ter erwarben

İT.; Niesfer, ZAR 2007, S. 275 (276 fü; v. Mangoldt, ZAR 1999, S. 243 (250 f.);
Masing, Recht in Europa 2003, S. 171(179 İT.).

29 Siehe Stellungnahmen der Sachversündigen unter http://www.bundestag .
de/Aussch uesse/a 04/an hoe ru ngen/Anhoe ru ng ı o/SteI 1 u ngn ahm en/i nde x.
html (15.6.2009).

30 1m Wesentlichen ging es hierbel tim die Frage, ob der in 29 Abs. 3 StAG
auch gegen den erkIrten Willen des Betroffenen vorgesehene Verlust der
deutschen Staatsangehörigkeit einen unzulssigen Staatsangehörigkeits-
entzug i.S.d. Art. 16 Abs. 1 S. ı GG oder einen zulssigen Verlust LS.d. Art.16
Abs. 1 S. 2 GG darstellt, wobei d ıe wohl heutige h.M. - z.T. im Wege einer
verfassungskonfom ıen Auslegung und Anwendung der Norm - eine Ver-
einbarkeit der Bestimnı ung mit Art. 16 Abs. 1 GG annimmt. Ferner st nach
wie yor streitig, ob dIe Optionsregelung mit der deutschen Verfassung im
Hinblick auf den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz in Art. 3 Abs. 1 GG sowie
das Diskriminierungsverbot nach Art. 3 Abs. 3 S. ı GG vereinbar ist; siehe
hierzu den Beitrag von Marx in diesem Tagungsband.

31 1-Ijerzu zhlen Kinder aus einer bi-nationalen Ehe, die aufgrund der doppel-
ten Anwendung des ius sanguinis-Prinzips oder bei Geburt von einem deut-
schen Eltemteii 1m Ausland aufgrund des dort geltenden ius soli-Prinzips 50-

wohi dIe deutsche als auch eine oder mehrere andere Staatsangehörigkei-
ten erworben haben, z.B. das Kind einer Deutschen und eines Amerikaners,
das aufgrund des in Amerika geltenden ius sofi-Prinzips und des nach deut-
schem Recht zugleich Anwendung findenden ius sangufnis-Prinzips sowohl
die deutsche als auch die amerikanische Staatsangehörigkeit erworben hat.
Ebenso wenig gilt die Optionspflicht für Kinder, die nach ihrer Geburt aus
einem anderen Grund deutsche Mehrstaatergeworden sind.
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BEIIRAG: haben, unterbleiben soli? Zwar handeit es sich hierbel wohi
YTJASCHNEIDER nicht um cin striktes Diskriminierungsverbot, sondem vielmehr

um ein Leitprinzip.33 Dennoch muss jede nationale Bestimmung
grundstzIich eine gewisse Konfornı iüt mit dieser Maxime auf-
weisen, zumal auch dIe Konventionsverfasser ak gerechtfertigte
Ausnahme hiervon nur schwerwiegende Gründe wie dIe in Art. 7
Abs. 1 lit. b) angegebenen 34 voc Augen hatten und d ıe Nichtdiskri-
minierung mit der Autnahme in der PrambeI zum ailgemeinen
Leitmotiv tür staatliches Handein auf dem Geblet des Staatsan-
gehörigkeitsrechts erkIrt worden iSt.35 Daher bedarf grundsötz-
Iich jede unterschiedliche Behandlung der Staatsangehörigen el-
nes Staates einer sachlichen Rechtfertigung. Eine solche ist auch
nicht etwa entbehrlich, weil es sich bel dem Abstammungser-
werb nach 4 Abs. 1 StAG (lus sanguinis) und dem nach Ş 4 Abs.3
(lus soIi) um an sich unterschiedliche und unvergleichbare Tatbe-
stnde handelt. 36 Denn Art. 5 Abs. 2 des Abkommens knüpft le-
diglich an die Eigenschaft ais Staatsangehöriger und nicht an die
Erwerbsgründe und -formen an. Aus diesem Grunde ist es auch
gleichgültig, ob hier eine Differenzierung nach unterschiedlichen
Erwerbstatbestönden, nmIich infolge des TerritoriaIittsprin-
zips einerseits und aufgrund des Abstammungsprinzips anderer-
seits, erfolgt.37

Ein Rechtfertigungsgrund für dIe Iingleichbehandlung wird
in dem Festhalten Deutschlands an dem Grundsatz der Vermei-

32 Der Wortlaut von Art. 5 Abs. 2: Jeder Vertragsstaat Iösst sich vom Crundsatz
der tlfchtdiskrimfnierung unter seinen Staatsangehörigen leiten, gleichviel ob
es sich bel diesen unı Staatsangehörige durch Ceburt handeit oder ob sie die
Stootsangehörigkeft spöter erworben haben.
So auch expfanatory report, Nr. 45; Knocke, S. 279 (0. Fr. 2); de Groot, The
European Convention on Nationality: a step towards a lus commune in the
fleld of nationality Iaw, Maastricht journal of European and comparative
Iaw, 2000,5. 117 ff. (128).
Siehe Fn. 18.
VgI. explanatory report, Nr. 46.
VgI. Antwort der Bundesregierung auf d ıe Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. vom 20.5.2009, BT-Drs. 16113321, S.3.
So aber hinsichtlich der Frage der Vereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 3 S. i GC
Hailbronner, NVwZ 2001, S. 132 9 (1331).
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dung von Mehrstaatigkeit 8 gesehen, obwohl Deutschland z.B. BE İTRAG:

insbesondere 1m Verhöltnis zu tJnionsbürgern und Staatsange- K.ArJA SON E İ DER

hörigen der Schweiz vermehrt von diesem Grundsatz abrückt
und Her d ı e Mehrstaatigkeit tolerlert (vgl. u Abs. 2 StAG). Auch
in zahlreichen anderen Fllen wird dIe Mehrstaatigkeit hinge-
nommen, etwa bel der EinbÜrgerung von Aussiedlern ( ŞŞ 7, 40
StAG), bel der Wiedereinbürgerung nach Art. 116 Abs. 2 S. 1 GG
oder bel Kindem aus bi-nationalen Ehen ( Ş 4 Abs. 1 S. ı StAG).

Auerdem war d ı e Bundesrepublik zwar zum Zeitpunkt der
Einführung der Optionsregelung 1m Jahr 1999 noch Vertragsstaat
des Europischen Übereinkommens über dIe Verringerung der
Mehrstaatigkeit, sie hat dieses jedoch 1m Dezember 2001 gekün-
digt, so dass das Abkommen für Deutschland seit dem 22. De-
zember 2002 auer Kraft ist39 und mithin im Zeitpunkt der Rati-
flzierung des Europöischen Übereinkommens über die Staatsan-
gehörigkeit im Jahr 2005 Ingst keine Bindungswirkung mehrfür
Deutschland entfaltete. Das Europische Übereinkommen über
die Staatsangehörigkeit hingegen enthIt keinen ailgemeinen
Grundsatz bzgl. der Vermeidung der Mehrstaatigkeit. Es l5sst
vielmehr dIe Frage der Erwünschtheit oder UnerwÜnschtheit
mehrfacher Staatsangehörigkeit offen und überIsst es den Mit-
gliedstaaten zu entscheiden, welche Politik sie diesbezüglich ver-
folgen möchten, vgl. Art. 14 und 15 des Abkommens. Es verhlt
sich somit in der Frage der Vermeidbarkeit der Mehrstaatigkeit

Siebe Gesetzesbegründung, BT-Drs. 141744, S. 4 und BT-Drs. 141533, S. 16
und zuletzt bekraftigt in der Antwort der Bundesregierung auf dIe Kleine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. vom 20.5.2009, BT-Drs. 16/13321, S.2.
vgt. http://conventions.coe.int [rreatylCommun/CherCheSig.aSP?NT=0438c
CM=88DF=91111048cCLGER (15.6.2009); DIe Kündigung erfolgte aufgrund
der Reform des deutschen Staatsangehörigkeitsrechtes 1m iahr 1999, damit
d ıe neu eingeführte Regelung zurgenerellen Hinnahme der Mehrstaatigkeit
bel der Einbürgerung von Iinionsbürgem, wenn Gegenseitigkeit besteht,
wirksam werden konnte; vgl. PresserkIrung der Bundesregierung vom
20.9.2001, http://archiv.bundesregierung.de/bpaexport/artikel/70/56370/
multi.htm (15.6.2009); bzgl. dem früheren Erfordemis der Gegenseitigkeit
1m Verhltnis zu den einzelnen Staaten siehe Wiedemonn, Die Neuregelung
des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts unter besonderer Berücksichti-
gung von Rechtsfragen mehrfacher Staatsangehörigkeit, 2005,5. 188.
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BHrRG: zwar grundsstzlich neutraI,° verpfiichtet aber die Vertragsstaa-
KATJAS(HNEIDER ten in Art. 14 Abs. 1 lit. a), bel Kindern d ıe durch Geburt ,,ohne

weiteres" entstandene Mehrstaatigkeit zu akzeptierer ı . Dies
giit vorbehaltlich der in Art. 7 aufgeführten VerIusttatbestnde
(Art. 14 Abs. 2). AllenfalIs wenn man deri Erwerbstatbestand
in Ş 4 Abs. 3 StAG nicht ais automatischen Erwerb 1m Sinne der
Konvention einstuft, sondern ais eine Form des erleichterten
Staatsangehörigkeitserwerb5, 41 kann eine Vereinbarkeit mit der
Konvention angenommen werden. Zu dieser EinschStzung könn-
te man gelangen, da 4 Abs. 3 StAG neben der Geburt im Bundes-
gebiet für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit noch
die Erfüllung weiterer Voraussetzungen in der Person eines E!-
ternteils ver!angt. Letzteres ist zwar richtig, dennoch spricht ge-
gen diese Auffassung, dass Art. 14 Abs. 1 der Konvention die Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten an die entscheidende Tatsache
knüpft, dass der Staatsangehörigkeitserwerb per Geburt ohne
jegliches Zutun und damit unabhöngig vom Willen des Kindes
oder der Eltern stattfindet, also automatisch kraft Gesetzes. Dies
ist jedoch in den F5IIen des 4 Abs. 3 StAG der Fail, da die Prüf ıı ng
der Voraussetzungen von Amts wegen erfolgt und bel der Fest-
stellung der Erfüllung dieser Voraussetzungen kraft Gesetzes ein
Staatsangehörigkeitserwerb eintritt, ohne dass die Eltern den
automatischen Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit für
ihr Kind ausschiagen können. 4' Überdies ist der Auffassung der
Bundesregierung zu widersprechen, dass es trotz der Verpflich-
tung aus Art. 14 des Ahkommens den Vertragsstaaten, die den
Grundsatz derVermeidung von Mehrstaatigkeit anwenden, offen
steht, bel den Betroenen naci, Erreichen der VolIjI ı rigkeit den
Verlust einer Staatsangehörigkeit herbeizuführen. 43 Denn fo!gte
man dieserAuffassung, kSme das einer Umgehung der Verpflich-

40 So auch de Groot, The European Convention on Nationality: a step towards
a his commune in the field of nationality Iaw, Maastricht iournal of European
and comparative Iaw, 2000, S. 117 it. (120).

41 So knocke, S. 513 (o. Fn. 2).
42 VgI. Haflbronner, NVwZ 2001, S. 1329 (1330).

Siehe Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der
PDS vom 8.3.2000, BT-Drs. 1412784 und Antwort der Bundesregierung, BT-
Drs. 1412871.
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tung und damit einem Zuwiderlaufen des Sinn und Zwecks der BEITRAG

Regelung gleich. Zwar spricht für diese Auassung der Wortlaut WJASCHNEIDER

,,Kinder" und auch d ıe Verfasser der Konvention gestehen den
Mitgiiedstaaten das Recht auf Einführung einer entsprechenden
Verlustregelung für von Art. 14 Abs. 1 der Konvention betroffe-
ne, erwachsen gewordene Personen zu, verweisen bezüglich
der Verlustregelung jedoch ausdrücklich auf Art. 7, insbes. Abs. ı
lit. e), des Abkommens. Folglich woltten d ıe Verfasser der Kon-
vention diese Personen privilegieren und eine Aufhebung der
Priviiegierung nur bei aul3ergewöhnlichen, sprich den in Art. 7
genannten Umstnden gestatten, z.B. wenn es an e ıner echten
Bindung zwischen dem Vertragsstaat und se ınem Staatsangehö-
rigen etwa wegen gewöhnl ıchen Aufenthaltes im Ausland fehlt.44
Von Ietzterem kann jedoch gerade bei den von Ş 29 Abs. 3 StAG
betroffenen Personen nicht genereli ausgegangen werden. Viel-
mehr betrifit diese Bestimmung wohi vornehmlich Menschen,
d ıe sich seit ihrer Geburt in Deutschland aufhalten und Teil dieser
Gesellschaft sind. Mithin w ğ re an sich, um einen Konventionsver-
stoR zu vermeiden, ein Vorbehait zu Art. 14 der Konvention erfor-
derlich gewesen. 45 Da Art. 14 Abs. 2 des Abkommens allerdings
auf Art. 7 verweist, ist es möglich, dIe Verpflichtung aus Art. 14
Abs. ı der Konvention ais von dem zu Art. 7 erkIrten Vorbehait
Deutschlands umfasst anzusehen. Wenn aber schon der Recht-
fertigungsgrund, sprich das Festhalten am Prinzip der Vermei-
dung der Mehrstaatigkeit, mit einem Vorbehait betastet ist, kann
dieserallein wohi kaum eine ungleichbehandlung tragen. AuEer-
dem müsste der Vorbehalt selbst konventionskonform sein. Be-
denken diesbezüglich bestehen, weil gemR Art. 29 Abs. 1 des
Abkommens Vorbehalte mit dem Ziel und Zweck der Konvention
vereinbar sein müssen, dIe Nichtdiskriminierung aber zu den ali-
gemeinen Grundstzen des Übereinkommens zöhit sowie einen

VgI. explanatory report, Nr. 95.
Gleicher Ansicht war dIe Bundesregierung noch 1m iahr 2000, vgl. Antwort
der Bundesregierung auf dIe Kleine Anfrage der Abgeordneten UIIa Jelpke
und der Fraktion der PDS vom 8.3.2000, BT-Drs. 1412871.
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BE İTRAG: Platz in der PrambeI 6 gefunden hat und damft ak eines der Leit-
KATJASLENE İDER motive der Konvention eingeordnet werden kann.

Gerechtfertigt wird dIe Ungleichbehandlung zum Tell auch
mit der Annahme, das herkömmliche Abstammungsprinzip und
das 1999 ins deutsche Recht eingeführte iussoli-Prinzip beruhten
auf einer unterschiedlichen lntegrationsausgangslage: Whrend
bel einem E ıwerb der Staatsangehörigkeit kraft Abstammung
von einem deutschen Eltemteil d ıe Verbundenheit mit Deutsch-
land in der Regel quasi in die Wiege gelegt sel und aufgrund der
familiğ ren Bindung auch lebenslang fortbestünde, existiere eine
solche Bindung hingegen bel Kindern ausl5ndischer Eltern nicht
oder nicht 1m gleichen Mae alkIn durch die Geburt im lnland.47
Dieser Annahme kann zwar intuitiv grundstzlich nicht wider-
sprochen werden und auerdem sieht auch dIe Konvention ge-
mğR Art. 7 Abs. ı lit. e) in der fehlenden Bindung zwischen dem
Vertragsstaat und einem Staatsangehörigen efnen zul5ssigen
Verlustgrund. Dennoch ist gegen diese Ansicht einzuwenden,
dass dIe Optionsregelung in bestimmten Konstellationen auch
dann zu einem Staatsangehörigkeitsverlust führt, obwohl eine
tatsğchliche Verbindung zwischen dem Betroffenem und der
Bundesrepublik existiert. 8 Auerdem ist dieser Optionszwang
wohi kaum einer guten Integration bzw. dem Aufbau einer Bin-
dung zu Deutschland zutrgIich, wenn den Betroftenen von Ge-
burt an das Gefühl vern ı ittelt wird, nicht gleichwertige Mitglieder

46 VgI. Pranı beI, Satz 5.
' I-iaübronner, NVwZ 2001,5.1329(1331); Knocke, S. 276 f. (o. Fn. 2).

Ein Verlust trotz existierender Bindung zur Bundesrepublik ist zum Beispiel
möglich, wenn der Betroftene sich zwar für die deutsche Staatsangehörig-
keit entscheidet, aber obgleich (nachgewiesenen) Verlustes der anderen
Staatsangehörigkeit die Erklrung der Beibehaltung zu spt bel der zust5n-
digen Behörde eingeht. Cleiches giit, wenn die Unterlagen, die dem Nach-
weis der Aufgabe der zweiten Staatsangehörigkeit dienen, verloren gegan-
gen sind. Nicht zu vergessen sind dIe Falle, in denen sich der Betroffene
durchaus Deutschland verbunden fühit, er sich aber aufgrund nachteiliger
rechtlicher Konsequenzen, d ıe sich bel einem Vşzicht auf dIe andere aus-
Indische Staatsangehörlgkeit im Heimatland der Eltern ergeben würden,
für den Beibehalt der ausIndischen und niithin den Verlust der deutschen
Staatsangehörigkeit entscheidet.
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fl,

der Gesellschaft zu sein. 49 Vielmehr wird diese in Europa einma- BE İTRAG:

lige50 Bestimmung zu Recht als ,,integratior ıspolitisch kontrapro-	 K4TJASOİ NEIDER

duktiv" kritisiert.51

Folglich ist zu konstatieren, dass sich d ı e aus der in Ş 29 Abs.3

StAG geregelten Optionspflicht ergebende Ungleichbehandlung
deutscher Staatsangehöriger nur schwerlich mit dem Verweis auf
den Grundsatz der Vermeidung der Mehrstaatigkeit und dIe un-
terschiedliche integrationsausgangsiage sachlich rechtfertigen
lsst. Eine KonformitSt der Bestimmung mit dem Europischen
Übereinkommen für Staatsangehörigkeit entbehrt einer starken
Grundiage und wird momentan im Wesentlichen von dem zu

Art-7 der Konvention erkt5rten Vorbehait getragen.52

Aus diesen Gründen hat dIe Fraktion Bündnis 90/DIE CR0-
NEN 1m Mal 2009 zu Recht einen Gesetzentwurf zur Streichung
dieses Optionszwangs im Staatsangehörigkeitsrecht zur Bera-

tung 1m Bundestag vorgelegt.53

b. Der Vorbehait zu Art. 7 Abs. ı 1k. f)

Der zweite Vorbehait Deutschlands zu Art. 7 des Abkom-

mens betrifft dessen Abs. 1 lit. f).

Sa auch Marx, Stellungnahme 1m Rahmen der Anhörung des Innenaus-
schusses des Deutschen Bundestages zu ,,Einbürgerung/StaatSaflgehörig-
keit", A-Drs. 16(4)311 A, S.25.

5° Siehe dIe tJntersuchung von de Croot, Staatsangehörigkeitsrechtliche Be-
handlung der Zweiten Generation in Europa, Prsentation auf den Hohen-
heimer Tagen zum AusInderrecht 2009, http://www.akademie-rS.de/fiIe-
arnIn/user_upIoad/pdf_archive/barWig/DeGr00t_5taat5angeh0Sgt5-
rechtliche_Behandlung.pdf ( ı 5.6.2009).

51 Statt vieler siehe Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN in BT-Drs. 16112849.
52 Für eine völkerrechtliche ZuIssigkeit der Regelung Waflrabenstein, Stel-

Iungnahme ini Rahmen der AnhönJng des Innenausschusses des Deutschen
Bundestages zu ,,Einbürgerung/Staatsangehörigkeit", A-Drs. 16(4)311 B,
5.6.
Siehe BT-Drs. 16112849, http://dip2l.bundestag.de!dip2l/btd/161128/1612849.
pdf (15.6.2009); siehe auch den früheren, mit gleicher Zielsetzung in das
Gesetzgebungsverfahren eingebrachten Gesetzentwurf von der Fraktion
Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 20.09.2006, BT-Drs. 16/2650 sowie den An-
trag der Fraktion DIE LINKE. vom 31.05.2006, BT-Drs. 1611770.
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Entgegen dieser Bestimmung sieht das deutsche StAG den
MJiASCHNEIDER Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nicht nur bel Minder-

jShrigen, sondern auch bel Erwachsenen yor, wenn die Voraus-
setzungen, dIe zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit
geführt haben, nicht mehr erfülit sind. DIe Verfasser des europa-
ischen Abkommens woliten zum BeispieI Fölle, in denen ein Kind
aufgrund seiner Abstammung die Staatsangehörigkeit eines Lan-
des erworben hat, sich spter jedoch herausstellt, das es sich
nicht um das Ieibliche Kind des Vaters oder der Mutter handeit,
unter Art. 7 Abs. 1 lIt. f) gefasst wissen.5-

c. Der Vorbehait zu Art. 7 lit. g)

Der dritte Vorbehait Deutschiands zu Art. 7 bezieht sich auf
lit. g), also den Verlust der Staatsangehörigket bel der Adoption
eines Kindes.

Entgegen dieser Vorschrift tritt gemI3 Ş 27 StAG der Verlust
der deutschen Staatsangehörigkeit auch bel Adoption einer er-
wachsenen Person ein, wenn die adoptierte Ferson dadurch dIe
Staatsangehörigkeit des Annehmenden erwirbt und nicht mit el-
nem deutschen Elternteil verwandt bleibt. 27 StAG erfasst mit-
hin auch vollj5hrige deutsche Staatsangehörige, weil diese bei
der Adoption selbst mitwirken und damit selbst über ihre Staats-
angehörigkeit entscheiden können. Der deutsche Gesetzgeber
wolite hierdurch eine Besserstellung Volij5hriger gegenüber Km-
dem, die vertreten werden, vermeiden. AuRerdem wolite er etne
Ungleichbehandlung der VoIIjhrigen, dIe kraft Cesetzes infolge
einerAdoption eine ausindische Staatsangehörigkeit erwerben,
und den VoItjhrigen, dIe eine ausl5ndische Staatsangehörigkeit
freiwillig 1m Zusammenhang mit einer Adoption erwerben, ver-
meiden.55

Da es sich bel den von den ietzten beiden Vorbehalten er-
fassten FlIen um wenige EinzeIfIIe in der Praxis handeln dürfte,

VgI. expfcnatory report; Nr. 73.
VgI. BT-Drs. 7/3061,5.67.
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erscheint eine eingehende Anaiyse dieser Vorbehalte an dieser BEITRAG:

Stelle ais entbehrUch. DIe geringe Praxisrelevanz solite jedoch 	 WJASOINEIDER

Anlass für eine Überprüfung der deutschen Rechtslage und ge-
gebenenfalis für eine Gesetzesnderung ıind anschliegende
Rücknahme dieserVorbehalte geben.

2. Der Vorbehait bezüglich Art. 22

SchIiefIich hat dIe Bundesrepublik Deutschiand bel der Rati-
fikation des Abkommens einen Vorbehait zu Art. 22 erkIrt, der
zum Ziel hat, Wehrpflichtige mit mehrfacher Staatsangehörigkeit
yor einer Doppei- bzw. Mehrfachheranziehung zu bewahren.

1m Wesentlichen besagt Art. 22 folgendes:

1. Hat e[n Mehrstaater ersatzweise Zivildienst geleistet
oder ist er von der Wehrpflicht befreit, so giit seine Mi-
Iit5rdienstpflicht auch gegenüber dem Vertragsstaat ais
er-fülit, dessen Staatsangehörigkeit er ebenfalls besitzt
(Art. 22 lit. a) i.V.m. Art. 21 Abs. 3 Kit. c).

2. Ist eine Person Staatsangehöriger eines Vertragsstaats,
der keine Wehrpfiicht vorsieht, so gIk ihre Wehrpflicht
ak erfülit, wenn sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 1m
Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats hat. Dennoch gilt
ibre Wehrpfiicht gegenüber einem Vertragsstaat oder
Vertragsstaaten, deren Staatsangehörigkeit sie eben-
falis besftzt und in denen Wehrpflicht vorgesehen ist,
nicht ais erfülit, sofern nicht der gewöhnliche Aufenthalt
bis zu einem bestimmten Alter aufrechterhalten wurde,
das jeder betroffene Vertragsstaat bel der Unterzeich-
nung oder bel der Hinterlegung seiner Ratifikations-, An-
nahme- oder Beitrittsurkunde notifizlert.

3. Ebenso giit bel einer Person, die Staatsangehöriger ei-
nes Vertragsstaats ist, der keine Wehrpflicht vorsieht,
dIe Wehrpflicht ais erfülit, wenn die Person freiwiliig in
den StreitkrMten des betreffenden Staates einen Wehr-
dienst von mindestens dee gleichen tats5chlichen Ge-
samtdauer abgeleistet hat, wie sie für den aktiven Wehr-
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BEIIRAG:	 dienst des oder der Vertragsstaaten vorgesehen ist, de-

	

TJASCHNE İ DFR	 ren Staatsangehörigkeit sie ebenfalis besitzt, gleich wo
sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Gernâ g dem von Deutsch!and erkIrten Vorbehait wird
Art.22 des Abkommens grundstzIich in Deutschland nicht ange-
wandt. Lediglich Art. 22 lit. a) findet 1m I-Iinblick at ıf Personen, dIe
anstelle des MiIitrdienstes Zivildienst geleistet haben oder bel
denen dIe Befreiung von der Wehrpflicht auf der Leistung eines
dem Wehr- oder Zivildienst gleichwertigen Dienstes beruht, An-
wendung. Dies hat zur Konsequenz, dass die MiIitrdienstpf1icht
eines Mehrstaaters, der seinen MiIitrdienst, Zivildienst oder
diesen gleichwertigen Dienst gegenüber einem Vertragsstaat im
Einklarıg mit dessen Rechtsvorschriften geleistet hat, auch ge-
genüber dem Vertragsstaat ais erfüut giit, dessen Staatsangehö-
rigkeit er ebenfalis besitzt.

DIe Einbeziehung des Zivildienstes und mithin der Vorbehait
wurde aus Gründen der Cleichbehandiung für zwingend erach-
tet. DIe Einbeziehung gleichwertiger Dienste wie Zivil- oder Ka-
tastrophenschutz und Entwicklungsdienst erfolgte gernâ g der
ErkIrung der Bundesrepublik Deutschland bel Hinteriegung der
Ratifikationsurkunde aus Gründen der Sachgerechtigkeit.

Des Weiteren führt der Vorbehait Deutschlands hinslchtlich
Art. 22 des Abkommens dazu, dass dIe anderen in dieserVorschrift
aufgeführten Wehrdienstbefrei ıı ngsgründe bel in Deutschland
wohnhaften Mehrstaatem keine Anwendung finden.

Hierdurch wolite die Bundesregierung dIe durch d ıe Über-
einkommen über dIe Verringerung der Mehrstaatigkeit und über
die Wehrpfilcht von Mehrstaatern vom 6. Mai 1963 bestehende
Rechtslage festschreiben, obwohl sie jenes Abkommen am 20.
Dezember 2001 gekündigt hat. Sie wolite verhindern, dass durch
die Anwendung von Art. 22 des Abkommens sich in Deutschland
lebende Doppelstaater auf Wehrdienstausnahmen berufen kön-
nen, die das deutsche Recht nicht vorsieht. Eine dadurch entste-
hende Privilegierung der Mehrstaater gegenüber Wehrpflichti-
gen ohne weitere Staatsangehörigkeit solite verrnieden werden.
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Gleiches giltfürdie Fğ lle, in denen auf einer der beiden Seiten d ı e	 BE İTRAG:

Wehrpflicht nicht existtert. 	 KATJASUINEIDER

ili. DIe Erklörungen Deutschlands bezügiich
des Abkommens

Neben den bereits eri ğuterten Vorbehaiten hat dIe Bundes-
republik Deutschlnd zwei Erklörungen bel der Ratifikation des
Abkommens abgegeben.

Diese ErkIrungen haben das Ziel, Missverstndnissen über
die Anwendung des deutschen Rechts vorzubeugen. Es handeit
sich alsa tim keine Vorbehalte 1m eigentlichen Sinne.

1. DIe Erklürung zu Art. 8 des Abkommens

Die erste Erklörung betrifrt den in Art. 8 des Abkommens ge-
regelten Verlust der Staatsangehörigkeit auf Verantassung der
Person. 56 Nach dieser Bestimmung muss jederVertragsstaat die
Aufgabe seiner Staatsangehörigkeit gestatten, sofern die Betref-
fenden dadurch nicht staatenlos werden.

Allerdings kann gernâ g Art. 8 Abs. 2 des Abkommens ein Ver-
tragsstaat in seinem innerstaatlichen Recht vorsehen, dass dIe
Aufgabe nur von Staatsangehörigen bewirkt werden kann, d ıe
ihren gewöhnlichen Aufenthalt 1m Ausland haben. Weitere Ver-
sagungsgründe sind nicht zuIssig.

Entgegen dieser Vorschrift bestimmt 22 StAG, dass Wehr-

pflichtige57 und alie Personen, die in Deutschland in einem öFent-

Der Wortlaut des Artikel 8 - Verlust der Staatsangehörigkeit at ıf Veranlas-
sung der Person:
ı. Jeder Vertragsstaat gestattet dIe Aufgabe seirı er Staatsangehörigkeit, 50-

fern ilie Betreftenden dadurch nicht staatenlos werden.
2. Eh Vertragsstaat kann iri seinem innerstaatlichen Recht jedoch vorsehen,

dass ilie Aufgabe nur von Staatsarıgehörigen bewirkt werden kann, dIe ih-
ren gewöhnfichen Auferı that fm Ausfand haberi.

Der Personenkreis der Wehrpflichtigen ergibt sich aus 1,3,49 WPfİG. Hier-
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BEITRAG:	 Iich-rechtlichen Dienst- oder AmtsverhItnis zum Staat stehen,58
KATJASCHNEIDER nicht aus der deutschen Staatsangehörigkeit entlassen werden,

es sel denn es handeit sich um ehrenamtlich ttige Personen
oder Mehrstaater. 59 Mithin können folgende Personen nicht aus
der deutschen Staatsangehörigkeft entlassen werden: Beamte,
Richter, Soldaten der Bundeswehr, sonstige Personen, die in el-
nem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder AmtsverhItnis stehen,
solange ihr Dienst- oder AmtsverhItnis nicht beendet ist, sowie
Wehrpfiichtige, solange nicht das Bundesverteidigungsministeri-
um oder die von ibm bezeichnete Stelle erkIrt hat, dass gegen
die Entlassung keine Bedenken bestehen.60

Da die Versag ıı ng der Entlassung aus der deutschen Staats-
angehörigkeit für diese Personen von den Bestimmungen des
Europischen Übereinkommens über die Staatsangehörigkeit
abweicht, war zumindest eine ErkIrung seitens Deutschlands zu
Art. 8 erforderlich.

zu zhIen aile der Wehrpflicht unterliegenden Mnner mit deutscher Staats-
angehörigkeit.

58 Zum Beispiel Gebietskörperschaften, andere Körperschaften des öentli-
chen Rechts, ölfentlich-rechtliche Anstaiten oder Stiftungen.
Mehrstaater können bel Erfüllung der in Ş 26 StAG aufgeführten Voraus-
setzungen ausnahmsweise durch eine schriftliche Erklrung auf ihre deut-
sche Staatsangehörigkeit verzichten. Danach ist erforderlich, dass d ı e Per-
son seit mindestens 10 Jahren ihren dauemden Aufenthalt im Ausland hat
( 26 Abs. 2 S.2 Nr. ı ). Wehrpfiichtige können zudem dann auf die deutsche
Staatsangehörigkeit verzichten, wenn sie ihren Wehrdienst in einem der
Staaten, dessen Staatsangehörigkeit sie besftzen, geleistet haberi oder eine
UnbedenkIichkeitserklrung des Bundesverteidigungsministeriums bzw.
der von ihm bezeichneten Stelle voriegen ( Ş 26 Abs. 25.2 Nr. 2).

60 Bel der Entscheidung der Wehrverwa İ tung, ob die Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung nach 22 Nr. 2 StAG erteilt wird, ist neben dem öffentlichen
Interesse an der Erhaitung der Wehrfhigkeit und Wehrgerechtigkeit auch
das private Interesse an der Aufgabe der deutschen Staatsangehörigkeit zu
berücksichtigen, wobei d ıe Gr-undrechte des Betroftenen ebenso zu beach-
ten sind wie d ıe Grundğtze des Vertrauensschutzes und der Verhltnism-
Rigkeit; siehe hierzu OVG Hamburg v. 14.3.2006,3 Bf 425/01 und VC Ansbach
V. 27.3.2002, AN 15 1<01.00834, juris.
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2. DIe Erklörung zu Art. 10 des Ahkommens	 BEITRAG:

Die zweite ErkIrung Deutschlands betrifft Art. 10,	
KATJASCHNEIDER

nach die Antragsbearbeitung in angemessener Zeit 6' stattzufln-
den hat, sowie die sog. Spötaussiedler und deren Aufnahme in
Deutschland. SptaussiedIer62 sind deutsche Volkszugehörige
mit vomialigem Wohnsitz in den ehemaligen Ostblockstaaten,
d ıe im Rahmen eines speziellen Aufnahmeverfahrens63 nach
Deutschland übergesiedelt sind. E ş handelt sich mithin um sog.
Statusdeutsche i.S.d. Art. 116 Abs. i GG. Sie genieen aile Rechte
und Pflichten eines deutschen Staatsangehörigen, besitzen je-
doch nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. Diese .erwerben sie
gemâR der H 3 Nr. 4, 7 StAC am Ende des AufnahmeverfahreflS
mit der Ausstellung der Bescheinigung zum Nachweis ihrer Spöt-
aussiedlereigenschaft nach Ş 15 Abs. 1 oderAbs. 2 des Bundesver-
triebenengesetzes (BVFC).

Mit dieser Erklrung wolite die Bundesregierung klarstellen,
dass das Aufnahmeverfahren für sog. Sptaussiedlerbewerber
sowie deren Ehegatten und Abkömmlinge rechtlich selbstndig
gegenüber dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ist,
und dass die zum Teil bestehende mehrjhrige Wartezeit auf-
grund der Kontingentierung der aufzunehmendenSpMaussied-
ler keinen VerstoB gegen Art. 10 des Abkommens darstellt.

61 Der Wortlaut des Artiket 10- Bearbeitung der Antrge:
Jeder Vertragsstoat stelft sicher, dos Antröge ouf Erwerb, Beibehattung,

Veriust, Wiedererwerb oder 8esttigung der staatsangehörigkeit in angemes-
sener Zeit bearbeitet werden.

62 Eine Legaldeflnition für Spötaussiedler findet sich in Ş 4 Bundesvertriebe-
nengesetz (BVFC).
Um in dIe Bundesrepubiik Deutschland einreisen und als Spötaussiedler an-
erkannt werden zu können, benötigt man einen Aufnohmebescheid. Diesen
erhIt man, wenn man in einem formalen schrift!ichen Aufnahmeverfahrefl,
das 1m BVFG geregelt ist, seine deutsche Volkszugehörigkeit nachweist
(z.B. durch ausreichende deutsche Sprachkenntnisse, d ıe nicht in einem
Sprachkurs erworben sein dürfen). Nach der Einreise mit einem Aufnah-
mebescheid erhalten diese anerkannten SptaussiedIer und dIe in den At ıf-
nahmebescheid einbezogenen nichtdeutschen Famillenangehörigen eine
Bescheinigung zum Nachweis ihrer Spütoussfedlereigenschoft nach 15 Abs. 1

oder Abs. 2 des BVFC.
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6EITRAG:	 Denn obwohl gemJ4 der ŞŞ 3 Nr. 4,7 StAG am Ende des Ver-
WJASUiNEIDER fahrens dIe deutsche Staatsangehörigkeit erworben wird, ist

das Aufnahmever-fahrerı nicht auf den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit gerichtet oder Bestandteil eines solchen
Verfahrens. Wesentliches Ziel dieses Verfahrens ist vieimehr, in
Deutschland Aufnahme zu finden, also einreisen und sich 1m Bun-
desgebiet niederlassen zu dürfen.

Aufgrund des automatischen Erwerbs der deutschen Staats-
angehörigkeit kraft Gesetzes 1m Zeitpunkt der Ausstellung der
Sptaussiedierbescheinigung handeit es sich hierbel zwar um
eine Sonderbehandlung deutscher Volkszugehöriger und deren
Ehegatten oder Abkömmiinge. Diese ist jedoch ais eine Form
der Kompensation für das von dieser Bevölkerungsgruppe in
der Vergangenheit erlittene Unrecht anzusehen und stelit mithin
keine ungerechtfertigte Bevorzugung 1m Sinne des Art. 5 Abs. 1
des Abkommens aufgrund der nationalen Herkunft oder Volks-
zugehörigkeit dar.64 Zudem kann dIe bevorzugte Behandiung der
Statusdeutschen bel der Gewhrung der deutschen Staatsange-
hörigkeit mit deren besonderen Bindung an dIe Bundesrepublik
Deutschland durch dIe Sprache und Abstammung gerechtfertigt
werden.65

IV. Resümee

Die Verabschiedung des Europischen Übereinkommens
über dIe Staatsangehörigkeit ist ein wichtiger Schritt für dre Har-
monisterung der nationalen Gesetze auf dem Geblet des Staats-
angehörigkeitsrechts. Das Abkommen stelit zwar keine wesent-
Iich neuen Grunds5tze auf, bündeit jedoch erstmalig aile grund-
legenden staatsangehörigkeitsrechtlichen Aspekte in einer völ-
kerrechtlichen Kodifikation und systemattsiert dIe Erwerbs- und
Veriusttatbest5nde. Somit werden dIe grötenteiIs zwar schon
bestehenden Prinzipien auch für dIe Staaten verbindlich; dIe an-

64 So auch Knocke, 5.265 (o. Fn. 2).
Siche zu diesem Rechtfertigungsgrund explanatory report, Nr. 40.
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dere internationale Abkommen bezüglich der Staatsangehörig- BE İTRAG:

keit nicht ratifiziert haben.	 KArJAS(HNEIDER

Bemerkenswert sind zudem der Bezug auf d ıe Menschen-
rechte66 sowie dIe Aufnahme eines aligemeinen Diskriminie-
rungsverbotes in Art. 5 des Abkommens, so dass zum ersten Mal
auf völkerrechtlicher Ebene ungerechtfertigte Ungleichbehand-
lungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten nicht allein auf-
grund des Geschlechts, sondern auch aus Gründen der Rasse, der
Hautfarbe, der nationalen Rerkunft oder der Volkszugehörigkeit
verboten sind.6

DIe europische Kodifikation ist nicht nur als ,,Schran-
ke 1m Sinne einer verbindlichen Vorgabe für das nationale
Staatsangehörigkeitsrecht t Ğ£ zu betrachten, sondern bietet auch
für dIe Gesetzgeber von (Noch-) Nichtmitgliedstaaten einen An-
reiz zur Ânderung der nationalen Staatsangehörigkeitsnormen
und dient hierbel sowie bel der Rechtsanwendung ais Orientie-
rungshilfe. 19 Ihm kommt folglich eine Vorbildwirkung zu. Heute
wird das Abkommen zudem als zustzliche Argumentationshilfe
bei der Kritik an nationalen Normen, wie zum Beispiel an der Op-
tionspflicht in Ş 29 des deutschen StAG, und ais Anlass bzw. zur
Begründung von Gesetzes5nderungsinitiativen herangezogen70,
so dass es auch eine unterstützende Wirkung auf innerstaatliche
Reformbestrebungen hat. Indem es in Art. 6 Abs. 471 das Ziel der

VgI. Prambel, Satz 6.
67 Sc auch Knocke, 5.270 (o. Fr. 2).

Sc Knocke, S. 552 (o. Fn. 2).
Sc hat z.B. der türkische Gesetzgeber das türkische staatsangehörigkeits-
recht u.a. 1m Hinblick auf eine in Betracht gezogene Unterzeichnung des Ab-
kommens gendert, vgl. d ı e Gesetzesbegründung zum Anderungsgesetz
Nr. 4866 zum türkischen Staatsangehörigkeitsgesetz: ,,403 sayı lı Kanun, ül-
kemizin de imzalamayı düşündüğü Avrupa Vatandaş lık Sözleşmesi göz önüne
al ı narak değerlendirmeye tabi tutulmuş ve söz konusu değiş ikliklerin yap ı lma-
s ı gerekli görülmüş tür.", http://www.tbmm.gov.tr/sirasayi/donerrI221yiIOl/
ss ı 15m.htm (15.6.2009).

70 VgI. Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/DIe GRÜNEN vom 5.5.2009, BT-
Drs. 16112849.

' Art. 6 Abs. 4: iederVertragsstaat erleichtert in seinem innerstaatiidı en Recht
folgenden Personen den Erwerb seiner Staatsangehörigkeit:

137



AKTİJELLE ENTWI(KLUNGEN 1M STAATSANGERÖRIGKEITS -, AUSLINDER- ÜNÜ FLÜCIITLINGSRECHT

BE İTRAG: erleichterten Einbürgerung bestimmter Personen verfolgt, kann
KATJASUINEIDER man es schlie g lich auch für d ıe Integration ais förderlich erach-

ten, sofern man der These beipflichtet, die Einbürgerung sei Vor-
aussetzung bzw. der Schlüssel für eine gute Integration in die Ge-
sellschaft des Aufnahmestaates, da erst die Gewhrung staats-
bürgerlicher und politischer Teilhaberechte ein Engagement in
und für dIe Gemeinschaft fördere.72

ü. Ehegatten von Staatsangehörigen;
b. Kindern eines Stootsangehörigen, dIe unter dıe Ausnahmerı des Absatzes t

Buchstabe ü foflen;
c. Kindern, wenn cin Elternteil seine Staatsongehörigkeit erwirbt oder er-

worben hat;
d. Kindern, dıe von einerrı seiner Staatsangehörigen adoptiert wurder ı;
e. Personen, dIe in seinern Hoheitsgebiet geboren sinü und sich dort

rechtrnö$ig ur ıd gewöhnlich auftı alten;
f. Personen, dIe sich sek einern durch dos innerstaotliche Recht des betrofte-

nen Vertragsstaots festgel egten Zeitpunkt yor Voflendung des 18. Lebens-
jahrs rechtmö$ig und gewöhnlich in seinem Hoheitsgebiet aufhaiten;

g. Staatenlosen und anerkannten Flüchtlingen, die sich rechtmö$ig und ge-
wöhnlich in seinem Hot ıeitsgebiet ouft ıolten.

Zu diesem Thema siehe den Beitrag von Heckmonn im vorliegenden Ta-
gungsband.

138



TÜRK VATANDAŞLIĞI KANUNU TASARISI -
AVRUPA TOPLULUĞU HUKUKU AÇISINDAN

BİR DEĞERLENDİRME- TÜRKİYE'NİN AVRUPA
TOPLULUĞUNA KATILIM SÜRECI

Prof. Dr. Vahit DOĞAN*

1. Giriş
1964 tarih ve 403 say ıh Türk Vatandaşlığı Kanunu! 1980'li VAH İT

yıllardan başlayarak önemli değişiklikler geçirmi5tir. 2 Yapılan DOĞAN'IN

değişiklikler, kanunun sistematiğini bozmuş, renk uyumu ol- ILBUĞ I

mayan yamal ı bohça haline getirmi ştir. Bu konudaki son giri-
şim, 403 say ıh Kanun'un yerine geçmek üzere İçişleri Bakanl ı-
ğı tarafından hazırlanmış ve 2006 yılı Nisan ayında TBMM'ye
sunıılmuş ve alt komisyonlarda görü şmeler tamamlanarak
TBMM gündemine alirımış olan TVK Tasar ısı 'dır. İçişleri Ko-
misyonunda görüşmeler esnasında hükümet teklifinde yer
alan bazı hükümler değiştirilerek İçtüzüğün 91. maddesine
göre temel kanun olarak görü şülmek üzere TBMM gündemi-
ne alınmı5tır.3

Gazi Üniversitesi Hukuk Fakültesi Devletler Özel Hukuku Anabilim
Dal ı öğretim üyesi.
RG, 22.02.1964-11638.
Ilk değişiklik, 1981 y ılmda 13.12.1981 tarih ve 2383 say ılı Kanun ile ya-
p ılmış (RG, 17.2.1981-17254) vebu de ğiş ikliği 1989 yıl ında, 20.4.1989 ta-
rih ve 3540 'say ıl ı Kanunla (RG, 29.4.1989-20153) yap ılan değişiklik izle-
miştir. TVK'da, 1992, 1995, 2003 ve 2004 y ıllarında olmak üzere dört kez
daha değişiklik yap ı lmıştır. Bkz. 27.5.1992 tarih ve 3808 sayıl ı Kanun
(RG, 4.4.1992-21248), 7.6.1995 tarih ve 4112 say ıl ı Kanun (RG, 12.6.1995-
22311), 4.6.2003 tarih ve 4866 sayı l ı Kanun (RG, 12.6.2003-25136),
29.6.2004 tarih ve 5203 say ılı Kanun (RG, 6.7.2004-25514).
Tasarı 22. yasama dönemde meclise sunulmu ş olmakla beraber bu ya-
sama döneminde görüşülemediği için Içtüzüğün 77. maddesi uyann-
ca hükümsüz hMe gelmiştir. Ancak, Tasar ı, Bakanlar Kurulu'nca yeni-
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VAH İT	 7 Nisan 2006 tarih ve 1/458 say ılı Türk Vatandaşlığı Ka-
D0 ĞAWIN nunu Tasarısı'nın4 genel gerekçesinde, 403 sayılı I'VK'nın yü-

TEBliĞİ rürlüğe girmesinden bu yana ortaya ç ıkan geli şmelerden bah-
sedilerek, vatandaşlıkla ilgili yasal düzenlemelerin gözden
geçirilmesinin ve yeni bir düzenleme yap ılmasının zorunlu
hale geldiği ifade edilmiş, ayni zamanda, Avrupa Vatandaş-

lık Sözleşmesi (AVS) ve Avrupa Birli ği ile uyum konusuna da
vurgu yap ılmış t1r.5

Il. Vatandaşlık Hukuku Üzerine Yap ılan
Düzenlemelerin Temel Felsefesi

XD(. yüzyılda yaşanan iki büyük sava ş esnasında ve daha
ziyade savaş sonunda özellikle Avrupa'da yoğun göç dalga-
sı yaşannıı5t1r.6 İnsanlar, vatandaşlık bağı ile bağlı oldukları
devleti terk etmiş ve başka bir devlete göç etmişlerdir.

Göç eden kişilerin sahip olacakları haldar ile ilgili ola-
rak 1. Dünya Savaşı 'ndan sonra Milletler Cemiyeti, İİ . Dünya
Savaşı'ndan sonra ise Birle şmiş Milletler bünyesinde çalışma-
lar yürütülmüştür. Uluslararas ı örgütlerce yap ılan çalışmalar,
konunun uluslararas ı boyutunu ele almakta ve göç eden kişi-
lere uluslararası hukukun koruması sağlanınaya çalişılmak-
tadır. Milletler Cemiyeti döneminde bir k ısım çalışmalar ya-
pılmasına rağmen arzu edilen sonuçlar elde edilememi ştir. 11.
Dünya Savaşı sonunda kurulan Birle şmiş Milletler de mül-
teciler ve göç sorununa el atmış ve 1951 yılmda Mültecilerin

lenerek 23. yasama döneminde tekrar meclisin gündemine al ınmış tır.
Bkz. Ba şbakanl ık Kanunlar ve Kararlar Genel Müdürlü ğü'nün, TBMM
Başkanlığı'na hitaben yazmış olduğu 8.11.2007 tarihli yaz ı: http://
www2.tbmm.gov.tr/d23/1/1-0458.pdf  (erişim tarihi: 07.05.2009).

Hükümetin teklif metni ile İçişleri Komisyonu'nun kabul etti ği metin ve
gerekçe için bkz. http://www.tbmntgov.tr/sirasayi/donem23/yi101/
ss9O.pdf. (eri şim tarihi: 07.05.2009).
TBMM gündeminde bulunan Tasarı, 29.05.2009 tarihinde 5901 say ı lı
Kanun olarak kabul edilmiştir. (RG, 12.5.2009-27256)

Dünya savaşı sonunda 5 milyondan fazla ki şi devletini terk ederek
başka bir devlete göç etmi ştir. Bkz. Çiçekli, B., Uluslararas ı Hukukta Mül-
teciler ve S ığı nmacılar, Ankara 2009, s. 20.
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Hukuki Durumuna ili şkin Cenevre Sözleşmesi imzalanmış- VAH İT

tır. Ancak, uluslararası alanda yap ılan düzenlemeler, göç ol- DO ĞAN ı N

gusunu azaltmadığı gibi, göçmenlerin ve göçmen kabul eden TEBLİĞİ

devletlerin yaşad ıklan problemlere de yeterince çözüm oluş-
turama ıwştır.

Savaş döneminde ve sava şm hemen sonunda güvenlik
gerekçesi ile yaşanılan göç hareketleri, zamanla nitelik de ğiş-

tirmiş ve daha ziyade ekonomik gerekçeler ön plana çıkmış-

tır. Ekonomik gerekçelerin, günümüzde etkinliğini devam et-
tirdiğini söylemek yanl ış olmayacaktır.

Dünyada göç hareketlerinin yoğunlaştığı dönem, insan
hakları alanında da yoğun çalışmaların yap ılmasını zorunlu
kılmaktadır. Insan haklar ı ile ilgili yap ılan çalışmalarda, va-
tandaşlık hukuku ya da vatanda şlık hakları ile göç ve göç-
menlerin durumları da nazara alınmaktadır. 194£ tarihli İn-
san Hakları Evrensel Beyannamesi'nde yaşanan göç dalgası-
nın etkilerini azaltmaya yönelik hükümlere yer verildi ği gibi,
vatandaşlık hukuku ya da vatanda şlık hakları ile ilgili temel
ilkelere de yer verilmiştir.

İnsan hakları ya da vatandaşlık hukuku ile ilgili ulusal
veya uluslararas ı metinler hazırlanırken, göç olgusunun göz
ardı edilmesi mümkün değildir. Büyük savaşlar veya dünya-
yı etkileyen siyasi gelişmelerden sonra, uluslararas ı alanda

yaşanan göç dalgalar ı, vatandaşlık kavramının ulus-devlet sı-
nırları içindeki anlamını tekrar sorgulama zorunlulu ğunu or-
taya ç ıkarmıştır.	 -

Savaşm hemen sonrasında, yüzy ıllardan beri Avrupa-
h birçok aydının rüyası olan Avrupa'nın birleştirilmesi fikri-
nin ilk somut adımları atılmıştır. Birlik fikri; kişilerin, malla-
nn, hizmetlerin ve sermayenin serbest dolaşımı temelleri üze-
rine oturtulmuştur. Birlik fikrinin hayata geçmesinden sonra
ortaya çıkan ekonomik gelişme, yeni işgücü ihtiyacını doğur-

muş, bunun sonucunda da hem üye devletler arasında, hem
de üçüncü devletlerden Birlik üyesi devletlere göç hareketle-
rini artırmıştır.
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VAH İ T	 Başlangıçta ekonomik gerekçelerle gerçekle şen göç hare-
DO ĞAN'IN ketlerinin geçici oldu ğu yönünde yaygın bir kanaat hakim-

TEBLi Ğİ di. Örneğin, Almanlar ekonomik gerekçelerle göç eden kişile-
ri "Gastarbeiter'Ç "misafir işçi" olarak adland ırılmaktaydı. An-
cak, aradan geçen zaman ekonomik gerekçelerle yap ılan göç
hareketlerinin geçici olmadığını, Almanların ifadesi ile "misa-
fir" olmad ıldar ıru, kal ıcı olduklarmı göstermiştir. Bunun üze-
rine, uluslararası sözleşmelerde ve Topluluk bazında, çifte va-
tandaş lık, vatandaşlığa alınmanın kolaylaştırılması, imtiyaz-
l ı yabanc ı, Topluluk vatandaşlığı gibi çözüm önerileri günde-
me gelmeye başlamıştır.

Birlik bünyesinde, Avrupa Toplulukları Adalet Divanı'nın
1960'lı yılların sonundan itibaren geliştirmeye başladığı içti-
hat hukuku ile üye devlet vatanda şlarının birbirlerinin dev-
letlerinde sahip olmas ı gereken asgari haklar tan ınmaya baş-
lamwştır. 1970'li yılların başlar ından itibaren Avrupa vatan-
daşlığı fikri de Avrupa Topluluklarının gündemini meşgul et-
meye başlamıştır. Bu konuya ili şkin ilk fikirler 10 Aral ık 1974
Paris zirvesi sonucu yay ımlanan deklarasyonda görülmekte-
dir. Bu zirvenin ard ından üye devlet vatanda şlarına birtakım
haklar verilmesi konusunda çalışma yapmak üzere bir çalış-
ma grubu oluşturuimuşsa da somut bir netice al ınamamıştır.7
5 Nisan 1977 tarihinde Avrupa Parlamentosu, Konsey ve
Komisyon'un kabul ettikleri ortak bir bildiri ile temel haklar
Topluluğun siyasi kurumları düzeyinde de tanınmıştır.

Maastricht Antlaşması arifesinde 1990 yılında Dublin'de
toplanan Devlet ve Hükümet Başkanları Zirvesi'nde İspanyol
delegasyonunun teklifi üzerine Birlik yurttaşlığı ile ilgili hü-
künıler arıtlaşma metnine dAhil edilmi ştir. Ortak yurttaş lığın,
Birliğin temellerinin, özellikle kuruluşta kabul edilen dört te-
mel serbestinin gelişmesinin teminatı olacağı gibi, Birliğin de-
mokratik meşruiyetinin de temelini oluşturacağı kabul edil-
miştir. Aynca antlaşmanın başlangıcında "bir Birlik yurttaş lığı

Birlik Yurtta şlığı için bkz. Tezcan, E., Avrupa Birli ği Yurttaşhğı: Gelişim
ve Perspektifler, 8 jrjkjm, Say ı:157, (2002), s.54; Ulutaş, A., Avrupa Birliği
Yurttaşlığı, Ankara 2005, s.25 vd. (Yaymianmamış Yüksek lisans Tezi)
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oluş turmak suretiyle üye devlet vatandaşlanmn hak ve menfaatleri- VMI İT

nin korunmas ın ı arttı rmak" ifadesine de yer verilmiştir.'	 DOĞAN'IN

.••	 .	 TEBLIG İ
1990, ii yıllarda meydana gelen diğer bır onenılı gelişme

de, Doğu Bloku'nun y ıkılmasıdır. Doğu Bloku'nun yıkılması
özellikle, Avrupa'da yeni ve daha önce yaşananlardan farklı
bir göç dalgasını ortaya ç ıkarmıştır. Ekonomik, sosyal ve siya-
sal boyutlar ı olan halen devam eden bu göç dalgas ı, birçok ül-
kenin vatanda şlık mevzuatında acil değişiklik yap ılması so-
nucunu doğurmuştur. Özelikle, evlenme yolu ile vatanda şlık
kazanmaya ili şkin pozitif düzenlemeler, son yaşanan göç dal-
gasının etkisi ile önemli değişime uğramıştır.

Kısa açıldamadan da görüldü ğü gibi, göç hareketleri va-
tandaşlık hukuku ile ilgili yap ılacak düzenlemelere do ğrudan
etki etmektedir.

Türk Vatandaşlığı Kanun Tasansı'nın gerekçesinde, 403
sayılı TVK'nın günün ihtiyaçlar ına cevap vermediğinden,
Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi ve AB müktesebat ı ile uyum
sağlanmasından bahsedilmektedir. AVS ve AB müktesebat ı
ile uyum aşağıda kapsaml ı olarak ele alınacaktır. Hazırlanan
Tasarı, özellikle Türkiye'nin göç politikalar ı nazara alınarak
günün ihtiyaçlar ını karşılayacak şekilde mi hazırlanmıştır so-
rusunu kısaca ele almakta fayda vard ır.

Tasarının genel yapısına bakıldığında, Türkiye'nin göç
politikaları ile uyumlu olduğunu söyleyebilmek oldukça zor.
Özellikle, dışa göç politikalar ı ile uyumsuzluk bariz bir şekil-
de göze çarpmaktadır. Şöyle ki, resmi rakamlara göre yurt d ı-
şında bulunan Türk vatandaşlarının sayısı üç buçuk milyo-
nu aşm ıştır. Bunların önemli bir kısmı Almanya, Avusturya,
Hollanda, Isveç, Danimarka gibi AB'ye üye ülkelerde ya şa-
maktadırlar. AB üyesi ülkelerin önemli bir k ısmında (örne-
ğin, Almanya, Avusturya, İsveç, Norveç, Danimarka) vatan-
daşlığın kazanılabilmesi, önceki vatanda şlıktan ayrılma şartı-
na bağlanmaktadır. Tasarı vatandaşliktan çıkma ile ilgili TVK
m. 20 hükmünü kısmen ağırlaştırarak kabul etmiştir. Buna

8 Tezcan, s.55.
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VAHiT karşılık, yetkili makamlardan izin almadan yabanc ı ülke ya-
DOtAN' İN tandaşlığmı kazanan kişilere vatandaşlık hukuku bakımm-

ItBU Ğİ dan uygulanan kaybettirme müeyyidesine Tasar ı'da yer ve-
rilmemiştir. Diğer taraftan, yetkili makamlardan izin alarak
Türk vatandaş lığından çıkanlar ile onlara bağlı olarak Türk
vatandaşlığından ç ıkanlann Türkiye'de yararlanabilecekleri
hakları düzenleyen madde, haklardan yararlanacak ki şilerde
sınırlama yapmaktadır. Tasarı'da yer alan bu hükümlere ba-
kıldığında, Tasarı'ııın dışa göç politikası bağlamında herhan-
gi bir yenilik getirmediğini söyleyebiliriz.

TVK Tasarısı 'nın Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi ve AB
hukuku ile uyumu aşağıda kapsamlı olarak ele alınacaktır.
Her iki metinde de, vatanda şlık hukuku alanında düzenleme
yapma yetkisinin münliasıran devletlere ait olmas ı ilkesine ri-
ayet edildiği görülmektedir.

111. Kavramsal Değerlendirme

İnsan hakları ile ilgili uluslararas ı metinlere bakıldığm-.
da ilk ilkenin eşitlik olduğunu söyleyebiliriz. İnsan Halda-
n Evrensel Beyannamesi'nde (m. 2), Avrupa İnsan Haklar ı
Sözleşmesi'nde (m.14), Avrupa Birliği Temel Haklar Şartı'nda
(m. 20 vd) ve buna paralel olarak Avrupa İçin Bir Anayasa
Oluşturan Anlaşma'da eşitlik ilkesi kabul edilmi ştir. Insan
Hakları Evrensel Beyanrıamesi'nde yer alan hükme göre,
"Herkes, ırk, renk, cinsiyet, dil, din, siyasal veya başka bir görüş,
ulusal veya sosyal köken, mülkiyet, doğuş veya herhangi başka bir
aynm gözetmeksizin bu Beyanname ile ilan olunan bütün haklar-
dan ve bütün özgürlüklerden yararlanabilir." (m. 2). Beyanname-
de temel hak ve özgürlüklerden yararlanma balunundan in-
sanlarm eşit olduğu kabul edildikten sonra, "Herkesin bir ya-
tandaşlığa hakkı" olduğu da hükme bağlanmıştır (nt 15/1).

Uluslararası Adalet Divanı'nın Nottebohm kararında yap-
tığı tanımlamaya göre tbiiyet, "Temelinde bir toplumsal bağl ı-
l ık vak ıas ı, karşıl ıkl ı hak ve görevlerle birlikte gerçek bir varl ık, men-
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faat, ilgi ve duygu dayan ışmas ı yaratan bir hukuki' bağdır".9 Iç hu- yAHuT

kuklar bağlanıında yapılan tanımlamalarda vatanda şlık, dev- DOĞAN'IN

let ile birey arasındaki hukuki ve siyasi bağ olarak nitelendi- TEBLI Ğ I

rilmektedir. Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi'nde ise, kişi ile
devlet arasında kurulan ve kişinin etnik kökenine i şaret et-
meyen bir bağ olarak kabul edilmektedir (m. 2-a). Sözle şme-
de, vatandaşlığın siyasi yönü nazara ahnmarmştır. Bunun ne-
deni, sözleşmenin ulusal hukuklar ba ğlamında değil, ulusla-
rarası hukuk bağlamında vatandaşliğı ele almış olmasıdır.

Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi'nde benimsenen, vatan-
daşlığın kişinin etnik kökenine işaret etmeyen bir bağ oldu-
ğu anlayışı, uluslararası metinler için yeni olmas ına rağmen,
Türk hukuku (1982 AY m. 66/1; 1961 AY m. 54/1) gibi bir-
çok devlet hukukunda uzun zamandan beri kabul edilmekte-
dir (StAG. m.1).

Türk hukukunda Anayasa'nın 66. maddesinde, "Türk

devletine vatandaşl ık bağı ile bağl ı olan herkes Türk" olarak kabul
edilmiştir. Yine Anayasa'mn 10. maddesinde e şitlik ilkesine
yer verilmi ştir. Dolayısıyla, vatandaşlar arasında ayrım yap ıl-
maması Türk hukukunun genel ilkelerinden birisidir. Vatan-
daşlığın kişinin etnik kökenine i şaret etmeyeceği ve vatandaş-
lık hukuku bağlamında eşitlik ilkesinin kabul edilmi ş olması
hasebiyle, AVS ve AB müktesebah ile Türk hukuku arasında
uyum sağlanmaktadır.

Avrupa Birliği hukukunda, Maastrich Anlaşması'nda" Üye

devletlerden herhangi birinin yurtta şı olan kişi Birlik yurttaşıdır."
hükmü yer almaktad ır (m. 17). Bu hükme göre, üye devlet-
lerden birisinin yurttaşı olmak birlik yurtta şı olmanın şartı-
m teşkil etmektedir. Üye devlet vatandaşlığının nasıl kazanı-

lacağı ise, ulusal mevzuata bırakılmıştır. Bu sebeple, her üye
devlet kendi karar verecektir. Başka bir ifade ile vatandaşlık
hukuku alanında bir kısım temel esaslar kabul edilmi ş, ancak
uyumlaştırma yapılmamıştır. Görüldüğü gibi Birlik yurttaş-

Unat, 1., Nottebohm Kararı ve Tdbüyetin Gerçekliği ilkesi, Ankara, 1966, s.

21.
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VAH İT hğı, klasik vatandaşlık kazanma yöntemlerinden nesep veya
DOĞAN'IN toprak esasmdan farkl ı bir esasa göre kazanılmaktadır. Birlik

TEBli Ğİ yurttaşliğı bir üye devlet vatanda şı olma şartına bağlanarak,
vatandaşlığrn kazanılmas ı ve kaybedilmesi gibi hususlar üye
devletlerin ulusal düzenlemelerine bırakılmıştır. Bu sebeple,
Birlik yurttaşlığının kazanılması, AB kurumlarının değil, üye
devletlerin münhasır yetkisindedir denilebilir. Bu sonuç, AB
yurttaşlığının üye devlet vatanda şlığının yerine geçmek gibi
bir hedefinin bulunmadığını da göstermektedir. Ancak, üye
devletlerde oluşabilecek tereddütleri bertaraf etmek amac ı ile
Amsterdam Antlaşmas ı'nın 8. maddesine (yeni numaralama-
da 17. madde) ikinci bir cümle eklenmi ş ve Birlik yurttaşhğrnrn
üye devlet vatandaş lığınrn yerine geçmediği yaln ızca o'nu tamam-
ladığı ifade edilmiştir.

Avrupa Birliği yurttaşliğı ile ifade edilmek istenen ile
ulus devletler söz konusu olduğunda vatandaşlık ile ifade
edilmek istenilenler arasında temel farkl ılıklar olduğundan
şüphe yoktur. Her şeyden önce vatandaşlıktan bahsedebil-
mek için, uluslararas ı hukukun kabul etti ği bağımsız bir dev-
letin varliğı gereklidir. Oysa günümüzde henüz Avrupa Bir-
liği bağımsız bir devlet statüsünde değildir. Bu sebeple diğer
unsurlara bakmaya gerek olmadan, Avrupa Birli ği bağlamın-
da bahsedilen yurttaşlık kavramı ile ulus devletler için vatan-
daşhk kavramının ve tabii ki bu kavramlar ın içeriğinin fark-
li olduğunu kabul etmek gereklidir. Tarihi sürece bak ıldığın-
da, Avrupa Birliği'nde yurttaşlık anlayışının elitler Avrupa-
s ından yurtta ş-halk Avrupa's ına gidişte kabul edilen bir ç ı-
kış yolu olarak görüldüğünü söylemek yanlış olmayacaktır.
Özellikle, serbest dola şımın ve yerleşme hakkının kabul edil-
mesiyle, vatandaş lık bağı ile bağlı olduğu devleti terk edip
diğer bir üye devlete yerle şmek amacı ile giden kişilerin ko-
numlarının üçüncü devlet kökenli diğer yabanc ılardan ayrıl-
ması gerektiği kabul edilmiş ve çıkış yolu aranırken, muhtelif
kavramlar önerilmesine rağmen nihayet, Avrupa yurttaş lığı
kavrarnında mutabakat sağlanmıştır. Yoksa AB yurttaşlığı ile
klasik anlamdaki vatandaşlığın kast edildiğini söylemek dog-
ru olmasa gerek. Kaldı ki, AB yurttaşhğının kişiye sağladığı
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haklar nazara al ındığında da, ayni sonuca ulaşılacaktır. Ulus VAHiT

devletlerde vatandaşlar, kanunlarda yasaklama veya kısıtla- DOĞAN'IN

ma yapılmadığı müddetçe her tür hakka sahiptirler. Oysa AS TEBLi Ğİ

yurttaşlan, anlaşmalarda say ılan haklarla sınırlı bir hak kulla-
nımına sahiptirler.'° Bunun yan ında, ulus devlet vatanda şlığı
söz konusu olduğunda, vatandaşların devlete karşı bir kısım
yükümlülüklerinin oldu ğu da kabul edilmektedir. Oysa AS
yurttaşlannın AB'ye karşı herhangi bir yükümlülükleri öngö-
rülmemektedir.

Uluslararas ı metinJerde yer alan hükümlere bak ıldığın-
da, vatandaşlık kavramının, eşitlik ilkesinin yanında, iki te-
mel özelliğinirı daha kabul edildiğini söylemek yanlış olma-
yacaktır. Bunlar;

- Devlet ile birey aras ındaki hukuki-siyasi ili şki,

- Etnisiteyi göstermeyip hukuki bağı gösteren bir ilişki.

AS yurttaşlığı söz konusu olduğunda, birey ile siyasi ba-
ğın varlığından, en azından şimdilik, bahsedebilmek müm-
kün değildir.

Görüldüğü gibi kavramsal boyutta, AS hukuku ile AVS
ve Türk hukukunun uyuşmas ı da söz konusu olamaz.

IV. Vatandaşlık Hukuku Alanında Münhasır Yetki

Bilindiği gibi, devletin maddi unsurlan insan toplulu-
ğu, toprak parças ı (ülke) ve egemenliktir. Devletler kendileri-
ni oluşturan insan topluluğunun kimlerden olu şacağını, say ı-
sıru, niteliklerinıi vb. bilmek isteyeceklerdir. Bu sebeple, dev-

° Anlaşmalarda AB yurttaşlanna sağlanan haklar şunlardır:
Üye devletlerin topraklan üzerinde serbest dola şım ve ikamet etme

hakkı,
ikamet edilen üye devletin yerel seçimleri ile Avrupa Parlamentosu

seçimlerinde oy kullanma ve seçilme hakkı,
Uyruğunda olduğu devletin temsil edilmediği üçüncü ülkelerin

topraklannda, herhangi bir üye devlet yetkililerinin diplomatik ve kon-
solosluk korunmasından yararlanma hakkı,

Avrupa Uzlaştırıcıs ı (Ombudsman) nezdinde şikayet hakkı .
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yANIT letlerin vatandaşlık hukuku alanındaki yetkilerinin münhas ır
DOĞAN'IN yetki olduğu hem doktrinde hem de uluslararas ı metinlerde

TEBlİĞİ kabul edilmektedir (AVS m. 3/1). Tabii ki, devletlerin mün-
hasır yetkisinin sınırı, uluslararası hukuktur. Uluslararas ı hu-
kukun kabul ettiği genel ilkelere aykırı düzenlemeler yap ıl ır
ise, yapılan düzenleme uluslararas ı alanda etkin olmayacak-
tır.

Vatandaşlık hukuku alanında düzenleme yapma yetkisi-
nin münhasıran devletlere ait olması ilkesi, AB mükteseba-
tında da kabul edilmektedir. AB'ye üye devletler vatanda ş-
lık hukuku alanında düzenleme yaparken münhas ır yetki-
yi haizdirler. AB müktesebat-ında, bir üye devletin vatandaşı
olan herkesin Birlik yurtta şlığmı iktisap edeceği hükmü kabul
edilmektedir. Birlik yurtta şlığımn kazanılması üye devlet ya-
tandaşliğmın kazarulmasma bağlandığı için, bir anlamda, Bir-
lik yurttaşliğının kazanılmasında da, üye devletlerin münha-
s ır yetkisi devam etmektedir.

V. Vatandaşlık Hukukunun Genel ilkeleri

Karşılaştırmalı hukukta vatandaşlık hukuku alanında ge-
nel kabul gören ilkeler, AVS'de farklı şekilde düzenlenmiş,
günün şartlarına göre güncellenmi ştir. AVS'de kabul edilen
ilkeler;

- Herkesin vatandaşlığa sahip olma hakkı vardır (AVS m.
4-a)(Herkesin bir vatandaşlığı olmalıd ır)

- Vatans ızlık önlenmelidir(m. 4-b)

- Hiç kimse keyfi olarak vatanda şlığından mahrum bira-
kılmayacaktır (AVS m. 4-c)

- Evlilik vatandaşliğa etki etmeyecektir(AVS m. 4-d).

Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi'nde, vatandaş lık huku-
ku alanında kabul edilen herkesin yalnız bir vatandaşlığı ol-
malıdır ilkesi göz ardı edilmiştir. Bunun nedeni, özellikle II.
Dünya Savaşı'ndan sonra yaşanılan göç hareketleri sonucun-
da vatandaşı olmadıklan devletlerde yaşamak zorunda kalan
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insan say ısımn giderek artış göstermesidir. Başlangıçta geçi- YAHu

ci göçmen olarak kabul edilen bu ki şilerin, zamanla geçici ol- LiOGAWIN

madıkları anlaşılmış, özellikle ikinci ve sonraki ku şaklarm ya- tEBliğ i

tandaşı olmad ıklan bu devletlerde yaşamaya devam ettikle-
ri görülmüştür. Bu sebeple, önceki dönemlerde kabul gören
çifte veya çok vatanda şlığın önlenmesi ilkesi, artık terk edil-
meye başlannııştır. AVS'de yer alan hükümler bir bütün ola-
rak değerlendirildiğinde, çifte veya çok vatandaşhğın bir ya-
ha olarak kabul edildiğini söyleyebiliriz.

İnsan hakları ile ilgili metinlerde vatanda ş lık hukuku ba-,
kım ından iki temel prensibin kabul edildiği görülmektedir:
Her şahsın bir tabiiyeti olmas ı ile vatandaşlıktan çıkarma iş-
lemlerinin keyfi olmayacağı ve kişilerin vatandaşlık değiştir-
melerine keyfi olarak engel olunamayaca ğı kabul edilmekte-
dir. Bu iki prensip Avrupa Vatanda şl ık Sözleşmesi'nde de ka-
bul görmektedir.

A. Her Şahs ın Bir Tabiiyeti Olmal ı dır

• Uluslararas ı alanda herkesin bir vatanda şlığı olması ilkesi
doğrultusunda, 28 Ağustos 1961 tarihli" Vatans ızhk Hdllerinin

Ortadan I<aldırzlmas ı ve Önlenmesine Dair Birleşmiş Milletler

Sözleşmesi" inızalannuş olmasına rağmen vatansızlık halle-
rinin önüne geçilememektedir. Vatans ızlık halleri devletler-
ce istenmeyen bir durum olarak görülmesine ve kanunlarda
bu ilkeye hizmet edecek hükümlere yer verilmesine rağmen,
devletler vatandaşlık kanunları ile ilgili düzenlemeler yapar-
larken kendi menfaatlerinin gerektirdi ği hallerde bu direktif
ilke, fiiliyatta il-dal edilmekte, hiçbir devlete vatanda şlık bağı
ile bağlı olmayan, vatansiz ki şilere rastlanniaktad ır.

Örneğin, 403 sayd ı TVK'da ve hükümet Tasans ı'nda ta-
biiyet hukukunun bu genel ilkesi doğrultusunda bir düzen-
lemeye yer verilmiştir. Şöyle ki, her iki metinde de, Türk hu-
kukunda vatandaşhğın kazarulmas ında soy bağı esası kabul
edilmiş olmas ına rağmen Türkiye'de do ğan çocuklann ana
veya babalanndan vatandaşlık kazanamamalar ı durumun-
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VAHIT da doğum yeri esas ından hareketle Türk vatandaş lığmı ka-
DOĞAN'IN zanabilecekleri kabul edilmektedir. Buna ra ğmen, bazı Sis-

TEBLi Ğİ nai durumlarda ki şinin iradesi dışında yetkili makam kara-
n ile vatandaşlığını kaybedebileceği de kabul edilmektedir."
Meclis gündeminde bulunan Tasar ı, yürürlükte olan 403 sa-
yılı TVK'ya göre, ki şinin iradesi dışında vatansızlıkla sonuç-
lanabilecek kay ıp hallerini oldukça azaltmıştır. Tasarı'da, ya-
tandaşlığın iptali (m. 31) ve vatandaşliğın kaybettirilmesi (m.
29) kişinin iradesi dışında Türk vatandaşlığını kaybetmesine
sebep olabilecek haller olarak kabul edilmi ştir. Bu iki halde,
kişinin vatans ız kalıp kalmayacağı nazara al ınmamıştır.

B. Vatandaşlık Hukukunda Keyfiliğin Önlenmesi
İnsan Hakları Evrensel Beyannamesi'nde "Hiç kimse keyfi

olarak vatanda şlığından veya vatandaş liğı n ı değiş tirme hakk ı ndan
mahrum edilemez." (m. 15/2) hükmü yer almaktadır. Bu ilke-
yi iki başlık halinde ele almakta fayda vard ır. İlk olarak kişi-
nin iradesi dışında vatandaşlığm kayıp hMlerinin keyfi nite-
likte olmamas ı ve kişinin iradesi ile vatandaş lık değiştirme-
sinin keyfi olarak engellenmemesi. Ba şka bir ifade ile kişinin
vataııdaşlığım değiştirmede serbest olması ve irade dışı ka-
yıp hMlerinin keyfi olmamas ı ilkesi olarak ay ırmakta fayda
vardır.

1. Hiç Kimse Keyfi Olarak Vatanda şlığım
Değiştirme Hakkmdan Mahrum Edilemez
(Kişi Vatandaşlığım Değiştirmede Serbest
Olmalıdır)

Bu ilke günümüzde insan hakları kavramı içinde mütalaa
edilmekte ve denilmektedir ki, ki şiye doğumla iradesi dışın-
da kazanmış olduğu vatandaşlığı dilediği zaman kendi ira-
desi doğrultusunda değiştirebilme imkanı tanınmalıdır. Gü-
nümüzde bu ilke feodal rejimler ve komünist rejimler d ışm-

Tvıc M. 24-25-26.
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da kalan hemen hemen bütün devletlerce kabul edilmektedir. VAH İ T

Ancak, kişinin vatandaş lık değiştirebilmesi bazı şartlara bağ- DOĞAWIN

lanmaktadır. Kanunlarda önceden objektif olarak tespit edil- TEBLİĞİ

miş olan bu şartları yerine getiren ki şi, dilediği zaman vatan-
daşliğını değiştirebilmektedir. Devletlerin, ki şinin vatandaş-
lığını değiştirme serbestisine engel olmamalar ı gerektiği ka-
bul edilmektedir. Ki şi, doğumu anında iradesi dışında ka-
zanmış olduğu vatandaşliğını, daha sonradan değiştirebilme
imknına sahip olmalıd ır. Başka bir ifade ile kişiye sevmedi-
ği, vatandaşliğmda bulunmak istemediği bir devletin vatan-
daşlığını zorla yüklemenin, hem ki şi hem de devlet aç ısından
bir faydasının olmayacağı kabul edilmektedir. Bu sebeple de
kişiye, kanunlarda öngörülen şartları taşıdığı takdirde, ya-
tandaşlığım değiştirebilme imkanı tanınmas ı gerektiği kabul
edilmektedir. Tabii ki, kişi kendisine tanınan bu hakkı kötü-
ye kullanmamalıdır. Aynı şekilde, kişi kendisine tanınan bu
hakkı kullanarak, vatansız kalmayı tercih edemez. Çünkü ki-
şiye vatansız kalma hakkı tanınmamalctadır. Dolayısıyla, kişi-
nin vatandaşlık değiştirmede serbest olması gerektiği esas ına
getirilen genel sınır, kişinin vatansız kalmamas ıdır.

Bu ilke yürürlükteki Türk Vatandaşlığı Kanunu'nda ka-
bul (TVK m. 20) edildi ği gibi, Tasarı'da da muhafaza edilmi ş-
tir. Ancak, hem kanunda hem de Tasarıda kişinin vatandaş-
lık değiştirmede serbest olmas ı ilkesini ihIM eden bir düzen-
lemeye yer verildiğini söylemek yanlış olmayacaktır. Şöyle
ki, Tasarı 'da vatandaşlıktan ç ıkmanın şartlarını düzenleyen
maddede,

a. Ergin ve ay ırt etme gücüne sahip olmak,

b. Yabancı bir devlet vatandaşlığmı kazanmış olmak veya
kazanacağına ilişkin inandırıcı belirtiler bulunmak,

c. Herhangi bir suç veya askerlik hizmeti nedeniyle ara-
nan kişilerden olmamak,

ç. Hakkında herhangi bir mali ve cezai tandit bulunma-
malç
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VAJI İT şartları aranmaktad ır. Kanun'da ve Tasar ı'da aranan bu şart-
DO ĞAN'IN lara bakıldığında ilk şart objektif nitelikli olmas ına rağmen,

TEBLI ĞI diğer şartların objektif olarak tespit edilebilir olduğunu söy-
leyebilmek zor. Bir defa, ki şiye Türk vatandaşlığından çıkma
izninin verilebilmesi için yabanc ı devlet vatandaş lığını kaza-
nacağına ilişkin inand ırıcı emarelerin varlığının aranması, ki-
şinin vatandaşlık değiştirme iradesine sırurlama getirilmesi
olarak kabul edilebilir. Ki şi Türk vatandaş lığından ayrılmak
istiyor ise, kişiye çıkma izni verilmektedir. Ç ıkma izni veril-
mesi, kişinin Türk vatandaşlığından çıkmas ı demek olmay ıp,
kişiye Türk vatandaş lığından ç ıkma izni verildiğini göster-
mektedir. Dolay ısiyla, talepte bulunan herkese objektif şart-
ların varlığı lülinde bu iznin verilmesi, uluslararas ı hukuk-
ta genel kabul gören ilke ile uyumlu olacakt ır. Çıkma izninin
verilmesinden sonra, kişi izin süresi içinde yabancı bir devlet
vatandaşlığını kazanamıyor ise, kişinin Türk vatanda şlığı de-
vam edecektir. HM böyle iken, izin verilmesi için yabanc ı bir
devlet vatandaşlığının kazanılacağma ilişkin inandırıcı ema-
relerin aranmas ı, ki şiye uluslararas ı hukukta verilmiş bir hak-
kın sırurlandırılması olarak değerlendirilmelidir.

Bunun yanında, hem Kanun'da hem da Tasar ı'da yer
alan, herhangi bir suçtan aranan kişilerden olmamak ve hak-
kında mali ve cezai tandit bulunmamak şartları da içerik ola-
rak belirsizdir. içerik olarak belirsiz kavramlara dayanan bir
izin sisteminin kabul edilmesi, bir anlamda vatanda şlık de-
ğiştirmeye keyfi engel olunmas ı olarak değerlendirilebilir.
Vatandaşlıktan çıkmak için aranan şartlardaki belirsizliklere
ilave olarak, kanun koyucu İçişleri Bakanlığı 'na da takdir yet-
kisi vermiştir. İçişleri Bakanlığı, Kanun'un verdi ği takdir yet-
kisini kullanırken yargı denetimine tabidir. Ancak, izin belge-
sinin verilmesi kişinin vatandaşlığı kaybetmesi sonucunu do-
ğurmayacağı için, bakanlığın takdir yetkisine de gerek olma-
dığı kanaatindeyim.
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2. Hiç Kimse Keyfi Olarak Vatandaşlığından	 YAHU

Mahrum Edilemez	 DO ĞAN'IN

İrade dışı vatandaşlığın kaybının kabul edilmesinde- 
TEBUGI

ki temel düşünce, devletin siyasi, sosyal ya da ekonomik ne-
denlerle kişiyi artık vatandaşlığında istememesidir. Devle-
tin tek yanlı tasarrufu ile kişinin vatandaşlığına son verebi-
leceği, uluslararas ı hukukta da kabul edilmektedir. Uluslara-
rası hukukta kişinin iradesi d ışında vatandaşl ığına son veril-
mesinde tek bir şart aranmaktadır; keyfi olmamak. 1948 ta-
rihli Insan Haklan Evrensel Beyannamesi'nin 15. maddesin-
de şahısların keyfi olarak vatandaş lıktan çıkar ılamayacakla-
rı kabul edilmiştir. Dolay ısıyla, uluslararası hukukta, "keyfi"
olmamak şartıyla devletin tek yanlı olarak kişinin iradesi d ı-
şında vatandaşlığına son verebileceği kabul edilmektedir. Ki-
şinin iradesi dışında vatandaşliğına son verilmesinin "keyfi"
olmamas ı için, bir kısım objektif şartlar ın varlığı aranmakta-
dır. Bu şartlar;

-Kişinin iradesi dışında vatandaşlığına son vermeyi ge-
rektirecek eylem veya i şlemler önceden objektif olarak be-
lirlenmiş olmalı dır. Hangi tür eylem veya işlemler sebebi ile
kişinin vatandaşlığma son verilebileceği önceden, içeriği ob-
jektif olarak anlaşılabilecek kavramlarla tespit edilmi ş olmal ı-
d ır. İğeriği objektif olarak anla şılamayan kavramlara dayan ı-
larak kişinin vatandaşliğına son vermek uluslararas ı hukuka
aykır ı olacaktır.

-Verilen kararlar yargı denetimine tabi olmalı dır. Ve-
rilen kararlar yargı denetimine tabi olmaz ise, idareye keyfi
davranma imkAnı tanınmış olacaktır ki, bu da kabul edilme-
mektedir. Ba şka bir anlatımla, kişinin iradesi dışında vatan-
daş lığına son verilebilmesinin uluslararası hukuka uygun ka-
bul edilebilmesi, idarenin vermiş olduğu kararların bağımsız
yargının denetimine tAbi olmas ı şartına bağlaıımaktad ır.

Anayasa'da "Hiçbir Türk, vatana bağlil ıkla bağdaşmayan
bir eylemde bulunmad ıkça vatanda şl ıktan çıkar ı lamaz." (m.66/4)
hükmüne yer verilmiştir. 403 say ıl ı TVK'da ve Tasarı 'da han-
gi tür eylemler sebebi ile ki şinin vatandaşliğına iradesi dı-
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VAHiT şında yetkili makam karar ı ile son verileceği önceden objek-
DOĞAN'IN lif olarak tespit edilmiştir. Aynca, vatana bağlılıkla bağdaş-

TEBLi Ğİ mayan eylemler sebebi ile verilen kararlar aleyhine yargı yo-
luna başvurulabileceği de kabul edilmi ştir. idarenin her tür-
lü eylem ve işlemine karşı yargı yolunun aç ık olduğunu ka-
bul eden Anayasa'daki genel ilkenin yanında (m. 125), vatan-
daşliktan ç ıkarma işlemleri bakımından özel düzenlemeye
yer verilme gereği duyulmuştur. Buna göre, "Vatandaş l ıktan

çıkarma ile ilgili karar ve işlemlere karşı yargı yolu kapatı lamaz."

(m. 66/5). Aynı şekilde Vatandaşlık Kanunu'nda da, idari
makamlarca vatandaş lıkla ilgili olarak verilen her tür karar
aleyhine yargı yoluna müracaat edilebileceği aç ık olarak ifa-
de edilmiştir (m. 40). Vatandaşlık Kanun Tasarısı'nda, TVK
m. 40'1 karşılayacak herhangi bir maddeye yer verilmemi ştir.
Ancak, bu bir eksiklik teşkil etmeyecektir. Çünkü Anayasa'da
idarenin her türlü eylem ve işlemleri için yargı yolunun aç ık
olduğu ifade edildikten sonra, vatandaşlıktan ç ıkarma işlem-
leri özel olarak düzenlenmiştir. Tabii ki, Vatandaşlık Kanun
Tasarısı'nda ç ıkarma işlemlerine yer verilmedi ği için, 66/5 bir
anlam ifade etmeyecektir.

C. Evlilik Vatandaşlığa Etki Etmeyecektir

Evlenme gibi kolay yoldan vatanda şlık kazanma, Türk
hukukunda olduğu gibi bir kısım ülke hukuklar ında da kö-
tüye kullanılmıştır. Kanun koyucular, bu durumu nazara ala-
rak evlenmenin doğrudan vatandaşlığa etki etmeyece ği yö-
nünde özel düzenlemelere yer verniişlerdir. Başka bir deyiş-
le, yabancı eşin vatandaş ile evlenmesi tek ba şına vatandaşlı-
ğm kazanılabilmesi bakımından yeterli görülmemekte, ek bir
kısım şartların gerçekleşmesi aranmaktadır.

Evlenme yolu ile vatanda şlık kazanma hakkının kötüye
kullanılmasının engellenmesi dü şüncesi Avrupa Vatandaşlık
Sözleşmesi'nde de nazara alinnuştır. Sözleşme'ye göre, âkit
devletlerden birinin vatandaşı ile bir yabanc ı arasındaki evli-
lik, evliliğin sona ermesi, eşlerden birinin evlilik s ırasında ya-
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VAH İ T

DOĞAN'IN

TEBLİĞİ

tandaşlığınm değişmesi diğer eşin vatandaşliğma kendiliğin-
den etki etmeyecektir (m. 4-d).

Evlerunenin vatandaşliğa etki etmeyeceği hem yururlük-
teki 403 say ıh TVK'da hem de Tasar ı 'da kabul edilmiştir. Baş-
ka bir deyişle, evlenmenin vatandaşlığa etki etmeyeceği ilkesi
bakımından Türk hukuku AVS ile uyumludur.

VI. Sonuç

TBMM'de gündeminde bulunan Türk Vatandaşlığı Ka-
nun Tasarısı, birçok yönden AVS ve AB müktesebatı ile
uyumludur. Hatta irade d ışı kayıp halleri nazara aimdığında,
Tasarı'nın AVS'den daha ileri olduğunu söyleyebiliriz.
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TÜRK HUKUKUNDA
"Çİ FTE VATANDAŞLIK" BİR HAK MIDIR?

Prof. Dr. Rona AYBAY

RONA Sunuşun amacı, baş lıktaki soruya yanıt aramaktır: Türk
AYBAY' İN hukukunda "çifte vatandaş l ık" bir hakkın konusu mudur; yok-

TEBLİĞİ sa belli durumlarda hoş görülen ya da' görmezden gelinen bir
statü müdür?

Önce konumuzla ilgili temel birkaç olguya k ısaca değin-
mek isterim:

I. Uluslararas ı Düzeydeki Gelişmeler

1. Uyrukluk hukukunun geleneksel ilkelerine göre, bir in-
sanın birden çok uyruklu ğu olması kültürel, psikolojik, siya-
sat ve hukuksal aç ılardan sakıncalı bir durumdur. Dolayıs ıyla
da, bu durumun, gerek ulusal gerek uluslararas ı düzeyde ya-
sal düzenlemelerle önlenmesi gerekir.

ii. Ancak gelişmeler karşıs ında, "herkesin yaln ız bir uyruk-
luğu olmal ıdır" ilkesinde biraz yumuşama görülmeye başla-
mıştır. Ekonomik ve toplumsal yaşamın gerçekleri ve artan
uluslararası ilişkiler ve temaslar sonucunda; çifte uyrukluk
konusundaki hukuk kurallarmda de ğişiklik yapılmas ı zorun-
lu hale gelmiştir. Nitekim 2000 yılında yürürlüğe giren Uy-
rukluk Konusunda Avrupa Sözle şmesi, taraf devletlerin bu
konuda daha "anlayışl ı " bir tutum benimsemelerini öngör-
mektedir. Sözleşme, çocukların doğumla birden çok uyruk-

* Türkiye Barolar Birliği İnsan 1-Jaldan Araştırma ve Uygulama Merkezi
Başkanı .

1 "veya" karşılığı kullanılmıştır.
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luk kazanmalar ı ve evlenme sonucunda kendili ğinden yeni RONA

bir uyrukluk kazanılması hallerinde, taraf devletler için çif- AYBAYIN

te uyrukluğu kabul etme yükümlülüğü getirmektedir. Ancak, TEBLİĞİ

hemen belirtmem gerekir ki, "uyrukluğun yitirilmesi" konusu-
na ilişkin 7. maddede "bir yabanc ı devlet vatandaş lığın ı kendi is-
teğiyle kazanmanm uyrukluğu yitirme nedeni" olabileceği kabul
edilmiştir.

İİ . Türkiye'nin Yakın Tarihi Aç ı sından Durum

i. Osmanlı Devleti'nin çöküş döneminde; sürekli yenil-
giler, toprak kayıpları ve yabanc ı ordular karşısında zorun-
lu göçler Türk halkında yabancılara karşı derin olumsuz duy-
gular uyandırmıştı. Geleneksel Türk toplumsal ve siyasal kül-
türünde, kişinin yabanc ı bir uyrukluğu olması, sakıncalı ve
tehlikeli bir durum say ılmaktaydı. Bunun sd'nucu olarak, Il.
Dünya Savaşı'nın sonlanna kadar uzanan dönemde, her ya-
bancmin potansiyel "casus" sayıldığı, yabanc ılarla temasm
tehlikeli kabul edildiği bir gerçektir.

ii. 1876 Osmanl ı Anayasas ı'nda ve Cumhuriyetin ilk
Anayasası olan 1924 Anayasas ı'nda da "yabana devlet vatan-

daşlığı iddias ı nda bulunmu ş olman ı n" milletvekili seçilmeye en-
gel bir neden sayılması bu bakımdan ilginçtir.

ili. 1960'larda Almanya'ya "konuk-işçi"lerin gönderil-
mesiyle başlayan sürecin sonucunda, bugün Avustralya'dan
Isveç'e kadar uzanan birçok ülkede, önemli say ıda Türk ya-
şamaktadır. Bugün Türkiye Cumhuriyeti nüfusunun en az ın-
dan yirmide biri yaşamım yurt dışında sürdürmektedir de-
mek yanlış olmaz.

iv. Bu yeni gelişme karşısında, yabanc ılarla temas etmek,
iş ilişkilerine girmek ve evlenmek gibi durumlar normal kar-
şılarur; giderek istenir olgular haline gelmi ştir. Bunun sonu-
nı olarak, toplumsal de ğer yargılarında bir Türk'ün aynı za-
manda yabancı devlet vatandaşı olmas ı da, eskiden oldu ğu
gibi sakmcalı bir şey olmaktan ç ıknuş; giderek devlet yetkili-
lerince teşvik edilir bir durum haline gelmiştir.
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ROMA	 llI.Çifte Vatandaşlık Konusunda

	

AYBAY'IN	 TVK'daki Düzenlemeler ve Uygulama

	

TEBEi Ğİ
	

A. TVK m. 29 Aç ısından

Özellikle, Almanya'da 1991 y ılında yururlüğe giren Ya-
bancılar Yasas ı'nın, belli bir süre Almanya'da çalışıp, geçimi-
ni sağlamış olanlara göre kolay yollardan Alman vatanda şlığı
kazanma olanağı sağlamas ı karşısında, "çifte vatandaşlık" so-
runu güncellik kazanmıştı. Ancak, Türk vatandaşlarının bu
yasadan yararlanarak Alman vatanda şlığını kazanmaları için
önemli bir koşul vardı : Türk vatandaşlığıyla ilişkinin kesil-
mesi gerekiyordu. Alman yasas ının "reform" ve yenilik ola-
rak getirdiği, "çifte uyrukluk" durumuna erginlik ya şma ka-
dar "tahammül etmek" ten ibaretti. Bu yaşa ulaşan çocuk, "öte-
ki" uyrukluğunu muhafaza etmek istiyorsa, Alman vatanda ş-
lığından vazgeçmek zorundayd ı .

Bu ise, Türklerin istekleriyle çeli şiyordu; çünkü Türkler,
Alman vatandaşlığmı kazanırken, Türkiye'de yabancı duru-
muna düşmek ve Türkiye'deki haklar ından yoksun kalmak
istemiyorlar, bu nedenle de Türk vatandaşlığını da muhafa-
za etmek istiyorlardı .

Bu aşılamaz bir durum gibi görünüyordu. Almanya'daki
Türk Göçmenler Birliği'nin, bu soruna bir çözüm bulabilmek
için benden görüş istemesi üzerine, 1991 y ılında hazırladığım
taslak, Aybay Hukuk Ara ştırmaları Vakfı'nda değerli hoca-
larımizın katılımıyla yaptığımız toplantıda da tart1şılm15tır.2
Sonuç olarak, haz ırladığım "ön-tasan" ya da "öneri ", o zama-
nın iktidar ve muhalefet partilerine mensup bazı milletvekil-
lerince benimsenerek, TBBM'ye kanun teklifi olarak sunul-
muşWr. Bu önerinin ana fikri: Türk vatandaşlığından izinle
ç ıkmış olanlara, öteki yabanc ılardan farklı "ayncalıklı " bir sta-
tü tanıyarak Türkiye'de ikamet, taşınmaz mal edinme ve fe-

2 Prof. Dr. İlhan Unat, Prof. Dr. Nihai Uluocak ve Prof. Dr. Ergin Nomer,
önerimizi aynen beninısemiş olmasalar da, değerli eleştirileriyle konu-
nun olguniaşmas ına katkıda bulunmu şlardır. Bkz. Aybay, Rona, Vatan-

daşhk Hukuku, 3. bası, Istanbul Bilgi Univ. yay. 2008, s. 87 vd.
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rağ etme, çalışma gibi haklardan Türk vatanda şı imişçesine RONA

yararlanmalarını sağlamaktı .	 AYBAY İ N

Sonuç olarak, TVK'da 1995 y ılında yapılan bir değişiklik, 
TEBUGI

bizim 1991 yılında yaptığımız önerinin ana fikirlerinin yasa-
ma organınca da benimsenmiş olduğunu göstermiştir.

TVK m. 29'un özgün biçimi, Türk vatandaşlığım kaybe-
den kişilere, eski vatandaşlar olarak ayrıcal ıklı bir statü tanı-

mıyor, onlara da yabanc ı muamelesi yap ılmasın öngörüyor-
du. Oysa TVK nt 29'un değişik biçimi ile vatandaşlıktan "izin-
le" çıkmış olan eski vatandaşlara, Türkiye'de seçme-seçilme
hakkı dışında hemen bütün haldardan eşit biçimde yararlan-
ma olanağı getiriyordu. Böylece, bu insanlar ın, Alman vatan-
daşlığını kazanmaları halinde, Türkiye'deki haklar bak ımın-
dan durumları güvence alt ına alınmış oluyordu.

Almanya'da bazı meslektaşlarm bu kanundan Lex Ay-

bay diye söz ettikleri söyleniyor. Bu doğru ise, övünç duya-
rım. Ama duydu ğuma göre, bazı Alman meslektaşlar bu ka-
nuna pek de olumlu bakrnıyorlar, eleştiriyorlarmış. Anladığı-
ma göre, eleştiriler eski vatandaşlara böyle "ayncaliklar" tanı-

manın hukuka aykın olduğu savma dayamyormuş .

Doğrusu bu eleştirileri anlamakta güçlük çekiyorum: Bir
devletin, kendi iç hukununun kuralları uyarınca ya da taraf
olduğu ikili ya da çok-taraflı uluslararası antlaşmalar uya-
rınca, belli kategorilerdeki yabanc ılara bazı "ayncal ıklar" ta-
nıması bizim icaduruz değil, dünyada yaygın ve alışılmış bir
uygulamadır? Bir devletin, kendince haklı nedenlerle bazı ya-
bancılara ötekilerden farkl ı bazı haklar ve olanaklar tanıması-
nı engelleyecek bir uluslararas ı hukuk ilkesi mi vardır? Böyle
bir uluslararası hukuk ilkesi varsa Avrupa Birli ği üyesi dev-
letlerin öteki üye devlet uyruklar ına tamd ıldan ayncalikl ı sta-
tü ve çeşitli olanaklar nasıl açıldanacaktır.

Çeşitli örnekler için bkz. Aybay, Rona, Yabancılar Hukuku, 2. bası , İstan-
bul Bilgi Univ. yay., 2007, s.25 vd. Alman meslekta şlar, benzer örnekle-
ri kendi hukuklannda da bulmakta hiç zorluk çekmeyeceklerdir.
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RONA	 Kaldı ki, eğer Alman hukuku y ıllard ır Almanya'da ya-
AYBAY İN şayıp, geçimini sağlayan Türklere vatanda şlık vermekte bu

TEBli Ği denli engelleyici bir tutum sergilemiş olmasa ve "çifte uyruk-
luk" konusunda bu denli katı bir tutum benimsemi ş olmasa
idi, bizim TVK m. 29'da böyle bir değişiklik yapmamız gerek-
siz olacaktı .

TVK m. 29'da yap ılan değişiklikle baz ı "eski" vatandaşla-
rımıza ayrıcaliklı bir statü tanımanıızı eleştiren yabanc ı mes-
lektaşlar, bu değişikliğin hangi durumun yarattığı sorunlara
çözüm için yapılmış olduğunu araştrnrlarsa, konuyu anlama-
ları kolaylaşmış olacaktır.

B. TVK m. 25/a Açısından

1. Çıkma izni alarak çifte vatanda şlık
TVK'run "Kaybettirrne" başhklı 25/a bendiriin, 1964 y ı-

l ında kabul edflnıiş özgün biçimi, vatanda şlıktan ç ıkma izni-
nin, Türk vatandaşlığını muhafaza etmek üzere verilemeye-
ceği anlayışıyla kaleme aimmıştı. Yani çifte vatandaş lık için
kullanılmaya elverişli değildi. Oysa 1981 y ı l ında 2383 say ılı
Kanun'la yap ılan değişiklikten sonra; kişi sadece Türk vatan-
daşlığıyla ilişkisini kesmek (vatandaşliktan ç ıkmak) için de-
ğil, Türk vatandaşlığını muhafaza ederek ek bir vatanda şlık
kazanmak için de izin alabilmektedir. Bu durum ilgili Yönet-
meliğin hükümleriyle de aç ıklığa kavuşturulmuş tur. Yönet-
meliğin 31. maddesinin başlığı "Vatandaşl ıktan Çıkma ve Başka
Bir Devlet Vatandaşlığı n ı Kazanma İzni"dir.

2. izin Almaksrz ın Yabanc ı Devlet Vatandaşlığı
Kazanmanın Riski

TVK m. 25/a'nın değiştiriln-ıiş biçimine göre "Izin al-
maks ızın kendi istekleriyle yabanc ı bir Devlet vatanda şlığın ı

Bu konuda ayrıntıl ı bilgi için bkz. Aybay, Rona, 2 say ılı dipnotta a. S. y.,
s.225 vd.
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kazananlar"ın Türk vatandaşlığmı kaybettiklerine Bakanlar ROMA

Kurulu'nca karar verilebilir.	 AYBAYİ N

Burada belirtilmesi gereken ilk nokta şudur: yabancı dev- 
TEBU Ğ I

let vatandaşlığım "kendi isteği dışı nda" örneğin yabanc ı baba
nedeniyle kazanmış olanlar bu hükmün kapsam ı dışındadır.
Bu konuda Danıştay içtihatları hiçbir duraksamaya yer bırak-
mayan bir aç ıklıktadır.

Belirtilmesi gereken ikinci önemli olan nokta da şudur:
Türk vatandaşlığırun yitirilmesi (kaybedilmesi) kendiliğinden
ortaya çıkan bir sonuç değildir; bu ancak bir Bakanlar Kurulu
kararıyla oluşmaktad ır.

TVK m. 25/a'mn düzenlemesi, "çifte vatandaşl ık" durum-
larında, Bakanlar Kurulu'nca "kaybettirme" kararı alırımadık-
ça, durumun olduğu gibi sürmesi sonucu vermekte; kaybet-
tirme ancak yönetimin (idarenin) işlem başlatıp, Bakanlar
Kurulu'nca kaybettirme karar ı alınmas ını sağlamasıyla ger-
çekleşmektedir. Bakanlar Kurulu'nca böyle bir karar al ınma-
dığı sürece, kişinin "çifte vatanda şl ık" durumu devam etmek-
tedir. Giderek, Yönetmeliğin 32. maddesi, bu ki şilerden "du-
rumların ın tespitinden önce başvurarak Türk vatandaş lığı m da ko-
ruma izni isteyen"lerin de "çifte vatanda ş l ık" olanağından ya-
rarlanabilmelerine olanak vermektedir.

Bdnunla birlikte, izin almaks ızın yabancı bir devlet ya-
tandaşlığını kendi isteğiyle kazanmanın, vatandaşlığı kaybet-
me sonucu vermesi olası lığı da yok değildir.

Bu konuda, Meme Kavakç ı olayı önemli bir örnek-olayd ır.
Kavakç ı'nın, TVK'da öngörülen izni almaks ızın ABD vatan-
daşlığını kendi isteğiyle kazandığı anlaşılinıştır. 1999 yılın-
da milletvekili seçimlerine kat ılarak milletvekili seçildiğine
ilişkin mazbatayı alıp TBMM'nin açıhşına gelen Kavakçı'run,
milletvekili andmı içmesi, öteki milletvekillerince engellen-
miştir. Türk anayasal geleneklerine göre, milletvekilli ğine se-
çilmiş olma işlemi, ancak TBMM kürsüsünde ant içme ile ta-
mamlanmış sayılmaktadır.
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RONA	 Hemen ard ından, Kavakç ı 'rıın "izin a!makszzrn kendi iste-
AYBAY'İN ğiyle" yabancı bir devlet vatanda şlığını kazanmış olması dola-

TEBLİĞİ yıs ıyla Türk vatandaşliğının kaybına Bakanlar Kurulu'nca ka-
rar verilmişti.5 Böylece, Kavakçı milletvekilliği için ön koşul
olan vatandaşlıktan yoksun hale gelmiş oluyordu.6

Yönetimin (Bakanlar Kurulu'nun) bu konudaki uygula-
mada "seçici" davrandığı; TVK m. 25/a kapsamına giren kişi-
lerin ancak çok küçük bir azınlığı için "kaybettirme" işlemi ya-
pıldığı söylenebilir. TVK m. 25/a kapsamına giren pek çok
"çifte vatandaş "ın olduğu, bunların büyük çoğunluğu hakkın-
da "kaybettinne" yoluna gidilmediği bilinen bir gerçektir.

Vatandaşlikla ilgili bütün konularda oldu ğu gibi, kaybet-
tirme konusunda da, ilgililerin yarg ı yoluna başvurabilecek-
leri de, Türk hukuku bakmundan belirtilmesi gereken önem-
li bir özelliktir.

Bkz. Aybay, Rona, "Dual Nationality under Turkish Law - Permitted or
Tolarated?", Digesta Turcica, 1(2005) p. 48 - 56.
Kavakçı'nın üyesi olduğu siyasal partinin (Fazilet Partisi), laikli ğe ay-
kırı eylemlerin odağı olduğu gerekçesi ile kapatılması üzerine Anaya-
sa Mahkemesi'nce kapatılmasınm sonucunda, Kavakç ı'ya (ve 4 parti
üyesine) 5 yıl süreyle başka siyasal partilere kurucu ya da üye olma
yasağı uygulanmıştır. Kavakç ı'nın bu yaptırımın Avrupa Insan Hak-
ları Sözleşmesi'ne aykırı olduğu gerekçesiyle yaptığı başvuru sonu-
cunda, Avrupa Insan Haklar ı Mahkemesi, uygulanan geçici yapt ınmı,
Sözleşme'ye Ek 1. Protokol'ün 3. maddesi aç ısından değerlendirmiştir.
Mahkeme, Türkiye'de demokrasinin korunmas ı açıs ından laiklik ilkesi-
nin önemini belirtmi ş ve söz konusu yaptırımm "meşru bir amaç", "dü-
zensizliği önleme", "başkalarının haklarının ve özgürlüklerinin korun-
ması" açılarmdan yerinde bulmakla birlikte, bu yaptırımın uygulanma-
smm ölçülülük ilkesi bakımından gereğinden fazla geniş kapsamlı ol-
mas ı bakımından Sözleşme'ye aykırı olduğuna karar vermiştir Kavakçı-
Turkey (No 7190/01) Judgement 5.4.2007 (Section 111).

Ancak, bu kararın Merve Kavakçı'nın "vatanda ş lıktan yoksun b ı -
rakılması" yaptırımıyla ilgisi olmadığı dilckatlerden kaç ınlınamalıd ı r.
Avrupa Insan Haldan Sözle şmesi kapsamına giren haklar arasında "Uy-
rukluk" konusu bulunmamaktad ır.

162



AUSGEWAHLTE FRAGEN ZIJM PROBLEM DER DOPPELTEN
STAATSANGEHÖRIGKEIT FOR TÜRKISCHE E İ NWANDERER UND

DEREN ANGEHÖRIGE IN DEIJTSCHLAND

Dr. Reinhard MARX*

1. Problemskizze

Das Staatsangehörigke ıtsrecht der Bundesrepublik Deutsch- BEITRAG1
and wird traditione İ l von dem Grundsatz geprgt, dass mehrfa- RE İ NHAROAWX
che Staatsangehörigkeit unerwünscht ist. Folglich muss, wer in
Deutschland d ıe Einbürgerung beantragt, grundstzIich seine
bisherige Staatsangehörigkeit aufgeben. Zwar wurden aufgrund
der Reform des am t Januar 2000 in Kraft getretenen Staatsan-
gehörigkeitsrechtes weitere behutsame Lockerungen von d ıe-
sem Prinzip zugelassen sowie das Geburtsortprinzip (fus soI İ) für
1m Bundesgeb ıet geborene Kinder von auslöndischen Eltern mit
verfestigten Aufenthaltsrecht eingeführt. DIe beschr5nkte Ein-
führung des Ceburtsortprinzips wurde jedoch zug İ eich mit einer
Optionslösung verknüpft, wonach die Kinder, d ıe auf diese Wei-
se d ıe deutsche Staatsangehörigkeit erworben hatten, sich nach
Erreichung der Vo İ Ijhrigkeit zwischen der deutschen und der
Staatsangehörigkeit ihrer E İtem entscheiden müssen. Darüber
hinaus wurde d ıe sog. Inlandsklause İ des Ş 25 Abs. 1 Satz 1 StAG
aufgehoben. Zuvor ver İ oren deutsche Staatsangehörige, die in
Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt und durch Antrag
eine auslğndische Staatsangehörigkeft erworben hatten, nicht
die deutsche Staatsangehörigkeit. Nur wer im Ausland Iebte und
dort freiw ı llig eine andere Staatsangehörigkeit erwarb, verlor
seine deutsche Staatsangehörigkeit.

Der Verfasser ist Rechtsanwalt in Frankfurt am Main. Schwerpunkt seiner
anwaltlichen, publizistischen und Dozententatigkeit ist das AusInder-,
Asyi- und Flüchtlingsrecht sowie das Staatsangehörigkeitsrecht.
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BEITRA	 Die Aufhebung der Inlandsklausel wird auch als Iex turka be-
RE İ NH4RDURX zeichnet, weil sie auf d ıe deutsch4ürkische Wohnbevölkerung

zielte. Der deutsche Cesetzgeber reagierte damit auf eine stn-
dige Praxis der türkischen Konsularvertretungen im Bundesge-
biet, wonach den um dIe Entlassung nachsuchenden türkischen
Staatsangehörigen, d ıe in Deutschland eingebürgert werden
woliten, das Entiassungsformubr und zugleich ein Formular zur
Wiedereinbürgerung zur Unterschrift vorgelegt wurde. Nach
Entlassung aus der türkischen Staatsangehörigkeit wurden d ıe
Betroenen in Deutschland eingebürgert. Wurde ihnen anschlie-
Bend durch Ministerratsbeschluss d ıe türkische Staatsange-
hörigkeit erneut verliehen, btieben sie im Besitz der deutschen
Staatsangehörigkeit, weil sie ja nicht 1m Ausland Iebten. Dadurch,
dass das Inlandspriviteg mit Wirkung zum 1. Januar 2000 aufge-
hoben wurde, verloren türkischstmmige Deutsche, die nach
diesem Zeitpunkt die beantragte türkische Staatsangehörigkeit
wieder erlangten, ipso iure ibre deutsche Staatsangehörigkeit.
Der nachtrgIiche Verzicht auf d ı e erneut erworbene türkische
Staatsangehörigkeit kann den einmal eingetretenen Verlust der
deutschen Staatsangehörigkeit nicht wieder beseitigen.

1m Sommer 2005 erlebte dIe türkisch-deutsche Wohnbe-
völkerung eine böse Überraschung: Zunchst war ihr d ıe an die
Aufhebung des Inlandsprivilegs geknüpfte Erlöschenswirkung
für ihre deutsche Staatsangehörigkeit zumeist wohi gar nicht be-
wusst geworden. Woh! dIe Mehrzahl dertürkischen Konsulate in
Deutschland setzte ihre traditionelle Praxis bis etwa 2003/2004

fort und net weiterhin zur doppelten Antragstellung, nmIich
Entlassung und nachfolgende Wiedereinbürgerung. Erst ais im
Sommer 2005 d ıe türkische Presse über die damais bereits yor
fünf Jahren erfolgte Rechtsnderung informierte, wurde diese
Praxis abgestellt und war das Erstaunen gro. Doch da war es
zu spat. Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit trat auto-
matisch mit dem Wiedererwerb der türkischen Staatsangehörig-
keit nach dem 1. Januar 2000 ein, unabhangig davon, ob der An-
trag auf Wiedereinbürgerung yor oder nach dem 1. Januar 2000

gestelit worden war.
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DIe Aufhebung des Inlandsprivilegs wie auch dIe Einfüh- BEITRAG

rung des Optionsmodells sind besondere Auspr5gungen des REINHARD?MRX

deutschen Prinzips der Vermeidung von Mehrstaatigkeit. Belde
Rechtsnderungen verfolgen das Ziel, nach Möglichkeit Mehr-
staatigkeit zu vemı eiden, obwohl dieses Prinzip auch 1m deut-
schen Recht schon seit langem nicht mehr strikt eingehalten
werden kann und auch nicht wird. Belde Anderungen haben
zwar abstrakt-generellen Charakter, d.h. sie betreffen alle, auf
dIe dIe entsprechenden gesetzlichen Anderungen zutreften. in
der soziologischen WirkIchkeit treften belde Ander ıı ngen aber
nsbesondere dIe deutsch-türkische Wohnbevölkerung: DIe Auf-
hebung der Inlandsprivileg ı erung zielte bewusst auf diese Grup-
pe und das Optionsmodel betrifit d İe deutsch-türkische Wohnbe-
völkerung deshalb im besonderen Ma ge, weil diese rein quantita-
tiv d ı e gröte Migrationsgruppe in Deutsch!and darstelit.

Il. Das Prinzip der vermeidung von Mehrstaatigke İt
als Integrationshindernis?

Der Gesetzgeber hat mit den Anderungen 1m Jahre 2000 eine
paradoxe Situation hervorgerufen. Ziet der Reform war es, Anrei-
ze für d ı e Einbürgerung zu schaffen und dem entgegenstehende
Hindernissenach Möglichkeitzuerleichtern.VerfaSSuflgsPOIitiSCh
steht der einfache Gesetzgeber insoweit unter Handlungsdruck:
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes hat
der Gesetzgeber wegen der erheblichen Zunahme des Antelis
der AusInder an der Gesamtbevöikerung d ıe Möglichkeit, auf
eine derartige Lage mit entsprechenden staatsangehörigkeits-
rechtlichen Regelungen zu reagieren, um die KIuft zwischen der
dauerhaft hier ansssigen ausindischen Wohnbevölkerung und
der deutschen Bevölkerung zu verringern, etwa dadurch, dass
denjenigen AusIndem, die sich auf Dauer in der Bundesrepubl İ k
Deutschland niedergelassen haben, sich hier rechtens aufhalten
und deutscher Staatsgewalt m ıthin in einer den Deutschen ver-
gleichbaren Weise unterworfen sind, der Erwerb der deutschen
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BE İTRAG: Staatsangehörigkeft erleichtert wird.' Seit 1990 hat der Gesetz-
REINHARD MARX geber diesem vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen

Auftrag schrittweise Rechnung tragen wollen. Alierdings haben
dte bisherigen gesetzgeberischen Angebote - wie eingangs auf-
gezeigt - nicht nur keinen wirksamen Erfolg gezeitigt, vielmehr
hat sich aufgrund der objektiven Auswirkungen der Reformen
dIe gute Absicht des Gesetzgebers in ihr Gegenteil verkehrt.

DIe Zahi der Einbürgerungen ist seit 1999 signifikant zurück-
gegangen. Zwar hatte sich dIe ZahI der Einbürgerungen nach
dem ı . Januar 2000 zunchst Ieicht erhöht. lnzwischen ist sie je-
doch welt unter das Niveau des Jahres 1999 abgesunken. Nach
dem Höchststand der Einbürgerungen 1m Jahre 2000 mit 186.688
und 178.098 1m Jahre 2001 wurden 2002 insgesamt 154.547 und
2003 Iediglich noch 140.731 Einbürgerungen registriert. D ıe Zahi
der Einbürgerungen lag damit sogar noch unter der Zahi der Ein-
bürgerungen für das .Jahr 1999, in dem 143.267 Einbürgerungen
festgestellt wurden. 2 Dieser negative Trend hat sich in den Folge-
jahren weiter versch ğ rft: 2004 wurden 127153,2005117.241, 2006
124.566 und 2007 113.030 Personen eingebürgert. 3 2008 wurden
nach Presseberichten sogar nur noch ca. 94.500 Personen und
damit 18.600 (16%) weniger ais 2007 efngebürgert.4

Nach einer Studle des Instituts für Demoskopie in Allensbach
von Anfang 2009 leben von den 1581 befragten Eingewanderten
69 Prozent gerne in Deutschland, 58 Prozent fühlen sich ais Tell
der deutschen Gesellschaft, nur fünf Prozent empfinden sich ais
nicht zugehörig zu ihr. Von den befragten türkischen Migranten
hatten jedoch nur 29 Prozent Deutschland als ihr I-Ieimatland
bezeichnet. Von den hier geborenen befragten türkischen Mig-
ranten haben immerlı in 50 Prozent angegeben, zur deutschen
Gesellschaft zu gehören. DIe Studle hat insoweit unter den tür-

1 BVerfCE 83,37(52).
2 Bericht der Beauftr-agten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge

und Integration, August 2005, S. 337.
BMI, www.bmi.bund.de/cln104jsharedljocsjstandarda ı-tike ı/DE/rhemenf
Migrationi.
Süddeutsche Zeitung, 13. Juni 2009.
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kischstömmig Befragten ein ,,ausgeprgtes Minderwertigkeits-
gefühi" festgestellt. 61 Prozent hötten erkIrt, dass sie sich weni-
ger anerkannt fühiten ais jemand, der aus Deutschland stamme.
24 Prozent htten sich volikommen fremd in Deutschland ge-
fühIt. Zugleich weisen d İ e Statistiken aus, dass d ı e Bereitschaft
der türkischstmmigen Wohnbevölkerung, in Deutschland d ı e
Einbürgerung zu beantragen, drastisch zurückgegangen ist.
Wurden 2001 noclı 76.573 und 2002 sogar 82.861 türkische Per-
sonen nach Entlassung aus der türkischen Staatsangehörigkeit
in Deutschland eingebürgert, 6 waren es 1m Jahre 2008 nur noch
etwa 25.200 türkische Einbürgerungsbewerber. 1,69 MiHlionen
türkische Migranten Iebten 2008 ohrı e deutschen Pass 1m Bun-
desgebiet7

Gesicherte empirische Analysen darüber, ob d ıe im Jahre
2000 beschlossenen Anderungen des deutschen Staatsangehö-
rigkeitsrechtes urschIich für den Rückgang der Einbürgerun-
gen sind, gibt es nicht. Es gibt jedoch Evidenzen, wetche diese
Schlussfolgerung zumindest für die türkische Wohnbevölkerung
in Deutschland aufdrngen. Bereits in den 1990er Jahren wurde
in der zustndigen Ministerialbürokratie beklagt, dass der Grund-
satz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit sich ais das zentraie
Einbürgerungshindernis entwickelt habe. 8 Hierauf woHte der Ge-
setzgeber des Jahres 1999 reagieren, jedoch mit einem parado-
xen Befund. Es ist die Handhabung des Prinzips der Vermeidung
mehrfacher Staatsangehörigkeit, welches eines der gröEten
Stolpersteine auf dem Weg zu einer gelungenen Integration der
eingewanderten Minderheiten darstellt. Hiervon ist die türkische
Wohnbevölkerung aIIein aufgrund ihrer zahIenmigen Gröge
am störksten betroen.

Nachfolgend soII deshalb zun5chst aufgezeigt werden, dass
das Prinzip der Vermeidung mehrfacher Staatsangehörigke İt
nicht mehr dIe Bedeutung hat w İe früher. Anschliel3end werden

Frankfurter Aligemeine Zeitung, 15. Juni 2009.
6 BT-Drs. 1419815,5.3.

Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 24. Mrz 2009.
6 Meireis, StAZ 1994, 241 (246).

BE İT PG:
REINHARD MARX
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Bf İJkAG: dIe beiden zentralen Hindernisse gegen eine optimale Integrati-
REINHAROMARX on vorgestellt, die insbesondere d ıe türkischstmmige Wohnbe-

völkerung betrifft, nmIich de Aufhebung der Inlandsprivilegie-
rung und das Optionsmodell.

ili. Das Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit
1m deutschen Staatsangehörigkeitsrecht

Nach aligemeinem Völkerrecht wird Mehrstaatigkeit nicht
ais unzuIssig angesehen.° DIe Staatenpraxis ist in diesem Ge-
sichtspunkt sehr uneinheitlich. Eine Reihe von europischen
Staaten wiil in Übereinstimmung mit der deutschen Praxis Mehr-
staatigkett regeIm5rig nicht hinnehmen, in anderen ist dIe Bei-
behaltung der bisherigen Staatsangehörigkeit grunds5tzlich kem
1-1 indernis gegen dIe Einbürgerung.bo Fine überwiegende, gegen
die Hinnahme von Mehrstaatigkeit gerichtete Staatenpraxishl
kann daher kaum festgestellt werden. Weder ini 19. Jahrhundert
wurde noch jetzt wird Mehrstaatigkeit systematisch bekmpft.
Zwar hat es auch im 19. Jahrhundert Versuche gegeben, Mehr-
staatigkeit einzuschr5nken. Prominentes BeispeI hierfür sind die
sogenannten Bancroft-Vertrüge zwischen den Vereinigten Staa-
ten von Amerika und einigen europischen Staaten, inter diesen
auch der Norddeutsche Bund, welche die Vereinbarung enthiel-
ten, dass nach fünfihrigem Aufenthalt in den Vereinigten Staa-
ten die Einbürgerung gegenseitig anerkannt und an die bisherige
Staatsangehörigkeit nicht mehr angeknüpft wurde21

Darüber hinaus unterblieben jedoch ernsthafte Anstrengun-
gen zur Reduzierung der Mehrstaatigkeit. Gerade die Entwick-
lung des Vertragsrechts verdeutlicht den dramatischen Wandel,
den die Staatenpraxis in dieser Frage in den Ietzten Jahrzehnten

S. hierzu Marx, in: GK-StAR, IV —2, Einführung zu 1 StAG Rdn. 389 bis 400.
10 De Croot, Staatsangehörigkeitsrecht ini Wandel, 1989, S. 261.

So aber Ziemske, Die deutsche Staatsangehörigkeit nach dem Grundgesetz,
1995, 5. 199

12 Breun!g, DVBI. 1975, 758 (762 FN 36); de Croot, Staatsangehörigkeitsrecht
ini Wandel, 1989, S. 320; s. hierzu auch Marx, in: GK-StAR, IV - 2, 17 StAC
Rdn. 16 t.
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volizogen hat. Diese Entwicklung verdeutlicht, dass wegen der BE İTRAG:

unterschiedlichen Konzeptionen der Staatsangehörigkeit in der REINHfiDtX
Staatenpraxis in Verbindung mit der zunehmenden Mobilit5t der
Menschen aufgrund giobater ökonomischer und sozialer Ursa-
chen sowie der Anknüpfung des Abstammungserwerbs an beide
Elternteile aufgrund derfortschreitenden Durchsetzung des Prin-
zips der Gleichberechtigung Mehrstaatigkeit seit dem 19. iahr-
hundert wohi eher zugenommen haben dürfte. DIe Entwicklung
zur vermehrten Akzeptanz der Mehrstaatigkeit ist 1m Gegensatz
zur früheren ailgemein ablehnenden Staatenpraxis heute ebenso
uneinheftlich wie d ı e zugrundeliegenden Rechtssysteme und dIe
hierbei eingesetzten Instrumente. Unverkennbar ist freilich d ıe
generelle Tendenz, wonach teilweise Elemente des ius soli Ein-
gang in das Staatsangehörigkeitsrecht einiger Staaten gefunden
haben und damit der Mehrstaatigkeit Vorschub geleistet wird,
ohne dass administrative Korrekturinstrumente verfügbar sind.13

En seiner grundiegenden Entscheidung zum Staatsangehö-
rigkeitsrecht vom 21. Mai 1974 hat das Bundesverfassungsgericht
zwar festgestellt, dass innerstaatlich wie international doppelte
oder mehrfache Staatsangehörigkeit als Übel betrachtet werde,
das sowohl 1m Interesse der Staaten wie 1m Interesse der betrof-
fenen Bürger nach Möglichkeit vermieden oder beseitigt wer-
den sollte. Von Seiten der Staaten werde Ausschlie g llchkeit der
jeweiligen Staatsangehörigkeit erstrebt, um ihre Persona!hoheit
klar abzugrenzen. Sie wollten der - notfalis bis zum Einsatz des
Lebens gehenden - Treuepfiicht ihrer Bürger sicher sein und d ıe-
se nicht durch mögliche Konfiikte mit einer fremden Staaten ge-
schuldeten LoyaIitt gefhrdet sehen. Demgemâ g bilde gerade
dIe Wehrpflicht des Staatsangehörigen den Hauptgrund dafür,
doppelte Staatsangehörigkeit zu vermeiden.4

Auf der anderen Seite könne doppelte Staatsangehörigkeit
fürden Bürgerauch Vorteile haben. Erbese in jedem der beiden
Heimatstaaten die gleichen Rechte wie aile übrigen Staatsbürger

13 Renner, Wozu noch Staatsangehörigkeit?, Der Aus İ nderbeauftragte Thü-
ringen (Hrsg.), 1995, S. 13 f.

14 BVerfGE 37,217 (254 f.) = NJW 1974,1609 = DÖV 1974, 774.
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BE lIRA6: einschlie(3tich der sozialen Förderung und wirtschaftlichen Bewe-
REINHARD MARX gungsfreiheit und habe d ıe Möglichkeit, sich für das Land zu ent-

scheiden, dem er sich strker verbunden fühle. Bezogen auf d ı e
Prüfungsfrage, ob das eheliche Kind einer deutschen Mutter und
eines ausIndischen Vaters durch Geburt dIe deutsche Staatsan-
gehörigkeit erwerben soli, kommt das Bundesverfassuflgsgericht
zu dem Schluss, dass vom Standpunkt des betroffenen Kindes
insgesamt die Nachteile der doppelten Staatsangehörigkeit nicht
SO erheblich seien, dass sie das Kindesinteresse am Erwerb der
Staatsangehörigkeit der deutschen Mutter überwögen. 15 Danach
hat das Bundesverfassungsgericht dem Prinzip der vermeidung
von Mehrstaatigkeit keinen verfassungsrechtlichen Rang einge-
rumt, der den einfachen Gesetzgeber binden würde. 16 Vielmehr
referlert das Gericht den damais herrschenden Diskurs in dieser
Frage, ohne daraus zwingende, aus der Verfassung folgende Ver-
pflichtungen abzuleiten. Dem einfachen Gesetzgeber verbleibt
vielmehr ein weiter Gestaltungsspielraum, wobel er allerdings
aus der Wehrpflicht folgende LoyaIittskonfiikte der Bürger be-
rücksichtigen muss. Rein ordnungspolitische Gesichtspunkte ha-
ben danach aber nicht ein derartiges Gewicht, dass sie der gut
begründeten und nachvollziehbaren Ausweitung der Ausnahme-
bestimmungenvom Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit
im Wege stehen würden.

Gleichwohl hatte der Gesetzgeber bereits erstmals 1969 für
den Sollanspruch ausIndischer Ehegatten deutscher Staats-
angehöriger das Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit
gesetzlich festgeschrieben und hatten 1977 die Einbürgerungs-
richtlinien dieses Prinzip verallgemeinert. 1990 hat der Gesetz-
geber diese administrativen Vorgaben ebenfalis für das gesamte
staatsangehörigkeitsrecht verailgemeinert.

Der Gesetzgeber steht in dieser Frage yor der Aufgabe, dIe
ordnungspoiitische Komponente der einfachen Staatsangehö-
rigkeit mit den anderen möglicherweise übergeordneten ver-
fassungsrechtlichen oder verjassungspoiitischen Zielsetzungen

15 BVerfCE 37, 217 (256 f.) = NJW 1974,1609 = DÖV 1974, 774.
16 So auch Coes, Mehrstaatigkeit in Deutschland, 1997, S.86 ft.
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abzuwgen . h 7 Entscheidend fIIt bei dieser Abwgung das staat-
liche Interesse an einer Finbürgerung der Arbeitsmigranten ins
Gewicht. DIe Bundesrepublik kann es sich nicht leisten, einer
Millionen zhIenden Minderheit den Zugang zum politischen
und gesellschaftlichen Willensbildungsprozess dauerhaft zu ver-
sperren .18 Daher ist das Interesse an einer weitgehenden über-
einstimmung von Wohnbevölkerung und Staatsvolk abzuwgen
gegen das Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit. Da der
Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit ais das zentrale
Einbürgerungshindenı is angesehen wird, 19 kommt diesem ange-
sichts der überragenden Bedeutung des staatlichen interesses
an einer vollwertigen Integration der Arbeitsmigranten eine
nachrangige Bedeutung zu.

Der zentrale Einwand gegen Mehrstaatigkeit beruht auf dem
in der Staatsangehörigkeit verkörperten LoyaIittsaspekt. Da-
nach könnten e[n wegen mehrfacher Staatsangehörigkeit gemin-
der-ter Pfiichtenstatus und die etwa korrelierende Verkürzung
der Schutzfunktion des Heimatstaates eine geminderte LoyaIitt
des Betroffenen gegenüber jedem seiner Heimatstaaten bewir-
ken. Dadurch würden wesentliche Entscheidungen, an denen der
Doppelstaater ais Bürger mitzuwirken berufen sei, aus strkerer
LoyaIitt zu einem anderen Heimatstaat unter Gesichtspunkten
getroften, die den Interessen des betroffenen Staates abtrg-
lich, ja sch5dlich seien. 21 Diese aus dem »Herr-Knecht-Verhültnisc<
abgeleitete starke Betonung des staatlichen Durchsetzungsan-
spruchs gegenüber dem Staatsangehörigen entspricht jedoch
nicht mehr dem modernem Souvernitötsverstndnis.21 DIe da-
mit begründete und heute nicht mehr betonte wesensmEige
Unvereinbarkeit mehrerer Staatsangehörigkeiten miteinander

17 Meireis, StAZ 1994, 241 (246).
Schiffer, ZAR 1981,163 (170).

19 Meireis, StAZ 1994, 241 (246).
20 von Marıgoldt, iZ 1993, 965 (967); ders., ZAR 1999, 242; Cördova, Yearbook

of the international Law Conlmission, Vol., 1954, 5.42(43 f.).
21 Meireis, StAZ 1994, 241 (246); Rittstieg, NJW 1991, 1383 (1387); Marx, ZAR

1997,67(73).

BE İİRAG:

REINHARD MARX
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BE İTRAG: entsprang dem mögiichst weitreichenden ı-lerrschaftsansprucb
RE İ NHARD MARX 	 des absolutistischer ı Staates.

Entkleidet man dIe Argumente der Layalibtstheorie ihres in-
tensiven gefühlsbetonten Überschusses und führt sie auf einen
sachlichen Kern zurück, 50 bleibt ak ordnungspolitische Not-
wendigkeit, wegen der personalen Komponente der staatlichen
Hoheitsgewalt der einfachen Staatsangehörigkeft Prioritt ein-
zur5umen. Dies entspricht dem prinzipiellen völkerrechtlichen
Verstndnis vom Verhöltnis der Staaten zueinander. DIe at ıf zu-
nehmende verflechtung gerichtete Entwicklung der Staatenge-
meinschaft legt aber umgekehrt kein Verbot der mehrfachen
Staatsangehörigkeit nahe. DIe Ordnungsfunktion der einfachen
Staatsangehörigkeit ist ein dogmatisches Argument, das auf das
Interesse an Klarheit und Übersichtlichkeit der zwischenstaatli-
chen Beziehungen zielt. Doch soliten die ethnischen und religi-
ösen Konfiikte, die aus doppeiter Loyalitöt entstehen können,
nicht überschtzt werden» in der öftentlichen Anhörung des in-
nenausschusses des Deutschen Bundestages vom 10. Dezember
2007 betonten deshalb auch alie angehörten Sachverstandigen,
dass in der Staatenpraxis und vöikerrechtiichen Entwicklung dIe
früher übliche negative Bewertung n,ehrfacher Staatsangehörig-
keit weitgehend ihre Bedeutung verioren habe.23

IV. Wegfall der »Iniandskiauselcc mit Wirkung
zum 1. Januar 2000

1. Zweck der Neuregeiung

Bis zum 31. Dezember 1999 konnte der Verlust der deut-
schen Staatsangehörigkeit ais Folge des antragsgemSen und
freiwilligen Erwerbs einer ausIndischen Staatsangehörigkeit
nur dann eintreten, wenn der Betrefende >4m Inland weder sel-

nen Wohnsitz noch seinen dauernden Aufenthaltoc gehabt hatte.
Dieser als »lnlandsklausel« bezeichnete Verlusttatbestand des

Hailbronner, ZAR 1999, 51 (55).
Deutscher Bundestag, 16. WP, Protokoli des Innenausschusses, 54. Sitzung,
Nr. 16(54.

172



VATANDA Ş LIK, GÖÇ, MÜLTEC İ VE YABANCILAR }IIJKUKLJNOAK İ GÜNCEL GELİŞMELER

Ş 25AbS. 1 RuStAG 1913 ist mit Wirkung zum 1. Jarı uar 2000 durch BE İTPAG:

das Staatsangehörigkeitsreformgesetz (StARG) aufgehoben REINHARD AWY

worden. Der Gesetzgeber begründet d ı e Aufhebung damit, dass
die »Inlandsklauselcc höufig dazu benutzt worden sel, den Grund-
sotz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit bel der Einbürgerung
dadurch zu unterlau fen, dass dIe yor der Einbürgerung aufgege-
bene ausIndische Staatsangehörigkeit nach der Einbürgerung
wieder erworben werde. Durch d ı e Beseitigung der »Inlandsklau-
sel« werde diese MissbrauchsmögliChkeit aufgehoben (BT-Drs.
141533, S. 15). DIe streichung der » İ nlandsklausel« beruht auf der
neu eingetührten staatsangehörigkeitsrechtlichen Grundkon-
zeption, dass dIe deutsche Staatsangehörigkeit nicht 1m Wege
der Generationenfolge unbegrenzt weitergegeben werden soli,
wenn keine Verknüpfung mit Deutschland mehrbesteht. Eine un-
begrenzte Weitergabe der deutschen staatsangehörigkeit kraft
Abstammung erscheint damit yor dem Hintergrund der Einfüh-
rung des Geburtsortprinzips und der erleichteten Einbürgerung
nicht mehr vertretbar.24

Dementsprechend Hndet dIe Aufhebung der »Inlandsklau-
sel<' in Ş 25 Abs. 1 StAG ihre Rechtfertigung darin, dass bel el-
ner dauerhaften Auswanderung, dIe 1m freiwiUigen Erwerb der
Staatsangehörigkeit des Auswanderungslarıdes ihren Ausdruck
findet, dIe staatsangehörigkeitsrechttich erforderlichen Bindun-
gen zu Deutschland entfallen und deshalb die deutsche Staats-
angehörigkeit auch nicht mehr 1m Wege der Generationenfolge
weitergegeben werden soli. Wer umgekehrt dIe Staatsangehö-
rigkeit des Auswanderungslandes Bundesrepublik Deutschland
erworben hat, soli nicht nachtr5glich seine bisherige staatsan-
gehörigkeitsrechtliche Bindung zum Herkunftsland wieder er-
neuern. Ais Ausgleich hat der Gesetzgeber für die FIle, in denen
dIe freiwiliige Annahme der Staatsangehörigkeit des Auswande-
rungslandes nicht zugleich den individuellen Entschluss zur dau-
erhaften Abwendung von Deutschland dokumentlert, dIe Vor-
aussetzungen der Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen
staatsangehörigkeit nach Ş 25 Abs. 2 StAG herabgestuft. Diese

24 Hailbrorı ner, NVwZ 1999, 1273 (1275).
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BEITRAG: Genehmigung muss jedoch yor dem Erwerb einer ausndischen
RE İ NHARORX Staatsangehörigkeit, kann also n[cht nachtrgIich eingeholt wer-

den.

2. Auswirkungen der Neuregetung auf
türkischstömmige Deutsche

Durch den Wegfall der »Inlandsklauselcc wird insbesondere
der früher hufigen Praxis, dass türkische Staatsangehörige nach
der Entlassung aus der türkischen Staatsangehörigkeit und der
Einbürgerung im Inland unverzüglich d ıe türkische Staatsange-
hörigkeit ohne nachteilige Folgen für ihre deutsche Staatsange-
hörigkeit wieder erlangen konnten, der Boden entzogen. 25 Das
Sundesverfassungsgericht hat dIe gesetzgeberische Absicht,
durch Aufhebung dieser Klausel eine derartige "Missbrauchs-
möglichkeit" zu beseitigen, ausdrücklich für legitim angesehen.'6
DIe Einschtzung, dass sich durch dIe frühere Praxis türkischer
Einbürgerungsbewerber dIe Entstehung von Mehrstaatigkeit um
eine fünfstellige Zahi erhöht habe,27 erscheint alierdings bel wel-
tem überzogen und wird auch nicht belegt.

Mit der Aufhebung der Inlandsklausel hat der Gesetzgeber
insbesondere jene türkische Einbürgerungsbewerber beson-
ders hart getroffen, dIe mehrere Jahre yor dem Inkraftreten des
StARC nach der deutschen Einbürgerung ihre türkische Staats-
angehörigkeit wieder beantragt hatten und zu diesem Zeitpunkt
gar nicht damit rechnen mussten, dass Jahre nach ihrem nicht
beschiedenen Wiedereinbürgerungsantrag der deutsche Gesetz-
geber dIe Inlandsklausel streichen werde. Der Verlusttatbestand
tritt jedoch auch dann ein, wenn der Betroftene sich über den
Zeitpunkt des Erwerbs der ausIndischen Staatsangehörigkeit
İrrt.8

Renner, LAR 1999, 154 (16o); Weber, DVBI. 2000, 369 (371); von Mongoldt,
LAR 1999, 243 (251); Uslucan, InfAus İ R 2005, 207 (208).
BVerfG (Kanı mer), NVwZ 2007, 441 (442).

27 Renner, ZAR 1999,154(160).
BVerfG (Kanı mer), NVwZ 2001,1393.
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Das BundesverfassungsgeriCht hat sich mit dieser Frage aus- BEI İ RAG:
führlich auseinander gesetzt und den betroftenen türkischstöm- RE İ NHARDAMRX
migen Eingebürgerten vorgeworfen, dass sie besanderen Anlass
gehabt htten, sich über die Rechtsfolgen ihres Antrags auf Wie-
dereinbürgerung auf dem Laufenden zu halten. DIe Aufhebung
des Inlandprivilegs sei seit tangem 1m Gesprch gewesen. Einer
beonderen, gezlelten Aufkl5rung über d ıe Folgen eines Wieder-
erwerbs der türkischen Staatsangehörigkeit habe es deshalb von
Verfassungs wegen nicht bedurft. 29 Das Bundesverfassungsge-
richt besttigt damit d ı e zuvor in der Rechtsprechung entwickel-
te Ansicht, dass der Verlust der deutschen staatsangehörigkeit
auch dann eintritt, wenn der Antrag auf Wiedererwerb der türki-
schen Staatsangehörigkeit yor dem 1. Januar 2000 gestellt wor-
den war.3°

Diese Argumentation ist nicht überzeugend, weil ein insbe-
sondere d ıe türkische Wohnbevölkerung einbeziehender Dis-
kurs var und auch nicht nach der Gesetzesreform stattgefunden
hat. Der Hinweis auf dIe verpflichtung, sich auf dem Laufenden
über die Entwicklung der deutschen Gesetze zu halten, mag das
Gewissen der MehrheitsgeseltSchaft beruhigen, wird jedoch
der tatschIichen Situation der türkischen Wohnbevölkerung in
Deutschtand kaum gerecht, verfestigt vielmehr d ıe varherrschen-
den, gegeneinander gerichteten Verstndnisbarheren sowie
vaneinander abgeschottenen Diskursebenen. Denn die türkische
Wohnbevölker ıı ng informiert sich über d ı e Situation in Deutsch-
land überwiegend eben nicht aus der deutschen, sondern aus
der in Deutschland ausgelieferten türkischen Presse, welche kem
Interesse daran zeigte, über diese Frage zu informieren. Verfas-
sungsrechtlich mag der Verzicht auf eine Übergangsregelung
nicht angreifbar sein. Verfassungspolitisch w ğ re diese jedoch in
Ansehung der den deutschen Behörden bekannten, seit Jahren
systematisch betriebenen türkischen Politik der Wiedereinbürge-
rung angezeigt gewesen. DIe türkischen Behörden haben jedoch

29 BVerfC (Kammer), NVwZ 2007, 441 (442, 444).
3° BVerfC (Kanırner), NvwZ 2007,441(444); BayvCH, NVwZ-RR 2006,732; C'VC

Rheinland-Pfalz, MAS 2007, 66 (67); VG Bremen, InfAusIR 2005, 474 (476);
VG Ansbach, InfAusIR 2005, 326.
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BE İTRAG: hufig mehrere Jahre für d ıe Bearbeitung der Wiedereinbürge-
REINHARDtMRX rungsantrge benötigt. Der türkischstmmigen Wohnbevöike-

rung ist überwiegend erst nach über fünf Jahren nach Aufhe-
bung der lnlandsklausel aufgrund der Berichterstattung in der
türkischen Presse bewusst geworden, dass durch Rückerwerb
der türkischen Staatsangehörigkeit d ıe deutsche Staatsangehö-
rlgkeit erloschen ist. Seit dem Zeitpunkt des Eintritts des Verlust-
grunds haben dIe hiervon Betroffenen hufig ohne Kenntnis vom
Eintritt des Verlustgrundes Wehrdienst in der Bundesrepublik
geleistet und andere mit dem Erwerb der deutschen Staatsange-
hörigkeit verbundene Verpflichtungen erfüllt.

Es ist vielleicht nicht zufIIig, dass ein derartiges Problem sich
gerade 1m Verhitnts zwischen zwei Staaten, d ıe traditioneu ein
inklusives Modeli des Nationaistaates pflegen und sich nur müh-
sam aus traditionellen Strukturerı zu lösen vernögen, mit dieser
Schrfe entwickelt hat. -Her prallen zwei Systeme mit grundstz-
lichem AusschlieElichkeitsanspruch aufeinander und schaffen für
d ıe davon Betroftenen einen rechtlosen Zustand. Diese Feststel-
lung bedarf der Begründung: Anders ais nach deutschem Recht,
nach dem d ıe Einbürgerung erst mit Aushndigung der Einbür-
gerungsurkunde wirksam wird (vgl. Ş 16 Abs. 1 Satz 1 StAG), wird
die Wiedereinbürgerung (Art. 8 TStAG Nr. 403) nach türkischem
Recht bereits mit Erlass des entsprechenden Beschlusses des Mi-
nisterrates rechtlich wirksam (Art. ı o Abs. 1 TStAG Nr. 403) und
der Einbürgerungsbewerber wird höufig über diesen Beschiuss
nicht unverzügiich, sondem erst bei Gelegenheit der Vorsprache
bei der zustndigen türkischen Auslandsvertretung aus anderem
Anlass informiert. Hufig war für den Wiedereinbürgerungsan-
trag keine vorwerfbare "Missbrauchsabsicht" urs5chlich, son-
dem dIe generelle Praxis türkischer Auslandsvertretungen, den
türkischen Einbürgerungsbewerbern aus Anlass ihrerVorsprache
zur Beantragung der Entlassung aus der türkischen Staatsange-
hörigkeit zugleich kommentarlos den Vordruck zur Beantragung
der Wiedereinbürgerung nach Art. 8 TStAG Nr. 403 zur Unter-
zeichnung vorzulegen. Die türkischen Auslandsvertretungen in
Deutschland hatten diese Praxis in Kenntnis der Aufhebung der
inlandsklausel wohi überwiegend noch bis 200312004 geübt. Es
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kann auch nicht festgestellt werden, dass d ıe zustndigen deut- BEIIRAG:

schen Behörden wirksam und nachhaltig gegen diese treuwid- REJNHARDMARX

rige Behandlung tÜrkischstmmiger Deutscher gegenüber den
türkischen Behörden vorgegangen wren.

Die Rechtsfolge des 25 Abs. 1 Satz 1 StAG [st eindeutig.
Mit dem antragsgemen Erwerb der türkischen Staatsangehö-
rigkeit haben d ıe türkischstmm[gen Deutschen ihre deutsche
Staatsangehörigkeit unabhngig davon verloren, in welchem
Zeitpunkt s ıe den Wiedereinbürgerungsantrag gestelit hatten.
Der erhobene Zeigefinger ist jedoch huflg unangebracht, weil
überwiegend durch eine nationalkonservativ geprgte türkische
Politik türkischstmmige Deutsche treuwidrig behandeit wur-
den. Die Folgen treffen nach offiziellen türkischen Schtzungen
etwa 50.000 Personen. Vermutlich dürfte die Zahi der betroffe-
nen Personen signigflkant gröEer sein. D ıe Bundesregierung hat-
te Anfang Dezember 2005 mitgeteilt, 31 von den deutschen Behör-
den seien etwa 21.500 Personen ermitteit worden, dIe seit dem
1. Januar 2000 ihre deutsche Staatsangehörigkeit durch Rücker-
werb der türkischen Staatsaangehörigkeit verloren h5tten.

Diese Zahi ist viel zu niedrig. Nach ofhzieilen Angaben sind
2001 76.573 und 2002 82.861 türkische Personen nach Entlassung
aus der türkischen Staatsangehörigkeit in Deutschland einge-
bürgert wordenY Ceht man davon aus, dass d ıe Praxis der tür-
kischen Auslandsvertretungen, den um Entlassung nachsuchen-
den türkischen Antragsteilem zum gleichzeitigen Antrag auf
Wiedereinbürgerung zu raten, bis etwa 2004 fortgesetzt wurde,
geht man weiterhin davon aus, dass diese Praxis wie auch zuvor
nahezu ausnahmstos in dieser Weise praktizlert wurde, geht man
schtie6lich davon aus, dass wegen der langen türkischen Bear-
beitungszeiten von mehreren Jahren seit 1997 gesteilte Antrge
auf Wiedererwerb [n dIe Berechnung einzustellen sind, wöre bei
einem Zeitraum von acht Jahren und einer Einbürgerung von
durchschnittlich 75.000 türkischen Antragstellern jno Jahr eine
Personengruppe von potenziell 600.000 Personen betroffen.

31 BT-Drs. 161139.
32 BT-Drs. 14/9815,5.3.
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BE İ TRAG:	 Auch wenn man wegen diverser Unsicherheitsfaktoren in
REINHARDX dieser Berechnung nUr etwa die HIfte, also 300.000 Personen

oder auch weniger, ais betroffen von der Aufhebung der Inlands-
privilegierung ansehen mag, wird deutlich, dass Her eine bislang
in Deutschland nicht zur Kenntnis genommene soziale Zeitbom-
be tickt, die nur der Cesetzgeber zu entschörfen vermag: Etwa
300.000 Personen leben in Deutschland, die tatschlich nicht
mehr deutsche Staatsangehörige sind, dies aber aus Furcht yor
den Konsequenzen nicht mehr zu oftenbaren wagen. Denn die
mal3gebhche Prist von sechs Monaten für d ıe Umwandlung der
früheren Staatsangehörigkeit in ein gesichertes Aufenthaltsrecht
nach Ş 38 Abs. 1 Satz 2 Aufenthc ist seit Jahren abgelaufen. Auf
Unkenntnis über dIe Folgen des Wiedererwerbs der türkischen
für die deutsche Staatsangehörigkeit werden sich die Betrof-
fenen angesichts der öftentlichen Aufregung 1m Sommer 2005

kaum noch berufen können. Diese Personengruppe lebt damit
illegal in Deutsch!and. Der deutsche Pass schützt sie yor Entde-
ckung, dokumentlert aber nicht mehr den tatschlichen Besitz
der deutschen Staatsangehörigkeit. Die Offenlegung des Wieder-
erwerbs der türkischen Staatsangehörigkeit durch die türkische
Regierung, wie von der Bundesregierung vehement gefordert,
würde das fragile Schutzschild zerstören. DIe nach Wiederer-
werb der türkischen Staatsangehörigkeit geborenen Kinder ha-
ben nicht dIe deutsche Staatsangehörigkeit erworben und leberı
wie ihre Eltern illegal in Deutschland. DIe deutsche Staatsange-
hörigkeit konnten sie deshalb nicht erwerben, weil dIe Eltern 1m
Zeitpunkt der Geburt nicht mehr 1m Besitz der deutschen Staats-
angehörigkeit waren. Ein Aufenthaltsrecht konnten sie deshalb
nicht erlangen, weil ihre Eltem weder formal noch materiell ein
Aufenthaltsrecht haben.

V. lntegrationsfeindliche Wirkung des Optionsmodells
Das Optionsmodell nach Ş 29 StAG, welches als Kompromiss

auf Vorschlag der FDP-Fraktion durch das StARG 1999 eingeführt
wurde, war von Anfang an verfassungsrechtlich umstritten.
Zweck des Optionsmodells ist es, die Entscheidung zwischen der
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kraft ius-soIi erworbenen deutschen Staatsangehörigkeit und BEITRAG:

der fortbestehenden ausIndischen Staatsangehörigkeit der Et- REINHARD MARX

tern auf den Zeitpunkt der VoIIjhrigkeit zu verschieben.

ı . Vereinbarkeit mit Art. 16 Abs. ı Satz 2 GG

Besonderes Gewicht 1m Gesetzgebungsverfahren 1999 hatte
d ı e Frage, ob Ş 29 StAG mit dem Entziehungsverbot des Art. 16
Abs. 1 Satz ı GG vereinbar ist. Diese kontrovers geführte Diskussi-
on zielte auf dIe Erage, ob d ı e Optionsklausel einen unzuIssigen
Entziehungstatbestand 1m Sinne des Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG oder
einen zuIssigen Verlusttatbestand nach Art. 16 Abs. 1 Satz 2 GG
darstellt.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes
stelit der auf einem seibstverantworteten und freien Willensent-
schluss beruhende Akt des Verlustes der deutschen Staatsange-
hörigkeit keine Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit
dar. Daraus ist zu folgern, dass nur dann von einer Entziehung
ausgegangen werden kann, wenn der Betroffene den WegfaU
der Staatsangehörigkeit nicht beeinflussen kann. 33 Diese Schluss-
folgerung wird vorn Bundesverwaltungsgericht aus der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes gezogen. Danacb
setzt eine Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit var-
aus, dass deren Verlust von dem Betroffenen nicht beeinflusst
werden kann. 34 Da d ı e Optionsregelung einen unvermeidlkhen
Abwahlzwang für den Einzelnen beinhaltet, kann hierin schwer-
tich eine Freiwilligkeit gesehen werden. Gteichwohl geht dIe über-
wiegende Meinung davon aus, dass Ş 29 St.AG nur den Verlust
der deutschen Staatsangehörigkeit, der von den Betroftenen wil-
Iensgesteuert beeinflusst werden könnte, regele. DIe Regetung
sel so ausgestaltet, dass der Verlust nur eintrete, wenn er dem
erkIrten Willen des Betroffenen entspreche oder er dIe Hand-
lung unterlasse, obwohl diese ihm zumutbar und möglich wöre.35

BVerfC (Kammer), EZAR 150 Nr. 10 = NJW 1990, 2193 = NVwZ 1990,1163.

VerwGE 100,139(145) = NJW 1996, 2111 = NVwZ 1996,1027(1.5),

Renner, İ n: Renner/Hai!bronner Kommentar zum StAR, Tell 1 F Rn. 79ff., Tell Il
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BE İ TRAG:	 DIe Ansicht der Fraktion der FDP des Landtags von Schles-
REINHARD MR.X wig-Holstein, aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichtes zum Europischen Haftbefehl sel eine Neube-
wertung des Optionsmodells erforderlich, weil dieses danach ais
Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit zu qualiflzieren
sel, dürfte die Mehrheitsmeinung kaum in Frage stellen. Nach
der Rechtsprechung des BundesverfassungsgerichteS bilden d ıe
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten, dIe für jeden Einzelnen
mit dem Besitz der Staatsangehörigkeit verbunden sind, zugleich
konstituierende Grundiagen des gesamten Gemeinwesens. Der
Beziehung des Bürgers zu einem freiheitlichen demokratischen
Gemeinwesen entspreche es daher, dass der Bürger von dieser
grundsötzlich nicht ausgeschlossen werden könne. 6 Damit wird
jedoch nicht in Frage gestelit, dass ein Verlust der deutschen
Staatsangehörigkeit durch einen selbstverantworteten und frei-
willigen Entschluss herbeigeführt werden kann.

DIe Frage stelit sich jedoch, ob dIe Sanktion, einen in Deutsch-
and geborenen deutschen Staatsangehörigen nach Ablauf von
18 Jahren Aufenthalt die deutsche Staatsangehörigkeit wegzu-
nehmen, wenn er sich Iediglich passiv verhölt, mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist. Denn erk!rt er sich nicht, verliert er dIe
deutsche Staatsangehörigkeit (vgl. Ş 29 Abs. 2 Satz 2 StAG). Eine
irgendwie geartete selbstverantwortete und freiwillige Entschei-
dung wird damit tür den Verlust der deutschen Staatsangehörig-
keit nicht vorausgesetzt, vielmehr reicht hier-für bIoe Passivitt
aus. Demgegenüber setzen dIe VerIusttatbestnde des deut-
schen Staatssangehörigkeitsrechtes bis auf den Verlustgrund der
Adoption eines Minderj5hrigen durch einen AusInder (vgl. Ş 27

StAG) stets ein aktives, auf Abwendung von Deutschland gerich-
tetes Verhalten voraus, bio(es Nichtstun kann bel fortbestehen-
der Bindung zu Deutschland also nicht den Verlust der deutschen
Staatsangehörigkeit herbeiführen. Whrend darüber hinaus bel
Einbürgerungen aktive Bemühungen um Entlassung aus der bis-

Art. 16, Rn 26 ff, Ş 29 Rn. 6; Haitbronner NvwZ 1999, 1273 f.; Bülow, in: StAR
Konı mentar, Teil 512,5. 1; Dre!er, Kommentar zum CG Art. 16 Rn 37ff.; Niester,
ZAR 2007, 275 (276).

' BverfcE 113, 273 (294).
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herigen Staatsangehörigkeit noch damit gerechtfertigt werden Bt I1G;
können, dass d ıe Betroftenen ja erst dIe deutsche Staatsangehö- REINHAROMARX

rigkeit erwerben wollen, wird hier von deutschen Staatsangehö-
rigen verlangt, dass sie aktive Bemühungen um Entlassung aus
der Staatsangehörigkeit der Eltern untemehmen müssen, wollen
sie 1m Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit bleiben. Ange-
sichts der mit dem Verzicht auf die deutsche Staatsangehörigkeit
verbundenen drastischen, integrationsfeindlichen Folgen kann
hier kaum noch von einer zumutbaren Entscheidung gesprochen
werden. Wer 50 argumentiert, zw5ngt d ıe soziale Realit5t in eirı e
rechtiiche Fiktion.

2. Vereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 1 GG

Kaum diskutlert whrend des Gesetzgebungsverfahrens
1999 wurde, ob die Optionsregelung mit Art 3 Abs. 1 (Abs. 3) GG
vereinbar ist. Kinder aus gemischt- nationalen Ehen erwerben
ihre Staatsangehörigkeit auf Dauer durch Ceburt, w5hrend deut-
sche Staatsangehörige, d ı e durch Geburt 1m Inland nach Ş 4 Abs.
3 Satz 1 StAG dIe deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben
bzw. nach der Übergangsregelung des 4ob StAG eingebürgert
wurden, der Optionsregeiung nach Ş 29 StAG unterliegen und
sich deshalb bel Eintritt der Vo İ ijhrigkeit für eine der beiden
Staatsangehörigkeiten entscheiden müssen.

In der Literatur wird in diesem Zusammenhang auf den für
bedeutsam erachteten Unterschied hingewiesen, dass eine Ein-
bürgerung 1m Regeifall schon deshaib nicht den Gleichbehand-
Iungsgrundsatz verletzen könne, weil dIe Einbürgerung nur auf
der Grundiage der 1m Gesetz vorgegebenen Kriterlen und nur
nach konkreter Prüfung der für d ıe Einbürgerung sprechenden
Gründe vorgenommen werde. Demgegenüber stelle sich d ıe
Frage der Gleichheit yor dem Gesetz schon eher bel einer ,,Fe-
derstrich-Einbürgerung", d.h. wenn eine neue gesetzliche Rege-
lung dazu führe, dass eine Gruppe von Personen automatisch dIe
deutsche Staatsangehörigkeit erhalte, ohne die bisherige fremde
Staatsangehörigkeit aufgeben zu müssen, also Mehrstaater wer-
den, w5hrend alie anderen Staatsangehörigen nur eine einzige
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BE İTRAG: Staatsangehörigkeit innehtten. iller sel nach Wiilkür oder einem
REINKARDMAPUX rechtfertigenden Grund für eine so!che Ungleichbehandlung

fragen. Ausgangspunkt für dIe Beantwortung dieser Frage müs-
se sein, dass dIe AusIndereigenschaft allein kein sachlich recht-
fertigender Grund für dIe Privilegierung sel, dIe mit dem Erwerb
einer mehrfachen Staatsangehörigkeit verbunden sel. Sofem der
Gesetzgeber sich allerdings für das Model! einer Regelung ent-
scheide, dIe eine Mehrstaatigkeit nur für einen begrenzten Zeit-
raum zulasse, in dem der Mehrstaater sich für dIe eine oder an-
dere Staatsangehörigkeit entscheiden müsse, dürfte dies kaum
schwerwiegenden Bedenken begegnen.37

Damit ist die Frage der Gieichbehandlung jedoch noch nicht
erschöpfend behandeit. in dem Umstand, dass nur eine einzige
Gruppe von Mehrstaatem mit deutscher Staatsangehörigkeit,
nmIich diejenigen, die kraft ius 5011 die deutsche Staatsangehö-
rigkeit erworben haben, der Optionspfiicht unterliegt, wird ein
Verstog gegen das Gleichbehandlungsgebot nach Art. 3 Abs. t
GG oder das Diskriminierungsverbot nach Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG
gesehen. Begründet wird dies damit, dass eine derartige gesetz-
liche Unterscheidung unzulssigerweise ais Differenzierungskri-
terlum an dIe Abstammung anknüpfe und deshaib gegen Art. 3
GG verstoBe. 38 Dem wird entgegen gehalten, dass sich eh sach-
liches Unterscheidungsmerkmal daraus ableiten lasse, dass das
herkömmliche Abstammungsprinzip und das dem bisherigen
deutschen Staatsangehörigkeitsrecht fremde lus soli-Prinzip auf
unterschiedlichen Integrationsannahmen beruhten und daher
gerechtfertigt seien. 39 Für den Erwerb kraft Abstammung von el-
nem deutschen Elternteii sel dIe Verbundenheit zum Staat bereits
aus der famiiiren Gememnschaft begründet. Bel Geburt im Inland
bestünde hingegen nicht in gieichem MaCe eine sich bereits aus
der famiiiren Verbundenheit dokumentlerte Nhe zum Staats-
volk, whrend bel mehrstaatigen Kmndern deutscher Elternteiie

Von Münch, Oie deutşche Staatsangehörigkeit, 2007,5. ı S ı .
Mortenczuk, KritV 2000, 194, 209 if.
Ffaitbronner, in: Renrıer/Haif brorıner Kommentar zum StAR Teil 1. F. Rn. 83 t,

29 StAG Rdn. 12; Halibronner NVwZ 1999,1273; Bülow, in: StAR Kommentar,
Teil 512, 5.2.
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idealtypisch von einer kraft Abstammung gegebenen lebenslan- BEITRAG:
gen Hinwend ıı ng zu Deutschland ausgegangen werden dürfe.°	 RE İ NHARDARX

Eine ,,deutscl ı e Famille" ist danacl- ı etwas anderes ais eine
,,Familie in Deutschlandi' Entscheidend ist jedoch, dass in
Deutschland geborene Kinder, dIe der Optionspf)icht nach 29
StAG unterliegen, regeImig nicht weniger integriert sein dürf-
ten ak Kinder, dIe von einem deutschen Elternteil abstammen.
Belde Personengruppen unterliegen der ailgemeinen Schulpflicht
und wachsen in dIe hiesigen gesellschaftlichen VerhItnisse von
Geburt an hinein. Durch den Erwerb der deutschen Staatsange-
hörigkeit kraft lus soli werden der bereits eingeleitete Integrati-
onsprozess und die damit einhergehenden Rechte und Pflichten
gefördert. Eine weitgehende Assimilation des AusInders mit
dem Deutschen ais Voraussetzung für den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit geht am Ziel der Integration vorbei. Kindern
muss von Anfang an dIe Chance eröfinet und damit das Bewusst-
sein gefördert werden, vollwertige Mitglieder der Gesellschaft
zu sein. Das Fehlen der deutschen Staatsangehörigkeit grenzt
d ıe Kinder eher aus der Gesellschaft aus und schwcht mithin d ı e
Integration.

Problematisch erscheint yor diesem Hintergrund, dass durch
die sptere Aufgabe der deutschen Staatsbürgerschaft dIe Inte-
gration nicht nur erschwert wird, sondern die Betroffenen ausge-
grenzt werden. Bis dahin entstandene Rechte und Pflichten ent-
fallen. Der frühere deutsche Staatsangehörige kann nicht mehr
an der politischen Gestaltung der Bundesrepublik mitwirken. Das
aktive Wahlrecht entf5llt und etwaige politische Amter müssen
wieder aufgegeben werden. Die mit der Einführung des ius soli-
Prinzip angestrebte Kongruenz zwischen dauerhafter Wohnbe-
völkerung und Stimmbürgerschaft wird teilweise wieder aufge-
hoben. Dem verfassungspolitisch vorgegebenen Ziel, d ıe KIuft
zwischen der hier faktisch integrierten Wohnbevölkerung und
der deutschen Bevölkerung nach Möglichkeit zu verringern, wird
entgegen gewirkt. Die vorübergehende Zugehörigkeit zur inIn-

HiIbronner, in: Renner/Haiibronner Kommentar z ıim StAR Tell 1. F. M. 84.
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BEITRA6: dischen Mehrheitsbevölkerung und d ı e erbrachten Leistungen
REINKARDMARX erweisen sich im Nachhinein weitestgehend ak nutzlos.4'

Der verfassungsrechtliche GteichbehandlungsgrufldSatZ
spricht danach zwar nicht zwingend gegen das Optionsmodell
des 29 StAC. Andererseits spricht das Kindesinteresse eher
dafür, sich nicht gegen dIe Staatsangehörigkeit eines Elternteiis
oder beider Stern entscheiden zu müssen. Diese Entscheidung
wird nur einer Cruppe von Mehrstaatem abverlangt, nmIich den
Deutschen, dIe kraft Cesetzes nach 4 Abs. 3 Satz 1 St.AG oder
durch Einbürgerung nach Ş 4ob StAC die deutsche Staatsange-
hörigkeit erworben haben, whrend ailen anderen Mehrstaatern
ein derartiger Zwang nicht auferlegt wird. Mit dem verfassungs-
rechtlich vorgegebenen Schutz von Ehe und FamiIie nach Art. 6
GG ist der - nur dem Optionsmodell unterliegenden Mehrstaa-
tern auferlegte - Zwang zur Aufgabe einer Staatsangehörigkeit
kaum vereinbar.42 Dementsprechende Bedenken gegen d ıe Ver-
fassungsmIgkelt des Ş 29 StAG mit dem Gleichheitsgrundsatz
werden nunmehr auch von der Initiatorin des Optionsmodells,
der FDP, geltend gemacht.43

Der Abwahlzwang entfaltet bereits praktische Wirksamkeit,
nmIich für die durch Einbürgerung nach 4ob StAG eingebür-
gerten Deutschen. Hierbel handeit es sich um Kinder, die am 1.

Januar 2000 noch nicht das zehnte Lebensjahr voflendet, aber
1m Zeitpunkt ihrer Geburt die Voraussetzungen für den Erwerb
der deutschen Staatsangehörigkeit kraft Geburt im Inland erfülit
hatten. Seit dem t. Januar 2008 besteht aiso dIe Notwendigkeit,
sich zwischen der deutschen und der Staatsangehörigkeit der
Eltern entscheiden zu müssen. DIe ZaM der Betroftenen wird
in naher Zukunft zunehmend steigen. Inzwischen scheint sich
aber ein Konsens herauszubilden, dass das Optionsmodell inte-
grationsfeindlich ist. Auch bel der öftentiichen Anhörung des in-
nenausschusses des Deutschen Bundestages am 10. Dezember

41 Renner, in: Neue Regierung - neue Auslanderpolitik? 5.147.
42 Vgi. auch FrankenbeRc, in D ı e Zeit: Eine Rolle rückwrts" 811999.

vgl. Presseinfo der FDP-Landtagsfraktion Schleswig- Holstein v. 10. Oktober
2007.
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2007 sprach sich d ıe Mehrheit der angehörten Sachverstndigen BE İTRAG:

für dIe Abschaflung des Optionsmodetls aus. 44 Wann aus dieser RE İ NHARDMARX

Entwicklung die politischen Konsequenzen gezogen werden, ist
derzeit off en, wird jedenfalls 1m Wahljahr 2009 wohl kaum beant-
wortet werden.

DeutscFı er Bundestag, 16. WP, Protokoll des Innenausschusses, 54. Sitzting,
Nr. 16/54.
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(35 EXPERIENCE WITH DOUBLE CITIZENSHIP

Prof. Philip MARTIN*

1. Highlights
ARİİ C[EBY	 The US had 38 million foreign-born residents in 2007, 12.6

PHIUPRTIN percent of the population. About 16 million of these foreign-born
residents were naturalized US citizens, 42 percent, and 12 million
were unauthorized, 32 percent. in FYo8, 1.1 million immigrants
were admitted; almost 60 percent were already in the US and
adjusted their status, and a million immigrants became natural-
ized US citizens.

Legal immigrants in the US at ieastfive years and 18 may nat-
uralize after they pass a test of English language and US history.
The naturalization oath requires immigrants to renounce loyal-
ties to other countries. The US does not inform other govem-
ments when their citizens naturalize in the US.

There 15 no estimate of the number of dual nationais in the
US, but there is agreement that dual nationality among foreign-
born US residents is increasing for several reasons, including
encouragement by the US government and the governments of
immigrant countries of origin, a US government requirement to
replace immigrant ID cards ata cost similarto naturalization, and
mid-ı 99os restrictions on the access of immigrants to many fed-
eral weifare benefits.

The author is Professor and Chair of the LJC Conıparative Imrnigration 8c in-
tegr-ation Program at the University of California, Davis.
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Il. Immigration and Naturalization Data 	 ARrI(ft 6V

The American Community Survey (www.census.gov/acs/  PHIUPARTIN

www) estimated there were 38.1 million foreign-born US resi-
dents in 2007, including 11.7 million people bom in Mexico; 1.9

million born in China; 1.7 rnillion born in the Philippines; 1.5 million
born in India; 1.1 mi İ lion each barn in El Salvador and Vietnam; and
a mitlion born in Korea. The next leading countries of birth are
Cuba, Canada and the Dominican Republic.

Foreign-born US residents have a higher median age (40)

than US-bom residents (36). About 28 percent of the foreign-
born entered the US between 2000 and 2007, 20 percent in
the 19905, and 43 percent before 1990. Some 52 percent of the
fareign-born reported speaking English less than "very welt;" by
comparison, two percent af the US-born speak English Iess than
"very we İ l."

The harder it is ta enter the US from a particular country,
the higher the level of educatian of the fareign-bom from that
country in the US. US residents born in African countries s ııch as
Nigeria, Kenya and Egypt are most likeiy to be high-school gradu-
ates, while thase barn in Mexico and Central America are least
Iike İ y ta be high-schaal graduates. About 88 percent of US-born
adults graduated fram high school, compared with 68 percent of
foreign-born US residents.

Families with US-born heads had a median annual income of
$62,904 in 2007, mare than the $50,633 af families with foreign-
born heads. About 14 percent of alI foreign-born families had in-
comes below federal poverty thresholds, campared to nine per-
cent for native-born families.

The number of unauthorized foreigners appears ta be fa İ l-
ing with recession and more enfarcement. The US is an track to
apprehend abaut 550,000 foreigners in 2009, the İ owest level
since 1975, when about 600,000 foreigners were apprehended.
Apprehensions peaked at 1.8 million in 2000. The US naw spends
$2 billian a year on border enforcement.
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ARIf BY	 ili. Naturalization

PHIUPMARTIN Over a million immigrants became naturalized US citizens in
FYo8, including 23 percent from Mexico, almost seven percent
from India, six percent from the Philippines, and four percent
each from China and Cuba (about 120,000 naturalization peti-
tions were denied in FYo8, or over 10 percent of those who ap-
plied were not naturalized). The backlog of irnrnigrants waiting
to naturalize feil sharply, from 1.1 million at the end of 2007 to
500,000 at the end of 2008.

Legal irnrnigrants in the US at least five years and age 18 or
older may naturalize after they pass a test of English language
and US history. Most immigrants are in the US more than five
years before naturalizing; in FYo8, those who naturalized spent
a median nine years as irnmigrants. lmmigrants wishing to natu-
ralize pay a $675 fee and complete an application form, provide
fingerprints and personal data, and are called for an interview
that includes an English test (www.uscisgov/naturalization). If
approved for naturalization, they are sworn in as US citizens, of-
ten in mass ceremonies on holidays such as July 4. A judge has
thern repeat an oath of allegiance that begins, "1 hereby deciare,
on oath, that 1 abso!utely and entireiy renounce and abjure alI
allegiance and fidelity to any foreign prince, potentate, state, or
sovereignty of whom or which 1 have heretofore been a subject
or citizen."

However, the US government does not check to determine
if a new citizen has "renounced" her citizenship in another coun-
try, and does not inforrn other governrnents when their citizens
becorne naturalized US citizens. Thus, neitherthe US northe oth-
er country necessarily know that an individual isa dual national.

Once naturalized, it is hard for a person to lose US citizen-
ship. Polish immigrant Beys Afroyirn naturalized in 1926, moved
to Israel in 1950, voted in Israeli elections in 1951, and could not
get his US passport renewed in ı g6o. He sued, and a 5-4 US Su-
prerne Court decision concluded that Afroyirn could not lose his
US citizenship without his consent, and that voting in a foreign
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election did not indicate Afroyim was giving up his US citizenship ARrIUE BY

(Afroyim v. Rusk, 1967). 	 rH ı urRr ı N

IV. Double Citizenship

Naturalization in the US often means double citizenship, and
is increasing for 5 major reasons:

ı . The Us government encourages naturalization, seeking
commitments from eligible immigrants to become US
citizens. Civic groups and political parties alsa encour-
age naturalization - partles often have stands outside
mass naturalization ceremonies ta register new US citi-
zens as Democrats or Republicans.

2. Governments in the major migrant-origin countries en-
courage their citizens to naturalize in the US. Mexico
has since March 1998 allowed Mexicans who becorne
US citizens to retain or re-acquire Mexican nationality,
which grants many privileges in Mexico but not the right
ta vote or hold political oflice there. Children born to
Mexican citizens in the US, who are automatically US
citizens, can also acquire Mexican nationality. Govern-
ments of the Philippines, DR, India and other migrant-
origin countries have taken similar steps to encourage
their citizens ta becorne naturalized US citizens.

3. The US governrnent began to replace "lifetime" immi-
grant "green cards" with more secure IDs, and charged
irnmigrants for the more secure cards. The notice sent
ta immigrants advising thern that their green cards
would have ta be replaced emphasized that, for abaut
the same cost, the immigrant could naturalize.

4. In 1996, welfare reforrns made non-US citizens ineli-
gible for many federal cash, food, and health benefits
unless the applicant tived and worked in the US at teast
10 years. Many immigrants who were receiving these
beneflts naturalized in order ta remain eligible for these
income-dependent beneflts.
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ARTICIL BY	 5. There isa quota of about 114,000 visas a year for spouses
PHILIP?MRTIN and children of immigrants, making the usual wait be-

tween an application for a family unification visa and its
availability about five years. There 15 no wait for US citi-
zens to obtain irnmigrant visas for spouses and children,
encouraging naturalization to speed up famiiy unification.

Other reasons cited for the recent spike in naturalizations in-
clude excitement over the 2008 election and fear of encounters
with police due to stepped up interior enforcement.

Perspectives on the rise of double citizenship can be frarned
by two extremes. Those who believe transnational communitles
are the emerging norm beheve that double citizenship confers
widespread beneflts, ranging from encouraging more immi-
grants to naturalize in the VS to enhancing their individual op-
portunities. Those who oppose dauble citizenship emphasize
that it may retard integration into the US, may increase weifare
costs, and may compiicate US interests in times of confiict.

Opponents of double citizenship seized on polis conducted
in the US after the 9/11 ten-orist attacks that found a rnajority of
young Muslim VS citizens wouid favor a Muslim country over the
US in a conflict.

Schoiars agree that double citizenship is increasing with the
support of both the US and foreign governments and new pat-
terns of circular migration. Most af the scholarly debate is over
the meaning of US citizenship in the 21't century. Is naturalization
more like joining a club hat an individual can later leave if he/
she finds a better offer, or is naturalization a farmal commitment
more ak ı n ta marriage that can not be abandoned lightly?

V. Dual Nationality and immigrant Integration

US immigrant integratian policy is largeiy a non-policy, that
is, immigrants are adrnitted, but there are few government pro-
grams ta "integrate" thern. The exception is refugees, who are
eligible for assistance upon an-ival. NGOs, often church-related,
receive federal funds ta help refugees firı d housing and jobs.
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Some researchers believe this US "non-integration po İ icy" ARTICIL BY
is the key to successful integration. There are success storles 	 PHIIJP!MRTIN

of newcomers beginning their American joumeys with very it-
tie and succeeding in business, politics, and sports. Such stories
have convinced most Americans and most immigrants that hard
work (and luck) can bring the economic success immigrants seek
in the US.

There are three other reasons why there are fewer US wor-
ries about integrating immigrants in the US than in many Euro-
pean countries - smaller government, fiexibility, and strong
anti-discrimination policies:

1. Government plays a smailer role in the US economy and
labor market, so fewer decisions are required about
which jobs are restricted to citizens. Government em-
ploys 116 of US workers (23 million of 137 million in 2008),
but only the (non-postal) federal government, which
has 2 million employees, generally requires US citizen-
ship. State and local governments employing 3 and 15
million workers, respectively, usualiy require legal immi-
grant status, but not US citizenship.
Legal immigrants may join the Armed Forces, and about
8,000 a year do. They may apply for naturalization on
their first day of active service, and become US citizens
after six months of service, with the military covering
fees. in a bid to attract recruits with more education and
foreign language skilis, the US Army in 2009 announced
that it would allow up to 1,000 foreigners in the US on
temporary student visas to enlist under the Military Ac-
cessions Vital to the National Interest program, the first
time since the Vietnam War that non-immigrant visitors
in the US at least two years have been allowed to enlist.
About 82 percent of the 80,000 Army recruits in 2008
had high school dipiomas; the Army hopes to attract for-
eign students enrolled in US universities.

2. The US labor market and society are flexible, celebrat-
ing immigrants and Americans who start at the bottom
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ARTIUL BY	 and work their way to the top. The US education system
PHlUPRİIN off ers students r, 3rd, and 4th opportunities to succeed

in schooi. School and university quality varies wideiy,
but government agencies generaliy treat diplomas and
degrees equally. Some children of immigrants become
lawyers and practice public interest Iaw, often suing
government agencies and large ernployers on behaif of
minorities. Law and activism 15 a common route to up-
ward mobility for minorities in the US, including now-
President Obama.

3. There is discrimination in the US, and afhrmative action
to remedy past government discrimination as weil as
laws that allow those who suffer economic losses be-
cause of discrimination to recover their losses and puni-
tive damages. Aflirmative action programs cover immi-
grants who did not sufter discrimination in the US, and
are very controversial. The US Supreme Court, in a 5-4
decision (Grutter v. Bollinger) in 2003, said that public
universities may consider race as one factor in decidfng
who to admit, but race cannot be the dominant or over-
riding factor. By extension, employers may consider
race in hiring, but it cannot be the major factor in hiring
decisions.
The EEOC (www.eeoc.gov) enforces federal anti-dis-
crimination laws in the US, and Title 7 of the Civil Rights
Act aliows punitive damages if employers discriminate
because of race, sex, national origin, religion to punish
past wrongdoing and deter future wrongdoing. The
coriibination of ciass action suits and punitive damages
means that almost ali employers have written policies
and procedures to avoid discrimination in hiring, layoffs,
promotion etc.

There is considerable uncertainty about how dual national-
ity, affirmattve action, and anti-discrimination laws wiili interact to
affect the integration of especialiy children of iow-skill Hispanic
immigrants (Mexican immigrants have an average eight years

192



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTECI VE YABANCILAR NIJKUKUNDAK İ GÜNCEL GELiŞMEI.ER

schooling). As immigration changes the composition of the VS ARTIIİEBY

population and dual nationality spread, American voters are re- PHIUPMRTIN

ducing protections and preferences for minorities.
The VS population of 305 million includes four major racial/

ethnic groups; 68% whites, 15% I-lispanics, 13% Blacks, and 4%
Asians. The economic success ladder has whites and (immigrant)
Asians on top foilowed by (immigrant- and US-born) Hispan-
ics; mostiy US-bom Blacks are at the bottom. For example, the
Hispanic unemployment rate (11%) is usually 1.5 times the white-
Aslan rate (7%); the Black rate (14%) is twice the white-Aslan rate.

California has 37 miillion residents and they are 43% white,
36% Hispanic, 7% Black, and 14% Asian. California voters, who ap-
proved Proposition 187 in 2004 denying state-funded services to
unauthorized foreigners, approved propositions ending minority
preferences, Proposition 209 in 1996, and encouraging English-
language teaching, Proposition 227 in 1998.

Market-oriented integration means getting immigrants into
jobs - 63% of foreign born US residents 16 and older were em-
ployed in 2007, versus 60% of the US born. Work has several ad-
vantages for immigrant integration, including:

• Giving migrants what most want, jobs at higher wages
• Enlisting employers as advocates for migrants and re-

ducing anti-immigrant feelings that arise from weifare
dependence (politicians often say —we welcome those
seeking a hand up the economic ladder, nota hand out
for social benefits)

• AlIowing children to see the importance of work, per-
haps inspiring them to get the education needed to find
better jobs than their parents

In short, the number one US integration instrument is em-
ployment, not necessariiy naturalization.
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DIE BEDEUTUNG DER STAATSANGEHÖRIGKEIT FOR DIE
INTEGRATION

Prof. Dr. Friedrich HECKMANN

ı .Einführung

	

Messut Özil [st ein guter FubaIlspleIer; er spielt für Werder Bre- 	 BEITRAG
men und dIe deutsche Nationalmannschaft. Nicht wenige Deutsche FRIEDRICH

	

sagen, er sel ein ,,Türke mit deutschem Pass". Von türkischer Seite 	 HECVJAANN
wird Özil kritislert, weil er jetzt nicht mehr, wie z. B. die ebenfalis
in Deutschland aufgewachsenen Brüder Altintop, in der türkischen
Nationalmannschaft spielen kann.

Hinter Formullerungen wie ,,ein Türke mit deutschem Pass"
steht eine Vorsteilung vom Zusammenbang zwischen Staatsange-
hörlgkeit und Integration, mein Thema.

Ich wili bel meinem Thema auf zwei Fragen eingehen:

ı . Welche objektiven Wirkungen ergeben siclı mit der Einbür-
gerung für Integration?

2. Da Einbürgerung ein soziales Handein ist und Integration
damit ak subjektiver Prozess zu verstehen ist, stelit sich die
Frage nach dem subjektiven Sinn der Einbürgerung für die
Eingebürgerten: was motiviert sie, wie wird Einbürgerung
erfahren, welche Wirkungen werden wahrgenommen?

Die Beantwortung dieser Pragen wirft auch Licht auf das vieldis-
kutierte und in Deutschland politisch umstrittene Thema der Funkti-
on der Einbürgerung Fm lntegrationsprozess: Abschluss oder Instru-
ment der Integration?

Der Verfasser ist Prof essor tür Soziologie und Leiter des europischen forun ı s
für migrationsstudien (efms) an der Otto-Friedrich-univer-sitM Barnberg.
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BE İTRAG:	 Eingehen rnöchte ich auch auf neuere Entwicklungen 1m Einbür-
FR İ EDR İ CH	 gerungsverfahren, dIe in Deutschland, aber auch ais internationaler
HEOQAANN Trend beobachtet werden können: Sprachprüfungen, Einbürge-

rungstests und EFnbürgerungsfeiem. lch möchte das insgesamt ais
Bemühungen um eine Verinnerlichung der neuen Staatsangehörig-
keit bezeichnen. Welche Wirkungen für Integration gehen von sol-
chen Bemühungen aus?

Es hat sich in der soziologischen Forschung bewhrt, İ ntegrati-
on ais Prozess zunehmender Mitgliedschaft und Partizipation in den
Institutionen der Aufnahmegesellschaft sowie als Angleichung der
Lebenslagen von Migranten und Einheimischen zu begreifen. Dabei
unterscheiden wir vier Dimensionen dieses Prozesses: strukturel-
le, kulturelle, soziale und identifikatorische Integration (Heckmann
2003, 46-47). Strukturelle Integration bezieht sich auf dIe MitgIied-
schaft in den gesellschaftlichen Kerninstitutionen; kulturelle Inte-
gration meint bel Migranten und Einheimischen den Erwerb von
Kompetenzen und Einstellungen, dIe für Kommunikation und Inter-
aktion mit den neuen Gruppen notwendig sind, soziale Integration
bezeichnet dIe wechselseitige Akzeptanz 1m primrgruppenhaften
Bereich von Freundschaften, EheschIieungen und sozialen Ver-
kehrskreisen; identifikatorische İ ntegration bezieht sich auf dIe Be-
reitschaft, sich mit der neuen Gesellschaft und dem neuen Staat zu
identifizleren.

2. Objektive und subjektive Aspekte
der Einbürgerung für Integration

Für dIe Dimension der strukturellen Integration Isst sich ein-
deutig und ,,objektiv" feststellen, dass Einbürgerung Integration
verstrkt: der Erwerb zustzIicher Rechte, der 1m Prinzip gleichbe-
rechtigte Zugang zu İ nstitutionen, Organisatiorten, Positionen und
Ressourcen bedeuten eine Verstrkung der gesellschaftlichen Mit-
gliedschaft. 1m Vordergrund steht dIe volle Mitgliedschaft in der
rechtlichen und politischen Gemeinschaft. Mehr Rechte bedeuten
mehrstrukturelle Integration.
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DIe unschöne WirklicF ı keit gesellschaftlicher Diskriminierung BEFFRAG:

ais ungerechtfertigter Ungleichbehandlungwird mit dieser Feststel- FR İ EDR İ CH

lung keineswegs negiert, sie schrnkt die Wirkungen der Einbürge- HECIUNN

rungfür İ ntegration allerdings in bestimmten Föllen ein.

Bezügilch der subjektiven Seite der Einbürgerung und ihrer Be-
ziehungen zur İ ntegration möchte ich kurz auf ein Projekt eingehen,
das am efms mit Förderung der Deutschen ForschungsgemeiflSChaft
unter meiner Leitung durchgeführt wurde'. Wirfragterı in einem em-
pirischen Forschungsproiekt:

Wie erfahren d ıe Eingebürgerten selbst den Prozess des
Staatsangehörigkeitserwerbs?

• Welchen subjektiven Sinn verbinden sie damit?

• Was sind ihre Motive für die Einbürgerung? Und

• Welche Wirkungen bel den Eingebürgerten lassen sich
feststellen?

Staatsangehörigkeitswechsel und -erwerb beinhalten zum el-
nen gewissermaen âuGerliche rechtliche und verwaItungsm5ige
Vorgnge, zum anderen komplexe subjektive Prozesse und Hand-
lungen. Unsere Recherchen in der Literatur führten zu dem Ergeb-
nis, dass die wesentlichen Dimensionen dieses Prozesses noch nicht
bekanntwaren und durch eine qualitative Methodologie erst zu eru-
leren seien.

Mit Kiife der durch einen Leitfaden gestützten Technik des nar-
rativen Interviews gelang es 1m Projekt, eingebürgerte Personen
über ca. zwei Stunden ausführlich über ihre Einbürgerung berichten
zu lassen und zugleich bestimmte Themenkomplexe anzusprechen.
Die nach der Methode des ,,theoretical sampiing" ausgewhIten 26
İ nterviews wurden transkribiert. Mit HiIfe des Softwareprogramms
Atlas Ti wurden bestimmte sa genannte Codefamilien als inhaltlich
zusammengehörige Aussagenkomplexe identiflziert, die dann zu el-
ner Typenbildung weitergeführt wurden.

1 Für die Veröftentlichung des Projektberichts vg İ . Wunderlich 2005.
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BEIIRAG:	 DIe ermitteiten Aussagenkomplexe bezehen sich auf folgende,

	

FRIEDRKH	 unterschiedlicl- ıe Dimensionen des Einbürgerungsprozesses:

	

HK4ANH	
Motive

• Entscheidungsprozess für dIe Antragstellung

• Verwa!tungsverfahren

(subjektiv empfundene) Wirkungen.

Aufgrund der Anlage als qualitative Forschung und der gewShl-
ten Sampiing Methode kann das Projekt zwar keine reprsentativen
Aussagen machen, aber es kann bedeutsame Dimensionen eines
subjektiven Sinns identifizleren und bel einigen vorl5ufige Urteile
über ihr relatives Gewicht 1m Einbürgerungsprozess machen.

Motive

Der Wunsch zur Einbürgerung entsteht nicht aus einem einzeinen
Motiv, sondern aus mehreren Motivgruppen. Deutlich 1m Vorder-
grund steht eine Motivgruppe, dIe wir als instrumentelle Motive zu-
sammengefasst haben und dIe bel allen Befragten vorbanden sind.
Diese Motive zielen auf eine Erleichterung des aUtöglichen Lebens.
Darunter fallen ais verwandte, aber empirisch unterscheidbare der
Wunsch nach Gleichbehandlung mit den Deutschen; nach Erleichte-
rung beim Reisen und nach Erlelchterungen beim Umgang mit Be-
hörden. Auch die Hoffnung, mit der Einbürgerung berufliche Chan-
cen zu verbessern, spielt eine Rolle.

1m Kontext von Gleichbehandlungswünschen wird auch derWunsch
nach politischer Partizipation genannt, steht aber eher am Rande.

Als motivatianaler Anreiz 1m Bereich instrumenteller Motive wird
auch die QuaIitt und Verlsslichkeit der Institutionen in Deutsch-
and genannt. DIe Bedeutung instrumenteller Motive Isst sfch auch
an der rı iedrigen Einbürgerungsquote von EU-Auslndern ablesen
(vgl. Abbildung t).
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Neben der Gruppe der instrumentellen Motive lassen sich ais
weiterer Komplex bel einer Reihe von Befragten famillenbezoge-
ne Motive feststellen. DIe Zukunft der Kinder steht hier 1m Vorder-
grund, für dIe man klare Verhltnisse schaffen wili.

Ein dritter Motivkomplex wird von uns ais zugehörigkeitsbezo-
gene Motive bezeichnet. Hier öu gert man, dass Deutschland der Le-
bensmittelpunkt sel, man hier geboren wurde und aufwuchs, die Zu-
kunft in Deutschland liege und man skh zugehörigfühle. Das Gefühi
der Zugehörigkeit solle in Übereinstimmung mit dem rechtlichen
Status gebracht werden.

Entscheidung für dIe Antragstellung

1m politiscl-ıen Diskurs und Streit spielt dIe Frage der Aufgabe
der bisherigen Staatsangehörigkeit ais Einbürgerungserfordemis
eine zentrale Rolle. in Surveys wird von vielen Befragten get£ert,
dass dIe Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit ein Motiv sel,
sich gegen eine mögliche Einbürgerung zu entscheiden.
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8E İTRAG:	 Unsere Befragten İı atten sich wie dargestelit für die deutsche
FR İ EDR İ CH	 Staatsangehörigkeit entschieden, eine Reihe berichtete aber, dass
HflMANN d ıe Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit ais starke Belastung

empfunden wurde. Auf der anderen Seite stehen Personen, d ıe ihre
Identitt ais vom Pass unabhngig begreifen und aus dieser Sicht
keine Bedenken haben, ihren bisherigen Pass einzutauschen.

Ein zweiter wichtiger Einfluss 1m Entscheidungsprozess ist dIe
Einste!Iung der Herkunftsfamilie, Herkunftsgruppe und des Freun-
des- und Bekanntenkreises. In der Literatur werden sowohl hem-
mende ais auch fördemde Einflüsse aus diesen Feldern berichtet.
DIe Stigmatisierung des sich Einbürgemden ais ,,Verrter" an der
elgenen Herkunftsgruppe marklert einen Extrempunkt des negati-
veri Einflusses. in unserer Ltntersuchung findet sich dieser Einfluss,
es stehen al İ erdings beschleunigende Einf İ üsse eindeutig 1m Vorder-
grund.

Erfahrungen und Empfindungen 1m Verwaitungsverfahren

Die Bedeutung des Verwaltungshandelns 1m Einbürgerungs-
verfahren zeigt sich -in Deutschland in stark unterschiediichen ün-
bürgerungsraten zwischen den Bundes İ ndern. Personen, d ıe einen
Antrag geste İ lt haben, haben es mit zwei Verwaltungen zu tun: der
des jeweiiigen Bundeslandes bzw. der Stadt, und der des Herkunfts-
landes.

Der Kontakt mit der deutschen Behörde (in Bamberg) ist für dIe
Befragten grötenteiis positiv verlaufen, 1m Falle der Behörden des
Herkunftslandes wurden hingegen besonders von türkischstmmi-
gen Befragten des öfteren negative Erfahrungen geschiidert.

Für viele Befragte war das Verwaltungsverfahren von starken
Emotionen begieltet: einerseits gab es Angste und Befürchtungen,
dIe Einbürgerungsvora ıı ssetzungen nicht zu erfüllen, andererseits
gab es z. T. Wut und Enttuschung über dIe iinge des Verfahrens.

Bel der Mehrheit der Befragten verlief der Akt der Einbürgerung
1m Rahmen eines nüchtemen Verwa İtungshandelns in der Einbür-
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gerungsbehörde ohne besondere feierliche Mornente, was einige BE İ TRAG:
Befragte bedauerten. Diejenigen, dIe in Bamberg an den seit 2001	 FR İ EDR İ CH
eingeführten kommunalen Einbürgerungsfeiem teilgenommen hat- HECVJMNN
ten, empfanden dies Überwiegend als positiv. FÜr d ıe Mehrheit der
Befragten war der schlieRliche Volizug der Einbürgerung mit positi-
yen Emotionen verbunden.

Wahrgenommene Wirkungen

Bel der Auswahl der Befragten war der Zeitpunkt der Einbür-
gerung bewusst varilert worden: einige waren bereits 20 Jahre
eingebürgert, andere nur wenige Monate. DIe von den Befragten
genannten instrumentellen Einbürgerungsmotive wurden ganz
überwiegend auch als erreichte Wirkungen wahrgenommen und
a İs relevanteste Vernderung bezeicbnet. In einem umfassenden
Sinne wurden der A İ ltag und das Reisen einfacher. Eine gröere Zahi
der Eingebürgerten berichteten auch von gesteigertem po İ itischen

İ nteresse, wenige von einerVerbesserung der berufiichen Chancen.
Eine gröltere Zah İ betont auch das beruhigende Gefühi der Aufent-
ha İtssicherheit, aber nur einzetne sprechen von einem verstrkten
Zugehörigkeitsgefüh İ zu Deutsch İ and.

Resümierend lsst sich auf der Basis der Projektergebnisse fest-
ste İ len, dass Vorstellungen eines k İ aren ,,vorher-nachher3 , alsa Wir-
kungen bel den Eingebürgerten eindeutig nur 1m Bereich strukturel-
ter İ ntegration angebracht sind. Es scheint so zu sein, dass Prozesse
soz[aler, kulture İ ler und identifikatorischer İ ntegration nur retativ
wenig vom Akt des Staatsangehörigkeitserwerbs beeinflusst wer-
den. Man ândert seinen Freundeskreis nicht, weil man eingebürgert
ist, auch nicht seine ku İturet İen oder kulinarischen PrMerenzen. Vie-
es spricht dafür, dass bedeutsame Jntegrationsprozesse schon yor

der Einbürgerung stattgefunden haben. Mit den Mög İ ichkeiten des
neuen Mikrozensus hat man in NRW z.B. schon 2006 Dimensionen
von İ ntegration zwischen Aus İ ndern und Eingebürgerten unter-
sucht, in der folgenden Grafik das lntegrationsmerkma İ des Haus-
haltseinkommens (vg İ . Abbi İ durıg 2).

201



in €

MItti	 M Kapı 	 Nstoğq ıiLvSnz
M*Oi,aJÖ	 Onkmmıw,

Bnlwmn ı

MrjtflKoquote

AKTUELLE ENTW İ CKLUNGEN 1M STAATSANGEHÖRIGKE İTS -, AUSIINDER- UND FLÜCKTL İ NGSRECHT

BF İTPG:	 Abbildung 2: Haushaltseinkommensunterschiede in NRW 2006
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Schon zuvor hatten Salentin und Wilkening gezeigt, ,,dass ein-
gebürgerte Zuwanderer eine wesentlich gür ıstigere sozioökonomi-
sche Platzierung aufweisen ais AusInder der gleichen Herkunft"
(Salentlen und Wilkening 2003, 278).

3. Maflnahmen zur ,,Verinnerlichung"
von Staatsangehörigkeit und Integration

In Deutschiand wie in anderen EinwanderungsIndern, z. B.
1m Vereinigten Königreich und den USM, sind in der ietzten Zeit
Mai3nahmen festzusteilen, die ich ais Bemühungen zur ,,Verinner!i-
chung" von Staatsangehörigkeit bezeichnen möchte. Einbürgerung
soli mehr sein ais ein bioer Wechsel der Staatsangehörigkeit (,,Tür.
ke mit deutschem Pass"), sondern İ ntegration unterstützen und
eine Rolle ais Staatsbürger heifen spielen zu können.

Solche Manahmen sind:
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• d ı e Überprüfung eines bestimmten standardisierten BE İ rRAG:

Sprachnivea ıı s	 FR İ EDR İ CH

• d ıe Organisierung von Einbürgerungskursen bzw. d ıe 
HRKİMNN

Schaffung eines über Medien verfügbaren standardisi-
erten Lehrprogramms und die Prüfung eines festgeleg-
ten staatsbürgerlichen Wissens

• die Praktizierung einer bestimmten Einbürgerungskul-
tur mit bestimmterı Riten und einer Feier.

Diese Manahmen sind in Deutschland jetzt in Kraft getreten.
Auch in den USA, die schon Inger eine entwickeite Einbürgerungs-
kultur kennen, ist man offensichthch mit bisherigen Praktiken unzu-
frieden und hat ini Jahre 2008 den Bericht einer Task Force an den
Prsidenten mit dem Titel ,,Building an Americanization Movement
for the Twenty-first Century" mit vielen Manahmevorschlgen ver-
öentJicht.

Wie sind solche Manahmen unter dem Aspekt ihrer Wirkung
auf Integration zu beurteilen? Die folgenden Thesen sind ais Hypo-
thesen zu begreifen, d ı e einer empirischen Überprüfung bedürfen:

• strukturefle Integration wird durch im Einbürgerung-
sverfahren verbesserte Sprachkenntnisse und durch
staatsbürger İ iches Wissen gefördert, indem Partizipati-
on in Institutionen erleichtert wird;

• verbessertes Sprachlernen gehört auch zum Kernkut-
t ıı reiler Integration und eröffnet weiter den Zugang
zur Kultur des Einwanderungsiandes; kulturelle integ-
ration wird also ebenfalis prinzipiell durch die neuen
Manahmen gefördert;

• Sprache eröffnet auch dIe Möglichkeit, seine engen sozi-
alen Beziehungen und Verkehrskreise zu erweitern und
fördert damit prinzipieil d ıe Dimension der sozialen İ n-
tegration;

• Feiern und Riten sprechen yor ailem das Gefühi an.
Gefühle sind eine wichtige dynamische Kraft für die
Anderung von Einstellungen und d ıe Schaftung von
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BE İTRAG:	 Identifizierungen

	

FR İ EDR İ CH	 gelingt, positive

	

HE(KJMNN	 ben, dürfte das

• Wenn es mit der Einbürgerungskultur
Gefühle für das neue Land anzusprec-
identifikatorische Integration fördern.

DIe Bamberger Studie stützt das.

Die angesprochenen Wirkungen der neuen Verinnerlichungs-
manahmen können selbstverstndlich nur ais ein eher kleineres
Teilmoment ini gesamten Integrationsprozess gesehen werden. Es
wre empirisch zu prüfen, ob dIe neuen Manahmen der Wirklich-
keit, d ı e hinter Formulierungen wie ,,ein Türke mit deutschem Pass"
steht, Iangsam den Boden entziehen.

Für d ıe Frage ,,Einbürgerung ais Abschluss oder Instrurnent der
Integration?" lassen sich unsere Ergebnisse dahingehend zusam-
menfassen, dass dIe Frage so falsch gestelit ist. Es zeigt sich nmIich,
dass die Personen, die sich einbürgern lassen, in der Tat besser inte-
griert sind ais vergleichbare Gruppen (,,Abschluss der Integration");
wir zeigten d ıe Statistik der Haushaltseinkommen. FürTürken belegt
das eindrucksvol İ d ıe Studie des Berlin- İ nstituts von 2008 (Berlin-
Institut 2008,37).

Auf der anderen Seite soliten unsere Ausführungen auch zei-
gen, dass der Einbürgerungsprozess Momente enttült, dIe Integra-
tion weiter verstrken (,,lnstrumente der İ ntegration").
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TÜRK VATANDAŞLIĞINDAN AYRILAN VE
YURTDIŞINDA YAŞAYANLARIN

ÖZEL HUKUKİ STATÜSÜ

Yrd. Doç. Dr. Zeynep Derya TARMAN"

	

?EYNEP DERYA	 Giriş

	

IARJMAN' İ N	 Türk vatandaşhğmın kayıp hallerinden bir tanesi "her-
TEBLİĞİ kes vatanda ş lığın ı değiş tirmede serbest olmal ıdır" ilkesine daya-

nan izin alarak Türk vatanda şlığından çıkma durumudur. Bu
kay ıp hali kişinin kendi iradesine dayal ı bir vatandaşlık kay-
bi olarak Türk Vatandaşlık Kanunu (TVIÇ)'nda "yetkili ma-
kam kararı ile kayıp" ana baş lığı altında 20-23 maddeleri ara-
sında düzenlenmi5tir. 1 izin alarak ç ıkmanın sonuçları TVK m.
29'da; eş ve çocuklara olan etkisi ise m. 31 ve 32'de ele al ın-
mıştır. TVK m. 29 ilk cümlesinde, Türk vatandaşlığını kay-
beden kişilerin kayıp tarihinden itibaren yabanc ı muamelesi-
ne tabi tutulacaklarmı belirttikten sonra 2. cümlesinde bir is-
tisna hükmüne yer vermi ştir. TVK m. 29'un getirdiği bu istis-
na hükmü aynntıl ı olarak incelenmeden önce izin alarak Türk
vatandaş lığından ç ıkma ve çifte vatandaşl ık konular ı üzerin-
de durulacaktır.

* Tebliğ sunulduğu tarihte 5901 say ıl ı 12.6.2009 tarihli Türk Vatanda şlığı
Kanunu henüz yasala şmadığı için bu tebliğ 5901 say ı l ı Kanunla yürür-
lükten kald ınlan 403 say ıl ı 11.2.1964 tarihli Türk Vatanda ş l ığı Kanunu
esas al ınarak hazırlanmış tır.
Koç üniversitesi Hukuk Fakültesi Devletler Özel Hukuku Anabilim
Dal ı Oğretim Üyesi.
Kişinin iradesini esas alan izinle vatanda ş l ıktan çıkma konusunun kiş i-
nin iradesinin rol oynamad ığı iptal, kaybettirme ve çıkarma halleri ile
birlikte aynı başl ık altında düzenlenmesi hatal ı bulunmuştur. Bkz. E.
Nomer, Vatandaş lık Hukuku, 2007, s. 100; Aydanur Gürzumar, Türk Va-
tandaşlığınm Kaybmda Şahıs iradesinin Onemi, Prof Dr. Niiıa! İi! uocak'a
Armağan, 1999, s. 137, dn.12,
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ZEYNEP DERYA

IARA%AN'IN

JE8Ü Ğİ

1. Türk Vatandaşlığından Çıkma ve Çifte Vatandaşl ık
Yabanc ı bir devlet vatandaşlığına geçmek isteyen bir

Türk vatandaşı ya Türk vatandaşlığından çıkma izni talep
edecektir, ya da Türk vatanda şliğmı muhafaza etmek kay-
dıyla yabancı devlet vatandaşlığmı (çifte vatandaşhlc) kazan-
mak için izin isteyecektir. Bu iki yoldan birini takip etmeye-
rek başka bir devlet vatandaşlığını kendi iradeleriyle kaza-
nan Türk vatandaşları Türk vatandaşhğını kaybettirme i şle-
mine tabi tutulabilirler (m. 25a). Ancak izin aimaks ızın baş-
ka bir devlet vatanda şliğını kendi isteğiyle kazanan Türk va-
tandaşı idare kendisi hakkında kaybettirme kararı vermeden
önce çıkma dileğinde bulunduğu takdirde kendisi hakkında
art ık Türk vatanda şlığını kaybettirme karar ı verilemeyecek-
tir (Yönetmelik m. 36 (a) ve m. 31). Di ğer bir ifadeyle, ç ıkma
dileğinde bulunmak kaybettirme müeyyidesinin uygulanma-
sım durdurucu bir etkiye sahip olmaktad ır. Çıkma talebinin
kaybettirme işlemine engel olabilmesi için gerekli şart, vatan-
daşlıktan çıkma talebinin yetkili makamlar ın izinsiz yabancı
vatandaşlığa geçme olayını tespit edip kaybettirme i şlemine
başlamalarından önce yap ılmas ıdır.2

A. Vatandaşl ıktan Ç ıkma

Bir Türk vatandaşının kendi iradesine ba ğl ı olarak yetki-
li makam ın da bu konudaki izni ile Türk vatanda şlığı ile iliş-
kisinin kesilmesi Türk Vatanda şlık Kanunu'nda "vatandaşl ık-

tan ç ıkma" olarak ad1andırı1mıştır.3 Kişinin kendi başvurusu
üzerine Türk vatandaşlığından çıkmas ı bu konudaki iradesi-
ni Türk makamlarına bildiren bir başvuruda bulunmas ına ve
yetkili makamın da bu konuda olumlu karar vermesine bağ-
lıdır. Vatandaşlıktan çıkma talebinin kabul edilip edilmeye-
ceği konusunda İçişleri Bakanlığı'nın takdir yetkisi söz konu-

2 Nomer, s. 132.
Çıkma konusunda ayrıntı lı bilgi için bkz. Nomer, s.113 vd.; Rona Ay-
bay, Vatandaşlık Hukuku, Istanbul Bilgi Üniversitesi Yay ınlan 2004, s.
193 vd.; Vahit Doğan/Hasan Odaba şı, Yarg ı Kararları Işığı nda Vatandaş -
l ık ve Yabancı lar Hukuku, Seçkin Yaymiar ı 2004, s. 126 vd.
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LEYIEP DERYA sudur. İçişleri Bakanlığı'nın bu konuda takdir yetkisi olmas ı
TARMAN İN TVK m. 20'dekı ... . çikma izni a şağıdaki şartların varlığı halinde

TEBLİĞİ verilebilir. . . .' ifadesinin gereğidir. Kişi, TVK m. 20'de belirti-
len çıkma şartlarının tümünü gerçekleştirmiş olsa dahi, Içişle-
ri Bakanlığı çıkma izni vermek zorunda değildir,4 bu hususta
günün siyasi ko şulları ve Türkiye Cumhuriyeti'nin milli gü-
venliği ve kamu düzenini de göz önünde bulundurmak sure-
tiyle takdir yetkisini kullanarak ç ıkma izni verip vermeme ko-
nusunda serbesttir. Bu yönüyle vatandaşlıktan çıkma seçme
hakkının kullanılması yoluyla Türk vatanda şlığının kaybın-
dan aynl ır. 5 Ancak Bakanlığın bu konuda karar verirken key-
fi bir uygulamada bulunmamas ı ve kişinin vatandaşlık değiş-
tirme hakkından keyfi olarak yoksun b ırakılmamas ı gerektiği
de kabul edilmelidir. Keyfi bir uygulama ile kar şılaşıldığmda
idari makamlarca verilen kararlar aleyhine yarg ı yoluna baş-
vunılabileceği hususu hem Anayasa rn.125 hem de TVK m. 40
tarafından hüküm alt ına almnııştır.

1. Çıkma Şartları
Çıkma izninin verilmesinde TVK m. 20'de yer alan ç ıkma

şartlarının tümünün yerine gelmi ş olmas ı aranacaktır. Çıkma
şartları,

a. Mümeyyiz ve reşit olmak,6

Nomer, s. 114; Do ğan/Odaba şı, s. 127; Gürzumar, s. 156. Vatanda ş l ığı
terk etmek isteyen bir kişinin zorla Türk vatanda ş l ığında tutulmas ınm
toplum menfaatlerine uygunlu ğunun tartışılması gereken bir konu ola-
duğu hakkında bkz. Gürzumar, s. 163.
Gürzumar, s. 139.
MK nt Il'e göre, erginlik (rü şt) 18 yaşın tamamlanmas ıyla elde edil-
mekle beraber, kişi daha küçük ya şta da evlenme (M1< m. Il/Il) veya
yargı yoluyla (MK m. 12) erginlik kazanmış olabilir. Bu yoldan kaza-
nılmış erginlik de vatandaşl ıktan çıkma isteminde bulunabilmek için
geçerlidir. Kanun metni kıs ıtl ılar bakımından açıklay ıc ı değildir. Sez-
gin kıs ı tlıların dam. 20 çerçevesinde yetkili makam izni ile vatanda şl ık-
tan çıkma hakk ından yararlanabileceğini kabul etmek yerinde olacakt ır.
Bkz. Nomer, s. 115.
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b. Herhangi bir nedenle yabancı bir devlet vatandaşliğmı ZEYNEF' DERYA

kazanmış olmak veya başka bir devlet vatanda şlığıru kazana- TARMAN' İ N

cağma ilişkin inandına belirtiler' bulunmak,	 TEBLİĞİ

c. Herhangi bir suç nedeniyle aranmakta olan ki şilerden
olmamak,

d. Hakkında herhangi bir mali ve cezai tandit bulunma-
mak

şeklinde sıralanabilir.' Çıkma müessesinin vatanda şlık huku-
kundaki "kiş i vatandaşlığm ı belirlemede serbest olmal ıdır" ilke-
si gereği düzenlenmiş olduğunu belirtmiştik. Kanun koyucu,
bu konuda geçerli olan "ilgilinin vatanda şlıktan çıkmak suretiy-
le vatans ız kalmamas ı" ilkesini de dikkate almış ve bu iki il-
keyi bağdaştıncı bir çözüm yolu öngörmü şt-ür. Her ne şekil-
de olursa olsun bit- yabanc ı devletin vatandaşlığmı kazanmış
olmak ya da kazanacağına dair inandırıcı belirtiler göstere-
bilmek vatandaşliktan çıkma başvurusunda bulunmanın en
önemli koşuludur. Diğer bir ifadeyle, vatandaşlıktan çıkma
hakkının kullanılmas ı sonucunda kişinin vatansız kalmas ı ka-
bul edilmemektedir. Vatandaşlıktan çıkma başvurusunda bu-

' Başvuran kişinin başka bir devlet vatandaşlığını kazanacağı hakkında
inand ırıcı belgelerin neler olaca ğı konusunda Yönetınelik m. 31 (d) ben-
dinde açıklayıcı bir hüküm vard ır. İnandırı cı belirti olarak, ilgilinin vatan-
daşlığına geçmek istediği devlet makamlarından verilmiş, o devlet vatandaşlı -
ğı na kabul edileceğine ilişkin belge veya ilgi/mi Türk vatanda şı olarak o ül-
kede uzun zamandan beri otunnas ına ve orada mesleki, ticari veya s ınaifaa-
liyetlerde bulunmas ına izin verildiğini gösteren belge veya o devlet vatanda şı
ile evli olması ve bu durumun vatandaş lığa alınmas ında kolayl ıklar sağlayaca-
ğın ı n anlaşı lmış olması kabul edilebilir." denmektedir. Yönetmelikte say ı-
lan haller birer örnek olup yabanc ı devlet vatandaşlığının kazanılacağı-
na ilişkin inand ırıcı emarelerin bulunup bulunmad ığı her somut olay-
da ayrıca değerlendirilmelidir. Doktrinde yabancı devlet vatandaşlığı-
n ın kazanilacağma ilişkin inand ırı cı belirtilerin aranmas ının gereksiz ol-
duğu hakkında bkz. Nomer, s. 117.

8 7.6.1995 tarih ve 4112 sayılı Kanun'la yapılan değişiklikten önce bu ko-
şullarm arasında muvazzaf askerlik hizmetini yapm ış olmak veya yap-
mış sayilmak da vard ı. Niteliği gereği sadece erkek vatandaşları ilgilen-
diren bu hüküm, 4112 sayıl ı Kanun'la yürürlükten kald ınimıştır. Böyle-
ce henüz muvazz.af askerlik hizmetini yapmamış erkek Türk vatandaş-
larının da yetkili makamın izni ile Türk vatanda ş lığından çıkabilmeleri
mümkün olmuştur. Bkz. Gürzunıar, s. 154-155.
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Zr<NEP DERYA lunabilmek için yabanc ı devlet vatanda şlığının ne şekilde ka-
TAN'IN zanıldığı veya kazanılacağı önem taşımamaktadır. 9 Bir Türk

TEBUĞI vatandaşının yabanc ı bir devlet vatandaşlığını kazanmış ya
da kazanacak olup olmad ığı ise vatandaşlığı kazanıldığı id-
dia edilen devletin vatandaş lık kanununa göre belirlenir. Çık-
ma şartlanrun son ikisi 4.6.2003 tarihli ve 4866 say ıl ı Kanun'la
eklenmiştir. Eklenen bentlerle getirilen ko şulların s ınırlarının
oldukça belirsiz olduğu, bu konuda Yönetmeliğin bir aç ıkla-
ma getirmediği ve izinle ç ıkma konusunda idareye verilmi ş
olan takdir yetkisinin s ınırlarının büyük ölçüde genişletilme-
sinin yerinde olmadığı ifade edilmiştir)°

2. Başvuru Usulü

Başvuru usulü, TVK m. 21'de düzenlenmiştir. Buna göre,
Türk vatandaşlığmdan ç ıkma veya başka bir devlet vatandaş-
lığıru kazanma dileği, Türkiye içinde ilgilinin oturduğu yerin
en büyük mülkiye amirine, yurt dışında Türk konsolosluğu-
na bir dilekçe ile yap ı lır. Vatandaşliğın şahsa sıkı surette bağli
olduğu düşünüldüğünde vatandaşlıktan ç ıkmaya dair başvu-
ruların bizzat veya vekaletname ile yap ılabileceğini söylemek
mümkündür. Ba şvurularla ilgili evrak Içi şleri Bakanlığı Nü-
fus ve Vatandaşlık İşleri Genel Müdürlüğü'ne iletilir. 11 Içiş-
leri Bakanlığınca yap ılacak değerlendirmenin sonucuna göre
çıkma izninin verilmesi konusunda karar oluşturulur. Daha
önce de ifade edildiği üzere, kanunda öngörülen şartlar ger-
çekleşmiş olsa da, İçişleri Bakanlığı kişinin Türk vatandaşlı-
ğmdan ç ıkmas ına izin vermeyebilecektir.12

Yönetmelik m.31 (d) bendinde 'ne sebeple olursa olsun...' demek suretiyle
bu husus vurgulanmıştır.

10 Aybay, s. 198-199. Herhangi bir suç nedeniyle aranan ya da hakkmda
mali ya da cezai tandit bulunan ki şinin kanunda özel olarak ifade edil-
meseydi de ç ıkma izni alamayaca ğma ilişkin görü ş için bkz. Doğan!
Odabaşı, s. 129.

' Vatandaş lıktan çıkmak isteyen kişinin başvuru dilekçesinde belirtilmesi
gereken hususlar Yönetmelik m. 32'de ayr ıntılı olarak düzenlenmiştir.

12 Nomer, s. 114; Doğan/Odabaşı, s. 137.
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ZEYNEP DERYA

JARMAN'IN

IIBUĞİ

Türk Vatandaşlık Kanunu gereğince Türk vatandaşlığı-
nı kaybeden kişiler, kayıp tarihinden başlayarak yabancı mu-
amelesine tabi tutulur. Türk vatandaşlığının ç ıkma yoluyla
kaybı anını, Türk vatandaş lığından ç ıkma başvurusunda bu-
lunan kişinin aynı zamanda başka bir devletin vatanda şı olup
olmamasına göre ele almak gerekir. TVIC m. 22/f.l'e göre, va-
tandaşlıktan çıkmak isteyen kişi aynı zamanda ba şka bir dev-
let vatandaşı ise, çıkma belgesi kendisine derhal verilir. Ç ık-
ma belgesi ad ı verilen belge, ilgilinin Türk vatanda ş lığından
çıktığını gösteren ve verilmesi ile Türk vatandaşlığının kay-
bedilmesi sonucunu doğuran belgedir. Kişinin yabancı dev-
let vatandaşlığını kendi iradesi ile veya yabanc ı kanun hük-
mü icabı kazanmasının çıkma izni talep etmesi bak ımından
herhangi bir önemi yoktur. Ancak ki şinin izinsiz olarak kendi
iradesi ile yabanc ı devlet vatandaşlığını kazandığının yetkili
makamlarca öğrenilmesi vatana bağlilıkla bağdaşmayan bir
eylem sayılıp TVK m. 25(a) hükmü gereğince vatandaşlığın
kaybettirilmesine neden olabilir. Türk vatanda şlığından ç ık-
mak isteyen ki şinin aynı zamanda başka bir devlet vatandaşı
olmayıp sadece başka bir devlet vatandaşlığını kazanacağına
ilişkin inandırıcı belirtileri varsa kendisine çıkma belgesi de-
ğil izin belgesi verilir (m. 22/f.2). Söz konusu izin belgesi, ve-
rildiği tarihten başlayarak üç y ıl süreyle geçerlidir (m. 22/ f.4).
Kendisine izin belgesi verilen Türk vatanda şının belgenin ge-
çerlilik süresi bilmeden vatanda şlığıru istediği yabancı devle-
tin vatandaşlığını kazanması ve o devletin yetkili makamla-
rından alacağı belgeyi yetkili Türk makamlarına vermesi ge-
rekmektedir. Bunun üzerine kendisine ç ıkma belgesi verile-
cektir. istenilen yabanc ı vatandaşlığmın kazanılmaması du-
rumunda izin belgesinin Türk makamlar ına geri verilmesi ge-
rekmektedir. Burada dikkat çeken husus, TVK m. 23/f.2'ye
göre ilgili belge ve bilgileri Türk makamlar ına vermemiş olan-
ların Türk vatanda ş lığmı kaybettirilmelerine karar verilebile-
ceğidir. ilgili süreler içinde yetkili Türk makamlar ına gerekli
bilgi ve belgelerin sunulmamas ının yaptırımı olarak kaybet-
tirme kararının uygulanabilmesi ölçülülük ilkesine uygun de-
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ZEYNEP DERYA ğildir ve ilgili aç ısından ağır sonuçlar doğurabilecektir. 13 Bu-

TAN'IN nun yerine bu konuda ihmali bulunan ilgililer hakk ında idari
TEBLi Ğİ para cezası uyulanması amaca daha uygun düşecektir.

B. Çifte Vatandaşlık

"Her ferdin tek vatandaşlığı olmalıdır" şeklinde ifade edi-
len vatandaşl ık hukuku prensibi çifte vatandaşlık durumla-
rının kabul edilmesini ya da kolaylaştırılmasını değil, çok ya-
tandaşlığm meydana gelmesini önlemeyi, mevcut çok vatan-
daşlik durumların azaltmayı veya ortadan kaldırmayı hedef-
lemektedir. Kişinin hiçbir vatandaşlığı olmaması gibi, birden
çok vatandaşlığa sahip olmas ı da karışıklığa ve sorunlara yol
açabilecektir.14 Vatansızlığı önlemek için olduğu gibi çok va-
tandaşlığı önlemek için de uluslararas ı düzeyde çalışmalar
yapılmıştır. 1963 tarihli Çifte Vatandaşlığın Önlenmesine ilişkin
Avrupa Sözleşmesi bu amaca yönelik hükümler ihtiva etmek-
tedir. "Her ferdin tek vatanda şlığı olmalıdır" prensibinin altında
yatan düşünce, vatandaşm ancak tek bir ülkeye sadakat gös-
terebileceğidir. Ancak küreselleşme, uluslararas ı ulaşım ve
iletişim alanındaki gelişmeler karşısında bu ilkenin biraz yu-
muşatılması gerektiği ifade edilmi5tir)5 Nitekim 1.3.2000 tari-
hinde yürürlüğe giren Avrupa Vatandaşlık Sözleşmesi de dev-
letlerin çok vatandaşlık durumlannda daha anlayışlı davran-
malarını öngörmektedir.16

Türk hukukunun çifte vatandaşlığa karşı yaklaşımı
Türk Vatandaşlığı Kanunu'nun kabul edildiği 1964 yılın-
dan bu yana, Türkiye'den diğer ülkelere, diğer ülkelerden de
Türkiye'ye yönelik nüfus hareketlerinin etkisiyle değişiklikler
göstermektedir. Türkiye, 1980'li yıllara kadar, Türk vatandaş-

13 Nomer, s. 118; Cürzuniar, s. 158.
14 Aybay, s. 59.

Aybay, s. 78; Bilgin Tiryakioğlu, Multiple Citizenship and its Consequ-
ences in Turkish Law, Ankara üw Review, 2006, s. 4-7.

16 Avrupa Vatandaşlik Sözleşmesi m.14-17 (Sözleşme metni için bkz. Ay-
bay, s.439 vd.); Nomer, s. 119.
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lığını kazanacak olan yabanc ılardan önceki vatandaşl ıklarını İEYNEP DERYA

bırakması şartını aramamış, buna karşı lık, yabanc ı bir devle- TAVMN'IN

tin vatandaşli ğıru kazanan ya da kazanacak olan Türk vatan- TEBli Ğİ

daşları bakımından daha kah politikalar izlemi5tir. 17 1980'li
yıllardan itibaren, yurt d ışında yaşayan Türklerin yaşadıkla-
r ı ülkelerin vatandaş lığmı kazanmak ve Türk vatandaşlığını
muhafaza etme isteklerine cevap vermek ihtiyac ı ortaya çık-
mış ve TVK'da yap ılan değişikliklerle, çifte vatandaşlık açık-
ça teşvik edilmiştir. TVK m. 22/f.3'e göre, "Başka bir Devlet ya-
tandaş l ığı n ı kazanmak isteyen kişiye de Bakanlar Kurulunca tes-
pit edilen esaslara uygun olarak İçişleri Bakanhığınca izin belgesi
verilebilir" denilerek Türk hukukunda çifte vatandaş lık ka-
bul edilmi5tir. 18 Türk vatandaşlığını muhafaza ederek yaban-
cı devlet vatandaşlığma geçmek isteyen ki şilerin başvuru za-
manında yabanc ı devlet vatandaşlığına geçip geçmedikleri ve
eğer geçmişler ise bunun zamanı pek önem taşımamaktadır.'9
Bununla birlikte yabanc ı devlet vatandaşlığına izin almadan
geçmek TVK m. 25(a)'da öngörülen kaybettirme müeyyide-
sinin uygulanmas ını gerektirebilir. Ancak yabancı devlet ya-
tandaş lığını kazandıktan sonra iyi niyetli olarak başvuru ya-
pıp durumu bildirerek Türk vatanda şlığını muhafaza etmek
istediğini bildiren Türk vatandaşlarına kaybeftirme müeyyi-
desi uygulanınamaktad ır.7°

198-2000 y ıllar ı arasında, Türk vatandaşlarmın yaşadığı
bazı ülkelerde, çifte vatandaş lık karşıtı yaklaşımlar etkili ol-
maya başlamış ve o devletlerin vatanda şlığını kazanmak is-
teyen Türkler için Türk vatandaşhğmı bırakma şartı getiril-
miştir. Bu ülkelerin yaklaşımına tepki olarak TVK'da baz ı
değişiklikler yap ılmış ve yetkili makam kararı ile Türk ya-

17 Tiryakioğlu, s. 5; Aybay, s. 79.
18 Nomer, s. 32.
19 Çifte vatanda şlığa sahip kişiler, Türk vatandaşhklarında herhangi bir

değişiklik olmad ığı takdirde Türkiye'de Türk vatanda şlarının yararlan-
d ıklan haklardan aynı şekilde yararlanmaya devam edecektir. Nitekim
MOHUK m. 4/b hükmü bu ilkeyi tekrar etmektedir.

20 Danıştay' ın aynı yöndeki kararı için bkz. 1O.D., E.1987/106, K.1988/397
(DD. 72-73, 1989, s. 677 vd.).
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ZEYNEF DERYA tandaşlığım kazanacak bazı yabancıların şartlı olarak ya-
TARMAN'IN tandaşlığa alınmas ının yolu aç ılmıştır. 2000'!i y ıllardan son-

TEBU Ğİ ra TVK'nın Türkiye'nin vatandaş lık politikalar ım ve vatan-
daşhk hukukundaki yeni geli şmeleri yans ıtmaması nedeniy-
le yeni bir Türk Vatandaşlığı Kanunu için tasar ı hazırlanmış
ve TBMM'ye sunulmu ştur. Tasarı, tercihini çok vatandaşlık
yönünde yapmak suretiyle," Türk hukukunun bugüne kadar
çok vatandaşlığı hem teşvik eden hem önlemeye çal ışan tu-
tarsız yaklaşımını terk etmiştir?

Il. Türk Vatandaşlığından Ç ıkmanın Sonuçları
A. Eş ve Çocuklar Bak ımından

TVK in. 31 uyarmca vatanda ş lıktan çıkma eşin vatandaş:
lığma etki etmeyecek, vatanda şl ıktan ç ıkan kişinin eşi Türk
vatandaşı ise Türk vatanda ş lığı devam edecektir. Vatanda ş-
lıktan çıknwun çocuklar bak ınmıdan sonuçlarını düzenle-
yen 32. maddede ise, vatanda şlıktan ç ıkan ana veya babanın
çocukiarmm küçük olmas ı, çocuklann kay ıptan etkilenmesi-
nin ön şartı olarak belirtilmi ştir. Çocuklar, ana veya baban ın
vatandaşlıktan çıktığı anda Türk vatanda şı oldukları için kü-
çük olup olmadıkları Medeni Kanuna göre tespit edilecektir.
Vatandaşlıktan çıkanın ana veya baba olmas ına göre, anamn
veya babanın ölmüş bulunmas ı, ananın veya babanın yaban-
cı olması, babanın belli olmamas ı ve velayetin ana veya ba-
badan birinde bulunup diğer tarafın muvafakat vermesi al-
ternatif şartlar olarak say ılmıştır. Muvafakat olmamas ı ha-
linde ise mahkemeden al ınacak karara göre i şlem yapılacak-
tır. Madde 32, Türk vatandaş lığından çıkan ana ve babaları-
na bağli olarak Türk vatandaşlığını yitirmeleri bakımından
çocukları koruyucu iki önemli kural daha getirmi ştir. Buna
göre, baba veya anaya bağlı olarak vatandaşlığm kaybında
çocuk on beş yaşından büyük ise, çocu ğun yazılı muvafakati-

21 Ekz. Türk Vatandaşlık Kanunu Tasarıs ı Esas No: 1/458. TvK'nın aksine
TVK Tasarısı m. 45 çok vatandaş l ık konusunu aç ıkça düzenlemiştir.
Tiryakioğlu, s. 16.
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ni aramıştır. Ana veya babanın çıkmadan sonra vatanda şı ol- ZEYNEP DERYA

duğu ülke hukukunun çocuklan vatanda şlığa kabul etmeme- TARMAN'IN

si halinde kaybm uygulanmayacağı yolunda düzenlemelere rEBUĞİ

de yer vermi5tir!3

B. Kişi Balumından

TVK gereğince Türk vatandaş lığıru kaybeden kişiler, ka-
yıp tarihinden başlayarak yabana muamelesine tabi h ıtulur
(m. 29). Türk vatandaşlığından ayrılan kişi, vatansız da kal-
sa, başka bir devlet vatandaşlığına sahip de olsa art ık Türk
hukukuna göre yabanc ı statüsündedir. 24 Türk vatandaşlığı
kaybedildiği için nüfus kay ıtları kapanır, kişisel durumlarda
meydana gelen olaylar nedeniyle nüfus kayd ının üzerinde iş-
lem yap ılamaz!5 TVK'nm 29. maddesinin 2. cümlesi, ayr ıca-
hklı bir yabanc ı kategorisi yaratmış ve yetkili merciden izin
almak suretiyle Türk vatandaş lığından çıkanların bir takım
statü ve haklarını sakl ı tutmuştur. Bu kişilerin normal yaban-
cı statüsüne tabi olmay ıp, maddede say ılan haklar konusun-
da Türk vatandaşları ile aynı haklara sahip olacağı hüküm al-
tma alınmıştır. Özel stat-ülü yabancılar yaratılması yabancı-
lar hukukunun genel esaslar ına aykırı olmayıp belli bir siya-
si tercihin ifadesidir. Nas ıl bir devlet yapacağı yasalarla baş-
ka bir devletin vatandaşlık hukukunu düzenleyemez, ki şile-
re o ülkenin vatanda şlığıru kazand ıramazsa; aynı şekilde baş-
ka bir devletin eski vatandaşlarına bazı ayrıcalıklar ve olanak-

Nomer, s. 118.
24 Nomer, s. IOL Kural olarak, eski Türk vatanda şlarının yararlanacağı

haklar herhangi bir yabanc ıdan daha az değildir. Ancak baz ı hallerde
yabancı statüsüne giren ki şilere genel olarak yabanc ılara tanınan hak-
lardan daha az ının tanındığı da görülmektedir. Örneğin, vatandaşlığa
alınnıanin iptali veya vatandaşlıktan çıkarma halinde, hakkında bu iş-
lenılere başvurulan kişinin Türk hukuku karşı sındaki durumu herhan-
gi bir yabancıdan daha kötüdür. Vatanda şhğa aimma karar ı iptal edilen
veya vatandaşl ıktan çıkarılan kişinin malları tastiye edilebilir (Bkz. m.
33,35).
Bu sebeple örneğin yaş tashihine ilişkin bir dava da açılamaz. Bkz. Yar.
18. HD., 21.06.2007, E. 5157/K. 5093.
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ZEYNEP DERYA lar sağiamas ında hukuki bir engel yoktur. Bir devletin ülke-
TARAWI'IN sinde bulunan yabanc ılara hangi hak ve esaslardan hareketle

TEBLİĞİ hangi haklardaıı yararlanacağını belirlemesi tamam ıyla bir iç
hukuk meselesidir.26 TVI( m. 29'un istisna hükmü, maddenin
1995 değişikliğinden önceki ve sonraki şekline ilişkin aç ıkla-
malarla beraber ele al ınacaktır.

1. TVK m. 29 (7.6.1995 Tarih ve 4112 Sayılı Kanun)

1995 değişikliğinden önce, TVK m. 29 uyarmca Türk ya-
tandaşlığın ı kaybeden kişiler, kayıp tarihinden başlayarak yabanc ı
muamelesine tabi tutulur. İkamet, gayrimenkul edinme ve ferağı,
miras ve çal ışma gibi konularda ancak Türk kanunlar ın ı n yabancı-
lara tan ıdığı haklardanfaydalanabilirlerdi. TVK'mn 29. maddesi-
nin eski halinin temel özelli ği, vatandaşlığm kaybı yolları ve
kayıp nedenleri aras ında hiçbir fark gözetmeksizin TVK'ya
göre Türk vatandaşlığını kaybetmiş olan herkesi kayıp tari-
hinden itibaren yabanc ı muamelesine tabi k ılması olmuştur.

TVK m. 29'da yer alan düzenlemeyi ki şilerin menfaatleri-
ne ve Türkiye'nin vatanda şlık hukuku politikas ına aykır ı gö-
ren kanun koyucu, 7.6.1995 tarih ve 4112 say ılı Türk Vatan-
daşlığı Kanununda Değişiklik Yap ılmas ına İlişkin Kanun'un27 2.
maddesi ile önemli bir yenilik getirmi ştir. Buna göre, "Bu ka-
nun gereğince Türk vatandaşlığı n ı kaybeden kişiler, kayıp tarihin-
den başlayarak yabanc ı muamelesine tabi tutulur. Ancak, doğum-
la Türk Vatandaşlığı n ı kazanm ış olup da sonradan Bakanlar Ku-
rulundan çıkma izni almak suretiyle yabanc ı bir devlet vatanda ş l ı-
ğı nı kazanan kişiler ve bunların kanuni miras ç ı ları, Türkiye Cum-
huriyetinin milli güvenliği ve kamu düzenine ili şkin hükümler sak-
1: kalmak kaydıyla ülkede ikamet, seyahat, çal ışma, miras, ta şın ı r ve
taşınmaz mal iktisab ı ile ferağı gibi konularda Türk Vatandaşlanna

Aysel Çelıkel/Günseli Öztekin Gelgel, Yabana/ur Hukuku, 2008, s. 8 ve
14.

27 Türk Vatandaşlığı Icanununda Değişiklik Yap ılmasma ilişkin Kanun,
No. 4112, Kabul Tarihi 7 Haziran 1995, RG, 12 Haziran 1995; 22311.
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tan ı nan haklardan aynen yararlanmaya devam ederler. 33 ve 35 inci
maddeler hükümleri sakl ıdır".

29. maddede yapılan değişikliğin amac ı, yurt dışında ve
özellikle de Avrupa'da yaşayan vatandaşlarımızın bulunduk-
lan ülke vatandaş lıklarına idari ve yasal engeller olmaks ızın
ve aynı zamanda Türkiye'deki haklar ı ile tasarruflan konu-
sunda herhangi bir endi şeye kapılmaks ızın geçiş yapmaları-
nı sağlamaktır? Özellikle Almanya, 19 Avusturya, Danimar-
ka, Norveç ve İsveç gibi devletlerin vatandaşlık kanunları-
nın, bu devletlerin vatandaşlığının kazamimas ım Türk vatan-
daşlığından ç ıkma şartına bağlarruş olmaları vatandaşlanmızı
güç durumda bırakmıştır. Yaşadıkları ve çalıştıkları ülkelerde
daha iyi yaşam şartlarına kavuşmak, ekonomik, sosyal ve si-
yasal haklardan yararlanmak amac ı ile başka bir devlet vatan-
daşlığına geçmek isteyen vatandaşlarımız, Türk Vatandaş lı-
ğı Kanunu'nun 20. maddesi uyar ınca Türk vatandaşliğından
çıknuşlard ır. 1995 yılından önce, Türk vatandaşlığından çık-
ma izni alan kişilerin nüfus kütüklerindeki kay ıtları kapatıl-
makta ve yabanc ı muamelesine tabi tutulmakta, dolay ısı ile
ancak Türk kanunlarının yabanc ılara tanıdığı haklardan ya-
rarlanabilmekte ve Türk vatandaşlarına tanınan haklar bak-
mından ise sınırlamalara konu olmaktayd ılar. İşte, 7.6.1995
tarih ve 4112 sayı lı Kanun ile yurt dışında yaşayan vatandaş-
larımızdan TVK'nın 29. maddesi gereğince ülkede ikamet, seya-
hat, çalışma, miras, taşı n ır ve ta şınmaz mal iktisab ı ile ferağı gibi
konularda Türk Vatanda ş/anma tan ı nan haklardan aynen yararlan-
maya devam edecekleri belirtilmi ştir. Bu haklardan yararlana-
bilmeyi kolaylaşt ırmak için ilgililere verilmek üzere İçişleri

Bkz Türk Vatanda şlığı Kanununun Bir Maddesinde De ğişiklik YaptI-
masına Ilişkin Kanun Tasarısı ve Içişleri Komisyonu Raporu [1/846]:
TBMM Tutanak Dergisi, C.LXXXVIII, S. Sayı sı 842.

29 Alman vatandaşl ık hukukundaki düzenlemelere göre, kural olarak çif-
te vatandaşlık kabul edilmemekle beraber bulunduğu devletle vatan-
daşl ık ilişkisini kesmesine hukuksal olanaks ızl ık bulunan ya da yetkili
makamlann çıkma izni vermemesi nedeniyle bu ilişkiyi kesemeyen ki-
şiye istisnai olarak çifte vatandaş lık hakkı tanınmıştır. Bkz. Ayfer.Uya-
nık Çavuşoğlu, Türk Vatandaşlığı Kanununda 5203 sayılı Kanun ile Yap ı lan
Değişiklik Sonras ı nda Türk Vatandaşlığında Çı kma, Yasa 260/2005, s. 21-22.

ZEYNEP DERYA

TAVAAN'IN

TEBLi Ğİ
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ZEYNEP DERYA Bakanlığı Nüfus ve Vatanda şlık İşleri Genel Müdürlü ğü'nce
TARMAN'IN bir kimlik belgesi düzenlenmiştir. Halk arasında "pembe kart"

TEBli Ği diye anılan bu belgenin resmi ad ı "4112 sayı lı Kanunla Sakl ı
Tutulan Haklar ı n Kullan ı lmas ına İlişkin Belge"dir.

4112 sayılı Kanun'la getirilen düzenleme gerek ki şi gerek
konu bakımından uygulamada tereddütlere ve belirsizlikle-
re neden olduğundan doktrinde ele5tirilmi5tir. 31 Bu eleştiri-
ler sonucu, Kanun 29.4.2004 tarihinde de ğiştirilerek bugünkü
şeklini almıştır. Konunun daha iyi anlaşılması düşüncesiyle
bugünkü metne geçmeden önce, 4112 say ılı Kanunla getiri-
len düzenlemenin eleştirilen noktaları üzerinde durulacaktır.

TVK m. 29'un tanıdığı haklardan doğ'umla Türk vatan-
daşı olup izinle vatandaşlıktan ç ıkanların yanı sıra bu kişile-
rin kanuni mirasç ılarının da yararlanabilecek olmas ı yerinde
bulunmamı5tır.31 Kanuni mirasçı olup da Türkiye ve Türk va-
tandaşlığı ile hiçbir ilgisi olmayabilecek bir yabanc ının diğer
yabancılardan farklı olarak pek çok konuda Türk vatanda-
şıyla eşit haklardan yararlanması ele5tirilmi5tir.32 Bunun yanı
sıra, TVK'nın 29. maddesindeki "Doğumla Türk Vatanda ş lığı n ı
kazannn ş olup da sonradan Bakanlar Kurulundan33 ç ıkma izni al-
mak suretiyle yabancı bir devlet vatandaş lığı n ı kazanan kiş iler..."

° Bkz. Turgut Turhan, Türk Vatanda şlığından Çıkanlar ın Hakları, Anka-
ra Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi, 1997, Cilt 46, s. 41 vd.; Bülent Çi-
çekli, Türk Vatandaşlığından izin alarak Çıkma, Ankara Barosu Dergisi,
2000,5. 63 vd.

31 Turhan, s. 54 ve 57-58.
32 Gürzumar, s. 161.

Maddenin ilk biçimindeki Bakanlar Kurulu ifadesi yerine, 4.6.2003 ta-
rihli ve 4866 sayılı Kanunla "Içişleri Bakanl ığından" sözcükleri konul-
muştur. Türk Vatandaşlığı Kanunu'nda, çıkma izni verme ve yeniden
vatandaşlığa alma yetkisinin Bakanlar Kurulu'na verilmi ş olmas ı sorun
yaratmaktaydı . Bu yetki Bakanlar Kuruluna gereksiz bir yük yüklemek-
te ayr ıca da Bakanlar Kurulu'nun yo ğunluğu nedeniyle taleplere geç ce-
vap vermesi yurt dışında bulunan vatandaşları mağdur etmekteydi. Za-
ten bütün araştırmalar ı Içişleri Bakanl ığı yapmakta olup, Bakanlar Ku-
rulu ile yazışma halinde olmalar ı sebebiyle, bu konudaki yetkinin doğ-
rudan Içişleri Bakanh ğı'na verilmesi gereksiz yere yazışmalar yapılma-
s ırtı engelleyip, zaman, enerji ve kaynak tasarrufu sa ğlamıştır. Bkz. Ça-
vuşoğlu, s. 28, dn 37.
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ifadesi, Türk vatanda şlığından çıkma dileğinde bulunan ki-
şinin 29. maddede saklı tutulan haklardan yararlartabilmesi
için çıkma iznini aldığı tarih itibariyle yabanc ı bir devlet ya-
tandaşlığını kazanmanu ş olması gerekir şeklinde anlaşılma-
ya müsaittir.M Diğer bir ifadeyle, Türkiye'de ikamet, seyahat,
çalışma, miras, taşınır ve taşınmaz mal iktisab ı ve ferağı gibi
konulardan Türk vatandaşı gibi yararlanabilmek için, vatan-
daşlıktan çıkma izninin alındığı tarihten sonra yabanc ı dev-
let vatandaşlığı kazanılmış olmal ıdır. Bu hüküm karşısında
izin almaksizın başka bir devlet vatanda şlığını kazanmış ama
bu durumun tespitinden önce kendiliklerinden izin için ba ş-
vuranların durumunun ne olacağı sorunu tartışmalara neden
olmuştur. TVK m. 29'un dar yorumu yerine amaca uygun bir
yorumla izin almaks ınn yabancı devlet vatandaşlığmı kazan-
mış ama durumları idarece saptarımadan önce başvurarak
izin almış olanların da TVK m. 29'un olanaklar ından yarar-
land ırılmasınm yerinde olacağı ifade edilmi ştir.35 Buna kar-
şılık, bu durumda olanların TVK m. 29'un kapsamına girme-
mesi; dolay ısıyla da bu maddeyle sağlanan olanaklardan ya-
rarland ırılmaması gerektiği görüşü de savunulmu5tur. 36 4112
say ıh Kanuna getirilen diğer bir ele ştiri, TVK m.29'un kapsa-
dığı hakların ikamet, seyahat, çalışma, miras, taşınmaz mal
edinme v.b. sıraland ıktan sonra "gibi konularda" ibaresinin ek-
lenmiş olmasıdır. Buradaki 'gibi' kavramıni içeren düzenle-
menin yeterli ölçüde açık olmadığı, hakların örnekler vererek
sayma yolu ile tespit edilmesinin uygulamada kişilerin yarar-

Çiçekli, s. 72.
Aybay, s. 204; Çiçek!;, s. 73; Doğan/Odabaşı, s. 138. Bakanlar Kuru-
lu'ndan ç ıkma izni alan kişinin ister ç ıkma iznini almadan önce ister
çıkma iznini ald ıktan sonra yabancı devlet vatandaşlığını kazanmış ol-
sun kanunda getirilen istisnai haklardan yararlanaca ğı hakkmda bkz.
Danış tay, E.2000/3814; K.2002/1250.
Turhan, s. 52; Fügen Sargin, Yabana Gerçek Kişilerin Türkiye'de Taşınmaz
Mal ve S ı n ı r!, Ayni Hajdardan Yararlanmaları, Ankara 1997, s. 187. Içi şle-
ri Bakanlığı Nüfus ve Vatandaşlık Işleri Genel Müdürlüğü de Türk va-
tandaşlığından ç ıkma izni almak üzere müraccat ettiklerinde herhan-
gi bir şekilde yabanc ı devlet vatanda ş liğını kazanmış kişilerin bu hük-
mün dışında kaldığını ve belirtilen haklardan yararlanma!arm ın kanu-
nen mümkün olmadığı şeklinde yorum yapmıştır. Bkz. Çiçekli, s. 72.

ZEYNEP DERYA
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İEYNEP DERYA lanabilecekleri haklar ın kapsamının tespitinde kar ışıklıklılara
WJMN'IN yol açabilecek nitelikte olduğu be1irti1miştir.37 Bu hükmün is-

TEBLİĞİ tisnai nitelikte bir hüküm olmas ı nedeniyle dar yorumlanma-
sı gerektiği düşünülse de Yönetmeliğin madde metninde zik-
redilmeyen yatırım, ticari faaliyet, kiralama gibi baz ı konuları
hükme dahil etmiş olması (m. 42 Il) Kanunda say ılmış konu-
ların sınırlı olmadığı sonucuna yol açrmştır28 Sayılan hak tür-
lerinin sadece örnek olarak say ıldığı, madde hükmünün kap-
samına giren haklann maddede say ılanlarla sınırlı olmadığı
ve İçişleri Bakanlığından çıkma izni almak suretiyle yabanc ı
bir devlet vatandaş lığmı kazanan kişilerin kural olarak Türk
vatandaşlarının yararlandığı bütün haklardan aynen yararla-
nacağı belirtilmi5tir.39 Uygulamadan kaynklanan problemle-
ri ve belirsizlikleri ortadan kald ırmak amac ıyla 2004 yılında
yapılan deği5iklikle40 TVK m.29'a yeni bir biçim veriLmiş, tar-
tışma yaratan durum kısmen düzeltilmiştir.

2. TYK m. 29 (29.6.2004 Tarih ve 5203 Say ılı Kanun)

'Yabancı Muamelesi Ve SakIz Tutulan Haklar' başlıklı TVK
m. 29, ilk cümlesinde bu kanun gereğince Türk vatanda şl ı-
ğmı kaybeden kişilerin kayıp tarihinden başlayarak yaban-
cı muamelesine tabi tutulacaklar ını belirttilcten sonra ikinci
cümlesinde belirli nitelikteki eski Türk vatandaşlarına istis-
nai olarak belirli ayr ıcal ılcların tanmdığıru belirtmiştir. DİK
m. 29'un sağladığı haklardan sadece Türk vatandaş lığmı İçiş-
leri Bakanlığı'ndan izin almak suretiyle kaybedenlerin yarar-
lanacağı, vatandaşlığı iptal edilenler ile vatanda şlıktan çıka-
rılanların bu haklardan yararlanamayacaklar ı DİK m. 29'un
son cümlesinde ayr ıca belirtilmiştir.41

Turhan, s. 56-57; Aybay, s. 204.
Nomer, s. 102.
Turhan, t

40 Türk Vatandaşlığı Kanununda Değişiklik Yap ı lmas ına ili şkin Kanun,
No. 5203, Kabul Tarihi 29 Haziran 2004, RG, 6 Temmuz 2004, 25514.

' Kanunun 33 ve 35. madde hükümlerinin sakl ı tutulduğunu belirtilmesi-
nin gereksiz olduğu hakkmda bkz. Aybay, s. 206; Çavu şoğlu, s. 36.
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7 EY N E P DERYA

TARmN'IN

TEBLi Ğİ

a. Ayrıcalıklı Statüden Yararlanabilecek Olanlar

TVK m. 29'da ayrıcalikl ı statüden kimlerin yararlanaca-
ğı konusunda önceki metinden kaynaklanan baz ı tartışmala-
ra son vermek amac ıyla bazı düzeltmeler yap ılmıştır. Ayrıca-
l ıklı yabanc ı statüsünün uygulama şartlarından kişiye yöne-
lik olan iki şartın birlikte gerçekleşmesi gerekir. Kişinin Türk
vatandaşliğını doğumda kazanmış olması ve bu kişinin Içişle-
ri Bakanlığı 'ndan vatandaşlıktan çıkma izni almas ı veya böy-
le bir kişinin vatandaş lıktan çıkma belgesinde kayıtlı reşit ol-
mayan çocuklar ından olması gerekir.

aa. Türk Vatandaşlığından
Çıkma izni Almak Suretiyle Ayr ılanlar

TVK m. 29'da düzenlenmiş olan ayrıcalıklı yabancı sta-
tüsünden yaraılanabilmek için Türk vatandaşliğım TVK m.1,
2 veya 4 hükümlerinden biri gere ğince kan esas ı veya toprak
esasma42 dayanarak doğumla -aslen- kazanmış olmak gerek-
mektedir. Türk vatanda şlığını doğumla kazanamayıp sonra-
dan kazananlar ile Türk vatandaşlığını ilticacı statüsünde ka-
zanan kişiler bu statüden yararlanamayacaklard ır. TVK m.
29'un eski metninde do ğumla Türk vatandaş lığını kazanmış
olup da sonradan İçişleri Bakanlığından ç ıkma izni almak su-
retiyle yabanc ı devlet vatandaşlığıru kazanan kişilerin ayn-
calıkli statüden yararlanabilecekleri belirtilmi şti. Bu durum-
da, TVK m. 22/f.3 ile sağlanan olanaktan yararlanarak baş-
ka bir devlet vatandaşhğrnı Türk vatandaşlığırn da muhafaza
ederek kazanan, ancak daha sonra ç ıkma izni almak suretiy-
le Türk vatandaşlığından ayrılanların TVK m. 29 kapsamın-
da sayil ıp say ılmayacakları hususu tartışmalıydı . Bunun yanı
sıra, izin almaks ızın yabancı devlet vatandaşliğını kazanmış
olan ama durumlar ı yetkili mercilerce anla şı lıp kaybettirme
işlemi yap ılmadan önce çıkma yoluyla Türk vatanda şlığını

42 Vatandaşl ık hukuku sistemimizde kan esas ı yanında toprak esas ı da
TVK m. 4 uyarmca do ğum yoluyla Türk vatanda şlığının kazanılmas ı
yoludur.
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ZEYNEP DERYA kaybedenlerin durumu da duraksama yaratmaktayd ı . Yap ı-
TARMANIN lan değişiklikle, ç ıkma izni almadan yabanc ı bir devletin ya-

rEsu Ğı tandaşlığım kazarın-uş olanlar da sonradan ç ıkma izni almak
koşuluğuyla maddede sayılan haklardan yararlanabilecektir.
Diğer bir ifadeyle, ayr ıcalıkl ı yabancı statüsünden yararlan-
ma olanağı açısından iznin yabanc ı devlet vatanda şlığının ka-
zanılmasından önce veya sonra al ınmış olmas ı açısından bir
fark gözetilmemektedir.

TVK m.29'un eleştirilecek yönü, ayrıcalıklı statüden ya-
rarlanacaklarm kapsamına belirtirken kullandığı çıkma iznini
alanlar ifadesidir. Bu haliyle m. 29'un olanaklar ından fayda-
lanmak için çıkma izninin yeterli oldu ğu izlenimi verilmekte-
dir. Halbuki Türk vatandaş lığının kayb ı anı çıkma izninin de-
ğil çıkma belgesinin verildi ği and ır (m.23/f.1). Ayn ı madde-
de " ... bunlann vatanda şlıktan çıkma belgesinde kay ı tl ı reş it olma-
yan çocuklan... ifadesine de yer verilmiş olması ç ıkma belge-
si alınacağına işaret etmiş olsa da madde metninin özensiz bir
biçimde kaleme alınmış olduğu söylenebilir»

bb. Türk Vatandaşlığından
Çıkma izni Almak Suretiyle Ayrılanlann
Ç ocuklan

TVK m. 29'un sağladığı haklardan Türk vatanda şlığın-
dan çıkma izni almak suretiyle ayrılanlann yanı sıra bu ki-
şilerin çıkma belgelerinde kayıtlı reşit olmayan çocukları da
yararlanacaktır. Önceki metinde yer alan ve tart ışmalara yol
açan "kanuni mirasçılar"" ifadesinin kaldırılmış olup "çıkma
belgesinde kayı tlı reş it olmayan çocuklar" ifadesine yer verilmiş
olmas ı yerindedir. Bu hükme göre, ç ıkma belgesinde yer al-

Aybay, s. 207, da 26.
« TVK m. 29'a dahil edilen kanuni mirasç ılar kavramının Türk yabanc ılar

hukukunda mevcut olan baz ı yasaklar ın delinebilmesine veya en ann-
dan uygulamada ban tereddütlere neden olaca ğı hakkında bkz. Tur-
han, s. 54.
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mayan veya sonradan doğan çocuklar Türk vatanda şlarına ZEYNEP DERYA

tanınan haklardan yararlaıımaya devam edemeyeceklerdir. 45 TARJMN' İ N

TEBLİĞİ

b. Yararlanılacak Hakların Kapsamı

TVK m. 29 kapsamındaki kişiler " ... askerlik hizmetini yap-
ına yükümlülüğü ve seçme-seçilme, kamu görevlerine girme ve mu-
afen araç veya ev eşyas ı ithal etme hakları dışı nda, sosyal güvenli-

ğe ilişkin kazan ı lm ış ha klan sakl ı kalmak ve bu hakların kullan ım ın-
da ilgili kanunlardaki hükümlere tabi olmak şart ıyla Türk vatandaş-

larına tan ınan haklardan aynen yararlanmaya devam edeceklerdir.
Türk vatandaşlarına tanınan haklardan aynen yararlan ılma-
sı temel kural olarak kabul edilmekte olup yararlanılmayacak
olan haklar ise madde metninde tek tek say ılmaktadır. Buna
göre, askerlik yapma yükümlülü ğü, seçme-seçilme, kamu gö-
revine girme46 ve muafen araç veya ev eşyas ı ithal etme" ko-
nularında Türk vatandaşlarına tanınan haklardan aynen ya-
rarlanma söz konusu de ğildir. Önceki metinde yararlan ılacak
haklar ın örnekleme mahiyetinde say ılmas ı farklı bakış aç ıla-
rı sebebi ile uygulamada karışıklıklara sebep olduğundan bu
metinde yararlanılamayacak hakları sayma yöntemi tercih

Nomer, s. 103.
46 Kamu görevine girme hakkından ne anlaşılmas ı gerektiği hususu tartış-

malıdır. Doktrinde belirleyici kıstasın görülecek hizmetin kamu hizme-
ti niteliğinde olmas ı ileri sunildüğü gibi (bkz. Nomer, s. 105); madde-
de yer alan kamu görevine girme istisnasm ın dar yorumlanarak bundan
sadece devlet mernurlu ğunun anla şılması gerektiği de ileri sürülmekte-
dir (Bkz. Çavu şoğlu, s. 34). Özellikle Türk soylu yabanc ıların Türk Soy-
lu Yabanc ılara ilişkin 2527 say ıl ı Yönetmelik m. fl uyannca Türk vatan-
daşlarına hasredilen i şleri yapabilmelerine izin verildiği dikkate alma-
cak olursa eski asli Türk vatandaşlarına kamu hizmetlerine girmelerinin
yasaklanması yerinde değildir. Dolayı sıyla kamu görevine girme yasa-
ğınm dar yorumlanması gerekmektedir.
Burada muaf kavramı ile kastedilen belirli şartların varlığı durumunda
yurtdışında bulunan vatandaşlanmızın ikametlerini Türkiye'ye naklet-
melen durumunda ev eşyalarını gumruk vergisi ödemeden Türkiye'ye
ithal hakkına sahip olmalarıdır.
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ZEYNEP DERYA

TARIM NIN

TEBLİĞİ

edilmiştir. Böylece söz konusu haklar ın kapsam ını n da geni ş-
letilmiş olduğu belirtilmi5tir.48

Türk vatandaşlığmı doğumda kazanıp da ç ıkma izni al-
mak suretiyle kaybeden kişilerin ve onların reşit olmayan ço-
cuklarının yabancı muamelesine tabi tutulmalar ına m. 29/2.
cümle bir istisna getirmekle beraber bu istisnan ın uygulan-
ması bakımından da bir sınır getirmiştir. TVK m. 29 kapsa-
rnma giren kişilerin "milli güvenlik ve kamu düzenine ili şkin hü-
kümler saklı kalmak kayd ıyla" Türk vatandaşlarına tanınan hak-
lardan aynen yararlanabilecekleri kabul edilmiştir. Ancak
milli güvenlik ve kamu düzeni ad ı altında açık hüküm bulun-
madığından bu düzenlemeler her bir hak kategorisi için de ği-
şecektir. Bu nedenle, ki şiler milli güvenlik veya kamu düzeni
nedeniyle kendilerine ne gibi k ısıtlamalar uygulanabilece ği-
ni önceden öngöremeyeceklerdir. 49 Türk hukuku aç ısından içi
tam anlamıyla doldurulmamış kavramlara yer verilmesi uy-
gulamada sınırlamaların kapsan-unın genişletilmesi suretiyle
Kanunun amacına aykırı bir biçimde kullanılmas ı tehlikesini
beraberinde getirmektedir. Bu sakh hükmün nas ıl uygulana-
cağı , Bayındırlık ve iskan Bakanlığı Tapu ve Kadastro Genel
Müdürlüğü Yabanc ı işler Dairesi Başkanlığı 'nın Türk Vatan-
daşiik Kanunu'nun 5203 sayd ı Kanunla değişik 29. maddesi-
ne ilişkin 2004/22-1593 nolu genelgesinde 3° belirtiimiştir. Söz

48 İçişleri Komisyonu Raporu, Esas No: 1/815, Karar No. 68; Nomer,
102.
Nomer, s.104-105; Çavuşoğlu, s. 35.

° Bkz. TC Baymd ırl ık ve iskan Bakanlığı Tapu ve Kadastro Genel Müdür-
lüğü Yabanc ı işler Dairesi Başkanlığı, BO9ITKGOI6000I /1365-0/1126
Say ıl ı 2004/22-1593 Genelge: Türk vatandaşlığın ı doğumla kazanmış
olup da, sonradan izin almak suretiyle (Asya ve Afrika'daki tüm devletler ile
Avrupa'daki Polonya, Yunanistan, Bulgaristan, Romanya, Macaristan, Ar-
navutluk, Çek Cumhuriyeti, Slovakya ve Yugoslavya'n ın dağı lmasıyla orta-
ya çıkan Bosna-Hersek, H ı rvatistan, Slovenya, Makedonya, Yugoslavya Fede-
ral Cumhuriyeti (Sirbistan) vatanda şlığına geçenler hariç) yabana bir devlet
vatan daşlığına geçen veya önceden yabana bir devlet vatandaşlığı na geçip de
sonradan çıkma izni alan kişiler ile bunların vatandaşl ıktan çıkma belgesinde
kayı tlı reş it olmayan çocukları n ın taşınmaz mal iktisab ı,ferağı, miras ve mal-
kiyetten ayrı ayni haklara ilişkin her türlü talepleri, yabana/ara uygulanan ka-
nuni kısı tlayıa hükümler uygulanmaks ı zı n aynen Türk vatandaşları gibi mer-
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konusu Genelgede baz ı ülkeler sayılmış ve çıkma izni al ıp da ZEYNEP DERYA

bu ülkelerin vatanda şı olanların 29. madde kapsamında ön- TARAN'IN

görülen bazı haklardan yararlanamayacalciarı ifade edilmiş- JEÜG

tir. Genel Müdürlük, sald ı hükmü somut olay içinde değer-
lendirmeyip genel olarak baz ı ülke vatandaşlanna uygulan-
mas ı yönünde yorumlamıştır. 51 Bu durum, idareye "Türki-
ye Cumhuriyetinin milli güvenliğine ve kamu düzenine ili şkin hü-
kümler saklı kalmak kaydıyla.. . ifadesinden yola çıkarak sağla-
nan takdir hakkının ne denli geniş olarak kullanılabileceğinin
bir göstergesidir. Halbuki bu sınırlamanm her somut olayda
Türkiye Cumhuriyeti'nin milli güvenli ğinin ve kamu düze-
ninin zarar görmesi söz konusu oldu ğunda devreye girmesi
ve bu durumda ilgilinin m. 29'daki genel kural uyannca ya-
bancı muamelesine tabi tutulması gerekmektedir. Bunun yanı
s ıra, TVK m.29'da belirtilen olanaktan yararlanmak için han-
gi devletin vatandaşlığma geçildiğine ilişkin herhangi bir sı-
nırlama Kanun'da bulunmamaktad ır. Normlar hiyerarşisine
göre kanunda mevcut olmayan s ınırlanianın bir genelge ile
getirilmesi mümkün değildir.32 Bu sebeple doğumla Türk va-
tandaşı olup Türk vatandaşlığından çıkma izni alarak ayrı-
lanlarm hangi devletin vatandaşlığına sahip olduklar ı önem
taşımamaktadır.

c. Haklardan Yararlanma Usulü

TVK'run 29. maddesinin 2. cümlesi kapsamında değer-
lendirilen yabanc ıların haklardan Türk vatandaşları gibi ya-
rarlanacaklaııru ispat etmek üzere uygulamada ilgili kişilere
istekleri üzerine yurt dışında Türk temsilcilikleri, yurt için-

kem sorulmadan ilgili tapu sicil müdürlüklerinde sonu çland ınlacaktır. 5203
Sayı lı Kanuna tabi kişilerden olup da, yukarıdaki maddede paran tez içinde gös-
terilen devletlerin vatanda ş lığına geçenler ise, yaln ı zca miras haklarından Tür-
kiye Cumhuriyeti vatandaş: gibi yararlanacağından bunların miras haklarına
ilişkin talepleri merkeze sorulmadan ilgili tapu sicü müdürlüklerince kar şılana-
cak, miras d ışındaki taşınmaz mala ilişkin talepleri ise eskiden olduğu gibi mer-
keze sorularak alınacak cevaba göre sonu çland ınlacakhr.

51 Çelikel/Öztekin GeIgel, s. 243-244 ve 255.
52 Nuray Ekşi, Yabancılar Hukukuna İlişkin Temel Konular, 2006, s. 131-132.
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ZEYNEP DERYA de ise Nüfus ve Vatanda şlık İşleri Genel Müdürlüğü ile il
TAR!MNİN Nüfus ve Vatanda şlık Müdürlüklerince "5203 Say ı l ı Kanun-

TEBL İĞİ la Tan ı nan Hakların Kullan ılmas ına İlişkin Belge (uygulamadaki
adı önce: Pembe Kart şimdi Mavi Kart)" adı verilen bir belge
düzenlenmektedir .S Söz konusu belge ki şilerin bizzat kendi-
lerinin talebi halinde verilmektedir.M Ebeveynlerinin müraca-
atları halinde Türk vatanda şlığından çıkma belgesinde kay ıt-
lı reşit olmayan çocuklar adma da müstakil bir belge düzen-
lenn ıektedir. Mavi kart hamilleri belgenin sağladığı haklar-
dan faydalanmak istediklerinde belgeyi ibraz etmek zorun-
dadırlar (Yönetmelilc m. 42/ 111). Bu kartları ibraz eden yaban-
c ılar, Türkiye'de ikamet, seyahat, çal ışma, yatırım, ticari faali-
yet miras, taşınır ve taşınmaz mal satın alma, ferağı ve kirala-
ma gibi konularda Türk vatandaşlarına tanınan haklardan ya-
rarlanmaya devam edeceklerdir (Yönetmelik m. 42/11). Buna
karşılık, uygulamada Mavi Kart harnillerinin tapu dairelerin-
de, bankalarda ve noterlerde mavi kartlar ının tanınmama-
sı nedeniyle birtakımzorluklarla karşılaşmaları söz konusu-
dur. On dört senedir yürürlükte bulunan bir maddenin za-
man zaman uygulanmamas ı düşündürücüdür. Başbakanlık,
kamu kurum ve kuruluşlarmın TVK m. 29'u amacı doğrul-
tusunda uygulamalar ı için gereken önlemleri almalan konu-
sunda bir Genelgel yay ınlamıştır. Genelgeye göre, kamu ku-

Vatandaş lıktan çıkmak isteyen kişi ayn ı zamanda ba şka bir devlet va-
tanda şı ise çilcına belgesi kendisine derhal verilir. Bu belge ile birlikte
kendisine '5203 sayı lı Kanunla Tan ınan Hakların Kullan ı lmas ına ilişkin Bel-
ge' de verilir. Vatandaşl ıktan çıkmak isteyen ki şi, başka bir devlet vatan-
daşı değil ise, Içişleri Bakanl ığı tarafından kendisine izin belgesi, ilgili
yabancı devlet vatandaşlığını kazandığım belirten belgeyi getirdiğinde
çıkma belgesi verilir (TVK m. 22/f.2).
Söz konusu kanunun tanıdığı haklardan yararlanmak isteğe bağli oldu-
ğundan, mavi kart hamili olmas ına rağmen bir takım gerekçelerle ya-
bancı muamelesine tabi tutulmak isteyenler, talepleri halinde yabanc ı
işleme (ikamet tezkeresi ve çal ışma izni verilmesi gibi) tabi tutulabilir-
ler.
2005/6 nolu Genelge. Bkz. RG, 25 Mart 2005-25766. ilgili genelgeye
göre, "Türk Vatandaşlığından çıkan kişilerin kamu kurum ve kurulu şları -
na müracaatlannda, kurum ve kurulu şların kendi kanunlanndaki yabancılar
için getirilmiş olan kı s ı tlayı cı hükümleri dikkate ald ıklan ve bu nedenle mezkür
Kanun'un uygulanmas ında çeşitli aksamalar olduğu, yapılan değiş ikliklerin
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rum ve kurulu şlannın kendi görev alanına giren konularda ZEYNEP DERYA

29. madde kapsamındaki kişilerle ilgili iş ve işlemlerde ken- IARAAN'IN

di özel kanunlarında mevcut yabancılar için getirilmiş kısıtla- rEBÜ Ğİ

yıc ı hükürnler dikkate al ınmayacaktır. Örneğin, yabancıların
çalışma izinleriyle ilgili olarak Çal ışma Bakanhğı'nın yapaca-
ğı uygulamada İçişleri Bakanlığı Vatandaş lık Genel Müdür-
lüğü tarafından verilen belgeleri esas almas ı gerekmektedir.
TVK m. 29 kapsamındaki bir yabancı, yabancılarm çalışması-
na dair getirilen s ınırlamalara tabi olmaks ızın Türkiye'de ra-
hatça çalışabilecektir. Bunlardan belirli meslekler bak ımından
Türk vatandaşı olma koşulu, çalişma izni, çalışma vizesi, ça-
lışma amaçli ikamet izni ve bunun gibi belgeler talep edilme-
yecektir.

Sonuç

Göç veren ülkelerden olan Türkiye, yurt d ışında yaşa-
yan vatandaşlar ının özellikle Alman vatanda şlığına geçişle-
rini teşvik etmek için pembe (mavi) kart uygulamasm ı yarat-
mıştır. 1995 ve 2004 yıllannda yapılan değişikliklerin ardın-
dan şekillenen TVK m. 29, yabancı bir devlet vatandaşlığınm
kazanılmasını teşvik etmek amac ıyla özel statülü yabanc ılar
kategorisi yaratnııştır. Söz konusu madde, gerek çifte vatan-
daşliğı reddeden Almanya'daki düzenlemeyi iç hukuk kural-
ları ile dolanarak "de facto" olarak etkisiz hale getirdiği ge-
rekse yabancılar arasında ayrım yapmamış bulunan Türk Va-
tandaşliğı Kanununun sistemini yabancilar arasmda imtiyazlı
bir yabancılar grubu meydana getirmek suretiyle bozmuş ol-

anıacına uygun şekilde uygulama/ara yans ıtı lmadığı anlaşı lmaktadır. Doğum-
la Türk Vatandaşı olup da, Içişleri Bakanlığından vatandaşlıktan çıkma izni al-
mak suretiyle Türk Vatandaş l ığı n ı kaybeden ler ve bunların vatandaşlıktan çı k-
nıa belgesinde kayı tl ı reşit olmayan çocukların ı n, 403 say ı lı Kanunun 29'uncu
maddesi ile kendilerine tan ınan haklardan yararlanmaları anıacıyla Içiş leri Ba-
kanlığı tarajindan bir belge verilmektedir. Kurum ve kurulu şlar kendilerine ya-
pılan müracaatlarda 403 sayı lı Kanunun 29'uncu maddesinin uygulanmas ı
için söz konusu belge ile birlikte müracaat sahibinin vatanda şı olduğu ülke mu-
kamlarınca verilen kimlik belgesi d ışında başka bir ispat belgesi talep etmeye-
ceklerdir."

227



AKTUELLE ENTW İ CKLUNGEN 1M STMTSANGE}IÖRIGKEITS -, AUSLİNDER- UND fLÜ(HTLINGSRECHr

ZEYNEP DERYA duğı.ı ileri sürülerek eleştirilebilir. Bununla beraber, özel sta-
rAPN'IN tülü yabancılar kategorisi yarat ılması yabanc ılar hukukunun

TEBli Ğİ genel esaslarına aykırı değildir. Devletler, temel hak ve öz-
gürlükler alanında eşitlik esasrnı benimsemekle beraber, ya-
banc ıların hangi haklardan, hangi şartlarla faydalanabilecek-
lerini kendi milli menfaatlerini dikkate alarak kendileri be-
lirlerler. Türkiye de bu madde kapsamındaki kişilerin hangi
şartlarda hangi haklardan yararlanaca ğmı özel hülcümle dü-
zenlemiştir. Bu uygulaman ın söz konusu ülkelerde vatanda ş-
lık kazanma yolunu seçerek daha fazla haktan yararlanabile-
cek Türk vatanda şlar ı aç ısından faydal ı yönleri göz önünde
tutulmalıdır. Getirilen düzenlemeyle, ülkede bulunan di ğer
yabancılar ancak Türk yabanc ılar hukukunun getirdiği şart-
lar ve sın ırlamalar doğrultusunda Türk vatanda şlarına tanı-
nan haklardan yararlanabilecek iken; ç ıkma izni almak sure-
tiyle yabanc ı bir devlet vatandaşlığını kazanmış olan bu ki ş i-
ler, kural olarak Türk vatandaşlarına tanınan bütün haklar-
dan aynen yararlanmaya devam edeceklerdir. Mavi Kart ile
ayrıcalıkl ı yabancı statüsünü belgeleyen ki şilerin askerlik biz-
metini yapma yükümlülü ğü, seçme-seçilme, kamu görevle-
rine girme, muafen araç veya ev e şyası ithal etme haklan dı-
şında Türk vatandaşliğmdan kaynaklanan haklar ı saklı tutu-
lur ve güvence altına alınır. 1995 değişikliği ile kabul edilen
bu uygulamaya devlet bürolgasisi gerekli bilgilendirme ve
hazırlık yapmadan başladığından vatandaşlar bir takım zor-
luklarla karşılaşmışlardır. 2005 yılında kanunda yap ılan de-
ğişiklik ile vatandaşlara tanınan bu hak daha aç ık bir şekilde
tanımlanmıştır. Fakat bu noktada devlet kurumlar ına önem-
li bir görev düşmektedir. Kanunda yer almayan, normlar bi-
yerarşisine aykırı kısıtlamalar getirilmenıeli ve yurtdışında
yaşayan Türk vatandaşları bu maddenin kapsamı konusun-
da bilinçlendirilmelidir. Uygulamanın genelge ve talimatlar-
la yönlendirilmesi ve bu genelgelere erişimin zaman zaman
zor olmas ı hukukçuları zor durumda bıraknıaktadır. Bu ne-
denle, idarenin düzenleyici işlemlerinin sistematik ve erişi-
lebilir hale getirilmesi önem ta şımaktadır. Böylelikle yurtdı-
şında yaşayan Türk vatandaşlarının yaşadıkları devlet vatan-
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?EYNEP DERYA

TA'lN

TEBLi Ğİ

daşlığma geçmeleri ile sosyal ve siyasal haklara kavu şmala-
n ve yaşadıkları ülkelere daha kolay uyum sağlamaları sağla-
nacaktır. TVK m. 29 ile kabul edilen imtiyazl ı yabana statü-
sünün kamu çalışanlarına çok açık ve seçik anlatılmas ı, uygu-
lamadaki tereddütlerin de kald ırılması gerekir. Aksi takdirde
bu madde ile amaçlanan Türk vatandaşlarının yaşadıkları ve
bulundukları yabancı devlet vatanda şlığım teşvik etme ama-
cma ula şılamaz. Bu konu üzerinde önemle durulmas ı ve ge-
rek eski Türk vatanda şlarımızın gerekse uygulamac ılann m.
29 konusunda bilinçlendirilmesi gerekmektedir.
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ASKERLIK H İZMETİNİN TÜRK VATANDA ŞLIĞI
AÇJSINDAN DEĞERLENDİRİLMESİ

Yrd. Doç. Dr. Mesut AYGÜN

Giriş
Türk hukukunda askerlik, bir vatanda şlık görevi olarak MESUT

kabul edilmiştir. Keza, Anayasa'run "vatan hizmeti" başlığı- AYGÜN'ÜN

nı taşıyan 72. maddesinde, askerlik, hem hak, hem de görev rr ıiĞ I

olarak kabul edilmiştir. Bu maddeye göre, 'vatan hizmeti her
Türk'ün hakk ı ve ödevidir. Bu hizmetin Silahlı Kuvvetlerde veya
kamu kesiminde ne şekilde yerine getirileceği veya getirilmiş sayı-
lacağı kanunla düzenlenir'. TC Anayasas ı, Askerlik Kanunu ve
Askeralma Yönergesi ba şta olmak üzere mevzuatta askerlik
yükümlülüğü ayrıntılı olarak kabul edilmi ştir. Aynı zaman-
da bu konuya ilişkin olarak pek çok yargı kararı da bulun-
maktadır.

Siyasi hak ve ödevler arasmda de ğerlendirilen askerlik
hizmeti, tabiiyet ba ğının gerektirdiği sadakat yükümlülüğü-
nün bir sonucu olarak genellikle vatanda şlar için öngörülen
bir hak ve mükellefiyet alam teşkil etmekte, yabanc ılar kap-
sam dışmda tutulmaktadır. Ayıu zamanda çoğu ülkede as-
kerlik, erkek vatandaşları bağlayan bir yükümliilük olarak
karşımıza çıkmaktadır.

Bu tebliğ, önemli ölçüde, 'MSY 70-IC Milli Savunma Bakanlığı Aske-
ralma Yönergesi' hükümlerinin tespiti ve de ğerlendirilmesinden hare-
ketle hazırlanmıştır. Tebliğin sunumunun yapıldığı 15.05.2009 tarihinde
Türk Vatandaş lığı Kanunu Tasarısı, TBMM'nin gündeminde olup, he-
nüz yasalaşmamıştır. Ancak, askerlik yükümlülü ğünün Türk vatandaş--
lığına etkisi bakımından önemli değişiklikler getiren Tasarı 'nın ilgili hü-
kümlerineçal ışmada yer verilmiştir.
Anadolu Üniversitesi Hukuk Fakültesi Devletler Özel Hukuku Ana Bi-
lim Dalı öğretim üyesi.
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MESUT	 Askerlik yükümlülüğü, ülkeden ülkeye farklılıklar taşı-
AYGÜN'ÜN makla birlikte çeşitli şekillerde düzenlenmi5tir. 1 Aralannda

TEBLİĞi Türkiye, İsrail ve İran' ın bulunduğu ülkelerde sadece silah-
lı kuvvetlerde değerlendirilmek üzere zorunlu askerlik siste-
mi kabul edilmiştir. Buna karşılık, İngiltere, Amerika Birle-
şik Devletleri, Hollanda gibi ülkelerde zorunlu askerlik söz
konusu değildir, askerlik gönüllülük esas ına bağlanmıştır. Bu
iki kategori d ışmda kalan ülkelerde ise, askerli ğin kamu hiz-
meti olarak sivil kurumlarda ve/veya silahs ız olarak orduda
yapılmas ı gibi karma sistemler benimsemi ştir. Dünya üzerin-
de askerlik sistemlerinin bu kadar farkl ı lık arz etmesi, en çok,
birden fazla tabiiyete sahip vatanda şlar açıs ından zorluk do-
ğurmaktadır. Bu durumda birden fazla devletin vatanda şlığı-
nı taşıyan kişinin askerliğini hangi devlette yapacağı veya ya-
pılinış askerliğin diğerlerinde geçerli olup olmayaca ğı önem-
li bir sorun olarak durmaktad ır.

Askerlik yükümlülüğünün Türk vatandaşlığı üzerine et-
kisi üç şekilde karşımıza ç ıkmaktadır. İlk olarak, askerlik yü-
kümlülü ğü, Türk vatandaşlığma geçmek isteyen yabanc ı,
göçmen ve mülteciler ile Türk vatandaşlığmı kaybetme duru-
munda olanlar üzerinde etki doğurur. Özellikle, Türk vatan-
daşhğmın kaybı türlerinden olan "kaybettirme", askerlik hiz-
metinin yerine getirilmesi ile yak ından ilgilidir. İkincisi, ayni
zamanda vatanda şliklarından biri Türk vatandaşlığı olan çif-
te veya çok tbiiyetlilerin durumu ile ilgilidir. Son olarak da,
yabana ülkede yaşayan Türk vatandaşlarının askerlik yü-
kümlülüklerinin gerek ertelenmesi, gerek dövizle yerine geti-
rilmesine ilişkin ortaya çıkan özel durumlard ır. Çalışmamız-
da, askerlik yükümlülü ğünün vatandaş lık müessesesi üzerin-
deki etkilerine ilişkin yukarıda sözünü ettiğimiz her üç du-
rum da genel hatlarıyla incelenmiş ve çeşitli vargılara ula şıl-
rruştır.

Çeşitli ülkelerdeki askerlik sistemleri üzerine haz ırlanmış rapor
için bkz. Conscription and Armies in The World: <http://www.
c3.hu/ —farkashe/english/countries.htm>, (21.04.2009).
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1. Türk Vatandaşlığını Kazanma	 MESUT

1111 sayılı Askerlik Kanunu'nun ıkinci maddesine gore, AYGUN'ÜN

TEBLİĞİaskerlik yükümlüğü, Türk vatandaşlığmı kazanarılar üzerin-
de, Türk vatanda şlığına geçen yabana, vatans ız (haymatlos),
mülteciler için farklı; göçmenler için farkl ı şekilde etki eder.

A. Yabancı, Vatansız (Haymatlos) ve
Mülteciler Açısından

Burada incelenecek olanlar, 403 sayih Türk Vatanda şlığı
Kanunu'nun 3, 5, 6, 7, 8 ve 12, maddelerine göre Türk vatan-
daşlığını sonradan kazanan yabana, vatans ız veya mülteci-
lerdir. Türk vatandaşlığına geçmek isteyen yabancı, vatansız
veya mülteciler, Türk vatanda şlığmı kazandıkları tarihte han-
gi yaşta iseler, o yaştaki yerli yükümlüler (emsalleri) gibi as-
kerliklerini yaparlar. Bu ki şiler vatandaş lığı kaza ıulıklan tarihte,
ilk celp döneminde silah altına al ınan emsalleri terhis olmu ş iseler,
askerlik hizmetini yapmazlar, yedeğe alctarıl ırlar. Eğer, em-
salleri henüz terhis olmamış iseler, bu kişiler tAbi oldukları
statüde askerlik hizmetlerini tam olarak yerine getirirler. Bu
durumu bir örnekle aç ıklayalım:

Örnek 1:21.09.2006 tarihinde Türk vatandaş l ığı n ı kazanan kiş i, 1985 doğumludur.

Do ğum Tarihi	 :01.01.1985
Vatandaş l ığı Kazand ığı Tarih	 :21.092006
Vatandaşl ığı Kazanmadan Önce 	 : Yabanc ı / Vatans ı z / Müfteci	 -
ilk Ceip Döneminde Askere Al ı nan
Emsallerinin Terhis Tahhi	 21.05.2006(21.02.2005 + 15 Ay)
Sonuç: ASKERL İK YÜKÜMLÜLÜĞÜ YOK

Yükümdünün emsallerinin ilk celp grubu, 21.02.2005 ta-
rihinde silahaltına alınmış olup, 21.05.2006 tarihinde terhise
tAbidir. Vatandaşlığı kazandığı tarihte emsallerinin ilk ceip
grubu terhis olduğundan, yükün-dünün askerlik hizmeti söz
konusu değildir. Öğrenim durumuna bak ılmaks ızın yedeğe
aktarilacalct ır.
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MESUT	 Örnek 2: 1985 doğumlu yükümlü, 20.05.2006 veya bu tarihten daha önce Türk vatan-

	

AYGÜN'ÜN	 daş l ığı n ı kazanm ışt ı r.

	

ıuıiGi	 Doğum Tarihi	 :01.01.1985

Vatandaşl ığı Kazand ığı Tarih	 :20.05.2006 (Veya Bu Tarihten Önce)

Vatandaş l ığa Kazanmadan Önce	 : Yabanc ı / Vatans ı z / Mülteci

İ lk Celp Döneminde Askere Al ı nan

Emsallerinin Terhis Tarihi 	 :21.05.2006(21.02.2005 + 15 Ay)

Sonuç: ASKERLİ K YÜKÜMLÜLÜĞÜ VAR

Eğer, bu yükümlü, 20.05.2006 tarihinde veya bu tarih-
ten önce vatandaşlığı kazanmış olsa idi, vatandaşlığı kazan-
dığı tarihteki emsallerinin ilk celp grubu silah altında olduk-
larından veya silah altına al ınmadıklarından askerlik hizme-
tini yerine getirmesi söz konusu olacakt ı. Yükümlü, öğrenim
görmekte ise, talebi üzerine, Askerlik Kanunu'nun ilgili hü-
kümleri gereğince askerlik hizmeti ertelenecek; öğrenimini
tamamladıktan sonra yedek subay veya erbaş/er statüsünde
askerlik hizmetini yapacaktır.

B. Göçmenler Aç ısından

Burada sözü edilen, 5543 sayıl ı İskAn Kanunu hükümle-
rine göre Türk vatanda şlığına alınan göçmerderdir. İskAn Ka-
nunu hükümlerine göre Türk vatandaşlığına al ınan göçmen-
lerin askerlik hizmetini yap ıp yapmayacaklarının tespitinde,
Türkiye'ye ilk kez geldikleri tarih ile kaç yaşında olduklar ı
dikkate ahnır. Vatandaşlığa al ındıkları tarihin bir önemi yok-
tur. Bu kişiler, Türkiye'ye geldikleri tarihte yirmi iki yaşın ı dol-
durmuş2 veya geldikleri memlekette askerlik yükümlülü ğünü yeri-
ne getirmişseter asker edilmezler. Aksi durumda askerlik Hz-
metini yerine getirmeleri gerekmektedir. 3 Bu durumu bir ör-
nekle açıklayalım:

2 Yurda giriş tarihini sadece yil olarak bildirebilenterin, yirmi iki ya şın ı
tamamlayıp tamamlayamadıklarının tespitinde geldikleri y ı l ın 1 Ocak
tarihi esas alınır.
Ayrıca, askerlik hizmetini yaparken, terhis olmadan göç edenlerin as-
kerlik hizmetleri dikkate alinmaz, askerlik yapmam ış gibi değerlendiri-
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Örnek 1:	 MESUT

Doğum Tarihi	 :02.03.1978	 AYGÜN'ÜN

Yurda Geldiğ i Tat	 :02.032000	 TEBLiĞİ
Vatandaş l ığı Kazanmadan Önce	 : Göçmen

Vatandaş l ığı Kazand ığı Tarih	 :06.07.2000 (Önemi Yok)

Sonuç: ASKERLİK YÜKÜMLÜLÜĞÜ YOK

Bu yükümlü yurda geldiği tarihte yirmi iki ya şını doldur-
muş olduğundan, askerlik hizmetini yapmas ına gerek yok-
tur, doğrudan yedeğe aktarılacaktır.

Örnek 2:

Doğum Tarihi	 :02.03.1978

Yurda Geldiğ i Tarih	 :01.03.2000

Vatandaş l ığı Kazanmadan Önce	 : Göçmen

Vatandaş l ığı Kazand ığı Tarih	 :06.07.2000 (Önemi Yok)

Sonuç: ASKERL İK YÜKÜMLÜLÜĞÜ VAR

Bu yükümlü yurda geldiği tarihte yirmi iki yaşın tamam-
lamarıuştır. Bu durumda geldiği ülkede askerlik hizmetini ya-
pıp yapmad ığının tespit edilmesi gerekir. E ğer yükümlü gel-
diği ülkede askerlik hizmetini yapt ığım beyan ediyor ve buna
ait belge surıabiiyorsa yedeğe geçirilecektir. Eğer geldiği ül-
kede askerlik hizmetini yapmamış ya da askerlik hizmeti kar-
şıl ığı bedel ödeyerek terhis edilmemişse emsalleri gibi asker-
lik hizmetine tAbi tutulacaktır.

İİ . Türk Vatandaşlığımn Kayb ı

Bazı ülkelerin vatandaşlık kanunlannda (örneğin, İtal-
yan Vatandaşlık Kanunu'nda) askerliğin vatandaşlığın kaybı-
na yol açması ile ilgi herhangi bir hüküm bulunmamaktad ır.'

lirler.
Tannbilir, Feriha Bilge, "Vatanda şlığm irade Dışı Kayıp Halleri", Türk
Vatandaş lığı Kanunu Tasarısı Sempozyumu, Bildiriler: 29 Şubat 2008, Seç-
kin Yay ıncılık, Ankara 2008, s. 151.
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MESUT Çoğu ülkenin mevzuatında ise (Türkiye, Almanya, ABD,
AYGÜWÜN Avusturya, Hollanda gibi ülkelerin vatanda şl ık kanunlar ın-

TEBLİĞİ da) askerliğirı vatandaşlığırı kaybına yol açmasına ilişkin hü-

künıler bulunmakta ve bu konuda da genelde iki farklı kayıp
nedeninin tercih edildiği görülmektedir.

İlk ihtimalde, yükümlünün yurt d ışında bulunup asker-
lik için kendisine yapılan çağrıya uymamas ı ya da askerlik
hizmetini yerine getirmemek için yurt dışına kaçması duru-
munda vatandaşlığı kaybetmesi söz konusu olmaktad ır. Bu
nedenlere bağ lı olarak vatandaşlık bağma son verilen kişi
yurt dışında bulunmaktadır.

İkinci ihtimalde ise, yükümlünün izinsiz olarak yabanc ı
bir devletin hizmetinde gönüllü olarak askerlik yapmas ı, ya-
tandaşlığmın kaybına yol açan bir neden olarak görülmekte-
dir. Askerlik, sadakat yükünılülüğünün bir sonucu olarak va-
tandaşlar için öngörülen bir hak ve yükümlülük oldu ğundan,
yabancı devlette gönüllü askerlik hizmeti yapmanın, bu sa-
dakat yükümlülüğü ile uyu şmadığı sonucuna varılmaktadır.
Nitekim Avrupa Vatandaş lık Sözleşmesi m. Tde askerliğin,
sadece, yabancı askeri kuvvetlerin gönüllü olarak hizmetinde
bulunulması durumunda vatandaşlığın kaybına neden olaca-
ğı hükme bağlanniiştır. Avrupa Vatandaş lık Sözleşmesi'nde
yer alan bu kayıp nedeni, Türk hukuku aç ısından her ne ka-
dar şu anda yürürlükte bulunan 403 sayılı TVK'da açıkça bir
kaybettirme nedeni olarak düzenlenmese de, yürürlüğü bu-
lunmayan TAbiiyet-i Osmaniye'ye Dair Nizamname ile 1312
say ı l ı TVK'da daha a ğır bir kayıp türü olan vatandaş lıktan ıs-
kat (çıkarma) nedeni olarak düzenlenmekte idi.

Türk hukukunda askerlik ile ilgili olarak vatandaş lığm
kaybı pek çok ülkeye nazaran daha geni ş düzenleme alanı
bulmuştur. Bu konuda izlenen sistem, ilk ihtimalde değerlen-
dirdiğimiz, yükünilünün askerlik hizmetini yapmamak üze-
re bir şekilde yurt dışmda bulunmas ı hallerine ili şkindir. As-
kerlik ile ilgili olarak Türk vatanda şlığının kaybı, TVK m. 25'e
denk gelen "kaybettirme" müessesesi içerisinde üç fıkra olarak
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düzenlenmiştir. Askerlikle ilgili kaybettirme karar ı verilmesi- MESUT

ne yol açan nedenler şunlardır:	 AYGÜN'ÜN

- Yurt d ışı nda bulunup da muvazzaf askerlik görevini yapmak 
TEBEIGI

veya Türkiye'de sava ş ilan ı üzerine, yurt dışında bulunup da, yurt
savunmas ına katı lmak için yetkili k ıl ınmış makamlar tarafindan

usulen yap ı lacak çağrıya mazeretsiz olarak üç ay içinde icabet etme-
yenler (TVK m. 25/ç).

- Sevk s ı ras ı nda veya k ı talarına katıldıktan sonra yurt d ışı na

kaçıp da kanuni süresi içinde dönmeyenler (TVK m. 25/d).

- Silahl ı kuvvetler mensupları ile askerlik görevini yapmakta

olanlardan görev, izin, hava değişimi veya tedavi için yurt d ışı nda

bulunup da süresi bittiği halde mazeretsiz olarak üç ay içinde geri

dönmeyenler (TVK m. 25/e).

Bunlar içinde en yaygm uygulama alanı bulan, TVK
m. 25/çdeki askerlik hizmetini yapmamak için yurt d ışın-
da bulunan yoklama kaçaklar ı ve bakayalar ile ilgili olan
düzenlemedir.5

Ancak, TVK m. 25'de yer alan askerlikle ilgili bu kay-
bettirme nedenleri yakın zamanda tarihe kanşacaktır. Çün-
kü mevcut TVK'y ı değiştirecek olan Türk Vatandaşlığı Ka-
nunu Tasarısı'nda "kaybettirme" kapsam ında askerlik ile ilgi-
li TVK'da yer alan kaybettirme nedenlerine yer verilmemiş-
tir. Kaybettirmeyi düzenleyen Tasar ı'nın 29. maddesinde as-
kerlik ile ilgili vatandaş lığın kaybı hali olarak, sadece, "izin al-

maks ız ı n yabanc ı bir devlet hizmetinde gönüllü olarak askerlik ya-

panlar" hükmü yer almaktad ır. Tasarı, bu düzenleme ile yu-
karıda ifade ettiğimiz ihtimallerden ikincisini tercih etmiş ol-
maktadır.

Tasar ı'da yer alan bu düzenleme ile pek çok Avrupa ülke-
sinin taraf olduğu, ancak Türkiye'nin taraf ı olmadığı Avrupa

Askerliğe bağl ı sebeplerden dolay ı Türk vatandaş liğırun kayb ı hakk ın-
da detayh bilgi için bkz. Ek şi, Nuray, Askerliğin Vatandaş/ak Üzerindeki
Etkisi ve Özellikle Çifte Vatanda ş lığa Sahip Kişilerin Askerlik Yükümlülüğü,
Ikinci Bas ı, Beta Basım Yay ım Dağıtım A.Ş . Istanbul 2005, s. 5 vd (Asker-
lik Yükümlülü ğü).
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MESUT Vatandaşlık Sözleşmesi ile uyum sağlama amac ının bulundu-
AYGÜN'ÜN ğu dü şünülmektedir.

TEBLİĞİ 	 .
Öte yandan, Tasar ı ıle getirilen askerlik yukumlulu ğu-

nü ilgilendiren diğer bir değişiklik de, vatanda ş lığın iradi ola-
rak kaybına yol açan "ç ıkma "nın şartlar ına ilişkin düzenleme-
de yer almaktad ır. TVK'run m. 20/c bendinde yer alan "her-
hangi bir suç nedeniyle aranmakta olan ki şilerden olmamak" şartı-
na, Tasarı 'nın 25/c bendinde "askerlik hizmeti nedeniyle aranan
kişilerden olmamak" ibaresi ilave edilmiştir.

Bu hükmün vatanda şlıktan ç ıkma yolunun askerlikten
kaçma yönünde istismar edilmesini önlemesi bakımından
caydırıcı bir rolünün olduğu düşünülebilir.6 Ancak, Tasarı 'n ın
yeni şekline göre ç ıkma izninin verilmesinde zaten yetkili ma-
kanun takdir yetkisinin bulunmas ı ve mevzuatta yer alan di-
ğer önleyici hükümler bakımından bu düzenlemenin isabetli
olmadığı düşüncesindeyim. Çünkü askerlik statüsü bak ımın-
dan yoklama kaçağı, bakaya, izin tecavüzü, hava de ğişimi te-
cavüzü veya firari konumunda olan vatanda şlann yurt d ışına
çıkmalarına izin verilmezken, askerlik yükümlülü ğünü yeri-
ne getirmeye ıılerin vatandaş lıktan ç ıkma taleplerinin kabul
görmeyeceği aşikArd ır. Bu yönde bir şartın koşul hüküm ola-
rak Tasarı'da yer almas ına kan ımca gerek yoktur.

5 Şubat 2009 tarihinde kabul edilen 5837 say ılı Kanun'un
1. maddesi ile Askerlik Kanunu'nun 2. maddesine eklenen XI.
f., "Çeşitli nedenlerle Türk vatandaş lığın ı kaybettikten sonra yeni-
den Türk vatanda ş lığın ı kazananları n askerlik işlemlerine, Türk ya-
tandaşlığı n ı kaybettikleri tarihteki durumlarına göre devam edilir"
hükmüne amirdir. Bu hüküm ile askerlik yükümlülü ğünü ye-
rine getirmeden herhangi bir yolla Türk vatanda şlığmı kay-
bedenlerin sonradan Türk vatandaşliğmı kazanmalar ı halin-
de askerlik yükümlülü ğünü yapmak zorunda olduklar ı ifa-
de ediimektedir.

6 Kaplan, Yavuz, "Türk Vatanda şl ığı Kanunu Tasar ısı Açısmdan Vatan-
daş lı ktan Çıkma", Türk Vatandaşlığı Kanunu Tasarı s ı Sempozyumu, Bildi-
riler: 29 Şubat 2008, Seçkin Yay ıncılık, Ankara 2008, s. 180.
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MESUT

AYGÜN'ÜN

TEBL İ

111. Birden Fazla übiiyetli Türk Vatandaşları

Devletlerin askerlik sistemleri arasında farklar olduğu
gerçeğinden hareket edildiğinde, birden fazla devletin vatan-
daşlığını taşıyan kişilerin askerliklerirıi hangi devlette yapa-
cakları veya yapılmış askerliğin diğerlerinde geçerli olup ol-
mayacağı önemli bir sorun olarak kar şımıza ç ıkmaktadır. 7 As-
kerlik yükümlülüğü, bir devlette zorunlu iken, di ğerinde gö-
nüllülük esasına bağlanmışsa, bu sorun daha bariz şekilde or-
taya çıkmakta, çözümü de zorlaşmaktadır. Öte yandan, her
iki devlette askerlik zorunlu olmas ına rağmen; bir devlette si-
vil toplum kurulu şlarında yap ılan kamu hizmeti askerlik ola-
rak kabul edilirken, diğerinde fiilen askeri birliklere katılma
şeklinde yerine getiriliyorsa, bu gibi meselelerin çözümü nis-
peten öncekine göre daha kolay olacakt ır.

A. Genel Esaslar

Türkiye, geleneksel askeri stratejisi ile tanınmas ına rağ-
men Türk vatandaşhğının yani s ıra yabanc ı devlet veya dev-
letlerin vatandaşlığına sahip kişilerin askerlik yükümlülü ğü
açısından radikal adımlar atmıştır.8 Çifte vatandaşlığın, 1981
yı lında Vatandaşlık Kanunu'na yap ılan değişiklikle kabul
edilmesinin ardından, 1992 yı lında Askerlik Kanunu'nda de-
ğişiklik yapılmış, Kanunun ikinci maddesine eklenen bir f ık-
ra ile yabanc ı ülkede yapılan askerliğin Türkiye'de hangi şart-
larla kabul edileceği düzenlenmi ştir. Bu değ işikliği 1993 y ılın-
da yürürlüğe giren "Birden Fazla Tdbiiyetli Vatanda şların As-
kerlik Yükümlülüklerini Yerine Getirmi ş Sayılmalan Dair Esaslar"
başhklı Bakanlar Kurulu Karar ı takip etmiş, söz konusu me-
sele ayr ıntılı olarak düzenlenmi ştir.

Birden fazla tabiiyetli Türk vatandaşlarımn askerlik yü-
kümlüklerine ilişkin kanuni düzenleme Askerlik Kanunu'nun
ikinci maddesinde yer almaktadır. Bu düzenlemeye göre:

/ Ekşi, Askerlik Yükünilülüğü, s. 48.

Ekşi, Askerlik Yükümlülüğü, s. 73.
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MESUT	 "Bakanlar Kurulu karar ıyla belirlenecek esaslara göre, yurt d ı-
AYGÜN'ÜN şında doğan ve ikamet edenler ile kanuni rü ş t yaşına kadar yaban-

JEB İi Ğİ cı bir ülkeye gitmiş olanlardan, bulunduğu ülke vatandaşlığı n ı da
kazanan Türk vatandaşları, talepleri halinde, durumlar ı na uyan ve
Kanunun öngördüğü askerlik statülerinden biri içerisinde askerlik
mükellefiyetlerini 38 yaşı n ı tamamladıkları yı l ın sonuna kadar ye-
rine getirebilirler veya tdbiiyetinde bulundukları diğer ülkede asker-
lik yapmış oldukların ı belgeleinek kayd ıyla mükellefiyetlerini yerine
getirmiş sayıl ı rlar. Bunların 38 yaş sonuna kadar askerlikleri erte-
lenmiş kabul edilir".

Bu maddenin öngördüğü imkAndan yararlanabilmek
için:

• Yurt dışında doğmak ve ikamet etmek veya kanuni rü ş t yaşı-
na kadar yabancı bir ülkeye gitmiş olmak, ve

• Bulunduğu ülkenin vatandaş lığın ı kazanmak, şartlarının
birlikte yerine gelmi ş olması gerekir.

Maddede öngörülen şartları taşıyan Türk vatandaşları iki
türlü hareket edebilirler: Ya durumlar ına uyan ve Kanunun
öngördüğü askerlik statülerinden biri içerisinde askerlik yü-
kümlülüklerini 38 ya şını tamamladıkları yı lın sonuna kadar
yerine getirmeyi talep edebilirler. Ya da tabiiyetir ıde bulun-
dukları diğer ülkede askerlik yapmış olduklarını belgeleye-
rek yüküınlülülderini yerine getirmi ş sayılırlar. Her iki du-
rumda da bunlar ın, 38 yaş sonuna kadar askerlikleri ertelen-
miş kabul edilir.

B. Yabanc ı Ülkelerin Belirlenmesi

1993 tarihli "Birden Fazla Tibiiyetli Vatanda şların Askerlik
Yükümlülüklerini Yerine Getirmiş Say ılmalan Dair Esaslar" baş-
l ıklı Bakanlar Kurulu Karar ı 'nın 6. maddesinde, birden faz-
la vatandaşlığa sahip yükümlülerin hangi ülkelerde yapt ık-
lan askerliğin muvazzafl ık hizmetinden say ılacağı, Içişle-
ri ile Dışişleri Bakanlığı'mıı görüşü alınarak Milli Savunma
Bakanlığı'nca belirlenir hükmü yer almaktad ır. Aşağıdaki ül-
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kelerde yap ılan askerlik hizmeti ve alınan "askerliğe elverişli MESUT -

değildir" raporlan değerlendirmeye almmaktadır.	 AYGÜN'UN

- Almanya	
TEB[i Ğ i

- Avusturya
- Danimarka
- Finlandiya
- İsrail
- İsveç
- İsviçre
- Norveç
- Yunanistan
- Tunus
- Fransa (1979 ve daha genç do ğumlular hariç) 9

Bu ülkelerde yapılan askerlik hizmeti ile tanzim edilen
askerliğe elverişli değildir raporlar ırurı kabul edilmesi husu-
sunda sadece Türkiye ile Tunus aras ında karşılıldılık bulun-
maktadır. Türkiye ile Tunus aras ında "Çifte Vatandaşlık Duru-
munda Vatan Hizmeti Yükümlülüğüne İlişki Anlaşma" imzalan-
mıştır. Listede yer alan diğer ülkeler açısından bir mütekabili-
yet söz konusu değildir. Ancak bu ülkelerin tercih edilmesin-
de, zorunlu askerlik hizmetinin bulunmas ı ve aynı zamanda
vatandaşlarımızın yoğun olarak yaşadığı ülkeler olmas ı gibi
nedenler rol oynamaktad ır.1°

Bu ülkelerin dışında kalan diğer ülkelerde ise (örneğin,
Italya," Hollanda ve Belçika'da) yap ılan askerlik hizmeti ge-
çerli sayılmamaktadır.

Fransa'da 01 Ocak 1999 tarihinden itibaren, 31 Aralık 1978 tarihinden
sonra doğmuş olanlar ın askerlik yükümlülükleri ask ıya ahndığından,
bu tarihten sonra doğmuş olan yükümlülerin müracaatlan kabul edil-
memektedir. 1979'dan daha önceki do ğumlulara ait usulüne uygun ola-
rak tanzim edilmi ş belgeler kabul edilmektedir.

10 Ekşi, Askerlik Yükümlülüğü, s. 53.
11 İtalya'da 1985 doğumlulardan itibaren zorunlu askerlik hizmeti kal-

dırıldığu-ıdan, 01 Ocak 2005 yılında yukarıdaki listeden çıkartılmıştır.
1986 ve daha genç do ğumlu olanların müracaatlan kabul edilmemekte;
daha önceki doğumlulara ait usulüne uygun olarak tanzim edilmi ş bel-
geler kabul edilmektedir.
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MESUT	 Askerlik hizmeti ile "askerliğe elverişli değildir" kararli ra-
AYGÜN'ÜN porların kabul edileceği ülkeler, ihtiyaç duyulduğunda her

TEBLI ĞI yılm Aralık ayı içersinde, Milli Savunma Bakanl ığı'mn koor-
dinatörlüğünde Dışişleri ve İçişleri Bakanlıklarınca yeniden
belirlenir.

C. Kapsam Dışı Bırak ılan Yükümlüler

Bakanlar Kurulu Kararının beşinci maddesinin üçüncü
fıkrasına göre, aşağıda belirtilen yükümlülerin diğer ülkede
yaptıkları askerlik hizmeti Türkiye'de say ılmaz ve bu gibile-
rin başvurular ına işlem yapılmaz:

- Vatandaşlığını kazandığı ülkeye kanuni rü şt yaşından
sonra gitmiş olanlar,

- Yurt içinde askerlik hizmetine başladıktan sonra her-
hangi bir nedenle yurt dışına çıkıp da tabiiyetinde bulundu-
ğu diğer yabancı ülkede askerlik hizmetine ba şlayanlar,

- Türkiye ile sava ş halinde bulunan bir devletin veya bu
devlet ile aralar ında savaş için ittifak veya iştirak olan bir dev-
letin silahl ı kuvvetlerinde hizmet kabul edenlerden, askerlik
görevini yapmak için yetkili kılınmış makamlar tarafından
usulen yap ılacak çağrıya mazeretsiz olarak, bir ay içinde ica-
bet etmeyenler,

- Yabancı ülkede, askerlik hizmetlerini yaptıkları sırada
Türkiye Cumhuriyeti'nin iç ve dış güvenliği ile Kanunun suç
saydığı şekilde iktisadi ve/veya mali güvenli ği aleyhine faa-
liyette bulunanlar,

- Askerlik yükümlülü ğü bulunmayan ülkelerde askerlik
hizmeti yapanlar,

- TAbiiyetinde bulunduğu ülkede o ülke silahl ı kuvvet-
leri için ihtiyaç fazlas ı olduklarından veya siyasi, dini, felsefi
ve ahlaki inançları nedeniyle askerlik hizmeti yapmak isteme-
yenlerden, askerlik hizmeti kar şılığı hükümetlere bağl ı (res-
mi) olmayan vakıf, demek, cemaat ve benzeri diğer sivil orga-
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nizasyonlar ile bunlara bağlı veya bunların yan kuruluşu ni- MESUT

teliğindeki kurum ve kuruluşlarda hizmet yapanlar,	 AYGÜN'ÜN

- übiiyetinde bulunduğu ülkede, fiili askerlik hizmetin- TEBUĞ I

den muaf olanlar ile askerlik hizmeti yerine resmi sivil ku-
rum ve kuruluşlarda da hizmet yapmadan doğrudan ihtiya-
ta almanlar.

IV. Yurt Dışı Askerlik Erteleme

1111 sayılı Askerlik Kanunu'nun 35/G maddesine göre,
yabancı ülkede yaşayan vatandaşlarımızın askerlik yükümlü-
lükleri belli bir yaşa kadar ertelenebilir. Askerlik Kanunu'nun
35/G maddesi "Oturma veya çal ışma iznine sahip olarak işçi, iş-
veren veya bir meslek ya da sanat mensubu s ıfatı ile yabancı ül-
kelerde bulunan yükümlüler, durumlar ın ı ispata yarayan belgeler
ile bağ l ı bulundukları Türk konsolosluklanna ba şvurmaları halinde
bunların son yoklama, celp ve sevk gibi her türlü askerlik i şlemleri;
iki yılda bir yenilenmek kayd ıyla 38 yaşlann ı tamamladıkları yıl ın
sonuna kadar Milli Savunma Bakanl ığı 'nca ertelenebilir.

Erteleme şartlarına haiz olmad ıkları anlaşılanlar veya erteleme
sebebi ortadan kalkanlarla kendi istekleriyle erteleme hakk ından yaz-
geçenlerin ertelemeleri iptal edilerek, askere sevkleri sa ğlan ır" hük-
münü amirdir.

A. Yapılacak işlemler

Yabancı ülkelerde yaşamakta olan vatanda şlarımız, as-
kerlik işlemlerini erteletmek üzere, aşağıdaki belgelerle böl-
gesinde ikamet ettikleri ve ba ğli oldukları Türk konsolosluk-
lanna dilekçe ile bizzat başvururlar.

1. işçiler İçin Gerekli Belgeler

a. Bulunduğu yabancı ülkenin resmi makamlarından
alınm ış oturma veya çalışma izin belgesi,
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MESUT	 b. Çaliştığı işyerinin işvereni tarafından düzenlenmi ş, fii-
AYGÜN'ÜN len çalıştığını gösteren belge,

TEBUGI c. Herhangi bir işyerinde çahşmayarak işsizlik sigortası
veya maluliyet yard ımı alanlann, ilgili makamlardan bu yar-
dımı aldıklarını kanıtlayan belge,

d. işsiz veya malul oldu ğu halde, eşinin çalışmas ı nede-
niyle bu yardmılan da alamayanların, durumlarını gösteren
ilgili resmi makamlardan alman belge,

e. Umuma mahsus pasaport.

İşçi statüsündekiler, (a), (b) ve (e) f ıkralarında belirtilen
belgeleri mutlaka ibraz etmek zorundad ırlar. Ancak, diğer
belgelerden başvuru esnasında durumuna uyan hangisi ise,
o belge de ibraz edilir.

2. işveren İçin Gerekli Belgeler

a. Bulunduğu yabancı ülkenin resmi makamlarmdan
al ınmış oturma veya çal ışma izin belgesi,

b. Bulunduğu yabancı ülkede işveren olduğunu kanıtla-
yan belge,

c. Bulunduğu yabancı ülke kanunlarma göre işyerinin ni-
teliğini belirten belge,

d. Umuma mahsus pasaport.

3. Bir Meslek ya da Sanatı icra Edenler İçin
Gerekli Belgeler

a. Bulunduğu yabanc ı ülkenin resmi makamlarmdan
alınmış oturma veya çalışma izin belgesi,

b. Bulunduğu yabanc ı ülkede bir meslek veya sanatı icra
ettiğini gösterir belge,

c. Umuma mahsus pasaport.
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4. Gemi Adamı İçin Gerekli Belgeler	 MESUT

a. Donatan veya vekili tarafmdan düzenlenen, mahalli AYGÜN'ÜN

makamlarca onaylanan fiilen gemi adam ı olarak çaliştığına TEBUG İ

dair hizmet akit belgesi,

b. Yabanc ı ülke kayıtlarma göre denizci kütüğü kayıt su-
reti,

c. Gemi adamı yeterlilik belgesi sureti,

d. Gemi adamı cüzdanı sureti,

e. Umuma mahsus pasaport.

Gemi adamı vatandaşlanmız erteleme için geminin ban-
dırasında bulunduğu, bağlanıa limanırun bulunduğu, dona-
tan veya vekilinin bulunduğu ya da geminin velĞletini yürü-
ten gemi acentesinin bulundu ğu yabancı ülkedeki Türk kon-
solosluklanna başvurabiirler.

Türk bandıralı gemilerde veya Türkiye'de Kurulu bulu-
nan ya da donatan veya vekilinin sahip olduğu şirket idare
merkezi Türkiye'de bulunan şirketlere ait gemilerde çal ışan
gemi adan-darmın askerlikleri ertelenmez.

111< erteleme için yukarıda belirtilen belgelerle bizzat kon-
solosluklarıınza başvuran ve başvuruları kabul edilen vatan-
daşlarımız, statüleri devam ediyorsa, her iki y ılda bir (ertele-
menin bittiği yılın herhangi bir aymda veya erteleme bitim ta-
rihinden en az bir ay önce) aynı belgelerle birlikte bizzat veya
belgelerini posta vas ıtasıyla göndererek ertelemelerir ıi 38 ya-
şım tamamiadıldarı yılın sonuna kadar uzatabilirler.

B. Ülkelere Göre Erteleme Süreleri

1. İki (2) Y ıllık Ertelemeye Tabi Ülkeler

Altı ay veya bir yıl gibi erteleme süresi kabul edilen ülke-
ler dışında kalan ülkelerde erteleme süresi iki y ıldır. Fiilen ça-
lışmakta olan işçiler ile işverenler veya bir meslek ya da sana-
ü fiilen icra edenlerin askerlik işlemleri, iki (2) yıl süre ile baş-
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MESUT vuruya iki y ıl eklenmesiyle bulunan y ılın 31 Ekim tarihine ka-
AYGÜN'ÜN	 dar ertelenir.

TEBL İĞİ

Örnek 1:

MüracaatTarihi 	 :01.07.2004

Erteleme Bftim Tarihi	 :31.10.2006

Bu yöntemle bulunulan y ılda eğer 31 Ekim tarihi geçil-
mişse, bir sonraki y ı lın 31 Ekim tarihine kadar erteleme işle-
mi yapılır.

Örnek 2:

Müracaat Tarihi 	 : 0112.2004

Erteleme Bitim Tarihi 	 :01.12.2006(2006 y ı l ı 31 Ekim tarihi geçilmiş )
Erteleme Bim Tarihi	 :31.10.2007

Müteakip ertelemelerde iki y ıldan daha az süreli otur-
ma veya çalışma belgesi ibraz edenlerin, oturma veya çahşma
izninden hangisi daha uzun süreli ise, onu takip eden ilk 31
Ekim tarihine kadar ertelenir.

Örnek 3:

Müracaat Tarihi 	 :01.10.2007
Çal ışma izni Bitiş Tarihi	 :09.05.2007
Oturma izni Bitiş Tarihi	 : 06.08.2008 (Çal ış ma izni biti ş tarihine göre daha uzun)
Erteleme BiUm Tarihi	 :31.102005
Oturma veya çal ışma izni problemi olmasayd ı , erteleme bitim tarihi 31.102009 ola-

cakt ı .

Yükümlülerden takvim yılmın yar ısından (6 aydan) faz-
lasmı fiilen ayni yabancı ülkede geçirmeyenlerin müteakip er-
teleme talepleri kabul edilmez.
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2. Altı Aylık veya Bir Yıl Ertelemeye Tabi Ülkeler 	 MESUT

Aşağıda yer alan ülkelerde bulunan ve Askerlik Kanunu 
AYGÜN'ÜN

m. 35/G'deki şartları taşıyan yükümlülerin askerlik işlemleri
ise, altı ay veya bir yı l süre ile erteleriir.

a. Altı (6) aylık ertelemeye tabi ülkeler:

- Azerbaycan
- Beyaz Rusya
- Bosna-Hersek
- Ermenistan
- Estonya
- Güney Afrika Cumhuriyeti
- Gürcistan
-hak
- Makedonya
- Moldova
- Özbekistan
- Tacikistan
- Türkmenistan

b. Bir (1) yıllık ertelemeye tabi ülkeler:

- Arnavutluk
- Bulgaristan
- Çek Cumhuriyeti
- Çin Halk Cumhuriyeti
- Hırvatistan
- Kazakistan
- Kırgızistan
- Kosova
- KKTC
- Kuveyt
- Letonya
- Litvanya
- Mısır
- Polonya
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MESUT	 - Romanya

	

AYGÜNÜN	 - Rusya

	

TEBLİĞİ 	 - Slovakya
- Slovenya
- Suriye
- Ukrayna
- Yemen

Bu ülkede bulunan yükümlülerin erteleme i şlenı lerinde
31 Ekim tarihi dikkate aimmaz, doğrudan başvuru tarihine altı
ay veya bir y ıl süre ilave edilir ve bulunulan tarihe kadar er-
teleme işlemi yapıhr.

Örnek 4:

Müracaat Tarihi	 :10.04.2005
Erteleme Süresi	 : 6 Ay
Erteleme Bilim Tarihi	 :10.10.2005

Örnek 5:

Müracaat Tarihi 	 :10.04.2005
Erteleme Süresi	 : 1 Y ı l
Erteleme Bitim Tarihi 	 :10.04.2006

Altı ay veya bir y ıl ertelemeye tabi ülkelerde müteakip
erteleme talebinde bulunanlardan alt ı ay/bir yıldan daha az
süreli oturma veya çalışma belgesi ibraz edenler de ise, izin
bitimini müteakip oturma veya çal ışma izinlerinin yenilene-
ceği anlaşılanlarm, kalan izin sürelerine bakılmaks ızın asker-
lilderi altı ay/bir yıllık sürelerle ertelenir. Oturma veya çal ı-
şıma izinlerinin yenilenmesi hususunda tereddüt edilenlerin
ise, oturma veya çalışma izni sürelerinden hangisi uzunsa o
süre kadar ertelenfr.

Altı ay veya bir y ıl ertelemeye tAbi ülkelerde bulunanlar-
dan erteleme süresinin yarısından (3 ay/6 aydan) fazlas ını
aynı yabancı ülkede geçirmeyenlerin müteakip erteleme ta-
lepleri kabul edilmez.
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İster iki yıllik, ister altı ay! bir yıllık ertelemeye tabi fil- MESUT

kelerde bulunan ve şartları taşıyan yükümlülerin askerlik i ş- AYGÜR'ÜN

lemleri, her halükarda 38 yaşın ı tamamlad ıkları yılın sonuna ka- TEBLİĞİ

dar ertelenebilir.

V. Dövizle Askerlik İşlemleri

Milli Savunma Bakanl ığı 70/ 1-C Askeraima Yönergesi'nin
altmcı bölüm birinci kısmında yurt dışında yaşayan vatandaş-
lanınızın hangi usul ve esaslar çerçevesinde dövizle askerlik
hizmetinden faydalanacaklar ı aynntılı olarak düzenlenmiştir.

A. Genel Esaslar

Oturma veya çalışma iznine sahip olarak işçi, işveren sıfa-
tıyla veya bir meslek ya da sanatı icra ederek, en az 3 y ıl (1095
gün) süre ile fiilen yabancı ülkelerde bulunan vatandaşları-
rmz, durumlarını ispata yarayan belgelerle birlikte ba ğlı bu-
lundukları Türk konsolosluklar ı aracılığıyla askerlik şubeleri-
ne başvurmaları, 5.112 Euro veya kar şılığı yabancı ülke para-
sını, başvuru tarihinden itibaren 38 ya şını tamamladıkları yı-
1m sonuna kadar ödemeleri ve bir ayl ık temel askerlik eğiti-
mine tabi tutulmaları kaydıyla dövizle askerlik hizmetinden
yararlamrlar.

Buna göre, dövizle askerlik bizmetinden yararlanacak
yükümlülerde aranacak şartlar şunlardır:

• Oturma veya çalışma iznine sahip olarak en az üç y ıl (1095
gün) süre ile yabancı ülkede işçi, işveren sıfatıyla ya da her-
hangi bir meslek veya sanatı icra ederek veya bir hizmet akdi-
ne dayanarak yabanc ı bandıralı gemilerde en az üç y ıl süre ile
fiilen gemi adamı olarak bulunmak ve bu statülerini yüküm-
lülüklerini tamamlay ıncaya kadar kaybetmemiş olmak,

• Dövizle askerlik hizmeti dışında, diğer askerlik hizmet
statülerinden biri ile yurt içinde silah altına alinmanıış olmak,

• Dövizle askerlik hizmeti yükünılülüğünün devamı sü-
resince yurda kesin dönü ş yapmamış olmak. Her takvim y ılı
içerisinde 6 aydan fazla süre ile yurt içinde bulunmamak,
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MESUT	 • Dövizle askerlik hizmeti yükümlülü ğünden yarar-
AYGÜNÜN lanmak için 38 yaşını tamamladıkları yılın 31 Aralık tarihi-

TEBÜĞİ ne kadar TC konsolosluklar ına başvurmak ve belirlenen dö-
vizi Yönerge'de gösterilen cins, miktar, süre ve şartlara uy-
gun olarak ödemek (38 yaşından daha genç yükümlüler 5.112
Euro veya karşıhğı dövizi başvuruda peşin veya 1/4'ü peşin,

kalan en çok üç eşit taksitte olacak şekilde ödeyebilirler. An-
cak, 38 yaşında başvuran yükümlüler öngörülen dövizin ta-
mamını peşin ödemek zorundadırlar),

1 aylık temel askerlik eğitimini en geç 38 yaşı tamanı ladık-
ları y ılı takip eden y ıl içinde başlamak ve bitirmek.

Otuz sekiz yaşını geçtikleri halde dövizle askerlik hizme-
tinden faydalanınak için daha önce başvurmayarılar ile 38 ya-
şını tamamlamadan önce ba şvurup da ödemelerinde veya te-
mel askerlik eğitiminde eksiklikleri nedeniyle kapsamdan ç ı-
kartılanlar dövizle askerlik hizmeti yapmak istediklerinde
ödeyecekleri döviz miktar ı farkl ı olacaktır.

Bu gibiler, yukarıdaki şartları yerine getirmeleri ve 7668 €

veya karşı lığı dövizi başvuruda peşin olarak ödemeleri gerek-
mektedir. Aym zamanda, temel (1 aylık) askerlik eğitimlerini
ise başvuruyu takip eden ilk celpte veya müteakip celpte ye-
rine getirmeleri zorunludur.

B. Kapsam D ışı Bırakılan Yükümlüler

Aşağıda belirtilen duruma uyan ki şiler dövizle askerlik
hizmetinden faydalanamazlar. Bunlar, dövizle askerlik hiz-
meti kapsamından ç ıkartılarak tabi olduklar ı statüde silah al-
tına alınırlar. Bu kişiler şunlardır:

• Dövizle askerlik hizmeti için gereken yükümlülüklerini
tamamlamadan taleplerinden vazgeçenler,

• Yabanc ı ülkelerde resmi görevle (kamu kurum ve ku-
ruluşlar ı ile hissesinin çoğunluğu kamuya ait olan kuruluşlar
tarafından yabancı ülkelerde yap ılan görevlendirme ile) bu-
lunanlar,
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• Ücret, maaş veya yolluklar ının karşılığı dövizleri yurti- MESU!

çinden transfer edilenler, 	 AVGÜN'ÜN

• Yükümlülüklerini tamamlamadan yurda kesin dönü ş TEBLiGI

yapanlar ve sınır dışı edilenler ile yükümlülüklerini tamanıla-
madan her takvim yılı içerisinde toplam alt ı aydan fazla süre
ile yurtiçinde bulunanlar.

Sonuç

Türk vatarıdaşhğım kazanan yabanc ı, göçmen veya
mülteciler emsallerinin durumuna göre askerlik hizmeti-
ne Mbidirler. Daha önce vatanda şı oldukları ülkede asker-
lik yapmışlarsa, bu husus göz önünde bulundurulur. Türki-
ye, birden fazla tAbiiyete sahip Türk vatandaşlarının asker-
lik yükümlülüğü konusunda kar şılaşacakları zorluklan en
aza indirmek için çaba harcamaktadır. Bu konuda tek yanl ı
düzenlemeler yapmakla birlikte, Tunus'la olduğu gibi diğer
ülkelerle de ikili anlaşmalar yaparak sorunu çözüme kavu ş-
turmak istemektedir. Henüz yasala şmayan Türk Vatandaşlığı
Kanunu Tasarısı'nda yer alan hükümler ile Türk vatanda şlı-
ğımn kaybı bakımından da, askerliğin etkisi s ınırlandırılmaya
çalışılm ıştır. tzinsiz olarak yabanc ı silahlı kuvvetlerde hizmet
yapma dışmda askerlikle ilgili herhangi bir nedenin Türk ya-
tandaşlığmın kaybına yol açmamas ı yönünde bir eğilim söz
konusudur.

Almanya, Fransa gibi ülkelerde yoğun olmak üzere, yurt
d ışında çalışan vatandaşlarımızın askerlik yükümlülüklerini
yerine getirmeleri bakımından da önemli düzenlemeler kabul
edilmiştir. Askerlik yükümlülüğünün mümkün olduğunca,
onların yurt dışındaki çalışmalarına veya öğrenim görmeleri-
ne engel olmamas ı amaçlanmakta, bunun için askerli ğin erte-
lenmesi veya dövizle askerlik hizmetinin yap ılmas ı gibi baz ı
imkanlar getirilmektedir.
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BEGROSSUNG UND EINFÜHRUNG IN DAS DEUTSCHE
E İ NWANDERUNGSRECHT

Prof. Dr. Dr. h.c. Kay HAILBRONNER

Vieten Dank Frau Vorsitzende. Ich darf Sie an diesem Morgen BEITRAG

begrüen. Ich möchte heute ganz kurz eine Einführung in einige KAY HMIBRONNER

Grundprinzipien des neuen deutschen Austnderrechts geben.
Für diejertigen von Ihnen, dIe aus Deutschland kommen, ist das
natürtich nichts Neues, welt es sich nur um einige sehr grobe
Strukturen handeit, dIe ich in der kurzen Zeit erIutem kann. Ich
möchte mich konzentrieren auf einige Punkte, die vielleicht auch
für d ı e türkische Seite interessant sind. Das betrifft einmal dIe
Anderungen, die 1m Zuwanderungsgesetz von 2004 eingetreten
sind. Die zweite, wesenttiche Anderung des deutschen AusIn-
derrechts ist im Zuge des sogenannten RichttinienumsetzungSge-
setzes erfolgt. Das bedeutet eine Umwandlung oder Umsetzung
des EG-Rechts, sprich des europischen Gemeinschaftsrechts in
deutsches Recht. Ich darf vielleicht mit diesem Punkt beginnen.

Es ist mittterweile ein erhebticher Einfluss des europischen
Gemeinschaftsrechts auf das deutsche AusInderrecht festzu-
stelten. Sie aile kennen das von unserer gestrigen Diskussion
über das Assoziationsrecht, aber über das Assoziationsrecht hi-
naus gibt es mittterweile auch eine Reihe wichtiger Richtlinien,
dIe das deutsche Ausl5nderrecht ganz erheblich beeinflussen. Da

Der Verfasser ist Inhaber des LeFırstuh İ s fOr öflentliches Recht, Völkerrecht
und Europarecht sowie Direktor des Forschungszentrums fOr internationa-
les und europisdıes AusInder- und Asylrecht an der universitt Konstanz.
Der Vortragsstil wurde beibehalten.
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6EITG:	 sind auch einige ganz wichtige Richtlinien dabei, auf d ıe ich auch
KAYHA İ LBRDNN(R d ıe türkische Seite aufmerksam machen wiII, weil sie auch ganz

interessante Perspektiven für d ıe Gestaltung etwa des Einwan-
derungsrechts betreffen. Darunter gehört z ıı m BeispieI, dass wir
1m Moment dabei sind, eine sogenannte BIue-Card-Richtlinie zu
verabschjeden. Diese soli im Juni vom Rat verabschiedet werden
und soli ein Aufenthaltsrecht für hochqualiflzierte Drittstaats-
angehörige ermöglichen. Wir haben bere ıts eine Richtlinie über
dIe Rechtsstellung von Iangfristig aufenthaltsberechtigten Dritt-
staatsangehörigen. Diese ist allerdings für d ıe türkische Seite
weniger interessant, weil das Aufenthaltsrecht von türkiscl-ıen
Staatsarıgehörigen, dIe sich bereits in einem Mitg!iedstaat auf-
halten, weitgehend durch das Assoziationsrecht geregeit wird
und d ıe Richtlinie darüber hinaus eigentlich keine besonderen
Attraktionen mehr bietet, weil das Assoziationsrecht bereits
weitgehend gesicherte Aufenthaitsrechte ermöglicht. Was viel-
Ieicht auch noch ganz interessant und wenig bekannt ist, dass
wir mittierwejle eine Richtlinie über Forscher und eine Richtlinie
über Studenten haben. Ich möchte ein paar ganz kurze Bemer-
kungen über d ıe Forscher-Richtlinie machen, dIe erst yor relativ
kurzer Zeit in Kraft getreten ist und dIe auch für Interessenten
aus der Türkel durchaus erwgenswert ist ais Möglichkeit, eine
Aufenthaltserjaubnis in Deutschland zu bekommen. Diese Richt-
inle sieht yor, wenn man die Möglichkeit hat, ais Forscher an el-
ner Forschungseinrichtung in Deutschland oder in einem ande-
ren EU-Mitgliedstaat zu arbeiten, dass man dann eine spezifische
Forscheraufenthaltserlaubnis bekommt. Voraussetzung dafür
ist, dass es sich um eine Einrichtung in einem EU-Mitgliedstaat
handeit, die akkreditiert ist, also ein gewisses Verfahren durch-
Iaufen hat. Das muss keine Universitt, sondern kann auch eine
private Forschungseinricht ıı ng sein. Der Vorteil dieser Aufent-
haltserlaubnis ais Forscher ist, dass, wenn man eine solche Auf-
enthaltserlaubnis erhalten hat, damit auch eine gewisse MobiIitM
in der Europischen Union verknüpft ist. Denn man hat einen An-
spruch auf Erteilung einer Aufenthalterlaubnis auch in anderen
EU-Mitgliedstaaten, um dort das Projekt oder die Forschungsar-
beiten fortzusetzen, für deren Durchführung man ursprünglich
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die Aufenthaltserlaubnis bekommen hat. Ahnlich ist auch das BEftRAG:

in der EU-Richt!inie über Studenten vorgesehene System. Denn MYHAIURONNER

auch dort ist eine gewisse Mobi!itt für die FIIe gewhrIeistet,
in denen eine EU-Aufenthaltserlaubnis für Studenten ertelit wur-
de und anschlie(3end d ıe Fortsetzung des Studiums in einem an-
deren Mitgliedstaat geplant ist. Das ist insofern von Interesse, ak
dass man zwar mit dem Schengen-Visum bis zu drei Monate im
gesamten EU-Gebiet reisen kann, aber mit den nach den oben ge-
nannten Richtlinien erteilten Aufenthaltseriaubnissen kann man
sich über diesen Zeitraum hinaus in jedem anderen EU-Mitglied-
staat aufhalten.

Ich möchte noch auf einige Punkte des Zuwanderungsge-
setzes eingehen und damit zum deutschen Recht zurückkehren.
Das Zuwanderungsgesetz 2004 war - wie Sie vielleicht wissen -
heftig umstritten. Es hat nicht das geleistet, was manche erhofft
hatten, nmIich eine weitgehende ÖInung des deutschen Auf-
erıthaltsrechts für Personen, die eine Erwerbsttigkeit ausüben
wollen. Der sogenannte Anwerbestopp ist im Prinzip beibehal-
ten worden. Auf der anderen Seite sieht auch das deutsche Aus-
Inderrecht eine öFnung für bestimmte Arten von qualiflzierter
Erwerbst5tigkeit in einer ganzen Reihe von Bereichen yor. Dies
beruht 1m Prinzip auf einer Verordnung, dIe vom Arbeits- und
Sozialministerlum erlassen wird, dIe aber doch eine gewisse FIe-
xibilit5t eröffnet. Das Grundprinzip ist, dass yor Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis eine Prüfung dahingehend erforderlich ist,
ob für eine bestimmte fltigkeit vorrangig deutsche oder gleich-
gesteilte EU-Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. Diese Verord-
nung sieht aber doch eine Reihe von Bestimmungen bzw. von
Kategorien yor, nach denen unter erleichterten Voraussetzun-
gen eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Aufnahme einer
Erwerbstötigkeit ertelit werden kann. Gerade im letzten Jahr
sind zahlreiche Erleichterungen für qualiflzierte FachkrMte in
diese Verordnung aufgenommen und damit das System relativ
fiexibel gestaltet worden. Denn man kann somit relativ kurzfris-
tig auf dIe Ver5nderungen des Arbeitsmarktes und dIe Bedartsla-
ge reagieren. Es gibt im Zuwanderungsgesetz zwei weitere neue
Vorschriften, die dIe Studenten betreffen. In diesem Zusammen-
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BE İTRAG: hang möchte ich kurı erwhnen, dass sich hier ein wesentlicher
KAY HAILBRONNER Unterschied 1m Vergleich zur vorherigen Rechtslage volizogen

hat. Bis zum Jahr 2004 gait ais Prinzip des AusInderechts, dass
jemand, der in Deutschiand studiert oder eine Ausbildung abge-
schlossen hat, nach Abschluss der Ausbildung wieder in seinen
Heimatstaat zurückkehren muss. Das hat das Zuwanderungs-
gesetz volikommen umgedreht und hat eine Möglichkeit ge-
schaffen, dass man nach Abschiuss der Ausbildung eine gewisse
Zeit hat, in Deutschland einen Arbeitsplatz zu suchen. Wenn es
einem gehngt, einen Arbeitsplatz au finden, hat man die Mög-
iichkeit, ohne dass man wieder in seinen Heimatstaat zurückkeh-
ren muss, von Deutschland aus eine Aufenthaltseriaubnis zum
Zweck einer Erwerbsttigkeit au bekommen. Das war ein funda-
mentaler Wechsei. Es ist off enkundig, dass diese Anderung sinn-
voli und notwendig war, denn Sie erinnem sich vielleicht an die
Diskussion über die Anwerbung von lndern. Es macht wohi kaum
einen Sinn, wenn sich in Deutschiand ein qualifizierter Ingenieur
aus der Türkei befindet und dieserdann zurückkehren muss, und
Deutschland anschliegend eine Anwerbeaktion durchführt, um
jemanden aus dem Ausland anzuheuern. Da ist es sicherlich sinn-
voller, eine Möglichkeit zu geben, sich in Deutschland um einen
solchen Arbeitsplatz zu bewerben. Diese Möglichkeit [st jetzt mit
dem Zuwanderungsgesetz geschaffen worden. Wir haben noch
weitere Vorschriften, die aber in der Praxis nicht gana 50 wichtig
sind, aber immerhin doch für die Philosophie des Gesetzes nicht
ganz unwichtig sind. Wir haben dIe Möglichkeit, ein volikommen
unbefristetes, also ein gesichertes Aufenthaltsrecht für soge-
nannte Hochqualifizierte au geben. Das ist im Aufenthaitsgesetz
ausdrückiich niedergelegt, wobei das Gesetz Wissenschaftler
mit besonderen fachiichen Kenntnissen oder Lehrpersonen in
herausgehobener Position ais hochquaiiflziert definiert. Aiso Sie
sind aile qualifiziert und können aile eine Aufenthalteriaubnis
nach Ş 19 für Hochqualiflzierte bekommen. Das ist aiso eine Mög-
Iichkeit. Nunmehr besteht auch zum ersten Mal für selbstndig
ütige die Mögiichkeit, eine Aufenthaltseriaubnis zu erhaiten.
Diesbezüglich hat es in Deutschiand groe Diskussionen gege-
ben. Nach dem Aufenthaltsgesetz kann eine Aufenthaltserlaub-
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nis für Selbstndige ertelit werden, wenn bestimmte flnanzielle BE İTRAG:

Erfordernisse ertülit sind. Ursprüngiich verlangte das Cesetz eine KAY HA İ LBRONNER

M il] ion Euro Investition und d ı e Schaftung von 10 ArbeitspItzen.
Das ist dann schrittweise reduziert worden. DIe neueste Fassung
des Gesetzes seit Anfang dieses Jahres sieht eine Investition von
250.000 Euro und d ıe Schaung von 5 ArbeitspItzen yor. Diese
Voraussetzung ist aflerdings auch in Deutschland immer falsch
verstanden worden. Hierbei handeit es sich um keine unabding-
bare Voraussetzung für dIe Cewhrung eines Aufenthaltsrechts
nach dieser Bestimmung für seIbstndige Erwerbstötige, son-
dern es ist ein Beispiel für die Voraussetzungen, unter denen ge-
nereil die Bedingungen dieser Bestimmung erfülit sind. Das ist
aber nicht abschliel3end. Es ist also nicht ausgeschlossen, dass
jemand, der nicht diese Voraussetzungen erfülit, dennoch eine
solche Aufenthaltserlaubnjs nach Ş 21 bekommt.
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DIe Schweiz hat in Europa gemeinhin den Ruf, gerne eigene
Wege zu gehen. Sie ist weder MitgUed der Europischen Union,
noch ist sie MitgIied der NATO. Sie hat ihre eigene Whrung und
verfolgt auBenpolitisch das Konzept der NeutraIitt. Es würde
daher niemanden verwundern, wenn sie auch 1m Bereich der Mi-
grationspolitik einen anderen Weg gehen würde ais ihre Nach-
barstaaten. Um dieser Frage auf dert Grund zu gehen, vergleicht
dieser Beitrag dIe schweizerische Migrationspolitik und das
schweizerische Migrationsrecht mit den in Deutschland gelten-
dert Konzepten und Regelungen.

In vielen Dingen scheinen die beiden Lander grundverschie-
den. Nicht nurweii Deutschland gut zehnmai sa viete Einwohner
hat wie dIe Schweiz und beinahe neunmai 50 grog Ist und nicht
nurweil Deutschland Mitglied in den genannten intemationalen
Organisationen ist. Sondern var ailem, weil belde Lnder eine
sehr unterschiedliche Geschichte haben und ihre politischen Sy-
steme stark voneinander abweichen. Ein Vergieich der Zuwande-
rungssysteme beider Lnder verspricht daher spannend zu sein.

Der folgende Beitrag gliedert sich in drei Teite: 1m ersten Teli
geht es um dIe Zuwanderung von Personen mit der Staatsange-
hörigkeit eines EU-Mitgliedstaats. Der zweite Teil widmet sich
ausführiich der Zuwanderung von Drittstaatsangehörigen und
der dritte und Ietzte Tell wagt ein Fazit.



VATANDAŞ UK, GÜÇ, MÜLTECI VE YABANCILAR HI İ KIJKUNDAK İ GÜNCEL GEL İŞMELER

Il. Zuwanderung aus der Eli	 BEITEAG:

Die Regein für d ıe Zuwanderung von Erwerbstt İgen aus	 PLEK.

Staaten der Europischen Union unterscheiden sich einigen Jah-
ren nur noch ini Detail. Zwar ist die Schweiz kein Mitgliedstaat
der EU, jedoch ist sie über völkerrechtliche Abkommen eng mit
dieser verknüptt. 1m Migrat İonsbereich ist das Abkommen vom
21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
einerseits und der Europ5ischen Gemeinschaft und ihren Mit-
g İ iedstaaten andererseits über die Fre İzüg İgkeitl das wichtigste
völkerrechtliche Instrument zur Steuerung der Migration zwi-
schen den Vertragsparteien. Aufgrund der monistischen Völker-
rechtstradition ist das Abkommen in der Schweiz unmittelbar
anwendbar' und gew5hrt Staatsangehörigen der EU-Mitgiied-
staaten 3 unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Auf-
enthalt sowie den Zugang zum schweizerischen Arbeitsmarkt.

Das Abkommen ist am 1. Juni 2002 in Kraft getreten und ge-
wöhrt mnsbesondere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmem,4
d İe einen Arbeitsvertrag in der Schweiz vorweisen können, das
Recht auf Aufenthalt und die Gleichbehandlung mit Schweizer
Staatsangehörigen. In vollem Umfang gIk die Personenfreizü-
gigkeit allerdings erst seit dem 1. Juni 2007 und bislang auch nur

SR 0.142.112.681. Veröffentljcht in AB İ . L 114/6 vom 3b.4.2002 bzw. BB İ . 1999,
7027 oder abrufbar unter http://www.admin.ch/ch/d/sr/co_ ı42_ıı z_681 .
html.

2 Grossen/Döpp, Sonderrege İungen für Staatsangehörige der EU/EFTA-Mit-
gliedstaaten, in: Uebersax/Rudin u.a. (Hrsg.), Auslanderrecht, 2. Auflage
2009, S. 139.
Sowie den Staaten der EFTA (Norwegen, island und Uechtenstein), vgl.
Abkommen zur Anderung des übereinkommens zur Errichtung der Euro-
pischen Freihandelsassoziation vom 21.6.2001 (Vaduzer Abkornmen), ins-
besondere Anhang K, AS 2003, 2685; SR 0.632.31.
1m Folgenden wird aus Griinden der besseren Lesbarkeit jeweils nur die
mnniiche Form verwendet. D ıe weibliche Person ist seIbstverstndIich je-
welis mitgemeint.

Der Verfasser ist W ı ssenschaft İ icher Mitarbeiter des Bundesamts für Migra-
tion, Bern. Der Artikel gibt aussch İ ie İ Iich dIe persönliche Meinung des Au-
tors wieder und nicht d ıe des Bundesamts für Migration.
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BEIIRAG: gegenüber 17 der insgesamt 27 EU-Mitgiiedstaaten, nmhch für

(MRKUS PEEK Staatsangehörige der 15 ,,alten" Mitgliedstaaten 5 sowie von Mal-
ta und Zypern. Nach Erweiterung des Freizügigkeitsabkommens

auf die neu der EU beigetretenen mittel- und osteuropischen
Staaten 6 wurden zunchst Übergangsfristen vereinbart, die yor

ailem für Erwerbsttige Einschrnkungen vorsehen! Diese Über-
gangsphase hat dIe Schweiz erst kürzlich bis Ende Mal 2011 ver-
l5ngert. Danach giit auch für Staatsangehörige dieser Lnder die

Freizügigkeit uneingeschrnkt. Die vorerst letzte Erweiterung
des Freizügigkeitsabkommens ist am ı . Juni 2009 in Kraft getre-
ten.8 Damit wurden auch Bulgarien und RumSnien in das Abkom-
men miteinbezogen, wenn auch ebenfalis mit der Vereinbarung
von übergangsregelungen, dIe 1m Falle dieser Staaten bis Ende

Mai 2016 verl5ngert werden können.9

DIe Übergangsregelungen beinhalten insbesondere eine Be-

schr5nkung des Zugangs zum Arbeitsmarkt. Wöhrend d ı e volle

Freizügigkeit einen gleichberechtigten Zugang zum schweizeri-
schen Arbeitsmarkt bedeutet, beinhalten dIe Übergangsregelun-

gen eine Art Einlasskontrolle. Danach werden Arbeitnehmer aus
den betroffenen Staaten nur dann zum Arbeitsmarkt zugelassen,
wenn die freie Stelle nicht mit einem Arbeitnehmer besetzt wer-
den kann, der bereits auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt
verfügbar ist20 Zudem wird kontrolliert, ob dIe branchenüblichen

Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehaiten sind. Letztlich gibt

Finnland, Schweden, Dnemark, Vereinigtes Königreich, Irland, Niederlan-
de, Deutschland, Belgien, LuxembuRc, Frankreich, Österreich, Portugal,
Spanien, Italien und Griechen İ and.

6 Durch Protokoll 1 zum Freizügigkeitsabkommen, AB İ . L 89/30 von, 28.3.2006,
wurde das Freizügigkeitsabkomrnen auf Estland, Lettland, Litauen, Polen,
Tschechien, Slowakei, Ungarn und Siowenien, sowie auf Malta und Zypern
erweitert. FOr dEe beiden zuletzt genannten Staaten gelten allerdings keine
Übergangsrege İ ungen.
Vgl. Art. ıo Abs. la, 2a, 3a und 4a des Freizügigkeitsabkommens.

8 Durch ProtokolE Il zum Freizügigkeitsabkommen, ABI. L 124153 vom
20.5.2009; SR 0.142.112.681.1.
VgI. Art. 10 Abs. ı b, 2b, 3b und 4c des Freizügigkeitsabkommens.

10 Schweizer Staatsangehörige und Aus İ nder, d ı e bereits zur Erwerbsttig-
keit in der Schweiz berechtigt sind.
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es eine j5hrliche Höchstzahl von zu erteilenden Aufenthaltsbe- BE İTRAG:
willigungen, dIe nicht übersc.hritten werden kann. Ist dieses Kon-	 MRKUS PEEK
t İ ngent ausgeschöpft, können in diesem Zeitraum keine Aufent-
haltsbewilligungen mehr an Staatsangehörige der betroffenen
L5nder ausgestellt werden.

1m Gegensatz zu Arbeitnehmern geniel4en Selbstöndige aus
allen EU-Mitgl İ edstaaten bereits jetzt dIe volle Personenfreizü-
gigkeit, sofern sie eine tragfhige selbstndige Erwerbsttigkeit
in der Schwe İz ausüben. Lediglich tür Staatsangehörige von Ru-
mnien und Bulgarlen gelten noch bis Ende Ma İ 2011 geringfügi-
ge E İ nschrönkungen im Rahmen der Übergangsbestimmungen.11

in Deutschland bestehen gegenüber Arbeitnehmem aus
den mittel- und osteuropischen Beitrittsstaaten 5hn!iche Über-
gangsregelungen, die erst kürzlich bis 2011 veringert wurden.12

1m Vergleich zu den innerhalb der EU und damit auch in
Deutschiand für EU-Staatsangehörge geltenden Regelungen
gilt tür d ı e Schweiz die Besonderheit, dass das Freizügigkeits-
abkommen einen grundstzlich statischen Charakter aufweist
und damit im Wesentlichen den Stand des einscFı lögigen acquis

communautaire zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 13 abbtldet.
nsbesondere dIe Richtlinie 2004138/EG über d ı e Freizügigkeit

der Unionsbürger14 entfaltet gegenüber dem Schweizer Gesetz-
geber keine Bindungswirkung, wohingegen sie in Deutschland in

Gemàg Art. 10 Abs. ı b des Freizügigkeitsabkommens in Verbindung mit
Art.31 Anhang ı des Freizügigkeitsabkornmens wird eine Aufenthaltsbewil-
ligung zunchst nur für sechs Monate ausgestellt (Einrichtungszeit). Weist
der betroftene SeIbstndige bis dahin nach, seIbstndig erwerbstötig zu
sein, erhIt er eine Aufenthaltsbewilligung mit einer Cültigkeitsdauer von
fünf Jahren. Aufenthaltsbewilligungen für SeIbststndige werden ebenfalis
nur im Rahmen der bestehenden Kontingente gewöhrt.
Neben Deutschland bestehen derartige übergangsregelungen sonst nur
noch in Österreich. Gegenüber Rumnien und Bulgarien wenden hingegen
noch zehn der übrigen 25 Mitgliedstaaten Übergangsregelungen an.

13 21.6.1999.
14 Richtlinie 2004138/EC des Europischen Parlaments und des Rates vom

29.4.2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen,
sich im I-loheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhal-
ten, ABI. L 158177 vorn 30.4.2004.
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BEFIRAG: nationales Recht umgesetzt wurde. Whrend d ıe Grundstruktur
MARKUS PEEK des deutschen Freizügigkeitsgesetzes/EU 15 also den Regelungen

des Freizügigkeitsabkommens und den dazu ergangenen Aus-
führungsbestimmungen weitgehend entspricht, gibt es deshalb
im Detail durchaus Unterschiede, dIe auf den Bestimmungen der
Freizügigkeitsrichtlinie beruhen. Diese Abweichungen betref-
fen insbesondere den Familiennachzug sowie d ı e Rechte nicht-
erwerbstötiger Personen. Diese Divergenz wird in der Praxis
dadurch noch verstrkt, dass die Schweiz aufgrund von Art. 16
Abs. 2 des Freizügigkeitsabkommens Iediglich verpflichtet ist, dIe
Rechtsprechung des EuGH bis zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
des Abkommens zu berücksichtigen. So habenbeispielsweise dIe
Urteile in den Rechtssachen Metock'6 oder Chen 17 bislang nicht zu
einer Anderung der entgegenstehenden Verwaltungspraxis und
Rechtsprechung geführ-t.

Demgegenüber gibt es für den Bereich der eigentlichen
Arbeitnehmerfreizügigkeit keine materlellen Unterschiede zwi-
schen den deutschen und den schweizerischen Bestimmungen,
da beide auf der VO (EC) 1612168 fu(en, die von der Freizügig-
keitsrichtlinie nur im Bereich des Familiennachzugs modiflziert
wurde.

ili. Zuwanderung aus Drittstaaten

Grögere Divergenzen zeigen skh hingegen bei der Regelung
der Arbeitsmigration von Drittstaatsangehörigen. Drittstaatsan-
gehörige sind Personen, dIe weder Unionsbürger im Sinne von
Art. 17 EG noch Staatsangehörige der Schweiz oder eines EWR-
StaateslS sind. Hinsichtlich dieser Personen besteht - vorbehait-
kb völkerrechtlicherAbkommen - grunds5tzlich keine Pflicht zur

15 Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern vonı 30.7.2004,
BGBI. (2004) S.1970, zuletzt gendert durch Gesetz vorn 26.2.2008, BGBI. 1
(2008)S. 215.

16 EuCI-1 vom 25.7.2008, Rs. C-127/08.
17 EuGH vonı 19.10.2004, Rs. c-200102.
18 Norwegen, island, Liechtenstein.
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lnIndergIeichbehandIung wie sie gernâ g Art. 39,43 EG bzw. Art. BEITRAG
9, 15 Freizügigkeitsabkommen gegenüber Arbeitnehmern und MARKUS PEEK
SeIbstndigen aus den EU- und EWR-Staaten sowe der Schweiz
besteht. Die Schwejz ist darüber hinaus ais NicIıt-EU-Staat auch
nicht an d ıe Rechtsakte der EU 1m Bereich des Titeis IV EG 19 ge-
bunden, die d ı e Einwanderungspolitik gegenüber Drittstaatsan-
gehörigen innerhalb der EU harmonisieren sollen. Weiterhin ist
die Schweiz nicht Vertragspartei des Ankara-Abkommens von
1963,20 so dass d ı e Privitegierung, die türkische Arbeitnehmer
in der EU (und EU-Arbeitnehmer in der Türkei) genieen, in der
Schweiz nicht besteht.

Trotz dieser unterschiedlichen Ausgangssituation beruht
das AusInderrecht beider Staaten zunchst auf der Grundkon-
zeption, dass Drfttstaatsangehörigen - anders ais FU- und EFTA-
Staatsangehörigen - grundstzIich di e Aufnahme einer Erwerbs-
ttigkeit verboten ist und Iediglich im Sinne einer systematischen
Ausnahme gestattet werden kann. Diese übereinstimmende
Grundkonzeption kommt in zwei systematisch sehr öhnlichen
Bestimmungen zum Ausdruck:

Art. ı l Abs. ı Auslündergesetz-CHf' Auslünderinnen und
Auslönder, dIe in der Schwelz eine Erwerbstütigkeit ausüben
wollen, benötigen unabhüngig von der Aufenthaltsdauer
eine Bewiiligung.

4 Abs. 3 AufenthaItsgesetzD: 22 Auslönder dürfen eine
Erwerbstütigkeit nur ausüben, wenn der Aufenthaltstitel sie
dazu berechtigt.

19 Visa, Asyi, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Per-
sonenverkehr. Eine gewisse Bindung besteht allerdings in den Bereichen
Schengen und Dublin, wo die Schweiz Assoziierungsabkommen unterzeich-
net hat.

20 Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europischen
Wirtschaftsge ı-neinschaft und der Türkei vom 12.9.1963, ABI. 21713687 vOm
26 .12 .1 964.

21 Bundesgesetz über die AusInderinnen und Auslnder (AuG) vom
16.12.2005, zuletzt gendert durch Verordnung vom 12.12.2008, AS 2007,

5437, SR 142.20

Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbsttigkeit und die Integration von
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BE İTRAG:	 Damit ein Drittstaatsangehöriger einen Aufenthaltstitel er-
RKUS PEEK halten kann, der ihn zurAufnahme einer Erwerbsttigkeit berech-

tigt, müssen sowohl in der Schweiz ais auch in Deutschland zum
einen verschiedene ailgemeine Voraussetzungen erfülit sein, dIe
grunds5tzlich für d ı e Erteilung aller Aufenthaltstitel gelten. Zum
anderen bestehen je nach Art der angestrebten Ttigkeit und
persönlichen Eigenschaften des AusInders noch weitere beson-
dere Voraussetzungen. Die zusbndigen Behörden verfügen bel
der Zulassung von Drittstaatsangehörigefl zum Arbeitsmarkt re-
geImig über einen weiten Ermessensspielraum3 3 1m Text der
einschIgigen Nomien kommt dies dadurch zum Ausdruck, dass
diese davon sprechen, dass die zustndige Behörde die zur Auf-
nahme einer Erwerbsttigkeit erforderliche Erlaubnis erteilen

1. Allgemeine Voraussetzungen für ein Aufenthaltsrecht

DIe ailgemeinen Voraussetzungen, dIe regeImig erfülit sein
müssen, damit ein Ausl ğ nder sich in der Schweiz bzw. in Deutsch-
and aufhalten darf, sind in beiden Lndern beinahe identisch.15
Verlangt werden ein gültiges Ausweispapier - regeImaig der
Reisepass - ein Visum (scfern keine Befreiung besteht) und dIe
für den Aufenthatt erforderlichen finanziellen Mittel. Weiterhin
werden dIe Interessen der öftentlichen Sicherheit und Ordnung
berücksichtigt. in Deutschland darf der einreisewillige Austnder
nicht den Tatbestand eines Ausweisungsgrunds nach ŞŞ 53 - 55
AufenthG verwirklicht haben, whrend in der Schweiz eine ali-
gemeine Prüfung 1m Hinbiick auf eine mögliche Gefhrdung der
öftentlichen Sicherheit und Ordnung stattfindet. Zudem darf der

AusIndern ini Bundesgebiet (AufenthG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.2.2008, BCBI. 1(2008) S. 162, zuletzt gendert durch Gesetz
vom 22.12.2008, BGBI. 1(2008) S. 2965.

r vgI. beispielsweise für d ıe Schweiz: Klaus, AusIndische Personen ais Ar-
beitnehrnende, in: Uebersax/Rudin u.a. (I-Irsg.), AusInderrecht, 2. ALrflage
2009, S. 836 f., für Deutschland: Holibronner, Asyi- und AusInderrecht, 2.
Auflage 2008, S. 97.

24 vgl. Art. 18 und 19 AuG bzw. Ş 18 Abs. 2 AufenthG.
VgI. Art. 5 AuC bzw. 5 AufenthG.
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Ausl5nder nicht von einer FernhaltemaRnahme gemE Art. 64 - BEITRAG
68 AuG betroffen sein.	 ARKUS PEEX

2. Aufentl ı ait zur unselbstsündigen ErwerbstMigkeit

DIe Steuerung der Einwanderung in d ıe Schweiz und nach
Deutschland basiert auf einem nachfrageorientierten Ansatz.
1m Unterschied zu Lndern wie beispielsweise Kanada oder ein-
geschrnkt auch Australien, dIe AusInder bereits dann zum Ar-
beitsmarkt zulassen, wenn diese gewisse Qualifikationen (z.B.
Bildungsabschlüsse, Berufserfahrung, Sprachkenntnisse) und
andere persönliche Eigenschaften (z.B. Alter, Beziehungen zum
Aufnahmestaat) besitzen, dIe sie ein bestimmtes Punkteniveau in
einem Einstufungssystem erreichen lassen, setzt eine Zulassung
zum schweizerischen und deutschen Arbeitsmarkt zwingend ein
konkretes Stellenangebot voraus.16

Wefteres gemeinsames Merkmal ist der so genannte InIn-
dervorrang, wonach ein Stellenbewerber aus dem Ausland nur
dann für einen bestimmten Arbeitsplatz zugelassen wird, wenn
der Arbeitgeber auf dem einheimischen Arbeitsmarkt keinen
geeigneten Bewerber gefunden hat. 2 ' Dies setzt voraus, dass
der Arbeitgeber ausreichende Suchbemül- ı ungen nachweist.8
Zudem darf ein AusInder jeweils nicht zu ungünstigeren Be-
dingungen (Lohn, Arbeitszeiten etc.) besch5ftigt werden ais ein
vergleichbarer inIndischer Arbeftnehmer. SchIieIich wird in
beiden Lndern abgewogen, inwieweit dIe Zulassung des aus-
Indischen Arbeitnehmers 1m gesamtwirtschaftlichen Interes-
se des jeweiligen Aufnahmelandes liegt. Für die Zulassung zum

26 vgi. zu den verschiedenen konzeptionellen Anstzen in der Einwanderungs-
politik Hailbronner/Kos!owski, Models for Immigration Management Sche-
mes, GMF Immigration Paper Series, Dezember 2008, http://www.gmfus.
org//doc/GMF6657- ı mmigrationPaper 1210 Final.pdf (10.7.2009).

27 Der Vorrang umfasst also aile Personen, d ı e bereits berechtigt sind, auf dem
nationalen Arbeitsmarkt eine Beschftigung aufzunehmen, und somit auch
Personen aus anderen EU/EFTA-Staaten, vgl. Art. 21 AuG bzw. 39 Abs. 2
AufenthG.
Klaus, Ausiandische Personen als Arbeitnehn ıende, in: Uebersax/Rudin u.a.
(Hrsg.), Auslrı derrecht, 2. Aufiage 2009, S. 838 f.
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BE İTRAG: scl-ı weizerischen Arbeitsmarkt bestehen darüber hinaus noch
iMRKUSPEEK weitere Hürden, von denen d ı e wichtigste die Kontingentierung

der jhrlich maximal zu erteilenden Bewiilligungen darstellt. Da-
nach können im Jahr 2009 maximal 4.000 Aufenthaltsbewilligufl-
gen an Ausl ğ nder ausgestelit werden, hinzu kommen maximal
7.000 Kurzaufenthaitsbewilliguflgefl mit einer Gültigkeitsdau-
er von maximal einem iahr» Diese Kontingente biiden für aile
Bewilligungen insgesamt d ıe jhrIiche Obergrenze, unabhngig
vom Aufenthaltszweck. Die Erteilung einer Bewilligung für die
Aufnahme einer Erwerbsttigkeit in der Schweiz setzt weiterhin
voraus, dass der betroffene AusInder über eine angemessene
Wobnung verfügt 3° und dass die zustndige Behörde eine positi-
ve tntegrationsprognoSe steIIt.'

a. Zulassung von Personen ohne gualifizierte
Berufsausbildung

Eine qualifizierte Berufsausbiidung dauert nach der Deli-
nition der deutschen Beschftigungsverordnung mindestens
drei Jahre. AusIndische Arbeitnehmer, denen eine solche qua-
Iifizierte Berufsausbildung fehit, können grundstzIich weder in
der Schweiz noch in Deutschland zum Arbeitsmarkt zugelassen
werden. Diese restriktive Regelung basiert auf der Annahme,
dass die Zuwanderung von niedrig- und unqualifizierten Arbeits-
krMten in der Regel nicht im gesamtwirtschaftlichen Interesse
Iiegt. Dies deshalb, weil die Arbeitslosenquote von niedrig- und
unqualifizierten Arbeitskrften höher Iiegt ais d ı e qualifizierter
Arbeitskrfte, weil die Austauschbarkeit von Arbeitskrften um
50 höher liegt, je geringer die Qualifikationsanforderungen an
eine Ttigkeit sind und weil eine bedeutende Zuwanderung den
Lohndruck auf Ttigkeiten erhöhen würde, d ıe sich gemessen am

29 VgI. Art. 20 Abs. 2 AuC ıVm. Art. 19, 20 verordriung über Zulassung, Aufent-
halt und Erwerbsttigkeit (VZAE), AS 2007, 5497, SR 142.201.

30 Art. 24AuG.
31 Art. 23 Abs. 2 AuG. Diese Voraussetzung giit nicht, wenn lediglich eine Kur-

zaufenthaltsbewilligung begehrt wird.
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gezah!ten Lohn durch eine verH5Itnismig niedrige Wertschöp- BElTRAG

fung auszeichnen.32	 MRKUS PEEK

Insbesondere in Deutschland existieren allerdings zahlreiche
Ausnahmen von diesem Grundsatz. Die quantitativ bedeutsam-
ste betrifft Saisonarbeiter für dIe Land- und Forstwirtschaft sa-
wie das Gastgewerbe. Deutschland hat mit verschiedenen osteu-
ropischen EU-Mitgliedstaaten sowie mit Kroatien vermittlungs-
abkommen geschlossen, die es Arbeitskrften aus diesen Lân-
dern ermögticht, für einen Zeitraum von maximal sechs Monaten
im Kalenderiahr in den genannten Branchen in Deutschland n ı
arbeiten. 33 1m iahr 2007 kamen auf diesem Weg rund 300.000

Personen vorübergehend nach Deutschland, die meisten von ih-
nen aus Polen und Rumnien. 34 Daneben bestehen Ausnahmen
für Staatsangehörige verschiedener Industriestaaten, mit denen
enge wirtschaftliche Beziehungen bestehen, wie beispielsweise
den USA, Australien, Japan und Kanada> 5 Schlieg lich können Aus-
Inder auch für künstlerische und artistische Beschftigungen
zugelassen werden, Schüler und Studerıten können unter be-
stimmten Bedingungen FerienbeschMtigungen ausüben und di
Beschftigung von Au-pair-Kröften wird ermöglicht.

In der Schweiz sind die Ausnahmemöglichkeiten enger ge-
fasst, wobel der Ermessensspielraum der Behörden im Einzel-
fail tendenzieil weiter ist. So können ,,anerkannte Personen aus

Wissenschaft, Kultur und Sport" sowie ,,Personerı mit besonderen
beruflichen kenntnissen oder Föhigkeiten, sofern für deren Zulos-

sung cin Bedarf ausgewiesen ist" auch dann zur Aufnahme einer
Beschftigung zugelassen werden, wenn sie im Einzelfali nicht

32 VgI. dazu Stefnhardt, Arbeitsmarkt und Migration - eine empirische Analyse
der Lchn- und Beschftigungseffekte der Zuwanderung für Deutschland,
HWWI Research Paper, 2006 m.w.N.
VgI. Ş 18 Beschöftigungsverordnung (BeschV). Explizit in diesem Sinne auch
dIe Weisungen des Bundesamts fOr Migration der Schweiz zum AusInder-
gesetz unter 4.3.1.
Bundesarnt fOr Migration und Flüchthnge, Migrationsberkht 2007, S. 38.
Daneben Andorra, Israel, Monaco, Neuseeiand und San Marino, vgl. 34
BeschV.
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BEIİ RAG:

	

	 über eine formale Berufsqualifikation verfügen soIIten. 6 Ahnlich
MARKUS '(EK wie in Deutschland bestehen zudem gewisse Erleichterungen fOr

Au-pair-Krfte, Praktikanten etc.

b. Zulassung von Personen mit qualifizierter
Berufsausbildung

Der gröl3te systematische Unterschied in den Zulassungsre-
gein Deutschlands und der Schweiz besteht fm Bereich qualifi-
zierter Migranten. Nach dem schweizerischen AusIndergesetz
ist die Zulassung von qualifizierten aus İ ndischen Arbeitskrften
grundsStzlich möglich, wenn dIe oben genannten aligemeinen
Voraussetzungen wie beispielsweise der Inlöndervorrang er-
füut sind und dte Kontingente noch nicht ausgeschöpft wurden.
Dabel gibt es keine formelle Beschrönkung auf bestimmte Be-
rufsgruppen, allerdings eine klare Bevorzugung von besonders
hoch qualifizierten ıı nd/oder spezialisierten Personen. 37 DIe Be-
urteilung, inwieweit dIe Zulassung einer bestimmten Person 1m
gesamtwirtschaftlichen Interesse liegt, ist dabei weitgehend den
zustöndigen Behörden überlassen, d ıe insofern einen betrğ chtli-
chen Ermessensspielraum haben.

Nach dem deutschen Aufenthaltsgesetz ist hingegen auch
die Zulassung von qualifizierten Arbeitskr5ften nur dann mög-
Iich, wenn dies für bestimmte Berufe oder Qualiflkationen durch
Rechtsverordnung explizit ermöglicht wurde oder wenn 1m be-
gründeten EinzelfaII ein öfientliches Interesse an der Beschöfti-
gung eines bestimmten Auslönders besteht. 3 ' DIe Nichtzulassung
bildet nach diesem System dIe Regel, wöhrend dIe Zulassung die
systematische Ausnahme darstellt.

36 Art. 23 Abs. 3 AuG.
VgF. Art. 23 Abs. 1 AuG. Ak Beispiele für Q ıı alifikationen, d ı e eine zuzulassen-
de Person regeImig besitzen solite, nennen die Weisungen des Bundes-
amts für Migration unter Punkt 4.3.4: ,,Universitütsabsch)uss, Fachhochschul-
diplom, besondere faclı liche Ausbildung mit mehrjöhriger Berufserfahrung,
Beruf mit Zusatzausbifdung, ausserordentiiche, unerföss!icPı e Spezia!kenntnis-
se in spezifischen Bereichen".

18 Abs. 4 Aufenthc.
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DIe Zutassung zum deutschen Arbeitsmarkt ist nach der BE İTRAG:

Beschftigungsverordnung unter anderem vorgesehen für IT- PMRKUSPEEK

Fachkrfte, Absolventen deutscher Hochsch ıı len, leitende An-
gestelite und Speziatisten, SpeziaIittenköche, Sozialarbeiter,
Pfiegekrfte im Rahmen von Vern ı ittlungsabkommen sowie für
Staatsangehörige der oben genannten İ ndustriestaaten. Zudem
sieht das Aufenthaltsgesetz eine bevorzugte Zulassung von so
genannten Hochquatifizierten von39 Dabei handeit es sich gemS
der Regelbeispiele in Ş 19 Abs. 2 Aufenthc neben Wissenschaft-
lem insbesondere um Spezialisten und İ eitende Angestelite mit
besonderer Berufserfahrung, dIe ein Gehait von zurzeit mm-
destens 64.800,- Euro 1m Jahr beziehen.

c. Ausnahmen vom İ nIndervorrang

Wie oben beschrieben ist d ıe Erteilung eines Aufenthaltsti-
teis an einen austndischen Arbeitnehmer regeImIg nur dann
möglich, wenn tür die freie Ste İ le kein in İ ndischer Arbeitnehmer
zur Verfügung steht, was vom Arbeitgeber durch entsprechen-
de Suchanstrengungen nachgewiesen werden muss. in einigen
Ausnahmefölten, d ıe meistens eng definiert sind, kann jedoch
auf diese Prüfung des tnlöndervorrangs verzichtet werden. in
der Schweiz besteht beispielsweise für Führungskrfte, Korre-
spondenten und Absolventen schweizerischer Hochschulen für
Tötigkeiten von hohem wissenschaftiichen Interesse eine solche
Ausnahme, weiterhmn im Rahmen von Programmen zur Förde-
rung des mnternationalen wirtschaftlichen, wissenschafttichen
und kulturellen Austausches, von Hilfs- und Entwicktungspro-
jekten sowie von Stagiaireprogrammen, in deren Rahmen junge
Erwachsene ein mehrmonatiges Berutspraktikum in der Schweiz
absotveren können.41

in Deutschland bestehen âhnliche Ausnahmen, d ıe insbeson-
dere für Hochqualifizierte und Absolventen deutscher Hochschu-

ı AufenthG.
40 VgI. Art. 37ff. VZAE.
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BE İTRAG: len weiter gehen ais die schweizerischen RegeIungen.' Das Auf-
MARKUS PEEK enthaltsgesetz sieht darüber hinaus dIe Möglichkeit var, dass d ıe

Bundesagentur für Arbeit für einzelne Berufsgruppen oder Wirt-
schaftszweige 1m Voraus feststellt, dass oftene Stellen auch mit
ausIndischen Bewerbern besetzt werden können, ohne dass es
noch erner Prüfung des InIndervorrangs 1m Einzelfall bedürfte.'
Bislang hat dIe Bundesagentur von dieser Global prüfungsmög-
Iichkeft allerdings noch keinen Gebrauch gemacht.

3. Aufenthalt zur seIbststndigen Erwerbst5tigkeit

DIe seIbststndige Erwerbsttigkeit ist in der Schweiz durch
Art. 2 VZAE ais ,,Ausübung einer Tütigkelt 1m Rahmen einereigenen,
frel gewöh!ten Organisütion, d ıe atıf Einkommenserzie!ung üusge-
richtet ist, unter eigerı er Weisungsgewa!t steht und das unterneh-
merische Risiko se!bst trügt", definiert. Für Deutschland fehit eine
entsprechende Legaldefinition, inhaltlich sind d ıe Begriffe der
selbststöndigen Erwerbsttigkeit jedoch deckungsgleiclt43

Für d ıe Schweiz kann eine Aufenthaltsbewifligung zur Auf-
nahme einer seIbststndigen Erwerbsttigkeit erteilt werden,
wenn dies 1m gesamtwir-tschaftlichen Interesse Iiegt und der
AusInder d ıe dafür nötigen finanzieflen und betrieblichen Vor-
aussetzungen nachweisen kann. 44 Weiterhin gelten wie auch bel
unseIbststndigen Erwerbsttigkeiten die Anforderungen an die
persönliche QuaI[fikation, das Erfordernis der bedarfsgerechten
Wohnung sowie einer positiven Integrationsprognose. Schlie g

-Iich können aucl-ı für dIe seIbststndige ErwerbstMigkeit nur im
Rahmen der aligemein geltenden Kontingente Bewililgungen er-
telit werden.

In Deutschland sind die Anforderungen fOr eine Zulassung
eines seIbststndig erwerbsttigen AusInders wiederum de-

41	 27 Nr. 3 Beschv.
42 ş 39 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG.

VgI. etwa Bundesministerfun, des Innem, VorIufige Anwendungshinveise,
Punkt 2.2.3.

« Art. l9AuC.
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taillierter ausgestaltet, mit der Folge, dass der exekutive SpieI- BEITRAG:

raum kleiner ist. So muss ein AusInder, der sich ais SeIbststn-	 MRKUSPEEK

diger niederlassen wiil, rege!mfg mindestens 500.000,- Euro
investieren und mindestens fünf neue ArbeitspItze schaften.
Daneben werden auch d ı e aflgemeine Finanzierung des Projekts
sowie dIe sonstigen Voraussetzungen für einen erfolgreichen
Geschöftsbetrieb vorab geprüft. AusInder, d ıe âlter ais 45 Jahre
sind, müssen darüber hinaus über eine angemessene Altersver-
sorgung verfügen.

4. Grundzüge des Verwaltungsverfahrens

Auch das Verwaltungsverfahren unterscheidet sich in beden
L5ndererheblich. Dervermutlich signiflkanteste Unterschied Iiegt
darin, dass in der Schweiz der Arbeitgeber den Antrag auf eine
Aufenthaltsbewilligung für den ausIndischen Stellenbewerber
steIIt. 6 Es folgt ein zweistufiges Ver-fahren, dessen Ausgang der
AusInder in der Regel 1m Ausland abwarten muss. 4' Zunğchst
prüft dIe zustndige kantonale Behörde, ob d ı e Voraussetzungen
für die Ausübung der angestrebten ErwerbstMigkeit erfüUt sind.
In einem zweiten Schritt wird dieser so genannte arbeitsmarktli-
che Vorentscheid vom Bundesamt für Migration geprüft. Stimmt
das Bundesamt zu, stellt es dem AusInder eine Einreiseeriaubnis
aus. Der Kanton kann daraufhin den Aufenthaltstitel erteilen.

Hingegen wird der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltsti-
teis nach deutschem Recht durch den AusInder selbst gesteut.4
DIe Antragstellung erfolgt 1m Regelfall in einer deutschen Aus-
Iandsvertretung. Angehörige bestimmter Industriestaaten sowie
AusInder, dIe 1m Besitz eines Aufenthaltstitels eines anderen EU-
Staates sind, können den Antrag auch nach visumfreier Einreise
in Deutschland steilen. 49 Seit Inkrafttreten des Zuwanderungsge-

Ş 21 Aufenthc.
Art. ii Abs. 3 AuG.
Art. 17 AuG.

81 Aufenthc.

41 Aufenthaltsverordnung (AufenthV). Privilegiert sind danach Staatsan-
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OL İTRAG: setzes fm Jahr 2005 0 giit ein one-stop shop-Verfahren. Danach ist
MARKUSPEEK nur noch ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel zurAusübung el-

ner Erwerbsttigkeit erforderl!ch, whrend früher Arbeitserlaub-
nis und Aufenthaltstitel durch getrennte Verwaltungsakte ertelit
wurden. DIe Auslnderbehörde ist danach grundstzItch für dIe
ErteilungderAuferıthaltstitelzustöndig; erlaubtderAufenthalts-
titet allerdings die Aufnahme der Erwerbsttigkeit, so muss die
Behörde intern dIe Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit
einholen, dIe die arbeitsmarktlichen Gesichtspunkte prüft.51 Ge-
genüber dem Antragsteller tritt di e Bundesagentur hingegen
nicht in Erscheinung.

5. Rechte 1m Aufenthalt

Eine wichtige Frage für ausIndische Arbeitnehmer, di e zur
Aufnahme einer Erwerbsttigkeit 1m Aufnahmestaat zugelassen
wurden, ist auch der Umfang der Rechte, die mit dem erteilten
Aufenthaltstitel verbunden sind. 1m Rahmen dieser Darstellung
kann und sol] nicht umfassend auf diesen Komplex eingegangen
werden. Es handeit sich jedoch um eine Frage, dIe in der Zuwande-
rungspolitik eine erhebliche Bedeutung hat, wie sich erst jüngst
1m Zusammenbang mit der Verabschiedung der so genannten
BIue-Card-Richtlinfe gezeigt hat. 52 Auf der einen Seite setzt ein
erfolgversprechendes Werben um hochqualifizierte Migranten
1m giobalen Wettbewerb voraus, dass diesen eine löngerfristige
Perspektive mft entsprechend attraktiven Rahmenbedingungen
fm Aufnahmeland geboten wird, andererseits ist gerade die Zu-
wanderung in den Arbeitsmarkt ein politisch sensibles Thema

gehörige von Australien, Israel, Japan, Kanada, Südkorea, Neuseeland und
der USA.

50 Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung
des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgem und Auslndem
vom 30.7.2004, BGBI. 1(2004)1950.
Hinsichtlich einiger Personengruppen ist die interne Beteiligung der Bun-
desagentur entbehrlich, so etwa bel der Zulassung von Hochqualifizierten.

52 Richtlinie 2009150/Ec des Rates vom 25.5.2009 über dIe Bedingungen für
dIe Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung
einer hochqualiflzierten Beschftigung, ABI. L 155/17 VOm 18.6.2009.
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und d ıe Einrumung weitgehender Rechte for ausIndische Ar- BE[1RA

be[tnehmer dementsprechend umstrftten. 	 ?MRKVSPE[K

DIe Schweiz erteIt ausIndischen Arbeitnehmern je nach
Dauer des vorgesehenen Aufenthalts entweder eine Kurzauf-
enthaltsbewilligung mit einer Geltungsdauer von maximal einem
Jahr oder eine Aufenthaltsbewilligung für Ingere Aufenthalte.
DIe Aufenthaltsbewilligung wird in der Regel für ein Jahr ausge-
stellt und kann danach jhrIich verIngert werden. Verbunden mit
der Aufenthaltsbewilligung ist das Recht atıf volle geografische
und weitgehende berufliche MobiIitt. Lediglich der Wechsel in
dIe SeIbststndigkeft ist beschrnkt. 3 Hingegen ist d ıe berufhche
und geograflsche MobiIitt für Inhaber einer Kurzaufenthalts-
bewilligung beschrânkt.54 Frühestens nach fünf und regelm5l3ig
nach zehn Jahren kann einem Ausl5nder dIe Niederlassungsbe-
willigung erteilt werden, dIe unbefristet giit und uneingeschr5nk-
te berufliche und geografische MobiIitt verleiht.55

In Deutschland erhIt ein ausIndischer Erwerbsttiger re-
geImig zunöchst eine befristete Aufenthaltserlaubnis. Die Gel-
tungsdauer dieses Tite İs richtet sich nach dem Zweck des Aufent-
halts, insbesondere nach der Laufzeit eines befristeten Arbeits-
vertrags. Sofern die Ertei!ungsvoraussetzungen weiterhin gege-
ben sind, wird die Aufenthaltsbewilligung verl5ngert. Die Aufent-
haltserlaubnis ist grunds5tzlich für das gesamte Bundesgebiet
gültig, allerdings gewhrt sie keine berufiiche Mobilit5t. Darüber
hinaus sind weitere Nebenbestimmungen möglich, d ıe Vern-
derungen der Erwerbsttigkeit einschrnken, sa beispielsweise
Aufiagen hinsichtlich der Arbeitszeit und dem Arbeitsort. 56 Nach
regeImRig fünf Jahren kann einem AuslSnder eine unbefristete
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, dIe d ı e volle berufliche
und geografische MobiI[tt gewhrt. Sofern die gesetzlichen
Voraussetzungen für d ıe Erteil ıı ng der Niederlassungserlaubnis
erfüllt sind, hat der Auslnder einen Rechtsanspruch atıf Ertel-

Art. 37 Abs. 2 und 38 Abs. 2 und 3 AuG.
Art. 37 Abs. 1 und 38 Abs. 1 AuG.

5' Art. 34,37 Abs. 3 und 38 Abs. 4 AuG.
Ş 13 8eschftigungsverfahrensverordnung.
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BE İTRAG:	 Iung. 5' Der Niederlassungserlaubnis weitgehend gleichgestellt
?MRKUSPEEK ist d ıe Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG auf Grundlage der RL

200311 09/EG?

Hochqualifizierten Zuwanderern 1m Sinne von Ş 19 AufenthG
kann vom ersten Tag ihres Aufenthalts eine Niederlassungser-
Iaubnis ausgestellt werden, erfolgreiche Selbststöndige können
sie bereits nach drel Jahren erwerben. Privilegiert sind auch Ar-
beitnehmer mit türkischer Staatsangehörigkeit, die auf Grundia-
ge von Art. 6 Abs. 1 des Assoziationsratsbeschlusses 1/80 einen
Rechtsanspruch auf ein höheres MaR an beruflicher MobilitM
nach drel bzw. vier Jahren ordnungsgemer Beschftigung ge-
niegen.

IV. Zusammenfassung und Fazit

Der Vergleich hat gezeigt, dass dIe Migrationsregelungen
der Schweiz und Deutschlands welt weniger unterschiedlich sind
ak d ıe Verschiedenheit der beiden Staaten auf anderen Gebie-
ten dies eventuell htte erwarten lassen. Hinsichtlich der Migra-
tion zwischen der Schweiz bzw. Deutschland und den (anderen)
EU-Mitgliedstaaten war dies noch zu erwarten gewesen, da das
2004 in Kraft getretene Freizügigkeitsabkommen für etne welt-
gehende Rechtsharmonisierung in diesem Bereich gesorgt hat.
Aber auch hinsichtlich der Zuwanderungsregelungen, d ıe gegen-
über Drittstaatsangehörigen getten, haben sich bemerkenswerte
Parallelen gezeigt. Beide ünder setzen auf eine nachfrageorien-
tierte Zulassungspolitik, die ein konkretes Arbeitspiatzangebot
ais Voraussetzung für eine Zulassung als Arbeitnehmer vorsieht.
DIe Hürden für den Zugang zum Arbeitsmarkt Ilegen dabei in bel-
den Lndern hoch.

Ş 9 Aufenthc.
58 Richthnie 20031 ı o9/Ec des Rates vom 25.11.2003 betreftend d ı e Rechtsstel-

lung der Iangfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen, AB İ . L
16/44 vom 23.1.2004. 1m Aufenthc ist dIe Erlaubnis zurn Daueraufenthalt-EG
in 9a geregeit.
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1m Detail zeigen sich aber dennoch Untersd ı iede. 50 orien- BE İTItAG:

tieren sich dIe deutschen Regelungen st5rker an Branchener- (.RKUSPEEK

fordernissen, die Niederschlag in zahlreichen Einzeivorschriften
auf Verordnungsebene gefunden haben, whrend die schweize-
rischen Regetungen gröeres Cewicht auf dIe indivFduelle Qua-
lifikation legen. Nur in der Schweiz besteht ein zahIenmI4iges
Kontingent, das die Zahi der pro Jahr erteilten Aufenthaltstitel
begrenzt. Umgekehrt zeichnet sich die schweizerische Zulas-
sungspolitik im Rahmen der Kontingente durch eine höhere FIe-
xibilit5t aus.

Nach erstmaiiger Zulassung zum Arbeitsmarkt ist die aufent-
haltsrechtliche und yor ailem d ı e arbeitsmarktiiche Steuung des
ausindischen Arbeitnehmers in Deutschiand zunchst schw ğ -
cher. W5hrend er in der Schweiz ais inhaber einer Aufenthaltsbe-
wiliigung eine weitgehende Freiheit zum Steilen- und Ortswech-
sel geniet, ist seine Rechtsposition in Deutschiand deutlich star-
ker eingeschrnkt. Allerdings zeigt sich auch hier in den ietzten
Jahren ein Umdenken. Um die Arbeitsaufnahme in Deutschiand
für Fiochqualifizierte attraktiver zu machen, werden dieser Aus-
lndergruppe bereits vom ersten Tag an sehr viei weitgehendere
Rechte eingerumt. Besonders erfoigreich waren diese Versuche
bislang alierdings scheinbar nicht: 1m Jahr 2007 wurden insge-
samt 151 Niederlassungserlaubnisse an neu eingereiste Hochqua-
Iiflzierte vergeben.59

Ein Biick über die Grenze kann tür beide Seiten Iohnend sein.
Die Ziele der schweizerischen und der deutschen Migrationspoli-
tikentsprechen sich in vielen Punkten, insbesondere wenn es um
die Gewinnung quaiiflzierter Arbeitskrfte für dIe einheimische
Wirtschaft geht. Die eingeschlagenen Wege unterscheiden sich
jedoch in vielen Punkten, wenn auch nicht so grunds5tzlich, dass
se nicht mehr vergieichbar wren. in den unterschiediichen An-
stzen beider Staaten kann daher auch dIe Chance hegen, von
den Erfahrungen des Nachbam zu prolitieren.

Bundesamt fOr Migration und FfüchtJ!nge, Migrationsbericht 2007,5. 90.
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ENTWICKLUNGSTENDENZEN UND PRIORITATENWEC İ-iSEL
DER AUSLANDERPOLIT İ K IN DEIJTSCHLAND SE İT

DEN S İ EBZICERJAHREN

Priv.-Doz. Dr. Mehmet OKYAYUZ*

	BE İTRAG:	 İ . Vorbemerkung
MEHMETOYAYU? ı . DIe fo İgende Abhandlung stetit keine detail İ ierte po İ itisch-

rechtliche Ana İyse gegenwörtiger Entwick İ ungstendenzen und
Pr5ferenzen deutscher Ausl5nder- oder (wie gegenwrtig immer
mehr sa benannt) Einwanderungspo İ itik dar. Es salI vielmehr -
beginnend mit den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
- der historisch-sozia İ e Kontext (beispielsweise 1m Sinne von Ein-
ste İ lungen offizieller po İ itischer Akteure zur "Auslnderfrage")
beleuchtet werden, in dessen Rahmen Debatten über Migrati-
on und Migranten vonstatten gingen bzw. gehen. Von İ nteres-
se sollen dabei die diesen Debatten zugrundellegenden und sie
zugleich steuernden politisch-sozia İ en Ordnungsvorste İİ ungen
sein. In ideologiekritischem Sinne formu İ iert, sol] "zwischen" den
Zeilen von gesprochenen und geschriebenen Verlautbarungen
gelesen werden, um so Tendenzen 1m Prozess der Bezfehung(en)
zwischen Aus İ ndern und der Sphre des Politischen (ausge-
drückt 1m Verantwortungs- und Aktionsspie İ raum des bürger İ l-
chen Staates) einerselts, und der Sphre des Gesel İ schaft İ ichen
(ausgedrückt fm TtigkeitsfeId sozialer Akteure) andererseits
deutlich machen zu können. DIe strukturelle Dmension von Aus-
lönderpolitik - beispielsweise im Kontext ihrer Funktionalisie-
rung als !nstrument zur Lösung sozialer Probleme - ist hierbei
hervorzuheben.

2. DIe das Thema dieser Abhandlung darste İ lenden Entwick-
Iungstendenzen und Praferenzen sind keineswegs aPs Deutsch-
Iand-spezifisch zu interpretieren. Denn ein Aspekt der oben er-
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whnten strukturellen D İ mension ist die immer mehr vorange- BEFIRAG:

triebene giobale Vernetzung von Politik. Auslnderpolitik, beson- MEHMET OKAYU1

ders in ihrer Darstellung ais Flüchtlingspoiitik, wird derzeit - bei
Einbeziehung von ündern an der europischen Peripherie - in
europawelter Koordinat İ on betrieben. [in konkretes Beispiel ist
der gegenwrtig im Rahmen von Manahmen zur EU-lntegration
vorangetriebene Aufbau von mindestens sieben Flüchtlingsauf-
nahme- und —abschiebecentern in der Türkei.

Trotz dieser globalen Dimension von Auslnderpolitik in en-
gerem und Migrationsbewegungen in weiterem Sinne sprechen
einige wichtige historisch-soziale und theoretische Gründe für
die Besch5ftigung mit dem bundesdeutschen ,,FaIl".

Erstens war die Erfahrung der ab Mitte der fünfziger Jahre
des zwanzigsten Jahrhunderts einsetzenden organisierten Mas-
sen-Arbeitsmigration in d ıe industrialislerten westeuropischen
Lnder vornehmlich eine türkisch-deutsche Angelegenheit. So İst
die Anzahl der in Deutschland lebenden türkischen Staatsbürger
und/oder der Menschen mit türkischem Hintergrund höher ais in
allen anderen westeuropischen AufnahmeIndem zusammen.
Neben dieser quantitativen Dimension werden Debatten über
Integrat İon, Identiht, Multikulturalismus, Freiheit und Sicherheit
nirgendwo intensivergeführt ais in Deutschland. Sptestens seit
der deutschen Wiedervere İ nigung 1991 sahen viele politische
Akteure die Notwendigkeit, eine verloren geglaubte neue (oder
neue alte) deutsche ldentitt zu (re)konstruieren. Für viele die-
ser Akteure steliten und stellen Migranten das Gegenbild einer
solchen identiüt dar (PENITSCH 2003:17).

Zweitens war d ıe Massenrekrutierung von ausIndischen Ar-
beitskrften auf der Basis bi-nationaler Vereinbarungen eine rela-
tiv neue Erfahrung für Deutschland. Diese M İgrationsbewegung
resultierte in sozialen Dynamiken wie Familienzusammenfüh-
rung, die mit politisch-rechtlichen Mittein ,,gesteuert" werden

Der Verfasser ist Privatdozent am Institut für Politikwissenschaft undöf-
fentliche Verwaltung der Technischen Universitt des Mittleren Ostens
(Middle East Technical University) in Ankara.
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BE İTRAG: soliten. Die Tradition deutschen Staatsrechts (JANN 1989: 39)
MEHMETOYAYUZ ermöglichte in diesem Zusammenhang eine zügige, auerhaIb

ölfentlicher gesellschaftlicher Debatten get5tigte Etablierung
politiscb-rechtlicher Rahmenbedingungen, dIe Mitte der sechzi-
ger Jahre zum ersten systematisch formulierten und in sich ge-
schlossenen Auslndergesetz der Bundesrepublik führten. Vor
dem Hintergrund dieser historisch-sozialen Erfahrung und der
erw5hnten Staatsrechtstradition scheint es nicht übertrieben zu
sein, Deutschland ak einen, wenn nicht gar den Hauptakteur ei-
ner europawelt koordinierten AusInderpolitik zu erachten (NIB-
LETT 2005: 43).

Il. DIe Betonung der gesellschaftlichen Dimension
in den siebziger Jahren

Die siebzigerJahre des vorigen Jahrl ı underts markieren eine
Periode, in welcher zum ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg
die gesellschaftliche Dimension der(Arbeits-)Migration öftentlich
debattiert wurde. Dies geschah trotz der seit dem Anwerbestop
von 1973 parallel dazu erstarkten Stimmen, die ein sukzessives
Zurück zur Rotationspolitik der sechziger Jahre forderten, was
faktisch auch ein Zurück zu einer ,,Ausl5nderpolitik ak Arbeits-
marktpolitik" darstellte (OKYAYUZ 1993:119 fL). Beispielhaft sel
an dieser Stelle dIe Denkschrift der baden-württembergischen
Landesregierung von Anfang 1975 erwhnt, d ıe unter anderem
eine Rückkehrförderung durch gezielte materielle, rechtliche
und ideelle Ma gnahmen, sowie eine Begrenzung der Aufent-
haltsdauer künftig anzuwerbender Ausl5nder auf höchstens fünf
Jahre einforderte. Das lange Zeit in der auslönderpolitischen De-
batte gebrauchte Schlagwort vom ,,Gastarbeiter" erfuhr eine
politische Rückendeckung. Erst ab Anfang der neunziger Jahre
ist eine Abwendung von diesem Begriff zu verzeichnen; an seine
Stelle ist im Allgmeinen d ıe Bezeichnung ,,Personen mit Migrati-
onshintergrund" getreten.

DIe Lebens- und Arbeitsbedingungen der (Arbeits-)Migran-
ten wurden - vielleicht zum ersten Mal in dieser Intensitt - öf-
fentlich debattiert. Das Wichtige und Einmalige hierbei war die
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Einbeziehung der Zukunftsvorstellungen der Migranten selbst. BE İ JRAG:
Der Diskurs "über" den AusInder wurde Schritt für Schritt er- MEHMETOK?AYIJL

setzt durch den Diskurs "mit" ibm (BARTH 2007). DIe weitergrei-
fende und spötestens seit dem Nachholen von Familienmitglie-
dern ais nicht mehr n ı verhindernde soziale Oynamik in Erschei-
nung tretende Integrationsproblematik wurde in dieser Zeit nun-
mehr ven-nehrt 1m Rahmen der gesamten Cesellschaft bewertet,
und nicht mehr nur in beschrnkter Sichtweise als ,,Problem"
speziiischer gesellschaftlicher Gruppen.

Der relative hohe Organisationsgrad derAusInder in den Ge-
werkschaften ist ein Ausdruck der angesprochenen gesellschaft-
lichen Dimension jener Jahre. 1974 waren 25% ailer ausIndischen
Arbeiter in den Gewerkschaften organislert, wobei dieser Anteil
bis 1981 auf 33,6% anstieg. Der Anteil am gewerkschaftlichen Ge-
samtorganisationsgrad betrug dabel 8,1% (FREY 1982:393). Diese
Daten können hierbei ak der "materielle" Ausdruck dieses Ver-
gesellschaftungsprozesses 1m Rahmen der Integrationsproble-
matik gedeutet werden.

Ein weiteres wichtiges Indiz tür dIe gesellschaftliche Dimen-
sion ist der ab Mitte der siebziger Jahre verrnehrt zu beobach-
tende "Eingriff" der "zweiten Generation" in Debatten über ibre
eigenen Zukunftsperspektiven. Diese Generation entwickelte ein
Gespür für ihre elgene Umwelt, wozu die Generation ihrer Müt-
ter und Vter aus strukturellen Gründen noch nicht in der Lage
war. Auch diese Entwicklung,.parallel zu der Situation in den
Gewerkschaften, war Ausdruck einer sozialen Dynamik, auf die
auch die politischen Akteure gezwungen waren zu reagieren. Ei-
ner der ,,Verdienste" dieser Entwicklungen ist der vielschichtige
Gebrauch des Begrifts ,,Integration", der gegenwrtig allzuoft
nur in seiner kulturell-ethnischen Dimension gebraucht und in-
terpretiert wird. DIe in der Vorbemerkung angesprochene Iden-
tittsprobIematik ist dabei Tell dieser einseitig mano-faktorlellen
Deutungsweise von Integration.

Nicht zuletzt sel auf Debatten über Möglichkeiten geseil-
schaftlicher und politischer Partizipation der auslndischen Be-
völkerung auf lokaler und regionaler Ebene verwiesen. Auch
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BEITRAG: wenn diese Partizipation bis heute nur in einigen wenigen ün-
MFHMErok4Yu ı dem, und auch dort nur begrenzt, ak verwirklicht angesehen

werden kann, Iieferten d ıe Debatten in den siebziger Jahren An-
stösse, d ıe zur Etabilerung von politisch-rechtlichen Instrumen-
ten wie den Auslnderbeirten ab Antang der achtziger Jahre
führten.

Der letzte Punkt verweist auf die lnteraktivitt von geseil-
schaftlichem Engagement und Politik. Ein weiteres Beispiel hier-
tür ist das Memorandum des damaligen Auslnderbeauftragten
Heinz Kühn von September 1979, in dem versucht wurde, der
geseilschafthchen Dimension in ali ihren oben dargesteilten
Formen und insbesondere dem Thema integration, auf oflülel-
ler Ebene Rechnung zu tragen. Dies spiegeite sich in Forderun-
gen wie der nach Anerkennung der faktischen Einwanderung,
nach einem Recht auf Einbürgerung und nach Einrumung des
kommunalen (aktiven) Wahlrechts tür Ausinder wieder (KÜH N
1979). Der Crundgehalt dieser Forderungen bestand darin, d ıe
(aus dem Auslnderrecht resultierende) staatliche Dispositions-
befugnis über d ıe Auslnder abzubauen, und sie ak aktiv am
deutschen geselischaftiichen Leben teilnehmende Minderheit
anzuerkennen. Auch wurde zum ersten Mal in der deutschen
Nachkriegsgeschichte d ıe bis heute nicht verwirkiichte doppei-
te Staatsangehörigkeit ais wichtiger ı ntegrativer Bestandteil von
AusInderpolitik in die rechtspolitische Debatte eingeführt (OKY-
AYUZ 1993: 200ft.). Auf diese Problematik wird spöter noch ein-
mal und deta ı liierter eingegangen werden, biidet sie doch einen
der wichtigsten Eck- und Stre ıtpunkte gegenwrtiger auslnder-
politischer Entwicklungen.

Trotz ali dieser aut lange Sicht ais positiv tür d ıe Integration
der Ausinder zu bewertenden Entwickiungen in den siebziger
Jahren des vorigen Jahrhunderts blieb doch auch in dieser Peri-
ode das der Auslnderpolitik zugrundel ıegende Ausi5nderrecht
ak ,,Ausnahmerecht" witerhin bestehen. Denn misst man seine
Kriterien am Ma[stab (klassisch-iiberaler) bürgeriicher Rechts-
normen, 50 ist aut dem Gebiet der Beziehung zw ıschen Ausln-
der und bürgeriichem Staat von ,,positiver" Verrechtiichung tür
d ı e Aus15nder nicht zu sprechen. Die drei zentralen Kategorien
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von Recht und Rechtssprechung - Legitimitt, Normenbindung BE İTRAG:

und Rechtssicherheit - sind hier nicht gegeben (OKYAYUZ 1993: MEHMET OKYAYU?

90 f.). In keinem der ausInderrechtIichen Bestimmungen seit in-
krafttreten des ,,ersten" Nachkriegs-AusIndergesetzes von 1965
wurden in diesem Punkt qualitative Verbesserungen gemacht. Al-
lenfalis quantitativ wurde von Zeit zu Zeit nachgebessert (OKYAY-
UZ 1993:150 t), beispielsweise was dIe Erweiterung der Rechts-
sicherheit für AusInder oder - anders herum formuliert - d ıe Ein-
engung der weiten Dispositionsbefugnis der AusInderbehörden
über d ıe Ausl5nder betrifit. Dies wird im Fortgang dieses Textes
neben ailer Kritik durchaus ais positiv zu vermerken sein.

111. DIe Wende in den achtziger Jal ı ren:
Zuzugsbegrenzung und Rückkehrförderung
statt integration?

Mit Beginn der achtziger Jahre wurde die 1m Ietzten Kapitel
angesprochene gesellschaftliche Dimension von Migration, d.h.
Migration ak Ausdruck von sozialer Dynamik, immer mehr in den
Rahmen einer Diskussion über das ,,AusInderprobIem" einge-
fasst. in d ı e Debatte geworfene auslönderpolitische Vorstellun-
gen umfassten nunmehr steuerungspolitische Instrumente wie
beispielsweise das Verbot des Nachzuges von ausIndischen Kin-
dern zu einem alleine in Deutschland lebenden E İternteil sowie
d ı e Emnführung der Aufenthaltseriaubnispflicht auch für Kinder
unter 16 Jahren (STAATSMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG
1981).

Grundlegende Position solcher Vorstellungen war dabei
die ,,wirksame" Begrenzung der weiteren Zuwanderung von
Auslöndern in d ı e Bundesrepublik sowie die Förderung der
Rückkehrbereitschaft; 1 ali dies gteichwohl bel gleichzeitiger Ver-
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Integration der seit

Mit dem Programm für finanzieHe Rückkehrhi İ fen vorn 1.12.1983, das im "Ce-
setz zur Förderung der Rückkehrbereitschaft von AusIndem" Ausdruck
fand, wurde d ıe Rückkehrbereitschaft institutione İ l sanktioniert (BT-Drs.
10/3 51).
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BEIWAG: vielen Jahren in der Bundesrepublik lebenden Ausl5nder (BUN-
MEHMETOKYAYU İ DESMINISTER İ UM DES INNERN 1982:73).

Schon vorher, ab Mitte der siebziger bis Anfang der achtzi-
ger Jahre, war das steuerungspolitische lnstrument der Zuzugs-
sperren für AusInder in bestimmten Regionen bzw. Stdten be-
schtossen und durchgeführt worden. Der dieser Politik zugrun-
deliegende Argumentationsstrang (des Bundesministeriums für
Arbeit und Sozialordnung von 1976) ging von einer Belastung
,,der sozialen Infrastruktur" (zitiert nach R İ ST 1980: 83) aus. Of-
fensichtlich wurde schon in diesen Jahren von mancher Seite da-
von ausgegangen, dass die Integration gescheitert sei. Lösungen
wurden in diesem Zusammenhang auf administrativ-politischer
Ebene gesucht. In den neunziger Jahren werden wir erneut auf
diese Einstellung stossen und sie im Verlauf dieses Textes bewer-
ten.

Die erwhnten Entwicklungen sowie der immer hufigere
Gebrauch von Begriften wie "Auslndersteuerung" und "Zuwan-
derungssteuerung" (BOJADZIJEV et al. 2007) in der öffentlichen
Migrationsdebatte zeigen PrMerenzverschiebungen auf dem
Gebiet der geseilschaftlichen und politischen Wahrnehmung von
Migration bzw. Migranten und dem Volizug von Auslnderpoh-
tik. DIe wie oben dargestellt seit Anfang der siebzigeriahre in ge-
sellschafts- und auslnderpolitischen Planungsstrategien immer
mehr aktiv teilnehmenden und/oder den Willen zu einer aktiven
Teilnahme zeigenden Auslnder wurden gleicherma(3en zu ,,Po-
itikobjekten" degradiert. Parallel hierzu ist die Entwickiung von
institutionalisierter Migrations-/Migrantenforschung europaweit
zu verzeichnen. Eine ,,Verwissenschaftlichung" der ,,AuslSn-
derfrage" fand statt. Forschung auf objektiv-wi(enschaftIicher
Basis ist ja nun durchaus zu begrüssen. Die seit den Achtzigern
entstandenen Migrationszentren arbeiten gegenwrtig auf Ge-
bieten wie Auslndedagogik oder mehrsprachiger Erziehung
und tragen damit der Diversifizierung von Migration und der
Migrantenpopulation, und damit auch der oben erwhnten ge-
seflschaftlichen Dimension Rechnung. Dennoch solite beachtet
werden, dass diese gegenwr-tig aus Sicht der Auslnder positive
Entwicklung unter den Prmissen der oben geschilderten aus-
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lnderpolitischen Sichtweise der achtziger Jahre ihren Anfang BEITRAG

nahm. Das Auslnderrecht unterliegt zwar formai durchaus und MEHMFIOLAYU?

selbstverst5ndlich auch dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit. Da
seine Rechtspraxis jedoch - wie oberı schon ausgeführt worden
ist -, zumindest, was dEe drei zentralen Kategorien von Recht und
Rechtssprechung: Legitimitt, Nomı enbindung und Rechtssi-
cherheit betrifft, an ,,normale" rechtsstaatliche Normen nur tell-
weise gebunden ist, stelit die Lebens- und Arbeitssituation der
Auslönder in gewlsser Weise stets den ,,Ausnahmefall" dar. So
kann eine, sich für d ıe einheimische Bevölkerung fm Normalfau
positiv auswirkende verrechtlichung, für dIe AusInder durchaus
das Gegenteil bedeuten. in diesem zusammenhang kann sich
also auch eine ,,Verwissenschaftlichung" auf dem Geblet der Mi-
grantenforschung durchaus negativ für dIe Auslnder auswirken.
Der Begriff ,,Verwissenschaftlichung" (1m Unterschied zu wisser ı-
schaftlicher Forschung ak solcher) soli hier auf dIe sinnbilden-
de Mögiichkelt von Wissenschaft verweisen. Dies kann sa welt
gehen, dass Wissenschaftsproduktion in gewissen gesellschaft-
lichen Perioden ,,unangreifbare" Resuftate prösentieren kann,
deren kritische Hinterfragung spter nicht mehr möglich ist. Das
kann dann 1m Sinne einer legitimierenden Funktion von Politik
missbraucht werden. Diese Bemerkungen soliten ais Beispiel für
das oben angesprochene Lesen ,,zwischen" den Zeilen gedeutet
werden.

Die ausInderpoIitischen Prferenzverschiebungen in den
achtziger Jahren fanden auch ihren Ausdruck auf der Ebene von
politischen Verlautbarungen. 50 heR Richard v. Weizs5cker in el-
ner Rede von Juni 1981 in seiner Eigenschaft ais damaliger Minis-
terprsident von Berlin folgende Stellungnahme verlautbaren:
"Entweder Rückkehrin dIe alte Heimat... oder Verbleib in Berlin;
dies schlieRt dIe Entscheidung ein, auf dIe Dauer Deutscher zu
werden. [ ... ] Berlin muR d ıe Mauer ertragen. Unsere Stadt kann
nicht auch noch Zune ertragen, die wir selbst errichten." (zitlert
nach GESEMANN 2009: 315). Diese Worte stellen ein Wegdriften
vom Recht auf Einbürgerung (und demzufolge auf Doppelstaats-
angehörigkeit) dar, wie es noch im Kühn-Memorandum 1979
formullert wurde. Sie setzen die PrMerenz für ein Integrations-
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BEITRAG	 modeli, in dem die Ausinder nur unter Ausschluss ihrer eigenen

	

MEHMET DKYAYUİ 	 identit5t ais Bausteine geseilschaftlicher Strukturbiidung und
-entwicklung akzeptiert werden.

Veriautbarungen, d ı e dem Sinngehalt nach der von v. Weiz-
scker entsprechen, iassen sich in jenem Jahrzehnt einige auffin-
den. So sagte Kanzler Helmut Schmidt in einer Presseerkirung
vom 11. November 1981, dass Einigkeit bestehe, "da[ d ıe Bundes-
repubhk Deutschiand kein Einwanderungsland ist und auch nicht
werden soii" (BUNDESMINISTERIUM DES İ NNERN 1998: ı o).
Daran anknüpfend beschloss d ı e Bundesregierung in ihren aus-
l5nderpolitischen Grundpositionen von Februar 1982, dass ,,nur
durch eine konsequente und wirksame Politik der Begrenzung
des Zuzugs ... [ ... ]... die unverzichtbare Zustimmung der deut-
schen Bevölkerung zurAusl5nder-Integration" gesichert werden
kann. Und weiter: ,,Dies ist zur Sicherung des sozialen Friedens
unerisslich" (BUNDESREGIERUNG 1982: 7). Das Leitmotiv vom
Nichteinwanderungsiand hatte sich soicherart ,,mit dem Ende
der Kanzlerschaft von Helmut Schmidt [ ... ] bereits etabiiert und
lsst sich bis in die sp5ten goer ais Grundprinzip bundesdeut-
scher AuslnderpoIitik identifizieren" (HELL 2005: 81). Zusam-
men mit der Doppeistaatsangehörigkeitsproblematik stelit d ı e
Frage nach Einwanderung bis heute das zentraie, kontrovers ge-
führte Thema bundesdeutscherAusInderpolitik dar.

Bei der noch folgenden Bestandsaufnahme der Entwicklun-
gen ab den neunziger Jahren ist der Fakt zu berücksichtigen,
dass mtttierweise eine in Deutschland geborene dritte und vier-
te Aus15ndergeneration aufwchst, die ibre Ursprungslnder
kaum noch kennt sowie zu grossen Teilen in Besitz der deut-
schen Staatsangehörigket ist. Auch wenn die Bundesrepublik
aiso faktisch ein Einwanderungsland geworden ist, bestimmt der
Grundsatz von Deutschland ais einem Nichteinwanderungsland
bis heute die Leitlinien derAuslnderpoiitik. Erste Anstze - nach
dem Kühn-Memorandum -, dies zu ândem, kann man im ersten
Entwurf von 2002 zum aktueiien Zuwanderungsgesetz von 2005

sehen. Die unter der Leitung von Rita Süssmuth (Süssmut-Kom-
mission) formulierten Grundstze sahen eine Anerkennung der
These von Deutschiand ais einem Einwanderungstand sowie die
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Doppelstaatsangehörigkeit yor. 2 Kurz nach verabschiedung des BEITRAG:

Cesetzes Anfang 2003 erklrte das BundesverfassungsgeriCht MEHMEt OKYAYUL

1m Dezember des gleichen Jahres seine Nichtigkeit. Am 1. Janu-
ar 2005 trat das aktuell gültige Zuwanderungsgesetz in Kraft,
in dem d ıe integrat İ onspolitischen VorschIge der Süssmuth-
Kommission grösstenteils nicht mehr auffindbar sind. Auf seine
Hauptinhalte sol] weiter unten eingegangen werden.

Die Rede von "AusInder-" und "Zuwanderungssteuerung"
markiert Begrifflichkeiten, d ıe auf den Prozess weg von der so-
zialen hin zu einer politisch-administrativen Ebene verweist. DIe
Reduzierung des Zuzugsalters von 18 auf 16 Jahre für Jugendli-
che, d ıe zu ihren Eltern zfehen wollen, ist ein Beispiel für solch
eine Verlagerung. Seit den Auseinandersetzungen um das aktuell
gültige Zuwanderungsgesetz von 2005 gab und gibt es immer
wieder Stimmen, d ı e eine weitere Reduzierung von 16 auf 10 Jah-
re fordern (WELT online vom 9.2.2003). Einer der massgeblichen
Gründe, warum der Familienzuzug von wiederholt grosser Be-
deutung in allen auslönderpolitischen Debatten seit Beginn der
AusInderrekrutierung Mitte der fünfziger Jahre ist, ist d ıe Tatsa-
che, dass er einer der sozialen Oynam ı ken im Migrat ıonsprozess
darstellt, dIe von Anfang an nur schwer administrativ zu steuern
waren. Umso mehr wird sptestens seit Ende der siebz ıger/An-
fang der achtziger Jahre versucht, mit entsprechenden Instru-
menten dieser Dynamik entgegenzusteuern.

Auch ais Resultat, aber nicht nur, von europa- bzw. weltwelt
einsetzenden ökonomischen Krisensymptomen, deren "Vor-

2 Die 1m Entwurf der Süssmuth-Kommission enthaltene Forderung nach Aner-
kennung der These von Deutschland ais einem Einwanderungsland und el-
ner rnöglichen Doppelstaatsangehörgkeit ist der bislang weitestgehende
Versuch, bis heute gültige ordnungspolitische, ausInderpoIitische Vorstel-
lungen einer )Snderung zu unterziehen. Sia stelit den bislang letzten Ver-
such in einer Reihe von âhnlichen Forderungen dar. Zuletzt beispielsweise
erhob Comella Schmalz-Jacobsen ak damalige Auslanderbeauftragte der
Bundesregierung 1m Mrz 1992 die Forderung, "wonach hier geborene Km-
der von Arbeitsmigranten automatisch d ı e deutsche Staatsangehörigkeit
bekommen soflten, ohne dadurch die elgene aufgeben zu müssen" (0KV-
AYUZ 1993: ı ). Für den Inhalt der Forderung siehe: Süddeutsche Zeitung
vom 24.03.1992: 2.
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BEIIRAG: schein" schon in der sogenannten Erdölkrise von 1973 n ı kons-
MEHMEJOKAYU İ tatieren war, und dessen vorIufiger damaliger Kulminations-

punkt Anfang der Achtziger erreicht wurde, kann man âhnliche
Entwicklungen auch in den meisten anderen westeuropischen
EmpfngerIndern wie Österreich, Belgien oder der Schweiz
feststellen.

Die in den achtzigerJahren volizogene Entwicklung zu einer
restriktiveren Handhabung von ausInderrecht İ icHen Bestim-
mungen basierte auf drei auch heute noch üerwiegend gültigen
Prmis sen:

- Die erste dieser Prmissen ging davon aus (und dies ist seit
Beginn der neunziger Jal ı re bis heute noch verstrkt der Fali),
dass die Integration der ,,auslndischen Mitbürger" grö(kenteils
gescheitert sei. 3 Die weiter oben erwhnte vielschichtige Vorge-
hensweise in den siebziger Jahren an das, was Integration sein
möge, wurde ersetzt durch eine einseitig kulturell-ethnisch de-
finierte Integrationsdebatte. Vergessen wurde und wird dabei,
dass Integration immer auch Des-Integration bedeutet in dem
Sinne, dass nur in eine bestimmte Gesellschaft ,,integrierte"
Menschen diese Gesellschaft 50 welt kennen, dass sie sich wie-
derum de-integrieren können. DIe erste Migrantengeneration in
Deutsch!and war in diesem Sinne weder integriert noch desinte-
griert. Sie Iebte arbeitete ,,nur".

- Die zweite Pr5misse basiert auf der mehr oder weniger of-
fen ausgesprochenen Deutung, dass dIe Gesellschaften der Auf-
nahmeinder noch nicht "bereit" seien, mit sozialen Spannungen
und Konfiikten umzugehen, die aus dem Zuzug neuer Migranten
resultierten.

- Die dritte Prğ misse basiert auf einem Diskurs über d ıe Iden-
titt und d ıe Kultur ais Faktoren von Differenz und nicht von Ein-
heit. Ais Ergebnis dieser Prmisse, zusammen mit Vernderun-
gen in der giobalen Agenda seit Ende der achtziger Jahre, wie

Erinnert sel in diesem zusan ı menhang an den rei gerischen SPIEGEL-TfteI
von Heft 16/1997 "Cefhrlich fremd. Das Scheitem der multikulturellen Ce-
sellschaft".
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einer Renaissance neuer Konservatismen, von Nationalismus, BEIJRAa

dem Niedergang der Sowjetunion, sowie einem Wegdriften von MEHMEİ OYAYU1

egaIitrer Sozlaipolitik hin zu neoliberalen Vorstellungen, wur-
den dIe AusInder in zunehmendem Masse ais Mittel, dIe eigene
Identitt, konkret dIe Identitt dessen, was europische Kultur
sel und zu sein habe, funktionalisiert. Das Gegenmodeli solch ei-
ner europischen Identitt sah man insbesondere in Gestait der
moslemischen Migranten manifestiert, unabhngig davon, wie
welt diese sich se!bst 50 definierten.

IV. DIe neunziger Jahre bis heute: politisch-administrative
AnsMze, das "Auslinderproblem" zu ,,managen"

Seit Beginn der neunziger Jahre wird versucht, das ,,AusIn-
derproblem" zunehmend auf potitisch-adminstrativer Ebene zu
,,Iösen". Rechtsdebatten über dIe Staatsangehörigkeit, die ge-
sellschaftspolitische Partizipation der AusInder sowie über auf-
enthalts- und arbeitsrechtliche Bestimmungen werden geführt,
um dIe Probleme von ais nicht integrationsföhig oder -willig ein-
gestuften Menschen zu lösen. Ob mit ihnen oder gegen sie spielt
dabel in der gegenwrtigen Debatte kaum eine Rolle (BARBIERI
1998).

Was Deutschland betrifft, Iiegt das Hauptaugenmerk dabel
auf der türkischen Migrantenbevölkerung, die sptestens seit
dem Anschlag auf dIe beiden Gebude des Welthandelszentrums
in New York und deren Zerstörung am ı l. September 2001 ais
nicht-europisch "geführt" wird. Dies zeigt sich insbesondere 1m
Prozess der Verhandlungen zum EU-Beitritt der Türkel und der
dabel immer wieder ins Feid geführten europ5ischen Crundwer-
te/Grundpfeiler, mit denen die Türkel und demzufolge auch dIe
türkischstmmige Bevölkerung in Deutschland nichts gemein
habe.

Solcherart beschrieb das SPD-Parlamentsmitglied Martin
Neufter dIe türkischstmmige Bevölkerung 1986 ais eine Grup-
pe von Leuten, d ıe nicht integriert werden könnten. Mit ,,Das
Boot ist voli" antwortete er auf dIe Frage, ob Deutschland ein
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BE İ rRAG:

	

	 Einwanderungsland sei oder nicht. 4 ScI ı on vorher, seit Ende der
MEHMETOKYAYU? siebziger Jahre, hatten - wiederum - Vertreter der S P D derartige

Parolen herausgegeben (FAKTEN FIKT İ ONEN 2009).

Diese und âhnliche ordnungspolitische Vorstellungen bilde-
ten seitAnfang der neunzigerJahre den Crundstein fürAnstze,
soziale Dynamiken der Migration zu institutionaiisieren und zu
verrechtlichen. Neueste Entwicklungen wie dfe Tatsache, dass
verstrkt Menschen aus den ehemaligen sozialistischen Undem
nach deren Zusammenbruch nach Westeuropa zuzogen im Ali-
gemeinen, und der Einwanderung von Osteuropern deutschen
Ursprungs (Aussiedler) nach Deutschland 1m Besonderen; sowie
dIe beginnende Debatte über Asyipolitik (resultierend in ersten
neuen Bestimmmungen des Fiüchtlingsgesetzes von 1993) mit
den Versuchen, Differenzierungen zwtschen politischen und öko-
nomisclıen Asylbewerbem zu machen und ,,sichere" und ,,unsi-
chere" Staaten vorzudefinferen, wurden der Migrations-Agenda
hinzugefügt.

Statt der initiierung einer ehrlichen und differenzierten De-
batte über die neue (alte) ,,globaie Migration", d.h. über dIe
Gründe für d ı e Entstehung und Entwickiung eines Phnomens,
das gegenwörtig einer der bestimmenden Faktoren innerhalb
internationaler Bezlehungen darstelit, haben wir seit den siebzi-
gerJahren Prferenzverschiebungen bin zu Migrations-Manage-
ment via politisch-rechtlichen Mitteln zu konstatieren. Aus Sicht
der poiitischen Akteure in den westeurop5ischen Lndern gibt es
durchaus wichtige Gründe für diese Prferenzverschiebung. DIe
wichtigsten seien 1m Folgenden aufgezahit:

1. Ökonomische und demographische Vernderungen, dIe
in einem verstrkten Bedarf an qualiiizierten Arbeitskrğ -
fen resultieren;

Zu einer Stellungnahrne von Neuffer mit âhfflichern Sinngehalt aus dem Jah-
re 1982 vgl.: Martin Neufter (1982): "DIe Reichen werden Todeszune zie-
her?'. SPIECEL 16/1982, S. 35.http://wissen.spiege ı .de/wissenıdokumenvdo-
kument.htmIftfteh%22Die.Reichen+werden+Todesz%c34une+zjehen%22

id=143445598top=SPIEGEL8suchbegrimartin+neufieraquelIencqcru
brik=artikel.
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2. Das Unvermögen existierender Mechanismen und in- BEITRAG:

strumente wie dem damaligen AusIndergesetz (von MEHMErOK?AYİJ?

1990), den Integrationsprozess der Ausl5nder
zu befördern;

3. Forderungen nach einer Erleichterung der Einbürge-
rung;

4. DIe Bekmpfung illegaler Einwanderung;

5. Forderungen nach einer Reorganisierung der verwal-
tungstechnischen Zustndigkeften der Aus İ ndermter;

6. Forderungen nach einer }-Iarmonisierung von Migra-
tions-/Ausi5nderpolitik auf	 europischer Ebene;

7. Forderungen nach Redefinition und —klassifikation der
verschiedenen Migrantengruppen hinsichtlich ihres po-
Iitisch-recht İ ichen Status.

in differenzierter Weise muss erw ğ hnt werden, dass am An-
fang des oben angeschnittenen PrMerenzwechsels auch Rechts-
verbesserungen für Auslnder zur Debatte gestellt und eingefor-
dert werden sollten. 1m Ver İ auf der Legisiaturperiode von 1998
-2005, in der dIe SPD gemeinsam mit den Grünen eine Bundes-
regierung biidete, wurde das Hauptaugenmerk zukünftigerAus-
I5nderpoiitik auf die Integration gertchtet. Dies geschah haupt-
s5chlich unter dem Druck des grünen Koaiitionspartners und auf
der BaS İ S einer erweiterten Rechtsgarantie für schon seit langem
in Deutschland lebende Aus İğ nder. Der Beginn dieser Koaiition
markiert die - a İ ierdings nur kurze Zeit wöhrende - Renaissance,
die ,,Ausinderfrage" erneut zu ,,vergeselischaften" statt sie nur
administrativ zu ,, İ ösen". Ein wichtiges Indiz für diese Feststel-
lung kann darin gesehen werden, dass auch die Frage der dop-
pelten Staatsangehörigkeit wieder in die öffentliche Debatte ge-
bracht wurde.

Gegenwrtig aber, nach dem Scheitem dieser Vorstö ge in
Gestait der Abschmetterung der oben erwhnten Vorschige
der Süssmuth-Kommission bzw. ersten Gestaltnahme ais Gesetz
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BE İTRAG: 2003 durch das Bundesverfassungsgericht, 5 haben sich die Pr-
MEHMUOKYAYUI ferenzen erneut gendert bzw. der Strang der achtziger Jahre

wurde wieder aufgenommen und fortgeführt. Seit Anfang des
21. Jahrhunderts haben sich sowohi dIe Zusammensetzung der
Akteure ais auch der Fokus auf Grundfragen gendert. Auch sind
neue Akteure in dIe Debatte ,,eingestiegen" und prgen diese
entscheidend mit. lnstitute mit akademischem Anspruch wie das
,,lnstitut für Wirtschaftsforschung" in Berlin, aber auch Vertreter
von lndustrie- und Handeiskammem legen den I-lauptschwer-
punkt ihrer auslnderpolitischen Vorstellungen auf demogra-
phische und ökonomische Gesichtspunkte sowie der Verhinde-
rung des Zuzuges von neuen - unqualiflzierten - ausl ğndischen
Arbeitskr5ften, was sich nicht zuletzt in der immer noch nicht
beendeten ,,Green Card"-Debatte manifestiert. ,,AusIndersteu-
erung" wurde ersetzt durch den Begriff der ,,kontroiiierten" Ein-
wanderung, was nicht zuletzt auch die Erweiterung der Dispositi-
onsbefugnisse der Auslnderbehörden meint.

In der öffentlich geführten, aber inzwischen von den oben
angeführten Akteuren dominierten Debatte über Migration und
Integration, falit es immer leichter, auch xenophobische, wenn
nicht gar rassjstische Töne festzusteilen, die darauf hinaustaufen,
dass Menschen nicht-europfiischen Ursprungs zunchst einmai
und yor ailem eine Gefahr für die europischen Ceseilschaften
und Staaten darstelien, und solcherart ibre Tauglichkeit tür die-
seiben erst einmal unter Beweis steilen müssten (MÜLLER 2005).
Dies spiegelt sich auch 1m neuen Zuwanderungsgesetz, dessen
ietzte Anderung sich auf Jui[ 2007 datieren lösst, wieder. Bei Um-
setzung seiner lnhaite würde - gemss einer Steiiungnahme von
Pro Asyi - ,,Deutschland [ ... ] unattraktiver, kIter und integrati-
onsfeindiicher" (Pro AsyI 2007: ı ) werden.

Für diese von Pro Asyi zur Sprache gebrachte ,,Kite" tr5gt
wohi zu einem nicht geringen Teil dIe Tatsache bel, dass versucht
wird, die Integration auf der Ebene administrativer Prozeduren
zu ,,lösen". Verbindliche Sprachkurse und die Einführung von die

Das Bundesverfassungsgericht hatte das Gesetz aus formalen Gründen für
verfassungswidrig erkIrt. Das Ergebnis bieibt das gieiche.
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gualifizerung messenden Punktesystemen s İ nd nur einige dieser
Mittel (MÜLLER 2005). Dabei sind Spracl-ı kenntnisse der Geseli-
schaft, in der man lebt und arbeitet, unleugbar essentiell für eine
erfolgreiche Integration. Andererseits aber ist dIe Integration ein
komplexer gesellschaftiicher Prozess, für deren ,,Realisierung"
eine VieIzahI von Faktoren maEgeblich ist. Eine Reduz[erung atıf
d ıe administrative Ebene reicht nicht aus, um dieser KompIexitt
gerecht zu werden.

V. SchluBwort Vernderte Priorititen und
d ıe fortlaufene Debatte über Multikulturaliüt und
Integration

Der Verlauf der oben geschilderten Ral-ı menbedingungen
und deren inhaltliche PrMerenzwechsel seit den siebziger Jahren
in Einheit mit einer sozio-politischen Atmosphre der Intoleranz
und der schiechten Konjunkturlage haben einen politisch-ideolo-
gischen Rahmen geschaffen, in dem die an d ıe siebziger Jahre
anknüpfenden Versuche der ,,Grünen", die ,,AusInderfrage" zu
vergeseIIschaften", gescheftert sind. D ıe in Deutschland ab den

neunziger Jahren immer mehr ins Gesprach gebrachte und von
den Medien verbreitete These von der ,,gescheiterten Integrati-
on" scheint gegenw5rtig auch in den meisten anderen westeu-
ropischen AufnahmeIndem akzeptiert. Seibst in ais - was die
ausInderrechtIichen Rahmenbedingungen und deren Umset-
zung betrifft - ,,!iberal" eingestuften Löndern wie den Niederlan-
den oder in Undern wie Gro gbritannien, in denen ,,Multikultura-
litat" bis heute ein Tel[ gesellschaftlicher Realitat zu sein schien,
werden diesbezügliche Stimmen immer Iauter und deutlicher.

Die Migranten selbst kritisieren diese Prioritatenwechsel.
Hakk ı Keskin von der Türkischen Gemeinde in Hamburg fasst die
Kritik unter vier Hauptpunkten zusammen (KESKIN 2003):

Die gegenwartigen auslanderrechtlichen Bestimmun-
gen und deren represssiver Praxischarakter zementie-
ren das Auslander- bzw. Zuwanderungsgesetz als De-
fensivrecht (gegen die Auslander).

BEITPG:

MEHMET OkAYU1
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BE İTRAG:	 -	 DIe Prioritöten der Inhalte des Zuwanderungsgesetzes

	

MEHMErOrYAYU İ 	 liegen bei den ökonomischen Interessen der deutschen
Unternehmer.

Die AusInder werden ais ,,gut, ,,nützlich" oder ,,weni-
ger nützlich" eingestuft. in diesem Zusammenhang wird
es für dIe ais ,,weniger nützlich" etngestuften AusInder
immer schwieriger werden, ihren Aufnahmestatus zu
festigen.6

Es wird faktisch noch schwieriger werden, eine unbefris-
tete Aufenthaltserlaubnis 7 zu erhaiten oder in den Besitz
der deutschen Staatsangehörigkeft zu geiangen. War
ehedem eine "einfache Kenntn[s der deutschen Spra-
che" ausreichend, 50 wird gegenw5rtfg "hinreichende
Kenntnis" derselben vorausgesetzt.

Aber nicht nur d ı e Lebens- und Arbettsbedingungen der "alt-
eingesessenen" Arbeitsmigranten werden sich gernâ g dieser
Kritik verschlechtern, auch dIe Bedingungen der neu ins Land zu
holenden sogenannten quaiilizierten ausIndischen Arbeitskr5f-
te werden sich ais Resultat des ungieichen VerhItnisses von aus-
Indischen Personen und dem bürgerlichen Staat, basierend auf
den weitgehenden Dispositionsbefugnissen der AusInderbe-
hörden, nicht verbessern. Sie werden auch künftig nicht die giei-
chen Rechte geniessen w[e die deutsche Bevölkerung. ihr Auf-
enthait wird auch weiterhin befristet sein. Ausserdem deutet die
Tatsache, dass eine mögliche "green card"-Prozedur kein in sich
Stringenz aufweisender Regulierungsmechanismus ist, sondern
ais ein den Anwerbestop von 1973 nur ten ı por5r aufbrechendes
instrument gepiant wurde, dara ııf hin, dass an eine prinzipiell

In Zeiten der ,,green card"-Debatte, d ıe sich um hochqualifizierte ausindi-
sche ArbeitskrMte dreht, kann dabei mit einigerSichert- ıeit davon ausgegan-
gen werden, dass die ,,weniger nützliche" Personengruppe auch aus ,,kias-
sischen" Arbeitsnı igranten bestehen wird, die unter Umstnden schon seit
Jahrzehnten in Deutschland leben.
Berücksichtigt man dIe Tatsache, dass immer noch mehr ais 2 Miilionen
Ausinder in Deutschland ohne gesicherten Aufenthaitsstatus (beispiels-
weise in Form von befristeten Aufenthaltserla ıjbnjssen) leben, 50 wird die
Brisanz dieser Situation deutlich. http://www.inf04alien.delstat.htm .
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ne ıı e Zuwanderungspolitik nicht gedacht wurde. Solcherart ha- BE İTRAG:

ben sich dIe Prinzipien der auf dem Rotationssystem mit zeitlich MEHMET OKYAYUJ

begrenzten Arbeitsvertrgen baslerenden "Gastarbeiterpolitik"
der sechzigerJahre prinzipiell nicht verndert.

Der Diskurs über eine anzustrebende ,,multikuiturelle Geseli-
schaft", wie er noch in den siebziger Jahren von Sozialwissen-
sciıaftiern, Pdagogen, Vertretern von Gesellschaftsverbönden,
aber auch von Teilen der politischen Elite geführt wurde, um die
Konstituierung eines gesamtgesellschaftlichen Integrationspro-
zesses zu bewerksteliigen, wird gegenwrtig auf der Ebene der
Eigen-Identittsfindung speziflscher gesellschaftlicher Gruppen
geführt. In diesem Zusammenhang kann sogar von einer Ethni-
flzierung struktureller Probleme gesprochen werden, welche
İ etztendiich Gegenreaktionen bel den AusIndem hervorgerufen
hat und hervorruft. Ein Teufelskreis, der wirkliche Integration na-
hezu unmöglich macht (B İ ENFA İT 2006).

Sptestens seit den achtziger Jahren, d.h. zu einem Zeit-
punkt - wie oben beschrieben worden ist -, ais dIe gesellschaft-
liche Dimension der Migration Schritt für Schritt zugunsten
administrativer Verrechtlichung vernachl5ssigt wurde, wurde
einer der Hauptaugenmerke der a ıısInderrechtIichen und JpO

itischen Debatte wie auch der AusInderpoIitik selbst auf die in-
tegration der Aus İ nder in d ı e Aufnahmegesellschaften gelegt.
İ ntegration wurde dabei zunehmend ais eine vordefinlerte und.
statische Kategorie interpretiert. Die Betonung lag dabei auf el-
ner einseitigen, aktiven und gutwiilentlichen Hinzuwendung der
Ausl5nder an diese Aufnahmegesellschaften 1m Sinne einer mehr
oder wenigervollstöndigenAkzeptanz deren Nornien undWerte.
Ais Vorbedingung soich einerAkzeptanz wurde (und wird) dabei
dIe Kenntnis von Kultur und Sprache der Aufnahmegesellschaf-
ten bewe,-tet. Unzweifejhaft - wie schon oben betont - ist solch
eine Kenntnis unabdingbar für die Partizipation der Ausl ğ nder
am gesellschaftspolitischen Leben, sowie auch für deren Erfolg
im Wirtschaftsieben. Andererseits solite gesehen werden, dass
soich eine Kennntis durchaus nicht automatisch 50 etwas wie
Sympathie oder Empathie der AusInder mit den Aufnahmeiön-
dem, oder gar eine geselischaftliche ,,N5he" von ausIndischen
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BE İTRAG: Staatsangehörigen zur neuen Heimat schafft. Diese Kenntnis
MEHMEJOKYAYU? kann aiso soziale Integration und politische Identifikation erleich-

tern, sie vielleicht sogar bis zu einem gewissen Punkt schaffen,
eine Carantie dafür ist sie aber mitnichten.

Integration in einem ganzheitlichlichen Sinne solite daher
nicht auf dIe Forderung an d ıe AusInder, bestfmmte Sprachen
zu erlernen, sich ais nützlich 1m Wirtschaftsleben zu erweisen, 50-

zial friedlich zu agieren und gem3 rechtlicher Normen zu leben,
beschrnken.

DIe Migranten, die damit beginnen, ibre eigenen Integrati-
onsstrategien zu entwickein, akzeptieren diese einseitige Inte-
grationsdebatte immer weniger. Sie fordern Anderungen 1m Ver-
stndnis der Aufnahmegesellschaften gegenüber Migration und
Migranten. Nicht zuletzt wird dIe Forderung nach einer neuen
Intgrationsdebatte immer Iauter von fhnen vorgebracht.

D ıe geschilderten PrioritMenwechsel ausInderpoIitischer
Inhalte seit den siebziger Jahren resultier-ten in einem paradig-
matischen Wechsel weg von einer kritischen lntegrationsauffas-
sung (mit den begeitenden Debatten über dIe Frage, was Kultur
denn eigentlich sel) bin zu einer verwaltungstechnischen. Fragen
wie dIe, wer denn nun eigentlich wann und warum "richtfg" in-
tegriert ist, bleiben bis heute unbeantwortet. Diese und hnIi-
che Fragen, deren Antworten nicht zuletzt fm Rahmen und un-
ter Einbezfehung historisch-sozialer Prozesse gefunden werden
können, werden gegenwrtig in den Kontext rechtlich-adminis-
trativer Prozeduren eingepresst. Dieser Ansatz ermutigt dIe Mi-
granten in kemer Weise, aktiv am gesellschaftlichen Leben tell-
zuhaben. Aber nur so kann wirkliche Integration funktionieren.
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ACTIV İ SM IN THE EUROPEAN COURT OF JUST İ CE AND
CHANGING OPT İ ONS FOR TURKISH CITIZEN M İ GRANTS IN THE

UNITED KINGDOM

Dr. Prakash SHAH

Abstract

Since the eariy days of their recruitment as workers into ART İ CLE BY
Western Europe, Turkish citizens' immigration and residence PRAKASH SHAH
rights have been curtailed by EU Member States even though the
migration of Turkish citizens has not abated. Despite restrictive
trends in the Mernber States and the EU, the European Court
of Justice (ECJ) has interpreted the obligations arising from the
Ankara Agreement between Turkey and the EEC (1963), and its
Additional Protocoi (1970), to enhance the security of residence
and employment status for Turkish citizen migrants. The UK
did not participate in Iarge-scale recruitment of workers from
Turkey, but has experienced predominantiy asylum migration
from Turkey since the 19805. The robust interpretation of the
Additionai Protocoi's 'standstiii' provision which aliows reliance
on older rules for business persons and service providers (and
receivers) has come to assume particular importance for Turkish
citizens in the UK. This chapter examines the changing options
available to Turkish citizen migrants in the UK within the broader
EU context. in so doing, it surveys some recent decisions of the
ECJ and anaiyses their importance in Iight of the UK's immigration
rules and immigration trends from Turkey to the UK. These
developments are piaced within a conceptual schema which
views the regulatory structure determining the legal status of
Turkish citizen migrants as an example of complex legal pluralism.

queen Mary University of London, Schooi of Law.
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PRASH SHAH AremarkablefeatureoftheimplemefltationOftheobligations
under the Ankara Agreement between the EEC and Turkey (1963)
and its Additional Brussels Protocol (1970) within the EU's legal
order and the legal orders of the Member States 15 the leading
role taken, and the high degree of activism demonstrated,
by the ECJ. Without its contribution to the development of
jurisprudence regarding the obligations of Member States
vis--vis Turkish citizen migrants, the Ankara Agreement and
Protocol could weil have remained a dead letter. The ECJ's role
is ali the more important giyen the changed nature, since the
earlier days of labour recruitment and Iow unemployment, of
the imrnigration question across European countries, especialiy
in the 'old' EU Member States, many of which have already
experienced signiflcant and continuing immigration from other
countries, not least from Turkey. Britain has also changed its
general approach to immigration signiflcantly in recent years to
a much more control-minded paradigm, a fact which impacts on
relatively recent migrants from Turkey. The overali EU approach
mirrors the politically charged nature of the immigration
question through the adoption of restrictive legislation under
the Schengen aquis, which candidate countries, includingTurkey,
must also now approximate towards (Çiçekli 2006, Kiri şci 2007).

However, once the ECJ makes ruhngs in the context of the
Ankara Agreement and Protocol it is by no means a gi yen, when
applied within the British or other Member States' legal systems,
that such domestic implementation faithfully reflects the spirit
of the ECJ's decisions. As this chapter demonstrates in the case
of Britain, other agendas creep into the domestic realisation of
the rights of Turkish citizen migrants. This reflects the scepticism
which socio-legal and legal pluralist scholars have expressed
about adjudication as a flnai means of conflict resolution. As
Chiba (1995: 72) says:

"adjudication itseif forms a process of social conflict, though
with the function to modify some phases of a sociai conflict in
some way or other as an attempt to settle it but so often leaving
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other phases in conflict after the alleged final resolution by the ARIICLE BY

law."	 PRAXASH SHAH

lndeed, it is possible to viewthe legal reality of Turkish citizen
migrants as an example of complex European legal pluralism
(Arnaud 1995) in which many actors, who do not always share
the same goals, play a role (see Figure ı ). The role of some actors
and instruments is clearer than of others when looking at the
judgments and legislative a ndJor treaty material, but the range
of actors and interested parties within this larger, complex legal
pluralism is potentially wider than that.

Representatives of communities of Turkish citizens abroad
play a role in facilitating dialogue between domestic lawmakers
and their own members. Members of communitles in di-fferent
states also have a role in engaging with individuals as the latter's
network of 'prirnary social relations' (Erdemir and Vasta 2007).

Legal advisers and community organisations offering help and
support (including legal advice) come in as their network of
'secondary social relations' (Erdemir and Vasta 2007). Both these
primary and secondary social networks wilI play a key role in
how the legal status of the individual Turkish citizen is managed
through its different stages.

The domestic implementing authorities (Home Office/UK
Border Agency) act to establish the general rules and as initial
decision makers which often sets the tone for how applications
by Turkish citizens are dealt with at later stages in the legal
process. The domestic tribunals and courts and the ECJ are the
next level of standard setters in how the Ankara Agreement nd
Protocol obligations should be pursued but, as we wilI see, there
are difFerences of approach as between these fora. While the EU
bodies such as the Commission and Parliament may intervene
in legal proceedings in the ECJ, only the Commission has done
50 far, while the Parliament has often been the avenue through
which general issues of Turkey's accession and the particular
issues regarding the enforcement of judgments can be aired.

Member States have multifaceted roles. They are direct
political negotiators, together with Turkey, in the setting of
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ARTICLEBY general standards in the Ankara Agreement and Protocol and
PRAKASHSHAH in the Decisions of the Association Council whfch are then fed

back in individual applications and cases litigated at domestic
and ECJ leveis. Member States have often intervened in cases
even when they are not a litigant party to ECJ proceedings.
Generaliy, whenever they have intervened, alI Member States,
except for Siovakia (see Prochzka n.d.), have taken a position
advocatinga restrictive interpretationof their Ankara Agreement
and Protocol obligations. EU Member States together draft
impor-tant legislation and rules of practice on immigration which
are applied to third country nationals. But, as wilI be seen here,
the rules in common EU legislation have both come into confiict
with the principles of the Ankara Agreement and Protocol.

Figure ı : Legal pluralism in the securing of legal status of

individual Turkish citizens under the Ankara Agreement and
Protocol regime
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The Turkish government has, meanwhile, not taken part in ARTICLFBY

litigation before the ECJ, although it has been a key player in PRAXASHSHAH

many other resects, not least asa party to the Ankara Agreement
and Protocol, asa drafter of the Association Council's Decisions,
and as an interlocutor in continuous negotiations with the EU's
institutions and Member States in different fora. Members of
the public in Turkey and the diaspora in the EU, which includes
business associatians, have been vaciferous in trying to
persuade the Turkish government, EU institutions and individual
Member States to live up to their obligations under the Ankara
Agreement and Protocol. Turkey's position during the CoId War
made it a key aliy of major European states as weli as the United
States, chiefly through Turkey's membership of NATO, and this
is something which has alsa influenced and set the context for
the EU's approach ta Turkey. As the foliowing section shows
that relationship was, indeed, instrumental in the engagement of
the (then) EEC with Turkey and in the contracting of the Ankara
Agreement. it remains ta be seen how and ta what extent the
older basis of relations between Turkey and the EU continues to
be the axis upon which further engagement an economic and
migration matters takes place and haw this wili continue ta play
out in legal processes.

The Ankara Agreement and Protocol in context

At the time of the signing of the Ankara Agreement in 1963,
nabody realised the impact it wouid have on the migration and
residence rights of Turkish citizens in what is now the Eurapean
Union (EU). Contracted withthe backgraund of afailed application
far Turkey's membership in 1959 the Agreement nevertheless
looked forward ta the eventual accession of Turkey asa member
state of the then Eurapean Econamic Community (EEC)) It alsa

The 401 recital ta the preamble refers ta: 'RECOGNIZING that the suppart
giyen öy the Eurapean Ecanamic Comrnunity ta the eftorts of the Turkish
people ta imprave their standard af living wilI facilitate the accessian of
Turkey ta the Community ata later date'. Article 28 states: 'As saon as the
operatian of this Agreement has advanced far enough ta justify envisaging
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ARJ1CLE By looked to the progressive securing of the freedom of movement
PRAKASH SHAH of workers and the abolition of restrictions on establishment and

service provision between the two sides, being guided in that by
the relevant provisions of the EEC Treaty.' Despite these express
aims it seems that political and security factors prevailed over
economic interests (Lenski 2006: 285, Mayer 2008), giving an
air of unreality to Turkey's aspirations for EEC membership. The
recruitment of Turkish workers had meanwhile already begun
in earnest - mainiy by Germany and, to a lesser extent, by The
Netherlands - and was targeiy done on the basis that they would
not be settlers with rights of residence beyond their economic
utility in the recruiting countries. While eagerly supported by
Germany, the Ankara Agreement was not thought of as having
a serious impact on the rights of migrants, which were seen as
being determined by bilateral recruitment agreements. 3 Britain,
a later entrant to the EEC from 1973, was nota major recruiter in
Turkey having relied mainiy on dispiaced Europeans and then in a
major way on Caribbean and South Asian workers (Spencer 1997,
Çiçekli 1998:143-147).

By the time the Additional Brusseis Protocol to the Ankara
Agreement was signed in 1970, with eftect from 1 January 1973
for the then nine Member States, including Britain, recruitment
from Turkey was weli advanced. The importance oftheAdditional

fuli acceptance by Turkey of the obligations arising out of the Treaty
establishing the Conımunity, the Contracting Parties shall examine the
possibility of the accession of Turkey to the Community.'
Articles 12 (workers), 13 (establishment) and 14 (services) of the Association
Agreement are the most relevant. Their wording is partiy inspired by the
free movement provisions in the EEC Treaty. Turkey had insisted that these
provisions be included as they had been in the Association Agreement with
Creece of 1961 (Mayer 2008).
Germany signed its agreement with Turkey in ı g6 ı (Castles and Kosack
1973: 40) and The Netherlands in 1964 (Castles et al 1984: 58). For further
details of this earlier period see Çiçekli (1998:101-104 on Gemıany and 126-
127 on The Netherlands). Other countries were involved in this recruitment
drive. Austria conduded its agreernent with Turkey in 1964, Belgium in 1956
(although Kaya and Kentel 2007:17 mention an 'official request' ta recruit
Turkish workers in 1964), and France in 1966. 1 am grateful to Thalia Kruger
and Sabrine Dawoud for information on Belgium. Kaya and Kentel (2005)
provide information about Turkish settlement in France.
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Protocol was that it looked to a deepening of EEC-Turkey ART İ UfBY

relations towards a customs union and, importantiy, contained PRAJSHSHAH

a standstill provision in Article 41(1) which obliges Contracting
Parties to 'refrain from introducing between themselves any new
restrictions on the freedom of establishment and the freedom
ta provide servrces'. This provision was, as we wili see, littie
noticed or litigated upon until the late 19905. But the prospect of
recruitment stops in Westem Europe also loomed on the horizon.
By 1973-1974 there was a reversion to the notion that they were
not countries of immigration and the discretion built into the
immigration laws meant that the residence status of foreign
workers was potentiatly quite insecure. 4 Meanwhile, contrary to
the dominant narrative of guest worker status, Turkish citizens
were actuatly 'probationary immigrants' (Martin et al 2006: 73)
who had started a de facto settled population, in amongst other
non-European citizens, and who switched Iargety ta famity based
immigration.

Meanwhite, there was some movement in the Association
Councit (established under the Ankara Agreement) which passed
three key Decisions 2/76 and 1/8o (on access to employment
for workers and their families) and 3/80 (on social security) in
which certain commitments regarding the rights of lawfully
present Turkish citizens were etaborated. Articie 6(1) of Decision
118o in particular states that a Turkish worker duly registered as
belonging to the tabour force of a Member State would enjoy
a staggered increase of rights as foliows: after one year's legal
employment he could renew his permit for the same emptoyer;
afterthreeyears hecould respondto anotherofferofemployment
in the same occupation; and after four years he could enjoy free
access to emptoyment of his choice. This timited, but eventuatiy
quite important, activity in the Association Councit froze after
the military regime took power in Turkey in 1980. Atthough

See for details Çiçekli (1998:104 et seq on Gern ıany and 128 et seq on The
Netherlands).
Initialiy the Community adopted a waiting position but then suspended
the implementation of the association from the autumn of 1981 onwards
(Lenski 206: 286).
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ARIİCLEBY the Association Council was revived in 1986, the expectation
PRAKASHSHAH of the Additional Protocol (and of other instruments) that free

movement would be achieved by the same yearfaced opposition
within the EEC. 6 Tıirkey's application for accession made in 1987
was also rejected in 1989. Accession prospects became brighter
once the final phase of the customs union was opened from 1995,
with Turkey achieving candidate status in 1999 (Çiçekli 1998; 61-
64; Lenski 2006: 286-288, 291).

The European Court moves into the breach

For the rights of residence and employment of Turkish
citizens, the show had meanwhiie already moved to litigation
activity in the Member States. Legal action in Cermany and
The Netherlands provoked new moves by the ECJ to robustiy
interpret the Decisions of the Association Councii to secure the
rights of residence of Turkish workers and their family members
from the late 19805. It should be noted that the Association
Councii was empowered to settie a dispute itself, to submit it
to the ECJ, or to deterrnine another procedure for settlement.
It 15 interesting though that such procedures were never
activated (Lenski 2006: 291). This could be explained by relative
inactivity within the Councii because of the problems cited above
regarding the overali nature of EEC-Turkey relations. it is possible
that Turkey prefers to pursue disputed issues outside of the
Association Council and as part of its membership quest (Çiçekli
1998: 63). This background of relative inactivity in the other fora
might partly expiain the activist position subsequentiy taken by
the M.

It 15 welI known that the ELi had already assumed a
significant role in shaping the European legal order, first by
asserting the supremacy of EEC law over national law; second, by
its acceptance and encouragement of references from national

6 in 1986 the commission did produce a Communication anda draft Decision
to improve the position of Turkish citizens, although the former was not
published and the iatter was never adopted (Guild 2001:127-128).
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courts through the procedure in Artide 234 (forrnerly 177); and, ARJIC[fBY

th[rd, the use of the direct efiect principle in aliowing European PRAK4SH SHAH
Iaw to be invoked within the national legal orders2 it is no
coincidence that the cases brought under the Ankara Agreement
and Protocol also took the route of references sent by courts in
the Member States. The Commission and Parliament have not
brought litigation directly to the ECJ, although the Commission
regulariy intervenes in Article 234 proceedings concerning the
Ankara Agreement. While Turkeywould naturally bean interested
state party in the proceedings, it has so far never intervened in
proceedings before the ECJ, although it is not self-evident that
a non-Member State cannot intervene. lndeed, subject to some
limitations, the ECJ's Statute and Rules of Procedure allow for
interested third parties ta intervene.8

Aithough the EL) stated in the Demirel case9 that the general,
open-ended obligation to secure free movement of workers in
Article 12 of the Association Agreement and Article 36 of the
Protocol was not directly applicable, it stiil opened the way for
further chailenges from the Member States because of its refusai
ta relinquish jurisdiction in the interpretation of the Ankara
Agreement and its upholding of the potential applicability of the
Agreement within the EC's legal order. The EL) would hoid the
Member States to account for failing to observe an agreement

The UK, soon after its accession, had to Iearn that certain free movement
principles would take direct effect: see t/arı Duyn v Home Oğflce (Case 41/74)
[1975] 1 CMLR 7, [1974] ECR 1337.
See, in particular, Article 40 af the Statute of the Court of .Justice and
Articic 93 of the Rules of Procedure of the Court of Justice. The former
Article specikaliy reserves the right of EEA and EFTA states ta intervene,
but does not mention nor does it exclude Associated countries. See Chris
international Foods Ltd. v Commission of the Euro pean Communities (ioined
cases 91 and 200182) [1983] ECR 417 on an intervention by Dominica. 1 am
grateful to Prof. Kenneth Armstrong for informatior ı about this case.
Meryem Demirel v Stadt Schwöbisch Gmünd (Case C-12186) [1987] ECR
3719. This case also emerges from and represents a chalienge ta the
stricter conditions for spouse reunifcation in Germany during the 1980s, a
challenge which was not accepted by the ECJ either on grounds that Article
7 of Decision 1180 acted asa standstill in family reunion matters oran human
rights grounds.

307



AKTIJELLE ENIWICKLUNGEN 1M STAATSANGEHÖRIGKEITS -, AUSLINDER- UND FLÜ(HTL İ NGSRECHT

ARTICLEBY which they had entered into with a non-Member State2 0 This
PRAKASH S İlAH assertive position was not easiiy accepted by the Member States

which continued to contest the jurisdiction of the Court into the
19905 (Rogers and Scannell 2005:332).

The ELi then moved to hold, in the Sevince ruling, that
Article 6(1) of Decision 1/8o, a most crucial provision, particularly
for Turkish citizens working in Germany and The Netherlands,
had direct effect and was thus capable of being invoked in the
Member State legal systems. 11 This was of major significance giyen
the uncertainty about the status of Decisions of the Association
Council, which remained officially unpublished, and the fact that
Decisions were not specifically 1 isted in Article 249 EC (formeriy
189) as being within the range of binding legal instruments.12
As Çiçekli (1998: 71-77) has shown, the ECJ has subsequently
moved to interpret the notion of 'worker' so as to approximate
it to the EC definition with some important limitations. The
right of first admission remains with the Member State and
subsequent rights accrue only in that Member State: there is
no free movement across Member States for Turkish citizens
benefitting from the Ankara Agreement. Further, the tests of
legal employment, belonging to the labour force of the state and
duration of employment must still be satisfled. Nevertheless,
later judgments have been applied to uphold direct effect for
other provisions in the Decisions to cover the situation of famiiy
members of Turkish workers, social security, non-discrimination,
and the standard to be applied in expulsion (see Guild 2001:122-
171; Rogers and Scannell 2005: 325-352, 361-377)13

The principle was not in itself new: see Hauptzoliamt Mninz v Kupferberg
(Case 104181) [19821 ECR 3641 > and was recognised again in Demirel, para. it.

' Sevince v Staatssecretaris vüniustitie (Case C-192189) [1990] ECR 1-3461.
12 The ECJ had already heid that Decisions of the Greece-EEC Association

Council were part of the Comrnunity legal order. Creece v Commission (Case
30188) [1989] ECR 3711.

13 Çiçekli (1998: 65) cites some of the comments on the importance of the
ECJ's activism rnade by legal writers in German legal publications in the mid-
19905.
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The Turkey-Britain migration scenario	 ARH[[E OY

As noted, by far the Jarger number of references ta the ECJ PRWSHSHAH

was being made by courts in Germany, The Netherlands and also,
after its accession in 1995, in Austria. The British courts did not
signiflcantly feature in this scenario until much more recentiy.
This arises from a combination of factors. As noted, Britain
was not realiy involved in large scale recruitment in Turkey,
although Cypriot Turks had been present in Britain for several
years previously and they acted as a bridge for the immigration
of Turkish citizens (Çiçekli 1998: 147; King et al 2008: 9). But it
was certainly not an the scale of that in Germany or even The
Netherlands. The fact that these latter countries had contracted
agreementswith Turkeyalso determined the choice of destination
country.4 Britain, mearı while, had relied on Commonwealth
countries as suppliers of its labour needs. It also had a different
system of immigration control which was equipped ta grant
rights of residence for those who were already admitted,
including indefinite leave ta remain (permanent residence) and
subsequent naturalisatian, much more easily than in the other
countries. Family migrants, once admitted, are not restricted in
terms of their right ta seek employment. This previously more
liberal system in Britain has contracted in more recent years with
indefinite leave and naturalisation becoming more difflcult, as is
family reunion. Citizens of Turkey rankthe lowest in the pass rates
(45 per cent) for the 'Life in the UK' tests which were initialiy a
precondition for naturalisation asa British citizen, and are now ta
be taken at the earlier stage prior ta a grant of indefinite leave ta
remain (Ryan 2008:313-314).

From the 1980s, Britain had also begun ta experience
immigration from Turkey as a resurt of the political conflict and
repression of dissent there. 15 in particutar, in May and June 1989

14 Kaya and Kentel (2005: 13) note, however, that gi yen the saturation of
the labour market in Germany some workers from Turkey went to France
although they had initially opted to go to Cem ıany.

15 The first House of Lords decision concerning the domestic implementation
of the Refugee Convention ( ı g ı ) and Protocol (1967) involved, interalia, an
applicant from Turkey who had claimed asylum after being admitted initialiy
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ARTIGfBY there was an influx of Alevi Kurds frorn the Mara ş and Sivaş
PRAKASHSHMI areas of Turkey, total!ing something like 4,650 Turkish citizens

(including dependents) who applied for asylum in 1989. On the
basis of his fleldwork, Wahlbeck (1999: 49-50) says that chain
migration is the reason why they chose to migrate ta Britain.
People moved because they had friends or relatives who had
previously arrived in Britain, often knowing from the outset that
they were gaing there. Unlike Germany, which had imposed its
visa requirement for Turkish citizens in 1980 as part of tighter
controls againstthem, Turkish citizens could enterthe UK without
a visa. However, as a result of the infiux, a visa requirement was
imposed by Britain on 23 June 1989.

As shown in Figure 2, the number of asylum applications by
migrants from Turkey remained considerable through the 19905
peaking in year 2000 although it has since been dropping.

Figure 2: Applications for asylum and initial refusal of
asylum related status (excluding dependants)
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as a student: Bugdaycay v Secretary of State for the Home Department
[1987]A.C. 514.
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The long wait for asylum decisions - 4,100 applicants from ARTIaE BY

Turkey were awaiting a decision in 1997 - also meant insecurity PRASH SHAH

of legal status under domestfc immigration laws. in the period
1985-1990 ti-ıere was a 90 per cent chance of obtaining either fulI
refugee status (under the 1951 Convention) or exceptional leave
to remain (ELR), but this reduced dramatically by 1995-1996 to
a less than 10 per cent chance of obtaining refugee status and
ELR combined (Wahlbeck 1999:74). Katsapou (1997:124) says for
asylum appiicants from Turkey:

"Signilicant numbers of Kurds from Turkey began to arrive
in the UK in the iate 198os. Between 1987 and 1997, over 16,000
Turkish nationals appiied for asylum. However, while 92 per
cent of applications decided in 1989 were granted, this figure
decreased tü 75 per cent in 1992 and to a mere 6 per cent in 1996.
These figures clearly reveal a fundamental shift in Home Office
policy towards Turkish Kurds."

In fact, the 19905 had seen the enactment of different legal
measures and changes in practice against asylum migrants which
resulted in a decline in overall grants of Convention refugee
status or ELR (Shah 2000).16 Delays in decision making aiso meant
that many who were claiming asylum would wait for years for
a dedsion and were present on so-called 'temporary admission'
(TA), a kind of 'waiting iounge' without secure legal status.
People waiting on TA could, however, be granted permission
to work (at the time, after six months) although opinion among
legal practitioners already indicated that those working while
on TA would not benefit from Decision 1/8o of the Association
Council (Guedalla 1993).17 The high refusal rate, combined with
iow rates of removai, has meant irregular presence and a search
for alternative ways of regularisation of residence status in

16 ELR was replaced from 1 April 2003 by the two distinct statuses of
discretionary leave and humanitarian protection.

17 iJnder Article il of Counci İ Directive 200319/EC of 27 ianuary 2003 laying
down minimu ı n conditions for the reception of asylum seekers, they should
be giyen the right to work after one year of delay in the asylum decision. ror
asylunı seekers in the UK this represents a downgr-ading of the previously
more favourable waiting period of six months for authorised e ı-nployment.
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ARTIC[IBY the UK. While asylum figures are signifkant, it should also be
PRAKASH SHAH borne in mind that a considerable number of famiiy reunion and

famiiy formation migrarıts have joined the initial wave of asylum
migrants, although those wfthout regular status of some kind
cannot act as sponsors for spouses or families, while those on a
subsidiary asylum status (i.e. other than Convention status) have
to waft longerforfamiiy reuniflcation.

Ali this does not mean that migrants from Turkey have not
been economicaliy active.18 On the contrary, it is evident that
many found work in industries set up within the community
of migrants from Turkey, often in the hundreds of ciothing
manufacturing units. There also arose a large number of cafes,
restaurants and shops within this community mainiy in London,
parts of which have been transformed by the entrepreneurship
of the community. Job creation and employment is often
conducted by informal networks within the ethnic Turkish and
Kurdish community. This underlines the reliance on what Erdemir
and Vasta (2007) refer to as 'prirnary social relations', that is, 'the
smaller, affective, and face-to-face realm of famiiy, friends and
acquaintances.' These writers add:

"Turkish immigrants, for example, use primary social
relations to set up their own businesses, to gather information
on economic opportunities, and information about wages and
work conditions, to attain business skills and training, and to find
out information about rights at work." (Erdemir and Vasta 2007:
20)

There also a ppearstobe an increasingtrend of such migrants
going outside London to engage mainiy in the catering trade. in
fact, one can now find migrants from Turkey engaging in a whoie
range of industries and professions.19

18 Wahlbeck(1999) notesthe contrasting position of prevalent unemployment
among Kurdish refugees in Finland.

19 For the developing picture in the 19905 see Wahlbeck (1999: 125-128). See
now the Turkish Directory (alsa at http://www.turkishdirectory.co.uiq).
There is now aiso a Turkisl-ı-Speaking Lawyers Association (TSLA) in the UK:
http://tslauk.com/.
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The lncreasing Retevance of the Ankara	 ARJIE 6V
Agreement and Protocol	 PRM<ASH SHAR

This scenario of immigration from Turkey and the economic
activities of the migrants motivated legal practitioners, part
of the network of the migrants' 'secondary social relations'
(Erdemir and Vasta 2007), to find alternative ways to secure legal
status for thern. The UK has never incorporated the obligations
arising from the Ankara Agreement and Protocol in its statutory
immigration law or in the Immigration Rules. However, in the
more recent years it has begun to refiect the changing nature
of the ECJ's case law in the Immigration Directorate Instructions
(or 'lDIs') and in guidance notes and application forrns designed
for the purpose of applying to remain under the Agreement and
Protocol either as an empioyed or self-employed person. 20 It has
taken time and litigation to obtain this recognition from what
is now the UK Border Agency (UKBA). Having said that, earlier
versions of the IDIs had not allowed Turkish citizens initially
admitted as students, au pairs or trainees to switch categories
and remain under Decision ı /So, showing that despite existing
case law of the EL) the UKBA has remained slow to reflect its
impiications in domestic guidelines.' 1 Offlcial statistics occlude
the fact that some Turkish citizens are being allowed to remain
on the basis of the Ankara Agreement and Protocol. This may also
be a case of silent acknowledgment of an overriding rule system
entering through EU law whose open and public recognition
might lead to embarrassing political questions at a time when
immigration issues remain so highly sensitive.

The guarantees for workers in Decision 1/8o were likeiy to
be of little heip to Turkish citizen migrants unless they could

20 For the guldance notes and fomıs see: http://www.ukba.homeoffice.gov .
uk/ukresidency/citizensofturkey/. The obligations under the so-called
Europe Agreements with the 10 üst and Central European Countries did
receive partial recognition in the Rules (Böcker and Cuild 2002). These are
mostly of historical relevance now because of the accession of these states.

21 See criticism of this situation by Rogers and Scannell (2005: 417-418). These
writers also mention a decision of the Imrnigration Appeal Tribunal which
adopts the position that au pairs do not benefit from Decision 1/80.
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ARTIaEBY establish that they had already been admitted Iawfuuy in
PRWSH SHAH capacity which allowed thern to work. Lftigation before the ECJ

under the category of 'workers' did not arise until a reference by
the Court of Appeal led to the first ruling in a British case under
Decision 1/80 in the case of Payır» That case is of importance
because the ECJ interpreted Article 6(1) of Decision 1/8o as
coveringthe situation of students and au pairs, and accepted that
these categories of entrants were indeed 'workers' and were
'duly registered as belonging to the labour force'. The British
Horne Office contended that the first applicant was admitted as
an au pair and the primary reason for her presence was to Iearn
English, while the second and third applicants had been adrnitted
as students, even though their terms of admission allowed thern
ta work up to 20 hours per week.

The ECJ differed from the view of Advocate General Kokott
who thought that oniy au pairs, not students, should benefit
from Article 6( ı ). And despite the objections of Mernber State
governments the EC.J held, consistentiy with its previous case
Iaw23, that article 6( ı ) of Decision 1/8o does not make recognition
of the rights which it confers on Turkish workers subject to any
condition connected with the reason for which the right to
enter, work or reside was initialiy granted. it heid that it was
not permissible for the Member State to take into consideration
other matters such as the reasons for which the Turkish national
had first been granted the right to enter the territory, ternporal
limitations attached to the right to work, or statements of
intention to return to the country of origin after a certain time.
The Payır judgrnent may be of relevance especialiy to the not
insigniflcant number of students entering the UK frorn Turkey
and who may wish to stay longer than the period of study?4

Payir v Secretary of State for the Home Department (Case 0294106) [2008] 2
C.M.L.R. 14, decision date 24 ianuary 2008.
E.g. in Cünaydin v Freistaat Bayern (case C-36/96) [1997] ECR 1-5143.

24 The oftIcial 2006 figures show 9,390 students admitted and 810 au pairs,
while 2,545 students were granted an extension of leave. The figures for
2007 show 8,440 admitted as students and 625 as au pairs, while 2,860 stu-
dents fronı Turkey had their leave to ren ıain extended in the same year. See
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The category of au pairs was, meanwhile, deleted from the ARTICLEBY

immigration rules as from 26 November 2008, and replaced by PRAKZHSHAH

the Youth Mobility Scheme under which Turkey is not an eligible
country.

The legal moves towards recognition of the rights of seif-
empioyed persons are alsa of great significance for migrants
from Turkey in Britain. The first case invoking the standstill clause
in Article 41(1) of the Additional Protocol, Sava5'5, came from
the UK. The Savaş reference, sent to the ECJ by the High Court,
brought into play the question of whether the standstill clause
required •the consideration of the applicant's situation under
the more favourable Immigration Rules of 1972 in operation on
1 January 1973, the date the Aciditional Protocol became legally
effective for the UK. Mr. and Mrs. Sava ş had entered the UK as
visitors and had overstayed their leave. in November 1989, Mr.
Savaş star-ted to operate a shirt factory in Hackney. Re then
established afast food business in Hythe in December 1992 and
star-ted operating a second takeaway food business in Folkestone
in September 1994.

The couple's legal representatives communicated with the
Home Oflice to regularise their position and, after refusal by the
Home Ofllce and the commencementof deportation proceedings,
they claimed that Mr. Sava ş had a right of establishment under
the Additfonal Protocol. Before the ECJ, Mr. Sava ş dropped this
line of argument, instead saying that the standstill clause had the
effect that his application should have been considered underthe
1972 Immigration Rules on business entrants. Those Immigration
Rules were quite different to what they have later become: there
was no minimum investment requirement (it eventually rose ta
£200,000); there was no requirement to create local jobs; and
there was na mandatory entry clearance requirement, while
passengers arriving without entry clearance were to be gi yen a

the Control of İ mmigration Statistics: http://www.homeofflce.gov.uk/rds/
imrnigration-asylum-stats.html.
R v Secretary of State for the Home Department, ex parte Abdulnasir Savas
(Case C-37198) [2000] E.C.R. -2927, decision öte ı l May 2000.
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ARPÜi 6V period of leave to enter to have their applications examined by
PRWSKSHAH the Home Oflice. The on-entry Rules (Hc 509) instead required

that:

"he wili bring in money of his own to put into the business, he
wiil be able to bear his share of the Itabilities; that his share of the
profits wili be sufficient to support him and his dependants; that
he wili be actively concerned in the running of the business and
that there isa genuine need for his servkes and investment.26

The potential significance of the 1972 Rules and a ruling by
the ECI in a case of this kind, requiring adherence to the older
Rules, can be readily appreciated.

The EJ heid that Article 41(1) was not in itseif capable of
conferring a right of establishment upon a Turkish national and,
asa corollary, a right of residence in the Member State in whose
territory he has remained and carried on business activities as
a seif-empioyed person in breach of the domestic immigration
law. However, it went on to hold that Article 41(1) prohibited
the introduction of new national restrictions on the freedom of
establishment and right of residence of Turkish nationais as from
the date on which that Protocol entered into force in the host
Member State. it went on to say that it is for the national court to
interpret domestic law for the purposes of deterniining whether
the domestic rules app!ied to the app!icant are iess favourable
than those which were applicabie at the time when the Protocol
entered into force. Despite being 'overstayers' - since they
had overun the duration of their leave - the ECJ heid that the
standstill clause could affect the way in which their applications
should be dealt with in the Member State's legal system. The
Savaş case therefore started something quite interesting,
but also Ieft some areas of uncertainty which were to lead to
further cases (Ott 2000). it did establish, however, that those
who had Iawfully entered the UK, and even those who might
have overstayed their leave to enter, may be eligible to remain

See details at Rogers and Scannell (2005:419). The relevant after-entry rules
are in Hc 510. The governments of France, Germany, Greece and Itaiy also
made subnı issions before the EcJ, as did the comm ıss ıon.
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under the less demanding criteria of the 1972 ciomestic rules on ARİİCEF BY

businesspersons.	 PRWSH SHAH

The British Home Ofike introduced guidance in January 2003
which was meant to clarify its post-Sava ş position. The guidance
suggested that the standstill clause applied only ta those Iawfully
switchirıg in-country or to overstayers, but not to port applicant
asylum seekers on temporary admission, illegal entrants or
those applying for entry clearance from abroad. Rogers (2006:

285) notes: 'since it is the case very few Turkish nationals obtain
visas or leave to enter in other capacities, the Government was
realiy limiting the benefit of the standstill provisions.' Rogers
(2006: 287) alsa notes that the British Embassy in Ankara wouid
not, under the guidance, consider applications under the 1972

Immigration Rules. Meanwhile, refusals to establish in business
remained high. 27 Stili it appears to be the case that Turkish
citizens might want to present themselves as seif-empioyed to
gain the protection of the Protocol's standstill provision (King et
al 2008: 17).

Such applicants had to wait a number of years before further
ciarification was giyen by the ECJ is the case of Tum and Darı."

Untike in Savaş the two applicants had arrived in the UK claiming
asylum in 1998 and 2001 respectively. They were granted
tempararyadmission.Theirasylum applications had been refused
on the basis they were liable to removal ta Cermany and France
respectively under the Dublin Convention! 9 The applicants then
applied for leave ta enter, in order, to continue a pizza business

27 Rogers (2006: 287) cites ociaI figures for the period 1 May-31 December
2005, during which 32 applications were allowed, 681 refused and 218
withdrawn. The precise source of these figures is not clear.
R (rum) v Secretary of State for the Küme Department (case £46105) [2008]
1 W.L.R. 94, decision date 20 September 2007.

29 The Conventian determining the State responsible for examining
applications forasylum Iodged in one af the MemberStates of the European
Communities, signed in Dublin an 15 June 1990 (oJ 1997 c 254, p. i). This
Convention has been replaced by Council Regulation (Ec) No 34312003 of
18 February 2003 establishing the criteria and mechanisrns for determining
the Member State responsible for examining an asylum application Iodged
in one of the Member States by a third-country national (OJ 2003 L 50, p. ı ).
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AR1IE8Y established in Kent and to start a cleaning b ıı siness in London.
PRAKASH SHAN They requested that their applications be considered under the

1972 Immigration Rules but were in fact considered under the
then current Immigration Rules which mandated a refusal if prior
entry dearance in that capacity had not already been obtained.
After refusal the applicants brought judicial review proceedings
relying on Article 41(1) of the Additional Protocol. The High
Court and Court of Appeai agreed that the correct position was
consideration under the 1972 RuIes30, but the Home Secretary
appealed to the House of Lords which referred to the ECJ the
question whether Article 41(1) prohibited new restrictions on
the conditions and procedure for entry to the territory. There
was, rneanwhile, continued use of the so-called 'fraud and abuse
exception' to refuse applications by those who had claimed
asylum after presence in another European country, where
there was ciandestine entry, where there were discrepancies
in the evidence, or where there was irregular presence in the
UK.3' The domestic case Iaw therefore continued ta indicate
that the window through which Turkish citizen applicants could
legitimateiy qualify under the standstill provisions was actually
quite narow.This could have a serious impacton the likelysuccess
of an application under the standstill clause, especialiy gi yen the
factual circumstances under which many such applicants had
entered and subsequently survived in the UK. Under such a tight
regime, informal business arrangements conducted without
paperwork evidence, although common among migrants from
Turkey who are used to word-of-mouth business deals (one may

30 For the Court of Appeal's ciecision see Tum and Dari v Secretary of State for
the Home Department [2004] EWCA 0v 788; [2004] 2 c.M.LR. 48.

31 For a case involving alt these factors, see R (Kenan Temiz) v Secretary of
State for the Home Department [2006] EWHC 2450 (Admin). For another
situation where the applicant had started work asa cleaner in breach of her
leave ta enter as a visitor and then sought ta apply for establishment, see
FS (Breach of conditions: Ankara agreement) Turkey [2008] LIKAIT 00066.
Sce also LF (Turkey) [2007] EwCA Civ 1441. For mention of other cases see
Rogers (2006: 287) and Clayton (2008:162-163).
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recail Erdemir and Vasta's 'primary social relations'), may not be ARTI(Lf By

accepted as credible. 32	 PRAISH SilAH

Advocate General Geelhoed took the view in his Opinion
in Tum and Dar; that the rules governing the entry of Turkish
nationais to the territory of the Member States 'may be adapted
or made more restrictive by the member states in the light of
their socio-economic and demographic interests. 133 The ECJ heid,
however, that the standstill provision prohibited the introduction
against Turkish nationals intending to establish themselves in
business of any new restrictions on the exercise of freedom of
establishment, including those relating to the substantive and/or
procedural conditions goveming first admissian into the territory
of that Member State. it went on to state that the provisior ı did
not contain any restrictions on its scope so as to exclude those
refused refugee status, and the fact that the applicants had made
unsuccessful asylum applications before their entry clearance
applications could not be regarded as constitutingfraud or abuse
of rights.

This case extends the principle of Savaş in that the standstill
provision now appiies also to those who apply to enter and not
just those who have already been admitted to the territory of
the Member State. It therefore clearly applies to those who,
like the applicants, have been refused entry as refugees or are
awaiting the outcome of their asylum or any other application,
and is therefore of potential importance to a larger number
of Turkish citizens. Giyen the difficulties of otherwise securing
entry for Turkish citizens applying from abroad, the rum and

Dari judgment should also have an impact upon the way in which
applications by thern are processed. Unlike the rules for workers,
the application of the standstill ciause, and therefore the 1972
business Immigration Rules, does not presuppose prior lawful
entry and being part of the labour force of the Member State.

32 See again R (Kenan Temiz) v Secretary of State for the Home Department

[2006] EWHC 2450 (Admin) for such distrustful treatment.

See para. 59 of the Advocate General's Opinion in Turn.
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ARTICIF BY	 Notwithstanding the importance of the ECJ's decision in Tum
PRAKASHSH4II and Don, it continues to be read restrictively by the Ul< courts

and the Asylum and Immigration Tribunal. in the case of Yusuf
Aidogan, Collins J again adopted a position restricting the reach
of the ELJ's decision:

"But if there is fraud, if there 15 dishonesty in the application,
and furthermore if the business in question had been built up in
breach of a condition af entry or, if not of entry, of temporary
admission, then again that is an abuse of the immigration laws
of this country and, as 1 have said, on the basis of consistent
ECJ jurisprudence, should not be allawed to benefit a particuiar
claimant. As t read it, there is nothing in what the court [ECJ in
rum] says which goes against that."3

This and similar cases therefore demonstrate the difficulties
of convincing judges at the domestic level to give effect ta the
ECJ's broad reading of the obligations under the standstitl clause.
The types of refusais [Ilustrated in the reported domestic cases
aiso indicate that there is a tendency, bath within the UKBA and
among some judges, ta label Turkish citizen applicants as acting
'dishonestly'and 'fraudulently'therebyadoptingand reproducing
through legal mechanisms a negatively focused 'othering'
process. This continues ta be the case despite the fact that
business people would be paying taxes and other cantributions
which are willingiy accepted by the British government. We can
continue to expect litigation on these points both domesticaliy
and at EU levet, but bearing in mind that the domestic courts can
always frustrate the involvement of the ECJ by claiming to be
faithfuily applying rules already ciarifled by the ECJ. 35 Meanwhile,

R (on the Application of Yusuf Aldogan) v The Secretary of State for the Home
Department [2007] EWHC 2586 (Admin), at para. 12. in sa stating, Collins J
adopted his own views in the pre-Tum case of R (Kenan Temiz) v Secretary of
State for the Home Department [20063 EWHC 2450 (Admin).
In FY (Ankara Agreement - fraud and abuse) Turkey [2008] UKA İ T 00081
the app İ icant established three businesses in the <JK whi İ e awaiting the
outcome of his asylum appiication and appeals against refusal of asylum. He
eventualiy returned ta Turkey and then sought ta apply for entry ciearance
from there but was refused. He n ıounted a judicial review application
against that refusal, at which point the Home Ofike accepted his claim ta
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as a result of further litigation in the Adrninistrative Court in AUIO.E By
April 2009, the Horne Office accepted during the course of the PRAKASH SHAH

proceedings that Turkish citizens may apply for entry clearance
in Turkey to come to the UK to conduct business.36

Two more cases, both references from courts in Gerrnany,
ought to be mentioned here as they are also of great significance.
The first Abatay and 5ahin37 established that the imposition
of a work permit requirernent on Iorry drivers by legislation in
Gerrnany after the entry into force of the Additional Protocol
was in breach of the standsti İ l provisions in Article 41(1) and in
Article 13 of Decision ı/So. The case concerned lorry drivers
who were involved in the haulage of food from Turkey, as weli
as the transport company hiring thern. Of greater signiflcance
is the Soysal decision of the ECJ holding that the imposition of
the visa requirement on those providing services in a Member
State goes against the standstill clause in Article 41(1).38 At issue
was the requirernent, with effect from 5 October 1980,39 that
Turkish nationais transporting goods from Turkey to Cerrnany
rnust hold a visa in orderto provide services in Gerrnany. The ECJ
ruled against the visa requirement, notwithstanding that the visa
requirement forTurkish nationais is now contained in Community

be considered under the older Rules. Ele was again refused and the refusal
was upheid by the Asyluni and Immigration Tribunal on the basis that he
had established three businesses when he had no perniission to do so and
was therefore 'abusive'.
R (on the applfcation of Selcuk and others) v Secretaiy of State for the Home
Department, CO/12212/2008, 29 April 2009.
Eran Abatay and Others and Nadi Sahfn v Bundesansta!t für Arbeit (Cases
C-317101 and C-369/01) [2003] ECR 1-12301.
Mehmet Soysal and Ibrahim Savatlf v Bundesrepublik Deutschland (Case
C-228/o6), decision date 19 February 2009. Besides the Gerruan govemment,
the Danish, Greek and Siovenian governments aiso made representations
ta the ECJ, as did the Commission.
Although the amendment ta the Foreigners Law of Germany took piace on
1 July 1980 the change had ta await the cancellation of the German-Turkish
Visa Agreement of 1953: see statement by Harun Gümrükçü and wolfgabng
Voegeli, related:proje.akdeniz.edu.tr/iibf/euromaster/folder-gk/Joint%2o
Commentary%200f%2othe%2oEuroMaster%2oDirectors.pdf, last accessed 27
April 2009.
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4T1CIi8Y	 Iegislation. 40 This judgment wili have impiications not oniy for
PR4YSHSHAH those doing business in Germany but also in the UK, and could

extend to the receipt as weil as the provision of services and
estabhshment, and so could inciude students, visiting academics,
and even tourists from Turkey going to some EU countries. The
judgment has led to questions being asked in the European
Parliament abo ııt the tenability of the visa requirement in some
Member States, as weli as some discussions within the EU-Turkey
Joint Parhamentary Committee, and much comment among
business organisations, academics and journalists in Turkey.41
Current information indicates that the Gerrnan a ııthorities have
restrictively interpreted the Soysal judgment and extended
migration facilities to a limited range of service providers who
stili have to apply for a 'visa exemption document' indicating
their status prior to departure from Turkey.4'

Meanwhile, on 7 September 2009, the UKSA announced
the introduction of a visa route for Turkish nationais applying
to establish in business under the Protocol. This is meant to
enable Turkish nationais who are outside the UK to apply for
entry clearance to enter the country in the business category.
Previousiy, this category was open oniy to Turkish nationais who
were already in the UK. The UKSA website states that this visa
route 'has been introduced in response to the findings of the
European Court of Justice in the case of Tum Bt Oan (C-16/o5)'.
A giance at the changed IDIs, chapter 6, section 6, providing

° Council Regulation (EC) 539/2001 of 15 March 2001 listing the third countries
whose nationals must be in possession of visas when crossing the external
borders and those whose nationals are exempt from that requirenıent (OJ
2001 L 81, p. 000 ı ).

41 Written Questions by Cem Özdemir (Verts/ALE) and Joost Lagendijk (Verts/
ALE) ta the Commission, both on 3 April 2009. See also 'EU Shou!d Not
Require Visa From Turkish Patients, Businessmen, Tourists and Exchange
Students', Turkfsh Weekly, 29 March 2009, http://www.turkishweekly.
net/news/69o97/eu-should.not-require-visa-fromturkishpatients
businessmen-tourists-and-exchange-stuclents.htm ı , accessed 27 April 2009.

42 For criticism that this measure does not go far enough, see interview
with Prof. Haluk Kabaalioglu at http://www.euractiv.com/enI
en la rge ment/prof essor-visas-t u rkis h-cit izens-s p irit-eu-integration/a rtic le-
ı 86844?RefRSS, accessed il November 2009.
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further details on the scheme, makes it obvious that the UKBA ART İ CEFBY
stili lays a great deal of emphasis on its so-called 'fraud and PRWSUSHAH
abuse' exception, and immigration caseworkers are directed to
examine applications for any evidence of this.

There is aiso a window of time tip to April 2010 during which
some Turkish nationals who are already in the United Kingdom
are aliowed to switch into the business category under the
Protocol. After that time, oniy visitors, those already present
with permission to run a business, and other exceptionai cases
willi be able to switch. The changes announced on 7 September
2009 oniy appiy to anyone who applied since 1 June 2009. it is
not clear what happens to those who did 50 before that date.
Presumabiy, this backdating has been introduced to sweep up
any challenges made to the previously more restrictive regime
which ailowed oniy those in the UK to switch to business status
under the Protocol. Despite these most recent changes in
practice, the UKBA stiil does not fuliy refiect the legal status of
business applicants from Turkey as interpreted by the ECJ, and
there is some backtracking evident in the planned ciosure of the
window for a wider set of applicants from April 2010. As noted,
these limited changes to the policy on Turkish business migrants
only half-heartedly implement the EC.J's Tum and Darı decision.
Meanwhile, the British authorities appear to be ignoring the
Soysal decision altogether.

Discussion

t is worth thinking about why the ECJ has adopted such an
activist stance in protecting the residence and employment and
self-employment status of Turkish citizen migrants, to the extent
of recently moving to question even the Iegality of 'external'
controls such as visa requirements agreed in common within
the EU. it is welI known that the ECJ has taken a large role in
shaping the EIJ's legal order and, in particular, its free movement
rules. However, that background cannot by itself explain the
non-internalisation by the ECJ of the same control-minded and
unfriendiy approach which the EU's iegislators have taken vis4-
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ARr ıcLE BY vis migrants from third countries. it was noted that the £0 had
PRAKASUSHAH stepped in, through its receiving applications for preliminary

rulings from individual Turkish citizen applicants from some
EU Member States, after lack of progress on freer movement
through the other Ankara Agreement mechanisms and the
general lack of enthusiasm on the part of the EU's Member
States to make progress on Turkish citizens' rights. it is possible
that the E0 has taken on the role of protectingTurkish citizens in
the Member States asa way of smoothening the process of their
legal integration. in so doing, its judges may also have in mind
the longer term goal of accession of Turkey, which successive
Turkish govemments have pushed for, but not yet achieved.
White the political organs have sufFered from a kind of 'sclerosis'
on these issues, the E0 has been devising a quieter legal route
easing the integration of Turkish citizens. Bearing in mind the
ECJ's undoubted activism in this area, a fuller analysis should also
build in the larger and complex legaliy plural field which frames
the outcomes in terms of legal status forTurkish citizen migrants.
It is evident that the ECJ has ruled in a robust manner and, in so
doing, has taken on board the range of express representations
made to it by litigants and interested parties, as weli as more
'silent' concerns, filling in gaps in legal protection for Turkish
citizens in the EU. The imal outcomes, however, depend on a
number of other variables, notably on the ways in which Member
States 'receive' and impiement the ECJ's efforts in norm setting.
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MÜLTECİ, SIĞINMACI VE GÖÇMENLER:
SINIFLANDIRMA VE

YASAL STATÜNÜN BEL İRLENMESİNE
İLİŞKİN SORUNLAR

Prof. Dr. Bülent Ç İÇEKLİ

Giriş

Türkiye, bölgesel konumu itibariyle bir geçi ş coğrafya- BÜLENT

sı olarak uluslararası göç hareketleri aç ısından hem bir kay- ÇİÇEKU'NIN

nak ve transit bölge olma durumunu devam ettirmekte TEBLİĞİ

hem de hızlı bir şekilde hedef ülke konumuna gelmektedir.
Türkiye'nin artan bir şekilde hedef ülke konumuna gelmesi
gerek bu yükü kald ıracak mali ve kurumsal yapılanmaya ge-
rekse bu sistemi işletecek hukuksal reformlara olan ihtiyac ı
gün geçtikçe daha hissedilir hale getirmi ştir. Türkiye'ye yöne-
lik bu yabancı ve göçmen varlığının insani bir şekilde absor-
be edilebilmesi için yabanc ılilik statüsünden kaynaklanan hu-
kuksal sorunların ortaya konmas ında ciddi yarar bulunmak-
tadır.

Mevcut çalışma Türkiye'deki yabanc ıların ve göçmenle-
rin hukuksal sorunlarma tüm yönleriyle kapsaml ı bir çözüm
önermek iddiasında değildir. Bu çalişma kapsamında göç-
menlerin ve yabancılar ın statüleriyle ilgili yapılacak tespit ve
önerilerin bu alanda daha sonra yapılacak detaylı çalışmalara
katlu sağlayabileceği düşünülmektedir.

Çalışmanın ilk bölümünde Cumhuriyet döneminde
Türkiye'nin yaşamış olduğu göç deneyiniine genel hatlarıy-
la bakılarak bu alandaki statü sorunlanna ve hukuksal gerek-

Polis Akademisi Güvenlik Bilimleri Fakültesi, Uluslararas ı Özel Hukuk
öğretim üyesi.
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BÜIINT sininılere neden olan sosyo-ekonomik ve tarihsel arka plan
ÇIÇEKLiN İN ortaya konınaktadır. İkinci olarak, göç ve yabanc ı kavramla-

TEBli Ğİ n üzerinde durularaJc Türk hukukunda kullanılan kavram ve
terimlerin içerikleri mukayeseli olarak incele ı-ımektedir. Ter-
minolojik çerçeve ve yans ımalar ı doğal olarak göçmen ve ya-
bancıların statü sorunlar ıyla ilişkili bir konu olarak görülmek-
tedir. Üçüncü olarak, göçmenlerin ve yabanc ılann statüleriy-
le birlikte hak ve özgürlükleri ııi konu alan göç hukuku ve ya-
bancılar hukuku konularının çalışıld ıkları bilim alanı ve di-
siplini aç ısından ele alınması ve bu disiplinlerin hukuk siste-
mi içindeki yeri ayr ıca incelenmektedir.

Çalışmanın bundan sonraki k ısmı göçmen ve yabanc ıla-
rın statü sorunlarının daha doğrudan incelendiği üç bölüm-
den oluşmaktadır. Bu bağlamda, çalışmanın dördüncü bölü-
münde Türk yabancılar hukuku aç ısından uluslararas ı hukuk
iç hukuk ilişkisi üzerinde durulmaktad ır. Bu baş lık altmda
yapılan tespitlerin Türk göç hukuku ve yabanc ılar hukuku-
nun hem mevcut uygulaması hem de yapılacak mevzuat ça-
hşmalan açısndan yol gösterici olduğu düşünülmektedir. Be-
şinci bölümde, yabanc ılık statüsünden kaynaklanan sorunlar
hem genel olarak hem de yabanc ıların ikamet statüsü ve sınır
dışı işlemlerine karşı güvenceler açısından irdelenmektedir.
Altıncı bölümde, mülteci ve s ığınma statüsünden kaynakla-
nan sorunlar bir taraftan mülteci statüsünün belirlenmesi di-
ğer taraftan iltica ve sığınma usulünün işleyişi ve mülteci/
sığınmacı statüsünün sağladığı hak ve özgürlükler açısından
incelenınektedir.

Çalışmanın sonuç bölümünde, Türkiye'de yabanc ı ve
göçmenlerin statüleri konusunda Anayasa'mn 16. madde-
sinin önemi, farkl ı yabanc ı kategorileririin statülerinin daha
açık ve net bir şekilde düzenlenmesi gereği, ikamet, aile birle-
şimi, s ınır dışı etme, gözetim altına alma vb. konuların daha
açık yasal düzenlemelere konu edilmesi ihtiyac ı ve nihayet
bütün bu yasal düzenlemelerin hukuki istikrar ve öngörüle-
bilirlik açısından hukuk devleti ilkelerini gözeten bir sistema-
tik ve erişilebilirliğe sahip olmas ı gerekliliğine işaret edilmek-
tedir.

-
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1. Cumhuriyet Dönemi Göç Deneyimi 	 BÜLENT

Cumhuriyetin kurulmasından bu yana Türkiye'de iz- WKLI NIN

lenen uluslararası göç politilcalan zaman içerisinde üLke içi
ve ülke dışı faktörlerin etkisiyle değişime ve dönüşüme uğ-
ramıştır. Cumhuriyet dönemi göç politikalar ı aç ısından üze-
rinde durulması gereken konular ın başında hiç şüphesiz ki
İskAn Kanunu ve bu kapsamda izlenen içe göç politikalar ı
gelmektedir. 1 iskan Kanunu2 hükümleri çerçevesinde yerleş-
mek amac ıyla ülkeye gelen Türk soylu ve Türk kültürüne ba ğ-
lı kişiler belirli ko şullar altında ülkeye göçmen (muhacir) ola-
rak kabul edilebilmektedirler. 3 Göçmen olarak ülkeye kabul
edilen yabanc ılar gerekli işlemlerin tamamlanmas ından son-
ra Bakanlar Kurulu kararıyla Türk vatandaş lığına alınmakta
ve kendilerine bazı kolaylık ve muafiyetler sağlanmaktadır.4
Resmi rakamlara göre, 1923-1997 y ıllan aras ında, toplam
1.648.077 ki şi ülkeye göçmen olarak yerle5tirilmi5tir.5

Bkz. B. Çiçekli (2003) Yabancı lar ve Polis: Polisin Görev ve Yetkileri Çerçeve-
sinde Yabancı ların Hukuki Durumu, s. 115-116. ısk5n Kanunu'nun iç göç
ve mecburi iskana ilişkin artık yürürlükte olmayan hükümleri incele-
diğimiz konunun kapsamı dışında bulunmaktad ır. iskan Kanunu'nun
ülke içinde belli bölgelerde ya şayan insanlan mecbııri isk8na tabi tu-
tan hükümleri 1947 yı l ında kald ırılmıştır (19 Haziran1947 tarih ve 5098
say ıl ı Kanun (Düstur ııı, cilt 28, 1947, s. 1322), mecburi iskan uygula-
mas ı hakkında genel olarak bkz. Birle şmiş Milletler Mülteciler Yüksek
Komiserliği (BMMYK) (2000) Sığınmacı, Mülteci ve Göç Konularına ilişkin
Türkiye'deki Yarg ı Kararları, Ankara: BMMYK ve Boğaziçi Üniversitesi
vakfı, s. 9-13.

2 2510 say ılı iskan Kanunu (14.061934 - RG, 21.06.1934 - 2733) ile bu ka-
nuna ek olarak çıkarılan 3657,2848,5682 ve 1306 say ılı kanunlar 5543 sa-
y ıl ı yeni iskan Kanunu (19.09.2006 tarih ve 5543 say ıl ı Kanun için bkz.
RG, 26.092006 - 26301) ile yururlükten kald ırılmıştı r.
5543 sayı l ı iskan Kanunu'nun 4. maddesi göçmen olarak kabul edile-
bilme koşullarını olumsuz bir şekilde aç ıklamıştır. Buna göre, "Türk so-
yundan ve Türk kültürüne bağl ı olmayan yabancı lar ile Türk soyundan ve
Türk kültürüne bağl ı bulunup da s ı n ı r dışı edilenler ve güvenlik bak ı m ından
Türkiye'ye gelmeleri uygun görülmeyenler göçmen olarak kabul edilmezler":
aynntı lar için bkz. B. Çiçekli (2007) Yabanc ılar Hukuku, Ankara: Seçkin,
s. 207-209.
Ayrmtılar için bkz. Çiçekli, 2007, s. 209-210.
Bkz. K. Kirişçi, (2000) "Zorunlu Göç ve Türkiye", (içinde) (BMMYK)
(2000) S ığınmacı, Mülteci ve Göç Konularına İlişkin Türkiye'deki Yargı Ka-
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BÜLENT	 Cumhuriyet döneminin d ışa göç politikaları açıs ın-
Ç İ ÇEKIi'N İN dan ikinci önemli geli şmesi 1960'lı yıllardan itibaren ba şla-

TEBli Ğİ tılan ve genelde ikili işçi mübadelesi anlaşmalar ı çerçevesin-
de teşvik edilen yurt dışına işçi gönderme uygulamalarıdır.6
Ülke dışına işçi gönderme (ihraç etme) uygulamas ı bir istih-
dam politikası ve ödemeler dengesi enstrüman ı olarak teş-
vik edilmiştir. 7 Hafta göçmen işçi dövizleri, ulusal be ş yıllık
kalkınma planlar ında, ülkeye döviz girdisi sağlamada ve ül-
kenin ödemeler açığını gidermede önemli bir ekonomik araç
olarak gösterilmi5tir.8

1980'li yıllarda başlayıp 1990'lı yıllarda da ciddi artış gös-
teren bir diğer göç deneyimi ise uluslararas ı proje ve taahhüt
işleri çerçevesinde yurt d ışma işçi gönderme uygulamalar ı ol-
muştur. Bu bağlamda, 1980'li y ıllardan itibaren Bölge ve Ku-
zey Afrika ülkelerine, 1990'l ı yıllardan itibaren ise eski Sovyet
Cumhuriyetlerine, uluslararas ı proje ve taahhüt işlerinde ça-
lışmak üzere çok sayıda Türk işçisi gönderilmiştir.9 Proje baz-

rarlar ı, Ankara: BMMYK ve Boğaziçi Üniversitesi Vakfı, (s. 37-67), s. 65,
Tablo!.
Türkiye'nin ikili i şgücü mübadele anlaşmaları imzalad ığı ülkeler ara-
sında Almanya (1961), Avusturya (1964), Hollanda (1964), Belçika
(1964), Fransa (1965) ve İsveç (1967) yer almaktad ır. Bu ikili anlaşmala-
nn yanı sıra Türkiye ile Avrupa Ekonomik Toplulu ğu arasında 12 Ey-
lül 1963 y ılında imzalanan Ankara Ortaklık Anlaşmas ı (bkz. OJ 1973 C
113) ile 23 Kas ım 1970 tarihinde imzalanan Katma Protokol'ün (01 1973
C 113) hedefleri arasında Türkiye ile AET ülkeleri aras ında işçilerin ser-
best dolaşınianın sağlanması yer almaktadır (özellikle Katma Protoko-
lün 36. maddesi).
Bu konuda ayrıntil ı olarak bkz. S. Paine (1974) Lıporting Workers: the
Turkish Case, Cambridge: Cambridge University Press; H. Körner (1987)
"European Sending Countries", (içinde) 11w Future of Migratıon, Paris:
OECD, s. 64-85.
Bkz. Çiçekli, 1998, s. 31-32.
2002 verilerine göre, ülke dışındaki Türklerin say ıs ı 3.519.804 olup bu
say ının 3.027.067si Batı Avrupa ülkelerinde, 109.800'ü Ortadoğu ve
Kuzey Afrika bölgelerinde, 56.261' Avustralya'da, 18.000'i Rusya Fede-
rasyonu'nda, 260.000'i ABD ve Kanada'da ve 2.000'i lsrail'de bulun-
maktad ır: yurt dışında bulunan Türk vatandaşları hakkında ayrıntı lı
bilgi ve veriler için bkz. Çalışma ve Sosyal Güvenlik Bakanl ığı (ÇSGB)
(2003) 2002 Yz/ ı Raporu: Yurtdışı ndaki Vatandaşlanmzza ilişkin Gelişmeler
ve Sayısal Bilgiler, Ankara: ÇSGB, Yayın No. 112, s. 19-21.
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l ı işlerde yurt dışma çalışmak üzere giden Türk işçileri oralar- BÜ[ENr

da kalıcı olmamakta ve genellikle işin tamamlanmas ı üzerine ÇiÇEKİİ 'N İ N

ülkeye dönmektedirler.	 TEBLİĞİ

Diğer taraftan, 1990'l ı yıllarla birlikte Türkiye'nin ulus-
lararası göç yollar ı arasında hem transit hem de hedef ülke
olarak önemli bir yer işgal ettiği görülmektedir." Ilk olarak,
Doğudan-Batıya ya da Güneyden-Kuzeye göç ak ımlaıı içe-
risinde Türkiye zengin ve müreffeh Bat ı! Kuzey ile fakir ve
daha az gelişmiş Doğu/Güney aras ında transit olarak kulla-
nılan bir güzergh haline gelmiştir. Hatta belli ölçülerde özel-
likle eski Sovyet Cumhuriyetlerinden ülkeye gelen yabanc ı -
lar açısından Türkiye'nin hedef bir ülke haline geldiği söyle-
nebilir.

Son olarak, Türkiye'nin önemli bir kültür ve turizm böl-
gesi haline gelmesiyle birlikte, ülkeye giri ş yapan ve ülke-
de kalan turist say ıs ında son yillarda önemli artışlar olmuş-
tur. Buna bağlı olarak, özellikle son y ıllarda "yerleşik yabancı "
ad ıyla nitelenen bir olgudan bahsedilmektedir. Bu ba ğlamda,
ülkenin özellikle turistik Güney bölgelerinde çok say ıda başta
Alman, Rus, İngiliz ve Hollandal ı yabancı uzun sürelerle ika-
met etmekte, yaşamakta ve hatta yerleşmektedirler. Bu ken-
diliğinden meydana gelen gelişim ülkenin takip ettiği turizmi
teşvik politikalan ile uyumlu ve bu politikalarca da destekle-
nen bir sonuçtur.

2. Göç Terminolojisi

2.1. Genel Olarak Göç ve Göçmenler

Göçü en genel şekliyle iç ve d ış göç olarak ikiye ayırmak
mümkündür. Aslında, göç denilince yabanc ılar hukuku açı-
s ından kastedilen dış göç olup, bu olguya literatürde yayg ın
şekilde "uluslararas ı göç" (international migration) denmekte-

10 Türkiye'nin hem transit hem de hedef ülke konumuna dikkat çeken bir
çalışma için bkz. international Organization for Migration (10M) Tran-
sit Migration in Turley, Migration Information Programme, Budape şte,
Macaristan.
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BÜLENT dir. Göç veya uluslararas ı göç kavramınırı duruma göre, "dışa
Ç İ ÇEKLi'NiN göç", "içe göç" ve "transit göç" olmak üzere üç farkl ı manay ı

TEBliĞİ içinde barındırdığını söyleyebiliriz.11

Bir ferdin yaşadığı ülkeyi terk ederek başka bir ülkeye
yerleşmek niyetiyle gitmesine "göç", ülkesinden ayr ılarak ya-
banc ı bir ülkeye yerleşmek amacıyla giden kimseye ise "göç-

men" ad ı verilmektedir. 12 Verilen bu göç taıumında "yerleş-

mek niyetinin" önemli bir yere sahip oldu ğu söylenebilir. An-
cak, bir ferdin yerle şmek niyetiyle bir yabanc ı ülkeye gitme-
sinden bu ferdin vatandaşı olduğu ülkeye yerleşmek üzere
dönmeyeceği veya hiçbir şekilde ülkesine uğramayacağı ma-
nas ı ç ıkmaz13

Diğer taraftan, bir ferdin, ülkesinden ba şlangıçta kısa sü-
reli ve geçici olarak yabanc ı bir ülkeye gidip, daha sonra çe-
şitli sebeplerden bu ülkede yerle şmesi de mümkün olabilir.
Avrupa'da sayıları milyonlarla ifade edilen Türk göçmenle-
rinin başlangıçta Batı Avrupa'daki i şgücü ihtiyacını karşıla-
mak amacıyla geçici misafir işçi olarak gitmi ş olmalarına rağ-
men, günümüzde artık bulunduklar ı Batı Avrupa ülkeleri-
nin yerleşik nüfusu haline gelmeleri bu paradoksa örnek te ş-
kil eder.14

Uluslararas ı literatür ve uygulamada göçmenlerden
bahsedildiğinde çok geniş yelpazedeki yabanc ı kategori-
leri kastedilmektedir. Bu ba ğlamda, turistler, ziyaret, sağ-

Uluslararası literatürde, "emigration" kavramı ile bir ülkeden d ışan ger-
çekleşen göç kastedilmekte olup d ışarı göç edenlere de "ernıgrant" den-
mekte; "imtnigration" kavramı ile başka bir ülkeden ülke içine gerçekle-
şen göç kastedilmekte olup içeri göç edenlere "immigran t" denmekte; ve
bir ülkeden ç ıkıp başka bir ülkeye gitme maksad ıyla transit olarak diğer
bir ülkede bulunmaya "transit migration" ve transit geçecek göçmenlere
de "transit rnigrant" ad ı verilmektedir: Bkz. Berki, 1966, s. 81.
Göç kelimesinin karşı lığı olarak "muhaceret", göçmen kelimesinin kar-
şılığı olarak ise "muhacir" tabiri kullanılmaktadır, bkz. Berki, 1966,5. 82.

13 Yerleşmek niyetiyle ilgili farkl ı bir değerlendirme için bkz. Berki, 1966,
s. 82.

14 Misafir işçi sisteminin çöküşü ve dönü ş "mil" hakkında bkz. Çiçekli,
1998, s. 19-23.
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lık ve eğitim amacıyla gelen yabanc ılar, yabancı müteşebbis- BÜLENT

ler, yabancı işçiler, ülkeye kaçak giriş yapan veya kaçak du- ÇIÇEKLI'NIN

ruma düşen yabancılar ve sığmacak bir yer bulma amac ıy- TEBLİĞİ

la gelen sığınmac ı ve mülteciler göçmen kategorisi içinde
değerlendirilmektedir.15

Uluslararası literatür ve uygulamada en geni ş anlamıy-

la göçmen olarak ııitelediğimiz kişiler, Türk hukuku aç ısın-

dan yabanc ı olarak değerlendirilmektedir. Aslında, göç ve

göçmen kavramlar ı daha ziyade Anglo-Sakson hukuk sistem-
lerinde kullanılan terimlerdir. Kıta Avrupa'sında ise bu kav-

ramların yerine yabanc ı terimi daha yerleşik olarak kullanıl-
maktadır. Bununla birlikte, gerek göçmen kavram ı, gerek ya-

bancı kavramı iki farklı hukuk sisteminde bir arada kullanı-

labilmektedir.

2.2. Türk Hukukunda Göç ve Göçmenler

Uluslararası literatür ve uygulamadaki göç ve göçmen ta-
nımlanyla Türk hukukundaki göç ve göçmen tammiar ı ara-

sında belirgin bir kapsam farkl ılığı mevcuttur.16 2510 ve 5543

sayılı iskan Kanunu kapsarrunda, göç ve göçmen kavramla-
rı Türk soyu ile etnik ve kültürel bir bağhlığı gerekli kılmak-

tadır. Bu çerçevede, göç Türk soyundan ve Türk kültürüne
bağlı kişi veya kişilerin yerle şmek amacıyla ülkemize gelme

olayıdır. Göçmen ise, yerle şmek amac ıyla yurdumuza gelen
Türk soyundan ve Türk külturune bağlı kişilerdir.

Döneminin siyasi yap ı ve ideolojilerini yans ıtan bir dü-

zenleme olan ve ulus devlet inşa etme sürecinin bir enstrüma-

nı olarak kullanılan 2510 sayıh iskan Kanunu'nun iki temel

amac ı bulunmaktayd ı. Kanun, bir taraftan ülke d ışmda Os-

' Özellikle Anglo-Sakson hukuk sistemleri göç ve göçmen kavran ı.ırıı bu

şekilde geniş olarak tanımlama eğilimindedirler. İngiliz göç hukuku-
nun kategorizç ettiği göç ve göçmen grupları için bkz. LA Macdonald
and N. Biake (1995) Macdonald's Immigration Lav, (3rd edition) London:
Butterworths.

16 Türk hukukundaki göç ve göçmen kavramlar ı hakkında genel olarak
bkz. Berki, 1966, s. 81-87; Do ğan, 2006, s. 179-182; Asar, 2001, s. 217-223.
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BÜLENT manlının terk ettiği diyarlardaki Türk soylular ın göçmen ola-
ÇÇEKLi'N İN rak kabulüne ilişkin koşulları belirlerken, diğer taraftan da iç

TEBLİĞİ iskan konusuyla ilgili tedbirler almak suretiyle mecburi iskAn
konusunu düzenlemekteydi.17

Ancak, göçmenlerle ilgili kanun ve yönetmeliklerde han-
gi ülkelerden göçmen kabul edilece ğine dair herhangi bir ka-
yıt bulunmamaktadır. Göçmen kabulü Bakanlar Kurulu'nun
tayin ve tespiti ya ü çıkarılacak özel kanunlar marifetiyle dü-
zenlenmekte ve kimlerin göçmen olarak kabul edileceği o dö-
nemin devlet politikalar ı ile yakından ilişkili bulunmaktad ır.

Göçmenlik (muhacirlik) statüsü di ğer ülkelerde bulu-
nan Türk soylu ve Türk kültürüne ba ğli kişilerin (yabanc ıla-
nn) toplu ya da münferit olarak ülkemize göçmen olarak gel-
mek istemeleri halinde verilebilmektedir. 18 Türk göç hukuku
ve uygulamasında "serbest göçmen" ve "iskdnlı göçmen" olmak
üzere iki temel göçmen kategorisinin mevcut oldu ğu söylene-
bilir. Ancak, bu iki kategoriye, "mülteci göçmen" (ulusal mül-
teci) ile "mübadil göçmen"l erin de ilAve edilmesi mümkündür.

İskAnlı göçmenler, özel kanur ıjarla ülkeye getirilip devle-
tin tahsis ettiği yerlerde iskğna tabi tutulan ve üretici hale ge-
linceye kadar her türlü ihtiyaçlan devlet tarafından karşıla-
nan ki5ilerdir.19 İskAnlı göçmenler, daha ziyade siyasi zaruret-
lerin bir neticesinde aile olarak veya büyük kitleler halinde ü 1-

17 İskan Kanunu'nun Türkiye içinde belli bölgelerde ya şayan insanlar ı
mechuri iskana tabi tutmakta kullan ılan hükümleri 1947 yıl ında kald ı-
nimış bulunmaktad ır (18 Haziran 1947 tarih ve 5098 say ıl ı kanun (Düs-
tur, 111, Cilt 28, 1947, s. 1322); mecburi iskan uygulamas ı hakk ında bkz.
BMMYK, 2000, s. 9-13.

18 
"Toplu göçmen: Türk soyundan ve Türk kültürüne bağlı olup, iki ülke aras ın-
da yapılan anlaşmaya göre yurdumuza yerle şmek amacıyla toplu olarak ge-
len ailelerdir. ""Münfrrit göçmen: Türk soyundan ve Türk kültürüne bağlı
olup, yurdumuza yerleşmek aman yla bir aile olarak gelenlerdir" (5543 sayılı
yeni Iskön Kanunu, m. 3). Yeni Kanun'da da eski Kanun'da oldu ğu gibi
münferit göçmen terimi ile aile olarak göç etmenin kastedildi ği görül-
mektedir.

19 5543 sayıl ı iskan Kanunu'na göre, "iskönlı göçmen: Türk soyundan ve Türk
kültürüne bağlı olup, özel kanunlarla yurt dışı ndan getirilen ve bu Kanun J ıü-
kümlerine göre taşınmaz mal verilerek iskfinları sağlananlard ır." (m. 3).
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keye getirilmekte ve hayatlarını sürdürecek maddi ve sosyal BÜLENT

imk5nlar ı devlet tarafından belirli bir süre karşılanmaktad ır.	 Ç1Ç[Kti'NiN

Devletten herhangi bir maddi yard ım talebinde bulun- 
TEBLİĞİ

maksızm kendi maddi imkanlar ı ile yerleşmek amac ıyla

Türkiye'ye gelenlere "serbest göçmen" denilmektedir. 21 Serbest
göçmenlerin ülkeye kabulünde devletin do ğrudan bir mali

yükümlülük altına girmesi söz konusu de ğildir.

Eski iskan Kanununa göre, iltica talebiyle gelmelerine ra ğ-
men göçmen olarak kabul edilebilme koşullarma sahip kişile-
rin ülkeye göçmen olarak kabul edilebilmeleri mümkündü.21
Bunun için Türkiye'ye yerleşmek ve Türk vatanda şliğma geç-

mek niyetlerini bulunduklar ı yerin en büyük mülki amirine,
Türkiye'ye giriş yaptıkları tarihten itibaren iki yıl içinde bil-

dirmelerP2 ve göçmen olabilme koşullarına sahip olmaları
gerekliydi» Böylece, Bulgaristan, Yugoslavya, Yunanistan ve
Romanya gibi ülkelerden gelen Türk soylu ve Türk kültürüne
bağlı olduğu kabul edilen kişilerin, statülerinin mülteci olma-
yı haklı çıkardığı durumlarda bile, bir devlet politikas ı olarak

göçmen olma yolu aç ık bırakılnıı5tır.24

Ayrıca, devletler arasında yürütülen müzakere ve anla ş-
malar neticesinde gerçekleştirilen göçler neticesinde, müba-

20 5543 sayılı yeni iskan Kanunu'na göre, "serbest göçmen: Türk soyundan

ve Türk kültürüne bağlt olup, yerleşmek amacıyla tek başı na veıja toplu halde

Türkiye'ye gelip, Devlet eliyle iskan edilmelerini istemenıek şartıyla yurda ha-

bul edilenlerdir" (m. 3).
21 2510 sayılı eski iskan Kanunu mülteciyi Türkiye'ye yerle şmek niyetiyle

olmayıp bir zaruretin gereği olarak geçici oturmak üzere s ığınan kimse

olarak tanımlamaktaydı (m. 3/3).
Bkz. eski iskan Kanunu m. 3/3 ve iskan Muafiyetleri Nizamnamesi m.
13.
Türk kültürüne ba ğlı olmayanlara, anar şistlere, casuslara, göçebe çin-
genelere, memleket dışına çıkarılmış olanlara göçmen muamelesi ya-
pılmamaktayd ı: bkz. eski iskan Kanunu m. 4 ve iskan Muafiyetleri
Nizanınamesi, m. 9

24 Bkz. E. Özmenek (1998) Statelessness and Refugees asa Global Problem:
Turkish Refugee Policies, Yay ınlanmamış Master Tezi, ilie Department

of Political Scien ce and PublicAdministratiOn, Bilkent Üniversitesi, s.44-45.
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BÜIENJ deleye tabi tut-ulan göçmenlere de mübadil göçmen denildi-
ÇIÇEKLi'NhJ ği görülmektedir?

TEDMI 
Son olarak, gerek taraf olunan uluslararas ı antlaşmalar ve

Avrupa Birliği hukukunun etkisiyle gerekse günlük dildeki
kullanım yüzünden göç ve göçmen kavramlar ının terminolo-
jik olarak ağırlığını Türk hukuku ve literatürü üzerinde his-
settirmeye ba şladığı vurgulanmalıdır.

2.3. Türk Hukukunda Mülteci ve S ığınmacılar

Türk hukukunda mülteci ve s ığınmacı kavramları arasın-
da uluslararası hukuk literatüründe benimsenen yakla şım-
dan daha farklı bir ayırım yapılmaktadır. 26 1994 tarihli ilti-
ca ve Sığmma Yönetmeli ği ile İçişleri Bakar ılığı'nm genelge
ve taEmatlarindal terminoloji sorunu çözülmeye çali şılarak
mülteci ve sığınmacı kavramlar ı birbirinden ayrılmaya çalı-
şılrruştır.

1994 tarihli iltica ve Sığınma Yönetmeliği'nde benimse-
nen ay ırıma göre, mülteci, "Avrupa'da meydana gelen olaylar se-
bebi ile ı rkı, dini, milliyeti (tabiiyeti), belirli bir toplumsal gruba
üyeliği veya siyasi dü şünceleri nedeniyle takibata28 uğrayacağı ndan
haklı olarak korktuğu için vatandaşı olduğu ülke dışı nda bulunan
ve vatandaşı olduğu ülkenin himayesinden istıfade edemeyen veya
korkudan dolay ı ist{fade etmek istemeyen ya da uyruğu yoksa ve ön-

Bkz. BMMYK, 2000, s. 2 ve aynı yerde verilen idari yarg ı kararlar ı (Da-
nıştay, 8.D., E.965/308 - K.966/2294, 12.07.1966, 56; Dan ış tay, 8_D.,
E.966/990 - K.968/1289, 06.04.1968, 61; Danıştay, 8.D., E.969/1049 -
1(970/101, 15.01,1970).
Odınan, Türkiye'nin inızaladığı uluslararası belgelerin Türkçe metinlerin-
de, özeli ilde iltica ve sığınma kavramları arasında rastlanan ternıinoloji kar-
gaşasına işaret etmekte ve aynı karışıklığın Türk yabancılar hukuku litera-
türünde de görüldüğünü ifade etmektedir: bkz. Odman, 1995, s. 188-191.

27 Bkz. FGM Genelgesi, 2002, s. 1147-1156 (özellikle s. 1147), şimdi bkz. 22
Haziran 2006 tarih ve 57 say ı lı Içişleri Bakanlığı Uygulama Talimatı .
1994 Yönetmeli ği'nin 1951 Sözleşmesi'nin onaylanmas ı sırasındaki ter-
cüme hatas ını düzeltmemesi şaşırtıcıdır. Zulüm (persecution) terimi ye-
rine yanl ış l ıkla adli takibat (prosecution) kavramı kullanı lmıştır.
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ceden ikamet ettiği ülke dışında bulunuyorsa oraya dönmeyen veya BÜLENT

korkusundan dolay ı dönmek istemeyen yabanc ıdı r". 29 	 ÇIÇEKU'N İ N

Sığınmacı ise, " ı rk,, dini, mflliyeti (tabiiyeti), belirli bir top- 
TEBUGI

lumsal gruba üyeliği veya siyasi düşünceleri nedeniyle takibata3°
uğrayacağından hakl ı olarak korktuğu için vatandaşı olduğu ülke dı-
şında bulunan ve vatanda şı olduğu ülke himayesinden istıfade ede-
meyen veya korkudan dolay ı istfade etmek istemeyen ya da uyruğu
yoksa ve önceden ikamet ettiği ülke dışında bulunuyorsa oraya dön-
meyen veya korkusundan dolay ı dönmek istemeyen yabanc ıdır"."

Yönetmelikteki bu ay ırıma göre, Avrupa dışından gele-
rek Cenevre Sözleşmesi'ndeki tanıma paralel olarak mülteci
olabilme kriterlerini ta şıyan yabancılar ülkeye sığınmac ı sta-
tüsünde kabul edileceklerdir. Bu yabanc ılara sığınmacı statü-
sü verilmek suretiyle, üçüncü bir ülke tarafından mülteci ola-
rak kabul edilinceye kadar makul bir süre ülkede ikamet et-
melerine izin verilmektedir. Yönetmelilçte benimsenen tanım-
lar nedeniyle, Avrupa ülkelerinden gelerek uluslararas ı koru-
ma talep eden yabanc ılara mülteci, 32 Avrupa dışındaki diğer
bölgelerden gelerek uluslararas ı koruma talep eden yabanc ı-
lara ise sığınmacı denıtıektedir.

Uluslararas ı mülteci hukukunda kullan ılan mülteci-
sığınmac ı ayırımmın Türk mülteci hukukunda uygulanan
coğrafi kısıtlama nedeniyle değişime uğramak suretiyle farklı
bir nitelik kazandığı görülmektedir. Uluslararası mülteci hu-
kukunda, sığınmacının (de facto mülteci) mültecilik ko şulla-
rın taşıdığının tespiti üzerine mülteciye (de jure mülteci) dö-
nüşmesi yani mülteci statüsünü kazanması mümkün iken,
Türk mülteci hukukunda s ığınmac ı olarak nitelenen kişilere

Bkz. 1994 tarihli İltica ve Sığınma Yönetmeliği, m. 3.
3° Mülteci tanımnındaki ayn ı yanlışlık burada da düzeltiimemiştir.

Bkz. 1994 tarihli iltica ve S ığınma Yönetmeliği, m. 3.
32 Türkiye'nin soğuk savaş sırasında sadece Doğu Avrupa ve Sovyetler

Birliği'ndeki komünist rejimden kaçanlara yasal (de jure) mülteci sta-
tüsünü verdiği vurgulanmaktad ır: bkz. K. Kiri şçi (1996) Türkiye Coğrafi
Sı n ı rlamayı Kaldinyor mu? Türkiye'de Kas ı m 1994 Sığınma Yönetmeliği, Sı-
ğmmac ı ve Göçmenlerle Dayanışma Derneği (SGDD), Yaym Serisi, Say ı
2, Ankara, s 4.

337



AKTUELLE ENTWICKIUNGEN 1M STMTSANGEHÖRIGKEITS -, AOSLANOER- UND FLÜ(HrLINGSRECHT

BÜiENT hukuken mültcilik statüsünün verilmesi mümkün gözükme-

	

ÇIÇEKII'NIN	 mektedir.
TERdCi 

2006 tarihli Uygulama Tal ımatında, yukar ıdaki ayrıma
paralel olarak ve uluslararas ı hukuk literatüründeki de fac-
to - de jure mülteci farklılığırıı karşılamak üzere, hem Avru-
pa ülkelerinden hem Avrupa d ışındaki ülkelerden Türkiye'ye
gelerek iltica/s ığınma başvurusunda bulunmu ş olan yaban-
c ılara, "başvuru sahibi", "ba şvuran ", ya da "iltica/sığı nma baş-
vurusunda bulunan kişi" nitelendirilmeleri yapılmaktadır?3
Avrupa ülkelerinden gelerek 1951 Cenevre Sözleşmesi'nin
1. maddesindeki ko şulları karşıladığı için kendisine İçişle-
ri Bakanlığı 'nca mülteci statüsü verilen yabanc ı uyruklu veya
vatansız kişiye mülteci denmektedir.M Avrupa dışmdan gele-
rek 1951 Cenevre Sözle şmesi'nin 1. maddesinde yer alan ko-
şulları yerine getirdiği için kendisine İçişleri Bakanlığı 'nca s ı-
ğı nmacz statüsü verilen yabanc ı uyruklu veya vatans ız kişiye
ise sığınmacı denmektedir.35

3. Göç ve Yabanc ılar Hukuku Disiplini

Yabanc ılar hukuku (ya da göç hukuku) olarak adland ır ı-
lan hukuk dalının var oluş nedeni, yabanc ıların vatandaşlara
uygulanan hukuk kurallanndan, nitelik, içerik ve kapsam ba-
kımından farkl ı kurallara tabi olmas ıdır?6 Bu 'evrensel ay ırım-
cı lıkÇ devlet kavrammın ortaya ç ıkışı ile birlikte var olan, ya-
tandaşliic tanım ının belirginle şmesine karşıt olarak gelişen ve
bir manada yabanc ılar hukukunun varhk nedeni olarak kabul
edilen bir uygulamad ır.

Bkz. 22.06.2006 tarih ve 57 sayılı İçişleri Bakanl ığı Uygulama Talimatı,
Tanımlar, Paragraf (d).
Bkz. 22.06.2006 tarih ve 57 say ıl ı İçişleri Bakanl ığı Uygulama Talimat ı,
Tanımlar, Paragraf (f).
Bkz. 22.06.2006 tarih ve 57 sayılı İçişleri Bakanlığı Uygulama Talimatı,
Tanımlar, Paragraf (g).
Bkz. Aybay, 2005, s. 5.
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'Yabancılar hukuku' ibaresi yerine 'yabancılann hukuki du- BÜLENT

rumu' deyiminin kullanılmas ının daha uygun olaca ğını ile- Çİ ÇEKÜ'N İ N

ri sürenJer olduğu gibi,' 'yabancılar hukuku' deyiminin hu- TEBLiĞİ

kuk dahmn konusunu ve ilkelerini bir bütün olarak daha iyi
kapsadığını savunanlar da olmu ştur? Türk literatüründe-
ki hakim eğilim yabancılar hukuku deyiminin kullan ılması
yönündedir. 39 Kıta Avrupa's ı hukuk sistemlerinde de yaban-
cılar hukuku deyimi yayg ın olarak kullanılmaktadır.

Anglo-Sakson hukuk sistemlerinde ise 'göç hukuku' (im-
migration law) terimi standart olarak kullan ılmaktadır. Bu hu-
kuk sistemlerinde ilgili konular bazen 'göç ve vatandaş lık huku-
ku' adı altmda birlikte incelenmekte, bazen de 'göç ve sığı nma
hukuku' başlığı altında sığınma/iltica konular ı ile beraber ele
al ınmaktad ır. AB hukuk sisteminde de 'göç ve sığı nma hukuku'
deyimi birlikte kullarıılmaktadır.

Günümüzde birçok konuda yabanc ılarla vatandaşlara ile
eşit muamele yap ılmakta ve eşit haklar tamrımaktadır. Ge-
rek özel hukuk kaynakl ı medeni hukuk ve miras hukuku gibi
alanlarda, gerek insan haklar ı alanında tamamen olmasa da
pek çok konuda eşitlik öngören hükümiere rastlanılmaktadır.
Bu açıdan yabanc ılara uygulanan hukuk kurallar ının tümü-
nün yabanc ılar hukukunu ya da yabanc ıların hukuki duru-
mu oluşturduğunu söylemek doğru ve pratik olmayacaktır»

'Yabancilar hukuku' (ya da göç hukuku) ister iç hukuk is-
ter uluslararas ı hukuk kaynaklı olsan s ırf yabanc ılara uygu-
lanan kurallar ile yabancilarla vatanda şlara eşit olarak uygu-
lanmayan kurallardan oluşmaktadır.41 Yabancılar hukuku-
nun, "bir ülkede bulunan yabanc ılar için, yabanc ı olmaları nede-
niyle konulmu ş olan kuralların tümünü teşkil eder" şeklinde ta-
nınılanınası da mümkündür.42 Yabanc ılar hukukunun konu-

Bkz. Altuğ, 1973, s. 4345.
Bkz. Tekinaip, 2003, s. 8
Bkz. Çelikel ve GeigeL, 2005, s. 7, 1 No'lu dipnot.

40 Bkz. Tekinaip, 2003, s. 8.
41 Bkz. Tekinaip, 2003,5. 8.
42 Bkz. Çelikel ve Gelgel, 2005, s. 7.
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• BÜLENr su, "yabancılara milli veya milletleraras ı kaynaklardan gelmekle be-
ÇIÇEKUNIN raber farkl ı olarak uygulanan kuralların tümüdür" demek daha

JEBLI İ uygun olacaktır.43

Göç ve yabanc ılar hukuku, Frans ız hukuk sisteminde ol-
duğu gibi, Türk hukukunda da, uluslararası özel hukuk di-
siplini içerisinde incelenmektedir. Anglo-Amerikan ve Alman
hukuk sistemlerinde ise, göç ve yabancılar hukuku, uluslara-
rası hukuk içerisinde yer alan bir disiplin olarak de ğerlendi-
rilmektedir. Türk hukuk sisteminde, uluslararas ı özel hukuk
başlığı altında, vatandaşlık hukuku, yabancılar hukuku, ka-
nunlar ihtilafı hukuku ve uluslararas ı usul hukuku konular ı
birlikte ele alınmaktadır.

4. Anayasa ve Uluslararası Hukuk-İç Hukuk ilişkisi

Anayasa, normlar hiyerar şisi içinde en üstte yer alan so-
yut kurallardan olu şan temel yasal metindir. Anayasa'da te-
mel hak ve özgürlükler başlığı altında düzenlenen pek çok
hak ve özgürlük vatandaş-yabancı aynmı yapılmadan herke-
se tanmımş bulunmaktadır. Bununla birlikte, Anayasa'da gü-
vence altına al ınmış temel hak ve özgürlüklerin belirli durum
ve koşullara bağl ı olarak s ınırlanabilmesi mümkündür.

Anayasa'da bu genel s ımrlama nedenleri dışmda yaban-
cılar açısından özel bir sırurlama maddesi de düzenlenmi ştir.
Anayasa'nın 16. maddesine göre, "temel hak ve hürriyetler, ya-
bancılar için, milletleraras ı hukuka uygun olarak kanunla s ı n ırları-
dı rılabilir". Türk yabancılar hukuku açısından merkezi öneme
sahip bu Anayasal hükmün irdelenebilmesi için üç temel kav-
rama açıklık getirilmesi gerekmektedir:' 'temel hak ve özgür-
111)', 's ın ı rlaman ın uluslararas ı hukuka uygunluğu' ve 's ı n ı rlama-
n ı n kanunla yapılmas ı '.

16. maddede geçen 'temel hak ve hürriyetler' deyimi büyük
ölçüde Anayasa'nın 'Temel Haklar ve Ödevler' başlığmı taşıyan

Bkz. Tekinaip, 2003, s. 10.
« Bkz. Aybay, 2005, s. 71 vd.
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İkinci Kısmında yer alan 12-74. maddelere i şaret etmektedir. 45 BÜLENT

'Temel Haklar ve Ödevler' başlığı altmda; 16. maddenin de yer Ç İ ÇEKU'N İ N

aldığı 'Gene! Hükümler' (m. 12-16), 'Kişinin Haklar ı ve Ödevle- TEBLİĞİ

ii' Bölümü (m. 1740),46 'Sosyal ve Ekonomik Haklar ve Ödevler'
Bölümü (m. 41-65) ile 'Siyasi Haklar ve Ödevler' Bölümü (m.
66-74)41 yer almaktad ır.

16. maddede geçen 'uluslararas ı hukuka uygunluk' koşulu
olmasaydı bile, devletlerin uluslararas ı hukuka uygun hare-
ket etme yükümlülüğü altında olduklar ı genel olarak kabul
edilmelidir. Ancak, 16. madde, uluslararas ı hukukta var ol-
duğu kabul edilen bu genel ilkeyi anayasal bir prensip ola-
rak pozitif hukukumuza ta şımış bulunmaktad ır. Böylece, ya-
bancıların temel hak ve özgürlüklerini sınırlandırma konu-
sunda egemen devletlere taninnu ş olan yetkinin srnırlarınm
uluslararası hukukça belirlendiği kabul edilmiş olmaktadır.

Anayasa'rıın 16. maddesinin yabanc ıların temel hak ve
özgürlükleri alanında getirdiği düzenlemenin, Anayasa'n ın
90. maddesinin genel olarak temel hak ve özgürlükler alanın-
da getirmiş olduğu güvenceden daha kapsaml ı olduğu vur-
gulanmand ır. Anayasa m. 90(5)'e eklenen cümleyle birlikte,
temel hak ve özgürlükler alanında uluslararası sözleşme hü-
kümleri ile kanunlar arasında ç ıkabilecek uyuşmazliklarda

Ukz. Aybay, 2005, s. 71-72.
46 "Kişinin Hakları ve ödevleri" başlığı altında: kişi güvenliği, özel haya-

tın gizliliği, konut dokunulmazlığı, haberleşme, özgürlüğü, seyahat ve
yerleşme özgürlüğü; din ve vicdan özgürlü ğü, düşünce ve inanç, bilim
ve sanat, basın; düzeltme ve cevap hakkı; toplantı; demek kurma öz-
gürlülderi, mülkiyet hakk ı, hak arama özgürlü ğü vb. hak ve özgürlük-
ler yer almaktad ır.

' "Sosyal ve Ekonomik Haklar ve Ödevler" aras ında aile, öğrenim, kamu-
laştırma, çalışma, sözleşme, sendika ile grev ve sağlık haldan yer almak-
tad ır.
"Siyasi Haklar ve Ödevler" arasında esas olarak vatandaşlık, seçme ve
seçilme; siyasi parti kurma ve siyasi partilere katılma; kamu hizmetle-
rine girme; dilekçe hak ve özgürlükleri; vatan hizmeti ve vergi ödevine
ilişkin hak ve yükümlülükler bulunmaktad ır.
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BÜI}NT uluslararası sözleşme hükümlerinin öncelikli olarak uygula-
ÇÇtKti'N İN nacağı ifade edilmektedir.49

TESLIGI 16. maddenin mefhumu muhal ıfınden ise yabanc ıların te-
mel hak ve özgürlükleri alanında sadece uluslararas ı sözleş-
me hükümlerinin de ğil aynı zamanda uluslararas ı hukukun
diğer bütün kaynaklar ının dikkate alınmas ı gerektiği sonucu
ç ıkmaktadır. Böylece, yabancılar aç ısından yapılacak sınırla-
malar ın uluslararası sözleşmeler, uluslararası teamül hukuku
ve uluslararas ı mahkeme kararlar ı gibi kaynaklar göz önünde
bulundurularak gerçekle ştirilmesi gerekmektedir.

Üçüncü olarak, 16. maddede yer verilen sınırlamanın
'kanunla' yapılması gerektiğinden ne anlaşılmas ı gerektiği
önemli bir konudur. Maddede geçen kanun ibaresinden 'ka-
nun' başlığıyla yayınlanan teknik ve dar manada kanun mu
anlaşılacak, yoksa kanun dışında kanundan doğan yetkiyle
yap ılacak diğer düzenleyici işlemlerde bu kapsamda değer-
lendirilecek midir?

16. maddenin lafzına sıkı s ıkıya bağlı bir yorum smırla-
maların kanun dışındaki tüzük ve yönetmelik gibi düzenleyi-
ci işlemlerle yap ılmasına engel olacaktır. Bu yakla şımın pra-
tik bir çözüm olmayabilece ği ve 16. maddenin kanunla veril-
miş bir yetkiye dayanılaraic yürütme organınca yap ılacak dil-
zenlemelerle yabancıların haklar ına sınırlamalar getirilebile-
ceği şeklinde anlaşılmas ının pratik bir zorunluluk olduğu ifa-
de edilmektedir.5°

Diğer taraftan, uygulamada bazen Anayasa'da düzenle-
nen hak ve özgürlüklerin kanun hükmüne dayanmaks ızın

Anayasa'n ın 90. maddesinin 5. f ıkrasına göre, "Usu lüne göre yürürlüğe
konulmuş milletleraras ı antlaşmalar kanun hükmündedir, Bunlar hakk ında
Anayasaya aykırı l ı k iddias ı ile Anayasa Mahkemesine ba şvurulamaz." Bu fık-
raya 07.05.2004 tarih -5170 say ıl ı Kanun'un 7. maddesi ile eklenen cüm-
leye göre, "Usulüne göre yürürlüğe konulmuş temel hak ve özgürlüklere ili ş-
kin milletleraras ı an tlaşmalarla kanunların ayn ı konuda fiırklı hukumler içer-
ınesi nedeniyle ç ıkabilecek uyu şmazlıklarda milletlerarası antlaşma hükümleri
esas alı n ı r."

5° Bkz. Aybay, 2005, s. 78 ve aym yerde abfta bulunulan Anayasa Mahke-
mesi Kararı (E. 1962/281, K. 1963/9).
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düzenleyici işlemlerle sınırlandmldığı veya kanuna dayan- BÜlENT

malcla birlikte, kanunun uygulama kapsanımı belirleme adı Ç İ ÇFKIJ'N İ N

altında, esasen hakkın özüne müdahale eden kurallar tesis TEBli Ğİ

edildiği görülmektedir.51

İdareye tannınası pratik bir zorunluluk olan düzenleme
yetkisinin Anayasa'nın ve kanunların belirlediği ilkelere uy-
gun bir şekilde kullanılması konusuna özen gösterilmesi ge-
rekmektedir. Her halükarda idarenin eylem ve i şlemlerine
karşı yargı yoluna başvurulma imkAmmn bulunması, bu ko-
nudaki uygulamanın yol açabileceği hukuka aykırılıkları orta-
dan kaldıracak bir güvence olarak de ğerlendirilebilmektedir.52

5. Yabanc ılık Statüsü

Türk göç ve yabancılar hukukunun statüyle ilgili en
önemli sorunlarının başında yabancı, göçmen, mülteci, s ı-
ğınmacı gibi farklı vatandaş olmayan kategorilerinidüzenle-
yen temel yasal metinlerin genel hükümler içermesi ve idare-
ye geni ş takdir alanları bırakmasıdır. Özellikle kanun düze-
yindeki yasal düzenlemelere konu olmas ı gereken hususların
pek çoğu genelge, talimat gibi nitelendirilmelerle ifade edilen
idarenin düzenleyici i şlemlerinde ele al ırmaktadır.

Genelge ve talimatlar gibi idarenin düzenleyici işlemle-
rinin hukuksal niteliğine ilişkin tartışmalar bir tarafa bırakıl-
sa bile, bu düzenleyici i şlemlerin olay bazında (ad hoc) çıkarıl-
dığı ve konular ın dağınık bir sistematikle ele al ındığı vurgu-
lanmal ıdır. Bazen birbiriyle çelişen hükümler taşıyabilen bu
genelge ve talimatların güncelliğini takip etmek çoğu zaman
konunun uzmanlarının dahi içinden çıkamayacağı bir hal al-
maktadır. Bu düzenleyici işlemlerle ilgili diğer bir hukuki so-

Yabancı öğrencilerin Türkiye'deki çal ışma hak ve özgürlüklerine yönet-
melikle getirilen yasaklamanın eleştirisi ve bu uygulamanın Anayasaya
aykırılığı konusunda bkz. F. Sargin (1997-1998) "Türkiye'de Oğrenim
Gören Yabancı Öğrencilerin Türkiye'ye Giriş, Türkiye'de ikamet Etme
ve Çalışma Hakları", MHB, Yilmaz Altuğ 'a Armağan, Yıl: 17-18, Sayı : 1-2,
s.353.

52 Bkz. Aybay, 2005, s. 79.
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BÜI£N1 nın ise, bu metindere eri şimin çoğu zaman mümkün ya da ko-
Ç İ ÇEKİİ 'N İN lay olmaması nedeniyle, bu metinlerin bilinebilirlik veya ön-

TEBLİĞİ görülebilirliic aç ısından hukuksal güvenlik ve istikrar kriteri-
ni yerine getirmekten yoksun bulunmalarıdir.

5.1. Yabancıların ikamet Statülerinin Geçicili ği

ikamet tezkerelerinin süresine ili şkin genel prensip Ya-
banc ılann ikamet ve Seyahati Hakk ında Kanun'un (Y İSHK)
8. maddesinde düzenlenmiştir. Buna göre, yabancılara veri-
lecek ikamet izrıinin süresi, mevzuatın ve yabancı devletlerle
akdedilmiş bulunan anlaşmalar ın hükümleri çerçevesinde ve
mümkün mertebe ba şvuru sahibinin talebi dikkate al ınmak
suretiyle belirlenmektedir (m. 8). ikamet tezkerelerinin süre-
sini belirleyen 9. madde hükmü ise şu şekildedir: -Ikamet tez-
kerelerinin süresi be ş seneliktir. Karşıhkl ılık ilkesi uyar ı nca bu süre
Dış işleri Bakanlığın ın görüşü al ınmak suretiyle İçişleri Bakanlığı
taraJindan, daha uzun veya daha k ısa olarak tespit edilebilir."

Dikkat dilecek olursa, Kanun, bu maddeyle bağlayıcı ol-
mayan yol gösterici nitelikte, beş yıllık genel bir süre öngör-
müştür. Idareye başvurunun koşullarma göre ikamet sürele-
rini bu süreden daha az veya daha çok belirleme yetkisi veril-
miştir. Bunun neticesinde, yabanc ıların ikamet izin süreleri ve
yabancılann ikametine ilişkin diğer esaslar daha ayr ıntıl ı ola-
rak Genelgelerle düzenlenmektedir.M

Ayrıca, yabanc ıların ikamet izin süreleri belirlenirken pa-
saportlarmın süreleri göz önünde bulundurulmakta ve veri-
lecek ikamet izinlerinde pasaport süreleri a şıImamaktadrn
YISHK'nm 10. maddesine göre, ikamet tezkerelerini yenile-
mek veya sürelerini uzatmak isteyen yabanc ılar, bu tezkere-

5683 say ılı YiSHK'nın 14/05/1998 tarih ve 4360 say ılı kanunla değişik 9.
maddesi (bkz. RG, 16.05.1998 - 23344). Mülga 9. maddede ikamet tezke-
relerinin müddeti en fazla iki sene olarak öngörülmü ş bulunmaktayd ı .
Bkz. EGM Genelgesi, 2002; 16.01.2004 tarih ve 014 say ılı İçişleri Bakanlığı
Genelgesi.
Eh. EGM Genelgesi, 2002, s. 971.
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lerde yazıli sürenin sona ermesinden itibaren 15 gün içinde, BÜlENT

yetkili emniyet makamlarına bizzat veya bilvas ıta müracaat Ç İ ÇEKU'N İ N

etmek zorundadirlar.1 Ancak tezkerelerde yaz ılı süre bitme- TEBLİĞ i

den de başvuru yapılabilmesi mümkündür (YİSHK m. 10/1).
Süresi biten ikamet tezkeresi üzerinde en fazla dört defa uzat-
ma işlemi yapılabilir (YİSHK m. 9/2). Bu hüküm, aynı ikamet
tezkeresi üzerinde en fazla dört defa uzatma i şlemi yapılabi-
leceği şeklinde anlaşılmalıdır. Diğer bir ifadeyle, eğer beşinci
bir uzatma işlemi gerekiyorsa, bu yeni bir ikamet tezkeresi al-
mak suretiyle gerçekleştirilecektir.

Türk yabanc ılar hukukunda uzun süreli ikamet eden ya-
bancılar için diğer ülke hukuklannda rastlanılan "daimf ikamet
hakkı ", "daimf yerleşim hakkı " gibi statüler bulunmamaktad ır.57
Türk hukuku, ilke olarak, bir yabancıyı Türkiye'deki ikamet
süresi ne kadar olursa olsun, herhangi bir yabancı gibi gör-
mekte ve ayncal ık tanlinamaktadir. 11 Böylece, Türk hukukun-
da bir yabancmın Türkiye'de daimi olarak yerleşebilmesinin
yolu vatandaşlık kazanmıından geçmektedir.

5.2. Sınır Dışı İşlemine ilişkin Sorunlar

Türk hukukunda s ınır dışı işlemi esas itibariyle idareye
ait bir yetkinin kullanılması niteliğindedir. Koşullar oluşmuş

5683 sayı lı YİSHK'mn 14.05.1998 tarih ve 4360 ve 4361 say ılı kanunlarla
değişik 10. maddesi (bkz. RG, 16.05.1998 - 23344). Mülga 10. maddede
ikamet tezkerelerinin yenilenmesinden bahsedilmekle birlikte süreleri-
nin uzatılmasından bahsedilmemekteydi.
Yabancılarm Çalışma İzinleri Hakkmda Kanun'da (YÇİHK) yerleşik ya-
bancı kavramı kullanılmakta ve bu durumda olan yabanc ılar çatışma
izinleri açısmdan bazı istisnai kolaylıklardan yararlanmaktad ır (bkz.
YÇIHK, m. 8(a) ve Uygulama Yönetmeliği, m. 45/1).

58 Bu husus eski tarihli bir Genelgede şu şekilde teyit edilınektedin "Mevzu-
atımızda "kdmi ikamet yerleşik yabancı, mukim yabana" gibi ki-zorum/ara rastla-
nı linamaktadır. Ancak, 11.08.1989 tarih ı e 20249 sayılı Resmi Gazetede yay ı mla-
nan Türk Parası Kıymetini Koruma Hakkında 32 sayılı Karann 2ıbfikrasmda ge-
çen yerleşik yabana deyimi, 5683 saydı yasan ı n tarıf ettiği ikametli yabanalardan
fiır*h olarak sade ı kambiyo işlemlerinde geçerli olan bir durumdur. Bu itibarla su-
resi ne olursa olsun her yabancrn ı n, Yabancılara Mahsus ikamet Tezkeresi almak
suretiyle Türkiye'de oturmas ı gerekmektedir", bkz. EGM Genelgesi, 2002, s.965.
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BÜLENT olsa bile bu yetkinin kullanılıp kullanılmaması birçok du-
Çİ ÇEKL İ N İN rumda idarenin takdir yetkisine b ırakılmıştır. Kanunda yazı-

TEBLi Ği lı sinir dışı etme nedenlerinin (genel güvenlik, siyasi ve idari
icaplar) oldukça esnek olmas ı yüzünden idarenin bu konuda-
ki takdir yetkisinin geni ş olduğu ifade edilmi5tir.59

Bununla birlikte, idarenin kendisine tanınan bu takdir
yetkisini nesnel ve inand ırıcı nedenlere dayand ırmas ı gerek-
tiği yargı kararlarında vurgulanmı5t ır. 6° Bu bağlamda, ida-
renin sınır dışı işlemi için genel gerekçeler kullanarak sade-
ce kanun maddelerine atıfta bulunması yeterli değildir. ilgi-
li Danıştay Dairesi, yabanc ılara Türkiye'de ikamet ve çal ışma
izni verilmesi konusunda idarenin takdir yetkisinin olmas ına
rağmen, bu iznin yenilenmemesi ve ilgililerin yurt d ışına çı-
karılmalarmın nesnel ve inand ırıcı nedenlere dayand ırılması
gerektiğini belirtmi5tir.61

Diğer taraftan, yabancının sınır dışı edilebilmesi için yap-
tığı eylemin suç olmas ı veya bu suç nedeniyle yargılanıp
mahküm olması da gerekmemektedir. Yabanc ının bir suçtan
dolay ı yargılanıp beraat etmesi halinde, bu beraatın gerekçesi
önem kazanınaktadır. Yargı kararlarında, yabancının bir suç-
tan dolayı yargılanıp hakkında takipsizlik kararı verilmesi-
nin, bu kişinin, s ınır dışı edilmesine engel teşkil etmeyeceği
ifade edilmiştir. 62 Bahse konu eylemlerin yap ılmas ı veya bun-
ların yap ıldığmın sezilmesi kamu düzenini bozucu addedil-
mekte ve YİSHK'nın 19. maddesi çerçevesinde sm ır dışı etme
işlemini haklı çıkarmaktad ır.

Bkz. Çelikel ve Gelgel, 2005, s. 114.
60 Bkz. Danıştay 12. Daire Karar ı, Esas No. 1977/200, Karar No. 1979/826,

Danzş taıj Dergisi (1980), Y ı l. 10, Sayı . 36-37, s. 591-593.
61 Bir önceki dipnottaki Dan ıştay Kararına bkz.

Bir Türk vatandaşına bazı kitap ve broşürler vermek suretiyle Hıristiyanlık
propagandası yapan bir yabancının bu eyleminin suç say ılnıayarak takipsiz-
lik kararı verilmesi, bu kişinin eylemini Pasaport Kanunu nt 8/5 ile Y ıSHK
nt 7/b maddesi kapsamı dışına çıkarmamaktadır Bkz. Danıştay 10. Daire
Karail Esas No. 1993/3535, Karar No. 1995/4616, Dan ıştay Dergisi (1996), Yıl.
26, Sayı. 91, s. 1146-1149.
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Sınır dışı etme işlemine dayanak olarak kullan ılan neden- BÜLENT

lere karşıt olarak baz ı olgular sınır dışı işlemini önleyici etkiye Ç İ ÇEKli'NIN

sahiptir. idari makamlar taraf ından sınır dışı kararı verilirken TEBLi Ğİ

dikkate al ınan bu faktörler arasmda şunlar yer almaktadır: il-
gilinin yaş durumu, Türk vatandaşı ile evliliği, yerleşik olma
durumu, ikamet süresi, vatandaşhk durumu, Türk soylu olup
olmadığı ve mahalli tahkikat. Sınır dışı etme işleminin icra-
sı, yabancının Türkiye'de ikametli olmasına, vize veya vize
muafiyet süresi içinde ülkede bulunmas ına veya yasa dışı ko-
numda olmasına göre değişmektedirP3

İkametli yabancılar Türkiye'de ikamet tezkeresi sahibi
olup bu süre içerisinde s ınır dışı edilmeleri söz konusu olan
yabanc ılardır. ikamet sahibi yabanc ıların suça karışmalan yü-
zünden veya diğer kurumlardan gelen istihbarat bilgileri çer-
çevesinde s ınır dışı edilmeleri gerektiğinde, bunlarla ilgili si-
nir dışı işlemleri İçişleri Bakanlığı'nca yürütülmektedir. Ba-
kanlığın alacağı karar çerçevesinde illere talimat verilerek s ı-
nır dışı etme işlemi icra edilmektedir.

Türkiye'de vize veya vize muafiyeti çerçevesinde bulu-
nan yabanc ıların smır dışı etme işlemleri de adli ve idari iş-
lemleri takiben yine Bakanlıkça yürütülmektedir. Ancak, ya-
bancının ciddi güvenlik tehdidi olu şturması halinde, sınır dışı
işlemi iller tarafından da resen icra edilebilmektedir.

Yasa dışı konumda olan yabancıların sınır dışı işlemleri il-
ler tarafından resen yürütülmektedir. Yabanc ının Türkiye'de
yasa dışı bir konumda olması başlı başına bir s ınır dışı sebe-
bi olarak değerlendirilmektedir. YİSHK m. 19'da, sınır dışı iş-
leminden önce yap ılması öngörülen, ülkeyi terke davet sade-
ce ikametli yabancılar için yapılmakta olup, ikamet izni olma-
yan ve yasa dışı konumda olan yabanc ılara uygulanmamak-
tadır.

Sınır dışı edilmelerine karar verilen yabanc ılar kendile-
rine verilecek "muayyen müddet" zarfında ülkeyi terke davet
edilirler. Bu müddetin sonunda ç ıkmadıldarı takdirde s ınır

Bu konudaki uygulamalar için bkz. EGM Genelgesi, 2002, s. 999-1004.
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• BÜLENT dışı edilebilirler (Y İSHK, m. 19). Kanundaki "muayyen müd-
ÇIÇEK İJ'N İN det", yabancınm bulunduğu yer, yabancrnm sağlığı, ülke-

TEBLİĞİ den çıkış için gerekli ulaşım vb. imknların mevcudiyeti göz
önünde bulundurularak idarece tespit olunmaktad ır."

Sınır dışı edilenlerin yol masraflar ı kendilerine aittir. An-
cak, bu masraflar ı ödemekten aciz olanlar ın sevk masraflar ı
Devlet tarafından karşılanır (YİSHK m. 22/2). Ayrıca ülke d ı-
şına ç ılcarılmalarma karar verilip de pasaport tedarik edeme-
dilderi için veya başka sebeplerden ötürü Türkiye'yi terk ede-
meyenler İçişleri Bakanlığı 'nın göstereceği yerde oturmak zo-
rundadırlar (Y İSHK m. 23). Yabanc ıların 23. madde gereğince
oturmaya mecbur edildikleri yerlerden i ş, ziyaret, tedavi gibi
sebeplerle kısa süreli ve geriye dönmek amac ıyla ayrılmalan
ikamet yerini terk olarak telakki edilmezP

Sınır dışı etme işleınlerinin icras ında, uygulamada, bazı
problemlerle karşılaşıldığı bildirilmektedirP' Yabanc ının pa-
saport veya pasaport yerine geçerli belge sahibi olmama-
sı, vatandaş lığını gizlemesi yetkili yabanc ı temsilciliğin tes-
pitini zorlaştırmaktadır. Bunlara ilave olarak, yabanc ının si-
nir dışı edileceği hedef veya transit ülkenin vizesinin ahnma-
sında zorluklar yaşanmaktad ır. Sınır dışı edilecek yabanc ıla-
nn barındırılinası ve kontrol altında tutulmaları için masraf
yapılması gerekmektedir. Ayrıca, bu durumdaki yabancıların
kontrol ve gözlem altında tutulmaları kişi özgürlüğü ve gü-
venliği hakkının ihlali iddialarını gündeme getirebilmektedir.

Sınır dışı işlemleri, 1961 Anayasas ı öncesi dönemde uzun
süre Danıştay'ca hükümet tasarrufu olarak görfilmü ş ve idari
yargıya konu teşkil etmeyeceği kabul edilm4ti.67 Ancak, 1961
Anayasası (m. 114) ile birlikte ve keza 1982 Anayasas ı'nın 125.

Eh. Asar, 2001, s. 191.
Bkz. EGM Genelgesi, 2002, s. 967.
Eh. Asar, 2001, s. 196-197.

67 Bkz. Danıştay 5. Dairesi'nin 38/182 sayı ve 18.03.1939 tarih ile 43/343
sayı ve 12.02.1943 tarihli kararları . Idari yargı dışı tutulan hükümet ta-
sarruflan hakkında bkz. 1. Giritli (1958) Türkiye'de ve Yabana Memleket-
lerde Hükümet Tasarruflan, Istanbul: J.U. Hukuk Fakültesi Yaymı .
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maddesi gereğince, idarenin hiçbir eylem ve i şlemi yargı mer- 60W41

cilerinin denetimi d ışında değildir. Anayasa'nn getirdiği bu ÇiÇEKİİ 'N İ N

prensip sınır dışı etme işleminin yargı denetimi dışında kal- TEBUĞ I

masım öıılemiştir. Bu yüzden, sınır dışı etme işlemine kar-
şı yabancıların idare mahkemeleri önünde dava açma yetki-
si vardırP

İdare mahkemelerinin s ınır dışı etme işlemlerine kar-
şı aç ılan davalarda yapaca ğı incelemenin kapsamı üzerinde
durmak gerekir. İdare mahkemelerirtin s ınır dışı etme sebep-
lerinin varlığının takdiri konusunda bir inceleme yapamaya-
cağı ileri sunilebilir. Ancak, idare mahkemeleri karar ın veril-
mesinde şekli ve maddi bir hatanın varliğı veya kararda bir
gerekçe gösteriinii şse bu sebebin mevcut olup olmad ığı konu-
sunda bir inceleme yapabilmektedirler.

Anayasas ı'nın 125. maddesi gereğince, yabancıların sınır
dişi işlemine karşı idare mahkemelerinde dava ve Danıştay'da
temyiz hakkı mevcut bulunmaktadır. Açılan idari davalar
kendiliğinden sınır dışı işlemini durdurmamakla birlikte, yü-
rütmeyi durdurma karar ı sınır dışı işlemini durdurucu bir et-
kiye sahip bulunmaktadır. Ancak, yabancıların sınır dışı işle-
mine muhatap olmaları halinde iç hukuktaki kanun yollar ı-
nın etkili olmamas ı, AİHS'nin 13. maddesi bağlamında ihlal
kararlarının verilmesine neden olmaktad ır.

Mahkemeler, sadece iç hulcuktaki s ınır dışı etme kural ve
güvsceleri ile yetinmemeli, ayn ı zamanda yap ılan işlemin
uluslararas ı hukuktaki temel insan haklan normiar ına uygun
olup olmadığını da deneflemelidir. Danıştay'a göre, bir ya-
bancının ülkeye girişine engel olunması veya onun yurt d ışı-
na çıkarılmas ı için, idarenin bu yetkinin kullanılmasını hak-
lı çıkaracak sebeplerin varl ığın göstermesi gerekirP9 Ayrı-

Sınır dışı işlemlerine karşı yargı yolu konusunda eski tarihli bir çalışma
için bkz. L. Duran (1980) "Yabanc ıların Türkiye'den Sınır Dışı Edilme-
si", insan Hakları Yzllığı, Yıl. 2, s. 23.
Damştay 12. Dairesi, E.1968/363 - K.1970/258, 09.02.1970, Amnw idare-
si Dergisi, Cilt 7, Say ı 4, Aralık 1974, s. 240, aktaran Tarhanlı, 2000, s. 28,
dipnot 85.
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BÜLENT ca, idarenin iç hukuk düzenlemeleri çerçevesinde s ınır dışı
Ç İ ÇEKUN İN etme işlemi tesis edebilmesi için somut kanıtlara dayanması

TEBLİĞİ 	 gereklidir.70

6. Mülteci ve Sığınmac ı Statüsü

1.1. Mülteci ve Sığınmac ı Statüsünün Belirlenmesi

Türk hukukunda mülteci statüsünün hangi ölçütlere göre
belirleneceği konusunda ayrı bir iç hukuk düzenlemesi bu-
lunınamaktad ır. 1951 Cenevre Sözleşmesi ve 1967 Protokolü,
Anayasa'nın 90. maddesi çerçevesinde iç hukukun bir parça-
sı olup kanun hükmündedir. Kanun koyucu iç hukukta mül-
teci statüsünün belirlenmesinde kullan ılacak ölçütleri düzen-
leyen bir kanun çıkarma gereğini duymamış gözükmektedir.

Anayasa'nırı 90(5). maddesine göre, "Llsulüne göre yü-
rürlüğe konulmuş milletleraras ı antlaşmalar kanun hükmündedir.
Bunlar hakk ında Anayasaya aykı rıl ık iddias ı ile Anayasa Mahkeme-
sine başvurulamaz. Lisulüne göre yürürlüğe konulmuş temel hak
ve özgürlüklere ilişkin milletleraras ı antlaşmalarla kanunların ayn ı
konuda farkl ı hükümler içermesi nedeniyle ç ıkabilecek uyu şmazl ık-
larda milletleraras ı antlaşma hükümleri esas al ın ı r."7'

Anayasa'nm 16. maddesi ise mülteciler ve s ığınmacılar
dMil yabanc ıların temel hak ve özgürlükleri aç ısından sade-
ce usulüne uygun olarak yürürlüğe konmuş uluslararas ı söz-
leşmelere değil ayrıca genel olarak uluslararas ı hukuka üs-
tünlük veren bir yaklaşıma sahiptir!2 Anayasa'rıın 16. mad-
desine göre, "temel hak ve hürriyetler, yabanc ı lar için, milletle-
raras ı hukuka uygun olarak kanunla s ın ı rlandı rı labilir". Bu hük-
mün mefhumu muhalifinden mülteciler ve s ığınmacılarla il-

70 Danıştay 12. Dairesi, E.1977/1349 - K.1978/955, 24.04.1978, Dan ış tay
Dergisi, Yı l 8, Say ı 30-31, 1978, s. 50, aktaran Tarhanl ı, 2000, s. 29, dipnot
86.

7' Son cümle Anayasa'ya 0705.2004 tarih ve 5170 say ı l ı Kanun'un 7. mad-
desi ile eklenmi ştir.
Anayasa'run 16. maddesinin Türkiye'de yabanc ıların hukuki durumu
açısından taşıdığı önem konusunda bkz. Çiçekli, 2007, s. 36-38.
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gui olarak sadece Türkiye'nin taraf olduğu uluslararas ı söz- BÜLENT

leşme hükümleri de ğil aynı zamanda bu alanda uluslararas ı Ç İ ÇEKL İ 'N İ N

hukukun uluslararas ı teamül hukuku, hukukun genel pren- TEBLi Ğİ

sipleri, mahkeme kararlar ı ve doktrin gibi diğer kaynakların-
da geliştirilen normlara öncelik verilmesi gerekti ği sonucu
çıkmaktadır.'3

Anayasa'nn 16. maddesi çerçevesinde, mülteci hukuku
uygulamas ı açısmdan uluslararas ı hukukta geli ştirilen ilke
ve normiarın iç hukuk aç ısından merkezi öneme sahip oldu-
ğu görülmektedir. Bu nedenle, uluslararas ı yargı organları ta-
rafından verilen kararlar ın yan sıra BMMYK Kılavuz ilkele-
ri, icra Komitesi Sonuç Kararları gibi devletler açıs ından yol
gösterici (soft law) uluslararas ı belgelerde ortaya konan ilke
ve normlar ın iç hukukta mülteci statüsünün belirlenmesinde
göz önünde bulundurulması gerekmektedir.

İç hukukta mülteci statüsü, 1951 Cenevre Sözleşmesi ve
1967 Protokolü'ne Türkiye'nin koymu ş olduğu coğrafi kısıt-
lama çerçevesinde 1994 iltica ve S ığınma Yönetmeliği'nde be-
nimsenen tanım ve bu tan ının yorumlanmasma dayarularak
verilmektedir. 74 Yönetmeliğin "Müracaat Makamlarrnrn Görev-

leri" başlığın taşıyan 5. maddesinin (b) bendine göre, mül-
teci statüsünün belirlenmesi amacıyla yapılacak mülakatlar ın
1951 Cenevre Sözleşmesine göre yürütülece ği belirtilmekte-
dir. Ayrıca, Yönetmeliğin "Karar Makam ı " başlığmı taşıyan 6.
maddesinde, iltica ve s ığınma taleplerinin 1951 Cenevre Söz-
leşmesi ile 1967 Protokolü gereğince karara bağlanacağı bildi-

rilmektedir.

Bu hükümlere paralel olarak, 'mülteci statüsü', Avrupa ül-
kelerinden gelen ve 1951 Cenevre Sözle şmesi'nin 1. madde-

' Bkz. Çiçekli, 2007, s. 37.
' Bkz. 30.11.1994 tarih ve 6169 say ılı Bakanlar Kurulu Karan ile yürür-

lüğe giren 'Türkiye'ye Iltica Eden veya Ba şka bir Ülkeye iltica Etmek Üzere
Türkiye'den ikamet izni Talep Eden Münferit Yabanc ı lar ile Topluca S ığınma
Amacı yla S ı n ı rlanm ıza Gelen Yabancı lara ve Olabilecek Nüfus Hareketlerine
Uygulanacak Usul ve Esaslar Hakkı nda Yönetmelik" için (kısaca 1994 İltica
ve Sığınma Yönetmeli ği olarak an ılmaktad ır).
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BÜLENT sindeki mülteci tanımındaki kriterlere uyan yabanc ı uyruklu
ÇIÇEKLi'N İN ya da vatansız kişiye; 's ığınmacı statüsü' ise, Avrupa ülkeleri

TEBU Ği dışındaki ülkelerden gelen ve ilgili tammda yer alan kriterlere
uyan yabancı uyruklu ya da vatans ız kişiye verilmektedir]5
Sonuç olarak, 1951 Cenevre Sözle şmesi ve 1967 Protokolü
Türk hukukunda mülteci statüsünün belirlenmesi aç ıs ından
dikkate alınması gereken temel yasal belgeleri olu şturmakta-
d ır.

6.2. iltica ve Sığınma Prosedürü

İç hukuktaki iltica ve s ığınma prosedüründe görev ve so-
rumluluklann farkl ı birimler tarafindan paylaşilmış olduğu
görülmektedir. iltica ve sığınma başvuruları ile ilgili işlemler
yerel düzeyde valilikler bünyesinde il emniyet müdürlükleri-
ne bağlı yabancılar şubeleri tarafrndan yürütülmektedir. iltica
ve sığınma başvuruları ile ilgili olarak merkezdeki işlemler ise
Içişleri Bakanlığı bünyesinde Emniyet Genel Müdürlü ğü'ne
bağlı Yabanc ılar Hudut iltica Daire Başkanlığı'nca yerine ge-
tirilmektedir.

Türkiye'deki iltica ve s ığınma prosedüründe Birleş-
miş Milletler Mülteciler Yüksek Komiserli ği (BMMYK)
önemli bir role sahip bulunmaktad ır. Türkiye'nin Cenevre
Sözleşmesi'ndeki mülteci tarumına ilişkin olarak coğrafi ki-
sıtlamayı devam ettiriyor olması, BMMYK'mn Türkiye'de
ulusal makamlar ın yürüttüğü usul işlemlerine paralel olarak
kendi stat-U belirleme işlemlerini devam ettirmesine neden ol-
maktadır. BMMYK, mülteci ve sığmmacılar konusunda genel
olarak üslenrniş olduğu sorumluluklar d ışında, özellikle Av-
rupa dışındaki ülkelerden gelerek s ığınma talep eden yaban-
alarm iltica prosedürüne aimmalları ve üçüncü ülkelere yer-
leştirilmeleri konusunda somut görevler üslenmektedir.

iltica/sığınma usulüne ilişkin olarak devletler tarafın-
dan evrensel düzeyde üzerinde uzla şma sağlannuş uluslara-

İçişleri Bakanlığı, Emniyet Genel Müdürlüğü, Uygulama Talimat ı,
22.06.2006 tarih ve 57 say ıl ı Genelge (2006 Uygulama Talimatı).
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rası standartlar bulunmamaktad ır. Türk hukukunda benim- BÜLiNT

senen standartlar büyük ölçüde BMMYK rehber ilkeleri, icra ÇiÇEKLİ'N İ N

Komitesi kararlan ve uluslararas ı yargı organlarının içtihatla- TEBLi Ğİ

nna dayanmaktad ır. Ayrıca, Avrupa Birliği hukukunda usul
yönergesi kapsamında üye devletlerde uygulanacak sığınma
usulüne ilişkin minirnum standartlar da uygulamada yol gös-
terici olarak görülmektedir. Türk iltica ve sığınma usulü bu
yol gösterici belgelerin dışında 1994 İltica ve Sığınma Yönet-
meliği ile 2006 tarihli Uygulama Talimatı'na dayanmaktadır.
Bunun dışında, 2006 Uygulama Talimatı 'nda ele alınan konu-
ların daha sistematik bir şekilde en azından Yönetmelik düze-
yinde düzenlenmesine ihtiyaç bulunduğu vurgulanmal ıdır.

Mülteci ve s ığınmac ıların gözetim altına alınmasıyla il-
gili uluslararas ı standartlar bulunmakla birlikte, buna yö-
nelik standartlar Türk hukukunda düzenleme konusu
yap ılmamı5tır.76 Gözetim altına alma bir mülteci ya da sığın-
macının hareket serbestisiriin önemli ölçüde engellendi ği sı-
nırlandırılmış ya da kısıtlanmış bir alana kapatılması olarak
tanımlanmalctad ır?7 Türk hukukunda gerek genel olarak ya-
bancıların gerek mülteci ve sığınmacıların gözetim altına alın-
malarıyla ilgili aç ık bir hukuksal temel bulunmamaktad ır.
Türk hukukunda adli gözaltılar hakkında aç ık koruyucu dü-
zenlemeler mevcut olmakla birlikte (Anayasa, m. 19), idari ta-
sarruflarla yürütülen gözetim altına alma işlemleri hakkında
bir yasal düzenleme mevcut değildir. Diğer taraftan, gözetim
altına almaya ili şkin temel uluslararas ı standartların varlığına
rağmen, Türk hukukunda gözetim altına almaya ilişkin stan-
dartların yeterli olduğunu söylemek zordur!8

76 Gözetim altına alma terimini İngilizce' deki 'detention' kelimesinin karşı-
lığı olarak adli bir işlem çerçevesinde yap ılan 'gözaltı ' işleminden farklı
olarak kullarımaktayız.
Bkz. UNHCR, 1999, (Guidelines on Detention of Asylum Seekers), Guideli-
net.

78 Türkiye'de mülteci ve s ığınmacılann gözetim altında tutulmalarıyla il-
gili uygulamaları uluslararas ı standartlarla mukayese eden bir alan ça-
lışmas ı için bkz. Helsinki Yurtta şlar Derneği (2007) istenmeyen Misafirler:
Türkiye'de Yabana Misafirhanelerinde Tutulan Yabanc ılar, Mülteci Savuııu-
culuk k Destek Programı, Kasım 2007.
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• B[JIiNT	 6.3. Mülteci ve S ığınmac ı Statüsünün Sağladığı Haklar
ÇIÇEKIJ NIN

TEBLi Ği 
Iç hukukta mülteci ve s ığınmacıların sığınma başvurusu

yaptığı andan itibaren sahip olmas ı gereken maddi hak ve öz-
gürlüklerin neler olduğunu ortaya koyan temel bir düzenle-
me bulunmamaktad ır. Anayasa'nın 10. maddesi, "herkes, dil,
ı rk, renk, cinsiyet, siyasi düşünce, Jet sefi inanç, din, mezhep ve ben-
zeri sebeplerle ay ı nm gözetilmeksizin kanun önünde e şittir" hük-
müyle kanun önünde e şitlik ilkesini düzenlemektedir.

Arıayasa'nın 16. maddesi çerçevesinde yabanc ıların te-
mel hak ve özgürlüklerine uluslararas ı hukuka uygun ola-
rak kanunla bir smırlama getirilmediği müddetçe, mülteci
ve sığınmacıların temel hak ve özgürlüklerden vatanda ş ile
eşit bir şekilde yararlanacağmın kabulü gerekir. Di ğer taraf-
tan, Anayasa'nm 90. maddesi uyar ınca, usulüne uygun şekil-
de yürürlüğe konmuş olan uluslararası antlaşmalar kanun
hükmünde olup bu antla şmalar ile kanunlar ın aynı konuyu
düzenleyen hükümleri arasında çelişki bulunur ise, uluslara-
rası antlaşma hükümlerinin öncelikle uygulanması gerekir.
Bu anayasal çerçeve içinde, yukar ıda mülteci ve sığınmacıla-
nn hak ve özgürlükleri konusunda ortaya konan uluslarara-
sı standartların belirli koşullar altında Türk hukuku aç ısından
bağlayıcı olduğu sonucuna varılabilecektir. Bununla birlikte,
iç hukukta mülteci ve sığınmacıların hak ve özgürlüklerinin
hayatiyete geçirilmesi aç ısından düzenleme konusu yap ılan
alanlar da bulunmaktad ır.

Yerleşme ve seyahat özgürlüğü Anayasa'nm 23. madde-
sinde vatandaş yabancı aynmı yapılmadan herkes için güven-
ce altına alınmaktadır. YİSHK'nın 17. maddesi ise mültecile-
rin ikamet ve seyahati konusunu özel olarak düzenlenmekte-
dir. 17. maddeye göre, Türkiye'ye s ığınan yabanc ıların ancak
İçişleri Bakanlığı'nın göstereceği yerde ikamet edebilecekle-
ri belirtilmektedir. Uygulamada, bu yabanc ıların genellikle
nüfusu yoğun olmayan ve asayiş yönünden problemi bulun-
mayan uydu illerde ikametine izin verilmektedir. Kendilerine
ikamet izni verilmiş mülteci ve sığmmacılara (sağlık, ziyaret,
iş görüşmesi, kurs, BMMYK ile görüşme, tatil, vs. nedenlerle)
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bulunduğu il dışına ç ıkmak üzere 15 günü a şrnamak kaydıy- BÜLENT

la valilikler taraf ından resen izin verilebilmektedir. 1 ikamete ÇIÇEKÜN İ N

mecbur kılmdıkları yerlerden kaçanlar hakkında bir aydan iki TEBUĞi

seneye kadar hapis cezas ı öngörülmektedir (YİSHK, m. 25).

Mülteci Misafirhaneleri Yönetmeli ği'nde80 mültecile-
rin ikametine ilişkin bazı temel düzenlemeler yer almakta-
dır. Uygulamada, mülteci veya s ığınmac ılardan, güvenliğin-
den endişe duyulanlar, menşe ülkelerinde üst düzeyde gö-
rev yapan ve misafirhaneye alınmayı talep edenler ile yalnız
kad ın ve çocuklar misafirhanelerine yerleştirilmektedir. De-
vam etmekte olan Avrupa Birliği projesinin tamamlanmas ıy-
la birlikte, ülke genelinde yedi ilde "Kabul, Tarama ve Bar ınma

Merkezleri"nin faaliyete geçmesi planlanmaktad ır.sı

Anayasa'run 48. maddesi çalışma hak ve özgürlüğü-
nü vatandaş yabancı ayırırm yapmadan genel olarak herke-
se tanımaktadır. Mülteci ve sığınmacılar ın çalışma hak ve
özgürlükleri konusu özel olarak 1994 tarihli iltica ve S ığın-
ma Yönetmeliği'nin 27. maddesinde düzenlenmektedir. 27.
maddeye göre, ülkede kalacaklar ı süre ile sınırlı olmak üze-
re, mülteci ve sığınmacıların çalışmaları genel hükümlere tabi
tutulmaktadır. Yabanc ıların Türkiye'de çalışmalan ile ilgi-
li genel hükümler 'Yabancıların Çalışma izinleri Hakk ında Ka-

nun' (YÇİHK) ve buna bağlı olarak çıkar ılan yönetmelilder ile
düzenlenmektedir. 82 YÇİHK'ya göre, Türkiye'de en az altı ay
süreli ikamet iznine sahip yabanc ılar çalışma izni başvuru-
sunda bulunabilmektedirler.

Bkz. 22.06.2006 tarih ve 57 say ılı Uygulama Talimatı, s. 19.
80 Bkz. 29.041983 tarih ve 18032 say ıh İçiş leri Bakanlığı Mülteci Misaflrha-

neleri YönetıTıeliği.
Bu projenin tamamlanmas ıyla birlikte ülke genelinde yedi ilde mülteci
ve sığmmacılarm barındırilabileceği Kabul, Tarama ve Gönderme Mer-
kezleri faaliyete geçecektir: bkz. Standard Summary Fiche, Twinning
Code: TR 07 IB j}1 03, Establishment of a Reception, Screening and Ac-
commodation System (Centres) for Asylum Seekers and Refugees.

82 Yabancıların çalışma hak ve özgürlükleriyle ilgili olarak bkz. B. Çiçekli
(2004) Yabancıların Çalışma izinleri Rejimi, Ankara. TISK; Çiçekli, 2007, s.
107-134.
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BÜLENT	 YÇtHK'da mülteci ve sığınmac ıların çalışmaları konu-
Çİ ÇEKLI'N İN sunu özel olarak düzenleyen hükümler bulunmamaktad ır.

TEBLİĞİ Mülteci ve sığınmacılarm çalışmaları konusunu düzenleyen
bir kanun değişikliği 2007 yılında dönemin Cumhurba şkanı
tarafından veto edilmiştir. Bu değişiklikle yetkili merci tara-
fından mülteci, sığınmacı ve muhacir statüsü verilen yaban-
cılara istisnai çalışma izni verilebilmesine olanak sağlanmak
istenmişti. 83 ilgili mevzuatta mülteci ve sığınmac ıların çalış-
malarını ilgilendiren özel düzenleme bulunmamas ı mülte-
ci ve sığınmacıların yasal olarak çalışmalarını uygulamada
olumsuz yönde etkilemektedir.

Eğitim ve öğretim özgürlüğü Anayasa'run 42. maddesin-
de herkes için güvence altma al ınmakta ve illcöğretim erkek
ya da kız bütün vatanda şlar için zorunlu k ıhnmaktachr. Mül-
teci ve sığınmacıların eğitim ve öğretim özgürlüğü 1994 tarih-
li iltica ve Sığınma Yönetmeli ği'nin 27. maddesinde düzen-
lenmektedir. Yönetmeliğin 27. maddesi mülteci ve sığınma-
cıların öğrenim görebilmelerini ülkede kalacaklan süre ile si-
nirli olmak üzere genel hükümlere havale etmektedir. E ği-
tim ve öğretim hakkıyla ilgili genel hükümler 'ilköğretim ve
Eğitim Karnrnu', M 'Milli Eğitim Temel Kanunu'," 'Sosyal Hiz-
metler ve Çocuk Esirgeme Kurumu Kanunu' ve 'Çocuk Koruma
Kanunu'nda87 yer almaktad ır.

"İlköğretim ve Eğitim Kanunu "na göre, çoculdar için zorun-
lu ilköğretim çağı 06-14 yaş olup (m. 2-3) Türk vatandaşı ço-
cukların ilköğretime devam etmelerini zorunlu bulunmak-
tadır (m. 4). Türk hukukunda sekiz y ıll ık ilköğretim mülte-
ci ve sığınmac ı çocukları açısmdan yasal bir zorunluluk olma-
sa bile, bir hak ve özgürlük olarak düzenlenmektedir. Mülte-
ci ve sığınmacıların ilköğretim kurumları dışında kalan lise-

Yabancıların Çalışma İzinleri Hakkında Kanun ile Bazı Kanunlarda Deği-
şildlik Yapılmasına ilişkin Kanun (23.05.2007 tarih ve 5665 sayılı Kanun).
05.01.1961 tarih ve 222 say ılı Kanun (RG, 12.01.1961 - 10705).
14.06.1973 tarih ve 1739 say ılı Kanun (RG, 24.6.1973 -14574).
24.05.1983 tarih ve 2828 say ılı Kanun (kG, 27.05.1983 - 18059).
03.07.2005 tarih ve 5395 say ılı Kanun (RG, 15.07.2005 - 25876).
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lerde ve yüksek öğrenim kurumlarmda öğrenim haklarını ya- BÜLI NT

banc ı olmaları nedeniyle kısıtlayan hükümler bulunmamak- Ç İ ÇEK[i'NiN

tad ır. Diğer taraftan, mülteci ve s ığınmacıların gerek Türkçe TEBLi Ğİ

dil eğitimi gerek meslek ve beceri edinme kurslarına katılma-
ları kendi kendilerine yeterliikleri ve bulunduklar ı topluma
entegre olabilmeleri açısmdan önemlidir.

Mültecilerin sağlık hizmetlerinden ve sosyal yardımlar-
dan yararlannıalan konusunda çe şitli yasal düzenlemeler bu-
lunmaktad ır. Bunlardan birincisi, 'Kamu Kurum ve Kurulu şlan-
n ın Ürettikleri Mal ve Hizmetlerden Ücretsiz veya indirimli Olarak
Faydalanacakların Tespitine Pişkin Bakanlar Kurulu Karar ı 'dır.
İnsan Ticareti Mağdurlarma Ücretsiz Yardıma Yönelik Bakanlar
Kurulu Karan',9° insan ticareti mağduru olduğu tespit edilen
ve sağlık giderlerini karşılayamayacak durumda olan yabana
uyruklu hastalara resmi sağlık kuruluşlarından ücretsiz fay-
dalanma inıldnı getirmektedir.

'Sosyal Sigortalar ve Genel Sağl ık Sigortas ı Kanunu'nun
(SSGSSK)l 2. maddesi sosyal sigortalar ile genel sa ğlık sigor-
tasından yararlanacak kişileri tüm gerçek kişileri kapsayacak
şekilde düzenlerken, 60(c)(2). maddesi genel sa ğlık sigortalısı
say ılanlar arasında vatansızlar ve mültecileri s ıralamaktadır.
'Sosyal Yardım ve Dayanışmayı Teşvik Kanunu'nun (SYDTK)l 1.
maddesi kanunun amaçları arasmda, muhtaç durumda bulu-
nan vatandaşlar ile gerektiğinde her ne suretle olursa olsun
Türkiye'ye kabul edilmi ş veya gelmiş olan kişilere yardım et-
mek olduğunu belirtmektedir. Yine Kanun'un 2. maddesi di-
ğer konuların yani sıra geçici olarak küçük bir yardım ya da
eğitim öğretim imkanı sağlanmas ı halinde topluma faydalı

Bu hususa özellikle Ulusal iltica ve Göç Eylem Plan ında dikkat çekil-
mektedir: bkz. BMMYK, ECM ve AB Komisyonu (2005) iltica ve Göç
Mevzuatı, Ankara, Bölüm 4.9.2, s. 4243.

89 Bkz. 28.01.2002 tarih ve 2002/3654 sayd ı Bakanlar Kurulu Kararı (RG,
08.02.2002 - 24665)

° Bkz. 05.12.2003 tarih ve 2003/6565 say ılı Bakanlar Kurulu Kararı (RG,
02.01.2004 - 25334).
Bkz. 31.05.2006 tarih ve 5510 say ılı Kanun (RG, 16.06:2006-26200).
Bkz. 29.05.1986 tarih ve 3294 sayd ı Kanun (RG, 14.06.1986 - 19134).

357



AKTUELIE ENTWICKIJJNGEN 1M STMTSANGEIIÖRIGKEITS -' AUSLİNDER- UND FLÜCHTUNGSRECT

BÜLENT hale getirilecek, üretken duruma geçirilebilecek kişilere yar-
ÇIÇEKLI'N İN dım yap ılmasını öngörmektedir.

TEBLI ĞI 
Sığınma ülkesinin vatandaş lığının kazarıılması ge-

rek hukuksal entegrasyonun sağlanmasında gerek ekono-
mik ve sosyo-kültürel entegrasyona katkı sağlamas ı açısın-
dan önemil bir araçtır. Vatandaşlık kazanmanın bu rolüne
Cenevre Sözleşmesi'ııin 34. maddesinde i şaret edilerek, ta-
rai devletlerin mültecileri entegre etmesi ve imkanlar ölçü-
sünde vatandaş lığa almay ı kolaylaştırmalan istenmektedir.
Türk hukukunda vatandaş lığın kazanılnıası ilke olarak Türk
Vatandaşlık Kanunu'nda istisnai olarak iskan Kanunu'nda
düzerde=ektedir. 93 Türkiye'ye göçmen olarak kabul edilen
Türk soylu ve Türk kültürüne ba ğlı kişiler gerekli işlemlerin
tamamlanmas ından sonra Bakanlar Kurulu karar ıyla vatan-
daşlığa alınmaktadırlar2 iskan Kanunu'nda göçmenler için
sağlanan vatandaşlık kazanma imkanı mülteci ve sığınmacı-
lar açıs ından söz konusu değildir.

Türkiye'de ikamefine izin verilen mülteci ve s ığınmacıla-
rm ancak Türk Vatanda şlık Kanunu hükümlerinden yararla-
narak vatandaşlık kazanabilmeleri mümkündür. Türk Vatan-
daşlık Kanununda mülteci ve sığınmac ılara özgü bir hüküm
bulunmamakta, ancak genel hükümlerden yararlanarak va-
tandaşlık kazanılabilmektedirler.95 Mevcut Türk iltica ve s ı-
ğınma sisteminde entegrasyon bakış aç ısı olmadığı için bunu
sağlayacak kurumsal entegrasyon araçları da bulunmamak-
tadır. Ulusal İltica ve Göç Eylem Planı 'nda entegrasyon siste-
minin gerekliliğine işaret edilmekle birlikte, 16 hali hazırda iş-

Bkz. 11.02.1964 tarih ve 403 say ılı Türk Vatanda şl ık Kanunu (RG,
22.02.1964 - 11638); 19.09.2006 tarih ve 5543 say ılı Jsk5n Kanunu (RG,
26.09.2006 - 26301).
Bkz. iskan Kanunu, m. 8(4); Çiçekli, 2007, s. 209-210.
Türk vatandaşhğırıın kazanilmas ı ve kaybı konusunda bkz. V. Doğan (2008)
Türk Vatımdaşlik Hukuku, (8. Baskı) Ankara: Seçkin; E. Nomer (2007) Vatandaş-
lık Hukuku, (16. Baskı) Filiz Kitabevi: İstanbuL
Ulusal iltica ve Göç Eylem Planı için bkz. BMMYK, EGM ve AB Komis-
yonu (2005) iltica ve Göç Mevzuatı, Ankara, Bölüm 4.9, s. 4145.
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leyen bir entegrasyon sisteminden söz etmek için henüz er- BÜLENT

kendir.	 ÇiÇEKLi'Ni14

TEBliĞ i

Sonuç

Anayasa'nın 16. maddesi (90. maddeyle birlikte) Türk
göç ve yabancılar hukukunun anayasal temelini ortaya koy-
mak suretiyle Türk hukuku aç ısından uluslararas ı hukuk-iç
hukuk i1i5s büyük ölçüde sa ğlam bir temele oturtmakta-
dır. Anayasanın 16. maddesi hem mevcut idari uygulamalar-
da ve bunların yargı organlarınca denetiminde hem de bun-
dan sonra yap ılacak mevzuat çalışmalannda göz önünde bu-
lundurulmas ı gereken temel bir normdur. Bu hususun gerek
temel hukuk öğretimi nde gerekse idare ve yargı mensupları-
nın meslek içi eğitiminde ısrarla vurgulanmas ı gerektiği bir
kez daha ifade edilmelidir.

Diğer taraftan, bu anayasal çerçeve ışığında, yabancılar
ve göçmenler için aç ık sınırlama öngörülmeyen durumlarda,
yabancıların genel olarak herkese tanınan hak ve özgürlükler-
den yararlanacağı söylenebilse bile, yabancıların yararlanabi-
lecekleri hak ve özgürlüklere ili şkin açık ve net hükümlerin
bulunmaması, bunların çoğu zaman söz konusu hak ve öz-
gürlükten hiç ya da etkin bir şekilde istifade edememeleri so-
nucunu doğurmaktad ır.

Bu nedenlerden, Türk hukukunda yabanc ı, göçmen, yasa
dışı göçmen, mülteci, sığmmacı, iltica/ sığmma talep eden kişi
vb statülerin netle ştirilmesi ve bu statülere giren ki şilerin sa-
hip olacakları hak ve özgürlüklerin kategorik olarak düzenle-
meye tabi tutulması gerekmektedir. Örneğin, Türk hukukun-
da mülteci ve sığınmacıların diğer yabanc ılarından farkl ı ola-
rak çalışmalarını genel olarak sınırlandıran hükümler olma-
makla birlikte, uygulamada bunların neredeyse ülkede yasal
bir şekilde çalışma olanağına sahip olamad ıkları görülmekte-
dir.

Yabancılarla ilgili temel kanunların ve bunlara bağlı ikin-
cil düzenlemelerin sistematik bir şekilde yeniden gözden ge-

359



1M srk4rsANGEHÖR ı GKE ı rs -I AIISLANDER- UND FLÜCHTLINGSRECHT

• BÜIiNI çirilmesi acil bir gereksinimdir. Etkin bir iltica ve sığınma sis-
Ç İ ÇEKLİ NiN teminin gerekleriııin yanı s ıra göç ve yabanc ılar hukuku ala-

rEBU Ğİ nında, ikamet, aile birleşimi, sınır dışı işlemi ve yabancıların
gözetim altında tutulmalar ı konuları acil düzenleme bekleyen
alanlard ır.

Bu yasal düzenlemeler yap ıl ırken uluslararas ı hukukun
temel normlar ı, uluslararas ı yargı mercilerinin içtihatları, par-
çası olmayı düşündüğümüz AB hukuku normları ve AB üye-
si ülkelerin örnek uygulamalar ı göz önünde bulundurulmal ı-
dır. Diğer taraftan, ilgili kurumsal yap ılar oluşturulurken ve
yasal normlar yapıhrken mevcut idari yap ı ve hukuk siste-
mi göz önünde bulundurularak, getirilen norm ve mekaniz-
maların işleyen mevcut sisteme uyum sorunlar ı yaşamas ı en-
gellenmelidir. idarenin gerek görülen düzenleyici i şlemleri-
nin sistematik ve erişilebilir hale getirilmesi sa ğlanarak, hu-
kuk devleti illcesinden yabancılar için de taviz verilmemesine
özen gösterilmelidir.
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ASYLBEWERBER, FLÜCHTUNG UND IMMIGRANT -
EINGRUPPIERUNG UND ZUORDNUNG DER ENTSPRECHENDEN

RECHTSSTELLUNG

Ass. jur. Simone ALT*

A. Einfülırung

DIe Türkel und Deutschland sind Vertragsstaaten des ü- BE İİRAG
kommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flücht- SIMONE ALT
linge (Genfer Flüchtlingskonventionl) sowie des Protokolis über
d ıe Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967. Ne Türkei
hat dIe CFK am 30. M5rz 1962 ratiflziert und ist am 31. Juli 1968
dem Protokol! beigetreten. 2 DIe Bundesrepublik Deutschland hat
dIe Konvention am 1. Dezember 1953 3 ratifiziert und ist dem Pro-
tokol! am 5. November 19694 beigetreten.

Artikel iA Nr. 2 der GFK 5 definiert, wer ais Flüchtling anzuse-

• DIe Verfasserin ist seit November 2006 wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Lehrstuhl für Öffentllches Recht, Europarecht und Völkerrecht von Prof. Dr.
Dr. ftc. Kay Halibronner an der Universitt Konstanz.

1 1m Folgenden abgekürzt mit GFK.
2 Liste der Vertragsstaaten des Abkommens vom 28.7.1951 und/oder des

Protokolls vom 31.1.1967 über dIe Rechtsstellung der Flüchtlinge, UNHCR,
Stand: 1.12.2006; abrutbar unter www.unhcr.de (15.9.2009).
BGBI. 1953 Il, S.559.
BGBI. 196911,5.1293; 1970 11, S.194.
Flüchtlingsdefinition nach Art. ı A Nr. 2 GFK:
fm Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck "Flüchtling" auf jede Per-
son Anwendung:
dIe infolge von Ereignissen, dIe yor dem t. Januar 1951 eingetreten sind,
und aus der begründeten Furcht yor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religi-
on, NationaIitt, Zugehörigkeit ni einer bestimmten sozialen Gruppe oder
wegen ihrer politischen überzeugung sich au gerhalb des Landes befindet,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht
in Anspruch nehrnen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Ans-
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BE İTRAG: ben ist. 6 in der Fassung der GFK sah dieser Artikei zunchst hin-
SIMONE ALI sichtlich der für dIe Fiüchtlingsdefinition relevanten Ereignisse

eine zeitiiche Begrenzung auf ,,Ereignisse, dIe yor dem 1. Januar
1951 eingetreten sind" yor, dIe durch das Protokoli von 1967 auf-
gehoben wurde. Daneben ermöglicht Art. 1 B Nr. ı der Konventi-
on eine geographische Begrenzung, 50 dass d ıe Vertragsstaaten
der GFK ais für dIe Flüchtlingsdefnition relevante Ereignisse ent-
weder ,,Ereignisse, die yor dem 1. Januar 1951 in Europa eingetre-
ten sind" oder ,,Ereignisse, die yor dem 1. Januar 1951 in Europa
oder anderswo eingetreten sind" ansehen können. 7 Das Proto-

pruch nehmen wiil; oder d ıe sich ais staatenlose infolge solcher Ereignisse
auRerbaib des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Autent-
halt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwhnten
Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren wili.
Für den Fail, dass eine Person mehr ais eine Staatsangehörigkeit hat, bezi-
eht sich der Ausdruck "das Land, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt,"
aufjedes der Under, dessen Staatsangehörigkeit diese Person hat. Ais des
Schutzes des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie hat, beraubt, giit nicht
eine Person, die ohne einen stichhaltigen, auf eine begründete Befürchtung
gestützten Grund den Schutz eines der Lnder nicht in Anspruch genom-
men hat, deren Staatsangehörigkeit sie besitzt [Hervorhebungen durch die
Verfasserin].
Daneben enthlt Art. lA Nr. 1 CFK eine Flüchtlingsdefinition:
Fm Sinne dieses Abkommens ffndet der Ausdruck "Flüchtling" cuf jede Per-
son Anwendung:
dIe in Arıwendung der vereinbarun gen vom 12. Mal 1926 und 30. iuni 1928 oder
in Anwendung der Abkommen vom 28. Oktober 1933 und 10. Februar 1938 und
des Protokolls vorn 14. September 1939 oder in Anwendung der Verfassung
der Fnternationaien Flüchtlingsorganisat fon ak Flüchtfinggilt.
DIe von der internationalen Fiüchthngsorganisation wöhrend der Dauer fhrer
Tötigkeft getroftenen Entscheidungen darüber, dass jemand nicht als Ffüch-
tiing fm Sinne ihres Stotuts anzusehen ist, stehen dem Umstond nicht entge-
gen, Öss dIe Flüchtlingseigenschoft Personen zuerkannt wird, dfe dIe Voraus-
setzungen der ZIfter 2 dieses Artikels erfüflen.
Wortlaut von Art. 1 8 Nr. 1 GFK:
ı .Im Sinne diesesAbkommens können dIe imArtikel 1 AbschnittA enthaltenen
Worte "Ereignisse, dIe var dem ı. ionuar 1951 eingetreten sind," in dem Sinne
verstanden werden, dass es sich entweder um
ü) "Ereignisse, dIe yor dem 1. JanLAar 1951 in Europa eingetreten sind" - oder
1,) "Ereignisse, dIe yor dem 1. Januar 1951 in Europa oder anderswo eingetre-
ten sind",
handeit. Jeder vertragschliejknde Staat wird zugleich mit der Unterzeich-
nung der Ratifikatfon oder dem Beitritt eine Erklörung abge ben, wefche Be-
deutung er diesem Ausdruck vom Standpunkt der von ilim aufgrund dieses
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koli von 1967 wird von seinen Vertragsstaaten dagegen ohne jede BEgk4G
geographische Begrenzung angewendet. Jedoch findet eine be- SIMONE ALT
reits nach Art. ı B Nr. 1 Buchstabe a der GFK abgegebene Erki-
rung über geographische Begrenzungen auf ,,Ereignisse, d ıe [var
dem 1. Januar 19511 in Europa eingetreten sind" von Staaten, die
schon Vertragsstaaten der GFK sind, gem. dem Protokoli weiter-
hin Anwendung.8

DIe Türkel hat von der geographischen Begrenzung Ce-
brauch gemacht und versteht unter verfolgungsrelevanten Er-
eignissen daher nur Ereignisse ,,d İe in Europa eingetreten sind".9
Aufgrund der geographischen Begrenzung werden 1m türki-
schen Recht Flüchtlinge ais AusInder oder Staatenlose europa-
ischer Herkunft'° deflniert, die ais solche auf der Grundiage der
GFK vom Innenm İnisterlum anerkannt werden. 11 Personen nicht-
europöischer Herkunft können bei der türkischen Regierung den
Status eines ,,tempor5ren Asylbewerbers" beantragen und wer-
den mit Hiife des UNHCR in andere Staaten umgesiedelt. Für die-
sen Personenkreis führt parallel dazu der UNHCR unter seinem
Mandat Ftüchtlingsanerkennungen durch.12

Das deutsche Recht kennt ebenfalis die Begrifte Flüchtling
und Asyibewerber. Da Deutschland fm Gegensatz zur Türkei von
der in der CFK vorgesehenen MögI İchke İt einer geographischen
Begrenzung keinen Gebrauch gemacht hat, kommt diesen jedoch
eine andere Bedeutung ak im türkischen Recht zu. Die Grundia-
ge dieser Begriffe bildet somit insbesondere nicht die geographi-
sche Unterscheidung nach der Herkunft der einzelnen Person.

Abkommens übernommenen Verpflichtung zu geben beabsichtigt.
8 Art. 1 Nr. 3 des ProtokoUs.

VgI. dIe Liste der Vertragsstaaten des Abkommens vom 28.7.1951 und/oder
des Protokolis vom 31.1.1967 über d ı e Rechtsstellung der Flüchtlinge, UNH-
CR, Stand: 1.12.2006; abru-fbar unter www.unhcr.de  (15.9.2009).

10 D.h. aus den Vertragsstaaten des Europarates.
Council of Europe, Commissioner for Human Rights, 'Report on Human
Rights of asylum seekers and refugees in Turkey', CommDF-(2009)31, S. 6.

12 Council of Europe, cornrnissioner for Human Rights, 'Report on Human
Rights of asyium seekers and refugees in Turkey', CommDH(2009)31, S. s f.
und 8.
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BE İTRAG:	 Asylbewerber sind AusInder oder Staatenlose, d ıe einen
SIONE ALT Asyiantrag stellen und daher ein Asyiverfahren durchlaufen.

Über den Asyiantrag wurde somit noch keine Entscheidung ge-
troffen. 1m Gegensatz zum türkischen Recht resultiert d ıe Eigen-
schaft ais Asylbewerber aus der bIoen Tatsache der Stellung
eines Asyiantrages und bedarf kemer Statusentscheidung durch
eine Behörde.

Personen, dIe einen Asyiantrag gestelit haben, kann dIe
Fiüchtlfngseigenschaft zuerkannt werden ( 3 Abs. 4 Asylverfah-
rensgesetz 13 in Verbindung mit Ş 6o Absatz 1 Aufenthaltsgesetz'4).
Mit den Regelungen über d ıe Zuerkennung der Ftüchtlingseigen-
schaft wird dIe GFK in deutsches Recht umgesetzt.

Ak weitere das Asyiverfahren positiv abschlie gende Status-
entscheidung kommt daneben dIe Anerkennung als Asylberech-

tigter nach Art. 16a Abs. 1 Crundgesetz l s in Betracht. Unter dem
Eindruck der Erfahrungen mit der Verfolgung der Juden und po-
Iitisch Andersdenkender unter nationalsozialistischer Diktatur
beschloss der Parlamentarische Rat die Aufnahme eines Grund-
rechts auf Asyi in dIe deutsche Verfassung.16 Das Asylgrundrecht
Iautet ,,Politisch Verfolgte genierkn Asylrecht". 17 Es geht über
das Völkerrecht hinaus, da es ak Rechtsanspruch auf Asyi für je-
den politisch Verfolgten ausgestaltet wurde.13 DIe GFK regeit da-
gegen nur die Rechte 1m AsyI, jedoch nicht das Recht auf AsyI.19
Das in Art. 33 Nr. 1 CFK verankerte Refoulement-Verbot schützt
Iediglich vorAbschiebung in den Verfolgerstaat sowie yor Ketten-
abschiebung, wohingegen das deutsche Asylrecht einen Rechts-

13 1m Folgenden abgekürzt mit AsyIVfC.
14 1m Folgenden abgekürzt mit Aufenthc.
15 1m Folgenden abgekürzt mit CG.
16 Schmidt-Bfeibtreu/Hoftnann/Hopfauf, Konı mentar zum Grundgesetz, il.

Aufl. zoos, Art. ı 6a CG, Rn. 1.

17 Bis zum Inkrafttreten der Asylrechtsrefornı am 1.7.1993 war das Asylrecht in
Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG verankert, seit Inkrafttreten der Reform in Art. ı ba CG.

18 BVerfCE 74, S. 51(57); Hailbronner, Kommentar zum Auslnderecht, Art.16a
GG, Rn. 7,42; Schmidt-Bieibtreu/Hofmann/Hopfauf, Kommentar zum Grund-
gesetz, Il. Aufl. 2008, Art. 16a GC, Rn. 1.

19 Koisser/Nicokı us, ZAR 1991, S. 9(13).
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anspruch auf Aufenthaltsgewhrung verbürgt. 20 Der Grundsatz BEFFRAG:

des Non-refoulement verbietet nur Magnahmen, d ıe zur Folge SIMONE ALT

haben, dass FlüchtUnge zu ihren Verfolgern zurückgeschickt
werden; er sieht nicht positiv eine Pfiicht der Staaten yor, Flücht-
linge aufzunehmen. 21 Das Refouiement-Verbot stelit nur ein Tell-
aspekt des Asylrechts dar." Dementsprechend wurde bis zum
Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 13 am 1. Januar 2005 im
deutschen Recht zwischen dem sog. groen AsyI (gem. Art. 16a
Abs. 1 CG) urıd dem sog. kleinen AsyI (Verbot der Abschiebung
in Umsetzung der CFK) unterschieden. DIe Unterschiede in den
Rechtsfolgen, v.a. hinsichthch der Gewhrung eines Aufenthalts-
titeis, wurden durch das Zuwanderungsgesetz sowie durch d ı e
Einführung der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft durch
das EU-Richthnienumsetzungsgesetz 24 jedoch grötenteiIs besei-
tigt.25

Des Weiteren geht der Beitrag kurz auf den subsidiren
Schutz sowie d ıe Anerkennungszahlen für dIe Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft, d ıe Asylberechtigung und den subsidi-
ren Schutz ein. 1m Anschluss daran widmet sich der Beitrag der
Rechtsstellung der genannten Personenkreise. Der Beitrag solI
dabei ledigiich einen Überblick über dIe deutsche Rechtsiage ge-
ben und kann daher nicht alie relevar ıten Punkte abdecken.

B. Eingruppierung

Zunchst werden d ıe Begr[Fe Asylbewerber, Fiüchtling und
Asyiberechtiger nach dem deutschen Recht genauer dargestelit.

20 BVerfGE 49,5. 168 (183 f.).
21 1-lathaway, The Rights of Refugees under ntemationaI Law, 2005, Kapitel 4,

S. 300 f.
Randelzhofer, in: Maunz/Dürig, Crundgesetz, Art. 16a Rn. 22.
Cesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung
des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgem und AusIndem
vom 30.7.2004, BGBI. 1,5.1950.

24 Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Euro-
pischen Union vom 19.8.2007, BGBI. 1,5.1970.

25 S. hierzu unterC.Il.

367



AKTUELLE ENTWICKLIJNGEN 1M STMTSANGFHÖRIGKEIrS -, AUSIİNDER- UND FLÜCHTLINGSRE(HT

BE İTkAG: 1m Anscbl ııss an eine Schilderung der Crundzüge des subsidiren
SIMONE ALT Schutzes folgt dIe Darstellung der Anerkennungszahlen, bevor

kurz auf den Begrifi des Immigranten eingegangen wird.

1. Der Begrifi des Asylbewerbers

Wer cin Asylbewerber ist, ergibt sicH aus dem Asyiverfah-
rensgesetz. Dieses Cesetz definlert dabei nicht den Begriff des
Asylbewerbers, sondern enthIt eine Legaldefinition des Begriffs
des Asyiantrages. Ein Asyiantrag Iiegt yor, wenn sich dem schrift-
Iich, mündlich oder auf andere Weise geuSerten Willen des Aus-
Inders entnehmen Isst, dass er Schutz yor politischer Verfol-
gung oder als Flüchtling sucht (Ş 13 Abs. 1 AsyIVfG). Durch den
Asylantrag wird mithin das Asyiverfahren eingeleitet. Mit jedem
Asylantrag wird sowohl dIe Zuerkennung der Fiüchtlingseigen-
schaft ais auch die Anerkennung ais Asylberechtigter beantragt,
sofem der Auslnder Ietzteres nicht ausdrücklich ablehnt ( Ş 13
Abs. 2 AsyIVfC). Asylantrge sind bel der zustndigen AuEenstel-
le des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge zu stellen ( Ş 5
Abs. 1 AsyIVfG). Das Bundesamt für Migration und FlüchtIinge
ist eine Bundesoberbehörcje 1m Geschftsberejch des Bundesmi-
nisteriums des lnnern. Neben der Zentrale in Nümberg gibt es
bundesweit 24 Au(knstellen, dEe über Asylantrge entscheiden.

DEe Stellung eines Asyiantrages steht grundstzlicI ı jedem
AusInder offen. Dieser Grundsatz wird jedoch durch die Rege-
lurıgen über sichere Drittstaaten sowie sichere Herkunftsstaaten
eingeschrğnkt.27 Der Anspruch auf Prüfung eines Asylvortrages
ist Personen versagt, dIe aus einem sicheren Drittstaat einrei-
sen. Diese können unverzüglich zurückgewiesen werden. Bel
Asylbewerbem aus sicheren I-<erkunftsstaaten wird verrnutet,
dass sie nicht politisch verfolgt werden. Diese Vermutung kann
nur durch den substantllerten Vortrag gegenteiliger Tatsachen
widerlegt werden. Theoretisch können auch Staatsangehörige
eines EU-Mitgliedstaates einen Asylantrag stellen. Nach dem

26 1m Folgenden Bundesamt.
27 Nheres hierzu unter B.II. ı .a.ee.
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Protokoti zum Vertrag zur Gründung der Europ5ischen Gemein- BE İrRAG:

schaft zur Gewhrung von Asyi für Staatsangehörige der EU- S İMONE ALT
Mitgliedstaaten Ş8 das Tell des Amsterdamer Vertrages von 1997
[st, gelten auerdings d ıe M ıtghedstaaten füreinander ais sichere
Herkunftsstaaten. 29 DIe EU-Mitgliedstaaten dür-fen daher Asyian-
trge von Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten nur unter
bestimmten Voraussetzungen berücksichtigen.31

Il. Schutzformen nach deutschem Recbt

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und
Anerkennung ais Asylberechtigter

Wie bereits dargestelit, wird im deutschen Recht zwischen
Personen unterschieden, denen d ıe Flüchtlingseigenschaft zu-
erkannt wird 3' und Personen, d ıe ais Asylberechtigte anerkannt

Protokoli (Nr. 29) zum Vertrag zur Gründung der Europischen Gemein-
schaft über die Gewöhrung von Asyi für Staatsangehörige von Mitgliedstaa-
ten der Europischen Union (1997), ABi. C 321E vom 29.12.2006,5.306-307.

29 EinzigerArtike İ des Protokolis.
30 GemR dem einzigen Artikel des Protokolls darf ein Asylantrag e İ nes Staats-

angehörigen eines Mitgliedstaats von einem anderen Mitgiiedstaat nur be-
rücksichtigt oder zur Bearbeitung zugelassen werden,

a) wenn der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehöriger der Antragstel-
ler ist, nach lnkrafttreten des Vertrags von Amsterdam Artikel 15 der Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten anwendet
und Magnahmen ergreift, dIe in seinem Hoheitsgebiet die in der Konventi-
on vorgesehenen Verpfiichtungen auGer Kraft setzen;

b) wenn das Verfahren des Artikeis 7 Absatz 1 des Vertrags über die
Europische union eingeieitet worden ist und bis der Rat diesbezüglich ei-
nen Beschiuss gefasst hat;

c)wenn der Rat nach Artikel 7Absatz 1 des Vertrags überdie Europische
Union e İne schwerwiegende und anhaltende Verletzung von in Artikei 6 Ab-
satz 1 genannten Grundstzen durch den Mitgiiedstaat, dessen Staatsange-
höriger der Antragsteller ist, festgestellt hat;

d) wenn ein Mitgliedstaat in Bezug auf den Antrag eines Staatsangehö-
rigen eines anderen Mitgliedstaats einseitig einen solchen Beschluss fasst;
in diesem Fali wird der Rat umgehend untenichtet; bei der Prüfung des Ant-
rags wird von der Vermutung ausgegangen, dass der Antrag olfensicht İ ich
unbegründet ist, ohne dass die Entscheidungsbefugnis des Mitgliedstaats
in irgendeiner Weise beeintrchtigt wird.

31 Ş 3 Abs. 4 AsytVfG LV.m. 6o Abs. 1 AufenthG.
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8EFIRAG: werden31. 1m Folgenden soli zunchst dIe historische Entwicklung
SIMONE ALT beider Rechtspositionen aufgezeigt werden. Daran anschliel4end

folgt ein Überblick über d ıe Voraussetzungen beider Rechtsstel-
lungen, bevor kurz auf d ıe Unterschiede in der Ausiegung der re-
levanten Vorschriften eingegangen wird. Dabei können aufgrund
der gebotenen Kürze des Beitrags nur ausgewhIte Punkte her-
ausgegriffen werden. Hfnsichtlich ausführlicherer Darstellungen
wird auf d ıe dazu veröftentltchte Fachliteratur verwiesen.

a. DIe Umsetzung der GFK urıd das Grundrecht auf Asyi

DIe Umsetzung der GFK hat eine wechselhafte Geschichte
er-fahren, dIe in Bezug zum Asylgrundrecht nach Art. 16a GC ge-
setzt werden muss.

aa. Asylverordnung von 1953

Zunchst erfolgte dfe Umsetzung der CEK mitteis der Asyi-
verordnung aus dem Jahre 1953. Darin wurde Art. 1 GFK ais
ausschliel3liche Anspruchsgrundlage genannt. Gem. Ş5 AsyIVO
1953 wurden ais ausIndische Flüchtlinge Personen anerkannt,
d ıe Flüchtlinge fm Sinne von Art. 1 CFK sind. Dagegen fand das
Asylgrundrecht nach dem damaligen Art. 16 Abs. 25.2CC in dfe-
sem Verfahren keine Anwendung. 34 in den ersten Jahren nach in-
krafttreten des GG 35 wurde der damalige Asylrechtsartikel Art.16
Abs.2 S. 2 GG von der Gesetzgebung, Behördenpraxis und Wis-
senschaft nicht zur Kenntnfs genommen.36 ZunSchst fand auch
keine Beachtung, dass weder die CFK noch die sie umsetzende
AsyIVO 1953 eine Rechtsgrundlage für d ıe AsyIgewhrung bilde-

Art. 16a Abs. 1 GG.
Verordnung über d ıe Anerkennung und dIe Vertellung von auslandischen
Flüchtlingen (AsyIVO) V. 6.1.1953, BGBI. 1, S.3.
Ko!sser/Nicotaus, ZAR 1991,5. 9; vgl. auch BVerwCE 4,5.238(239).
Am 24.5.1949.
Renner, Auslönderrecht in Deutschland, 1998, 7 Rn. 56; ders. in NJW 1989,
5.1246; vgl. Meyer, MDR 1953,5.534(535).
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ten, sondern nur das Asylgrundrecht. 37 Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG wur- BEIIRAG

de İ ediglich in Auslieferungsverfahren herangezogen. 8	 SIMONEAtJ

bb. AusIndergesetz von 1965

DIe AsyIVO gait bis zum 30. September 1965. Da in der Flücht-
Iingsdefinition der GFK eine zeitliche Schranke auf Ereignisse, dIe
yor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind, entF ı alten ist, wurde 1m
AusIndergesetz von 1965' Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG ak zustzIiche
Anspruchsgrundlage in das Asyiverfahren aufgenommen.° Der
vierte Abschnitt des AusIC 1965 behandelte das Asylrecht. Gem.
28 AusIG 1965 wurden ak Asylberechtigte auf Antrag Flüchtlin-

ge 1m Stnne von Art. 1 GFK und sonstlge AusInder, dIe politisch
Verfolgte nach Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG sind, anerkannt. Bis zum In-
krafttreten des AusIC 1965 gab es kein förmliches Verfahren zur
Anerkennung des Asylrechts. 41 Daneben wurde in das AusIG 1965
eine Regelung zur Einschrnkung der Abschiebung aufgenom-
men (Ş14 Abs. 1 AusIG 1965). Ein AusInder durfte danach nicht
in einen Staat abgeschoben werden, in dem sein Leben oder sei-
ne Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit,
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist ( Ş14 Abs. 1 5.1
AusIG 1965). Damit wurde das Refoulement-Verbot des Art. 33
Nr. 1 CFK in deutsches Recht umgesetzt. 42 Satz 2 der Vorschrift
Iehnte sich an den Wortlaut von Art. 33 Nr. 2 GFK an, auf den auch
explizit verwiesen wurde. Diese Regelung über die ,,Einschrn-
kung der Abschiebung" in 14 Abs. 1 AuslG 1965 folgte aus der

Renner, AusInderrecht in Deutschland, 1998, Ş 7 Rn. 56.
38 S. hierzu Meyer, MDR 1953, S. 534; Tiedemann, LAR 2009, S. 16 ı (163).

AusIC v. 28.4.1965, BGBI. 1, S. 353.
° Koisser/Nicolaus, LAR 1991,5. 9; Ttedemann, ZAR 2009,5.161 (164).

41 Bericht des Bundestags-Innenausschusses zum von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über den Aufenthalt der Auslander
(AusIndergesetz) vom 16.12.1964, BT-Drs. Iv/3013, 5.7.

42 Begründung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs el-
nes Gesetzes über den Aufenthalt der AusInder (Auslandergesetz) vom
28.12.1962, BT-Drs. P11868, S. iş .
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BE İJRAG: damaligen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts,
SIMONEALT wonach dIe GFK den Umfang des Asylrechts regeit und bei der

Ausiegung von Art. 16 Abs. 2 S. 2 GC d ıe Bestimmungen der Art.
32 und 33 GFK heranzuzlehen sind, da in ihnen Rechtsüberzeu-
gungen niedergelegt sind, dIe sich bereits yor dem Inkrafttreten
des CG fm internationalen Rechtsverkehrentwickelt haben. 4' DIe
Aus İ nderbehörden hatten 1m Falle einer Abschfebung dIe Ge-
fahr der poiitischen Verfolgung zu prüfen, wenn der Auslnder
dIe Feststellung der Flüchtlingseigenschaft nach der GFK nicht
beantragt hatte oder er nicht ak Flüchtling anerkannt worden
war.44

cc. Asylverfahrensgesetz 1982

DIe Aufnahme des Art. 16 Abs. 2 S. 2 CG ais zus5tzlfche An-
spruchsgrundlage in Ş 28 AusIG 1965 führte in der deutschen
Rechtsprechung und Lehre zu der Annahme, Art. 1 A Nr. 2 GFK
gehe in Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG auf. 45 Dies wurde durch den Ge-
setzgeber nachvollzogen und Ş 28 AusIG 1965 durch das Gesetz
über das Asyiverfahren von 198246 aufgehoben, 50 dass Art. 1 GFK
ais Anspruchsgrundlage volistöndig gestrichen wurde. Der neue
Şı Abs. 1 AsyIVfG 1982 entspricht nach der Gesetzesbegründung
inhaltlich Ş 28 AusIG 1965, da der Begriff des poiitisch Verfolgten
nach Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG den Flüchtling 1m Sinne von Art. ı GFK
einschlie ge.47 Daneben wurde d ıe Regelung über den Abschiebe-
schutz in Ş 14 Abs. 1 AusIG 1965 beibehalten.

BVerwGE 4, S. 235 und 4, S. 238; vgl. Begründung des von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurfs eines Cesetzes über den Aufenthalt der
AusInder (AusIndergesetz) vom 28.12.1962, BT-Drs. IV/868, S.15.

" Renner, Auslönderrecht in Deutschland, 1998, Ş 7 Rn. 56.
5. dIe Nachweise bel Koisser/NicoIaus, ZAR 1991, 5.9.
Gesetz v. 16.7.1982, BGBI. 1, S.946,953.

' BT-Drs. 91875, S. 14.
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dd. AusIndergesetz 1990	 BErIt4G;

Durch das Ausl5ndergesetz von 1990 wurde dIe Regelung SIMONEALT

des Ş 14 Abs. 1 AusIG 1965 in Ş 51 AusIG 1990 überführt. DIe Aus-
Inderbehörde musste und muss grundstzIich auch nicht ais
asylberechtigt anerkannten Flüchtlingen, denen politische Ver-
folgung droht, (zumindest) Abschiebungsschutz gewöhren.(14
AusIG 1965, 51 AusIG 1990, Art. 33 GFK).48 Mit dem Gesetz zur
Neuregelung des AusInderrechts vom 9. Juli 1990 hat der Ge-
setzgeber bestimmt, dass auch die Voraussetzungen des Ab-
schiebungsschutzes ( Ş51 Abs. 1 AuslG 1990) vom damaligen
Bundesamt für die Anerkennung ausl5ndischer Flüchtlinge 49 in
einem Asyiverfahren zu prüfen sind ( Ş51 Abs. 2 S. 2 AusIG 1990,
Ş7 Abs. 1 AsyIVfG50) und dass 1m Falle einer für den Ausl ğnder po-
s İtiven Feststellung zuglefch die Flüchtlingseigenschaft i. S. des
Art. ı GFK gegeben ist ( Ş 51 Abs. 3 Aus!G 1990). Damit ist einer
etwa[gen Difterenz zwİschen der Flüchtlingseigenschaft 1. S. des
Art. ı A Nr. 2 GFK und der Asylberechtigung nach dem damaligen
Art.16 Abs. 2 S. 2 CG für das Asyiverfahren Rechnung getragen
worden.51

51 Abs. 1 AusIG 1990 knüpft an Art. 33 Nr. 1 GFK an. Wie
in Art. 33 Nr. 1 GFK werden in 51 Abs. 1 AusIG 1990 nur Leben
und Freiheit ais verfolgungsrelevante Rechtsgüter ausdrücklich
genannt. Auch 1m intemationalen Flüchtlingsrecht ist die Reich-
weite von Art. 33 GFK umstritten. 52 Der Verfolgungsbegriff in
Art. ı A Nr. 2 der GFK ist demgegenüber weiter und erfasst auch
andere Rechtsgüter wie die Gesundheit oder ein Minimum an
persönlicher oder religiöser Entfaitung. 53 Art. 33 Nr. 1 GFK wird
jedoch vom Bundesverwaltungsgericht ais verkürzte Wiederga-

BVerwG, NVwZ 1992,5. 676 (677).
Dem jetzigen Bundesamt for Migration und Flüchtlinge.

5° Art. 3 des Neuregelungsgesetzes v. 9.7.1990, BCB İ . 1, 5.1354.
51 BT-Drs. 11/6541,5.4; 1116960, 5.25.
52 Vg!. hierzu Hathaway, The Rights of Refugees under Intemational Law,

2005, Kapitel 4, S.304 IL
Hailbronner, Kommentar zum AusInderrecht, 60 AufenthG, Rn. 28.
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BEITRA6: be des Flüchtlingsbegriffs des Art. iA Nr. 2 der GEK angesehen.54
SIM0NEALr DIe Vorschrift des i Abs. 1 AusIG 1990 sel daher 50 auszulegen

und anzuwenden, dass sie mit dem Flüchtlingsbegrift des Art. 1
A Nr.2 CFK übereinStiMMt. 55 Dafür spreche auch der zur Kl5rung
des Rechtsstatus der Flüchtlinge 1. S. der Genfer Konvention at ıf
Vorschlag des Bundesrats 6 im Gesetzgebungsverfahren einge-
fügte Ş 51 Abs. 3 AusIG 1990.'

ee. Asylrechtsreform 1993

Das Asylgrundrecht wurde 1993 umfassend reformiert, da es
in den Jahren 1984 bis 1992 in Deutschland zu einem starken An-
stieg der Asylbewerberzahlen kam, der seinen I-löhepunkt 1992
mit 438.191 Asylbewerbern erreichte. Gleichzeitig wurden immer
wenigerAsylbewerber ais asylberechtigt anerkannt (1992 waren
es 4,25% der Antragsteller).58

DIe Reform wurde von einer breiten par!amentarischen
Zvstimmung getragen 59 und dIe Neukonzeption des Asylrechts
durch das Bundesverfassungsgericht bestötigt. 60 Wesentlicher
Inhalt der Reform war dIe Einführung der sog. Drittstaatenrege-
lung sowie die Aufnahme einer Regelung über sichere I-lerkunfts-
staaten. Damit wurden der persönliche Geltungsbereich und der
CewShrleistungsinhalt des Asylrechts eingeschrnkt; es wurde
jedoch ak individuelles Grundrecht beibehalten.61

Die Drittstaatenregelung besagt, dass Personen, die aus si-
cheren Drittstaaten einreisen, sich nicht atıf das Àsylgrundrecht

BVerwC, NVwZ 1992, S. 676 (677).
BVerwG, NVwZ 1992, S. 676 (677).
BT-Drs. 11/6541, S.4; 1116960, 5.25.
BVerwG, NVwZ 1992,5. 676 (677).
Broschüre ,,AsyI in Zahlen 2007" cles Bundesamts för Migration und Flücht-
linge, abrufbar unter www.barnf.de (15.9.2009).
Fraktionen von CDU/CSU, SPO und FOP; dagegen sprachen sich the PDS/Lin-
ke Liste und das Bündnis 90/DIe Grünen aus.

60 BVerfCE 94, 5.49 ff4 94, 5.115 ff.; 94,S. 166 ft.
61 Haflbron pıer, Kommentar zum AusInderrecht, Art. 16a GG, Rn. 5 f.

374



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTEC İ VE YABANCILAR H İİKUKUNDAK İ GÜNCEL GEL İŞMELER

berufen können. Sichere Drfttstaaten sind die Mitgliedstaaten BE!TRA
der EU sowie Staaten, in denen die Anwendung der GFK und S İMONEAIJ
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten sichergestellt ist. Diese werden durch Gesetz festge-
Iegt.62 Grundgedanke der Drittstaatenregelung ist, dass Perso-
nen, d ıe aus einem sicheren Dr İttstaat einre İsen, des asylrechtli-
chen Schutzes nicht bedürfen, da sie in dem sicheren Drittstaat
Schutz yor politischer Verfolgung hötten finden können. 63 DIe
Regein der europischen Dublin 1 IVerordnungM gehen allerdings
wegen des Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts der
Drittstaatenregelung vor. 65 Ist nach der Verordnung Deutschland
zur Durchführung des Asyiverfahrens zustndig, sa ist der Aus-
schiuss eines aus einern sicheren Drittstaat eingereisten Asyibe-
werbers von der Berufung auf das Asylrecht nicht anwendbar.66

Das Konzept der s İcheren Herkunftsstaaten sieht yor, dass
AsyIantrge von AusIndern aus diesen Herkunftsstaaten in ei-
nem verkürzten Verfahren überprüft werden. Es wird vermutet,
dass ein Auslnder aus einem sicheren Herkunftsstaat nicht ver-
folgt wird, solange er nicht Tatsachen vortrgt, d ıe d İe Annahme
begründen, dass er entgegen dieser Vermutung politisch ver-
folgt wird.67 Sichere Herkunftsstaaten sind Under, bei denen auf
Grund der Rechtslage und der ailgemeinen politischen VerhIt-
nisse polftische Verfolgung nicht oder nicht mehr stattflndet und
gewhrIeistet erscheint, dass dort keine unmenschliche oder er-

62 Zur Zeit Norwegen und dIe Schweiz, Ş 26a AsyIVfC i.v.m. Anlage t.
Hailbronner, Kommentar zum Aus İ nderrecht, Art. 16a GG, Rn. 302.

64 Verordnung (EG) Nr. 34312003 des Rates vom 18.2.2003 zur Festlegung der
Kriterien und verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die
PrOf ung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgiiedstaat ge-
steilten Asylantrags zustndig ist (Dublin II-Verordnung), ABI. Nr. L 50 vom
25.2.2003, S. ı ; DIe verordnung regeit d ıe ZustndigkeIt der Mltgliedstaaten
der EU fOr d ıe Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags; hierzu Hruschka, Beilage zun ı Asyima-
gazIn 1-2/2008, S. ı , abrufbar unter www.asyl.net (15.9.2009).
Insoferrı deklaratorisch Ş 26a Abs. 1 S.2 AsyIVfG.
Haitbronner, Kommentar zum Auslönderrecht, Ş 26a AsylVfG, Rn. 63.

67 Art. 16a Abs. 3 GC, 29a Asylvfc.
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BE İTRAG:	 niedrigende Behandlung stattfindet. 68 Die Mitgliedstaaten der
SIMONEALJ EU wurden in Anwendung des Protokolis zum Vertrag zur Grün-

dung der Europischen Gemeinschaft zur Gewhrung von Asyi
für Staatsangehörige der EU-Mftgliedstaaten 6' durch Gesetz ais
sichere Herkunftsstaaten erkl5rt. 70 Durch Gesetz kann daneben
eine Liste von HerkunftsIndern erstellt werden, dIe ais sicher
1m oben genannten Sinne angesehen werden? Dabei trifrt der
Cesetzgeber eine Prognose über d ıe weitere Entwicklung in dIe-
sen Staaten über einen bestimmten Zeitraum, wobei Ibm ein Ein-
schtzungs- und Wertungsspielraum zukommt.72

Ş 3 AsylVfG wurde durch das Gesetz zur Neuregelung des
Asyiverfahrens von 1992 neugefasst und d ıe Regelung des Ş 51
Abs. 3 AusIG 1990, wonach 1m Falle einer für den AusInder posi-
tiven Feststellung des Bestehens des Abschiebungsverbotes zu-
gleich d ıe Flüchtlingseigenschaft 1. S. des Art. 1 GFK gegeben ist,
übernommen74

fr. Zuwanclerungsgesetz und Richtlinienumsetzungsgesetz

Mit dem Zuwanderungsgesetz' s wurde zum 1. Januar 2005
das Abschiebungsverbot des Ş 51 Abs. 1 AusIG 1990 in Ş 6o Abs. 1
AufenthG überführt. Daneben wurde eine explizite Bezugnahme
auf dIe GFK in das Abschiebungsverbot aufgenommen.76 Ş 3 Ab-
satz 1 AsylVfG stelit ausdrücklich fest, dass ein AusInder Flücht-

Art. 16a Abs. 3 GC.
Protokoli (Nr. 29) zum Vertrag zur Gründung der Europischen Gemein-
schaft über die Cewhrung von Asyi für Staatsangehörige von Mitgliedstaa-
ten der Europischen Union (1997), ABI. C 321E vom 29.12.2006, S.306-307;
siehe hierzu bereits unter B.l.

70 ş 29a Abs. 2 Asy İvfG.
7' Ş 29a Abs. 2 AsyIVfG i.V.m. Anlage Il: Zur Zeit Ghana und der Senegal.
72 i-failbronner, Kommentar zum AusInderrecht, Art. 16a GG, Bn. 393 fr.
'3 Gesetz V. 26.6.1992, BGB İ . 1, S.1126.
74 BT-Drs. 12/2062, 5.28.
'3 5.Fn.23.
76 Vgl. den Wortlaut von Ş 6o Abs. 1 AufenthG ,,in Anwendung des Abkom-

mens vom 28. Ju İ I 1951 über dIe Rechtsstellung der Flüchtlinge".
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ling 1m Sinne der GFK ist, wenn er in dem Staat, dessen Staatsan- BF İİRAG:
gehörigkeit er besitzt oder in dem er als Staatenloser seinen ge- S İMONE ALT
wöhnlichen Aufenthalt hatte, den Bedrohungen nach Ş Go Abs. 1

AufenthG ausgesetzt ist. Das EU-Richtlinienumsetzungsgesetz
hat daneben zum 28. August 2007 in Umsetzung der Qualifikati-
onsrichtlinie (QRL) 78 Ş 3 AsyIVfG neugefasst. 1m Zusammenhang
mit den Abstzen 2 und 3, dIe Art. 12 Abs. 2 und Abs. 1 lit. a) QRL
umsetzen, dIe wiederum auf Art. 1 F und D der GFK beruhen,
stelit Absatz 1 daher klar, dass durch 3 AsyiVfG i.V.m. Ş Go Abs. ı
AufenthG dIe Flüchtlingsdeflnition der GFK in deutsches Recht
umgesetzt wird. Das EU-Richtlinienumsetzungsgesetz hat ferner
dIe Terminologi e der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ins
Cesetz eingeführt (Ş 3 Abs. 4 AsyIVfG).

b. Unterschiede 1m Hinblkk auf dIe Anerkennung ais
Asylberechtigter und dIe Zuerkennung der
Flüchttingseigenschaft

Bel derAuslegung der Bestimmungen über d ıe Zuerkennung
der Flüchtlingseigenschaft ist neben der GFK dIe QRLM ni be-
achten. Die Richtlinie gleicht dIe Voraussetzungen tür dIe Flücht-
Iingsanerkennung innerhalb der Europischen Union (EU) an
und Iegt den Flüchtlingsbegriff der GFK tür dIe Mitgliedstaaten
der EU verbindlich aus. 81 DIe Richtlinie war bis zum 10. Oktober
2006 in das nationale Recht der Mitgliedstaaten umzusetzen. Für
dIe Ausiegung der Bestimmungen der QRL ist ebenfalis dIe GFK
margebIich. 81 Die QRL ist Tell eines Katalogs von Rechtsakten,

5.Fn.24.

Richtlinie 2004183/EG des Rates der Europischen Union vom 29.4.2004
über Mindestnornıen fOr d ıe Anerkennung und den Status von Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder ais Personen, die an-
derweitig intemationalen Schutz benötigen, und über den İ nhalt des zu ge-
whrenden Schutzes, AB]. Nr. L 304 vom 30.9.2004, S. 12, Mit Berichtigung
in ABI. Nr. L 204 vom 5.8.2005, S. 24; Nheres hierzu sogleich unter B.II. ı .b.

S.Fn.78.
80 Vg İ . Erwgungsgründe 16 und 17, Art. 2 lit. c) der Qua İ ifikationsricht İ inie.
81 Vg İ . Art. 63 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) EG-Vertrag.

377



AKİBEL!.E ENTWICKLUNGEN 1M STMTSANGEHÖR İ GKEITS -, ALJS İANDER- UND FLÜCHTL İ NGSRECHT

BE İTRAG: d ıe zur Schaffung eines Cemeinsamen Europöischen Asytsystems
SONEALT (GEAS) erlassen wurden.32

DIe QRL betrifft die Flüchtiingsanerkennung nach der GFK
und damit dIe Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. DIe
Richtlinie betrifft jedoch nicht das Asylgrundrecht.13 Art. 16a
Abs. ı GG schützt yor politischerVerfolgung. Zur Bestimmung des
Merkmals ,,politisch" wird auf die Flüchtlingsdefinition der CFK
zurückgegriffen, 14 Die Verfolgungsgründe können jedoch über
d ıe der CEK hinausgehen. 85 Das Asylrecht vermitteit im Gegen-
satz zur GFK ein subjekttv öffentliches Recht auf Asyi und wird
daher eigenstndig interpretiert. Es stelit keine Umsetzung der
GFK dar.86

82 Neben der QuaIlikationsricht İ inie sind folgende Rechtsakte zu nennen:
- Verordnung (EC) Nr. 34312003 des Rates vom 18.2.2003 zur Festlegung

der Kriterien und Verfahren zur Bestirnnı ung des Mitgliedstaats, der für
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in e İ nem Mitglieds-
taat gesteliten Asylantrags zustndig ist (Dublin II-Verordnung), ABI. Nr.
Lşo vom 25.2.2003, 5.i.
Verordnung (EG) Nr. 272512000 des Rates vom 11.12.2000 über d ıe Ein-
richtung von "Eurodac" für den Verg İ eich von Fingerabdrücken zum
Zwecke der eftektiven Anwendung des Dubiiner Übereinkommens, ABI.
Nr. L 316 vom 15.12.2000,5.1.

- Richt İ inie 2001155/EG des Rates vom 20.7.2001 über Mindestnormen für
die Cewöhrung vorübergehenden Schutzes 1m Fa İ le eines Massenzust-
roms von Vertr-iebenen und Marnahmen zur Förderung einer ausgewo-
genen Ver-tei İ ung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Perso-
nen und den Folgen dieserA ısfnahme verbunden sind, auf dIe Mitglieds-
taaten, ABI. Nr. L 212 vom 7.8.2001, S. 12.

- Richtiinie 200319/EG des Rates vom 27.1.2003 zur Festlegung von Mm-
destnormen für dIe Aufnahme von Asy İ bewerbern in den Mitg İ iedstaa-
ten, ABI. Nr. L 31 vom 6.2.2003,5. ı S.

- Rlcht İ inie 2005185/EG des Rates vom 1.12.2005 über Mindestnormen für
Verfahren in den Mitg İ iedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung
der F İ ücht İ ingse İgenschaft (Verfahrensrichtlinie), ABI. Nr. 1 326 vom
13.12.2005, S.13.

Hailbronner, Kommentar zum Aus İ nderrecht, Ş 60 Aufenthc, Rn. 25;
Schmidt-Blefbtreu/J4ofmann/Hopfouf, Kommentar zum Grundgesetz, il.
Aufl. 2008, Art. ı öa GG, Rn. 2.
BVerwGE 67, S.184(186).
BVerfGE 54, S. 341 (356).
S. hierzu bereits unter A.
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Die Voraussetzungen für dIe Zuerkennung der Flüchtlings- BEFIRAG:

eigenschaft und das Asylgrundrecht wurden bis zur Umsetzung SIMONE ALT

der QRL in das deutsche Recht nahezu identisch ausgelegt. Nach
der Umsetzung der Richtlinie in das deutsche Recht haben sie
sich jedoch auseinanderentwickelt. DIe unterschiedliche Ausle-
gung und Anwendung betrifft unter anderem die nichtstaatliche
sowie die religiöse Verfolgung.

aa. Nichtstaatliche Verfolgung

Verfolgung 1m Sinne des Art. 16a GG und damit bislang auch
des Ş 60 Abs; 1 Aufenthc stelit sich ais poiftische dar, wenn sie
- im Unterschied etwa zu einer privaten Verfotgung - einen öf-
fentlichen Bezug hat und von einem Trger überlegener, in der
Regel hoheitiicher Macht ausgeht, der der Verletzte unterworfen
ist. Politische Verfolgung ist somit grundstzIich staatliche Ver-
foIgung.8

Unterschieden wird dabei zwischen unmittelbarer und mit-
telbarer staatlicher Verfolgung.

Unmfttelbar staatliche Verfolgung ist nicht nur Ver-folgung
durch den Staat, d.h. seine Amtstrger, sondern kann auch
durch quasi-staatliche Organisationen erfolgen, dte den Staat
verdrngt haben und diesen auf einem bestimmten Territorium
ersetzen. In einer Bürgerkriegssituation kann nach dem Fortfali
der bisherigen Staatsgewalt von einer Bürgerkriegspartei politi-
sche Verfolgung ausgehen, wenn diese zumindest in einem Kem-
territorium ein Herrschaftsgefüge von gewisser Stabiitt und
Dauerhaftigkeit tats5chlich errichtet hat. Dabei schlie gt ein an-
dauerndes 5u geres Bürgerkriegsgeschehen das Bestehen eines
staatshnIichen Herrschaftsgefüges im Innem des beherrschten
Gebietes zwischen dem verfolgenden Machthaber und den ihm
unterworfenen Verfolgten nicht zwingend aus.88 Diese Verfol-

87 VgI. BVerfCE 8o, S.315(333 f.).

BVerfC, NvwZ 2000, S. ııbş (1166 f.) für Afghanistan unter der Herrschaft
rivalisierender dans.
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BE İTRAG: gung ist dann nicht dem Staat zuzurechnen, sondern unmitteiba-
s İ MONEALr re staatiiche Verfolgung durch die Organisation seibst.6

Verfolgung kann daneben auch durch private Handlungen
Diitter erfolgen, sofem deren Handeln dem Staat zugerechnet
werden kann, weil dieser es duldet, dazu ermuntert oder zur
Schutzgewhr nicht berett ist. in diesem Fali handeit es sich um
mitteibar staatliche VerfoIgung.° Verfolgung durch nichtstaatii-
che Akteure, d ı e dem Staat nicht zurechenbar ist, war dageger ı
bislang nicht ak politische Verfolgung anzusehen.9' in Staaten, in
denen d ıe Herrsch,aftsgewait voiIstndig zusammengebrochen
ist (sog. failed state), kann daher keine politische Verfoigung
durch Private 1m Sinne des Asylgrundrechts stattfinden.92

1m Gegensatz zum Crundrecht auf Asyi ist Verfolgung im
Rahmen der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft aufgrund
der Umsetzung von Art. 6 lIt. c) QRL nunrnehr auch dann gege-
ben, wenn diese durch private Einzelpersonen verübt wird, de-
ren Verfolgungsmanahmen nicht dem Staat zugerechnet wer-
den können. 93 Eine soiche Zurechnung ist beispieisweise beim
Zusammenbruch der Staatsgewalt nicht mögiich.

bb. Religiöse Verfolgung

I-iinsichtlich der religiösen Verfoigung ist zwischen Verfol-
gungshandiung und Verfoigungsgrund zu differenzieren. 94 Der
Verfoigungsgrund der Religion wird 1m Rahmen der Zuerkennung
der Flüchthngseigenschaft weiter ausgelegt ais dies beim Asyi-
grundrecht der Vali ist. Auch d ıe öfrentiiche Religionsausübung

BVerwG, NVwZ 1986,5.760.
° BVerwG, NVwZ 1995, S. 391 (392).
9° BVerwG, NVwZ 1983, S.744(745).
92 VgI. hierzu a ıı ch Hailbronner, Festschrift für Michael Bothe, 2008, S. ini

(1125).
BVerwG, BVerwGE 126,5.243.
Banlç'Foftz, Beilage zum Asy İ magazin 10/2008, S. 8; abrufbar unter www.
asyLnet (15.9.2009); HatIbronner, ZAR 2008, S. 209 (212).
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wird in den Verfolgungsgrund der Religion einbezogen. 95 Nacb BE[WAG:

der bisherigen deutschen Rechtsprechung war es nur im Fail der S1MONEALr

Betroftenheit der Rechtsgüter Leib, Leben oder physische Frei-
heit unerheblich, eb die Verfaigung aufgrund öftentlicher Religi-
onsausübung erfolgt oder ob es sich um einen Verfolgungsein-
griff in das sog. forum internum, d.h. den privaten Innenbereich
der Religionsausübung ak religiösem Existenzminimum, han-
delt.96 Wurde durch eine Ve ı-folgungshandlung in die Religions-
freiheit ais Schutzgut eingegriffen, war dies dagegen nach bishe-
riger Rechtsprechung nur asylrelevant und damit auch relevant
für das Bestehen der Flüchtlingseigenschaft, wenn in das forum

internum eingegriffen wurde. 97 Dementsprechende Eingriffe in
den Aul3enbereich der Religionsausübung, dem sog. forum ex-
ternum, können jedoch kein Asylrecht begründen. 8 in diesem
Zusammenhang wird für die Zuerkennung der Flüchtiingseigen-
schaft diskutiert, inwieweit die bisherige Rechtsprechung 1m Hin-
blick auf d ı e Vorgaben von Art. 9 QRL für d ıe Verfolgungshand-
lung weiter aufrecht erhalten werden kann>

2. Subsidiörer Schutz

Personen, die weder d ı e Voraussetzungen für die Anerken-
nung ais Asylberechtigte noch für die Zuerkennung der Flücht-

VgI. Art. 10 Abs. 1 lit. b) QRL; hierzu Bari k/Foitz, Beilage zum Mylmagazin
1012008, 5.7; abrulbar unter www.asyi.net  (15.9.2009).
BVerwG, NVwZ 1993, S. 788 (789) zur Bestrafung wegen religiöser Bet ğti-
gung in der Öffentlichkeit als politische Verfolgung; Strieder, lnfAusIR 2007,
S. 360 (365).
BVerfGE 76,5.143- Ahmadiyya lI-Entscheidung.
BVerfCE 76,5.143- Ahmadiyya fl-Entscheidung.
I-iierzu Banlç'Foltz, Beilage zum Asytmagazin 1012008, S. 7; abrutbar unter
www.asyLnet (15.9.2009); Haiibronner, ZAR 2008, S. 209 (212 €); Das BVer-
wC hat sich in seiner Entscheidung vom 5.3.2009 ( ı o C 51107, DÖV 2009, S.
726) nicht dazu geu8ert, ob über das religiöse Existenzminirnum hinaus
auch religiöse Bettigungen in der Öffentlichkeit erfasst werden, da dies
eine vorn EuGH zu kIrende Zweifelsfrage darstelle. Mangeis unzureichen-
der TatsachenaufkIrung durch das Berufungsgericht konnte das BVerwG
dem EuGH jedoch nicht vorlegen.
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BE İTRAG:	 Iingseigenschaft erfüllen, können subsidiren Schutzboa erhalten.
SIMONE ALT Subsidirer Schutz wird in Deutschland durch dIe Feststellung ei-

nes Abschiebungsverbotes nach Ş 6o Abs. 2,3,5 oder 7 Aufenthc
sowie die Erteilung eines befristeten Aufenthaltstitels nach 25
Abs. 3 AufenthGbol gewöhrt.102

Nach Stellung eines Asyiantrages ist das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge auch für d ıe Prüfung der Abschiebungs-
verbote nach Ş 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 Aufenthc zustndig (Ş 24
Abs. 2 AsyIVfG). Diese können jedoch auch unabhngig von einem
Asyiverfahren geltend gemacht werden. Die Prüfung fölit dann in
d ıe Zustöndigkeit derAusInderbehörde, d ıe jedoch unter Beteili-
gung des Bundesamtes entscheidet (vgl. Ş 24 Abs. 2 AsyIVfG, Ş 72
Abs. 2 Aufenthc).

1m Folgenden werden kurz d ıe einzelnen Abschiebungsver-
bote dargestelit.

Neben derGFK gewhren Art. 3 der Europischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK)13, Art. 3 der UN-Anti-Folter-Konventi-
on104 und Art. 7 des Internationalen Pakts über bürgerliche und
politische Rechte 105 Schutz yor Zurückweisung (Refoulement).
Deren Umsetzung erfolgte in Deutschland mitteis eines Abschie-
bungsverbotes im Fali der in einem Staat bestehenden konkre-
ten Gefahr, der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender

100 vgI. zum Begrifi des subsidiren Schutzes Marx, Handbucl- ı zur Quakfikati-
onsrichtlinie, Flüchtlingsanerkennung und subsidirer Schutzstatus, 35
Rn. 6ff.

101 Sind dIe Tatbestandsvoraussetzungen eines der in Ş 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7
AırfenthG aufgeführten Abschiebungsverbote erfülit, so ist ini Regeifali ein
befristeter Aufenthaltstitel nach 25 Abs. 3 AufenthG zu gewhren.

102 Es gibt jedoch keine Bestimmung, dIe den subsidiren Schutzstatus an sich
zuerkennt, wie dies bel der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft der Fali
ist; s. hierzu und zur Frage der Vereinbarkeit mit der QRL Ban WFo!tz, Beilage
zum Asylmagazin 12/2008, 5.2, abrufbar unter www.asy İ .net (15.9.2009).

103 Europische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Crundfrei-
heiten vom 4.11.1950, BGBI. 2002 11 , S. 1055.

'04 Übereinkommen gegen Folter und andere grausanıe, unmenschliche oder
emledrigende Behand İ ung oder Strafe vom 10.12.1984, BCBI. 1990 Il, 5.247.

105 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19.12.1966,
BGBI. 1 973 11 , S. 1534.
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Behandiung oder Bestrafung unterworfen zu werden ( Ş 6o Abs.2 BE[fPG:
AufenthG).	 SIMONE AİT

Weitere Abschiebungsverbote resuitieren aus der Gefahr
der Verhngung oder Voilstreckung der Todesstrafe, wenn der
Ausinder in einem Staat wegen einer Straftat gesucht wird ( Ş6o
Abs. 3 AufenthG) sowie aus einer erhebhchen individueiien Ge-
fahr für Leib oder Leben im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts, wenn der Ausi5nder
dieser in einem Staat ais Angehöriger der Zivilbevölkerung aus-
gesetzt ist ( Ş Sa Abs. 7 S. 2 Aufenthc). 106 Hinsichtlich der Aus-
iegung der vorgenannten Abschiebungsverbote ist dIe QRL zu
beachten.'°' Die Umsetzung von Art. 15 QRL in deutsches Recht
durch das EURich tIinienumsetzungsgesetzb08 hat hier teilweise
zu Anderungen der bereits var lnkrafttreten der Richtlinie beste-
henden deutschen Abschiebungsverbote sawohi hinsichthch des
Gesetzestextes als auch im Hinblick auf die Ausiegung geführt.
Die Richtlinie hat zum Ziei, in Ergnzung zum Fiüchtlingsschutz
nach der GFK dIe bestehenden Formen subsidiren Schutzes in
den Mitgliedstaaten der EU anzugieichen, wobei auf bereits var-
handene Systeme in den Mitgliedstaaten sowie völkerrechtliche
Vertrge im Bereich der Menschenrechte zurückgegriffen wird.109

Unabhngig dayan bestehen im deutschen Recht weitere
Abschiebungsverbote.

Ein Ausinder darf nicht abgeschoben werden, soweit sich
aus der Anwendung der EMRK ergibt, dass die Abschiebung un-
zul5ssig ist (Ş 60 Abs. 5 AufenthG). Dieses Abschiebungsverbot
bezieht sich var ailem auf Art. 6 und 9 EMRK2 10 Demgegenüber
findet Art. 8 EMRK im Rahmen dieses Abschiebungsverbotes
keine Berücksichtigung, sondern stelit ein sog. iniandsbezoge-

106 S. hierzu BVerwG, NVwZ 2008, S. 1241; EuGI-1, NVwZ 2009, S. 705 - Efgafaji;
hierzu Bank, NVwZ 2009,5.695.

107 S. hierzu bereits unter BjI. ı .b.
108 S. Fn. 24.
109 KOM(2001) 510 endg., 5.6 und 30; Erwgungsgründ 25 QRL.
110 vgI. hierzu d ıe Ausführungen bei Haifbronner, Kommentar zum AusInder-

recht, Ş 60 AufenthG, Rn. 149 iT.
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BEEIRAG nes Abschiebungsverbot dar, das im Rahmen von Ş 6oa Abs. 2
SEMONEAU Aufenthc relevant ist."' Art. 3 EMRK spiegelt sich bereits in Ş 60

Abs. 2 AufenthG wider.hh ı Jedoch ist zu beachten, dass aus Art-3
EMRK ein absolutes Abschiebungsverbot folgt, das auch in Situ-
ationen terroristischer Gewalt ungeachtet des Verbaltens des
Betroffenen nicht eingeschrnkt werden kann.113 DIe QRL bleibt
hinter diesem Schutz zurück, da sie Ausschlussgründe, die denen
der GFK âhneln, auf den subsidiren Schutz übertrgt.114 Dies ist

ı' Hailbronner, Kommentar zum AusInderrecht, Ş 60a Aufentlıc, Rn. 23 fi.; s.
hierzu sogleich.

112 Ş 60 Abs. 2 AufenthG setzt Art. 15 lit. b) der QRL in deutsches Recht um.
Art. ış lit. b) der QRL entspricht im Wesentlichen Art. 3 EMRK, s. hierzu
EuGH, NVwZ 2009, S.705(706) - Elgafaji.

113 Stündige Rechtsprechung des Europischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (EGMR), ChahaJNereinigtes Königreich, Urteil V. 15.11.1996, Nr.
7011995/576/662, Rn. 79, NVwZ 1997, S. 1093 (1094); zuletzt Saadi/ltallen,
Urteil vom 28.2.2008, Nr. 37201/06, Rn. 137ff., NVwZ 2008, S. 1330 (1332).

114 Art. 17 QRL Ausschlusş
(ı) Ein Drittstaatsangehöriger oder cin Staatenloser ist von der Gewührung

subsidiören Schutzes ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Cründe dIe
Annahme rechtfertigen, dass er

a)cin Verbrechen gegerı den Frieden, cin Kriegsverbrechen oder cin Verbrec-
hen gegen die Menschlichkeit fm Sinne der internationalen Vertragswerke
begangen hat, die ausgearbeitet worden sind, tim Bestirnmungen bezüg-
Iich dfeser Verbrechen festzulegen;

b)eine schwere Straftat begangen hat;
ç) sich Handlungen zuschulden kommen lie$, dıe den Zielen und Grundsötzen

der Vereinten Nationen, wie sie in der Pröambel urıd den Artikeln 1 und 2
der Charto der Vereinten Natfonerı verankert sind, zuwiderfaufen;

d) eine Gefahr für dıe Allgemeinheit oder für dIe Sicherheit des Landes dars-
tel it, in dem er sich aufhalt.

(2)Absatz ı findet atıf Personen 4nwendung, dIe andere zu den dorin genann-
ten Straftaten oder Handlungerı anstiften oder siclı in sonstiger Weise da-
ran betefligen.

(3)DIe Mitglledstaaten könner, einen Drfttstaatsangehörigen oder einen Staa-
tenlosen von der Cewöhrurıg subsidiören Schutzes ausschlieJ3en, wenn er
yor seiner Aufnahme in dem Mi tgliedstaat cin oder mehrere nicht unter
Absatz ı faflende Straftaten begangen hat, dIe mit Freiheitsstrafe bestraft
würden, wenn sie in dem betreftenden Mitgliedstaat begangen worden
wören, tind er sein Herkunftsiand nur verlassen hat, tim einer Bestrafung
wegen dieser Straftaten ni entgehen.

VgI. hierzu Baniç'Foltz, Beilage zum Asylrnagazin 12/2008, S. 2, abrufbar un-
ter www.asyLnet (15.9.2009); Marx, Handbuch zur Qualifikationsrichtli-
nie, Flüchtlingsanerkennung und subsidirer Schutzstatus, Ş 39 Rn. 344.
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bel der Ausiegung der deutschen Vorschriften von Bedeutung, BE İTRAG:
da d ı e Mitg İ iedstaaten neben der Verpflichtung zur Umsetzung SIMONEAIT
der QRL weiterbin an ihre völkervertraglichen Verpflichtungen
aus der EMRK gebunden sind.115

Des Weiteren wird 1m Regeifall von der Abschiebung eines
Auslönders in einen anderen Staat abgesehen, wenn dort für die-
sen AusInder eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben
oder Freiheit besteht ( 60 Abs. 7 S. ı Aufenthc). Darunterfallen
unter anderem krankheitsbedingte Abschiebungsverbote wie
beispielsweise der Fail einer erheblichen konkreten Gefahr, dass
sich eine posttraumatische Belastungsstörung bel unzureichen-
den BehandlungsmögFichkeften fm Heimatland alsbald nach der
Rückkehr des AusInders in seinen Heimatstaat wesentlich oder
gar Iebensbedrohlich verschlechtern wird.116

Nicht zum subsidi5ren Schutz gehören Abschiebungsverbo-
te, dIe gem. Ş 6oa Abs. 2 AufenthG zur Erteilung einer Duldung
führen, solange dIe Abschiebung aus tatschIichen oder recht-
lichen Gründen unn ı öglich ist oder wenn dringende humaniüre
oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen
die vorübergehende weitere Anwesenheit des AusInders 1m
Bundesgebiet erfordern. Bel der Duldung handeit es sich nicht
um einen Aufenthaltstite İ, sondern es wird eine bereits ange-
drohte Abschiebung zur Volizlehung einer Ausrefsepfiicht ausge-
setzt.117

Die rechtliche Urımöglichkeit der Abschiebung ist anzuneh-
men, wenn eine Aufenthaltserlaubnis nach Ş 25 AufenthG nicht
ertelit werden kann und dIe damit bestehende Ausreisepflicht
wegen des Vorilegens eines Abschiebungsverbots nach Ş 60
Abs. ı, 2, 3, 5 und 7 AufenthG nicht volizogen werden kann.h18
Neben diesen sog. zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten

115 Storey, international Joumal of Refugee Law, Volume 20, N° ı, Mrz 2008,
S. 13ff.; BonWFoitz, Beilage zunı Asylrnagazin 1212008, S. 2, abrufbar unter
www.asyi.net (15.9.2009).

116 OVG NRW, NVwZ-RR 2005, 5.359.
117 Hafibronner, Kommentar zum Auslnderrecht, Ş 60a AufenthG, Rn. 79.
118 HatIbronner, Kommentar zum Auslanderrecht, 6oa Aufenthc, Rn. 22.

385



AKTUEILE ENIWICKLUNGEN 1M STAATSANGEHÖRIGKEITS -, AIJSLANDER- UND FLÜCHrLING5RECHT

BE İTRAG: gibt es inlandsbezogene Abschiebungsverbote, d ıe ebenfalis
SIMONEAU von 6oa Abs. 2 Aufenthc erfasst werden. Darunter zhIt dIe

Geltendmachung des Rechts auf Wahrung des Ehe- und Familien-
lebens 1m Bundesgebiet mit einem dort zum Aufenthalt befug-
ten Familienangehörigen, wenn Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 8 EMRK
einer Abschiebung entgegenstehen.119 Daneben können krank-
heitsbedingte Cefahren, die sich allein als Folge derAbschiebung
und nicht wegen der speziflschen Verhöltnisse 1m Zielstaat der
Abschiebung ergeben, inlandsbezogene Abschiebungsverbote
darstellen."°

3. Anerkennungszahlen

1m Folgenden werden dIe Anerkennungszahlen in den Jah-
ren 2005 bis 2008 für Asyiberechtigte, Flüchtlinge und subsidir
geschützte Personen dargestellt.121

DIe Unterschiede in den Anerkennungsvoraussetzungen für
den Flüchtlingsstatus und dIe Asyiberechtigung spiegeln sich
auch in den Anerkennungszahlen wider. in den Jahren 2005 und
2006 wurden 48.102 bzw. 30.759 Entscheidungen vom Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge getroffen. in 0,9% (411 FIle)
bzw. 0,6% (251) der FlIe wurde Asyi gewShrt, wohingegen in 4,3%
(2.053) bzw. 3,6% (1.097) der Entscheidungen Fiüchtlingsschutz
zuerkannt wurde. 2007 wurden 28.572 Entscheidungen getrof-
fen, davon wurden 1,1% (304) derAsylbewerberals asylberechtigt
anerkannt und 24,1% (6.893) Personen dIe Flüchtlingseigenschaft
zuerkannt. 1m Jahr 2008 hat das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bel 20.817 Entscheidungen in 1,1% (233) der F51Ie als
asyiberechtigt anerkannt und in 33,9% (7.058) der FIIe Fiücht-
lingsschutz gewhrt.

119 I-Iai!bronner, Kommentar zum Ausl ğnderrecht, Ş 6oa AufenthG, Rn. 23ft.
120 BVerwG, NVwZ 2000, S. 2o6 (207).
121 Die statistischen Angaben in diesem Abschnitt sind der Broschüre ,,AsyI in

Zahlen 2008" des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge entnommen,
abrutbar unter www.bamf.de (15.9.2009).
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Die ZahI subsidir Schutzberechtigter belief sich 2005 auf BEITMG:

1,4% (657), für 2006 2,0% (603) und für d ıe Jahre 2007 und 2008 SIMONEAU

auf 2,4% (673) bzw. 2,7% (562) der FlIe.

Ablehnende Entscheidungen ergingen 2005 in 57,1% der Fl-
le (27.452), 2006 in 57,8% (17.781) sowie in den Jahren 2007 und
2008 in 44,6% (12.749) bzw. 32,5% (6.761) der F!le.

Bel den übrigen Entscheidungen handeit es sich um formelle
Entscheidungen, dEe beispielsweise Überstellungen von Asylbe-
werbem in einen anderen für dEe Durchführung des Asylverfah-
rens zustndigen Mitgliedstaat nach der Dublin 1I-Verordnung'22
betreffen.

Ili. Immigranten

Der Begriff des Immigranten stellt keinen RechtsbegrilT nach
deutschem Recht dar. Das Aufenthaltsgesetz dient der Steue-
rung und Begrenzung des Zuzugs von Auslndern in die Bundes-
republik Deutschland. Dabei ermöglicht und gestaltet es Zuwan-
derung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integrations-
fahigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen
Interessen und dient zugleich der Erfüllung der humanitaren
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland ( Ş 1 Abs. 1 Auf-
enthG). Das Aufenthaltsgesetz definiert seinen Anwendungsbe-
reich durch den Begriff des Auslönders und unterscheidet hin-
sichtlich der Voraussetzungen für Einreise und Aufenthalt nach
den von diesen angestrebten Aufenthaltszwecken. Danach ist
jederAusiönder, der nicht Deutscher ist, wer also weder d ıe deut-
sche Staatsangehörigkeit besitzt noch ais Fiüchtling oder Vertrie-
bener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte
oder Abkömmling in dem Gebiet des deutschen Reiches in den
Grenzen vom 31. Dezember1937Aufnahme gefunden hat; hierzu
z5hlen auch Staatenlose ( 2 Abs. 1 Aufenthc i.V.m. Art. 116 Abs. 1

GG). Spezielle Regelungen enthalt das Gesetz über die allgemei-
ne Freizügigkeit für Unionsbürger. Ais angestrebte Aufenthalts-

122 S. zur Dublin II-Verordnung Fn. 64.

387



AKTUELLE ENm1CKLuNGEN 1M STAATSANGEIIÖRIGKEITS -, AIJSLANDER- UND F İ ÜCIITLINGSRECHT

BE İTRAG zwecke kommen unter anderem ein Aufenthalt z ıim Zweck der
SIMONE ALT Ausbildung ( Ş ı L und 17 Aufenthc), der Erwerbsütigkeit ( ŞŞİ S

bis 21 Aufenthc), aus völkerrechtlichen, humanitren oder poh-
tischen Gründen ( ŞŞ 22 bis 26) sowie aus famiIiren Gründen ( ŞŞ 27
bis 36 AufenthG) in Betracht.

C. Zuordnung der entsprechenden Rechtsstellung

1. Rechte des Asylbewerbers

Asylbewerbern ist zur Durchführung des Asylverfahrens der
Aufenthalt 1m Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gestattet
(Ş 55 Abs. 1 .AsyIVfC). Die Aufenthaltsgestattung stelit keinen Auf-
enthaltstitel dar und giit nur für die Dauer des Asylverfahrens.123

Die Unterbringung von Asylbewerbem e ı-folgt in Aufnahme-
einrichtungen bzw. in Gemeinschaftsunterkünften. Nach Asyi-
antragstellung sind Asylbewerber grundstzIich verpflichtet, in
einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen ( Ş 47 Abs. 1 AsyIVfG). Auf-
nahmeeinrichtungen sind einer Auenste İ Ie des Bundesamtes
zugeordnet (vgl. Ş 46 Abs. 1 AsyIVfG). Die Verpflichtung, in einer
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, hat vorübergehenden Charak-
ter und dauert im Regeifali sechs Wochen, Ingstens drei Monate
(vgl. Ş 47 Abs. 1 AsyIVfG). Danach werden die Asylbewerber in
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht. Durch die Erstunter-
bringung in Aufnahmeeinrichtungen soli eine Konzentration und
Beschleunigung des Asyiverfahrens stattfinden und Verfahren
bei offensichtlich unbegründeten AsyIantrgen schnellstmöglich
abgeschlossen werden. 124 Dem korrespondiert auch die Pflicht
zur Erreichbarkeit des Asylbewerbers für Behörden und Gerichte
(Ş 47 Abs. 3 AsyIVfG).

Die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften foigt nach
landesinterner Verteilung (Ş 50 Abs. ı 5.2 AsyIVfG) und ist auf el-

123 Marx, Kommentar zum AsyIVfC, 7 . Aufl. 2008, Ş 55 Rn. 14.
124 Haflbronner, Kommentar zum AusInderecht, Ş 47 AsyIVfG, Rn. 2.
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nen Ingerfristigen Aufenthalt bel l5ngerdauernden Asyiverfah- BEIIRAE;
ren ausgerichtet 25	 SIMONE ALT

Der Asylbewerber hat grundstzIich keinen Anspruch dar-
auf, sich an einem bestimmten Ort aufzuhaiten. Aus dem Grund-
satz der Familieneinheit von Ehegatten und ihren minderjhrigen
Kindern, der aus Art. 6 GG und Art. 8 EMRK folgt, kann sich aber
cin Anspruch auf Aufenthalt an e İ nem bestimmten Ort ergeben
(vgl. auch ŞŞ 50 Abs. 4, 51 AsyIVfG).126

Das Aufenthaltsrecht des Asylbewerbers unterliegt einer
rumIichen Beschrnkung (sog. Residenzpflicht). Whrend der
Wohnverpfiichtung in einer Aufnahmeeinrichtung hat sich der
Asylbewerber im Bezirk der Auslnderbehörde aufzuhalten, in
dem die zustndige Aufnahmeeir ı richtung Iiegt ( Ş 56 Abs. 1 S. 1
AsyIVfG). Diesen Bezirk dar-t der Asyibewerber grundstzlich nur
mit vorheriger Erlaubnis und nur vortibergehend verlassen ( Ş 57
Abs. 1 AsylVfG). Eine solche Erlaubnis kann beispielsweise im Fal-
le von Arztbesuchen oder auch für regelm5ltig wiederkehrende
vorübergehende Termine wie Schulbesuche erteilt werden. 12' Für
Temı ine beim Rechtsanwalt oder beim UNHCR ist dIe Erlaubnis
regelmöBig unverzüglich zu er-teilen. ( Ş 57 Abs. 2 AsylVfG). Ter-
mine bel Behörden und Gerichten können ohne Erlaubnis wahr-
genommen werden, sind jedoch gegenüber der Aufnahmeein-
richtung und dem Bundesamt anzuzeigen ( Ş 57 Abs. 3 AsylVfG).
Endet d ıe Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung, 50

können bel der Erlaubnis zum Verlassen des Aufenthaltsbezirks
d ı e persönlichen Bedürfnisse des Asylbewerbers strker berück-
sichtigt werden (vgl. Ş 58 AsylVfG).128

Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu
wohnen, darf derAuslnderkeine Erwerbstatigkeitausüben( Ş6ı

126 Hailbronner, Konımentar zum Auslönderrecht, 47 AsyIVfG, Rn. 6, Şso
AsyIVfC, Rn. 2.

126 I-failbronner, Kommentar zum AusInderrecht, Ş 55 AsyIVfC, Rn. 3.
ir VgI. hierzu Hailbronner, Kommentar zum Auslnderrecht, Ş 57 AsyIVfG, Rn. ş .
128 Haflbronner, Kommentar zum Auslanderrecht, 58 AsyIVfC, Rn. 3.
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BE İTRAG: Abs. 1 AsyIVfG). Einem Asylbewerber, der sich seit einem Jahr
SIMONEAU gestattet im Burı desgebiet aufhIt, kann dIe Ausübung einer Be-

schftIgung für unseIbstndige Ttigkeiten erlaubt werden. Eine
Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn deutsche Arbeitnehmer
oderAusInder, d ıe nach dem Recht der Europischen Union An-
spruch auf vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, für d ıe
Beschöftigung nicht zur Ver-fügung stehen (sog. Vorrangprüfung;
vgl. Ş 61 Abs. 2 AsyIVfG).

Das Asylbewerberleistungsgesetz von 1993 regeit, welche
Leistungen die Asylbewerber erhalten. 1m Rahmen der Asyi-
rechtsreform 1993 sind durch dieses Gesetz Asylbewerber aus
dem Anwendungsbereich des Sozialhilferechts ausgenommen
worden. Das Asylbewerberle ıstungsgesetz geht von einem
Crundbedarf aus, der dem zum Lebens ıı nterhalt UnerIssIIchen
entspricht. Durch den Ausschluss von der Soz ıalhilfe wurden d ıe
Leistungsstandards herabgesenkt, 50 dass d ı e Grundleistungen
unter dem Sozialhilfesatz liegen. GrundsMztich giit der Sachle ı s-
tungsvorrang, d.h. Leistungen werden vorrangig n ıcht in Form
von Geid, sondern in Form von Sachen gewhrt.

Die Regelung des ScI-ı ulbesuchs I ıegt in der I-lohe ıt der Bun-
desl ğnder. Dabe ı erstreckt sich in manchen BundesIndern d ı e
Schulpflicht auch auf d ıe K ınder von Asylbewerbern. in anderen
Bundeslğ ndern ıst der Besuch der Schule tür Kinder von Asyibe-
werbern mögl ıch, auctı wenn ke ı ne Schulpflicht besteht.

Il. Rechte Asylberechtigter und der Personen,
denen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde

Asyiberecl-ıtigte genie(en ebenfalis die Rechtsstellung nach
der GFK (Ş 2 Abs. 1 AsyIVfG). Asylberecht ıgte und Flüchtlinge
erhalten Abschiebeschutz gem. Ş Go Abs. 1 Aufenthc129 und d ı e
Rechte nach Art. 2 bis 34 GFK.

129 Ş 6o Abs. 1 Aufenthc setzt das Refoulement-Verbot des Art. 33 Nr. 1 GFK in
cieutsches Recht um.
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DIe Rechtsstellung von Personen, denen dIe Flüchtifngs- BEFIRAG:

eigenschaft zuerkannt wird, ist mit dem Zuwanderungsgesetz SIMÜNE ALT
2005130 hinsichtlich der Erteilung von Aufenthaltstiteln der Rechts-
stellung Asyfberechtigter angeglichen worden. Belde Personen-
kreise haben einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltser-
Iaubnis, die kraft Gesetzes zur Ausübung einer Erwerbstötigkeit
berechtigt ( Ş 25 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Aufenthc). Die Aufentlıalts-
erlaubnis wird for drel Jahre ertelit ( Ş 26 Abs. 1 S. 2 AufenthG).
Nach drel Jahren ist dem Asylberechtigten oder Flüchtling eine
unbefristete Nieder!assungserlaubnis zu erteilen, wenn das Bun-
desamt tür Migration und Flüchtlinge dIe Asylberechtigung oder
dIe Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nicht widerrufen hat
(Ş 26 Abs. 3 Aufenthc).

Hinsichtlich der Sozialhilfe (Ş 23 5GB XlI) und der Schulbil-
dung sind sie deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt. Sie
haben Anspruch auf einmalige Teilnahme an einem Integrations-
kurs (Ş 44 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) Aufenthc) und genieBen besonderen
Ausweisungsschutz, d.h. eine Ausweisung ist nur aus schwerwie-
genden Gründen der öffentiichen Sicherheit und Ordnung mög-
Iich (Ş 56 Abs. 1 Nr. 5 Aufenthc).

ili. Rechte subsidir geschützter Personen

Subsidiör geschützten Personen ist 1m Regeifall ein Aufent-
haltstitel zu erteilen ( 25 Abs. 3 AufenthG). 131 DIe Aufenthalts-
erlaubnis wird tür mindestens ein Jahr ertelit (Ş 26 Abs. 1 S. 2

AufenthG). Der Aufenthaltstitel berechtigt nicht automatisch
zur Ausübung einer Erwerbstatlgkelt, sondem hierfür muss d ıe
Zustimmung durch d ıe Bundesagentur tür Arbeit eingeholt wer-
den (ŞŞ 4 Abs. 2,39, 18 Aufenthc). Subsidir geschützte Personen
haben keinen Anspruch auf Telinahme an einem Integrationskurs
(vgl. Ş 44 Abs. 1 AufenthG). Hinsichtlich der Sozialhilfe (Ş 23 5GB

130 S.Fn.23.
131 in atypischen Sonder1IIen kann hiervon jedoch abgesehen werden. Es

kommt aber the Erteilung einer Duldung nach 60a Abs. 2 AufenthG in Be-
tracht.
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BEftRAG: XII) und der Schulbildung sind sie deutschen Staatsangehörigen
SIMONE ALT	 gleichgestellt.

D. Zusammenfassung

1m deutschen Recht gibt es zwar keine Probleme mit der Ein-
gruppierung der Begriffe Asylbewerber, Flüchtling, Asylberech-
tigter und subsidiör geschützte Personen. Vergleicht man dIe
Zahlen für dIe Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und der
Anerkennung ak Asylberechtigter, so ist jedoch die praktische
Relevanz für das Crundrecht auf AsyI mittlerweile gering. Dies
res ıı ltiert zum einen bereits aus der Aufnahme der Regelungen
übersichere Drittstaaten und sichere Herkunftsstaaten durch d ı e
1993 stattgefundene Asylrechtsreform. Auf deranderen Seite hat
mit der QRL eine Angleichung der Rechtsnormen für den Flücht-
Iingsschutz auf der Basis einer Mindestharn ıonisierung innerhalb
der EU stattgefunden. DIe Umsetzung der QRL hat zu Rechtsn-
derungen durch das EU.Richtlinienumsetzungsgesetz l32 sowie zu
Anderungen im Hinblick auf die Ausiegung der Bestimmungen
über d ı e Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft geführt, wo-
von das Asylgrundrecht jedoch unberührt bleibt. DIe Vorausset-
zungen für dIe Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft werden
unter anderem 1m Hinblick auf d ıe nichtstaatliche Verfolgung
grozügiger ausgelegt. Kennzeichnend für das Asylgrundrecht
ist die Möglichkeit der Erhebung einer Verfassungsbeschwerde.
Daneberı findet die Ausschlussklausel des Art. ı F GFK im Rab-
men des Asylgrundrechtes keine Anwendung. Die FIIe, in denen
aufgrund der fehlenden Anwendung der Ausschlussklausel Asyi
gewhrt wird, belaufen sich allerdings Iediglich auf einen sehr ge-
ringen Prozentsatz. Daneben hat nun der EuGH aufgrund einer
Vorlage des BVerwG darüber zu entscheiden, ob diese Rechts-
lage mit Art. 3 QRL vereinbar ist. 133 Art. 12 Abs. 2 QRL beruht auf
der Ausschlussklausel des Art. 1 F GFK und ist in nationales Recht
umzusetzen. Andererseits erlaubt d ı e QRL in Art. 3 den Erlass

132 S. En. 24.
133 vorlage des Bverwc an den EuGM v. 14.10.2008, 10 C 48.07, juris.
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oder die Beibehaltung günstigerer Normen, sofem diese mit der 6EITRGc
Rfchtlinie vereinbar sind. Welcher Raum tür das Asylrecht ver- SIMONEA[T
bleibt, ist auch aufgrund der weiteren europischen Harmonisie-
rungsbestrebungen fraglich. 1m Rahmen der zweiten Phase des
GEAS14 sol! eine Hamionisierung über Mindestnorrnen hinaus
stattfinden.135

134 S. hierzu bereits unter8.II. ı .b.
135 Der vertrag von Lissabon sieht yor, dass dEe Kompetenz der EU zum Erlass

von Rechtsakten 1m Bereich des Asylrechts über den Erlass von Mindest-
normen hinaus geht (Art. 78 Nr. 2 der konsolidlerten Fassung des Vertrages
über die Arbeitsweise der EU).
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TÜRK HUKUKUNDA
DOĞRUDAN YABANCI YATIRIMLAR

Yrd. Doç. Dr. Rifat ERTEN

Giriş
Doğrudan yabanc ı yatırımlar, XX. yüzy ılda, nitelik olarak R İ FAT ERTFN' İ H

önemli ölçüde değişmiş ve çeşitlenmiştir. Özellikle Il. Dün- TEBUĞ i

ya Savaşı'ndan sonra, doğrudan yabanc ı yatırımlar gelişmek-
te olan ülkelerin ekonomik kalkırımaları için önemli bir araç
olmu5tur.1 Doğrudan yabancı yatınrnlar, dış ödemeler den-
gesi ve kaynak açığını azaltabilecek finans kaynağı olması ya-
nında, yeni istihdam alanları yaratması, hazır bilgi ve tekno-
loji getirmesi, döviz kazand ıncı faaliyetleri ve uluslararas ı en-
tegrasyonlan olumlu yönde etkilemesi, rekabet ortamı yarat-
ması, yeni pazar alanları oluşturması veya mevcut pazan ge-
liştirmesi gibi birçok fonksiyona sahiptir.

Bu nedenlerle, Türkiye Cumhuriyeti de do ğrudan yaban-
cı yatırımları ülkesine çekebilmek için çabalamaktaclir. Geni ş
bir iç pazara sahip olmasma ve bölgesel pazarlara yak ınlığı-
na rağmen Türkiye, yeterli düzeyde doğrudan yabanc ı yatı-
rım çekememiştir. Tarihsel olarak bunun iki nedenden kay-
naklandığı ileri sürülmüştür. Birincisi yabanc ı yatırımcıla-
rm Türkiye hakkında yeterli bilgiye sahip olmamalar ı; ikinci-
si hukuki problemlerdir. İkinci etken bağlamında, Türkiye'de
birçok kanun yürürlüğe konulmuştur; bunlardan sonuncusu
tebliğ konumuzu oluşturan Doğrudan Yabana Yatırımlar Ka-

Ankara Üniversitesi Hukuk Fakültesi Uluslararas ı Özel Hukuk Anabi-
lim Dalı öğretim üyesi.
Doğrudan yabanc ı yatınmın tamnıı ve dünyadaki geli şim evrelerine
ilişkin detayli bilgi için bkz. Tiryakio ğlu, 8., Doğrudan Yatırım/ann Ulus-
lararas ı Hukukta Korunmas ı, Ankara 2003, s. 9-26.
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R İ FAT ERTEN' İH nunu [DYYK]'dur. Bunların yanında, Türkiye'nin birçok dev-
TEBLi Ği letle, yatırımların karşı lıklı teşviki ve korunmasına ilişkin iki

tarafl ı sözleşmeler yaptığını belirtmek gerekir. 2 Ayrıca Türki-
ye, IcSID3 ve MIGA4 sözleşmelerine de taraft ır.

Tebliğde, öncelikle DYYK'nın süreci hakkında bilgi veri-
lecek, daha sonra da yabancı yatırımların Türk hukukunda-
ki yeri belirtilecektir. Bu kapsamda, DYYK'nın kapsamı, geti-
rilen tanımlar ve doğrudan yabanc ı yatırımcıların haklan ko-
nulanna değinilecektir.

I. Tarihi Gelişim

Yabancı yatırımlar Osmanl ı Devleti döneminde birbirin-
den bağımsız olmayan bazı faktörlere bağlı olarak gelişme
göstermiştir. Bunlar, (1) kapitülasyonlar, (2) İngiltere ile yap ı-
lan 1838 Ticaret Anlaşmas ı (Balta Limanı Anlaşmas ı) ve aynı
nitelikte diğer devletlerle yapılan anlaşmalar (3) borçlanma
ve Düyün-u Umurniye.

Bu faktörlerin oluşturduğu hukuki zemin nedeniyle, ya-
banc ı yatırımlar konusunda sa ğhkh bir gelişme sağlanamamış,
imparatorluk adeta bir sömürge haline getirilmi ştir. Bu yü-
kümlülüklerden kurtulmak, ancak Türkiye Cumhuriyeti'nin
kurulmas ından sonra imzalanan Lozan Antlaşması ile müm-
kün olmuştur.

Türkiye Cumhuriyeti'nin kurucular ı yabancı yatırımlar
konusunda, dışlayıcı olmamakla birlikte, 5 zamanın şartları

2 Yatınn-ılarm karşılıklı teşviki ve korunnıasma ilişkin iki taraf-
l ı uluslararası sözleşmeler için bkz. <http://www.hazine.gov.tr/
irj/go/km/docs/documents/Hazine%2oweb/ %c4%bostatistikler/
Uluslara ras % c4 % bi % Do % c4 % 9fru dan %20
Yat%c4%blr%c4%blm%20%c4%bostatistıklerı/Di%c4%9fer/yktk_an
lasmalari.pdf>, (11.05.2009).
RG, 06.12.1988, S. 20011.
RG, 06.12.1988, S. 20011.
1923 y ıl ında yapılan Izmir iktisat Kongresinde Mustafa Kemal Atatürk
açı lış konuşmasında yabancı sermayeye şu şekilde değirmıiştir: "... 1k-
tisadiyat sahas ı nda düşünürken ve konuşurken zannolunmas ın ki ecnebi (ya-
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(1929 Ekonomik Buhran ı, Kurtuluş Savaşı'ndan yeni ç ıkılmış R İ FAr ERTENIN

olmas ı ve Kurtuluş Savaşı 'nın ülkenin ekonomik ba ğımsızliğı TEBLİĞİ

olarak da algılanması) nedeniyle yabancı yatırımcılan ürkü-
ten uygulamalar görülmü5tür.6

Yabanc ı yatırımlara ilişkin ihtiyaçlar 20.02.1930 tarih
ve 1567 sayılı Türk Parasmın Kıymetini Koruma Hakk ın-
da Kanun' uyarınca çıkarılan kararnamelerle giderilmeye
çal15ı1mıştır.8 IL Dünya Savaşı'ndan sonra ise, yabancı yatı-
rınılardan faydalanabilmek amac ıyla artık kanuni düzenleme
yapma ihtiyacı hissedilmiştir. Bu bağlamda, yürürlüğe konu-
lan kanunlar şunlardır:

bancı) sermayesine has ı m ız (düşmanız); hayır, bizim menıleketimiz vfisfdir
(geniştir). Çok s% (emek) ve sermayeye ihtiyac ı mız vardır. Kanunlarım ıza
riayet şartıyla ecnebf sermayelerine bizim gelen teminat ı vermeğe her zaman
haz ırız. Ecnebf sermayesi bizim süyimize inzimam etsin (katılsın) ve bizim ile
onlar için faydalı neticeler versin." Ancak, Atatürk yabancı sermayenin sa-
hip olacağı statünün sınırlarını da bu açıklamalarırun devamında ifade
etmiştir. Söz konusu ifadesinde Atatifrk,"... ecnebi sermayesi müstesni bir
mevkie malikti, Devlet ve hükümet ecnebf sennayesinin Jan darmal ığından baş-
ka bir şey yapmamış tı r. Her yeni millet gibi Türkiye buna muvafakat edemez."
diyerek, yabancı sermayenin ayrıcalıklı bir yere sahip olamayaca ğını da
belirtmiştir. Konuşma metni için bkz. Ökçün, A. G., Türkiye iktisat Kong-
resi, Ankara 1968, s. 252-253.
Cumhuriyetin kurulmas ından sonraki yıllarda da, Türkiye'de yabancı
yatırımlar yapılmıştır. Hatta bazı alanlarda kendilerine tekel hakk ı dahi
verilmiştir. Bkz. Okçün, A. C., 1020-1930 Y ılları Aras ında Kurulan Türk
Anonim Ş irketlerinde Yabanc ı Sermaye, Ankara 1971, s.17 vd; yabancı ya-
tırımlara ili şkin hükümet politikaları hakkında bilgi için bkz. "Cumhu-
riyetin Kuruluşundan Günümüze izlenen Yabanc ı Sermaye Politikala-
n", (Haz. Dilek Emil), Hazine Dergisi (Cumhuriyetin 80. Y ılı Ozel Sayı -
sı), Ankara 2003, s. 109-119.
RC, 25.02.1930, 1433.
1 ila 9 sayıli Karamamelerde, konuya ilişkin bir hükme yer verilmemiş-
Ur. 10 say ıl ı Kararnameye (RG, 02.03.1933, S. 2342) ek olarak, 1444 sa-
yılı Kanunun 29'uncu maddesi uyarınca yayınlanmış bulunan "Kambi-
yo ihtiyaç üstesi"nin 5. maddesinde ilk defa yabana sermayeden bahse-
dilmektedir. Kararnameler boyutunda bu alanı düzenleyen ilk hüküm-
ler 11 sayılı Kararnaınenin (RG, 03.09.1934, S. 2793) 5. ve 29. maddele-
rinde yer almaktadır. Yabanc ı sermayenin teşviki yönünde Türk huku-
kundaki ilk hüküm ise 13 say ıh Kararnamenin (RG, 26.05.1947, S. 6615)
31. maddesidir (Erten, R., Doğrudan Yabana Yatırımlar Kanununun Türk
Yabancıları Hukuku Sistemi içindeki Yeri ve Rolü, Ankara 2005, s. 46-47).
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RiFAT ERTEN' İ N	 - 01.03.1950 tarih ve 5583 say ılı Hazinece Özel Teşebbüs-
TEBLi Ğİ lere Kefalet Edilmesine ve Döviz Taahbüdünde Bulunulmas ı-

na Dair Kanun. 9 Kanun, yabanc ı yatır ımcıya transfer garanti-
si vermiş ve kredi alan kuruluşlara borçlarını dövizle transfer
etmek imMnını sağlamıştır.

- 5821 sayılı Yabana Sermaye Yatınmlarını Teşvik Kanu-
nu" 1951 tarihli bu Kanun 5583 sayılı Kanunu ilga etmi ş ve
yabana yatu-ınıları teşvik eden daha geni ş ve sistematik hü-
kümler getirmiştir.

- 18.01.1954 tarih ve 6224 say ılı Yabancı Sermayeyi Teşvik
Kanunu» 5821 sayı l ı Kanun'un beklentileri kar şılayamama-
s ı nedeniyle, metni yabanc ı bir uznıana hazırlatılan Kanun,
2003 yılına kadar yürüı lükte kalrmştır. Kanun oldukça libe-
ral hükümler getirmekle birlikte, uygulamada yabanc ı yatı-
rımcılan ürküten tav ırlar sergilenn-ıiştir. 1980'den sonra, ka-
rar ve tebliğlerle Kanun'un uygulama usul ve esaslar ı yabancı
yatırımc ıları teşvik edecek şekilde belirlennıeye çal ı5 ılnuştır.12

- 05.06.2003 tarih ve 4875 sayıh DYYK3

RG, 04.03.1950, S. 7448.
10 RG, 09.08.1951, S. 7880.

RG, 23.01.1954, S. 8615.
12 OYYK'nın yürürlüğünden önceki dönemde, yabanc ı yabrımlar, kural

olarak 6224 sayıl ı Kanun'un yanında, 07.06.1995 tarih ve 95/6990 sayı -
li Yabanc ı Sermaye Çerçeve Kararı (YSÇK) (RG, 23.07.1995, S. 22352) ve
24.08.1995 tarih ve 2 say ı l ı Yabancı Sermaye Çerçeve Karar ı Hakkında
Tebliğin (Tebliğ} (RG, 24.081995, S. 22384) oluşturduğu hukuki çerçe-
vede yap ılmıştır. Tebliğin bazı maddeleri, 3 say ıl ı Tebliğ ile değiştiril-
miştir (RG, 27.06.1996, S. 22679). Bu döneme ili şkin değinilmesi gereken
önemli bir husus, baz ı sınırlama ve şartlann, 6224 sayıl ı Kanun'da yer
almamasına rağmen, ikinci] mevzuafla getirilmi ş olmas ıd ır.

13 RG, 17.06.2003, S. 24141. Bundan sonra metin içinde verilen madde nu-
maraları aksi belirtilmedikçe DYYK'ya aittir.
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Il. Doğrudan Yabanc ı Yatırımlar Kanunu	 R İ FAT ERTEN' İ N

A. Genel Olarak	
TEBLİĞİ

Anayasa'nın "Sosyal ve Ekonomik Haklar ve Ödevler" baş-
l ıkl ı üçüncü bölümü içinde yer alan 48. maddenin ilk fikras ı
"Herkes, dilediği alanda çalışma ve sözleş me hürriyetlerine sahip-
tir. Özel teşebbüsler kurmak serbesttir." hükmünü içermektedir.
Hükümde, yabanc ılara ilişkin olarak farkl ı bir hüküm getiril-
mediğine göre, yabancıların özel teşebbüsler kurmas ı konu-
sunda vatandaşlarla eşit olduğu sonucu ortaya çıkmaktad ır.
Kabul edilen bu eşitlik esası, Anayasa'rıın 16. maddesi uyarın-
ca, uluslararas ı hukuka uygun olarak kanunla s ınirlanabiir
veya şartlara bağlanabiir. A şağıda belirtileceği üzere DYYK,
birkaç istisna d ışında, yabancı yatırımcılara farklı bir yüküm-
lülük getirmemekte, aksine do ğrudan yabancı yatırımalara
yönelik taahhütleri içeren bir görünüm taşımaktad ır.

"Yürürlük" ve "Yürütme" başlıklı maddeler dAhil toplam
yedi maddeden olu şan DYYK, Türkiye'nin yabana yatırım-
lar konusunda anlay ış değişikliğini ifade etmek üzere haz ır-
lanmış ve yürürlüğe konulmuştur. Kanun'un genel gerekçe-
sinin son paragrafında bu husus şu şekilde ifade edilmi ştir:
"18.01.1954 tarihli ve 6224 say ı lı Yabancı Sermayeyi Teşvik Kanu-
nu yerine, Türkiye'deki yat ı nm ortam ın ın liberal niteliğini öne çı-
karan bir kanun haz ı rlanmış tı r. Zira bir ülkenin yatırım mevzuat ı,
o ülkenin uluslararas ı yatırımlara olan bakış açıs ın ı yans ı tmas ı ba-
kım ından önemlidir. Doğrudan yatırımlara ilişkin temel kanun ola-
rak dizayn edilen yeni "Doğrudan Yabanc ı Yatı nmlar Kanunu" ile
esas olarak, ülkemizin uluslararas ı yatınmlara yönelik eşitlikçi ve li-

beral yakla şım ı yans ı tzlmakta ve kanuna "yat ırımcıya açık ve anla-

şıl ır mesajlar veren" ve yatı rımcın ın değ işik mevzuatlar gereği sa-
hip olduğu haklar ve tiibi olduğu yükümlülükleri gösteren "yasal bir
rehber" niteliği kazand ırılmaktadır."

Kanun'un amacı, 1. maddesinde ayrıntılı bir şekilde ifa-
de edilmiştir. Buna göre, DYYK'nın amacı, "doğrudan yaban-
cı yatırımların özendirilmesine, yabancı yatı nmcı ların hakların ın
korunmas ı ile yatırım ve yatırımcı tan ımlarında uluslararas ı stan-
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RIFAT ERJEN'iN dartlara uyulmas ına, doğrudan yabancı yatırımları n gerçekleş tiril-
TEBli Ğİ mesinde izin ve onay sisteminin bilgilendinne sistemine dönüş tü-

rülmesine ve tespit edilen politikalar yoluyla doğrudan yabancı ya-
tırunlann art ırılmas ına ilişkin esasları düzenlemektir."

DYYK'nın m. 5(b) hükmü uyar ınca, uygulama esaslar ını
belirlemek üzere, Hazine Müste şarlığınca hazırlanan Doğru-
dan Yabana Yatır ımlar Kanunu Uygulama Yönetmeli ği [Yö-
netmelik] 2003 yılının Ağustos ayında yay ımlanarak yürürlü-
ğe konulmu5tur.14

B. Bilgilendirme Sistemi

DYYK'nın getirmiş olduğu en temel değişiklik, doğrudan
yabancı yatırımlarla ilgili olarak izin ve onay sisteminin kural
olarak terk edilmiş olmas ıdır. Bu nedenle, yabana yatırımcı-
ların Türkiye'de yapacağı yatırınıla ile ilgili daha önce Hazi-
ne Müsteşarlığı 'ndan alınmas ı gereken şirket kuruluş ve şube
açılış izni ile kurulu bir şirkete iştirak izni artık aranmamak-
tadır. Bunun yanında, yabanc ı yahrımın faaliyetlerine ili şkin,
sermaye yapısı ve faaliyet konusu değişiklilderinde izin alma
ve knozv-how, teknik yard ım vefranchise anlaşmalarının tesdili
zorunlulukları da kaldmlmıştır.

Buna karşıl ık izin alma yükümlülü ğü irtibat büroları için
halen devam etmektedir. irtibat bürolar ının kuruluşu ve faa-
liyetleri için eskiden olduğu gibi, Hazine Müsteşarlığı 'ndan
izin alınması gerekmektedir (m. 3(h)).

• Yeni düzenlemelerle izin ve onay sistemi yerine bilgilen-
dirme sistemi kabul edilmiştir. Bu kapsamda, gerekli bilgile-
rin temin edebilmesi amac ıyla Hazine Müsteşarlığı'na bazı
yetkiler verilirken, yabanc ı yatırımcılara ve ticaret sicil me-
murluklarına da bazı yükümlülükler getirilmiştir. Hazine
Müsteşarliğı 'nın bu kapsamdaki yetkileri ile şirket ve şubele-
rin yükümlülükleri, DYYK'nm m. 4/I1, 111 ve Yönetmeli ğin 4
ve 5. maddelerinde ayrmt ıh bir şekilde düzenlenmiştir.

RG, 20.08.2003,5.25205.
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Hazine Müsteşarlığı tarafından toplanacak bu bilgilerin R İ FAT ERTEW İ N

istatistik amaçları dışında kullanılması kanunla yasaklana- TE8IJĞİ

rak, yabancı yatırımcılara güvence sağlanmıştır (m. 4/111).

1. Müsteşarlığın Yetkileri

Hazine Müsteşarlığı, yatınmiara ilişkin bilgi sistenıini
kurmak ve geli ştirmek amacıyla, yabanc ı yatırırniarla ilgili is-
tatistiksel bilgileri, her türlü kamu kurum ve kurulu şları ile
özel kesim meslek kurulu şlarından istemeye yetkilidir (m. 4/
II).

Yönetmeliğin 4. maddesi, söz konusu bilgilerin alınması
usulüne ilişkin esaslar ı belirlemiştir. Buna göre Müsteşarl ık,
yapacağı veri paylaşım protokolleri veya başka usuller çerçe-
vesinde bu bilgileri, "Türkiye Cumhuriyet Merkez Bankas ı, Ser-
maye Piyasas ı Kurulu, Sanayi ve Ticaret Bakanlığı, Maliye Bakan-
lığı , Türkiye Odalar ve Borsalar Birliği, Ticaret Sicil Memurlukla-
ii baş ta olmak üzere, ilgili diğer kamu kurum ve kuruluşları, kamu
kurumu niteliğindeki meslek kurulu şları ve sivil toplum kurulu şla-
nndan" temin eder.15

2. Ticaret Sicili Memurluklarının Yükümlülükleri

Yönetmeliğin 4. maddesinin ikinci fıkrasmda, ticaret si-
cil memurluklarınca, yabancı yatırımlarla ilgili işlemlere iliş-
kin baz ı belgelerin Müste şarlığa gönderilmesi hüküm altına
almıştır. Buna göre,

- DYYK kapsamındaki şirket ve şubelerin kuruluş aşama-
sında ilgililerce doldurulacak "Şirket ve Şube Kuruluş Bildirim
Formu ve Dilek çesi "nin bir nüshas ının,

DYYK'nm 4. maddesinde Hazine Müsteşarhğı'na, başka önemli görev-
ler de verilmiştir. Buna göre Müsteşarlik, doğrudan yabanc ı yatırımla-
ra ilişkin politikalarm genel çerçevesini belirlemeye, bu amaçla di ğer
kuruluşların faaliyetlerine katılmaya yetkili kıl ınmıştır. Bunun yanın-
da, doğrudan yabancı yatırımları ilgilendiren mevzuatta yap ılacak de-
ğişiklik ve yeni mevzuat taslaklan hakkında Müsteşarhğm uygun görü-
şünün ahnacağı belirtilmi ştir (m. 4/1).
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R İ FAT ERTEN' İ N	 - Bu şirketlerin tescil ve ilana tAbi her türlü ana sözleşme
TEBLİĞİ değişikliklerinin bir nüshas ının,

- Bu şirketlerce ilgili Ticaret Sicil Memurlu ğuna iletilen
"Ortaklar Listesi" veya "Hazirun Cetveli"nin bir nüshas ının,

Hazine Müsteşarlığı'na gönderilmesi gerekmektedir.

3. Şirket ve Şubelerin Yükümlülükleri

DYYK'nm 4. maddesinin son fıkrasmda, yabancı yatı-
rımcılar tarafından, yatırımlan ile ilgili istatistiksel bilgilerin,
Müsteşarlığın belirleyeceği usul ve esaslara göre Müsteşarlı-
ğa bildirilmesi hüküm altına almınıştır. Yönetmeliğin 5. mad-
desi bu esas ve usulleri belirlemektedir.

Yönetmeliğe göre Müsteşarlığa verilmesi gereken bilgi-
ler, biri periyodik ve olağan, diğer ikisi gerçekleştikleri tak-
dirde verilmesi gereken bilgiler olmak üzere üç kalemde dü-
zenlenmiştir.

Buna göre, DYYK kapsamındaki şirket ve şubelerin, ser-
mayelerine ve faaliyetlerine ilişkin bilgileri, her y ıl en geç Ma-
yıs ayı sonuna kadar Müsteşarlığa bildirmeleri gerekmekte-
dir. Bunun için, Yönetmelik ekinde yer alan "Doğrudan Yaban-
c ı Yatı rımlar İçin Faaliyet Bilgi Formu"nun doldurarak Müste-
şarlığa iletihnelidir.

Olağan ve yıllık olarak verilen bu bilgiler dışında, DYYK
kapsamındaki şirketlerin

1. Sermaye hesabına yapılan ödemeler için Yönetmelik
ekinde yer alan "Doğrudan Yabanc ı Yatırımlar İçin Sermaye Bil-
gi Formu "nu, ödemeyi müteakip 1 ay içinde;

2. Yerli veya yabanc ı ortakların kendi aralar ındaki veya
şirket dışındaki herhangi bir yerli veya yabanc ı yatırımcıya
yaptıldan hisse devirlerine ilişkin bilgileri Yönetmelilc ekin-
de yer alan "Doğrudan Yabanc ı Yatı rı mlar İçin Hisse Devri Bilgi
Fonnu" çerçevesinde ve hisse devrinin gerçekle şmesini müte-
akip en geç 1 ay içinde
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vermeleri gerekmektedir.	 RIFAT ERTEN' İ N

Tamamen yerli sermaye ile kurulmuş olan Türk şirketle- 
TEBLJGI

ri DYYK kapsamı dışındadır. Ancak bu şirketler, hisse devri
veya sermaye art ırmıı suretiyle yabancı ortak alması halinde
DYYK kapsamına girer. Bu nedenle, bu şirketler de, hisse de-
virlerinin gerçekleşmesini müteakip bir ay içinde Do ğrudan
Yabanc ı Yatır ımlar İçin Hisse Devri Bilgi Formunu doldurup
Hazine Müsteşarlığı'na vermelidirler (Yönetmelilc m. 5/son).

C. Tanımlar

DYYK, "yabancı yatırı mcı" ve "doğrudan yabancı yatı rnn"
kavramlarmı modern anlayışa uygun olarak belirlemiştir.

1. Yabanc ı Yatırımcı
DYYK'da yabancı yatırımcmın genel bir tanımı yapılma-

mış, bunun yerine kimlerin yabanc ı yatırımcı olduğu belirtil-
miştir (m. 2(a)).

Önceki düzenlemede sadece yabanc ı bir ülkenin vatan-
daşı gerçek kişiler ile yabancı bir ülkenin kanunlarına göre
kurulan tüzel kişiler yabancı yatırımcı sayılmıştır. DYYK'ya
göre ise, yabanc ı bir ülkenin vatandaş liğma sahip olan ger-
çek kişiler yanında, yurt dışında ikamet eden Türk vatanda ş-
ları ile yabancı bir ülkenin kanunlarma göre kurulmu ş tüzel
kişiler ve uluslararası kuruluşlar da tanıma dahil edilmiştir.

Bu düzenleme sayesinde yurt d ışmda ikamet eden Türk
vatandaşları, yurt dışmda veya ülke içinde elde ettilderi ka-
zançlannı, Türkiye'de yabancı yatırım olarak kullanabilirler.

Yönetmelikte, yurt dışmda ikamet ettiğini çalışma veya
ikamet izni ile belgeleyen Türk vatandaşlarmın yabancı yatı-
rımcı olacağı ifade edilmiştir (Yönetmelik m. 10). Şu durum-
da, bu belgeler ibraz edildikten sonra, yurt d ışında ikamet
etme veya çalişma süresinin bir önemi kalmamaktad ır.
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RIFAT ERTEN'IN	 2. Doğrudan Yabanc ı Yatırım
TEBU ĞI 

DYYK'ya göre, doğrudan yabancı yatır ım kısaca, say ı-
lan kişiler tarafından; belirlenen ekonomik değerlerle yapılan
giri5imlerdir.16 Mevzuatta doğrudan yabancı yatınmın kay-
nağı konusunda genel bir tanım vermekten kaçmılnuştır. Bu-
nun yerine, yabancı yatırımm kaynağı olarak kabul edilebile-
cek değerler sınırlayıcı olmayan bir şekilde s ıralanmıştır (m.
2(b)). Modem anlayışa uygun olarak, sadece yurt d ışından
getirilen değil, yurt içinden elde edilen, fakat yurt d ışına çı-
kabilecek değerler de yabancı yatırımın kaynağı olarak kabul
edilmiştir. Bu anlayışa uygun olarak ikili bir ay ırım yap ılmış-
tır. Buna göre,

"Yurt dışından getirilen;

- Türkiye Cumhuriyet Merkez Bankas ı 'nca alım satım ı yap ı lan
konvertibl para şeklinde nakit sermaye,

- Şirket menkul k ıymetleri (devlet tahvilleri hariç),

- Makine ve teçhizat,

- S ınai ve fikri mülkiyet hakları,

Yurt içinden sağlanan;

-Yeniden yatı rımda kullan ılan kar, has ılat, para alacağı veya
mali değeri olan yatınmla ilgili diğer haklar,

- Doğal kaynakların aranması ve çıkarılmas ına ilişkin haklar
gibi iktisadi kıymetler" yabancı yatırınun kaynağı olarak kabul
edilmiştir. Hükümde kullanılan "gibi" ifadesi karşısında bun-
ların örnek olarak say ıldığı ve bu sayılanlar dışındaki değer-
lerin de yabancı yatırımın kaynağı kabul edilebileceğini söy-
lemek gerekir.

16 Doğrudan yabanc ı yatınmın faaliyet şekli hakkında bkz. aşağ . D.1.b.
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D. Yabancı Yatırımcılara Tanınan Haklar	 Rİ FAT ERTEN' İ N

DYYK nın 3. maddesinde yabanc ı yatırımcılara tanınan 
TEBli Ğİ

hak ve kolaylıklar tek tek belirtilmiştir.

1. Yatırım Serbestisi

a. Faaliyet Alanı

DYYK ve ilgili mevzuat, Türkiye'de faaliyette buluna-
cak yabancı yatırımcıların faaliyet alanı ile ilgili bir yasakla-
ma veya sınırlama getirmemiştir. Aksine 3. maddede geniş
bir serbesti kabul edilmiştir. Buna göre "Yabana yatırımcılar
tarajindan Türkiye'de doğrudan yabana yat ırım yap ılmas ı serbest-
tir." (m. 3(a)(1)). Bu itibarla yabanc ı yatırımcılar Türkiye'de
DYYK kapsamında her türlü faaliyette bulunabilirler.

DYYK, yabanc ı yatırımlar hakkında genel düzenlemeleri
içerdiğinden, yabanc ı yatırımcıların faaliyette bulunmak iste-
dikleri sektörle ilgili özel düzenlemelere de bak ılmas ı gerekir.
Özel düzenlemelerde yer alan yabanc ılarla ilgili esas ve usul-
ler özel hüküm olmas ı itibariyle öncelikle uygulanacaktır. Za-
ten, DYYK'nın 3. maddesinde, uluslararas ı anlaşmalar ve özel
kanuni düzenlemeler tarafından aksinin öngörülmemiş olma-
sı şartı aranmıştır.

b. Doğrudan Yabancı Yatırmun Şekli

Doğrudan yabancı yatırınun şekli konusunda da bir smır-
lama getirilmemiştir. Yabancı yatırımcı, yabancı yatırım sa-
yılan iktisadi değerler ile Türkiye'de yeni bir şirket kurabi-
1k veya şube açabilir ya da kurulu bir şirketin menkul kıymet
borsaları dışında hisselerini alarak i ştirak edebilir (m. 2(i)).
Kanundaki açıkça belirtilınese de, yabanc ı yabrımcı bir Türk
ortakla da şirket kurabilir.

Kanun, menkul kıymet borsalarından yapılan belli bir
orandaki veya nitelikteki hisse al ımlarını da kapsamına al-
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RIFAT ERTEN' İN mıştır. Buna göre menkul k ıymet borsalarmdan bir şirketin
TEBLi Ğİ hisselerinin en az %10'unun ya da bu oranda oy hakk ı sağ-

layan hisselerinin al ımı da DYYK kapsamında doğrudan ya-
bancı yatırım say ılmaktadır (m. 2(ü)).

Yabanc ı yatırımc ıların kuracağı şirket türlerine ilişkin
açıklayıcı hüküm Yönetmeliğin 9'uncu maddesinde yer al-
maktadır. Buna göre, yabancı yatırımc ılar, Türkiye'de, Türk
Ticaret Kanunu'nda yer alan şirket türlerinden (kolektif, ko-
mandit, limited, anonim) birini kurabilecekleri gibi, Borç-
lar Kanunu'na göre adi şirket de kurabilirler. Ikinci parag-
rafta, sözleşmeye dayalı olarak kurulan, ancak Türk Ticaret
Kanunu'ndaki şirketlerin belirgin niteliklerir ıi taşımayan or-
taklikların adi şirket sayılacağı belirtilerek Kanun'un kapsa-
mı geniş tutulmaya çalışılmış tır.

DYYK'dan önceki dönemde, yabanc ı yatırımcılar ın sade-
ce anonim veya limited şirket kurarak faaliyette bulunmalar ı-
na izin verilmişti. Aslında böyle bir şart 6224 sayılı Kanun'da
yer almamakla birlikte, tebliğle getirilmişti.

Önceki dönemde, yatırım yapacak yabanc ı yatırımcının
en az 50.000 ABD Dolar ı getirmesi; eğer iki yabancı yatır ım-
cı varsa, bunların getirmiş oldukları sermayenin, sahip olu-
nan oranlara bakılmaks ızın en az 100.000 ABD Dolan olma-
s ı şartı ararımıştı . Yeni düzenleme ile yabanc ı yatırımcının
Türkiye'de yatırım yapabilmesi için getirmesi gereken serma-
ye miktarına ilişkin böyle bir şart bulunmamaktad ır. Ancak,
yabancı yatır ımcının kuracağı şirketle ilgili iç hukuk kural-
larmın aradığı sermaye koşulunun yerine getirilmesi gerek-
mektedir.

2. Eşit Muamele (Ulusal, Milli Muamele)

Yeni düzenlemede de, yabanc ı yatırımcılar ın yerli ya-
tırımcılarla eşit muameleye tabi olacaklar ı belirtilmiştir (m.
3(a)(2)). E şit muamele ilkesinin baz ı istisnalar ı bulunmakta-
dır. ilki, doğrudan yabancı yatırımcıların bilgi verme yüküm-
lülüğüdür. İkinci olarak, aşağıda belirtileceği üzere, taşınmaz
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ve sınırlı ayni hak edinme konusunda yabanc ı sermayeli şir- R İ FAT ERJEN' İ N

ketler için farkl ı ilke ve esaslar kabul edilmi ştir. Bu istisna- İIBU Ğİ

ların dışında, yerli yatınmcılarm yararlanmış oldukları tüm
haklardan yabancı yatırımcılar da yararlanabileceklerdir. Ör-
neğin, yatırım teşviklerinden veya sübva ıısiyonlardan, şartla-
nm taşımaları halinde, yabancı yatırımcılar da yararlanabilir-
ler. Aksi bir davranış, yabancı yatırımcılar aleyhine haks ız re-
kabete neden olur.17

3. Kamulaştırma ve Devletle ştirme

Kamulaştırma ve devletleştirme durumunda ilgilile-
rin haklar ı Türk hukukuna göre zaten korunmakla birlikte,"

17 Doktrinde e şit muamele esasının, küçük ve orta ölçekli Türk i şletnıele-
rt açısından olumsuz sonuçlar doğurabileceği, doğrudan yabanc ı giri-
şimin niteli ğine göre bir ayırım yapılması gerektiği ifade edilmektedir.
Bu bağ lamda, "Türkiye'den ihracat yapacaksa, yapt ığı yatırım sayesinde is-
tihdam arta caksa, üretimi art ıracaksa veya yüksek teknolojinin yurda girmesi-
ni sağla yacaksa, bu gibi yat ırı mcı lara karsı tüm teşvik/erin herhangi bir k ısı tla-
ma olmaks ı z ı n Türk giriş imciler/e eş it koşullarda sağlanması gerekir. Yabancı
sermaye bufaydalardan hiçbirisini ta şım ı yorsa, Türkiye'de zaten üretimi bulu-
nan, teknolojinin gelişmiş olduğu bir alanda bir yat ırım yapmak istiyorsa, bu
gibi yatırımlara sağlanacak teşvik/erin, Türk girişimcilerin rekabet güçlerinin
dünya piyasalarında korunabilmesi adına, k ı s ı tlanmasrnda fayda" olabileceği
belirtilmektedir (bkz. Demir Gökyayla, C./Süral, C., "4875 say ı lı Doğ-
rudan Yabana Yatırımlar Kanunu ve Getirdiği Yenilikler", Dokuz Eylül
Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi, 2004, C. 6,5. 2, s. 141).

18 Türk Anayasas ı'ı-m-[ 46. maddesinde kamula ştırma, 47. maddesinin ilk
iki paragrafmda ise devletleştirme düzenlenmi ştir:

Madde 46: "Devlet ve kamu füze/ki şileri; kamu yararı n ın gerektirdiği hal-
lerde, gerçek karşı l ıkların ı peş in ödemek şartıyla, özel mülkiyette bulunan ta-
şınmaz malların tamam ı n ı veya bir kısm ın ı, kanunla gösterilen esas ve usulle-
re göre, kamulaştırmaya ve bunlar üzerinde idart irt ıfaklar kurmaya yetkilidir.

Kamulaş tırnıa bedeli ile kesin hükme bağlanan artırı m bedeli nakden ve pe-
ş in olarak ödenir. Ancak, tar ım reformunun uygulanması, büyük enerji ve su-
lama projeleri ile iskan projelerinin gerçekle ştirilmesi, yeni ormanların yetiş ti-
rilmesi, k ı yı /ann korunmas ı ve turizm amacıyla kamulaş tırı lan toprakların be-
del/erinin ödenme şekli kanunla gösterilir. Kanunun taksit/e ödemeyi öngöre-
bileceği bu hallerde, taksitlendirme süresi beş yı lı aşamaz; bu takdirde taksit-
ler eşit olarak ödenir.

Kamu/ü ş tırı lan topraktan, o toprağı doğrudan doğruya iş leten küçük çiftçi-
ye ait olanlar ın ı n bedeli, her halde peşin ödenir.

İkinci jikrada öngörülen faks it lendinnelerde ve herhangi bir sebeple öden-
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RIFAT ERTENIN DYYK'da da bu hakka yer verilmekle, bu husus teyit edil-
TEBLİĞİ mektedir (m. 3(b)). Kanuna göre, yabanc ı yatırımların kamu-

laştırılması ve devletleştirilmesi üç şarta bağlı olarak müm-
kündür. Bu şartlar şunlardır:

1. Kamulaştırma veya devletle ştirme mevzuata uygun
gerçekleştirilecek,

2. Kamulaştırma veya devletleştirme kamu yaran gerek-
leri ile yap ılacak ve

3. Kamulaştırılan veya devletleştirilen işletmelerin karşı-
lıkları ödenecektir.

4. Transferler

Doğrudan yabanc ı yatınmiarla ilgili politikalar üretilir-
ken en önemli kö şe taşlarından birisi transferlerdir. DYYK'da
da, önceki düzenlemede oldu ğu gibi elde edilen net değerle-
rin transfer edilebilece ği taahhüt edilmiştir. Buna göre, "Ya-
bancı yatırımcıların Türkiye'deki faaliyet ve i şlemlerinden doğan
net kür, temettü, satış, tasfiye ve tazminat bedelleri, lisans, yönetim
ve benzeri anlaşmalar karşı lığında ödenecek meblağlar ile dış kredi
anapara ve faiz ödemeleri, bankalar veya özel finans kurumlar ı ara-
cılığıyla yurt dışına serbestçe transfer edilebilir." (m. 3(c)). önce-
ki düzenlemeden tek fark, bankalar yanında özel finans ku-
rumlan arac ılığıyla da belirtilen değerlerin transferine müsa-
ade edilmi ş olmasıdır.

5. Taşınmaz Edinimi

Yabancı yatırımcıların yapmış oldukları yatırımlar do-
layısıyla Türkiye'de taşınmaz ediıımeleri mümkün değil-

memiş kamulaş tırma bedellerinde kamu alacak/an için öngorulen en yüksek
faiz uygulan ı r."

Madde 47: "Kamu hizmeti niteliği taşıyan özel teşebbüs/er, kamu yaran-
n ı n zorunlu kı ldığı hallerde devletleş tirilebilir.

Devletleş tinne gerçek karşı lığı üzerinden yapı lır. Gerçek karşı lığın hesap-
lan ına tarzı ve usulleri kanunla dijzenlenir,"
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dir. Yabancı yatırımcılar ancak, genel hükümler çerçevesin- RIFAT ERTEN' İ N

de Türkiye'de taşınmaz edinebilirler. Ancak, bunun istisnas ı- TEBLİĞİ

nı, Türk vatandaşlar ı teşkil eder. Zira yukarıda da belirtildi-
ği üzere, belli durumlarda Türk vatanda şları da yabanc ı yatı-
rımcı statüsünde Türkiye'de yatırım yapabilirler.

DYYK'nın orijinal halinde, 3. maddenin (d) bendine göre,
yabanc ı yatırımcıların Türkiye'de kurdukları veya iştirak et-
tikleri tüzel kişiliğe sahip şirketlerin, Türk vatandaşlarının ta-
şınmaz edinimine aç ık olan bölgelerde taşınmaz veya s ınır-
lı ayni hak edinmeleri serbest b ırakılmıştır. Aslında bu şirket-
ler Türk hukukuna göre kurulmaları ve idare merkezlerinin
Türkiye'de bulunmas ı nedeniyle Türk tAbüyetini ta şıyan şir-
ketlerdir. Böyle bir düzenleme olmasa dahi, yine ayn ı serbes-
tinin var olduğu sonucu çıkmasına rağmen, DYYK'nın ilk ha-
linde, doğrudan yabancı yatırımlar konusunda Türkiye'nin
olumlu yaklaşımını göstermek amac ıyla böyle bir hüküm
sevk edilmiştir.

Anayasa Mahkemesi, söz konusu hükmü, Anayasa'ya
aykırı bularak iptal etmiştir.19 Anayasa Mahkemesi'ne göre,
yabancı yatırımcılarm taşınmaz mülkiyeti ve sınırlı ayni hak
edinmelerine ili şkin yasal düzenlemede, taşınmazın ve/veya
sınırl ı ayni hakkın (1) iktisap amac ı, (2) kullanım şekli ve (3)
devrine ilişkin usul ve esasların belirtilmemesi Anayasa'n ın
2. maddesine aykırı görülmüştür.20 Yukarıda da belirtildi-

An. Mah., K.T. 11.03.2008, E. 2003/71, K. 2008/79; Karar metni için bkz.
RG, 16.04.2008, S. 26849.

20 "Hukuk devletinin ... işlevlerinin yaşama geçirilebilmesi bağlamında milli eko-
nominin ulusal çıkarlar doğrultusunda düzenlenebilmesi için yabana yat ırım-
alann edineceği taşınmaz mülkiyeti ve sı n ırlı aynf hakların iktisap amacı, kul-
lan ım şekli ve devrine ilişkin esas ve usullerin Yasada belirlenmesi gerekirken
bu yönde hiçbir düzenleme yap ılmaması belirsizliklere yol açmakta ve yabancı
yatırı mcılara sn ı rsız bir şekilde taşınmaz mülkiyeti ve s ı n ırlı ayni hak edinme
olanağı tanımaktadı r.

Açıklanan nedenlerle kural, Anayasan ın 2. maddesine aykrnd ır; iptali ge-
rekir."

Karar, 11 üyenin 6'smm kabulüyle al ınmıştır. Diğer beş üye, çoğun-
luk görüşüne katılmamış ve katılmama gerekçelerini, karşı oylarında
detaylı bir şekilde belirtrnişlerdir.
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RiFAT ERTEN'iN ği üzere, yabanc ı yatınmcınm, -eğer Türk tahiiyetinde değil-
TEBLIĞI se- Türkiye'de taşınmaz ediıımesi, genel düzenlemelere göre

mümkündür. iptal edilen hüküm ise, yabanc ı yatınmcıların
değil, yabancı yatırımcılar ın ortağı olduğu Türk şirketlerinin
Türkiye'de taşınmaz veya sinirli ayni hak edinmelerinidü-
zenlen-tiştir. Anayasa Mahkemesi, vermiş olduğu iptal kara-
rında, şirketin yabancı veya yerli olmas ı ayrımını değil, kont-
rol sistemini dikkate almıştır.

Anayasa Mahkemesi, iptal nedeniyle do ğacak hukuksal
boşluğu, kamu yarannı ihlal edici nitelikte gördüğünden, ip-
tal hükmünün, kararın Resmt Gazete'de yayımlanmasından
başlayarak altı ay sonra yürürlü ğe girmesini oybirliğiyle ka-
rarlaştırnuştır. Konu, 03.07.2008 tarih ve 5782 say ılı Kanun'la,
Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde yeniden düzenlennıiştir.
Tapu Kanunu'nun 36. maddesinin son fıkrasında, ilgili ba-
kanlıkların görüşünün alınmas ını müteakip Hazine Müste-
şarlığı, İçişleri Bakanl ığı, Bayındırlık ve iskan Bakanl ığı ile
Milli Savunma Bakanlığı tarafından, maddenin uygulanmas ı-
na ilişkin usul ve esasları düzenleyen bir yönetmeli ğin hazır-
lanacağı hükme bağlanmıştır!'

Tapu Kanunu m. 36'nın ilk fıkrasına göre, yabanc ı yatı-
nmcılarm Türkiye'de kurdukları veya iştirak ettikleri tüzel
kişiliğe sahip şirketler, ana sözleşmelerinde belirtilen faaliyet ko-
nularini 22 yürütmek üzere taşınmaz mülkiyeti veya s ınırlı ayni

Bu bağlamda, haz ırlanan "Yabana Sermayeli Şirket/erin Taşınmaz Edi-
nimine ilişkin Yönetnıelik" [Taşınmaz Edinimine ilişkin Yönetmelik],
12.11.2008 tarih ve 27052 say ı lı Resmf Gazete'de yay ımlanarak yürürlüğe
girmiştir. Aynca, konuya ili şkin olarak, Tapu Kadastro Genel Müdür-
lüğü Yabancı işler Dairesi Başkanlığı'n ın 20.11.2008 tarihli "Yabana Ser-
maye/i Şirket/erin Taşrnnıaz ve S ın ırlı Aynt Hak Edininti" konulu Genelgesi
(Genelge 1668-2008/13) için bkz. <http://www.tkgm.gov.tr/ana.php?
Sayfa=icerikanaSrICiD=2£zDİD=205>, (15.08.2009).
Anayasa Mahkemesi'nin iptal kararında belirtilen eksiklikleri gidermek
için, yabanc ı sermayeli şirketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet ko-
nularını yürütmek üzere taşınmaz ve sinirli ayni hak edinebilece ğ i şar-
tı getirilmiştir. Yürürlükteki Türk Ticaret Kanunu'nun 137. maddesin-
de, u/tra vıres ilkesi benimsenmiş olup, buna göre "ticaret şirket/erinin eh-
liyeti, esas sözle şme/erinde belirti/en iş/etme mevzuu çevresi ile sın ırlanmış-
tır; bunlar dışında kalan iş lemler ise, ş irketin hak ehliyeti dışında ve bu nedenle
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hak edinebiir ve kullanabilirler. Aynı fıkra hükmüne göre, RiFAT ERJEN' İ N

yabancı sermayeli şirketin elde etti ği taşınmazi başka bir ya- TEBLI Ğ I

bana sermayeli şirkete devretmesi ya da ta şınmaz sahibi yer-
li sermayeli bir şirketin hisse devri yoluyla yabanc ı sermayeli
hale gelmesi halinde de ayn ı esas geçerli olacaktır.

Madde 36/II'de, ta şmmazın bulunduğu yere göre izin
verecek makamlar da belirtilmi ştir. Buna göre, bu şirketle-
rin askeri yasak bölgeler, güvenlik bölgeleri ve Askeri Ya-
sak Bölgeler ve Güvenlik Bölgeleri Kanunu'nun 28. madde-
si çerçevesinde belirlenen stratejik bölgelerdeki ta şınmaz edi-
nimleri, Genel Kurmay Başkanlığı 'nın ya da yetkilendirece-
ği komutanlıkların, özel güvenlik bölgelerindeki taşınmaz
edinimleri ise ta şmmazın bulunduğu yerdeki valiliğin izni-
ne tabidir. Ancak, Taşınmaz Edininiine ilişkin Yönetmeli-
ğe bakıldığında, usulün biraz farkl ı düzenlendiği görülmek-
tedir. Söz konusu Yönetmeli ğin 5. maddesinde, talebin, iste-
nen bilgi ve belgelerleB valiliğe yapılacağı ve valiliğin de ta-
lebin şirketin faaliyet konusu içinde olup olmad ığını sana-
yi ve ticaret il müdürlüğünden; taşınmazm askeri yasak böl-
ge, askeri güvenlik bölgesi veya stratejik bölgede kahp kal-
madığını Genel Kurmay Başkanlığı'ndan veya Genel Kur-
may Başkanlığı 'nın yetkilendireceği komutanlıklardan; taşın-

yok hükmünde sayı lmaktad ırlar." (Yıld ı z, B., "İTİC Tasar ıs ı 'nda Şirketlerin
Ehliyeti ve Bu Ba ğlamda İTK m. 137 Hükmündeki "Ultra Vires" Sm ır-
lamasmın Yerindeliğinin Değerlendirilmesi", Ankara Universitesi Hukuk
Fakültesi Dergisi, 2006, C. 55, S. 1, s. 322). Doktrinde çe ş itli açılardan eleş-
tirilen (bkz. Y ıldız, s. 323 vd.) bu ilkeye TTK Tasar ısı'nda yer verilme-
miştir. Llltra vires ilkesi hakkında bilgi için bkz. Yıldız, B., "AT ve Ingiliz
Hukuk Sistemlerinde Şirketlerin Ehliyeti ('Ultra Vires' ilkesi)", Banka ve
Ticaret Hukuku Vergisi, 2006, C. 23, S. 3, s. 185-206; Yıldız, B., "Şirketlerin
Ehliyetine ilişkin Olarak Özellik Arz Eden Baz ı Hukuki iş lem ve Sözleş-
rneler", Ankara Barosu Dergisi, 2006, S. 2, s. 55-86.

Şu halde, Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde ortaya konan ana söz-
leşmede belirtilen faaliyet konular ı kıstas pozitif düzenlemeler açısından
yabancı ya da yerli sermayeli ayınmı yapılmaks ızm tüm ticaret şirketle-
ri için zaten aranan bir şarttır. Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde belir-
tilen bu şart, ultra vires ilkesine yer vermeyen ITK Tasar ıs ı'nın kanım-
laşması halinde önem ta şıyacaktır.
istenen bilgi ve belgeler için bkz. Taşmmaz Edinimine ilişkin Yönetme-
lik m 4.
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RiFAT ERTEN'iN mazın özel güvenlik bölgesinde kal ıp kalmadığını ise, Emni-
JEBEi Ğİ yet Genel Müdürlüğü'nden soracağı hükme bağlanmıştır. Bu

bölgelerden hiçbirine girmeyen ta şınmaz mülkiyeti edinim
talebi, şirketin faaliyet konusuna ili şkin olarak sanayi ve tica-
ret il müdürlüğünden gelecek görüş çerçevesinde valilik ta-
rafından sonuçland ırılır (Taşınmaz Edinimine ilişkin Yönet-
melik m. 6); görüldüğü üzere m. 6'da hassas bölgelere girme-
yen alanlara ilişkin taleplerin değerlendirilmesinde ülke gü-
venliği kıstasına yer verilmemi ştir (krş. Tapu Kanunu m. 36/
11, son c.). Askeri yasak bölge, güvenlik bölgeleri veya strate-
jik bölgeler içinde kalan taşınmazlarla ilgili olarak valilik, Ge-
nel Kurmay Başkanlığı 'nın veya yetkilendireceği komutanlık-
ların görüşleri uyarınca karar verir (Taşınmaz Edinimine iliş-
kin Yönetmelik m. 7(1)). Askeri makamlar konuyu, ülke gü-
vendiği açısından değerlendirerek görüş bildireceklerdir. Va-
lilik, askeri makamların görüşü olumlu olsa bile, talebin şir-
ketin faaliyet konusuna uygun olup olmadığı yönünde değer-
lendirme yapmak durumundadır. Uygulamada askeri ma-
kamlarm olumsuz görüş bildirmeleri halinde, valiliğin tale-
bi reddettiği görülmektedir. Edinimi talep edilen ta şınmazm
özel güvenlik bölgesi içinde kalmas ı halinde valilik bünyesin-
de bu amaçla oluşturulan komisyon, 24 talebi ülke güvenliği ve
şirketin faaliyet konusu çerçevesinde değerlendirerek sonuç-
land ıracaktır.

Sınırlı ayni hak edinimiyle ilgili daha basit bir süreç ka-
bul edilmiştir. Taşınmaz Ediriimine ilişkin Yönetmeliğin 9.
maddesine göre, yap ılan başvuru üzerine valilik, talebin şir-
ketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konusu çerçeve-
sinde olup olmadığım sanayi ve ticaret il müdürlü ğünden ta-

24 Komisyonun oluşumu, çalışma usulü ve esaslar ı Yönetmeliğin 10.
maddesinde belirtilmiştir. Buna göre komisyon, ilgili kadastro müdür-
lüğünün, defterdarliğm, sanayi ve ticaret il müdürlüğünün, il emniyet
müdürlüğünün, garnizon komutanl ığının yetkili temsilcilerinden olu ş-
maktadır. Görüldüğü üzere, oluşturulacak komisyonda, Yönetmeli ğin
5. maddesi uyarınca kendilerinden bilgi istenecek resmi makamlarm
temsilcileri de yer almaktad ı r.
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lep eder. Valilik, gelecek cevaba göre talebi karara RIFAT ERTEN' İ N

bağlayacaktır?5	 TEBLi Ğİ

Tapu Kanunu'nun 36. maddesinin üçüncü fıkrasın-
da, kanun hükümlerine aykırı edinildiği veya kullanıldı-
ğı tespit edilen ta şınmazların ve sınırli ayni hakların, Maliye
Bakanlığı'nca verilecek süre içerisinde maliki taraf ından tasfi-
ye edilmediği takdirde, tasfiye edilerek bedele çevrilece ği ve
bedelin hak sahibine ödeneceği ifade edilmiştir. Buna ilişkin
usul ve esaslar ise Taşınmaz Edinmine ilişkin Yönetmeliğin
13 ve 14. madde hükümlerinde detayli bir şekilde hükme bağ-
lanmıştır.

Hukuki çerçevesini çok genel bir şekilde çizdiğiniiz bu
konuya ayrıntılı olarak değinilmeyecek olmakla birlikte26
bazı noktaların belirtilmesinde fayda bulunmaktad ır. Ilk ola-
rak, taşınmazm say ılan hassas bölgelerde olmas ı hali, tek ba-
şına talebin reddi nedeni değildir; bunun yanında, taşmma-
zın ediniminin, yetkili kılınan kurumlarca ülke güvenliği aç ı-
sından sakıncalı bulunması veya şirketin faaliyet konusu için-
de olmamas ı gerekmektedir. Değinilmesi gereken ikinci bir
husus ise, Taşınmaz Edinimine ilişkin Yönetmeliğin, Tapu
Kanunu m. 36'nın kapsanııru genişletmiş olduğudur. Mad-
de 36'mn birinci fıkrasmda, yabanc ı sermayeli şirketin taşın-
maz edinmesine ilişkin esaslar belirlenmi ş ve yabancı serma-
yeli şirket elinde bulunan taşınmazların başka bir yabancı ser-
mayeli şirkete devri ile taşınmaz maliki yerli sermayeli bir şir-
ketin hisse devri yoluyla yabanc ı sermayeli bir şirket haline
gelmesi durumunda da ayn ı esaslann geçerli olacağı hükme
bağlanmıştır. Yönetmelikte bu hususların yanı sıra, yabancı
sermayeli bir şirkete yeni yabancı ortağın iştirak etmesi halin-
de de durumuh değerlendirilmesi ve karara bağlanması gere-
ğini ortaya koyan hükümler getirilmiştir (Taşmmaz Edinimi-

Yabancılar lehine taşınmaz mal üzerinde rehin hakkı tesis edilmesi için
Tapu Kanunu m. 35'de bir s ınırlama getirilmemiştir. Buna karşılik Ta-
şınmaz Edininıine İlişkin Yönetmelik'te yabancı serınayeli Türk şirket-
leri aleyhine neden böyle bir ayr ım yapıldığı anlaşilamamaktad ır.
Konuya ilişkin detayli bilgi için bkz. aşağ . Prof. Dr. Fügen Sargm' ın tel>
ligi.
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RIFAT ERTEN'IN ne ilişkin Yönetmeljk m. 12). Bu düzenlemeler, baz ı devletle-
TEBli Ği rin tabiiyetini taşıyan kişilerin ortağı olduğu Türk şirketleri-

nin farkl ı muameleye tabi tutulabilmesine imkan sağlamak-
tadır. Böyle bir sonuç, Türkiye aç ısından, tarafı olduğu iki ta-
raflı uluslararası sözleşmeler düşünüldüğünde bazı s ıkıntılar
doğurabilir.

Son olarak, a şağıda belirtileceği üzere, DYYK m.
5(d)'de, DYYK hükümlerinde yap ılacak değişiklilderin, an-
cak DYYK'ya hüküm eklenmek veya DYYK'da değişiklik
yapılmak suretiyle düzenlenece ği hüküm altına al ınmıştır.
Bu hükme rağmen, yabancı sermayeli şirketlerin taşınmaz
ve sınırlı ayni hak edinnıelerine ilişkin düzenlemenin Tapu
Kanunu'nda yer almas ı, anayasal anlamda bir sakınca doğur-
mamaikla birlikte, kanun koyucunun, öncesinde yapm ış oldu-
ğu taabhüde riayet etmemiş olmas ı eleştiriye aç ıktır.

Sonuç olarak, Tapu Kanunu m. 36 ve ilgili Yönetmeli ğin
yabanc ı sermayeli şirketlerin taşınmaz ve sınırlı ayni hak edi-
nimi konusunda izin ve denetim sistemi getirdi ğini söyleye-
biliriz.

DYYK'n ın yürürlükten kald ırılan hükmünde olduğu
gibi, Tapu Kanunu m. 36'da da yabanc ı yatır ımcıların açmış
olduklan şubelerin taşınmaz veya sınırlı ayni hak edinmeleri-
ne ilişkin hükünı lere yer verilmemi ştir.

6. Uyuşmazlıklar ın Çözümü

1999 yılından evvel, Türkiye'nin devlet olarak taraf oldu-
ğu sözleşmelerden doğan uyu şmazlıklar için tahkim yoluna
gidilebilmesi birtakım anayasal engellerle karşılaşnuştır. Her
şeyden evvel, Anayasa hükmü gere ği imtiyaz sözleşmelerini
incelemekle yükümlü olan Danıştay tahkim şartım kabul et-
memiştir. Bunun doğal sonucu olarak da, imtiyaz sözle şmele-
ri kapsamında yeteri kadar yabanc ı yatırım gelmemiştir.

13.08.1999 tarih ve 4446 say ı lı Türkiye Cumhuriyeti Ana-
yasasının Bazı Maddelerinde Değişiklik Yapılmas ına İlişkin
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Kanun'1a27 getirilen değişikliklerle, devletin taraf olduğu baz ı RiFAJ ERTEN' İ N

anlaşmalarda uluslararas ı tahkime gidebilme imkanı geliri!- TEBUĞİ

miştir. Söz konusu değişikliği getiren Kanun'un 2. maddesi
ile Anayasa'rıın 125. maddesinin ilk fıkras ına "Kamu hizmet-
leri ile ilgili imtiyaz şartlaşma ve sözleşmelerinde bunlardan doğan
uyu ş mazl ıkların millf veya milletleraras ı tahkim yoluyla çözülmesi
öngörülebilir. Milletleraras ı tahkime ancak yabanc ıl ık unsuru taşı-
yan uyu şmazlıklar için gidilebilir." hükmü eklenmi ş ve 3. mad-
desi ile Anayasa'nın 155. maddesinin ikinci fıkrası "Danış tay,

kamu hizmetleri ile ilgili imtiyaz şartla şma ve sözleşmeleri hak-
kında iki ay içinde düşüncesini bildirmek. ... .idari uyu şmazlıkları
çözmek ve kanunla gösterilen diğer işleri yapmakla görevlidir." şek-
linde değiştirilmiştir.

Söz konusu hükü ınler karşısında devletin taraf olduğu
yabanc ı unsurlu sözleşmeler için tahkim kaydının konulabil-
mesi mümkün olmu ştur. Danıştay' ın kamu hizmetleri ile il-
gili imtiyaz şartlaşma ve sözleşmeleri ile ilgili tahkim kayd ı-
nı olumsuz değerlendirmesinin anayasal dayanağı ortadan
kalktığından, "inceleme" yapma yetkisi "düş üncesini bildirmek"
şeklinde değiştirilmiştir. Uygulamada yine de, Danıştay' ın
konuya ilişkin görüşlerinin, imtiyaz sözleşmeleri akdedilir-
ken dikkate alindığmı ve söz konusu sözleşmelerin bu görüş-
ler doğrultusunda imzalandığını ifade etmek gerekir.

DYYK'da da uyuşmazlıkların çözüm yöntemine ili şkin
düzenleme getirilnıiştir. Buna göre, "Özel hukuka tabi olan yat ı-
rım sözleşmelerinden kaynaklanan uyu şmazl ıkların çözümü ile ya-
bancı yatı rı mcıları n idare ile yapt ıkları kamu hizmeti imtiyaz şart-
laşma ve sözleş melerinden kaynaklanan yat ı rım uyu şmazl ıkların ın
çözümlenmesi için; görevli ve yetkili mahkemelerin yan ı s ıra, ilgili
mevzuatta yer alan ko şulların oluşmas ı ve tarafların anlaşmas ı kay-
dıyla, milli veya milletleraras ı tahkim ya da diğer uyu şmazl ık çö-
züm yollar ına başvurulabilinir." (m. 3(e)).

Kanun, özellikle imtiyaz sözleşmelerine ilişkin çözüm
yöntemini genişleterek, sözleşme tarafı idareyi rahatlatacak

27 kG, 14.08.1999, S. 23786.
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R İ FAT ERTENIN bir hüküm sevk etmiştir. Şöyle ki, Anayasa'rıın 125. maddesi-
TEBLi Ği nin ilk fıkrası ile 4501 sayılı Kanunu uyuşmazlık çözüm yön-

temi olarak sadece tahkimden bahsetmesine karşılık, söz ko-
nusu hüküm tahkim dışındaki alternatif uyuşmazlık çözüm
yöntemlerine başvurulabilmesine de imkan tanımaktad ır.
Böylece taraflar, tahkim yolunu öngörmeksizin veya tahkim
yoluna başvurulmasından evvel bir ön koşul olarak uzlaştır-
ma yöntemini aralarında yapacaklar ı imtiyaz sözleşmesinde
öngörebilurler.

Anayasa Mahkemesi'ne aç ılan iptal davasında, davacı bu
benclin iptalini de talep etmi ştir.

Davacı, Anayasa'mn 125. maddesinde, sadece kamu hiz-
metleri ile ilgili imtiyaz şarfiaşma ve sözleşmelerinde, bun-
lardan doğan uyuşmazlıkların milli veya milletlerarası tah-
kim yoluyla çözümünün düzenlendiğini, oysa iptali istenen
bend hükmünde, idare ile yatırımc ı arasındaki özel hukuka
tabi yatırım sözleşmelerinin de kapsama ahndığmı ve bu yüz-
den bendin Anayasa'nm 125, 2 ve 11. maddelerine ayk ırı ol-
duğunu iddia etmiştir. Anayasa Mahkemesi ise, tahkim an-
laşmasının tarafların ihtiyarında olduğunu ve mevcut mev-
zuat çerçevesinde yap ılabileceğini, Anayasa'nın hiçbir hük-
münde, özel hukuka tabi yat ırım uyuşmazhkları için tahki-
me başvurulmasırun engellenmediğini ifade ederek iptal tale-
binin reddine karar verm4tir. 29 Anayasa Mahkemesi, kararın-

21.01.2000 tarih ve 4501 sayılı Kamu Hizmetleri ile İlgili imtiyaz Şart-
laşma ve Sözleşmelerinden Do ğan Uyu şmazliklarda Tahkim Yolu-
na Başvurulması Halinde Uyulmas ı Gereken ilkelere Dair Kanun, RG,
22.01.2000, S. 23941.
Hükmün iptali talebi oy çoklu ğuyla reddedilmiş; bir üye muhalif kal-
mıştır. Azlı k oyunda, çoğunluğun görüşüne katılmama gerekçesi şu şe-
kilde belirtilmi ştir:

iptali istenen kuralla özel hukuka tabi yatırı m sözleşmelerinden kay-
naklanan uyu şmazhkların çözümü yönünden yargı yolunun ve doğal yargıç
ilkesinin tarafların anlaşmasıyla sınırlanmasma neden olunmaktadır. Ayrı ca
yetkin temyiz incelemesi hak arama özgürlü ğünün doğal bir sonucu olduğun-
dan, hak arama özgürlüğünün boyutu ve kapsam ın ın bu nedenle de daraltıla-
mayacağı kuşkusuzdur. Dahas ı yargı yerlerinin ve yargı yolunun, bireylerin
istençleriyle tamamen silinmesinin anayasal ilkelerle örtüşmesi olanaks ızdı r.

Açıklanan nedenlerle 4875 sayılı Kanun'un 3. maddesinin (e) bendi bu
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da, ayrıca bend hükmünün Anayasa'mn 2 ve 11. maddesiyle RIFAT ERTEN İ N

bir ilgisinin görülmediğini de belirtmi ştir.	 JEBUG İ

7. Nakit D ışı Sermayenin Değer Tespiti

DYYK, sermaye olarak konulan nakit d ışı değerlerin na-
sıl hesaplanaca ğını da hükme bağlam.ıştır. Buna göre, nakit
dışı sermayenin değer tespiti Türk Ticaret Kanunu hükümle-
rine göre yap ılacaktır. Yabancı ülkelerde kurulu bulunan şir-
ketlerin menkul kıymetlerinin sermaye olarak konması halin-
de, bunlarm değer tespiti için menşe ülke mevzuatma göre
değer tespitine yetkili makamların veya merışe ülke mahke-
melerince tespit edilecek bilirki şilerin ya da uluslararas ı de-
ğerlendirme kurulu şlarının değerlendirmeleri esas alınacak-
tır (m. 3(f), 2. c.). DYYK'nm kabulünden önce, nakit d ışı ser-
mayenin değer tespiti idare tarafından atanan eksperler tara-
fından yap ılrnaktayd ı .30

Anayasa Mahkemesi'ne yapılan iptal başvurusunda,
DYYK'nın m. 3(4'nin ikinci cümlesinin de Anayasa'ya ayk ırı
olduğu iddia edilmiştir. Davacı, "yabana ülkelerde kurulu bulu-
nan şirketlerin menkul k ıymetlerinin yatırım aracı olarak kullan ıl-
mas ı halinde, bunların değerlendirmelerinin menşe ülke mevzuatı-
na göre değer tespitine yetkili makamların veya menşe ülke mahke-
melerince tespit edilecek bilirkişilerin ya da uluslararas ı değerlen-
dirme kurulu şları n ın değerlendirmelerinin esas almmas ı suretiy-
le yapı lmas ın ın, Türk mahkemelerinin ve hakimlerin bağıms ızlığı-
n ı zedeleyeceği; hakimlerin uygun gördükleri kişileri bilirkişi ola-
rak seçememeleri ve verecekleri kararda dava konusu (0 bendinde
tan ı mlanan makam, bilirkişi ya da uluslararas ı değerlendirme ku-
ruluşlarzn ı n değerlendirmelerini esas almak zorunda b ı rakılmalarz-
n ın Anayasa'n ın 6, 9 ve 138. maddelerine" aykırı olacağını ileri
sürmüştür.

yönden Anayasa'nrn 9., 16., 13., 36., 37. ve 125. nuuhielerine aykındır. İpta-
11 gerekir......

3° Tebliğ in. 10.
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RIFAT ERTENIN	 Anayasa Mahkemesi, söz konusu yabanc ı makamlar-
TEBtJ Ğİ ca yapılacak değer tespit ve değerlendirmelerin, Türk mah-

kemelerini bağlamayacağını ifade ederek, talebi oy birliğiy-
le reddetmiştir.

8. Yabanc ı Personel istihdam ı
Türkiye'de yabanc ı personelin istihdamı genel olarak

4817 sayıh Yabancılann Çal ışma izinleri Hakkında Kanun31
ve bu Kanunun Uygulama Yönetmeli ği'nde" düzenlenmiştir.
Mevzuatta bu genel düzenlemenin istisnalar ı da bulunmak-
tad ır. Bazı doğrudan yabanc ı yatırımlarda çalıştırılacak kilit
personelin istihdamı bu istisnalardan biridir.

DYYK'da yabancı sermayeli kurulu şlarda yabancı per-
sonel çalıştırma ile ilgili yeni düzenlemeler getirilmiştir (m.
3(g)). Buna göre, özellik arz eden yabanc ı doğrudan yat ırı mlarda
ve irtibat bürolannda kilit personel niteli ğini haiz yabancı uy-
ruklu personel çahştırılabilmesi mümkündür.

Önceki uygulamadan farklı olarak, bu personelin izin-
leri artık Hazine Müsteşarlığı'ndan değil, Çalışma ve Sosyal
Güvenlik Bakanlığı'ndan alınmas ı gerekmektedir. DYYK'dan
önce, yabancı sermayeli kurulu şta çalışacak olsun olmasın
tüm yabancıların çalışma izinleri, Hazine Müsteşarlığı Yaban-
cı Sermaye Genel Müdürlüğü'nden verilmiştir.

Konuya ilişkin usul ve esaslar, Kanun hükmü gere ği Hazi-
ne Müsteşarlığı ile Çalışma ve Sosyal Güvenlik Bakanl ığı'nın
birlikte hazırlad ıklan, Doğrudan Yabanc ı Yatırımlarda Ya-
banc ı Uyruklu Personel istihdam ı Hakkında Yönetmelik'te33
belirlenmiştir. Yönetmelik'te, konuya ili şkin kavramların
kapsamı belirlendikten sonra, kapsam içindeki izin başvuru-
ların nasıl yap ılacağı ve bunun esasları düzenlenmiştir.

31 RG, 06.03.2003,5. 25040.
32 RG, 29.08.2003, S. 25214.

RG, 20.08.2003,5. 25205.
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RIFAT ERTEN'IN

TEBli Ğ i

Yabancı doğrudan yat ınmiarda personel istihdamı ile il-
gili olarak DYYK'da bazı istisnai hükümler getirilmi ştir. Bu
istisnalardan ilkine göre, 4817 say ılı Yabanc ılarm Çalışma
izinleri Hakkında Kanun'un 14. maddesinde yer alan, izin is-
teminin veya süre uzatım isteminin reddi nedenleri aras ında
sayılan "Başvurulan iş için ülke içinde, dört haftal ık süre içerisin-
de o işi yapacak ayn ı niteliğe sahip kiş inin" bulunması şartı aran-
mayacaktır.

Getirilen istisnalardan ikincisi ise, 4817 say ılı Kanu'un 13.
maddesinin birinci fıkrası ile ilgili düzenlemenin Yönetmelik-
le yapılacağma ilişkin düzenlemediı .M Yabanc ı Personel istih-
damı Hakkında Yönetmelik, konuyu, 14. maddesinde düzen-
leniiştir. Buna göre:

"Özellik arzeden doğrudan yabancı yatırı mlarda mesleki eği-
tim alan ı dışı ndaki bir görevde istihdam edilecek yabanc ı uyruklu
Mit personel için, ilgili mercilerden mesleki yeterlilik konusunda
görüş al ınmaz.

Bu kişiler; Yabanc ıların Çalışma izinleri Hakk ında Kanunun
Uygulama Yönetmeliğinde öngörülen mesleki yeterlilik istem ve ye-
terlilik prosedürleri ile lisans istem ve prosedürlerine tabi değildir-
ler."

Böylece, özellik arz eden yabanc ı doğrudan yatırımlarda,
kilit personelin, eğitim alanları dışında çalışabilmelerine de
imkan tanınmı5tır?5

9. Değişiklik Taahhüdü

DYYK'nın 5. maddesinin (d) bendi, "Bu Kanun hükümleri-
ne ilişkin değişiklikler, ancak bu Kanuna hüküm eklenmek veya bu
Kanunda değişiklik yap ılmak suretiyle düzenlenir." hükmünü ta-

Söz konusu hüküm şu şekildedir: "Yaban cilara, bu Kanunla getirilen ko-
şullara bağlı olarak çahşabilecekleri meslek, sanat veya i şlerle ilgili çalışma
izinleri, ilgili mercilerin mesleki yeterlilik dahil ğoruşleri alınmak suretiyle Ba-
kanlıkça verilir."
Tekinaip, G., Türk Yabanc ılar Hukuku, B. 8, İstanbul 2003, s. 155.
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RIfAT ERTEN' İN şımaktadır. Kanun koyucu yabancı yatırımc ılar lehine, daha
IIBLİGI önce mevzuatımızda görmeye alışık olmadığınuz bir taahhüt-

te bulunmuştur.

Anayasa hukuku aç ısından bu düzenlemenin bağlayıcı-
ligi tartışılabilir ise de, kanun koyucunun DYYK'da verilmi ş
olan taahhütler ve haklar konusunda iyi niyetini göstermesi
açısından önemsenmesi gereken bir düzenlemedir. Benzer bir
hükmün uluslararası bir sözleşmede yer almas ı h1inde de-
ğiştirilmesi, ancak taraflar ın iradesiyle mümkün olmas ı nede-
niyle bir öneme sahiptir. Oysa bir kanun olarak bu hükmün,
kanun koyucuyu bağlayacağını söyleyebilmek güçtür.

Yukarıda belirtildiği üzere, Anayasa Mahkemesi'nin ya-
bancı sermayeli şirketlerin Türkiye'de ta şınmaz ve s ınırlı ayni
hak edinmelerini serbest b ı rakan DYYK m. 3(d) hükmünü ip-
tal etmesinden sonra, yeni düzenleme Tapu Kanunu'nun 36.
maddesine alınmıştır. Dolayısıyla, DYYK'nın 5. maddesinde-
ki taahhüde aykırı bir düzenleme yapılmıştır.

E. irtibat Bürosu Faaliyetleri

irtibat bürosuyla ilgili DYYK'da tek hüküm bulunmak-
tad ır. Bunun yanında, Yönetmeli ğin "Irtibat Büroları" başlıklı
üçüncü bölümü konuya ili şkin ayrıntıl ı hükümler getirmiştir.

irtibat bürosu faaliyetinde iki temel şart bulunmaktadır.
Bunlar:

- irtibat bürosunun tüm masraflar ı yurt dışından döviz
olarak getirilmelidir. irtibat bürolarının, faaliyetlerine ili şkin
olarak her yıl vermek zorunda olduklar ı Bilgi Formunda, bü-
ronun geçmiş yıl harcamalarının yurt dışından gönderilen
dövizlerle karşılandığına ili şkin belgelerin de eklenmesi ge-
rekmektedir (Yönetmelik m. 8(b), 2. c.).

- irtibat bürosu hiçbir ticari faaliyette bulunamaz (m. 2(h);
Yönetınelik m. 6/1). Ancak, verilen izin konusu içindeki faali-
yetleri yapabilir; bu bağlamda, irtibat bürosunu kuran yaban-
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cı şirketin Türkiye'deki alıcı ve/veya satıcıları arasmda tema- RIFAT ERIEN'IN

s ı sağlayabilir; yap ılan işlemleri takip edebilir.36 	 IlBiiĞ i

Aynca, irtibat büroları, kapanış ve tasfiye halinde olu şan
bakiye haricinde, kar ve benzeri transfer talebinde buluna-
mazlar (Yönetmelik m. 8(d), son c.).

1. irtibat Bürosu Kurma Talebi

irtibat bürosu faaliyetlerine DYYK ile de izin verilmi ş-
tir; ancak bunlar için izin şartı kaldırılmamış olup, hem ku-
ruluş hem de süre uzatımı için Hazine Müsteşarlığı'na mü-
racaat edilmesi gerekmektedir. DYYK'nm 3. maddesinin 'ir-
tibat büroları " başhklı (h) fıkrası hükmüne göre, "Müsteşarl ık,
yabancı ülke kanunlanna göre kurulmu ş şirketlere, Türkiye'de tica-
rifaaliyette bulunmamak kaydıyla irtibat bürosu açma izni venne-
ye yetkilidir.".

Önceki düzenlemeden farklı olarak, DYYK'nın ifadesine
göre, "yabanc ı ülke kanunlanna göre kurulmu ş şirketlere" irtibat
bürosu açma izni verilebilecektir. Daha önce, irtibat bürosu
açma konusunda Tebli ğ hükmü, "dışarıda yerleşik kuruluşlar"37
ifadesini kullanımştır. Tebliğin bu geniş ifadesi uyar ınca, yurt
dışında bulunan baz ı yabancı vakıflara da irtibat bürosu açma
izni verilebilmiştir. Yeni düzenlemenin söz konusu hükmü
karşısında, DYYK kapsanmıda şirket olmayan kuruluşların
Türkiye'de irtibat bürosu açmalar ı mümkün gözükmemekte-
dir. Şirket olmayan kurulu şlar hakkında, ilgili mevzuat hü-
kümlerine bakmak gerekir.

Yönetmeliğin 6. maddesinin ikinci fıkrası, irtibat büro-
su kurulmas ına ve süre uzatmıma ili şkin başvuruların, iste-
nilen bilgi ve belgelerin tam ve eksiksiz olmas ı şartıyla beş iş
günü içinde sonuçlanacağını hükme bağlamıştır. Aynı mad-
denin son fıkras ı, "Yabana şirketlerin, para ve sermaye piyasala-

Demir Cökyayla/Süral, s. 160.
Dışarıda yerleşik kuruluşlar, YSÇK'nm 2. maddesinde".., yabana ülke-
lerde, bu ülkelerin kiinunlanna göre teşekkül etmiş tüzel kişiler .... . olarak ta-
nımlann'uştı .

423



AKUJELLE ENTWICKLUNGEN 1M STAATSANGEHÖRIGKEIIS -, AUSLANDER- UND FLÜCHTuNGSRECHr

RiFAr ERTENIN ı , sigortac ı lık gibi özel mevzuatı bulunan alanlarda faaliyette bu-
IEBUĞİ lunmak amacıyla irtibat bürosu açma talepleri, ilgili özel mevzuat ı

çerçevesinde yetkili k ı l ınan kurum veya kurulu şlarca değerlendiri-
lir." hükmünü taşımaktadır. Yönetmelik böylece, özel mevzu-
atı bulanan alanlar için, yetkili k ılınan kurum ve kuruluşların
değerlendirmelerinin al ınmas ı şartın getirmiştir.

2. Başvuruda Aranan Belgeler

Türkiye'de irtibat bürosu açmak için gerekli belgelerle
Hazine Müsteşarlığına başvurulması gerekmektedir. Irtibat
bürosu kurmak için ba şvuruya eklenecek belgeler, daha önce
Tebliğde düzenlenmişken, şimdi Yönetmeli ğin 7. maddesin-
de sıralanmıştır. Bu belgeler şunlardır:

- Ana şirkete ait ve ilgili Türk konsolosluğunca veya La-
hey Devletler Özel Hukuku Konferans ı tarafından hazırlanan
Yabanc ı Resmi Belgelerin Tasdiki Mecburiyetinir ı Kaldırılma-
sına İlişkin 05 Ekim 1961 Tarihli Lahey SözleşmesP8 hükümle-
rine göre tasdik edilmiş faaliyet belgesi aslı,

- Ana şirket hakkında hazırlanmış Faaliyet Raporu veya
bilrıço ve gelir tablosu,

- irtibat bürosunun faaliyetlerini yürütmekle görevli ola-
rak atanacak ki şiye verilecek yetki belgesi ask.

- irtibat bürosunun kuruluş işlemlerinin başka bir kimse
aracılığı ile yürütülmesi durumunda vekMetnaıne asl ı .

Tebliğde, başvuru s ırasında sayılan bu belgelerin yamn-
da "Türkiye'deki irtibat bürosunun yapaca ğı işler, çalıştırı lacak
personel say ıs ı, bir yı l içinde yapı lacak masraflar hakk ı nda ayıı n-
tıl ı bilgi"ler de aranmakla birlikte, Yönetmelikte bu konuya
ilişkin bir açıklama bulunmamaktadır. Ancak, Yönetmeliğin

RG, 16.09.1984,5. 28517; Sözleşmenin İngilizce metni için bkz. <http://
hcch.e-vision.n1/index_en.php?act=conventions.text £tcid=41>,
(04.01.2004); Sözleşmeye taraf olan devletler için bkz. <http://hcch.e-
vision.nl/index_en.php?act=conventions.authorities£rcid=414*T>,
(04.01.2004).
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8. maddesinin (b) fıkras ına göre, irtibat bürolarının her yıl en RiFAT ERTEN'iN

geç Mayıs ayının sonuna kadar Hazine Müste şarlığına gön- TEBLİĞİ

dermeleri gereken, irtibat Bürolar ının Faaliyetlerine ili şkin
Bilgi Formu'nda bu konulara ili şkin de bilgiler istenmektedir.
İşin tabiatı gereği, yapılacak başvurular s ıras ında bu bilgile-
rin de verilmesi gerektiğini söyleyebiliriz.

3. Faaliyet izni

irtibat bürosu açma talebi üzerine en fazla 3 y ıl için faali-
yet izni verilir. irtibat bürolar ının süre uzatımlarında, geçmiş
yıl faaliyetleri ile geleceğe yönelik plan ve hedefleri dikkate
alınarak, her defasında en fazla 3 y ıl olmak üzere süre uzatı-
mı izni verilebilir (Yönetmelik m. 8(c)).

Müsteşarlık, mevzuata ayk ırı davrandığı tespit olunan ir-
tibat bürolar ının kuruluş izinlerini iptal edebilir ve iptal ka-
rarını ilgili mercilere bildirir (Yönetmelik m. 8(e)). Ancak, ip-
tal kararının haks ız olduğunu düşünen taraf, karar aleyhine,
idart yargıya başvurabilir.

4. Bildirim Yükümlülükleri

Kuruluş izni alan irtibat bürolar ı, vergi dairesine kay ıt ol-
duktan sonra kay ıt belgesinin bir örneğini en geç bir ay için-
de Hazine Müsteşarli ğı'na gönderirler. irtibat bürolar ının, de-
ğiştirmeleri durumunda yeni adreslerini de en geç bir ay için-
de Genel Müdürlüğe bildirmeleri gerekmektedir (Yönetme-
lik m. 8(a)).

irtibat bürolar ı ayrıca, her yıl en geç Mayıs ayı sonuna
kadar, büronun geçmiş yıl faaliyetleri hakkında, Yönetme-
lik ekinde yer alan "Irtibat Bürolann ın Faaliyetlerine ilişkin Bil-
gi Fornı u"nu doldurarak Müsteşarlığa göndermelidir (Yönet-
melik m. 8(b)).

irtibat bürolannın faaliyetlerini sona erdirmesi duru-
munda kapatma işlemi için, ilgili vergi dairesinden al ınacak
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RiFAT ERTI NIN iş b ırakma-yoklama fişi Hazine Müsteşarlığı'na gönderilir
TEBLi Ğİ (Yönetmelik m. 8(d)).

Sonuç

Türkiye'ye, daha fazla doğrudan yabancı yatırım çekebil-
mek için hukuki birçok düzenleme yapılmıştır. Ancak, başka
faktörlerin etkisi ile ülkeye istenilen düzeyde doğrudan ya-
bancı yatırım çekilememiştir. Nihayet, doğrudan yabancı ya-
tırımlar konusunda anlayış değişikliğini ifade etmek üzere,
yeni bir yasal düienleme yapma ihtiyac ı hissedilmiş ve doğ-
rudan yabanc ı yatırımcılar için bir manifesto niteliğine sahip
olan DYYK, 2003 y ılinın Haziran ay ında yürürlüğe konul-
muştur.

DYYK, "yabancı yatınmc ı ", "doğrudan yabancı yatırı m" kav-
ramlarına ve yabancı yatırıımn Türkiye'de faaliyet şekillerine
ili şkin modern anlayışa uygun düzenlemeler getirmi ştir.

DYYK'nın kabul ettiği en radikal değişiklik, doğrudan
yabancı yatırımların kuruluş ve faaliyetleri s ırasında aranan
bazı izin ve onay alma zorunluluklarımn, irtibat büroları ha-
ricinde kaldırılmış olmasıdır.

Bu itibarla, artık yabancı yatırımc ılar Türkiye'de istedik-
leri şekilde ve sektörde faaliyette bulunabilirler. Ancak, irti-
bat bürolarırun açılışlarında izin almalar ı gerektiği gibi, süre
sonunda izin sürelerinin tekrardan uzatılmas ı gerekmektedir.

DYYK genel bir düzenleme olarak, bu serbestiyi kabul et-
miş olmasına rağmen, yabanc ı yatırımcının faaliyette bulun-
mak isteği sektörü düzenleyen özel hükümlere de bakılmas ı
gerekmektedir. Çünkü DYYK özel düzenlemelerdeki hüküm-
leri bertaraf etmemektedir.

izin ve onay sistemi yerine, istatistiksel verilerin olu ştu-
rulabilmesi amacıyla bilgilendirme sistemi kabul edilmiştir.
Bu amaçla, Hazine Müsteşarlığı'na bazı yetkiler verilirken,
yabancı yatırımcılara da bazı yükümlülükler yüklenmi ştir.
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DYYK'da yabancılara verilen taahhütler tek tek sayılmış- RIFAT ERTEN' İ N

tır. Taahhüt edilen bu hakların çoğunluğunun, Türk hukuku- tEBLiĞİ

na göre zaten mevcut olmasına rağmen, burada da belirtilme-
si Türkiye'nin yabancı yatırımlar konusundaki isteğini gös-
termesi açısından önemlidir.

Bu bağlamda, yabanc ı yatırımcılara, yerli yatırıma ile
eşit muamelede bulunma; kamula ştırma ve devletleştirmenin
şartları; yatırım dolay ısıyla elde edilen gelirleri transfer ede-
bilme; uyuşmazlık çözüm yöntemi olarak, özellikle kamu im-
tiyaz sözleşmelerinde tahkime veya diğer alternatif uyuşmaz-
l ık çözüm yöntemlerine başvurabilme ve yabancı yatırımlar-
da yabanc ı personel istihdam edebilme konularda çe şitli ta-
ahhütlerde bulunulmu ştur.

DYYK'nın orijinal halinde, Türk vatandaşlanıun edini-
mi konusunda yasaklama olmayan yerlerde yabanc ı serma-
yeli şirketlerin de taşınmaz ve sınırh ayni hak edinebilecekle-
ii belirtilmiştir. Ancak, Anayasa Mahkemesi, 2008 y ılında, bu
hükmün Anayasaya aykırı olduğunu belirterek iptaline hük-
metmiştir.

Konu, Anayasa Mahkemesi'nin kararına uygun bir şekil-
de Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde yeniden düzenlenmi ş-
tir. Yine Tapu Kanunu'nun 36. maddesi uyar ınca, uygulama
usul ve esaslar ını düzenlemek üzere Bayındırlık ve iskan Ba-
kanlığınca Yabancı Sermayeli Şirketlerin Taşınmaz Edinimi-
ne ilişkin Yönetmelik ihdas edilmi ştir. Tapu Kanunu'nun 36.
maddesi ve Yönetmelik, yabanc ı sermayeli şirketlerin taşın-
maz ve taşınmazlar üzerinde sınırl ı ayni hak edinnieleri ko-
nusunda izin ve denetim sistemini kabul etmi ştir.

Tüm bu taahhütlerin yanında, yabancı ülkelerde kurulu
bulunan şirketlerin menkul kıymetlerinin yatırım aracı ola-
rak kullanılmak istenmesi halinde, bu kıymetlerin değer tes-
piti yöntemine ili şkin uluslararası anlayışa uygun bir yöntem
öngörülmuştür. Buna göre, bu değerler, menşe ülke mevzua-
tına göre değer tespitine yetkili makamlar ın veya meme ülke
mahicemelerince tespit edilecek biirki şilerin ya da uluslara-
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RiFAT ERJEN' İN rası değerlendirme kurulu şlarının değerlendirmeleri esas al ı-
TESIIĞİ 	 nacaktır.

DYYK 2003 y ılının Haziran ayında yürürlüğe girmiştir. 0
zamandan, 2007 y ılı sonuna kadar, DYYK'n ın sağladığı libe-
ral ortam sayesinde, Türkiye'ye önemli miktarda yabana ser-
maye girişi olmuştur. Miktarın yüksek olmasında özelleştir-
me uygulamalarının ve Tasarruf Mevduat ı Sigorta Fonu elin-
de bulunan şirketlerin satışının da payı bulunmaktadır. An-
cak, 2008 yılında etkisini ciddi şekilde hissettiren küresel kriz
nedeniyle, tüm dünyada olduğu gibi, Türkiye'ye gelen yaban-
cı yatırımlarda da bir gerileme görülmektedir." Krizin bitme-
sine kadar gerilemenin devam edeceği tahmin edilmektedir.

Dünyada doğrudan yabana yatır ımlar, 2007 yılında 1,8 trilyon USD ile
en üst seviyeye ulaşmasma rağmen, 2008 y ıl ında %21,71ik bir gerile-
me görüldü. Paralel şekilde Türkiye'deki doğrudan yabana yatırım-
lar, 2007 yılında 22 milyar USD ile en yüksek seviyeye ula şmasına rağ-
men, 2008'de bu miktar 18 milyar dolarda kald ı; yani %20 dolaylann-
da bir gerileme görülmektedir (bkz. K ızılot, Ş ., "Kriz, Yabana Serma-
ye Yatırınılarmı da Etkiledi", Hürriyet Gazetesi, 07.04.2009; yaz ı için bkz.
<htp://hurarsiv.hurriyet.com.fr/goster/haber.aspx?id=11379764 £zya
zarid42rtarih=2009-04-O7>, (10.07.2009).
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TAPU KANUNU'NDA YAPILAN
SON DEĞİŞİKLİKLER IŞIĞINDA

YABANCILAR İLE YABANCI YATIRIMCILARIN
TÜRKİYE'DE TAŞINMAZ MAL ED İNMELERİ VE

SINIRLI AYNİ HAKLARDAN YARARLANMALARI

Prof. Dr. Fügen SARGIN

Giriş
Yabancıların Türkiye'de ta şınmaz mal edinebihneleri, FÜGEH

Türk yabancılar hukuku alanında en çok tartışılan, 1980'li yıl- SARGIN'IN

lardan başlayarak çeşitli gerekçelerle, kanun koyucunun dü- TEBUG İ
zenlemesine ve Anayasa Mahkemesi'nin müdahalesine defa-
larca maruz kalan bir hakkın konusu olarak1 dikkat çekmek-
tedir.

Anayasa Mahkemesi karan ile iptal edilen 1984 tarihli ve
3029 sayılı Kanun' bir yana bırakılacak olursa, ta şınmaz mal

Ankara Üniversitesi Hukuk Fakültesi Uluslararas ı Özel Hukuk Anabi-
lim Dah öğretim üyesi.
Mülkiyet hakk ının, "temel insan hakları" aras ındaki yeri hakk ındaki çe-
şitli görüşler için bkz. Güney Dinç, Avrupa Insan Hakları Sözleşmesi ve
Malvarlığı Hakları, Ankara 2007, s. 1-3; Insan Hakları Evrensel Beyan-
namesi, Amerikan Insan Hakları Sözleşmesi, Afrika Insan ve Halkların
Hakları Şartı dışında, mülkiyet hakk ım kişinin sahip olması gereken te-
mel insan haklar ı arasında sayan insan haklan konulu bir milletlerara-
sı metnin mevcut olmad ığı hakkında bkz. H. Burak Gemalmaz, Avru-
pa Insan Hakları Sözleşmesinde Mülkiyet Hakkı, Istanbul 2009, s. 3-4; 1982
Anayasası'nın 35. maddesinin mülkiyet hakkını sosyal bir hak mı yok-
sa ekonomik bir özgürlük olarak mı düzenlediği hakkındaki tartışmalar
ve Anayasa Mahkemesi'nin yorumu için bkz. Ibrahim Ô. Kabo ğlu, Öz-
gürlükler Hukuku, B. 6, Istanbul 2002, s. 450 vd.
21 Haziran 1984 tarihli ve 3029 say ıl ı, "2644 sayılı ve 22 Kasım 1964 ta-
rihli Tapu Kanunu'nun 35. maddesi ile 442 say ı lı ve 18 Mart 1924 ta-
rihli Köy Kanunu'nun 87. Maddesine Birer F ıkra Eklenmesi Hakk ında
Kanun": RG, 28 Haziran 1984, S. 18445; Kanun'un verdi ği yetkiye da-
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FÜGEN edinn-ıe hakkının "srn ırlanrn" belirleyen "genel ilkeler"i içeren
SARGIN'IN 22 Aral ık 1934 tarihli ve 2644 say ılı Tapu Kanunu3 sıras ıyla,

TEBlİĞİ 03 Temmuz 2003 tarihli ve 4916 sayd ı,4 29 Aral ık 2005 tarihli

yanarak ç ıkarılan 31 Tenımuz 1984 tarihli ve 84/ 8359 say ı l ı "Yaban-
cı Hakiki Şahıslarm Mütekabiliyet Şartı Aranmaks ızın Türkiye'de Gay-
rimenkul Edinmeleri Hakkında Esaslara Dair Bakanlar Kurulu Karar ı"
için bkz. RG, 21 Ağustos 1984, S. 18496; Sözü edilen Kanun'a dair Ana-
yasa Mahkemesi'nin 13 Haziran 1985 tarihli ve E. 1984/14, K. 1985/7 sa-
yı lı iptal kararı için bkz. RG, 24 Ağustos 1985, S. 18852; Adı geçen mev-
zuat hükümleri ve Anayasa Mahkemesi'nin iptal kararı ile ilgili ayr ıntı -
lı bir aç ıklama için bkz. Fügen Sargin, Yabancı Gerçek Kişilerin Türkiye'de
Taşınmaz Mal Edin ıneleri ve Sınrlı Ayni Haklardan Yararlanmaları, Ankara
1997, s. 119 vd.(l'a şınmaz)
RG, 29 Aralık 1934, S. 2892.
Çeşitli Kanunlarda ve Maliye Bakanl ığı'nın Teşkilat ve Görevleri Hak-
kında Kanun Hükmünde Kararnamede Değişiklik Yapılmas ı Hakkında
Kanun m. 19 metni aynen şöyle idi: "Karşı lıklı olmak ve kanuni s ı n ırlama-
lara uyuln ıak kayd ıyla, yabana uyruklu gerçek kişiler ile yabana ülkelerde bu
ülkelerin kanun/anma göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketleri, Tür-
kiye Cumhuriyeti s ı n ırları içinde taşınmaz edinebilirler. Kar şı lıklı lık ilkesinin
uygulanmas ı nda, yabana devletin taşınmaz ediniminde kendi vatandaşlarına
veya yabancı ülkelerde bu ülkelerin kanunlar ına göre kurulan tüzel kişiliğe sa-
hip ticaret şirketlerine tan ıdığı hakların, Türkiye Cumhuriyeti vatandaş ları na
veya ticaret şirketlerine de tan ınması esastı r.

Türkiye Cumhuriyeti ile aras ında karşı lı klı lık olmayan devlet vatandaş-
ların ı n kanuni miras yoluyla edindikleri taşınmazlar ile kanuni k ı sı tlamala-
ra tilki alanlardaki taşınmazlar, intikal iş lemleri yapı larak tasfiye edilir ve be-
dele çevrilir.

Yabana uyruklu gerçek ki ş iler ile yabana ülkelerde bu ülkelerin kanun-
larma göre kurulan tüzel kiş iliğe sahip ticaret şirketlerinin otuz hektardanfaz-
la taşınmaz edinebilmesi Bakanlar Kurulunun iznine tübidir. Kanuni miras
yoluyla intikal eden taşınmazlar için bu hüküm uygulann ıaz. Yabanc ı uyruk-
lu gerçek kişilerin, kanuni miras dışında ölüme bağlı tasarruflar yoluyla otuz
hektardan fazla taşınmaz edinebilmesi de Bakanlar Kurulunun iznine bağlıdı r,
izin verilmez ise, fazla miktar tasfiye edilerek bedele çevrilir.

"Yabana uyruklu gerçek kiş iler ile yabana ülkelerde bu ülkelerin kan unla-
rına göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketleri lehine, taşınmaz üzerin-
de s ı n ı rlı ayni hak tesis edilmesi halinde karşı lıklılık şartı aranmaz.

"Kamu yararı ve ülke güvenliği bakı mı ndan, bu maddenin uygulanmaya-
cağı yerleri belirlemeye Bakanlar Kurulu yetkilidir." Kanun metni için bkz.
RG, 19 Temmuz 2003, S. 25173; Kanun hakkında bir tahlil için bkz. Banu
Şit, "Son Değişikliklere Göre Yabanc ıların Türkiye'de Bulunan Ta şın-
mazlar Uzerinde Mülkiyet ve Sınırl ı Ayni Hak Edinrneleri", BATIDER,
C. 22, S. 4, 2004, s. 203 vd. Madde, Anayasa Mahkemesi'nin 14 Mart
2005 tarihli ve E. 2003/70, K. 2005/14 say ılı kararı ile şu gerekçeye da-
yanılarak iptal edilmiştir: "Öte yandan, kuvvetler ayrı lığı n in benimsendi-
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MEN

SARGIN İ N

ği Anayasa'da, yasama, yürütme ve yargı organlann ın görev ve yetki alanta- 
n ayrı larak düzenleme yap ı ldığından, Anayasa ile öngörülen ayrık durumlar TEBLJuI

dışı nda bunlar aras ında yetki devri olanakl ı değildir. Bu husus, Anayasan ın
7. maddesinde açı kça ifade edilerek "Yasama yetkisi Türk Milleti ad ına Türki-
ye Büyük Millet Meclisinindir. Bu yetki devredilen ıez" denilmektedir. Yasa-
ma yetkisinin devredilmezliği ilkesi uyarınca, yürütme organ ı na genel, s ı n ır-
s ız, esasları ve çerçevesi belirsiz bir düzenleme yetkisi verilemez. Yürütme or-
gan ı n ın yasayla yetkili k ı l ınmış olmas ı, yasayla düzenleme anlam ına gelme-
yeceğinden, yürü tnıeye devredilen yetkinin Anayasa'ya uygun olabilmesi için
yasada temel esasları n belirlenmesi, s ı n ırların çizilmesi gerekir. Bu doğrultu-
da, uzmanlık ve yönetim tekniğine ilişkin konuları n düzenlenmesi ise yürüt-
me organ ı na bırakılabilir.

Ddva konusu 35. maddenin ilk Jlkras ı yla yabana gerçek ve tüzel kişile-
rin taşınmaz edinmeleri, "karşı l ı kl ı olmak ve kanuni s ı n ırlamalara uyulmak"
koşuluna bağlı tutulmuş, ancak, bu edinimin usul ve esasları gösterilmemiş tir.
Oysa, hukuk devletinin yukarda belirtilen işlevlerinin ya şama geçirilebilmesi
için, ülkenin bütünlüğü, güvenliği, coğrafi özellikleri, stratejik konumu ve ön-
celikleri gözetilerek yabancıları n alacağı taşı nmaz ın yeri, arazi, arsa veya bina
olması n ı n getireceği farkl ı lıklar ile satın alman ın amacı, koşulları ve devirde
uyulacak usul ve esaslar gibi hususların yasada belirtilmesi gerekir. Bunların
yasada düzenlenmemiş olması, ülke bütünlüğü ve egemenliği ile doğrudan il-
gili olduğunda duraksama bulunnıayan yabancı ların taşınmaz edinimi konu-
sunda, yetki devrine yol açacağı gibi yasaların açık, anlaşı labilir ve s ın ırları be-
lirli kurallar içermesi gereğinin hukuk güvenliğinin gerçekle mesi için ön koşul
kabul edildiği hukuk devleti anlayışı na da ay/cin düşer.

"Döva konusu maddedeki yabanc ılar lehine taşınmaz üzerinde s ın ı rlı aynt
hak tesis edilmesinde de ku şkusuz ayn ı Anayasal sakıncalar söz konusudur.
Çünkü burada da tesis edilecek s ı n ı rlı aynt hak süresinin çok uzun olmas ı ha-
linde, mülkiyet hakk ın ın kullan ılmasından doğan sonuçlara benzer bir duruma
yol açı lacağından bu hakk ı n da, amacı, süresi, türü gibi özellikler ile buna iliş-
kin usul ve esasların Yasa'da belirlenmemi ş olması bu konularda yasama yetki-
sinin yürütmeye devri anlam ı na gelmektedir.

"Döva konusu 35. maddenin son jlkras ında da "kamu yaran ve ülke gü-
venliği bakı m ı ndan bu maddenin uygulanmayaca ğı yerleri belirlemeye Bakan-
lar Kurulu yetkilidir" denilmesi, böylece "ülke güvenli ği" yan ında "kamu ya-
rarı " gibi s ı n ırları belirsiz bir kavrama dayanarak Bakanlar Kuruluna bu mad-
denin uygulanmayacağı yerleri saptama konusunda geniş bir takdir yetkisi ve-
rilmesi, yasama yetkisinin devrine yol açmaktad ır.

"Yabancıların durumunun özel olarak düzenlendiği Anayasan ı n 16.
maddesinde, temel hak ve özgürlüklerin yabancı lar için, milletleraras ı hukuka
uygun olarak kanunla s ı n ı rlanabileceği öngörülmektedir. Döva konusu madde-
niıvsonjikras ıyla Bakanlar Kurulu'na verilen yetkinin kullan ı lmasın ı n ise ya-
bancılar yönünden s ı n ırlama içerdiği açıktır. Bu s ı n ırlaman ı n doğrudan ya-
sayla yapı lnıamas ı veya uygulamaya yönelik yetkilendirmen ın sın ırların ı n ve
ilkelerinin belirlenmemesi Anayasa'n ın 16. ınaddesiyle de bağdaşmamaktad ı r.

"Açıklanan nedenlerle kural, Anayasa'n ın 2., 7. ve 16. maddelerine ayk ırı-
dı r. iptali gerekir". RG, 26 Nisan 2005, S. 25797; Anayasa Mahkemesi kara-
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FÜGEN ve 5444 sayılı,5 03 Temmuz 2008 tarihli ve 5782 say ılı kanun-
SARGINı N

TEBLi Ğİ n hakkında ayrıntıh bir tahlil için bkz. Esra Darda ğan, "Yabanc ıların Ta-
şınmaz Mal Edinmeleri ve Taşınmaz Mallar Uzerinde S ınırl ı Aynt Hak-
lardan Yararlanmaları Alanında Yeni Geli şmeler: Anayasa Mahkemesi-
nin 14 Mart 2005 tarihli Karan ve 5444 say ıl ı Kanuna Bakış", K (11-tED, S.
6, Ocak 2006, s.38 vd.
Tapu Kanunu'nda De ğişiklik Yap ı lmasına Dair Kanun'un 1, maddesi
şu hükmü içermektedir: "Yabancı uyruklu gerçek kişiler, karşı /ikiz olmak ve
kanuni sın ırlamalara uyulmak kaydıyla, Türkiye'de işyeri veya mesken olarak
kullanmak üzere, uygulama imar plan ı veya mevzii imar plan ı içinde bu amaç-
larla ayrı lıp tescil edilen taşınnıazlan edinebilirler. S ın ırlı ayni hak tesis edil-
mesinde de aynı koşullar aran ır. Yabancı uyruklu bir gerçek kişinin ülke gene-
linde edinebileceği taşınmazlar ile bağı ms ı z ve sürekli nitelikte sın ırl ı ayni hak-
ları n toplam yüzölçümü iki buçuk hektarı geçemez. Bu fikrada belirtilen
koşullarla, yüzölçümü miktarın ı otuz hektara kadar artırmaya Bakanlar Kuru-
lu yetkilidir.

"Yabancı ülkelerde kendi ülkelerinin kan unlanna göre kurulan tüzel kiş i-
liğe sahip ticaret şirketleri, ancak özel kanun hükümleri çerçevesinde ta şınmaz
mülkiyeti ve taşınmazlar üzerinde s ı n ı rlı ayni hak edinebilirler.

"Yabanc ı uyruklu gerçek kişiler ile yabancı ülkelerde kendi ülkele-
rinin kanunlanna göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketleri lehine
Türkiye'de ta şınmaz rehni tesisinde birinci ve ikinci fikralarda yer alan kay ıt
ve s ı n ı rlamalar aranmaz.

"Yabancı uyruklu gerçek kiş iler ile yabana ülkelerde kendi ülkelerinin
kanunlarına göre kurulan tüzel kiş iliğe sahip ticaret şirketleri dışı ndakiler
Türkiye'de taşınmaz edinemez ve lehlerine s ı n ırlı ayni hak tesis edilemez.

"Türkiye Cumhuriyeti ile aras ında karşı lıkl ı lık olan devlet vatan daşlann ın
kanuni miras yoluyla intikal eden ta şınmazları için birincijlkrada belirtilen ka-
yı t ve s ı n ırlamalar uygulanmaz. Ölüme ba ğ lı tasarruflarda yukarı daki Jikralar-
da belirtilen kayıt ve sı n ırlamalar uygulan ır. Türkiye Cumhuriyeti ile aras ın-
da karşı lıklı lık olmayan devlet vatandaş ların ın kanuni miras yoluyla edindik-
leri taşınmaz ve s ı n ırl ı aynihaklann intikal iş lemleri yap ılarak tas,flye edilir.

"Karşı lıklı lığın tespitinde hukuki ve fiili durum esas al ın ı r. Bu ilkenin ki-
şilere toprak mülkiyeti hakkın ı n tanınmadığı, ülke uyruklarına uygulanmas ın-
da, yabancı devletin taşınmaz ediniminde kendi vatandaşlarına tan ıdığı hakla-
nn, Türkiye Cumhuriyeti vatanda şlarına da tan ı nmas ı esashr.

"Yabancı uyruklu gerçek kişiler ile yabancı ülkelerde kendi ülkelerinin kız-
nunlarına göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketlerinin; sulama, ener-
ji, tarım, maden, sit, inanç ve kültürel özellikleri nedeniyle korunmas ı gereken
alanlar, özel koruma alanları ile flvra vefauna özelliği nedeniyle korunmas ı ge-
reken hassas alanlarda ve stratejik yerlerde kamu yararı ve ülke güvenliği bakı -
mından taşınmaz ve s ın ırlı ayni hak edinemeyecekleri alanları, ilgili kamu ku-
rum ve kuruluşların ın tescile esas koordinatl ı harita ve planları içeren tekli-
fi üzerine belirlemeye ve yabanc ı uyruklu gerçek kişilerin il baz ı nda edinebile-
cekleri taşınmazların, illere ve il yüzölçümüne göre binde beşi geçmemek üze-
re oranın ı tespite Bakanlar Kurulu yetkilidir. Tapu ve Kadastro Genel Müdür-
lüğünün bağlı olduğu Bakanl ık bünyesinde ilgili idare temsilcilerinden olu-
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larla6 üç kez değişikliğe uğramıştır. Tapu Kanunu'nda de ği- FÜGEN

SA RG İ N' İ N

şan komisyon taraJlndan, bu madde uyarınca Bakanlar Kuruluna verilen yetki- JEBEİĞİ

ler dahilinde çal ışmalar yapılmak suretiyle kamu kurum ve kurulu şlann ı n bu
kapsamdaki teklifleri incelenip değerlendirilerek Bakanlar Kuruluna sunu lur.

"Bu Kanunun yürürlüğe girdiği tarihten sonra belirlenecek askeri yasak
bölgeler, askeri ve özel güvenlik bölgeleri ile stratejik bölgelere ve değiş iklik ka-
rarlarına ait harita ve koordinat değerleri Milli Savunma Bakanl ığınca gecik-
tirilmeksizin Tapu ve Kadasfro Genel Müdürlü ğünün bağlı olduğu Bakanlı -
ğa verilir.

"Yukarıdaki Jikralarda belirtilen balgeler içerisinde kalmas ı nedeniyle bi-
mulaş tırı lması gereken ya da tapu sicilinde şerit verilmesine gerek duyulan par-
sellere ilişkin bildirimler ilgili idarelerince tapu sicil müdürlüklerine yap ı lı r.

"Bu madde hükümlerine ayk ın edinilen veya kanuni zorunluluk dışında
edinim amacı na aykırı kullan ıldığı tespit edilen taşınmazlar ile s ı n ırlı ayni hak-
lar, Maliye Bakanlığınca verilecek süre içerisinde maliki tarafindim tasflye edil-
mediği takdirde tasflye edilerek bedele çevrilir ve bedeli hak sahibine ödenir
Kanun metni için bkz. RG, 07 Ocak 2006, S. 26046; Kanun metninin tatili-
li için bkz. Nuray Ekşi, Yabanc ılar Hukukuna ilişkin Temel Konular, Istan-
bul 2006, s. 108 vd.; Dardağan, s. 53 vd.; maddenin 1. ve 7. fikralarında
yer alan bazı cünılelerin iptaline dair Anayasa Mahkemesi'nin, 11 Nisan
2007 tarihli ve E. 2006/35, K. 2007/48 say ılı kararı için bkz. RG, 16 Ocak
2008, S. 26758; Anayasa Mahkemesi'nin iptal karar ında esas aldığı ge-
rekçelere, yeri geldiğince ilgili dipnotlarda yer verilecektir.

6 Tapu Kanununda Değişiklik Yap ılmasına Dair Kanun ile 5444 say ılı Ka-
nun ile değişik Tapu Kanunu'nun 35. maddesinin 7. ve 8. fıkraları değiş-
tirilnı iş ve mülga 36. madde yeniden düzenlenmi ştir. Değişik 35. madde
fıkra hükümleri şöyledir: "Yabana uyruklu gerçek ki şiler ile yabana ülke-
lerde kendi ülkelerinin kanunları na göre kurulan tüzel kiş iliğe sahip ticaret şir-
ketlerinin; sulama, enerji, tarım, maden, sit, inanç ve kültürel özellikleri nede-
niyle korunmas ı gereken alanlar, özel koruma alanları ile fkıra vefauna özelli-
ği nedeniyle korunmas ı gereken hassas alanlarda ve stratejik yerlerde kamu ya-
ran ve ülke güvenliği bakı mından taşınmaz ve s ı n ı rlı ayni hak edinemeyecek-
leri alanlan, ilgili kamu kurum ve kurulu şlann ı n tes cile esas koordinatl ı had-
ta ve planları içeren teklifi üzerine belirlemeye Bakanlar Kurulu yetkilidir. Ya-
bana uyruklu gerçek kişiler merkez ilçe ve ilçeler baz ında, uygulama imar plan ı
ve mevzi imar plan s ın ı rları içerisinde kalan toplam alanların yüzölçümünün
yüzde onuna kadar k ı sm ı nda taşınmaz ile bağımsız ve sürekli nitelikte s ın ı rl ı
ayni hak edinebilirler. Bakanlar Kurulu, merkez ilçe ve ilçelerin altyap ı, ekim ü-
mi, enerji, çevre, kültür, tarım ve güvenlik açıs ından önemlerini dikkate alarak,
bu orb.ndan fazla olmamak kaydıyla farklı Oran belirlemeye yetkilidir. Tapu ve
Kadastro Genel Müdürlüğünün bağlı olduğu Bakanl ık bünyesinde, ilgili ida-
re temsilcilerinden olu şan komisyon tarafindan, bu madde uyannca Bakanlar
Kuruluna verilen yetkiler diihilinde çal ış malar yap ılmak suretiyle kamu kurum
ve kuruluşların ın bu kapsamdaki teklifleri incelenip değerlendirilerek Bakanlar
Kuruluna sunulur. Valiliklerce, merkez ilçe ve ilçelerin uygulama imar plan ı
ve mevzi imar plan s ın ırları içerisinde kalan toplam alanların yüzölçümünde
meydana gelen değişiklikler takip eden yı lın Ocak ayı sonuna kadar komisyona

433



AKTIJELLE ENTWICKLUNGEN 1M STAArSANOEHÖRIGKEITS -, AUSLANDER- UND FLÜCHTLINGSRECHT

f06[N şiklilc yapan sözü edilen kanun hükümlerinin Anayasa'ya ay-
SARGIN' İN kırılıldarı iddialarının, Anayasa Mahkemesi'nce gerçekleştiri-

TEBli Ğİ len Anayasa'ya uygunluk denetimlerinde yerinde görülmesi,
bu süreci yaratm ıştır.

Yaptığı denetimin hukukiliği veya yerindeliği hakkında-
ki tartışmanın dışında kalarak, Anayasa Mahkemesi'nin iptal
kararları doğrultusunda son şeklini alan Tapu Kanunu'nun il-
gili hükümlerini tahIl etmeye geçmeden önce, yabanc ıların
Türkiye'deki temel hak ve özgürlüklerinin s ınırın belirleyen
anayasal hükümler üzerinde durulmas ı gereklidir.

1. Anayasa Hükümleri Doğrultusunda
Temel İlkelerin Tespiti

A. Anayasa'mn İlgili Hükümlerinin Tespiti ve Tahlili

1982 tarihli Türkiye Cumhuriyeti Anayasası, 7 bazı istis-
nalar d1şında8 güvence altına aldığı temel hak ve hürriyetler-
den yararlanma konusunda, kural olarak, yabanc ı ile vatan-
daşa aynı ölçüde koruma getirmiş (Anayasa, m. 10); bu su-
retle, yabancılar aç ısından "eşitlik ilkesi"ni benimsemiş bulun-
maktadır.

bildiri/ir.
"Askeri yasak bölgeler, askeri güvenlik bölgeleri ile stratejik bölgelere ve

değişiklik kararlarına ait harita ve koordinat değerleri Milli Savunma Bakan-
lığı nca, özel güvenlik bölgeleri ve de ğişiklik kararlarına ait harita ve koordinat
değerleri ise Içişleri Bakanlığınca gedktirilmeksizin Tapu ve Kadastro Genel
Müdürlüğünün bağlı olduğu Bakanlığa verilir" RG, 15 Temmuz 2008, S.
26937; 36. madde nin tam metni için bkz. ileride "Il. C. Yabana Serma-
yeli Ticaret Şirketlerinin Taşınmaz Mal Edinmeleri ve S ınırlı Ayni Hak-
lardan Yararlanmalarma Getirilen Sınırlamalar" başliğı altında yap ılan
açıklamalar.
9 Kas ım 1982 tarihli ve 2709 sayıl ı Türkiye Cumhuriyeti Anayasas ı, RG,
9 Kasım 1982, S. 17863 Mükerrer.
Nitekim siyasi haklardan yararlanma ile suçlular ın iadesi ve s ınır dışı
edilme gibi kişi hak ve hürriyetini sınırlayan hukuki i şlemler bakımın-
dan yabancı ile vatandaş arasında bir farklılık yaratılmaktadır. Bkz.
Anayasa m. 66 vd.; Anayasa m. 23; Anayasa m. 38/son.
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Anayasa'rıırı bu genel tutumunu yansıtacak şekilde, "Ki- FÜGEH

şinin Hak ve Ödevleri" adı altındaki ikinci Bölümü'nde yer alan SARGININ

"Mülkiyet Hakk ı " baş lığrnı taşıyan 35. madde ile de "herkes (in), IleLiğ i

mülkiyet ve miras haklar ı na sahip(tir)" olduğu belirtilmek su-
retiyle yabancı! tebaa ayrımı yapılmaksızm gerçek ya da tü-
zel kişiliği haiz ki5ilerin, 9 Türkiye'de "mülkiyet hakları "mn,
Anayasal güvence altında olduğu "ayrıca" vurgulanmış
bulunmaktadır)0

Anayasa'nm 35. maddesinde, "bu haklann ancak kamu ya-
rarı amacıyla, kanunla s ı n ı rlanabileceği (2. f.)", "mülkiyet hakkı-
n ı n kullan ılmas ın ı n toplum yararına aykırı olanulyacağı " (3. f.) ifa-
de edilerek, mülkiyet hakkının smırlandırılabilmesine ilişkin
özel sebepler de somutla ştırılmıştır»

Temel hak ve hürriyetlerin nasıl smırlandınlabileceği ise,
Anayasa'nın 13. ve 16. maddeleri ile düzenlenmi ştir. 13. mad-
dede, tüm temel hak ve hürriyetler bakımından genel olarak
ifade edildiği üzere, bu haklar, "özlerine dokunulmaks ız ın, yal-
n ızca Anayasa'n ın ilgili maddelerinde belirtilen sebeplere bağl ı ola-
rak ve ancak kanunla s ın ı rlanabilir. Bu s ı n ırlamalar, Anayasan ın
özüne ve ruhuna, demokratik toplum düzeninin ve Idik cumhuriye-

Bülent Tanör/ Necmi Yüzbaşıoğlu, Türk Anayasa Hukuku, E. 6, İstanbul
2004, s. 147.

° "Modem mülkiyet anlay ışı" dahilinde, mülkiyetin s ınırl ı ayni hakları
da kapsadığı ve bu suretle, ad ı geçen Anayasal güvencenin sınırlı ayni
haklar bakımından da sağlandığı yönünde görüş hakkında bkz. Sargin,
(Taşınmaz), s. 96 vd.

' Doktrinde, Anayasa'da herhangi bir özel sınırlama nedenine yer veril-
mediği hallerde dahi, hak arama özgürlüğünün, niteliğinden doğan,
başka bir ifadeyle, eşyanın tabiatında mevcut objektif s ınırları olduğu
görüşünden hareket edilmekte ve devlete ödevler yükleyen di ğer Ana-
yasa hükümleri dikkate al ınarak yap ılacak baz ı koruyucu s ınırlamala-
rın, meşru nedene dayand ığının kabul edilebileceği sonucuna varılmak-
tad ır. Temel hak ve hürriyetlerin objektif s ınırlı lığı hakkında ayrıntılı
bilgi için bkz. Fazıl Sağlam, Temel Haklar ın Sın ırlanmas ı ve Özü, Ankara
1982, s. 47-53; Ergun Ozbudun, Türk Anayasa Hukuku, B. 8, Ankara 2004,
s. 103; ayrıca bkz. Sibel lnceolu, İnsan Haklan Avrupa Mahkemesi Karar-
lannda Adil Yargı /anma Hakk ı, Istanbul 2002, s. 118.

435



AKUELLE ENTWJO(LIJNGEN 1M STMTSANGEHÖRIGKEITS -, AUSLANDER- UND FLÜCHTUNGSRECHT

FÜGEN tin gereklerine ve ölçülülük ilkesine72 aykı n olamaz"". Madde da-
SAG İ N'IN hilinde, "hakkı n veya hürriyetin kullan ılmas ı n ı aç ıkça yasaklayı-

TEBLi Ğİ cı veya örtülü bir şekilde kullan ılamaz hale koyucu veya ciddi su-
rette güçleş tirici ve amac ı na ulaşmas ın ı önleyici ve etkisini ortadan
kaldıncı hükümler"(Ie),'4 demokratik ve lAik toplum düzeninin
gerekleri ve ölçülülük ilkesine ayk ırı düşecek şekilde, temel
hak ve özgürlüklerin s ınırlandınlması söz konusu edilemez.
Madde ile getirilen bir diğer ölçü de, s ınırlamanın ancak ilgili
hakkı düzenleyen Anayasa maddesinde belirtilen özel sebep-
lerle yapılabileceğidir.

Anayasa'nm 16. maddesi ise, münhasıran yabanc ılarm
temel haklannı esas almakta ve onların temel hak ve özgür-
lüklerinin s ınırlandırılabilmesinin dayanağı olan ilkeleri içer-
mektedir. Buna göre, srn ırland ırmanm milletleraras ı hukuka
uygun olmas ı ve bir kanun hükmüne dayanması esastır.15

Birbiriyle karşılaştırıldığında, görünüşte farklı sınırla-
ma/koruma kriterleri ihtiva eden iki maddenin varl ığı, pra-
tikte iki farklı yorumu da beraberinde getirecektir. Bu yo-
rumlardan ilkine göre, yabanc ılar söz konusu olduğunda,
13. maddenin öngördü ğü güvencelerin devre dışı kalaca-
ğı ve 16. maddenin ınünhas ıran uygulama alanı bulacağıdır.
Bu bağlamda, yabancıların temel haklannın sınırlandırılma-

12 Hakkın özüne dokunmama ve ölçülülük ilkesL 03 Ekim 2001 tarihli ve
4709 sapl ı Kanun m. 2 ile eklenmi ş bulunmaktad ır Türkiye Cumhuri-
yeti Anayasas ının Bazı Maddelerinin Değiştirilmesi Hakkında Kanun,
RG, 17 Ekim 2001, S. 24556.

13 Anayasa'nın 15. maddesinde ise, temel hak ve hürriyetlerin kullan ılma-
sıran, istisnaen "savaş, seferberlik, sıkıyönetim veya olağanüstü hallerde, mil-
letlerarası hukuktan doğan yükümlülükler ihlül edilmemek kayd ıyla, durumun
gerektirdiği Ölçüde, kısmen ya da tamamen durdu rulabileceği veya bunlar için
Anayasa'da öngörülen güvencelere ayk ın tedbirler alınabileceği" hükme bağ-
lanmış bulunmaktad ır.

14 Anayasa Mahkemesi'nin hakkın özü kavramı ile ilgili yaptığı bu tanım
ye ilgili yorumlar hakk ında bkz. Yavuz Atar, Türk Anayasa Hukuku, B. 4,
Istanbul 2007, 126-127; Tanör/ Yüzba şıoğlu, s. 136-137.
Kanun ifadesinden ne anla şılması gerektiği hakkında görüşler için
bkz. Fügen Sargm, "Türkiye'de Ö ğrenim Gören Yabanc ı Oğrencilerin
Türkiye'ye Giriş, Türkiye'de ikamet Etme ve Çah şmaları", Prof Dr. Yıl-
maz Altuğ 'a Armağan, MHB, 1997-1998, S. 17-18, s. 317-384.
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smda, kanunilik ve milletlerarası hukuka uygunluk kriterle- FÜGEN

ri gerekli ve yeterli olup; Anayasa'n ın ilgili maddesinde be- SARGIN' İ N

lirtilen özel sebeplerin dışında kalan nedenlerle dahi bu s ı- TEBLi ğİ

mrlama gerçekleştirilebilecektir . 16 Diğer bir yorum tarzı ise,
Anayasa'nın 13. maddesinde yer alan "hakkın özü" ile "demok-
ratik ve iLik toplum düzenine uygvnluk" ve "ölçülülük" kriterle-
rinin, 16. maddede zikredilen ilkelerle birlikte bütünlük arz
edeceği; bir başka deyişle, 16. maddenin yabanc ılar için ek bir
güvence sağladığıdir. Dolayısıyla ikinci yorum tarz ı dahilin-
de konuya yaklaşıldığında, genel olarak yabancıların Anaya-
sa ile tanınan hakları, milletleraras ı hukuka uygunluk kay-
dıyla; kanunla s ınırlandırılabilmekle birlikte, hakk ın özünü
ortadan kaldıracak biçimde -Anayasa'nın 15. maddesi hük-
mü hariç- tümüyle yasaklanması mümkün olamayacaktır. Bu
çerçevede, milletleraras ı hukuk, yabancılar için bu haldun tü-
müyle ortadan kalchnlmas ına veya fiilen kullanılamaz hale
getirilmesine izin yerse bile, Türk Anayasas ı 'nın 13. maddesi-
nin, 16. maddenin uygulanma alan ını bu kapsamda daraltt ı-
ğı söylenebilecektir.

Kanımızca esasen, ölçülülük ilkesi, milletleraras ı huku-
kun benimsediği bir ilke olarak 16. maddede mündemiçtir.
Aynı şekilde, insan haklarına saygı ve hakkın özü kriterini ih-
tiva ettiği dile getirilen demokratik toplum düzeninin gerek-
lerine uygunluk kriteri17 bakımından da benzer bir yorum ya-
pılmas ı yanlış olmayacaktır. 18 Bu nedenle, her iki madde ara-
sındaki farklılık, özel sebeplerle s ınırlama ve şayet doktrin-

16 Bu yönde görüş için bkz. Kemal Gözler, Türk Anayasa Hukuku Ders/e-
rt B. 4, Bursa 2007, s. 132-133; Abdurrahman Eren, Özgürlüklerin S ı n ı r-
lanmasında Demokratik Toplum Düzeninin Gerekleri, Istanbul 2004, s. 65.
Ancak, andan son yazar, 16. maddede yabancılar hakkında milletlera-
rası hukuka uygunluk kriteri bir güvence olarak yer ald ığı için, Avru-
pa Insan Haklarını ve Ana Hürriyetleri Korumaya Dair Sözle şme ile ya-
bancılara tanınan güvencelerin, minimunı güvenceler olarak 1982 tarih-
li Anayasa açısından da geçerliliğini koruduğunu ifade etmektedir.

17 Kavramı somutlaştıran bu ve diğer unsurlar için bkz. Atar, s. 126 vd.
18 "Demokratik toplum düzenine uygunluk"un, milletlerarası insan hak-

lan belgelerinde, temel hak smırlamalannın sınırını çizen ilkelerden biri
olarak yer aldığı hakkında bkz. Eren, s. 106.
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FÜGEN de ifade edildiği üzere, tamamlay ıcı, ancak bağımsız bir ilke
SARGIN' İN olarak kabul edilirse," hakk ın özü ilkesi noktas ında önem arz

TE6Ii Ğİ ediyor gözükmektedir. Ancak, son an ılan ilkeye, insan hakla-
rını konu alan milletleraras ı hukuk metinlerinde yer verildiği
de unutulmanıalıdir.20

Öte yandan, ilk görüşün benimsenmesi halinde dahi,
Anayasa'mn 35. maddesinde öngörülen özel sebepler d ışın-
da kalan nedenlerle yabanc ılar için sınırlama getirilebileceği
kabul edilse bile, hakk ın özü kriterinin halen uygulama alanı
bulacağını söylemek yanlış olmayacaktır. Zira 16. madde ya-
banc ıların nasıl hak sahibi olacağına değil, Anayasanın tanı-
mış olduğu hakların nasıl smırlanacağına/korunacağına dair
bir ölçü getirmektedir. 2' Dolayısıyla, ancak tanınmış bir hak-
kın sınırlanmas ından söz edilebilir; ayr ıca, smırlama ifadesi,
kavramsal içerik olarak hakkın tümüyle yasaklanamayaca ğı-
na da işaret ederY Bu nedenle, yabanc ıların, mevcut Anayasa

19 Demokratik toplum düzenine uygunluk kriterinin, hakk ın özü kriterini
tamamlayan ancak ondan ba ğımsız karakteri ve gerekliliği ile ilgili Türk
hukukundaki tartışmalar ve Anayasa Mahkemesi'nin yorumu için bkz.
Eren, s. 100 vd.; Atar, s. 126-127.

20 Eren, s. 126; Gemalmaz, s. 448-449.
21 1982 tarihli Anayasa'n ın 16. maddesinin gerekçesi, farkl ı bir anlam ç ı-

karmaya müsait bir ifade içermekle birlikte, bütünüyle de ğerlendirildi-
ğinde, yukarıda var ılan sonucu desteklediği söylenebilecektir. Gerekçe
aynen şöyledir: "Bu madde, ülkede bulunan yabancılann haklanrnn ve hürri-
yetlerinin, gereken hallerde, vatandaşlardan farkl ı olarak düzen lenip, s ı n ırlana-
bileceğini hüküm altına almaktad ı r. Mesela bir yabanan ın ülkeye giriş yahut
ülkede seyahat ve yerleşme hürriyeti, bas ı n hürriyeti elbette ki vatandaş lann-
kinden farklı olacaktır... Vatandaş ve yabana aras ında gözetilen bu ayrım mil-
letleraras ı hukuka uygun olmal ıdır. Kişi-Devlet ilişkilerine milletlerarası bir
unsur karış tığı zaman bu ilişkilerin düzenlenmelerinde milletleraras ı hukukun
göz önünde tutulmas ı gereği bilinmektedir". Eren, s. 63-64'den naklen.
"...Demokrasinin ve hukuk devleti ilkesinin temel unsurlarından birisi temel
hak ve hürriyetlerin tan ınması ve güvence altına alınmasıdır. Hak ve hürriyet-
lerin varlığı kural, s ı n ırlandınlması ise istisnadır. S ın ırlandırmanm ın anlam ı,
var olan bir hak ve hürriyeti ortadan kald ı rmak, yok etmek değil, sadece da ra it-
mak, kısıtlamaktır. Sın ı rlandırma kavram ına, hak ve hürriyeti tamamen orta-
dan kaldı rma anlamı yüklenemez. Zira bu durumda hak tan ın ır olmaktan çık-
makta, yok sayılmaktadır. Olmayan bir şeyin s ın ırland ınlmasından da söz edi-
lemez. 0 halde mantıkf olarak sınırlandırman ın da bir sı n ırı vardır. Işte bu sı-
nır, hak ve hürriyetin özüdür". Atar, s. 127den naklen. 2001 y ılında yap ı-
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hükümleriyle güvence altına alınmış bulunan mülkiyet hak- FÜGEN

larmın "tümüyle" yasaklanması mümkün değildir»	 SARGIN'IN

Türk Anayasası hükümleri kapsamında sonuç olarak ila- 
TEBLI Ğİ

de etmek gerekirse, yabanc ıların taşınmaz mal edinnıe hakla-
rı eşitlik ilkesine bağlanmış olup; anayasal güvence altmda-
dır. Bu haklar ın yabanc ıya "tan ınmas ı " değil, "mevcut hakk ın"
Türk tebaas ından farkl ı bir "s ı n ı rlamaya" tAbi kılınması, ancak
bu sınırlamanın kanunla olmas ı ve milletleraras ı hukuka uy-
gunluğu ölçüsünde mümkündür. 0 halde, bir kanun ile açık-
ça aksi belirtilmedikçe, ta şın ıiıaz mal edinme hakk ı ve koşulları te-
baa ile ayn ı olacaktır. Dolayısıyla, Türk hukukunda genel iliceyi
belirleyen Tapu Kanunu, yabanc ılara taşınmaz mal edinme hak-
kın ı veren ya da tan ıyan değil; tam tersine Anayasa' ıun eşit ya-
rarlanma imkAnı tanıdığı mülkiyet hakkım, yine onun verdi-
ği yetki dahilinde s ınırland ıran istisnat bir kanun niteliği ta-
şımaktadır; bu nedenle, dar yoruma tabidir ve getirdiği ya-
saklama, kanunda aç ıkça belirtilenlerle sınırlıd ır. Aksinin ka-
bulü, yani Tapu Kanunu ile yabanc ılara taşmınaz mal edin-
me hakkının verildiği düşüncesi, mülkiyet hakkının Türk hu-
kukunda "s ın ı rlama sistemi"ne tabi kılındığı sonucunu yaratır
ki, bu durum aç ıkça eşitlik ilkesini esas alan Anayasa'nm 35.
maddesini gözard ı etmek anlamına gelir.

B. Türk İç Hukukunun Bir Parças ını Oluşturan Bazı
Milletlerarası Hukuk Metinleri Dahilinde
Getirilecek S ınırlamaların Çerçevesinin Çizilmesi

İç hukukumuzun bir parçasını oluşturan ve Anayasa'nın
90. maddesi gereğince, öncelikle uygulanmas ı gereken insan

lan değişiklik ile hakkm özüne dokunnıama ilkesi eklenmeden önceki
dönemde, Anayasa'n ın 13. maddesi ile ilgili olarak yapılan bir yorumu
yans ıtan bu görüşün, artık 13. madde bakımından olmasa da, mevcut
16. madde aç ısından önem arz etmeye devam edeceği açıktır.
Yabancilarla ilgili olmamakla birlikte, mülkiyet hakkının tümüyle ya-
saklanması hakkında benzer yorum için bkz: 7 Şubat 2005 tarihli Da-
nıştay karar ı: http://gayrinienkuldavalari.blogcu.com (08 Nisan 2009
günü itibariyle).
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fÜ6EN haklarını konu edinen çok tarafl ı milletlerarası sözleşmeler
SARGINıN bağlaimnda konuya yaklaşıldığında ise, Avrupa İnsan Hak-

TEBLi Ğİ ların ve Ana Hürriyetleri Korumaya Dair Sözleşme (AIHS)
ile Avrupa İnsan Hakları Mahkemesi (AIHM) kararları ışığın-
da, Tapu Kanunu'na yönelik bir taMil öncelildi k ılınmalıdır.

Türkiye'nin tarafı olduğu, ikiz sözleşmeler olarak adlan-
dır ılan 1966 tarihli Birle şmiş Milletler Medenİ ve Siyasi Hak-
lar Sözleşmesi ile Ekonomik, Sosyal, Kültürel Haklar Sözle ş-
mesi24 ve nihayet A İHS'nin orijinal metninde, mülkiyet hak-
kma dair bir hüküm yer almamaktad ır?5 Bu hak, AİHS'ne bir
Protokol ile sonradan ekIenn-ti ştir.1 Ancak, Protokol hükmü,
mülkiyet hakkının hak olarak üye devleflerce tarunrnas ını zo-
runlu kılan bir içerik taşımamakta; sadece milli hukuk sistem-
lerince tanınmış mülkiyet hakkınm27 korunmasına dair temel
ilkeleri belirlemektedir?

24 Milletlerarası sözleşmelerin onaylanmas ının uygun bulunduğuna dair
17 Haziran 2003 tarihli ve s ıras ıyla, 4868 say ılı, 4867 sayıl ı Onay Kanun-
ları için bkz. RG, 18 Haziran 2003, 25142.
Avrupa insan Haklar ını ve Ana Hürriyetleri Koruma Sözle şmesi ve
Buna Ek I'rotokolün Tasdiki Hakkmda 10 Mart1954 tarihli ve 6336 say ı-
lı Kanun için bkz. kG, 19 Mart1954, S. 8662.
Avrupa insan Haklann ı ve Ana Hürriyetleri Korumaya Dair Sözle şme'
ye Ek 20 Mart 1952 tarihli Protokol'ün 1. maddesi aynen şöyledir: "Her
gerçek ve tüzel kişinin mal ve mü/k dokunulmazlığına saygı gösterilmesini is-
temek hakkı vardır. Herhangi bir kimse ancak kamu yatan sebebiyle ve kanun-
da öngoruten koşut/ara ve milletleraras ı hukukun genel ilkelerine uygun olarak
mal ve mülkünden yoksun bı rakı labilir.

"Yukarıdaki hüküm/er, devletlerin, mülkiyetin kamu yaranna uygun ola-
rak kullan ılmas ı n ı düzenle inek veya vergilerin ya da katk ı lann veya para ceza-
lann ın ödenmesini sağlamak için gerekli gördükleri kanun/an uygulama konu-
sunda sahip olduktan hakka halel getinnez'.

27 Madde hükmünde yer alan mal ve mülk deyi ıııinin, maddi bir varl ığa
sahip her türlü taşınır ve taşınmaz mallarla, maddi varl ığı olmayan hak
ve menfaatleri; mameleke dahil her türlü aktifi, mali ve ekonomik de ğe-
ri içerdii yönünde bilgi için bkz. Şeref Gözübüyük/Feyyaz Gölcüklü,
Avrupa Insan Hakları Sözleşmesi ve Uygulamas ı, B. 7, Ankara 2007, s. 418.
Mülkiyet hakkının temel bir insan hakk ı olarak ad ı geçen milletlerara-
sı metinlerde yer almasından kaçmilmas ının nedenleri hakkında farkl ı
yaklaşımlar için bkz. Gemalmaz, s. 5'de yer alan Un. (15); Genç, s. 4-5.
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Ad ı geçen 1 no.'lu Protokol'ün 1. maddesinde yer alan FÜGEN

"her gerçek ve tüzel kişi" ifadesi, yabanc ıları da kapsayan bir SARGININ

içeriği haizdir. Sözleşme ve ek protokollerin her bir hükmü- JIB İiĞ I

nün sağladığı korumadan, özel hükümlerde i şaret edilen bazı
istisnalar dışında, vatandaş/yabancı ayrınıı yap ılmaksızın
herkes aynı şekilde yararlanacakt ır?

Bu tespit çerçevesinde bakıldığında, maddenin birbiriy-
le bağlantıh üç ayrı kural içerdiği kabul edilmektedir. A İHM
kararlarma yans ıdığı üzere, Protokol'ün 1. maddesi, yaban-
cıları da kapsayacak biçimde herkesin maliki oldu ğu şeyler-
den barışcıl biçimde yararlanma hakkını ve mülkiyet hakkı-
na saygı ilkesini içerir; dolay ısıyla esas itibariyle sadece ki-
şinin/ (yabanc ının) milli hukuk kurallar ı veya devletin tara-
fı olduğu milletleraras ı sözleşmelerle bireysel olarak kazaıul-
mış mevcut bir mülkiyet hakkı bakımından uygulanma ala-
nı bulur; mülkiyet hakkı edinmeyi, örneğin, kanuni mirasçı-
lik ya da bir ölüme bağlı tasarruf yolu ile mülkiyet hakk ının
kazanılma ihtimalini, güvence alt ına almaz. Bununla birlikte,
Mahkeme kararlar ında somutlaştığı şekliyle, mülkiyet hakk ı
elde edileceğine dair hukuki temele dayal ı bir meşru beklenti
de,3° Protokol hükmünün uygulannıasım sağlayacaktır.3'

1. fıkranın ikinci cümlesindeki sonraki kural ise, mülki-
yetten yoksun b ırakılmayı belirli koşullara bağlamaktadır. 2.

29 App. No. 9006/80; 92621/81; 9263/81; 9265/81; 9266/81; 9313/81;
9405/81, Judgment 08 July 1986 Case of Lithgow and Others v. The Uni-
ted Kingdom: http://cnıiskp.echr.coe.int/tkp/97/search.asp? (08 Nişan
2009 günü itibariyle); Türkçe metin için bkz. Osman Do ğru, Insan Hak/ü-
n Avrupa Mahkemesi Içtiha t/an, C. İİ, İstanbul 2004, s. 73.

3° Meşru beklenti kavramının, bir kanun hükmü ya da nihai yarg ı kararı
gibi hukuki bir belge veya istisnai hallerde özel hukuk sözleşmelerinde
dahi somut olaydaki ek faktörler temeline dayal ı olarak gerçekleşebile-
ceği yönünde AIHM karar ı ve meşru beklenti kavramının yorumu hak-
k ında ayrıntı l ı bilgi için bkz. Gemalmaz, s. 144 vd. ile s. 149'da yer alan
Dn.(456).

' Aida Grgic/Zvonimir Mataga/ Matija Longar/ Ana Vilfan, Avrupa İn-
san Hak/an Sözleşmesi Kşsamznda Mü/kiyet Hakk ı, Avrupa Konseyi İnsan
Haklar ı El Kitapları, No. 10, (çev. Özgür Heval Ç ınar/Abdulcelil Kaya),
Strasbourg 2007, s. 6 ve s. 8; Gözübüyük/ Gölcüklü, S. 419; Gemalmaz,
s. 176.
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FÜGEN fıkrada ifadesini bulan son kural da, mülkiyetin kullanılma-
SARGIN'IN 51 üzerinde, Devletin kontrol hakk ıyla ilgilidir. Bu bağlamda,

TEBLi Ğİ son iki kural, mülkiyetten barışcıl biçimde yararlanma hakkı-
na müdahalenin özel örnekleri olarak, ilk kuralda beyan edi-
len prensip ışığında yorumlanmal ıdır.32

Özetle ifade edilmek gerekirse, Sözleşme'ye göre hakkın
varlığı mutlak olmayıp; milli hukukça tanınmış olmak kay-
dıyla, hak baz ı kıs ıtlama ve s ınırlamalara konu edilebilecek-
tir. Genel kural niteli ğindeki, mülkiyete saygı ilkesi, madde-
nin açıkça izin verdiği baz ı özel müdahale şekilleri dışında-
ki her türlü müdahaleyi yasaklamakta ve bu suretle genel bir
koruma sağlamaktadır; ayrıca, izin verilen müdahale şekille-
rinin meşruluk şartlanna da bizzat işaret etmektedir?"

Öte yandan, A İHM kararlarında vurgulandığı üzere,M
müliciyet hakkını düzenleyen 1 no.'lu Protokol'ün 1. mad-
desinde yer alan, "milletleraras ı hukukun genel ilkelerine uygun
olarak" ifadesi, münhasiran yabanc ı ların mülkiyet haklar ı bakı-
mmdan getirilmi5tir; 35 bu ilkeye yer verilmek suretiyle, mil-
letlerarası hukukun öngördüğü şekilde, "kamu yararı na36 uy-

" Lithgom and Others t'. ilie United Kingdom: Doğru, s. 71.
Cözübüyük/ Gölcüklü, s. 420.
App. No. 8793/ 79, Judgment 21 February 1986 Case of James and Others
t'. 11w United Kingdom: http://cmiskp.echr.coe.int/tkp/97/search.asp?
(08 Nisan 2009 günü itibariyle); Türkçe metin için bkz. Do ğru, s. 3-22.
Mahkeme kararında, "Protokol'ün 1. maddesinde, milletleraras ı hukukun
genel prensiplerine atıfta bu/unutmak suretiyle sadece, "yabanc ılann" tnülk-
lerinin kamulaştırı lması halinde kendilerine hemen, yeterli ve etkili bir tazmi-
mit ödenmesine dair milletleraras ı hukuk şartına işaret edildiğini" belirtmek-
tedir. Devamla, Mahkeme'ye göre, "... nıaddede bu ifadeye yer verilerek iki
amaç gerçekleştirilmeye çal ışı lm ış tır: Bunlardan ilki, yabancı lara, milletlerara-
sı hukukun ilgili prensiplerine başvurarak hakların ın korunmas ı için Sözleş-
me mekaniznıasına doğrudan başvurabilme imkön ı sağlamaktadır. Ikinci ola-
rak, Protokol'ün yürürlüğe girmesi neden iyle yabancı ların hakların ın azaltıldı -
ğı şeklindeki muhtemel argü man/ara karşı güvence temin edilmektedir" James
and Others t'. Tlıe tinited Kingdom: Doğru, s. 13-14 ve s. 15'den naklen;
Ayn ı yönde bkz. Lithgom and Others t'. Dıe United Kingdom: Doğru, s. 72-
74.
Mahkeme kararında kamu yarar ı kavramı şu şekilde somutlaştırılmak-
tadır: "Meşru, sosyal, ekonomik ve diğer politikalar gereğince mülkiyetin elden
alı nması, alı nan mülkiyetten toplumun film kesimleri doğrudan yararlan masa
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gun olmak"37 ve "makı2l bir tazminat ödenmesi yükümlülü ğiiniP FÜGEN

yerine getirmek"39 kayd ıyla, bir yabancmın kanunda belirlenen SARG İ N'IN

5artlarla4° bireysel olarak fiilen sahibi bulunduğu mülkiyet TEBUĞ I

hakkına her zaman son verilebilmesi, yani, hakk ın bütünüyle
ve hukuken yok olmas ı mümkün kılınmaktad ır.41 "Ölçülülük
ilkesi" ile "alternatif çözümlerin varlığı" da Mahkeme'nin tah-
lil ettiği kriterler aras ında yer almaktadır.42 Yine, maddenin 2.

veya mülkü kullanmasa bile kamu yararına olabilir":James and Others v. The
[in ited Kingdom: Doğru, s. 7-8'den naklen.
"Kamu yararı" ibaresi maddede aynca zikredilmi ş bulunmakla birlikte,
böyle bir gerekliliğin milletleraras ı hukukun genel prensipleri aras ında
her zaman yer ald ığı, bu nedenle, yabanc ılar söz konusu olduğunda, ge-
nel prensiplerin zaten kamu yarar ı kriterinin aranmas ını gerekli kıldığı,
bu ibarenin esasen vatanda şlan korumak amacıyla maddeye konduğu
yönünde bkz. James and Others v. The United Kingdom: Doğru, s. 14.
Mülkiyet hakk ının hukuka ayk ın biçimde ihMI edildiği veya sona erdi-
rildiği hallerde ise AIHM'nin son tarihli kararlarmda eski hale iade gibi
parasal olmayan hukuka aykırı lık giderim araçlar ına, tazminat dışı ön-
lemler olarak yer verilmeye başlandığı hakkında bkz. Kerem Alhpar-
mak, "Kopya Ijavalar ve Pilot Kararlar: Bir Kararda Bin Adaletsizlik?",
50. Yı l ı nda Avrupa İnsan Hakları Mahkemesi: Başarı m ı Hayal Kırıklığı m ı ?,
Ankara Barosu Yayınları, Ankara 2009, s. 68-73.

" Protokol'ün 1. maddesinde tazminat ödenmesi bir yükümlülük olarak
yer almamaktadır. Ancak, Mahkeme'ye göre, tazminat şartlan, itiraz
konusu kamula ştırmanın farklı menfaatler aras ındaki adil dengeye say-
g ı gösterip göstermedi ğini ve özellikle başvuruculara orantıs ız bir kül-
tel yükleyip yüklemediğini değerlendirme bak ımından önemli bir hu-
sus teşkil eder. Buna paralel olarak, Protokol metnini imzaya açan Ba-
kanlar Komitesi 52(1) say ıl ı kararında, "milletleraras ı hukukun genel pren-
siplerinin kamulaş tırma olaylarında vatandaş olnıayanlara tazminat ödenmesi
yükümlülüğü yüklediği"ni açıkça belirtmiştir: James and Others v. D ıe [ini-
ted Kingdrnn: Doğru, s. Il ve s. 15'den naklen.

° Sözleşme'de geçen hukuk veya hııkukilik terimlerinin, sadece iç huku-
ka gönderme yapmakla kalmadığı, hukukun üstünlüğüne (üye devlet-
lerin ortak hukuk prensiplerine) de i şaret ettiği iddiasının, Mahkemece
teyit edildiği yönünde bkz. James and Others t. Dıe United Kingdom: Doğ-
ru, s. 15.
Gözübüyük/ Gölcüklü, s. 422423.

42 Mahkeme, ayr ıca "kullan ılan araçlar ile gerçekleş tirilmek istenen amaç ara-
s ı nda mak. ı2l bir orantı lı lık ilişkisinin kurulması gerektiğinin ve bu şartı n,
toplumun genel yararı n ı n gerekleri ile bireyin temel hakların ın korunması n ı n
gerekleri aras ında adil denge kavram ıyla ıflı de edildiğini kararında belirtmiş-
tir. Bu aşamada, alternatif çözümlerin varl ığı, adil denge kurulması gereği göz
önünde tutularak seçilen araçların, izlenen amacın gerçekleş tirilmesi bakı m ın-
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FÜGEN fıkrası uyarmca devletler, mülkiyet hakkının "genel menfaate"
SRG İ N'IN uygun olarak kullanılmasını sağlamak için, gerekli k ısıtlama-

TEBUĞİ 	 lar getirebilecektir.43

Bu aşamada, sözü edilen kriterler aras ında hakkm özüne
yer verilmiş olup olmadığı üzerinde de durulmal ıdır. Dokt-
rinde, 1 no.'lu Protokol'de, smırlamanın smirı ölçütünü içe-
ren bir özel madde hükmüne yer verilmemi ş olmakla birlikte,
hakkın özü kriterininM genellikle sınırlama şartına sahip ol-
mayan hükünıler bakımından da uygulama alan ı bulduğu ve
AlliS ve eki protokollerinde düzenlenen haklar ba ğlamında
da geçerli olaca ğı tespih yap ılmaktadır. Dolayısıyla, bu doğ-
rultuda, mülkiyet hakkını düzenleyen 1 no.'lu Protokol'ün 1.
maddesi açısndan da hakkın özü kriterinin uygulama alanı
bulabileceği söylenebilecektir.45

Bu kapsamda son olarak, Sözleşme'nin ayrımcılık yasa-
ğmı düzenleyen 14. maddesi de zikredilmelidir.' Bu madde,
Mahkeme'nin yerleşik içtihatlarma göre, Sözleşme ve diğer
Protokol hükümlerini tamamlamakta; bir ba şka deyişle, bu
maddi hükümlerle korunan haklar ın ve hürriyetlerin kulla-
rulmasıyla bağlantılı olarak bir sonuç do ğurmaktadır. AIHM,

dün makül ve uygun olup olmadığı tespit edilirken, ele al ınan diğer ilgili fak-
törlerden sadece biridir":James and Ot/ters v. The Linited Kingdom: Doğru, s.
1O'dan naklen.
Gözübüyük/ Gölcüklü, s. 422423.
Hakkın özü kriteriniı ,ölçülülük testirıin metinsel dayanaklarından biri
olduğu ile bağımsız ve gerekli ek bir ölçüt yarattığı hakkındaki farkl ı
görüşler için bkz. Gemalmaz, s.451 vebu s.' da yer alan Dn. (1393).
Gemalmaz, s. 448-449; Kan ımızca, Sözleşme'nin 17. maddesi, 1 no.'lu
Protokol' ün 1. maddesinde düzenlenen mülkiyet hakkına dair yap ı-
labilecek sın ırlamalarm sınırlarını belirleyen ölçütler olarak da dikkate
almabilecektir. Nitekim 17. maddeye göre, "Bu Sözleşme hükümlerinden
hiç biri, bir devlete, topluluğa veya kişiye Sözleşmede tan ı nan hak ve özgürlük-
lerin yok edilmesine veya burada öngörüldüğünden daha geniş ölçüde s ın ırla-
malara uğratılmas ı na yönelik bir etkinliğe girişine ya da eylemde bulunma hak-
kı m Sağlar biçimde yorumlanamaz

' "İşbu Sözleşmede tan ınan hak ve hürriyet/erden ist ıflıde keyfiyeti, bilhassa
cins, ı rk, renk, dil, siyasi veya diğer kanaat/er, milli veya sosyal men şe, milli bir
az ınlığa mensupluk, servet, doğum veya herhangi bir durum üzerine müesses
hiç bir tefrike tdbi olmaks ız ın sağlanmal ı dır."
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kararlarmda, sürekli olarak, objektif ve makül hakl ılığa sahip FÜGEN

olan bir farkl ı muamelenin ayrımcılık oluşturmayacağını tek- S4RGIN'IN

rarlamaktadır. Buna göre, farkl ı muamele, "objektif ve mak ı2l TEBLiĞİ

bir hakl ı lığa sahip" değilse, yani "meşru bir amaç" gütmüyorsa
veya "kullan ılan araçlarla gerçekleş tirilmek istenen amaç aras ın-
da makül bir orantılil ık" yoksa, ayrımcı bir içerik taşıyacaktır.47

Sonuç itibariyle, AİHS açısından temel çerçeveyi belirle-
mek gerekirse, Sözleşme' nin temel insan haklarından biri ola-
rak mülkiyet hakkının tanınmasını güvence altına alan bir Mi-
küm içermediği; sağladığı korumanın ancak üye devletin iç
hukuk kurallar ıyla tanıdığı mevcut müllciyet hakkı bakınıın-
dan söz konusu olabileceğidir. Konuya yabanc ılar aç ısından
bakıldığında, böyle bir hakk ın yabanc ılara verildiği haller-
de, kullanımının sınırlar ı ya da sona erdirilmesinin şartlan, 1
no.'lu Protokol'de belirtildiği üzere, kanurıllik esas ına dayalı
bir müdahalenin, kamu menfaatini sağlayacak haklı ve makül
bir nedene dayanmas ı ve bu meşru amaca ulaşacak araç ile
bir ölçtilülüğün olmasıdır ki, bunu gerçekleştirecek kriterler-
den biri de mülkiyet hakkının yerini, derhal ödenmesi gere-
ken uygun bir tazminat miktar ının almas ıdır.

Türk Anayasas ı'nın, "herkes" ifadesini kullanan 35. mad-
desi karşısında, yabancıların mülkiyet hakk ı güvence alt ına
alınmış, bir başka ifade ile bu hak tanınnuş olduğundan, halcka
iç hukuk kuralları ile getirilecek s ınırlamalar ın, Anayasa'nm
16. ve 90. maddeleri do ğrultusunda, Türkiye'nin taraf ı oldu-
ğu AİHS ve eki Protokol'ün çizdi ği sınırlar ve AIHM'nin ka-
rarlanyla somutlaşan yorum dahilinde ortaya ç ıkan yukarıda
zikredilen kriterlere uygunluk arz etmesi gerekecektir.

Lithgow ve Diğerleri vs. Birleş ik Krallık dAvas ı : Doğru, s.73; App. No.
8695/79, Judgment 28 October 1987 Case of Inze v. Austria davas ı için
bkz. http://cmiskp.echr.coe.int/tkp/97/search.asp? (08 Nisan 2009
günü itibariyle); Türkçe metin için bkz. Do ğru, 397406.

Mülkiyet hakkım sınırlama kriterleri hakk ında ayrıntı lı bilgi için bkz.
Gemalmaz, s. 447 vd.
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FÜGEN	 Il. Sınırlamaya Dair Genel İlkeyi Belirleyen

	

SARGIN'IN	 Tapu Kanunu
TEBLi Ğİ 

22 Aralık 1934 tarihli ve 2644 say ılı Tapu Kanunu'nun 35.
ve 36. maddeleri, konumuz açıs ından önem arz etmektedir.
Bunlardan ilki, yabancılann mülkiyet hakkı ile ilgili sırurla-
mayı belirleyen temel ilkeleri içermektedir. Tapu Kanunu'nun
36. maddesi bağlanıında dikkat çekilmesi gereken husus ise,
maddenin esasen "yabana yatırı m" ile ilgili olmas ıd ır.

Aşağıda öncelikle yabanc ı gerçek kişilerin, daha sonra tü-
zel ki şilerin anayasal güvence altında bulunan mülkiyet hak-
lannı s ınırlandıran ilgili kanun hükümleri; son olarak da ya-
bancı yatırımcıların Türkiye'de kurduklar ı veya iştirak ettik-
leri şirketlerin mulkiyet haklar ı inceleme konusu yap ılacak-
tır. 36. maddedeki s ınırlama, yabanc ı sermayeli Türk şirketle-
rine ait bulunmakla birlikte, ayn ı zamanda Türkiye'de şirket
kurmak, şirkete iştirak etmek suretiyle yabanc ı sermaye geti-
ren yabanc ı gerçek ve tüzel kişileri de dolaylı biçimde de olsa
etkilediğinden konunun bu başlık altında ele alınmas ı uygun
görülmüştür.

Ancak, içeriği itibariyle incelemeye ba şlamadan önce ka-
nun yapma tekni ği açısından, mülkiyet hakkının kullanım sı-
nırlarını belirleyen hükürnlerin, Tapu Kanunu'nda düzenlen-
miş bulunması hususu eleştirilmelidir. Zira, ilgili hükümle-
rinden anlaşılacağı üzere 1934 tarihli Tapu Kanunu şekli hu-
kuku düzenleyen bir kanundur; bu nedenle, edinimin şeklin-
den ziyade mülkiyet hakkının sırurlarmı belirleyen maddi hu-
kuk kurallarırun, bu Kanunda yer almas ının tercih edilmiş ol-
ması dikkat çekicidir.

Ayrıca, bu paralelde ele ştirilmesi gereken bir diğer nok-
ta da 35. ve 36. madde metinlerinin anla şılması güç karma-
şık bir ifade tarz ı ile kaleme alımmş olmas ıdır. Aynı madde
dahilindeki birbirini takip eden f ıkralar arasındaki uyumsuz-
luk bir yana, madde metinleri son derece uzundur ve birden
fazla maddede düzenlenmesi uygun olan konular içiçe geç-
miş biçimde, iki maddeye sığdırılnuş bulunmaktad ır. Örne-
ğin, Kanun'un 35. maddesi 3. f ıkrasında, önce kurala istisna

446



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTEC İ VE YABANCILAR IIUKUKUNDAK İ GÜNCEL GELİŞMELER

teşkil eden rehin hakkı tesisi düzenlenmekte; sonraki f ıkrada FÜGEN

ise, tüzel kişilerin sinirli ayrıl haklardan yararlanma haklar ına SARGItIN

dair temel sınırlayıcı kural yer almaktad ır.	 TEBli Ğ i

A. Gerçek Kişilerin Mülkiyet Hakk ı ve
Sınırlı Ayni Hak Edinimine Getirilen S ınırlamalar

1. Mülkiyet Hakk ının Edinimine Dair S ınırlamalar

a. Genel İlke

22 Kasım 2001 tarihli ve 4721 say ı lı Türk Medeni Ka-
nunu'nun (TMK) 704. maddesinde ta şınmaz mal olarak nite-
lendirilen, "arazi", "ayrı bir sayfaya kaydedilen bağims ız ve sürekli
nitelikli ayni haklar" ile "kat mülkiyeti kanununa göre kat mülkiyeti
kütüğüne kayı tl ı bağıms ız bölümler"in yabanc ı gerçek kişiler ba-
kımından edinimine getirilen s ınırlamalar, Tapu Kanunu'nun
35. maddesinin 1. fıkrasında49 aynen şu şekilde ifade edilmek-
tedir: "Yabanc ı uyruklu gerçek kişiler, karşı l ıkl ı olmak ve kanunfsz-
n ı rlamalara uyulmak kayd ıyla, Türkiye'de işyeri veya mesken ola-
rak kullanmak üzere, uygulama imar plün ı içinde veya mevzii imar
pldn ı içinde bu amaçlarla ayrıl ıp "tescil edilen" taşınmazlan edine-
bilirler... Yabanc ı uyruklu bir gerçek kiş inin ülke genelinde edinebi-
leceği taşınmazlar ile bağı ms ız ve sürekli nitelikte s ın ı rlı aynfhakla-
nn toplam yüzölçümü iki buçuk hektan geçemez". 51 Bu hüküm da-

Yabancıların mensubu oldukları devlet adlarına göre, Türkiye gene-
linde ve iller bazında sahibi bulunduklar ı taşınmaz malların yüzölçü-
mü ve sayısına dair hergün giincellenen istatistiki bilgi için bkz. http:/ /
www.tkgm.gov.tr/ yabancIlar

° Tapu Kanunu'nun 5444 say ılı Kanun'la değişik 35. maddesinin 1. fıkra-
s ında yer alan ve Bakanlar Kumlu katan ile bu miktar ın 30 hektara ka-
dar uzatılabilmesine imkan tan ıyan 4. cümlesi, Anayasa'nın 7. maddesi-
ne aykırı olduğu gerekçesiyle Anayasa Mahkemesi'nce iptal edilmi ştir.
Karara göre, "... yasakoyucunun temel ilkeleri koymadan, çerçeveyi çizmeden
yürütmeye yetki vermemesi, s ı n ı rs ız bir yetki alan ı n ı yönetimin düzenlemesi-
ne bı rakmamas ı gerekir. Ddva konusu kural ile Bakanlar Kurulu'na tan ınan
yetkinin s ın ı rı, esasları ve çerçevesi Jikrada belirlenmiş olmakla birlikte, verilen
yetki iki bu çuk hektarlı k yasal s ı n ırın oniki katına kadar artırı labilmeyi olanak-
lı kı ldığından, düzenleme sı n ı rlaman ın işlevselliğini etkisiz b ı rakacak derecede
ölçüsüzdür. Buna göre, Bakanlar Kurulu'na tan ınan... artı rma yetkisinin ölçü-
süz olmas ı yasama yetkisinin, yürütme organ ı na devri sonucunu doğuracağın-
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FÜGEN hilinde, Arıayasa'nın 35. maddesi ile tanınrruş mülkiyet hak-
SAGIWIN kmın kullanımına getirilen temel smırlamanın çerçevesi, s ı-

TFBU Ği rasıyla "karşılıklıl ık ilkesi", "kan'anf s ımrlamalara riayet", "kul-
lan ı m amacı ", "uygulama imar pMm ya da n ıevzii imar plün ı için-
de bu amaçlarla ayr ılarak tescil edilmiş olmak"51 ve "ülke genelin-
de belli bir yüzölçümünü geçmentek" 2 şartları dahilinde belirlen-
miş bulunmaktad ır.

Yine, yüzölçümünü esas alan bir di ğer smırlama da 35.
maddenin 7. fıkrasında yer almaktada. Bu s ınırlamaya göre,
yabancı uyruklu gerçek kişiler, "merkez ilçe ve ilçeler baz ında",
uygulama imar plönı ve mevzii imar plm s ınırları içerisin-
de kalan toplam alanlar ın yüzölçümünün "yüzde onuna kadar"
plan kısım da taşınmaz mal ile bağımsız ve sürekli nitelikte
mırlı ayni hak edinebi1irlr. Bakanlar Kurulu, bu oran ı aşma-

mak kaydıyla farklı oran belirlemeye yeticilidir. Bir başka ifa-
de ile Kanunda yer alan % 10'luk oran, Bakanlar Kurulu'nun
gördüğü lüzurn üzerine azaltılabilecektir. Takdir yetkisi da-
hilinde bfr oran belirlerken Bakanlar Kurulu, altyap ı, ekonomi,

dan kabul edilemez... ". 11 Nisan 2007 tarihli, E. 2006/35, K. 2007/48 say ı lı
Anayasa Mahkemesi ka ı aıı için bkz. RG, 26 Ocak 2008, S. 26758, s. 11.

51 Uygulama imar plüm, mevzii imar plan ı kavramları için bkz. 03 Ma-
yıs 1985 tarihli ve 3194 say ıl ı imar Kanunu, m. 3 ve m. 5: RG, 09 May ıs
1985, S. 18749; Plan Yap ımına Ait Esaslara Dair Yönetmelik, m. 3: RG, 02
Kas ım 1985, S. 18916, (Mükerrer); ilgili mevzuat hükümleri için ayrıca
bkz. httr://wwiv.rnevzuat.adalet.gov.tr/htinl/711.htinl; http://www.
mevzuat.adaletgov.tr/html/20361.html  (08 Nisan 2009 günü itibariy-
le; planlı alanda belirlenen tar ı m, turizm, enerji, konut, sanayi gibi çeşit-
li kullamm amaçlarıyla, bu yerlerin ba şka kullanım amaçlarına dönüş-
türülebilmeleri imkan ı hakkında aynntı l ı bilgi için bkz. Yücel hal, Türk
Şehir Pldıjiama ve İmar Mevzuatıııı n Kentsel Dönüşüm ve Deprem Ağırlıklı
incelenmesi, Ankara 2008.

52 17 Te ınrnuz 2008 tarihli 1662, 2008/12 say ı l ı Genelge'de belirtildi ği ilie-
re, " ... taşnıınaz mal edinimi veya bağıms ız ve sürekli nitelikte s ı n ırlı aynihak
tesisi talebinde bulunan yabancı gerçek kişilerin akitli işlemlerde resmi senede,
kanuni miras dışındaki tasarrujiar in düzenlenen tescil isten, belgesinde, bu
taşınmaz mal dahil, Türkiye Cumhuriyeti s ı n ı rları dahilinde şahsım tarafindan
edinilen bağıms ız ve sürekli nitelikli s ı n ırlı ayni haklarla taşmmsız malların
miktarı 2.5 hektan geçınemektedir. Aksi durumun ter piti halinde fazla mikta-
rı n tasfiye edilerek bedele çevrilmesini kay ı ts ız ve şartsız kabul ve taahhüt ede-
rim şeklinde taal ı iı ütlerin alınması .... . öngörülmektedir. Genelge metni için
bkz.http://www.tkgm.gov.tr (04Nisan2OO9günüitibariyle)
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enerji, çevre, kültür, tarım ve güvenlik açısından merkez ilçe ve FÜGEN

ilçelerin önemlerini dikkate alarak bir de ğerlendirme yapa- SARG İ WIN

caktır53. Her iki madde fıkras ı birlikte yorumlandığmda, ya- JEBUĞİ

bancı gerçek kişinin edineceği toplam taşmmaz mallar ile ba-
ğmısız, sürekli nitelikli sinirli ayni haklarm yüzölçümü top-
larnı, belli bir merkez ilçe ve ilçeler baz ında uygulama imar pldn ı/
mevzii imar pldn ı içinde kalan toplam alan ın % 10'unu; Türkiye ge-
nelinde ise 2.5 hektarı geçemeyecektir. Ancak hemen belirtelim
ki, bu % 1O'luk s ınırlama, tek bir yabanc ı kişiye ait olmayıp;
o bölgede genel olarak tüm yabanc ıların edinebilecekleri ta-
şınmaz malların toplanum esas almaktad ır. Bir başka ifade ile
yüzölçümü sınırlamalanndan biri, belli bir alandaki tüm ya-
bancıların; diğeri ülke genelinde ilgili ba şvuru sahibinin edi-
nebileceği taşınmaz malların ve bağımsız, sürekli ayrıl hakla-
rın yüzölçümü toplamına ait gözükmektedir.

Anayasa Mahkemesi'nin, Tapu Kanunu'nun Bakanlar
Kurulu'na, "yabancı gerçek kiş ilerin il baz ında edinebilecekleri ta-
şinmaz malların, illere ve il yüzölçümüne göre, binde be şi geçme-
mek üzere oran ini tespit" yetkisi veren ilgili hükümlerini, yetki
devri bulunduğu düşüncesi ile iptal etmesi üzerine, iptal ka-
rannda yer alan gerekçeler dikkate alınarak yukarıda zikre-
dilen yeni madde hükmü ihdas edilini*tir. 54 Ancak yeni dü-

"Tapu ve Kadastro Genel Müdürlüğü'nün bağlı olduğu Bakanlık bünyesin-
de, ilgili idare temsilcilerinden oluşan Komisyon taraJindan, bu madde uyar ı n-
ca Bakanlar Kuruluna verilen yetkiler dahilinde çalışmalar yapılmak suretiy-
le kamu kurum ve kurulu şların ın bu kapsamdaki teklfleri incelenip değerlen-
dirilerek Bakanlar Kuruluna sunulur. Valiliklerce, merkez ilçe ve ilçelerin uy-
gulama imar pMn ı ve mevzi imar plün sın ırları içerisinde kalan toplam alanla-
rın yüzölçümünde meydana gelen değişiklikler, takip eden yıhn Ocak ayı sonu-
na kadar Komisyona bildirilir (Tapu Kanunu m. 35/7. t.).

Anayasa'da yasa ile düzenlenmesi öngörülen konularda yürütme organ ı -
na genel ve s ı n ırları belirsiz bir düzenleme yetkisinin verilınesi olanakl ı değil-
dir. ... yürütme organ ına yasalarda düzenlen memiş bir alanda genel nitelikte
kural koyma yetkisi getirilemez... Düva konusu ku rai la yabana uyruklu gerçek
kişilerin il baz ında edinebilecekleri taşınmaz malların illere ve il yüzölçümüne
göre binde beşi geçmemek üzere oran ını tespite Bakanlar Kurulu yetkili kı lın-
maktadır. iller coğrafi ve stratejik olduğu kadar yerleşim alanları ve konumları
itibariyle de biribirindenfarkl ıl ıklargöstermektedir. Kimi illerin yerleşim alan-
ların ın tamam ı veya birçok büyük ilçesinin tamam ı binde beşlik sınırın altında
kalabilnıektedir. Buna karşılık il yüzölçümleri, ilin ormanları, dağları ve mera-
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FÜGEN zenlemede, iller yerine ilçe ölçeğinde belirlenen alt ve üst s ı-
SARGIN' İN nırın yani sıra, bu aral ıklar arasında oran belirlenirken Ba-

TEBU Ğİ kanlar Kurulu'nun esas alacağı hukuki sebepler de Kanun'da
zikredilmiş bulunduğurıdan, yetkinin devrinde belirsizlik
bulunduğu temeline dayalı benzer bir iptal gerekçesinin ile-
ri sürülmesinin güç olacağı düşünülmektedir. Bu kısıtlama-
nm, Anayasa'nın 16. maddesine uygun olması için Bakanlar
Kurulu'na tanınan yetkinin kullanım smırlannın ve suurlama
nedenlerinin kanun ile somutlaştırılmış/objektif ölçülerde
somutlaştırılabilir kriterlere bağlanmas ı, böylece haktan ya-
rarlanacak kişi bakımından öngörülebilir nitelikte olmas ı ge-
rekir. Bu aç ıdan bakıldığında hükmün mevcut hali ile Anaya-
sa m. 16'ya uygun bir düzenleme içerdi ği söylenebilir.

Kanun'da karşılıklı işlemin tanımı da yapılmak suretiy-
le geçmiş dönemlerde bu konuda yaşanan tereddütler bir öl-
çüde giderilmiş olmaktadır. 35. maddenin 6. fıkrasmda belir-
lendiği üzere, karşıhklilığın tespitinde, hukuki ve fiili durum
esas alınacaktır." Buna göre, siyasi (andi), kanuni ve fiili kar-

lan gibi yerleşim alanlan dışı ndaki kısımlann ı da kapsamaktad ır. iller için ge-
çerli koşulları n ilçeler ve beldeler içinde geçerli olmad ığmdan söz edilemez. Bu
durumda Bakanlar Kurulu'na b ı rakı lan düzenleme yetkisinin Anayasal s ı n ır-
lar da gözetilerek çerçevesinin belirlenmedi ği açıktır. Ülke bütünlüğü ve ege-
menliği ile doğrudan ilgili olduğunda duraksama bulunmayan yabancılann ta-
şınmaz mal edinimi konusunda yasaların açık, anlaşı labilir ve sm ırları belli ku-
rallar içennesi gerekir. iptali istenen kural ise yeterli aç ıklıktan ve bel irlilikten
uzak olduğundan Anayasan ın 2. ve 7. maddesine ayk7rıdır... 11 Nisan 2007
tarihli, E. 2006/35, K. 2007/48 sayılı Anayasa Mahkemesi kararı : RG, 16
Ocak 2008, S. 26758, s. 14.
AİHM, App. No. 45628/99, Judgment 27 March 2007 Case of Aposto-
lidi and Others v. Turkey ile App. No. 19558/02, Judgmeııt 08 January
2008 Case of Nacaryan and Deryan v. Turkey davalannda verdiği kararla-
rında ta şınmaz mal edinmenin karşılıklı işlem şartma bağlanmasııun, 1
no.'Iu Protokol'ün 1. maddesi hükmü kapsam ında bir ihlül yaratıp ya-
ratmadığı hususunu tartışma dışında bırakmış; buna karşılık, karşılıklı
işlemin uygulanışınm değil, başvııranları etkileme şeklinin incelenme-
si gerektiği; "hukukilik ilkesi" nin gerçekleşmiş sayilması için, kanuni
bir dayanağın varlığının yeterli olmay ıp; aynca mevcut iç hukuk kura-
Imın başvuranlar bakımından, yeterince anlaşılabilir, ulaşı labi]ir, kesin,
öngörillebilir, nitelikte bulunmas ı lüzım geldiği noktasından hareket-
le ihlalin varlığı sonucuna varmıştır. Bu a şamada Mahkeme, Türk milli
makamlarının, Türk vatandaşlarının ilgili ülkede hak edùùrrderinin ya-
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şıl ıkl ılık türlerinin üçü de uygulama alain bulacakt ır. Ancak, FÜGEN

karşil ıkl ıhğm gerçekleşmesi için bir kanun ya da sözleşmenin SARGIN'IN

hukuken varlığı yeterli olmayıp, bu sözleşme veya kanun hü- TEBLİĞİ

künılerinin fiilen uygulanmakta olması da aranacaktır. Buna
karşılık, karşılıklı işle • 'tam bir karşı l ıklılığı " mı ifade edece-
ği; bir başka deyişle hakkın, yabana devletin Türk vatanda ş-
larına tanıdığı, hukuki sebep, miktar, tür ve ölçü esas almarak
mı verileceği aç ık değildir.'

6. fıkrada devamla yer verilen, "bu ilkenin kişilere toprak
mülkiyeti hakk ın ın tan ınmadığı ülke uyruklarına uygulanmas ında,
yabanc ı devletin taşı nmaz ediniminde kendi vatandaşlanna tan ıdığı
haklann, Türkiye Cumhuriyeti vatanda şlarına da tan ınmas ı esas-
tır" hükmü ise oldukça mu ğlak ve yorum ihtilafı yaratacak
niteliktedir. Anayasa Mahkemesi bu madde hükmünü şu şe-
kilde yorumlamaktadır: "Türkiye ile arasında karşı l ıklıl ık bulun-
makla birlikte, toprak satışın ın olmadığı devletlerde, karşılıklıl ık Ü-
kesiyle, fiili' ve hukuki durum esas al ı narak, yabana devletin kendi

sakland ığı veya fiilen kı s ıtlandığı yönündeki bilgileri teyit edecek so-
mut örneklere dayanmaks ızın karşıl ıklı işlemin bulunmadığı sonucu-
na varnuş olmasını esas alrmştır. Kararlann Türkçe metni, D ışişleri Ba-
kanlığı resmİ çevirisinden elde edilmi ştir. Her iki kararın Fransızca ori-
jinal metinleri için bkz. http://cmiskp.echr.coe.int/tkp/97/search.asp?
(08 Nisan 2009 günü itibariyle); Bu konuda aynca bkz. Mahmut Kama-
cı, "Yabanc ı Uyruklu Gerçek Ki şilerin Türkiye'de Kanuni Miras Yoluy-
la Taşınmaz Mal Edinmelerine Getirilen Ko şul ve Sıruılamaların, Insan
Hakları ve Temel Özgürlüklerin Korunmas ına ilişkin Avrupa Sözleş-
mesi (AlliS) ve Eki 1 Nolu Protokole Ayk ınlığı Sorunu", Yargıtay Dergi-
si, 2008, C. 34, S. 1-2, s.41-94; Gemalmaz, s.404.
Geçmiş uygulamada, tam bir karşıhklılığın arandığı gözlemlenmi ştir.
Yargıtay' ın, kamu düzeni gibi daha farklı bir gerekçeye de dayansa ola-
ğanüstü zamanaşımı yolu ile taşmmaz mal edinimi ile ilgili verdiği ka-
rar aynen şöyledir: " ... lke olarak zamanaşım ı yolu ile taşınmaz mal iktisaln,
Alman Hukukunda kabul edilmiş ve karşıhklıhk ilkesine uygun olarak Türk ya-
tantlaş lan Almanya'da bu haktan yararlandıklanna göre, Batı Alman uyruklu-
lar da zamanaşımı yolu ile taşınmaz mal iktisabı hakkından yararlan ırlar. Al-
man Hukuku'ndaki, [Türk Hukuku'ndan] daha uzun olan zamanaşımı süre-
sinin (30 yılI, olaya uygulanması gerekmez... Aksi dü şünüş kabul edilirse, ta-
şınmaz mala ilişkin uyu şmazlıklarda yabana hukukun uygulanmas ı gerekir.
Bu durum ise Türk kamu düzenini katlan ılamaz biçimde bozar...": Y.8.HD.,
21.10.1986, E. 1986/9681, K. 1986/10741: Ahmet Cemal Ruhi, Milletlera-
rası Özel Hukuk ve Usul Hukuku Hakkında Kanun, Ankara 2003,s. 184-190.
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MEN vatandaşlanna tan ıdığı hakların Türk vatandaşları na da tan ınma-
SARGIN'IN smm sağlannuık istendiği anlaşılmaktadır."57 Görüldüğü üzere,

TIBUG İ Anayasa Mahkemesi'nin üstelik toprak mülkiyetiriin edini-
ini yollarını satışa indirgeyen bir bakış açısıyla yorumu, mad-
de metninin anlaşılmasını sağlayacak bir aç ıklık içermemek-
tedir.

Doktrinde ifadesini bulan bir yorum tarz ına göre, adı ge-
çen hükünıje, yabancı ülkede kural olarak vatanda şları da
kapsayacak biçimde toprak üzerinde bireysel mülkiyet hak-
kı tanınmamakla birlikte, taşınmaz mallar üzerinde hak sahi-
bi olmak bakımından hem vatanda ş hem de Türk vatandaşla-
rının hukuki statüsü, çeşitli biçimlerde kullanma hakkı tanı-
ma gibi aynı hukuki yararlanma yollarına tAbi kılınnıış ise bu
devlet vatandaşları bakımından karşılıklılik şartmın gerçek-
leşmiş sayılacağı ve ilgili kişilerin Türkiye'de ta şınmaz mal
edinebilecekleri ifade edilmek istenmi ş olabilir. Ancak, bu
halde devamla, maddede yer alan ve ta şınmaz mal mülldye-
6 kazanılmasma işaret eden "taşı nmaz ediniminde.... ibaresiyle
çelişen bir durumun ortaya ç ıkacağı da vurgulanmaktadır?

Kanun'da mülkiyet hakkına getirilen diğer sınırlamalar,
35. maddenin 7. ve 9. fıkralannda ifadesini bulmaktad ır. Bu
fıkralara göre, Bakanlar Kurulu, Kanun'da say ılan bazı özel-
liği haiz yerlerde, yabancıların taşınmaz mal edinmelerini
yasaklayabileceği gibi, yine Kanun'un verdiği yetki dahilin-
de belirlediği bölgelerde, yabancıların daha önceden edinmi ş
bulundukları taşmmaz mallar üzerindeki mülkiyet hakk ım
da sona erdirebilecektir. Bakanlar Kurulu'nun, hukuki sebe-
bi 7. fıkrada somut biçimde belirtilen takdir yetkisini kullana-
bilmesi için, "sulama, eneiji, tarım, maden, sit, inanç ve kültürel
özellikleri nedeniyle korunmas ı gereken alanlar, özel koruma alan-
ları ile fivra ve fauna özelliği nedeniyle korunmas ı gereken hassas
alanlarda ve stratejik yerlerde" "kamu yararı " ve "ülke güvenliği"
bakımından yabancı gerçek kişilerin taşınmaz mal edinmele-

tl Nisan 2007 tariHi, E. 2006/35, K. 2007/48 sayıli Anayasa Mahkemesi
karan için bkz. RG, 16 Ocak 2008, S. 26758,5. 14.
Dardağan, s. 55-56.
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rinin uygun görülmemesi gerekmektedir. 9. f ıkra "yukandaki FÜGEN

Jikralar nedeniyle kamula ş tznlmas ı gereken ya da tapu sicilinde şerh SARGIN' İ N

verilmesine gerek duyulan parsellere ilişkin bildirimlerin ilgili ida- TEBLİĞİ

relerince tapu sicil müdürlüklerine yap ılacağın ı " belirtmek sure-
tiyle, "kamulaş tırma" gereğinin doğabileceğini de hükme bağ-
larmş olmaktadır. Bu noktada, Kanun ile belirlenmi ş olsa da
bir yandan, objektif kriterler dahilinde tayin edilebilecek sula-
ma, enerji, tarım, maden, sit, inanç ve kültürel önem arz eden
alanlarla, fiora ve fauna özelli ği taşımalar ı nedeniyle korun-
ması gereken hassas alanlar dışında kalan hukuk! sebepler-
den "özellikli alanlar", "stratejik yerler"in idareye geniş takdiri
yetki veren soyut kavramlar olmas ı; diğer yandan Bakanlar
Kurulu'nun zikredilen tüm alanlarda kullanaca ğı yetkinin,
yine "ülke güvenliği" ve "kamu yaran" gibi soyut kavramlara
dayanması karşısında, düzenlemenin, yetki devri yarattığı,
kanunilik ilkesini zedelediği yönünde muhtemel tartışmala-
n gündeme getirebileceğine dikkat çekilmelidir.

Söz konusu yetki, mülkiyet hakkı dışında hem s ınırlı ayni
haklar hem de yabanc ı ülkelerde kendi kanunlarına göre ku-
rularak tüzel kişilik kazanan ticaret şirketleri bakımından da
varittir.

b. Miras Yoluyla Mülkiyet Hakk ı Edinimi

aa. Kanuni Mirasçılık Hali

aaa. Karşılıklı işlem Varsa

Türkiye Cumhuriyeti ile arasında karşılıkl ılık bulunan
devlet vatandaşlarının, kanuni miras yoluyla intikal eden ta-
şınmaz malları için, 1. fıkra hükmünde yer alan kay ıt ve sı-
nırlamalann aranmayacağmı öngören Tapu Kanunu'nun 35.
maddesinin 5. fıkrasmın 1. cümlesi dolayısıyla, kanuni mi-
ras yoluyla taşınmaz mal üzerinde mülkiyet hakk ı edinimin-
de, 2.5 hektarl ık yüzölçümü ile i şyeri ve mesken olarak kul-
lanım amacı sınırlaması, uygulama imar planı veya mevzii
imar planı içinde bu amaçlarla ayrılıp tescil edilmiş olma, sı-
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FÜGEN nırlayıcı kanuni hükümiere riayet şartı uygulama alan bula-
SARGINıN mayacakür.

TEBLİĞİ

bbb. Karşılikiı işlem Mevcut Değilse

Karşılıkhlık mevcut değilse, yabancı gerçek kişilerin,
kanuni miras yoluyla edindikleri taşınmaz mallar, adlanna
intikal işlemleri yapılarak tasfiye edilecektir. (Tapu Kanunu
m. 35/5/son cüm.). Hiç şüphesiz bu halde, miras hakkı tasfi-
ye bedeli üzerinde devam edecektir.

bb. İradi Mirasç ılık Hali

Tapu Kanunu'nun 35. maddesinin 5. fıkrasınm 2. cüm-
lesinde devamla, "ölüme bağl ı tasarruflarda yukar ıdaki fikralar-
da belirtilen kay ı t ve s ın ı rlamalar uygulan ı r" hükmüne yer veril-
meMe, ölüme bağli tasarruflar bakımından, 1. fıkra hükmü-
nün uygulanmaya devam edeceğine işaret edilmektedir. 2.
cümle, 1. cümle ile bir bütm-ı olarak birlikte değerlendirildi-
ğinde, karşıliklı işlemin bulunduğu hallerde dahi ölüme bağlı
tasarruf ile mirasçı tayin edilen kişinin 1. fıkrada sözü edilen
diğer sınırlayıcı şartlara übi olacağı açıktır.

Kanuni miras ile iradi mirasç ılık arasında yap ılan bu ayn-
mm eşitlik ilkesine uygunlu ğu tartışılmıştır. Nitekim Anayasa
Mahkemesi 2007 tarihli kararında, Türk Medeni Kanunu'nda,
mahfuz hisseyi esas alan kanuni mirasç ılık sisteminin kabul
edildiği ve bu mahfuz hisselerin sakh tutulmas ıyla aile ve do-
layh olarak toplumun korunrnas ının amaçlandığı, dolayısıy-
la her iki mirasç ılık sisteminin mirasçılaruun farkl ı konumda
olduğu, bu nedenle ölüme ba ğh tasarruflar için farklı kayıt ve
smırlamalar getirilebileceği gerekçesiyle, bu ayrımın eşitlik il-
kesine ayk ırı bulunmadığma hükmetmiş tir.59

11 Nisan 2007 tarihli, E. 2006/35, K. 2007/48 say ı l ı Anayasa Mahkemesi
karan için bkz. RG, 16 Ocak 2008, S. 26758, s. 13
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Pek çok milli hukukun miras hukukunda kural olarak FÜGEN

"iradt mirasçzlık sisteminin" esas al ındığı düşünülürse, bu sı- SARG İ N'IN

nırlamanın "hakl ı lığı " tartışı lır hale gelebilecektir. Kanuni mi- TF6IJĞ I

rasçılık ile iradi mirasçılık aras ında yarat ılacak bir farkın meş-
ru, haklı bir nedene dayanmas ı ve kamu menfaatinin bulun-
ması gerekir. Oysa, " ... her iki sistem de hak edinimi bakım ından
ayn ı hukuk t sonucu doğurmaktad ır; benzer hukuki durumlara ben-
zer kuralların uygulanmas ı, kanun önünde eşitlik ilkesini düzen-
leyen Anayasan ı n 10. maddesi gereğidir".60 Mirasbırakan tara-
fından iradi mirasç ı tayin edilenler, 27 Kas ım 2007 tarihli ve
5718 saydı Milletleraras ı Özel Hukuk ve Usul Hukuku Hak-
kında Kanun m. 20/1. f. uyar ınca Türkiye'de bulunan ta şın-
maz mallar hakkında yetkili kıl ınan Türk hukuku dahilinde,"
aynı zamanda kanuni mirasç ı sıfatı taşıyabilir ve hatta muh-
temel mahfuz hisseler sakl ı kalmak kaydı ile iradi mirasç ı ta-
yin edilmiş olabilirler. Anayasa Mahkemesi'nin gerekçesinin
kendi mantığı doğrultusunda bakıldığında, bu somut halde,
söz konusu ayr ımı anlamak zorlaşacak; iki sistem aras ındaki
tek fark, hadi mirasç ı seçilen ki şilerin ayn ı zamanda kanuni
mirasçı sıf atı taşımamas ı halinde ortaya ç ıkabilecektir. Dola-
yısıyla, tüm bu hususlar gözetilmeden, aile ve toplumu ko-
ruma gibi bir düşünceyle, mahfuz hisseli kanuni mirasç ılar ı
ayrıcal ıklı bir konuma sokmak, mülkiyet hakk ının elde edi-
niminde ayr ım yapmayı haklı ve meşru gösteren bir gerek-
çe yaratamaz.

Bir başka açıdan değerlendirildiğinde bu hükmün, ölüme
bağlı tasarruflar aracılığıyla, 1. fıkra hükmünün uygulanabi-
lirliğinin dolaylı olarak bertaraf edilebilmesi ihtimalini önle-
mek amac ıyla getirilmiş olduğu düşünülebilir. Banunla bir-
likte, yapılan tasarrufun ancak ölümden sonra hüküm ifade
edeceği unutulmamal ıdır.

60 11 Nisan 2007 tarihli, E. 2006/35, K. 2007/48 say ı l ı Anayasa Mahkemesi
karanna konu olan iptal başvurusunda ileri sürülen talep gerekçesi hak-
kında bkz. RG, 16 Ocak 2008, S. 26758, s. 5-6'dan naklen.

61 RG, 12 Aral ık 2007, S. 26728.
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FÜGEN	 Öte yandan, her ne kadar ıyi. 35'de sadece karşılıklılığm
SARGINıN gerçekleşmediği kanuni mirasç ılık hali ile sınırlı bir tasfiye-

TEBÜĞİ den bahsedilmiş olsa da ölüme bağlı tasarrııflar aracılığıy-
la bir taşınmaz malın hadi mirasç ıs ı sıfatını kazanan yaban-
c ı gerçek kişinin sahip olduğu miras hakkının, kanunda ön-
görülen şartlar bulunmadığı takdirde, taşınmaz malın tasfiye
bedeli üzerinde devam edeceği açıktır. Zira, bu kanun hük-
mü, temel haklardan biri olarak kabul edilen ve Anayasa m.
35 ile anayasal güvence altına alman miras hakkını değil, mül-
kiyet haklunı sınırlamaktadır. İki hakkı bağdaştırmanın yolu,
kanımızca tasfiye bedeli üzerinde mülkiyet hakkının devamı-
nın sağlanmasıdır.

2. Sınırlı Ayni Hak Edinimine Getirilen Srn ırlaınalar
ve Tahlili

Tapu Kanunu'nun m. 35/1. f. 2. cümlesinin, "sinirli ayni
hak tesis edilmesinde de ayni ko şullar aran ır" ifadesini içerir hük-
mü gereğince, sınırlı ayni hak edininıinde de," karşıhldılık,
kanuni sııurlamalara riayet, işyeri veya mesken olarak kulla-
nılmak, uygulama imar planı ya da mevzii imar planı içinde
bu amaçlarla ayrılarak tescil edilmiş taşınmaz mallar üzerin-
de kurulmuş olmak şartları aranacaktır. Toplam 2.5 hektar-
hk yüzölçümü sırurlaması ise Kanun maddesinin aç ık ifade-
si karşısmda hiç şüphesiz bağımsız ve sürekli nitelik arzetme-
yen sınırlı ayni hak türleri bak ım ından uygulama alanı bu-
lamayacalctır. Yabancı gerçek kişiler lehine kurulacak taşın-
maz rehni tesisinde de, 1. f ıkrada yer alan sınırlamalar dik-
kate alınmayacaktır (m. 35/2. f.). Relınin sınırlamanırı kapsa-
mı dışmda bırakılmasında esas alman düşünce, alacak öden-
mediği takdirde, üzerinde rehin tesis edilen taşınmaz ma-
1m mülkiyetinin, rehin hakk ı sahibine geçmesinin mümkün

Bu sinirli ayni haklar, tapu kütüğünde ayn bir sayfaya kaydedilmek su-
retiyle bağımsız ve sürekli nitelik kazanmış ayni haklar dışında kalan
haklardır. Yulcanda belirtildiği üzere, TMK nı. 704 uyarınca sözü edilen
bağımsız ve sürekli ayni haklar, ta şınmaz mal olarak tapuya kaydedil-
mekte ve mülkiyet hakk ına dair kurallar kıyasen uygulanmaktadır.
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bulunmamasıdırP3 Ancak, aynı düşünce, diğer sınırl ı ayni FÜGEN

haklar bakımından etkili olamanıştır.	 SARGIN'IN

Sınırlı ayni haklar ın kanuni miras yolu ile edinimirte dair, 
TEBLİĞİ

sözü edilen maddede özel bir hüküm mevcut de ğildir. Mad-
denin 1. fıkrasırun 2. cümlesinde, genel olarak s ınırlı ayni
haklar ın tesis edilmesinde aynı koşulların uygulanacağı ve
3. fıkrasında rehin hakkının kapsam dışı bırakıldığı; 5. fıkra-
sının son cümlesinde, Türkiye ile aras ında karşılıklı lılc olma-
yan devlet vatandaşlarının kanuni miras yoluyla edindikle-
ri sınırlı ayni hakların adlarına intikal işlemleri yap ıldıktan
sonra tasfiye edileceğinden söz edilmektedir. Bu hükümler-
den çıkan sonuç, kanuni mirasç ılik halinde, karşılıkh işlem
yoksa sınırlı ayni hak ediniminin mümkün olmadığı ve ilgi-
li adına yap ılan intikal i şleminden sonra hakkın tasfiye edi-
leceğidir. Karşılıklı işlemin varlığı halinde ise, 1. fıkrada yer
alan s ınırlamaların etki doğurmaya devam edip edemeyece-
ği sorusu gündeme gelecektir. 1. f ıkranın 2. cümlesindeki ge-
nel hüküm, sınırlı ayni hak edinimini herhangi bir hukuki se-
bep ayrımı yapmaksızın, 1. cümlesinde ifadesini bulan mül-
kiyet hakk ı ediniminin bağlandığı koşullara tğbi kılmış; 5. Mc-
ranın 1. cümlesi kanuni mirasç ılılc halinde karşılıklı işlem var
ise, 1. fıkradaki diğer kısıtlamaların aranmayacağını taşınmaz
mal edinimi ile sınırlı olarak düzenlemiş bulunmaktadır. Do-
layısıyla, kanuni mirasç ı sıfatı ile bir smırlı ayni hak edinmek
isteyen kişi, karşılıkl ı işlemin varlığı halinde, ayrıca 1. fıkrada
öngörülen diğer sınırlamalara da tabi olmaya devam edecek-

Anayasa mahkemesi, rehnin s ınırlama alanı dışında bırakılmasının,
Anayasa'ya aykın bir durum yaratmad ığına şu gerekçeye dayanarak
karar vermi ştir: "Alacakl ı sıfatıyla bir rehin hakkı n ın iktisabı, rehne konu
olan taşınmaz mal ın iktisab ı anlam ına gelmez. Alacak ödenmedi ği takdirde, ta-
şınmaz mal edinme imkiin ı olmayan bir yabana taşınmaz mal ı edinenıeyecek,
alacağın ı satış bedelinden temin edecektir. Bu nedenle, karşı l ıklı lık ilkesi gereği,
Türkiye'de taşınmaz mal edinme hakkı olmayan bir yabanc ın ı n alacağına kar-
şı lık olmak amacıyla, taşınmaz mal üzerinde ipotek, ipotekli borç senedi ve irad
senedi biçiminde rehin hakk ı tesis etmesi, mülkiyetin, kanunlarda ôngôrükn

 durumlar dışı nda devrine yol açmayacağından taşı nmaz mal rehninde
bir s ı n ı rlama aranmamas ı Anayasa'ya aykı n değildir." 11 Nisan 2007 tarihli,
E. 2006/35, K. 2007/48 sayıl ı Anayasa Mahkemesi kararı için bkz. RG,
16 Ocak 2008, S. 26758, s. 12.
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FÜGEN tir. Bu aşamada kanuni mirasç ı sıfatıyla edinilecek rehin hak-
SARG!N' İN ki bağlamında ise, her ne kadar smith ayr ıl hakların ediııimi

TEBLİĞi bakımından benzer koşulların varlığını şart koşan genel kura-
h ihtiva eden 1. fıkra hükmünden sonra düzenlenmiş olsa da,
rehin hakkının her türlü edinim biçimini kapsayan özel hü-
küm nitelikli 3. fıkramn, 1. fıkranın istisnası olarak uygulan-
ma alanı bulacağı söylenebilir.

Benzer şekilde, ilgili maddede, ölüme bağli tasarruf ara-
cılığıyla bir sınırlı ayni hak edininıinin sınırlannı belirleyen
özel bir hüküm de yer almamaktad ır. Aynı mantık dahilinde
bir yorum yapmak gerekirse, 1. fıkranın 2. cümlesindeki s ınır-
lı ayni haldarı esas alan genel nitelikli sınırlayıcı hüküm, ölü-
me bağlı tasarruf ile sınırlı ayni hak edinimi bak ımından da
uygulama alan bulacaktır. 5. fıkranın 2. cümlesindeki, "ölü-
me bağl ı tasarruflarda yukar ıdaki Jikralarda belirtilen kayı t ve şart-
lar aran ır" ifadesi, aynı fıkranın 1. cümlesi ile birlikte değer-
lendirildiğinde, bu hükmün, taşınmaz mal edinimi ile ilgili
olduğu ve bu düzenleme tarzı itibariyle, ölüme bağlı tasar-
ruf aracılığıyla taşınnıaz mal edinmenin, kar şı lıklılık olsa bile,
maddede zikredilen diğer sınırlamalara tAbi kılmacağına işa-
ret ettiği söylenebilecektir. Bu ba ğlamda, esasen, 5. fıkranın
2. cümlesi bakımından daha geni ş bir yorum benimsense bile
sonuç değişmeyecek olmakla birlikte, sinirli ayni hak edini-
miriin, maddenin 1. fıkrasının 2. cümlesindeki genel nitelikli
hükme dahil edileceği düşünüldüğünde, mülkiyet hakkının
tAbi kılındığı sınırlamalar, ölüme bağl ı tasarruf yolu ile sınırl ı
ayni hak ediniminde de uygulanmaya devam edecektir. Ko-
nuya rehin hakkı aç ısından yaklaşıldığında ise, 3. fıkraıun re-
hin hakkını esas alan özel düzenleme olma niteli ği, bu suretle
rehin hakkı edinin-ıii de kapsayacaktır.

Devamla Kanun'da karşı lıklılık şartmın gerçekleşmediği
hallerde, smırlı ayni hakların ne olacağı sorusuna yanıt veren
açık bir hükme de rastlanılamamaktadır. Ancak, sözü edilen
5. fıkranm kanuni miras ile s ınırl ı biçimde intikal ve tasfiyeyi
öngören son cümlesinden hareketle, bu hükmün ölüme bağ-
l ı tasarruf yoluyla kurulan bir s ınırlı ayni hak bakımından uy-
gui anamayaca ğı sonucuna varılabilecektir. Bu sonuç, ölüme
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bağh tasarruf yolu ile edinilen mirasç ı lık hakkının dolaylı bi- FÜGEN

çimde engellendiğine işaret edecektir. Bu nedenle, kural ola- SARGININ

rak ölüme bağlı tasarruf yoluyla bir sinirli ayni hak edinimin- TEBli Ğİ

de de kanuni mirasa benzer bir yol izlenmesi gereklidir.

Bu aşamada, yukar ıda genel çerçevesi belirlenen sinir-
Il ayni hak ediı-ıimine dair kay ıt ve sınırlamalar hakkında şu
düşünceler dile getirilmelidir:

Kanun koyucunun rehin haklar ı ile ilgili istisnai tavn
bir yana bırakılacak olursa, taşınmaz mallar üzerinde kuru-
lan sınırlı ayni haklar ın sahibine sağladıklan yetkilerin nite-
likleri dikkate alındığında, sınırlı ayni haklarm tümünün edi-
niminin aynı şartlara tabi kılınnuş bulunması eleştirilebiir.
TMK'nın, irtifak hakları,' rehin haklar ı' ve taşınmaz yükü66
olarak somutlaştırdığı "numerus clausus" hak tasnifi dahilinde
bakıldığında, kanımızca, tüm sınırlı ayni hak çeşitleri için or-

İrtifak haklar ı şu şekilde tasnif edilmektedir: Ta şınmaz lehine irtifak
hakları (TMK nı. 779 vd.); devri ve miras yoluyla intikalinden söz edile-
meyen, kişiye bağ l ı irtifak haklan olarak intifa ve oturma hakları (TMK
m. 795 vd. ve m. 823 vd.); aksi kararla ştırılmad ıkça devri ve miras yolu
ile kazanırm mümkün kıl ınan kişiye bağl ı haklar olarak üst ve kaynak
hakları (TMK m. 826 vd. ve m. 837); aksi kararla ştırılmad ıkça devredi-
Lemeyen ve rnirasç ıya intikal etmeyen diğer düzensiz kişisel irtifak hak-
ları (TMK m. 838). Bunlardan üst ve kaynak hakk ının ortak özelliği, ba-
ğımsız ve sürekli sınırl ı ayni hak niteli ği kazanabilmeleri ve bu neden-
le taşınmaz mal mülkiyeti hakkı yaratabilmeleridir, örne ğin, üst hak-
kı, 30 y ıl ı aşan bir süre için kurularak süreklilik kazandığında taşınmaz
mal sayılmakta ve hak olarak varl ığını azami 100 yıl devam ettirmekte-
dir (TMK m. 826 ve m. 836). Tapuda ayr ı bir sayfaya ba ğımsız ve sürek-
li ayni hak olarak kaydedilen üst hakkı, mülkiyet hakkı yarattığından,
bu bağımsız hak üzerinde, ayr ıca yeni sınırlı ayni haklar oluşturulması
da mümkündür: Kemal Oğuzman/ Ozer Seliçi/Saibe Oktay-Özdemir,
Eşya Hukuku, B. 11, Istanbul 2006, s. 676; Keza kaynak hakk ı için bkz.
TMK nı. 837/3.f ık. Bu hakların dışında, düzensiz diğer kişisel irtifak-
lar da devredilebilir şekilde kurulmuşlarsa, ba ğımsız nitelik ta şırlar;
sürekliliğe sahip iseler, bağımsız ve sürekli hak nitelikleri dolay ısıyla
tapu kütüğürıde ayrı bir sayfaya taşınmaz mal olarak kaydedilebilirlen
Oğuzman/Seliçi/ Oktay-Ozdemir, s. 679-680.

65 TMK m. 850 vd.
66 Taşınmaz yükü, taşırımnaz mal malikini hak sahibine baz ı edimlerde bu-

lunma borcu altına sokan ve hak sahibinin bu alaca ğını taşınmaz bedeli
ile teminat altına alan s ınırl ı ayni haklardır (TMK m. 839 vd.).
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FÜGEN tak bir ilke belirlenmesi yerine, bu haklar ın sağlad ıkları kul-
SARGININ lanma, yararlannıa, paraya çevirme yetkilerini, müllciyet hak-

TEBLi Ğİ kının verdiği yetkilere yakınlığı ölçüsünde esas alan, dolayı-
sıyla hakların niteliklerine uygun düşen bir sınırlama getiril-
mesi uygun olurdu.

Bu bağlamda sınırlı ayni hak edininiine kısıtlama getiri-
lirken,

- hakkın verdiği kullanım yetkisinin kapsamı ve sınırı,

hakkın süresi,

- hakkın devredilebilirliği, hak sahibi dışında kalan 3. ki-
şilerce kullarulabilme ve mirasç ılara intikali imkanının varlı-
ğı,

- hakkın sağladığı yetkinin, mülkiyet hakk ının sağladığı
yetkiye benzerliği dikkate alındığında, Türkiye'de yaratacağı
ekonomik, sosyal, kültürel etki ve de ğişiklikler, stratejik alan-
lar, doğal kaynaklar, güvenlik mülahazalar ı gibi nedenler-
le, müllciyet hakk ının kullanımının kıs ıtlanmasında izlenen
amacın gerçekleştirilmesi için s ırurli ayni haklarda da benzer
sınırlamalar yapma gereği,

- sınırlı ayni hakkın, mülkiyet hakkına dönüşümü imkanı
gibi hususlar dikkate al ınmalıyd ı .

Bu kapsamda olarak, intifa haklarının, müliciyet hakkının
verdiği yetkileri en geniş biçimiyle sağlayan niteliği gereği,
taşınmaz mal edinimi koşullarına tAbi kılınmasımn yerinde
olduğu düşünülebilir. Yine, her ne kadar mülkiyet hakkının,
üst hakkına ayrılmaz biçimde bağlı olup, ondan bağımsız bir
mevcudiyeti bulunmasa, üzerindeki tasarruf işlemleri, irtifak
üzerinde tasarruf yolu ile yap ılacak ve süresi sonunda yap ı/
inşaat, arazinin bütünleyici parças ı olarak arazi malikine ka-
lacak (TMK in. 828) bulunsa da" üst hakk ının, devamı süre-
since inşaat sahibine yap ılan inşaat üzerinde mülkiyet hakkı
tanıdığı için, taşınmaz mal ediniminde aranan şartlara tabi kı-

67 Oğuzman/Seliçi/Oktay-özdenıir, s. 676; Jale G. Akipek/Turgut Akın-
türk, Eşya Hukuku, Istanbul 2009, s. 711.
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lınmasmın yerinde olacağı söylenebilecektir. Bu suretle, ayr ı- FÜGEN

ca, yabancıların taşınmaz mal edinınelerine getirilen sınırla- SARGIN' İ N

maların hileli biçimde ortadan kald ırılmas ı inıldnı da berta- TEBLİĞİ

raf edilmiş olacaktır. Buna karşılık, bir kişiye ihtiyac ı gereği
binadan veya bir bölümünden konut olarak bizzat yararlan-
ma, orada oturma yetkisi veren, devri ve intikali mümkün ol-
mayan oturma hakkının amac ı doğrultusunda bakıldığında,
örneğin, TMK m. 652/2. f. gereğince, sağ kalan yabanc ı eşin,
birlikte yaşamlan konut üzerinde kendi miras pay ına mah-
suben oturma hakkı sahibi olmasırun, karşılıldı işlem bulun-
maması gibi bir nedenle tanmmamas ı, hakkaniyete aykırı so-
nuçlar dogurabilecektir. 11 Mevcut bir taşınmaz mal üzerinde
diğeri lehine kurulan -geçit hakları (TMK m. 789), belirli bir
yükseklikten fazla inşaat yapmama gibi- yüklü ta şınmaz mal
malikini mülkiyetin içeri ğindeki baz ı yetkileri kullanmaktan
kaçınma veya irtiük hakkı sahibinin bu taşınmaz malı, hakkı-
na uygun biçimde kullarımasma katlanma yükümlülü ğü altı-
na sokan taşınmaz lehine irtif ak haklaril ile hak sahibine, atış
eğitimi, spor alanı veya geçit vb. gibi amaçla, s ınırlı kullanma
yetkisi tanıyan veya yüklü taşınmaz malikine inşaat yapmak-
tan kaçınma yükümlülüğü getiren diğer düzensiz kişisel irti-
fak haklarını da Tapu Kanunu m. 35'de öngörülen kuralın uy-
gulama alanı dışına çıkarmanın yerinde olacağı düşünülebi-
lir. Keza, konusunu, ancak yüklü ta şııımazm ekonomik niteli-
ğinden doğan veya yararlanan ta şınmazın ekonomik ihtiyaç-

5718 sayılı MÖHUK m. 20/1. E. 2. cümle gereği, TMK m. 652'ye daya-
narak sağ kalan eş böyle bir talepte bulunabilir. Zira bu maddeye göre
bir yandan Türkiye'de bulunan ta şınmaz mallar hakkında Türk huku-
ku uygulanacaktır; öte yandan, böyle bir hüküm bulunmasayd ı bile bu
talep aynı zamanda mirasm taksimine ilişkin bulunduğu için, terekenin
bulunduğu yer Türk hukukuna tAbi olacakt ır (2. E.). Bu talep sonuçlan-
d ırı lırken, hAkim Tapu Kanunu'ndaki bu sın ırlamalan dikkate almak
zonın d ad ir
Oğuzman/Seliçi/ Oktay-Özdemir, s. 626-627; Hiç şüphesiz bu hak-
tan yararlanma iki taşınmaz mal ın varlığına bağl ıd ır ve yabancının bu
haktan yararlanabilmesi için, bir ta şmmaz mal ın maliki olması gerekir.
Mevcut bir taşınmaz mal ı bulunmayan veya ta şınmaz mal edinme hak-
kı olmayan bir yabanc ırun böyle bir hak edinimi hakkın mahiyeti gereği
mümkün değildir. Ayrıntılı bilgi için bkz. Sarg ın, (raşınmaz), s. 98-99.
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FÜGEN larım karşılayan, vermek veya yapmak biçiminde bir edim
SA%IN' İN oluşturduğuna ve borç yerine getirilmedi ğinde sadece yüklü

TEBEİĞİ taşınmazm paraya çevrilecek değeri üzerinde bir hak yarat-
tığına göre (TMK m. 839/3. f. ve m. 848), taşınmaz mal yükü
bakmıırıdan da aynı sonuca varılacaktır.

Öte yandan, Kanun'un 35. maddesinin s ınırlı ayni halda-
nn, "işyeri" ve "mesken" olarak kullanılmak kayd ı ile kurula-
bileceğini öngören ancak bu kavramlar ı tanımlamayan ifade-
si, farkl ı yorumlara neden olabilecektir. Her iki kavram dar
yorumlandığı takdirde, bazı sınırlı ayni haklar ın kurulması,
mümkün olamayabilecektir. Örneğin, hak sahibine taşınmaz
mala girme, orada inşaat yapma, tesisat kurma ve mecra ge-
çirme yetkisi veren bir kaynak hakk ının başkasına ait bir ta-
şınmaz mal üzerinde mesken amaçlı kurulmas ından söz edi-
lemeyeceği gibi doğrudan işyeri olarak kullanımın gerçekleş-
meyeceği pek çok somut durum da bulunabilecektir. Dola-
yısıyla bu amaçl ı kullanım, ancak işyeri veya mesken sahibi
bulunma gereği olarak "dolayl ı biçimde" gerçekleşebilecektir.
Kanımızca, kavramın geniş yorumu, geçit hakk ı veren bir ta-
şınmaz lehine irtifak hakkı örneğinde olduğu gibi bazı sınır-
lı ayni hak türlerinin niteliği gereği daha uygun gözükmekte-
dir. Esasen, bazı s ınırlı ayni hak türlerinin edinimi imkan ını
ortadan kald ıran böyle bir sınırlamanın yerindeliği de tartışı-
lır niteliktedjr.

35. maddenin 5. fıkras ında düzenlenen kanuni miras yolu
ile edinilen bir s ınırlı ayni hakkın, karşılıklihğm gerçekleşme-
diği hallerde yapılacak "intikal" ve "tasflye" işlemleri ile ilgi-
li olarak dikkat çekilmesi gereken husus ise, tapuda ilgililerin
adlarına yapılacak intikal i şlemlerinden sonra gerçekle şeceği
ifade edilen tasfiye kavranmdan ne anla şılacağı ve bu hakla-
nn nas ıl tasfiye edileceği noktas ında yaşanacak tereddüt ve
muhtemel fiili imkansızlıktır.70

7° Bkz. aşağıda, ttfl k 3. Mülkiyet Haklu ve S ı nırl ı Ayni Hakk ın Sona Er-
mesi" başlığı altında yap ılan açıklamalar.
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3. Miilkiyet Hakkı ve Sınırlı Ayni Hakkın Sona Ermesi FÜGEN

Tapu Kanunu'nun 35. maddesinin 10. fıkrası ilginç bir
hüküm içermektedir. Fiba hükmüne göre, "Bu madde hükmü-
ne aykı rı edinilen veya kanunf zorunluluk d ışı nda edinim amac ına
aykırı kullan ıldığı tespit edilen ta şı nmazlar ile s ın ı rl ı aynf haklar,
Maliye Bakanlığı 'nca verilecek süre içerisinde maliki tarafindan tas-
fiye edilmediği takdirde tasflye edilerek bedele çevrilir ve bedeli hak
sahibine ödenir".

Bu madde hükmü ile öncelikle Türk e şya hukukunda, ku-
ral olarak mutlak anlamda, ancak "taşınmaz malın tamamen yok
olmas ı " veya "mülkiyeti terk" ya da "kamulaş tırma" ile sona ere-
bilen mülkiyet hakkının devamı, yabancılar bakınundan şar-
ta ve süreye bağlanmış bulunmaktad ır?' Buna göre, kanuni
bir zorunluluk bulunrnaksızm amacına aykırı kullanıldığı tes-
pit edilen taşınmaz mallar, malild tarafından tasfiye edilerek
mülkiyet hakkı sona erdirilecektir. Bunun yanı sıra, tasfiye ve
tasfiye bedelinden söz eden m. 35/10. f. hükmü bu suretle,
yabancıların taşınmaz mallar üzerinde ayni hak edinmeleri-
ne dair hak ehliyetinin şartların belirleyen 35. maddeye aykı-
rı bir edirıimi, sebebe bağlılık ilkesine rağmen (TMK m. 1025),
geçerli bir mülkiyet hakkı doğumu/ devri olarak nitelendirri-
yor gözükmektedir. Ayni yorum, s ınırlı ayni haklar bakınıın-
dan da yapılabilecektir.

Diğer yandan, Kanun'a aykırı biçimde edinilen veya
kanuni zorunluluk d ışında edinim amac ına aykırı kullanıl-
dığı tespit edilen sınırlı ayni haklann Maliye Bakanl ığı'nca.
verilecek süre içinde tasfiye edilmedi ği takdirde re'sen tasfi-
ye edilerek bedele çevrilece ğini öngören hüküm de ele ştiriye
açıktır. Zira daha önce de ifade edildiği üzere, nitelikleri ge-
reği bazı sınırlı ayni hakların, taşınmaz mal üzerinde kuru-
lan mülkiyet haklarının tasfiyesindeki gibi 3. ki şilere devre-
dilmek suretiyle bedele çevrilmeleri mümkün de ğildir.

Müllciyet hakk ını sona erdiren nedenler için bkz. TMK m. 717; ayr ıca
bkz. Oğuzman/Setiçi/Oktay-özdenıir, s. 366 vd.; sinirli ayni hak türk-
rine göre aynı paralelde bir yorum yapmak üzere, mülkiyet hakk ıyla or-
tak ve farklı sona erme nedenleri için bkz. Akipek/Akmtürk, s. 661 vd.
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FÜGEN	 Bu bağlamda somuflaştırmak gerekirse, örneğin intifa
SARGIN'IN hakkı ve oturma hakkı bağlamında bir değerlendirme yapı!-

TEBLi Ğİ dığında, kişiye bağl ı olan, devredilemeyen ve miras yolu ile
intikal etmeyen, devredilemedi ği için haczi dahi mümkün ol-
mayan72 kişinin sahip olduğu bir özellik nedeniyle ona mün-
hasıran kurulan bir intifa hakkı veya oturma hakkının tasfi-
yesi ve bedele çevrimi nas ıl gerçekleşecektir? Bunun dışın-
da başkasının arazisi üzerinde kurulu ve devri, yüklü ve ya-
rarlanan taşınmaz mallar üzerindeki hakk ın devrine bağlı bir
taşınmaz lehine irtifak hakk ı, pratikte bu taşınmaz mallardan
bağımsız surette nasıl "tasfiye edilip" "paraya çevrilecek "tir?

Herhalde, bu nitelikli haklar bak ımından maddede ifade-
sini bulan tasfiye ile kastedilen, hakkm sicilden terkini olsa
gerektir.

Kanun'da, 35. maddenin amac ına aykın kullanılan veya
Kanun'a aykın biçimde edinilen bir sınırli ayni hak mevcutsa,
"malik"irı, sinirli ayni hakkı tasfiye edeceği belirtilmektedir.
Kanun koyucunun bilinçli bir tercihini mi yansıttığı ve yerin-
deliği tartışması bir yana bırakılacak olursa, maddenin ifade-
si karşısında, sınırlı ayni hakların tasfiyesini/ (terkinini tale-
bi) gerçekleştirmek borcunun da bizzat, üzerinde s ınırlı ayni
hakkın kurulduğu taşınmaz mal ın malikine yüklenmiş olduğu
söylenebilecektir.

B. Yabancı Tüzel Kişilerin Mülkiyet Hakkı ve
Sınırlı Ayni Hak Edinimi

Tapu Kanunu'nun 35. maddesinin 4. f ıkrasında, "yaban-
cı ülkelerde kendi ülkelerinin kanunlar ına göre kurulan tüzel ki şi-
liğe sahip ticaret şirketleri dışındakilerin Türkiye'de taşı nmaz mal
edinemeyecekleri ve lehlerine s ın ı rl ı ayni' hak tesis edilemeyeceği"
açıkça hükme bağlanımştır. Bu hükme göre, kanun koyucu

' Bir Kanun hükmü gereği maddi hukuka göre devri mümkün olmayan
sınırlı ayni hakların (rMK m. 806, m. 823, m. 838/2. t) haczi ve bu su-
retle bedele dönüştürülmesinden söz edilemeyeceği hakkında bkz. Baki
Kuru, icra 1/fas Hukuku, (El Kitabı ), Istanbul 2004, s. 392, 438, 540.
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yabancı bir devletin kanunlarına göre yabancı bir ülkede ku- FÜGEN

rularak tüzel kişilik kazanmış kişileri, Kanun'un uygulanma- SARGIN'IN

51 bakımından	 " saymaktadır. Aynca, tüzel kişiler- UBUGi

den, ticaret şirketleri dışmda kalan demek ve vakıfların hem
taşınmaz mal edinnıeleri hem de sınırl ı ayni haklardan yarar-
lanmaları tümüyle yasaklarımıştır. Bir başka deyişle, Vakıflar
Kanunu, Dernekler Kanunu ve Türk Medeni Kanunu hüküm-
leri dahilinde Türk tebaas ı olmadıkları tespit edilen demek ve
vakıfların, Türkiye'de hiç bir surette ta şınmaz mal edinmeleri
ve "lehlerine" herhangi bir sınırlı ayni hak tesisi, "rehin hakkı"
da dahil olmak üzere mümkün olamayacaktır. Lehlerine ifa-
desinden hareketle, demek ve vak ıflann Kanun'un yürürlük
tarihinden önce sahibi olduklar ı taşınmaz mallar üzerinde bu
tür bir hak tesis edebilmeleri ise mümkün gözükmektedir.

Bu aşamada, 20 Şubat 2008 tarihli ve 5737 say ılı Vakıflar
Kanunu'nun 12. maddesinin son fıkrası üzerinde durulmali-
dır. Madde hükmü aynen şöyledir: "Kurucuların ın çoğunluğu
yabancı uyruklu olan vak ıfların taşınmaz mal edinmeleri hakkın-
da, 22.12.1934 tarihli ve 2644 say ılı Tapu Kanunu'nun 35. madde-
si uygulan ı r." Bu özelliği haiz vakıflar bakımından, 35. madde
hükümlerinin uygulanaca ğını öngören Kanun hükmü bir tah-
lile tabi tutulacak olursa, söz konusu ifade iki şekilde yorum-
lanabilir: Bunlardan ilkine göre, kural olarak, Türk kanunla-
rına uygun biçimde kurularak tüzel kişilik kazanan bir vakıf,
Türk vakfı niteliğini haizdir ve sahip olduğu bu tüzel kişilik,
onu oluşturan kişilerin hukuki kişiliğinden ve tabiiyetinden
tümüyle bağımsızd ır. Ancak, Vakıflar Kanunu ile bu nitelik-

Esasen Türk tebaası olan cemaat takıfları bakımından geçmiş dönem-
de yapılan tartışmalar ve yabanc ı muamelesi uygulaması, yeni Vakıflar
Kanunu ile 3. maddesinde yapılan tanım dahilinde de açıkça görülece-
ği gibi, sona ermiştir. Bu maddede tanımlandığı üzere, adı geçen vakıf-
lar, vakfiyeleri olup olmadığma bakılmaksızm 2762 sayılı Vakıflar Ka-
nunu gereğince tüzel kişilik kazanmış, mensupları Türkiye Cumhuri-
yeti vatandaşı olan Türkiye'deki gayrimüslim cemaatlere ait tüzel ki şi-
liklerdir. 20 Şubat 2008 tarihli ve 5737 say ılı Vakıflar Kanunu metni için
bkz., RG, 27 Şubat 2008, S. 26800. Cemaat vakıflarının, Türk tebaası tü-
zel kişiler olduğu hakkında ayrmtıh bir çalışma için bkz. Ismet Sungur-
bey, Eski Vakıfların Yeni Sorunları, Istanbul 2001.
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FÜGEN li Türk vakıflarının, yabancıların hukuki statüsüne tAbi kılm-
SARG İ N'IN dıkları söylenebilecektir. Adı geçen 12. madde düzenlemesiy-

TEBU Ğİ le, bir vakfın kurucularının tabiiyetinin, Türk tAbiiyetindeki
bir vakfın, bu tAbiiyetini korumaya devam etmekle birlikte,
taşınmaz mal edinme hakları bakımından yabanc ı muamele-
sine tabi kılınmasma yol açacak bir fonksiyon görebilece ği ka-
bul edilmiş; bir başka deyişle "kontrol sistemi" benimsenmiş
olmaktadır. Kontrol sisteminin uygulanmasındaki ölçüt, "va-
kıf kurucuların ı n çoğunluğunun yabanc ı devlet tebaas ı" olması-
dır. Bu doğrultuda, söz konusu vak ıfların, Türkiye'de taşın-
maz mal edinmelerinin mümkün olmad ığı sonucuna varıla-
caktır. Zira, Vakıflar Kanunu'nda yap ılan atıf dolay ısıyla ya-
bancı sayılan vakfm, m. 35/4. fıkrada sadece "yabancı ş irketle-
rin" taşınmaz mal edinebilecekleri belirtildiği için, taşınmaz
mal ediniminden söz edilemeyecektir. Bu s ııurlama hiç şüp-
hesiz mülkiyet hakk ı ile ilgilidir. Miras veya hibe yolu ile dev-
ri gündeme gelen bir taşınmaz mal üzerinde kurulacak mül-
kiyet hakkı, bu malların tasfiye bedeli üzerinde devam ede-
cektir.

Diğer bir yorum ise, her ne kadar Vakıflar Kanunu'nun
12. maddesi ile at ıfta bulunulmuş olsa da maddede, "... Tapu
Kanununun 35. maddesi uygulan ır" yerine, "35. maddede tüzel
kişiler için öngörülen s ın ırlamalar uygulan ı r" gibi açık bir ifade
kullanılmadığı; oysa ilgili 35. maddede sadece "yabancı ülke-
lerde kendi ülkelerinin kanunlanna göre kurulan tüzel kişiliğe sahip
ticaret şirketleri dışındakiler" aras ında sayılacak "yabancı vak ıf-
lar" bakımından bir yasaklama getirildiği; 35. maddenin hak-
ka kısıtlama getiren istisnai bir hüküm oldu ğu için dar yoru-
ma tAbi bulunduğu ve kıyas yapılamayacağı; bu nedenle esa-
sen Türk tebaası olan bu vakıflann, Tapu Kanunu m. 35'in
mevcut düzenlemesi kar şısında taşınmaz mal edinme hakla-
rının bulunduğudur.

S ınırlı ayni haklardan yararlanmaları konusunda ise, 12.
madde "taşınmaz mal edinme" hakkından söz etmekte ve bu
kapsamda 35. maddeye at ıfta bulunmaktad ır. Bu nedenle, 35.
maddenin 4. fıkrasında yer alan sınırl ı ayni hak edinme yasa-
ğırun, bu tür vak ıflar bakımından uygulanmayacağı dti5ünü-
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lebilir. Bununla birlikte, mülkiyeti, hem yetki hem de ödev-
lerden oluşan bir hakimiyet hakk ı ve özel mamelek haklar ı-
nın bütününü ifade eden bir kavram olarak tarumlayan mo-
dern mülkiyet anlay ışı na göre, müikiyet, s ınırl ı ayni hakları da
kapsamına alacağı için,74 böyle bir geniş yorum dahilinde, 35.
maddedeki s ınırlamanın, smıı lı ayni hakları da etkileyeceği
sonucuna varılabilir.

Konuya dernekler aç ısından bakıldığında, 2004 tarih-
li ve 5253 say ıh Dernekler Kanunu'nda, Vak ıflar Kanunu'na
paralel bir hüküm bulunmad ığı görülmektedir. Dernekler
Kanunu'nun 22. maddesinde, derneklerin genel kurulların-
dan yetki alınması kayd ıyla yönetim kurulu kararıyla taşın-
maz mal satın alabilecekleri veya mevcut taşınmaz malları-
nı satabilecekleri hükme bağlanmış bulunmaktad ır. Devamla,
36. maddesinde, bu Kanun hükümlerinin, yabanc ı dernekle-
rin Türkiye'deki şube ve temsilcilikleri bakımından da uygu-
lama alam bulacağı ifade edilmektedir25 Dolayıs ıyla, Dernek-
ler Kanunu'nda taşınmaz mal edinme imkAnı, satın almay-
la s ınırlı olarak yabanc ı tebaa ayrımına tAbi kılınmaks ızın dü-
zenlenmiştir. Ancak, Tapu Kanunu'nun 35. maddesi son de-
rece açıkt ır ve yabancı derneklerin mülkiyet ve s ınırlı ayni
haklardan yararlanmas ı tümüyle yasaklanmıştır.

35. madde çerçevesinde bakıldığında, yabancı demek ve
vakıflar bakımından Tapu Kanunu'nda "mülkiyet hakk ı "nın sı-
ııırlama sistemine tabi kıl ındığı tespiti yapılabilecektir. Oysa
bu yasaklama, demek ve vakıflar aç ısından "hakkın özünü tü-
müyle ortadan kald ı ran" niteliklidir ve bu nedenle, Anayasa'n ın
ilgili hükümlerine aç ıkça aykırıdır.

Bir kanun maddesi ile ta şınmaz mal edinmeniıı der-
nekler ve vakıflar bakımından tümüyle önlenmi ş olması, 1
no.'lu Protokol'ün 1. maddesinin uygulanabilirli ğini sapta-
yan Ali-İN kararları ışığında, kazanılmış bir hakkın konın-

Bkz. Sargm, (Taşmmaz), s. 96'da zikredilen yazarlar.
"Bu kanun hükümleri, yabancı dernekler ile merkezleri yurtd ışında bulunan
dernekler ve vak ıflar  di5indaki kur amacı gütmeyen kuruluşların şube veya
temsilcilikleri hakkında da ceza hükümleri ile birlikte ıtygulan ır."

FÜGEN

SARGIN'IN

TEBLİĞ i
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FÜGEN ması kapsamında nitelendirilmeyecek bulunmakla birlikte,
SARGIN'IN Anayasanın 35. maddesini hukuki temel alan bir meşru bek-

TEBlİĞi lenti olarak yorumland ığı takdirde, hiç şüphesiz Anayasa'nm
16. maddesinde zikredilen milletleraras ı hukuka uygunluk
kriterine de aykırılık teşkil edebilecektir.

Yabana tüzel kişilerden ticaret şirketlerinin taşınmaz mal
edinmeleri ve sınırl ı ayni haldardan yararlanmalar ı iınküm
da, 35. maddede istisna olarak düzenlenmi ştir. Zira 3. fıkra-
daM istisna bir yana b ırakılacak olursa, maddenin 2. fıkrasm-
da belirtildiği üzere, yabancı ülkelerde kendi ülkelerinin ka-
nunlarına göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketleri,
ancak "özel bir kanun hükmü ile izin veriliyor ise" mülkiyet ve s ı-
n ı rl ı ayni' hak sahibi olabilecektir. 0 halde aslolan, yabancı şir-
ketler için de mülkiyet hakkının bulunmadığı, ancak istisna-
en bir özel kanun ile bu haklardan yararlan ılabileceği; yani
"s ın ırlama sistemi"nin şirketler bakımından da "kural" oldu-
ğudur. Maddenin bu düzenleme tarz ı itibariyle, Anayasa'ya
aykırılik sorunu yine gündeme gelebilecektir. Bu noktada tes-
piti gereken bir diğer husus, ticari şirketlerin özel kanunlara
tAbi olduğu ve özel kanunda aynca belirtilmedikçe 1. fıkrada
sayılan kayıt ve smırlamaların, örneğin, karşılılclı işlemin var-
lığının ya da belli bir yüzölçümü içinde kalmanın birer şart
olarak aranmayacağıdır. Buna karşılık, özel kanun hükümleri
ile taşınmaz mal edinimine izin verildiği hallerde, hiç şüphe-
siz m. 35/ 7. f.'de yer alan aç ık ifade doğrultusunda, zikredi-
len s ınırlama uygulama alanı bulacaktır. Buna göre, Bakanlar
Kurulu'na verilen yetki dahilinde, 7. fikrada özellikleri say ı-
lan, "sulama, enerji, tanm, maden, sit, inanç ve kültürel özellikleri
nedeniyle korunmas ı gereken alanlar, özel koruma alanlan ile, fiora
ve fauna özelliği nedeniyle korunmas ı gereken hassas alanlarda ve
stratejik yerlerde, kamu yaran ve ülke güvenliği" bağlamında ge-
tirilecek kısıtlamalar, tüzel kişileri de kapsayacakt ır.

Yabancı tüzel kişilere taşınmaz mal edinme ve s ınırlı ayni
haklardan yararlanma hakkı tanıyan özel kanunlar s ırasıyla,
16 Mart 1954 tarihli ve 6326 sayılı Petrol Kanunu, 76 12 Mart

76 RG, 16 Mart1954, S.8659; 05 Nisan 1973 tarihli ve 1702 sayılı Kanun'un
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1982 tarihli ve 2634 sayıh Turizmi Teşvik Kanunun ile 09 Ocak MEN

2002 tarihli ve 4737 sayılı Endüstri Bölgeleri Kanunu' dur. 78	 SARGIN'IN

35. maddenin 3. fikrasındakı .. .yabancı bir devletin kanun- 
TEBIJGI

larına uygun olarak kurulan tüzel kişiliği haiz şirketlerin taşı nmaz
mal rehin hakk ı tesisinde, 1. ve 2. Jikralarda yer alan kay ı t ve s ı-
n ırlamalann uygulanmayacağı"n öngören hüküm doğrultu-
sunda, bu sıfatı haiz şirketlerin, özel bir kanun hukmitue ge-
rek olmaks ızın ve herhangi bir yüzölçümü, kullanım amacı,
imar pMnı içinde bu amaçla tescil edilmi ş olma ve karşılıklı
işlem kayıtlarma bakılmaksızm taşmmaz mallar üzerinde re-
hin hakkı sahibi olabileceği sonucuna varılacaktır. Ancak, bu
aşamada, 3. fıkra hükmünün, özel kanufılarda yer alan rehin
hakkı yasağmı ortadan kaldıran bir içeriği haiz olup olmadığı
üzerinde durulmandır. Zira 1. fıkra hükmünde bir kay ıt ola-
rak yer alan s ınırlayıcı kanuni hükümlere riayet şartı, 3. fıkra
ile "rehin hakk ı " bağlamında ortadan kald ırılmış gözükmekte-
dir. Bu kapsamda, özel bir kanun hükmünde yer alan aç ık bir
kanuni sınırlama kaldırılmış mı sayılacak yoksa önceki nite-
likli özel bir kanun vasfı ile uygulanmaya devam mı edecek-
tir? Bu hüküm, sonraki tarihli özel kanunlarda getirilecek ya-
saklar bakımından da önem arz edecektir.

37. maddesi ile değişik 87. maddesi uyarınca.
RG, 16 Mart 1982, S.17635; Kanun'un 8. maddesinin, 7 May ıs 2008 tarih-
li ve 5761 sayılı Kanun'un 2. maddesi ile değişik (D) ve (E) bendi uyar ın-
ca, 2644 sayılı Tapu Kanunu'nda yer alan yabanc ı Ubiiyetlilerle ilgili sı-
mrlanıalardan Bakanlar Kurulu karar ı ile istisna edilebilecek; Kültür ve
Turizm Bakanlığı'nın tasarrufuna geçen ta şınmaz mallar üzerinde, (C)
bendinde zikredilen şartlarla, yabancı gerçek ve tüzel kişiler lehine ba-
ğımsız ve sürekli nitelikli üst haklan da dahil olmak üzere, irtifak hakk ı
tesisi mümkün olabilecektir.

78 Endüstri Bölgeleri Kanunu m. 3/A, m. 4 ve z ıt 4/C uyannca yabana
gerçek ve tüzel kişi yatınmcılar lehine taşınmaz mallar üzerinde irtifak
hakkı tesis edilebilir: RG, 09 Ocak 2002, S. 24645; ek maddeler için ay-
rıca bkz. 22 Haziran 2004 tarihli ve 5195 say ılı Endüstri Bölgeleri Kanu-
nunda Değişiklik Yapılması Hakkında Kanun: RG, 01 Temmuz 2004, S.
25509.
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fÜGEN	 C. Yabanc ı Sermaye!! Şirket!er!n

	

SARGININ	 Taşınmaz Ma! Edinme!er! ve

	

TEBL İĞ i	 Sınırlı Ayni Hak!ardan Yarar!anma!arına
Getirilen Sınır!amalar

03 Temmuz 2008 tarihli ve 5782 say ılı Kanun' ile Tapu
Kanunu'nun daha önce 2003 yılında i!ga edilen 36. maddesi8°
yeniden düzenlenmiş bulunmaktadır. Anayasa Mahkemesi
tarafindanl iptal edilen 05 Haziran 2003 tarihli ve 4875 say ı-
lı Doğrudan Yabancı Yatırımlar Kanunu'nun82 (DYYK) m. 3/

Madde hükmü aynen şöyledir: "Yabancı yatınnı cılann Türkiye'de kurduk-
ları veya iş tirak ettikleri tüzel kiş iliğe sahip ş irketler, ana sözleşmelerinde belir-
tilen faaliyet konuları n ı yürütmek üzere taşı nmaz mülkiyeti veya s ı n ırlı ayni
hak edinebilir ve kullanabilirler, Bu şekilde edinilen taşınmazların Türkiye'de
kurulu bulunan bir başka yabancı sermayeli ş irkete devrinde ve taşı nmaz mali-
ki yerli sermayeli bir şirketin hisse devri yoluyla yabancı sermayeli hale gelme-
si durumunda da ayn ı esas geçerlidir. Türkiye'de kurulu yabanc ı sermayeli şir-
ketlerin tasfiyesi halinde şirketin sahip olduğu taşmmazın şirket ortağı yabana
gerçek kişiler veya yurt dışı nda kurulu yabancı ticaret şirketleri tarafindan edi-
nilmek istenmesi halinde 35 inci madde hükümleri uygulan ır.

"lB/IZÜ 981 tarihli ve 2565 sayı lı Askeri Yasak Bölgeler ve Güvenlik Böl-
geleri Kanunu hükümleri sakIz kalmak kaydıyla bu ş irketlerin, askeri yasak böl-
geler, güvenlik bölgeleri ve ayn ı Kanunun 28 inci maddesi çerçevesinde belirle-
nen stratejik bölgelerdeki ta şınmaz edinimleri, Genel Kurmay Başkanlığı n ı n ya
da yetki lendireceği komutanlıklann, özel güvenlik bölgelerindeki taşınmaz edi-
nimleri ise taşınmazın bulunduğu yerdeki valiliğin iznine töbidir. Valilik izni-
ne ta'bi hususlar, ilgili idare temsilcilerinin kat ı lı m ıyla olu şan komisyonda, ta-
şınmaz ediniminin, ülke güvenliği ve faaliyet konusuna uygunluğu değerlen-
dirilerek karara bağlan ı r.

"Bu madde hükümlerine aykırı şekilde edinildiği veya kullan ı ldığı tespit
edilen taşınmazlar ve s ı n ı rlı ayni haklar, Maliye Bakanl ığınca verilecek süre
içerisinde maliki tarafindan tasfiye edilmedi ği takdirde tasfiye edilerek bede-
le çevrilir ve bedeli hak sahibine ödenir. "Bu maddenin uygulanmas ına ilişkin
usul ve esaslar, ilgili bakanl ıklann görüşlerinin alınmas ı n ı müteakip Hazine
Müsteşarlığı, İçişleri Bakanlığı, Bayınd ı rlık ve Isk4n Bakanlığı ve Milli Savun-
ma Bakanlığı taraJlndan çıkanlacak yönetmelikle düzenleııir": RG, 15 Tem-
muz 2008, S. 26937.

80 03 Temmuz 2003 tarihli ve 4915 say ı l ı Kanun m. 38 hükmü gereğince.
81 Anayasa Mahkemesi'nin, tl Mart 2008 tarihli ve E. 2008/71, K. 2008/79

sayılı kararı: RG, 16 Nisan 2008, S. 26849. Anayasa Mahkemesi'nce, ka-
rarm Resmi Gazete'de yayı nlandığı tarihten başlayarak 6 ay sonra yü-
rürlüğe girmesine hükmedildi ği için kanun hükmü, 16 Ekim 2008 tarihi
itibariyle yürürlükten kalkmıştır.
RG, 17 Haziran 2003, S. 25141.
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(d) bendinin düzenleme konusunu içeren bir hüküm, Tapu FÜGEN

Kanunu'na, 36. madde olarak eklenmi ştir.	 SARGINı N

"Yabana yatzr ımcılann Türkiye'de kurdukları veya iştirak et- 
TEBUGI

tikleri tüzel kişiliğe sahip şirketler, ana sözle şmelerinde belirtilen
faaliyet konulann ı yürütmek üzere taşınmaz mülkiyett.. edinebi-
lir ve kullanabilirler... . cümlesini içeren 36. maddenin ilk fık-
rasından hareketle yap ılabilecek saptamalardaı-ı ilki, madde-
de "tüzel kişiliği haiz" şirketlerden söz edildiği için, yabana
yatırımcının Türkiye'de kurdu ğu veya katıldığı tüzel kişili-
ği bulunmayan bir şirketin, Kanun'un uygulama alan ı dışın-
da kalacağıdır. TM Keza, bu doğrultuda maddede yabanc ı ya-
tırımcmın şirkete katılımından söz edildiğinden böyle bir iş-
tiraic olmaks ızın Türkiye'ye yabanc ı sermaye getirerek faali-
yet gösterecek/gösteren yabanc ı şirketlerin, maddenin uygu-
lama alanı dışında kalacağı ve rehin hakkı hariç, Tapu Kanu-
nu m. 35/2. f. hükmü dahilinde ancak, özel kanunlarla haktan
yararlanabileceği ifade edilebilecektir. Örneğin, Türkiye'de
şube kurarak," getireceği yabancı sermayeyle faaliyette bu-
lunacak bir yabanc ı şirket, özel bir kanun hükmü hariç taşın-
maz mal edinemeyecektir.

Mülga, m. 31(d): "Yabana yahn ıncıların, Türkiye'de kurduklan veya iştirak
ettikleri tüzel kişiliğe sahip ş irketlerin, Türk vatandaşlann ın edinimine açık
olan bölgelerde taşınmaz mülkiyeti ve s ı n ırlı ayni hak edinmeleri serbesttir."
örneğin, bir Türk şirketi ile joint ventıire sözleşmesi ile kurulan bir adi
ortaklık ilişkisi içinde Türkiye'de faaliyet göstermek üzere yabancı
sermaye getiren bir yabancı şirket, özel kanun hükümleri hariç, Tapu
Kanunu'nun 36. maddesinden yararlanarak ta şınmaz mal edinemeye-
cektir. Oysa, DYYK'nm 2. fıkrasmda yer alan "yeni şirket kurma" iba-
resi, Doğrudan Yabancı Yatırımlar Kanunu Uygulama Yönetmeli ği'nin
(DYYKUY) 9. maddesinde aç ıklandığı üzere, adi şirketleri de kapsa-
maktad ır; bu nedenle, sözleşmeye dayalı joint venture ilişkisi dahilinde
kurularak Türkiye'ye yabanc ı sermaye getiren adi şirketler yabanc ı ya-
tırımc ı vasfı ile DYYK kapsamında sayılmaktadır. Joint venture ilişki-
si dahilinde Türkiye'ye yabancı sermaye getirilmesi hakkında ayrıntı l ı
bilgi için bkz. RIfat Erten, Doğrudan Yabana Yatınmlar Kanununun Türk
Yabancılar Hukuku Sistemi içindeki Yeri ve Rolü, Ankara 2005, s. 8749;
DYYKUY metni için ayrıca bkz. RG, 20 Ağustos 2003, S. 25205.
Yabancı şirketlerin şube açmak suretiyle Türkiye'de yabanc ı yahnm
yapmas ı imknıyla, açılan şubelerin yerli vasfı taşımadığı hakkında ay-
rıntıl ı bilgi için bkz. Erten, s. 94-95.
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FÜGEN	 Yine, maddede yer alan "yabanc ı unsur"un tanınıın-
SARGIN' İN da esas alınan, şirketlerin tabiiyeti değil; şirkete getirilen

TEBli Ğİ "sennaye"nin niteliğidir. Ölçü, şirketin Türkiye'de yabanc ı
sermaye ile kurulmas ı ya da Türk şirketinin yabanc ı serma-
ye kabul etmesidir.8'

Yabanc ı yatırımcıdan ne anlaşılmas ı gerektiğini, Tapu
Kanunu m. 36 tammiamamaktad ır. Bu nedenle, tanımın un-
surlarımn, uygulama ile somutlaşacağı düşünülebileceği gibi;
doğrudan yabancı yatırımlar mevzuatı içinde yer alan ve "bu
Kanun hükümlerine ilişkin değişiklikler, ancak bu Kanun'a hüküm
eklenmek veya bu Kanunda değişiklik yap ılmak suretiyle düzen-
lenir" hükmünü içeren DYYK'nın 5. maddesinin (d) bendi-
ne aykırıhk teşkil edecek şekilde, Tapu Kanunu'nun 36. mad-
desinin, DYYK'nm mülga 3. maddesi yerine vaz'edildiği, bu
nedenle, DYYK kapsamında belirlenebileceği de söylenebile-
cektir. Son düşünce tarzı dahilinde, DYYK'nm tanımları içerir
2. maddesinde belirlendiği üzere, yabanc ı sermaye getiren ki-
şilerin, yurt d ışında ikamet eden "Türk vatandaşlan" olmas ı da
mümkündür. 87 0 halde, yurt dışında ikamet eden Türk vatan-
daşlannm Türkiye'de Türk kanunlar ına uygun biçimde kur-

Tapu Kanunu nı . 36/ son fıkrarun, "Bu maddenin uygulanmasına ilişkin
esas ve usulleı ilgili bakanl ıkların goruş lerinin alınmas ın ı müteakip Hazine
Müsteşarlığı, İçiş leri Bakanlığı, Bay ı ndırlık ve Iskön Bakanlığı ve Milli Sa-
vünma Bakanlığı taraJlndan çıkarılacak bir Yönetmelikle düzenlenir" hükmü
uyarınca hazırlanan "Yabancı Sermayeli Şirketlerin Ta şınmaz Edinimi-
ne İlişkin Yönetmelik"in (YSŞTEY), şirketlerin taşınmaz mal üzerinde
müllciyet ve s ınırlı ayni hak edinimi başvurulan için, "şirket merkezinin
kayı tlı bulunduğu ticaret müdürlüğünden" edinilecek bir belgenin ibrazın-
dan söz eden 4. maddesinden hareketle, Yönetmelik'in, Kanun metnin-
de geçen, yabanc ı yatırıma tarafından kurulan şirketlerin yanı sıra işti-
rak edilen tüzel kişiliklerin de Türk şirketi oldu ğu düşüncesinden hare-
ket ettiği sonucuna varılabilecektir. Yönetmelik metni için bkz. RG, 12
Kasım 2008, S. 27052; 4. madde metni için aynca bkz. ileride Dn.(105);
Ticaret şirketlerinin Türk tıbiiyetinin tayini ile ilgili ayrmtı l ı bilgi için
bkz. Tuğrul Arat, Ticaret Şirketlerinin Tftbiiyeti, Ankara 1973; Musa Ay-
gül, Şirketlere Uygulanacak Hukukun Tespiti, Ankara 2007.
Buna göre, yabancı yatınmcı, "Türkiye'de doğrudan yabana yatınm ya-
pan, yabana ülkelerin vatanda şlığı na sahip gerçek kişilerle, yurt dışında ika-
met eden Türk vatandaşlarını, yabana ülke kanunlanna göre kurulmu ş tüzel
kişileri, uluslararası kuruluş ları iflıde eder" (m. 2/a).
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dukları tüzel kişiliği haiz şirketler ile iştirak ettikleri şirketler FÜGEN

de,81 36. maddenin uygulama alanna dahil olacakt ır.	 SARGIN'IN

İlk bakışta, bu nitelikli Türk şirketlerinin taşınmaz mal 
TEB İJG İ

edinme haklarının kısıtlandığı ve ancak "ana sözleşmelerin-
de belirtilen faaliyet konulann ı yürütmek"le sınırlı olarak mül-
kiyet hakkı ve diğer sınırlı ayni haklardan yararlanmalar ı-
nın mümkün kılmdığı söylenebilecektir. Ancak, YfK'nun
"ticaret şirketleri, ... şirket mukavelesinde yaz ı lı işletme mevzuu-
nun çevresi içinde kalmak şartıyla bütün haklar ı iktisap ve borçla-
n iltizam edebilirler.. . hükmünü içeren ve dolayısıyla ultra vi-

res ilkesini esas alan 137. maddesi doğrultusunda bir yorum
yapıldığında, 36. maddede zikredilen bu şartın7° mer'i Türk
Ticaret Kanunu hükümlerine göre kurularak tüzel ki şilik ka-
zanmış Türk şirketleri bakımından yeni bir sınırlamayı ifade
etmediği görülecektir. Bu smırlama ancak, muhtemel yeni bir
'fl'K düzenlemesinde, ultra vires ilkesinden vazgeçildiği tak-
dirde pratik bir anlam ta5ıyacaktır.91

Doğrudan yabanc ı yatınm, yabanc ı yatırımc ı tarafından, 1) yurt d ışın-
dan getirilen; Merkez Bankas ı'nca al ım sahmı yapilan konvertibl para
şeklinde nakit sermaye, devlet tahvili hariç şirket menkul kıymetleri,
makina ve teçhizat fikri ve smai mülkiyet haklar ı, 2) yurt içinden sa ğ-
lanan; yeniden yatırımda kullanılan kAr, hasılat, para alaca ğı veya mali
değeri olan yatır ımla ilgili diğer haklar, doğal kaynak ara ştırılmas ı ve
ç ıkanlmasına dair haklar gibi iktisadi k ıymetler arac ı lığıyla, (i)yeni ş ir-
ket kurmay ı veya şube açmay ı; (ii)menkul k ıymet borsalan d ışında his-
se edinimi veya menkul k ıymet borsalarından en az %10 hisse oran ı ya
da aynı oranda oy hakk ı sağlayan ediriimler yoluyla mevcut bir şirkete
ortak olmay ı kapsamaktad ır (DYYK m. 2/b).

89 Bu konuda ayrıntı lı bilgi için bkz. Burçak Y ıld ız, "Şirketlerin Ehliyeti-
ne ilişkin Olarak Özellik Arz Eden Baz ı Hukuki işlem ve Sözle şmeler,
ABD, 2006-2, s. 58 ( Şirketler).

90 Kanun'da sözü edilen i şletme mevzuu çevresinin, şirket esas sözleşme-
sinde belirtilen i şletme mevzuunun yanı sıra, esas sözleşmede belirti-
mese bile doğrudan veya dolaylı olarak o işletme mevzuunun gerçek-
leştirilmesini sağlayan veya bunu kolayla ştıran yard ımc ı faaliyet niteli-
ğindeki iş ve sözleşmeleri de kapsayan bir kavram oldu ğu; şirket esas
sözleşmesinde tek tek sayilmasa dahi i şlemin içeriği, işletme mevzuu ile
olan makul düzeyde bir amaçsal ba ğlantı sıyla şirkete menfaat sa ğlayıp
sağlamadığı kriterlerinin, şirketin hak ehliyetini belirlemede esas al ına-
cağı hakkında bkz., Yıld ız, (Şirketler), s. 57-58.
Yeni TK Tasar ıs ı m. 125 hükmü bağlamında, uli-ra vires ilkesinden tü-
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FÜGEN	 Kanun maddesinde, "iş tirak etme" ibaresinden ne anla-
SARGIH'IN şılması gerektiğine dair bir açıklama da yer almamaktad ır?2

itaUĞi Bununla birlikte, tüm iştirak biçimleri için ortak olmas ı gere-
ken, herhalde bu katılımın iştirakçiye şirket ortaklığı imkm
sağlamas ıdır.93 Kavram dahilinde, hisse devri veya sermaye
artırımı birer örnek olarak zikredilebilir. Bu bağlamda, ayrı-
ca, Yabancı Sermayeli Şirketlerin Taşınmaz Edirıinıine ili şkin
Yönetmelik'in, "ş irketlerin ortakl ık yap ıs ın ın değişmesi" başlık-
lı 12. maddesi önem arzetınektedir. Madde, mevcut yabanc ı
sermayeli şirkete yeni yabanc ı ortak iştiraki halinde, katılım-
dan önce sahip olunan taşınmaz mallar üzerindeki mülkiyet
hakkının "devam ı " ile yeni "mülkiyet hakk ı edinim talepleri"nin
nas ıl değerlendirileceğini düzenlernektedir. 91 Bu maddede,

müyle vazgeçildiği hakkında bkz. Burçak Y ıldız, "TTK Tasarıs ı'nda Şir-
ketlerin Ehliyeti ve Bu Bağlamda TTK m. 137 Hükmündeki 11l ıra Vires
S ınırlamas ının Yerindeliğirıin Değerlendirilmesi", A ÜHFD, C. 55, S. 1,
2005, s. 337 vd. Bu ilkenirı uygulanmadığı bazı hukuk sistemleri için ay-
rica bkz. Burçak Yıldız, "AT ve Ingiliz Hukuk Sistemlerinde Şirketlerin
Ehliyeti (Ultra Vires ilkesi)", BATIDER, C. 23,S. 3,2006, s. 185-206.

92 Doğrudan yabana yatınm mevzuatı çerçevesinde, iştirakın çeşitli ta-
nımları hakkında ayrıntı lı bilgi için bkz. Erten, s. 89-91.
Karş . Erten, s. 89.
Madde metni aynen şöyledir: (1) Mevcut yabana sennayeli şirkete yeni ya-
bana ortak iştirakinin gerçekleş tiği Hazine Müsteşarhğına bildirilen şirketlere
ilişkin bilgileri aylık olarak, Tapu Kadastro Genel Müdürlü ğüne bildirir.

(2)Tapu ve Kadastro Genel Müdürlüğü, yeni yabana ortak iş tirakinin ger-
çekleştiği mevcut yabana serınayeli şirketlerin sahip olduklan taşı n mazlara
ilişkin bilgileri valiliklere bildirir,

(3)Valilik, taşın mazın askeri yasak bölge, as ken güvenlik bölgesi veya stra-
tejik bölgede kal ıp kalmadığın ı, bu bölgelerde kalmas ı halinde taşı nmaz mül-
kiyeti edinim durumunun uygun olup olmadığın ı, Genelkurmay Başkanlığı
veya yetkilendireceği komutanl ıklardan otuz gün içinde; taşın mazın özel gü-
venlik bölgesinde kal ıp kalmadı n ı ise, Emniyet Genel Müdürlüğü'nden yir-
mi gün içinde yazı lı olarak bildirmesini talep eder. Ta şınnı azın özel güvenlik
bölgesi içinde kalması halinde taşınmaz mülkiyeti edinim talebi Komisyon ta-
rafIndan değerlendirilir.

(4)ilgili birimler talebi, bu Yönetmeliğin 6, 7, 8 ve 10 uncu maddeleri çer-
çevesinde sonu çland ınr.

(5)Genelkurmay Başkanl ığı veya yetkilendireceği komutanl ıklar ve Komis-
yon tarafIndan yapı lacak değerlendirmenin olumsuz olmas ı halinde birimler,
bu Yönetmeliğin 14 üncü maddesinin uygulanmas ın ı teminen valiliğe bildi-
rimde bulunulur,
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yabanc ı sermayeli şirkete yeni bir "yabancı ortak" kat ılımın- FÜGEN

dan söz edilmektedir. Maddenin, DYYK m. 2/ (b) çerçevesin- SARGIN'IN

de tanımlanan, yurtiçi/yurtd ışrndan sağlanan iktisadi kıy- TEBLİĞİ

metler arac ıhğıyla hisse senedi satın alarak mevcut şirkete iş-
tirak eden yabanc ıya mı işaret ettiği ise aç ık değildir. iştirak
kavramına ayrıca, şirketlerin birleşmeleri aç ıs ından da yakla-
şılabilir. Türk hukukunda da olduğu gibi iki veya daha faz-
la ticaret şirketinin tüzel kişiliğine son vererek yeni bir tica-
ret şirketi kurmaları veya mevcut bir ticaret şirketine iltihak
etmeleri suretiyle gerçekleşen şirket birle5meleri95 de yabanc ı
sermaye ile kurulmarun yanı sıra mevcut şirkete iştirak kav-
ramı kapsamında değerlendirilebilecektir2

Bu aşamada, yabanc ı sermayeye dönü şümün pratikte
nasıl tespit edileceği sorusu da gündeme gelecektir. Doğru-
dan yabancı yatırım mevzuatı kapsamında değerlendirildi-
ği takdirde, DYYKUY'nin m. 5/(b) bendi hükmüne göre, Ka-
nun kapsamında bulunmayan tamamen yerli sermayeli şir-
ketler, şirkete bir yabanc ı yatırımc ının hisse devri yoluyla iş-
tirak etmesi veya şirketin yaptığı sermaye artışma şirket dı-

Örneğin, 17Km. IŞte göre, "..kalan ya da yeni kurulan şirket, ortadan kal-
kan şirketlerin yerine geçer. Bunların bütün hak ve borçları, kalan veya yeni
kurulan ş irkete intikal eder."

Şirketlerden birinin çatı sı altında, iltihak suretiyle tüzel kişiliğin tümüy-
le sona ermesine ya da her iki şirketin hukuki varl ığına son verilerek
yeni bir şirket oluşturulmasına yol açan birleşmeyi idare edecek yetkili
hukuk dahilindekülli halefiyet ilkesinin uygulanaca ğının tespit edildiği
hallerde, "ayakta kalan veya yeni kurulan şirketin", birleşen şirket/lere
ait sermayeyi olu şturan malvarl ığı içinde yer alan taşınmaz malm miii-
kiyet hakkım kendiliğinden edinmesi mümkün olabileceğinden; yeni
veya devralan şirket, yabanc ı devlet kanunlarma uygun biçimde kuru-
lan veya yabancı sermayenin iştirak ettiği ortaklık olarak, s ırasıyla Tapu
Kanunu'nun 35. ve 36. maddelerinin uygulama alan ına dahil edilebile-
cektir. Bu kapsamda, örneğin birleşme suretiyle şayet mevcutlar sona
erdirilerek yeni bir şirket kurulur ise, kurulan yeni şirketin 17K hüküm-
lerine binanen Türk ticaret siciline tescil ile varl ık kazanmış bir Türk şir-
keti vasfı taşıması, Tapu Kanunu'nun 35. maddesinin uygulama alanı
dışında kalınabilmesinin ön şarhd ır. Buna karşı lık, Türk tübiiyetini ta şı-
sa da yeni şirket, birleşen şirketlerden birinin sermayesi yabanc ı olmak
kayd ı ile nt 36'nın uygulama alanına dahil olacaktır. Iltihak suretiyle
birleşme halinde de benzer şekilde, katılan şirketin yabanc ı sermayeli
olması, 36. maddeyi uygulanabilir kilacaktır.
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FÜGEN şmdaki yabanc ı bir yatırımcının katılımı suretiyle hisse devri-
SARGINıN nin gerçekle şerek, DYYK'nın uygulanma alanına girmesi ha-

TEBLİĞİ linde, hisse devrine ilişkin bilgileri, "doğrudan yabana yat ı rı m-
lar için hisse devri bilgi formu" dahilinde, hisse devrinin ger-
çekleşmesini müteakip en geç bir ay içinde Yabanc ı Serma-
ye Genel Müdürlüğü'ne bildirecektir. Hazine Müsteşarlığı
da, diğer kamu kurum ve kurulu şlanyla yapacağı veri pay-
laşım protokolleri çerçevesinde yabanc ı yatırımlarla ilgili bil-
gileri temin edecektir (DYYKUY m. 4). Ayr ıca, Yabanc ı Ser-
mayeli Şirketlerin Taşınmaz Edinirnine ilişkin Yönetmelik m.
11/1. f. hükmü uyar ınca, yabancı sermayeli hale geldiği Ha-
zine Müsteşarlığı 'na bildirilen şirketlere ilişkin bilgiler, Ha-
zine Müsteşarlığı 'nca, aylik olarak Tapu ve Kadastro Genel
Müdürlüğü'ne gönderilecektir?7 Bu bildirim ve kayıt zorun-
luluğu nedeniyle, yerli sermayeli bir şirketin hisse devri sure-
tiyle yabanc ı sermayeli hale geldiğinin tespiti kolayd ır? Bu-
nunla birlikte, yerli sermayeli bir şirketin bu bildirimi yapa-
bilmesi için, hisseleri devralanın kimliğinden haberdar olma-
sı gerekir. Oysa hisse senetlerinin hamile yaz ılı olduğu bir şir-
ketin bu devirlerden haberdar olmas ı, halka arz olunan ser-

Madde hükmü, hisse devri dışında kalan iştirak hallerini de kapsamak-
tad ır.

98 Yerli sermayeli şirketin hisse devri yoluyla yabanc ı sermayeli hale dö-
nüşümü olasılığı dışında, genel olarak Türkiye'de yap ılacak yabanc ı ya-
lırmıın takibini sa ğlayacak şekilde, yabanc ı yatırım getirilerek şirket ku-
rulması, şirketlere iştirak edilmesi hususlan da bildirime ve kayda bağ-
lanmıştır. Nitekim, UYYKUY'nin 4. maddesine göre, ilgili ticaret sicil
memurlukları, Kanun kapsamındaki bir şirketin kuruluşu aşamas ında
ilgililerce doldurulacak "şirket ve şube kuruluş bildirim formu ve dilek-
çesi" nüshas ı ve bu şirketlerce iletilen "ortaklar listesi" veya "hazirun
cetveli"ni Hazine Müste şarlığı'na gönderecektir. Yine, Yönetmelik'in
5/a. maddesinde, DYYK kapsam ındaki yabanc ı yatırım sahibi şirket-
lerin, sermayelerine ve faaliyetlerine ilişkin bilgileri "doğrudan yaban-
cı yatınmlar bilgi formu"nu doldurarak, yıll ık bazda her yıl en geç ma-
p5 ayı sonuna kadar Yabancı Sermaye Genel Müdürlüğü'ne göndere-
ceği hükme bağlanmıştıt Aynca, mevcut yerli veya yabana ortaklar ın
kendi aralarındaki veya şirket d ışındaki herhangi bir yerli ya da yaban-
a yatırımcıya yaptıkları hisse devirlerine ili şkin bilgileri de "doğrudan
yabana yatırımlar için hisse devri bilgi formu"nu hisse devrinin gerçek-
leşmesini takiben en geç bir ay içinde, aynı Müdürlüğe bildirmeleri de
şarttır.
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maye piyasas ı araçları için 28 Temmuz 1981 tarihli ve 2499 sa- FÜGEN

yıl ı Sermaye Piyasas ı Kanunu m. 10/A hükmünün öngördü- SARGIN'IN

ğü istisnaİ durum bir yana bırakılacak olursa," ancak bu his- TEBLİĞİ

se senetlerini elinde bulundurarun, örne ğin genel kurulda oy
kullanmas ı, k5r payı alması/talebi anında mümkün olacak-
tır. Dolayısıyla, hisse senetlerinin devri a şamasında ilgilinin
Türkiye'ye yabanc ı sermaye getiren yabanc ı yatırımcı oldu-
ğunun tayini güçlük arz edebilecektir. Yerli sermayeli şirketin
hisse senetlerinin hamile yazılı düzenlenmiş olduğu hallerde,
yabancı yatırımcılar tarafından hisse senetlerinin devral ına-
rak, şirketin yabanc ı sermayeli hale getirildiğini tespit, DYYK
m. 4/son f. hükmünün verdi ği yetki dahilinde yabanc ı serma-
ye ile hamile yazılı hisse senediyle hisse devralana bu senet-
leri devraldığmı bildirim yükümlülüğü getiren özel bir mad-
de hükmü bulunmadığı ve bu zorunluluğun gereği fiilen ye-
rine getirilmediği sürece, hissesini devreden şirketin durum-
dan haberdar olmas ı zor/inıünsızdır.

Bir başka aç ıdan bakıldığında belirlenmesi gereken bir
diğer husus da yerli sermayeli şirketin, hisse devri suretiyle
yabancı sermayeli hale geldiği aşamaya kadar geçen dönem-
de, maliki olduğu taşınmaz mallar üzerindeki mülkiyet hak-
kının devam edip etmeyeceği; yani 36. maddedeki k ısı tlay ıcı
hükmün, sadece devirden sonraki a şamayı mı kapsadığıdır.
Diğer bir deyişle, yerli sermayeli şirketin gerek "devir an ın-
da malvarlığı nda halen mevcut ta şınmaz mallar üzerindeki mülki-
yet hakkı n ı devam ettirebilmesi" gerek "devirden sonra sermayesi-

ne taşınmaz mal mülkiyetVs ın ırlı ayni hak dahil edebilmesi ve kul-
lanabilmesi", esas sözleşmesinde belirtilen faaliyet konularını
yürütmek amac ıyla sınırl ı biçimde mi mümkün olabilecektir
sorusunun cevab ı önem arz edecektir.

RG, 30 Temmuz 1981, S. 17416; sermaye piyasas ı araçların ın, özel hu-
kuk tüzel kişiliğini haiz Merkezi Kayıt Kuruluşu tarafından kayden iz-
leneceği ve kaydileştirilen sermaye piyasas ı araçlarına ilişkin kay ıtların
bilgisayar ortamında il ıraçcılar, arac ı kuruluşlar, hak sahipleri itibariyle
bildirim üzerine tutulaca ğı hakkında 15 Aral ık1999 tarihli ve 4487 say ı lı
Kanun ile eklenen m. 10/A için ayr ıca bkz. RG, 18 Aralık 1999, S.23910.
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MEN	 Tapu Kanunu'nun 36. maddesinin 1. fıkras ının 2. cüm-
SARGIN' İN lesi, "...taşı nmaz mal iki yerli sermayeli bir ş irketin hisse devri yo-

TEBLi Ğİ luyla yabanc ı sermayeli hale gelmesi durumunda..., maddenin 1.
cümlesinde zikredilen aynı esasların geçerli olduğunu belirt-
mek suretiyle, bu halde, taşmnıaz mal edinmenin ve kullanma-
n ın ancak, "...ana sözleşmelerinde belirtilen faaliyet konular ı n ı yü-
rütmek üzere", mümkün olabileceğini hükme bağlamış bulun-
maktad ır. Dolayısıyla, taşınmaz mal maliki bir yerli sermaye-
li şirketin hisse senetleri devral ınmak suretiyle, yabanc ı ser-
mayeli hale gelmesi halinde, 36. maddenin 1. fıkras ı uygu-
lama alanı bulacak ve bu şirketin taşınmaz mal edinmesi ve
kullanabilmesi, ancak esas sözleşmelerinde belirtilen faaliyet
konuların yürütmekle sınırlı biçimde mümkün olacakt ır. Bu
hükümle, Türk kanunlarına uygun biçimde kurularak taşın-
maz mal edinmiş bir yerli sermayeli şirketin daha sonra his-
selerinin devredilmesi suretiyle, 36. maddenin 1. fıkrasında
öngörülen sınırlamanın hileli biçimde etkisiz hale getirilme-
si ihtimali önlenmektedjr. 36. maddenin 3. f ıkrasında devam-
la, "bu madde hükümlerine ayk ırı biçimde edinildiği veya kullan ı l-
dığı tespit edilen taşznmazlar..."m tasfiye edilece ğinden söz edil-
mektedir. Görüldüğü üzere, Tapu Kanunu'nun 36. maddesi,
şirketin faaliyet konusuna uygun bir kullan ımın, bu Kanun'a
uygun biçimde edinilen ta şınmaz mallar ile mi s ınırlı olacağı
yoksa dönü şümden önceki taşınmaz malların kullanımını da
mı kapsadığı ile ilgili soruya cevap verecek özel bir ifade içer-
memektedir. Bununla birlikte, maddenin 1. f ıkrasında yer ve-
rilen "taşı nnıaz maliki yerli sennayeli bir ş irketin hisse devri yo-
luyla yabancı sermayeli hale gelmesi..." ibaresiyle vurgulanmak
istenen, iştirakin bir türü olan hisse devrinin özel olarak dü-
zenlendiği değil; dolayl ı biçimde hisse devri yoluyla yabanc ı
sermayeli hale gelen yerli sermayeli şirketlerin devirden ön-
ceki döneme ait mevcut ta şınmaz mallan hakkında da benzer
esasların uygulanacağıdır. Aksi halde, ilgili hükümde, "taşı n-
maz maliki yerli sermayeli ş irket" gibi bir kritere yer verilme-
sine gerek oLmaz; ayr ıca, 1. fıkradaki iştirak ibaresinin, hisse
devrini de doğal olarak zaten kapsayacağı düşünülerek hü-
küm vaz'edilirdi. Bu ba ğlamda, 36. maddenin son f ıkras ın-
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da ifadesini bulan "kanuna ayk ı rı kullarnm"ın bu somut duru- FÜGEN

mu da kapsad ığı ve taşınmaz malı bulunan yerli sermayeli SARGIN'IN

şirketin, dönüşümden önce Kanun'a uygun biçimde mülki- TEBLİĞİ

yet hakk ı edinilmiş olsa bile, dönüşümden sonra maliki bu-
lunduğu mallarının şirketin faaliyet konusu ile uyumlu de-
ğilse kullanımına artık devam edemeyeceği ve mülkiyet hak-
kına son verileceği sonucuna varilabilecektir. Esasen bir şir-
ketin, Türk hukukuna tabi olarak hisse senetleri devralmas ı,
bu suretle ba şka bir şirketin ortağı haline gelmesi, bu şirke-
te ait sermayeyi oluşturan malvarliğı üzerinde mülkiyet hak-
ki sağlamadığı için, malvarlığı içinde yer alan ta şınmaz mal-
ların mülkiyet hakkını kazanırnından da söz edilemeyecektir;
bununla bağlantılı olarak, taşınmaz mallar üzerinde, devreden
şirketin tüzel kişiiğinin mülkiyet hakkı, hiç şüphesiz devam
edecektir. Hisse devralan, şirket malvarhğmın tamamı üze-
rinden, hissesi oranında sadece "kör payı " ve "şirketin tasfiyesi
halinde tasfiye pay ı " talep etmek hakkım haizdir. Tasfiye halin-
de de, şirket ortaklannın, hissesini devreden şirketin serma-
yesine dahil taşınmaz mallarm mülkiyet hakk ım tasfiye nede-
niyle kendiliğinden kazanması mümkün değildir. Bu aç ıdan
bakıldığında hisse senedi devrinin, devreden şirkete ait mev-
cut taşınmaz mallar üzerinde herhangi bir etkisi olmayacak-
tır. Bir başka deyişle, TTK açısından hisse devrinin şirketin tü-
zel kişiliğine bir etkisi bulunmamakta; hisseyi devralan, sade-
ce devraldığı hissenin bahşettiği "pay sahipliği mevkii"nin sağ-
ladığı hakları kullanmakta ve borçlan üstlenmektedir; paylan
devralan, bu suretle hissesini devrald ığı şirketin sahibi bulun-
duğu malvarlığının maliki konumuna gelmemektedir. Tüzel
kişiliği devam eden şirket, hisse senedi devrinden sonra da,
satıştan önce olduğu gibi malvarlığı üzerinde mülkiyet hakkı
sahibi sıfatını bizzat korumaktadır. 103 Bununla birlikte, Tapu
Kanunu m. 35 ve m. 36.'da yer alan hükümlerin amac ı doğ-
rultusunda bakıldığında, kanuna karşı hileyi önlemek düşünce-
si, bir şirketin hisse devri suretiyle yabanc ı sermayeli hale gel-

Hasan Ptılaşh, Şirketler Hukuku, Temel Esaslar, B 6, Adana 2007, 5. 365-
366; Reha Poroy/Unal Tekinaip/Ersin Çaino ğlu, Ortaklıklar ve Koopera-
tıfler Hukuku, B. 9, Istanbul 2003, s. 760.
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FÜGEN mesi durumunda, mevcut taşmmaz malları üzerindeki mü!-
SARGIN' İN Idyet hakkının devanunın, şirket ana sözleşmesinde zikredi-

TEBliĞİ len faaliyet amac ına bağlı olması gereğini destekleyecektir.
Nitekim Yabancı Sermayeli Şirketlerin Taşmmaz Edinimine
ilişkin Yönetmelik'in 11. maddesi, devir an ından önce edini-
len taşınmaz malları da kapsayan bir tercihi yans ıtmaktadır.
Zira bu madde uyarınca, yabancı sermayeli hale gelen yerli
sermayeli şirketlerin,102 halen sahibi olduklar ı taşınmaz mal-
lara dair bilgiler, ilgili valiliklere iletilecek ve Yönetmelik'te
öngörülen biçimde yap ılacak değerlendirme sonunda var ıla-
cak sonuç olumsuzsa, tasfiyenin gerçekle ştirilmesi talep edi-

201 11. madde metni aynen şöyledir: "(1) Yabana sermayeli hale geldiği Hazi-
ne Müsteşarlığma bildirilen şirketlere ilişkin bilgileri Hazine Müsteşarlığı, ay-
lık olarak Tapu ve Kadastro Genel Müdürlüğüne gönderir.

"(2)Tapu ve Kadastro Genel Müdürlü ğü, bu şirketlerin sahip oldukları ta-
şınmaz mallara ilişkin bilgileri valiliklere bildirir.

"(3)Valilik, taşınmaz mülkiyeti. edinim durumunun, şirketin ana sözleş-
mesinde belirtilen faaliyet konusu çerçevesinde olup olmad ığın ı sanayi ve ti-
caret il müdürlüğünden yedi gün içinde; taşınmaz ın askeri yasak bölge, askeri
güvenlik bölgesi veya stratejik bölgede kal ıp kalmadığı nı, bu bölgelerde kalmas ı
halinde taşınmaz mülkiyeti ediniminin uygun olup olmad ığı n ı, Genelkurmay
Başkanlığı veya yetki lendireceği komutanl ıklardan otuz gün içinde; taşınmazı n
özel güvenlik bölgesinde kal ıp kalmadığın ı ise, Emniyet Genel Müdürlüğünden
bildirmesini yirmi gün içinde yaz ıl ı olarak talep eder. Taşınmazın özel güven-
lik bölgesi içinde kalmas ı halinde taşınmaz mal mülkiyeti edinim talebi Komis-
yon tarafindan değerlendirilir.

"(4)ilgili birimler talebi, bu Yönetmeliğin 6, 7,8 ve 10 uncu maddeleri çer-
çevesinde sonu çlandınr.

"(5)Genelkunnay Ba şkanlığı veya yetkilendireceği komutanl ıklar, Komis-
yon ile sanayi ve ticaret ıl müdürlüğü taraJlndan yap ı lacak değerlendirmenin
olumsuz olmas ı halinde söz konusu birimler, bu Yönetmeli ğin 14 üncü mad-
desinin uygulanmas ı n ı teminen valiliğe bildirimde bulunur". Madde met-
ninin kaleme almış tarz ı eleştiriye açıktır. Kullan ılan ifadeler, tered-
düt yaratacak niteliktedir. Nitekim, 3. ve 4. f ıkralarda "mülkiyet edinim
durumu"ndan ve "mülkiyet edinim talebi"nden söz edilmekte, bu ne-
denle, 2. fıkraya uygun yap ılan mevcut mallar ın tayininin istatistiki bir
bilgi elde etmek amaçl ı olduğu sonucuna varılacak iken, son fıkrada 14.
maddeye yapılan atilla tasfiye mümkün kıl ınmakta ve tasfiyenin tan ımı
gereği, 2. fıkra dahilinde tespiti yapılan mevcut ta şınmaz mallarm faali-
yet konusuna uygun değil ise tasflye edileceği anlaşılmaktad ır. Benzer
eleştiri, 12. madde bakımından da yap ı labilir.
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lecektir. Tasfiyenin ancak, edinilmi ş mevcut taşınmaz mallar MEN

bakımından anlam ifade edeceği ise aç ıktır. 112	 SARG İ N'IN

Bu kapsamda olarak, yerli sermayeli bir şirketin yaban- 
JEBU Ğİ

cı sermayeli hale gelmesi halinde, daha önce edinilmi ş sınır-
lı ayni hakların kullanımı ve deva ınınm faaliyet konusu ile
uyumlu olmas ı gerekip gerekmediği sorusu da akla gelebile-
cektir. Bilindiği üzere, 36. maddenin 1. fıkrasında, dönüşüm-
den önce bir taşınmaz mal ın maliki bulunan yerli sermayeli
şirketin hisse devri yolu ile yabanc ı sermayeli hale gelmesin-
de aynı esasın uygulanacağı belirtilmektedir. Bu bağlamda,
kuralın uygulanabilirliği, taşınmaz malın maliki olmaya bağ-
lıdır. Dolayısıyla, hisse devri yoluyla yabana sermayeli hale
gelinmesi durumunda, şirketin dönüşümden önce sahibi ol-
duğu smith ayni haklar bakımından "faaliyet konusuna uygun-
luk" kriteri uygulama alanı bulamayacaktir. Zira sınırlayıcı
kanuni hükümler dar yorumlanmak durumundad ır ve kıyas
yoluyla genişletilmesi de söz konusu değildir.

Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde hisse devri dışında iki
ihtimal daha özel olarak düzenlennii ş bulunmaktadır. Bun-
lardan ilkine göre, Türkiye'de kurulu yabanc ı sermayeli şir-
ketlerin "tasfiyesi" halinde, şirketin sahip olduğu taşınmaz
malın, şirket ortağı yabancı gerçek kişiler veya yurt dışm-
da kurulu yabancı ticaret şirketleri tarafından edinilmesi, 35.
madde hükümlerine tabi olacakt ır (1. f. son cümle), Hükürnle,
her ne kadar, böyle bir aç ık düzenleme olmasa bile, 35. mad-
denin tanımı gereği yine aynı sonuca varılacak idiyse de, bu
konuda bir tereddüt ya şanması ihtimali önlenmiş bulunmak-
tadır. Diğeri ise, edinilen taşınmaz malların "devri" ile ilgili-
dir. ifade edildiği üzere, 36. maddede öngörülen biçimde edi-
nilen taşınmaz mallar ın, Türkiye'de kurulu bulunan bir ba şka
yabancı sermayeli şirkete devrinde aynı esas geçerli olacak ve
faaliyet konusuna uygunluk kriteri rol oynamaya devam ede-

102 Aynı Yönetmelik'iıı 12. maddesi de, yeni yabancı ortak iştirakinin yapil-
dığı yabancı sermayeli şirketlerin mevcut ta şınmaz malları üzerindeki
mülkiyet haklarının tasfiye suretiyle sona erdirilebileceğine dair benzer
içerikte bir hüküm ihtiva etmektedir. Hükmün metni için bkz. yuk. Dn.
(94).

481



AKTUEI.LE ENTWICKLUNGEN 1M STkATSANGEIIÖRIGKE1JS -, AIJSLANDER- UND FLÜCHTUNGSREGIr

MEN cektir. (1. f. 2. cümle) Tasfiye edilen yabanc ı sermayeli şirket-
SARGIN'IN lere ait ta şınmaz mallar hakkmda yap ılan yorum, hiç şüphe-

TEBLİĞİ siz bu halde de tekrarlanabileceklir.

Faaliyet konusu kriteri ile ilgili yap ılabilecek bir tespit
de smırlı ayni haklarla ilgilidir. Zira sımrh ayni hak edinimi-
nin "şirketin faaliyet konusuyla ilgili olmas ı " şartına bağlanma-
sı ilginç bir durum yaratmaktad ır. Nitekim, yabanc ı bir dev-
letin kanunlarına uygun olarak kurularak tüzel ki şilik ka-
zanmış yabancı şirketler, m. 35/3. f. hükmü gere ğince "rehin
hakkı "ndan yararlanma konusunda bir sınırlama ile karşılaş-
mamakta; buna karşılık, m. 36/1. f. hükmü nedeniyle, yaban-
cı sermaye ile kurulan Türk şirketleri ile yabana yat ırın-ıc ırun
yabancı sermaye ile iştirak ettiği Türk şirketlerinin rehin hak-
la tesisi faaliyet konusu ile sınırl ı olarak mümkün kılınmakta-
dır. LIltra vires ilkesi bir yana bırakılacak olursa, s ınırlamanın
gerekçesi ve bu s ınırlamada gözetilen ayr ırrun hiçbir mantığı
bulunmamaktad ı r.103

36. maddede "faaliyet konusu" kriteri104 dışında zikredilen
bir diğer smırlama da "izin alma" şartıdır. Kanun'un 36. mad-

103 YSŞTEY'nin 9. maddesine göre, ilgili valilik, s ınırlı ayni hak edinimi
başvurusu üzerine de, talebin, şirketin ana sözleşmesinde belirtilen faa-
liyet konusu çerçevesinde olup olmad ığım, yedi gün içerisinde sanayi
ve ticaret il müdürlüğünün görüşü çerçevesinde sonuçlandıncaktır (1.
f.) Bu süre, yaz ının sanayi ve ticaret il müdürlüğüne intikal tarihinden
itibaren başlar (2. f.). De ğerlendirme olumlu ise sonuç, şirkete ve ilgi-
li tapu sicil müdürlüğüne; olumsuzsa, şirkete yaz ılı olarak bildirilir (4.
ve 5. f.). Yönetmelik'te, askeri yasak bölgeler, güvenlik bölgeleri ile özel
güvenlik bölgelerinde sınırlı ayni hak edinimi talebinde bulunulmas ı
hakkında ise bir hüküm bulunmamaktad ır.

104 Taşınmaz mal edinimi talebi üzerine şirket ana sözleşmesinde belirle-
nen faaliyet konusuna uygunlu ğu tespit yetkisi, YSŞTEY'nin 5., 7. ve
8. maddeleri gereğince, taşınmaz mal askeri yasak bölge, askeri bölge,
stratejik bölge ile özel güvenlik bölgesi içinde kalsa dahi sanayi ve tica-
ret il müdürlüğüne ait olacaktır. 5. maddeye göre, valilik ba şvuru üzeri-
ne, talebin, " ...şirketin mırsözleşınesinde belirtilen faaliyet konusu çerçevesin-
de olup olmadığın ı, sanayi ve ticaret il müdürlüğünden yedi gün içinde... bil-
dirmesini yazılı olarak talep edecektir. Bu Yönetmelik'in 6, 7/1, 8. mad-
deleri uyarınca, valilik/komisyon, ilgili birimlerin görü şü doğrultusun-
da talebi sonuçland ıracaktır. Askeri yasak bölge, askelî güvenlik bölge-
si, stratejik bölge veya özel güvenlik bölgesi dışında kaldığı tespit edilen
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desinin 2. fıkras ında, sözü edilen şirketlerin, "askeri yasak böl- FÜGEN

geler, güvenlik bölgeleri ile stratejik bölgeler"de ve "özel güven- SARGIN'IN

Ilk bölgeleri"nde taşınmaz mal edinimleri, faaliyet konusunun TEBLIGI

yan sıra, aynca izin alma ko şuluna bağlannııştır.105 Buna göre,

taşınmaz mallar hakkında uygulama alam bulacak 6. madde hükmüne
göre, edinilmek istenen taşınmaz mal ın sayılan bölgeler dışında kaldığı-
nın, "(7) ... ilgili birimlerden gelen cevaplar doğrultusunda tespit edilmesi ha-
linde, bu bölgelerdeki taşınmaz mü/ki yeti edinimi talebi, şirketin ana sözleşme-
sinde belirtilen faaliyet konusuna ilişkin olarak sanayi ve ticaret il müdürlüğü-
nün görüşü çerçevesinde ilgili valilik tarajindan sonu çland ırı lı r.

"(2)Değerlendirmenin olumlu olmas ı halinde sonuç, şirkete ve ilgili tapu
sicil müdürlüğüne yazı lı olarak bildirilir.

"(3)Değerlendirmenin olumsuz olmas ı halinde ise sonuç, ş irkete yaz ı lı ola-
rak bildirilir".

Askeri yasak bölge, askeri güvenlik bölgesi, stratejik bölge veya özel
güvenlik bölgesinde kalan taşınmaz mallar hakkında uygulama alanı
bulacak 5., 7. ve 8. madde metinleri için bkz. ileride Dn. (108), (109); Edi-
nilmiş taşınmaz malların faaliyet konusuna uygun kullanımını dene-
tim yetkisi ise Yönetmelik'in 13. ınaddesiyle Komisyon'a verilmiş bu-
lunmaktadır. Bu madde metni için bkz. ileride Dn. (112).

105 YSŞTEY'nin 4. maddesinde, şirketlerin Türkiye'de taşınmaz mal mül-
kiyeti ve/veya s ınırlı ayni hak edinimi için taşınmaz malın bulunduğu
yerdeki Valilik Il Planlama ve Koordinasyon Müdürlü ğü'ne yapacak-
ları başvurularda ibraz edecekleri belgeler ve sunacaklan bilgiler say ı!-
mıştır. Bu bilgi ve belgeler s ırasıyla, talebin amacını ve taşınınaza iliş-
kin bilgileri içeren ba şvuru dilekçesi (a bendi); şirketin taşınmaz mal ta-
sarrufuna izinli olduğunu ve temsilcisini gösterir yetki belgesi (b ben-
di); şirketin bağli olduğu vergi dairesi ve vergi numaras ı (c bendi); şir-
ketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konusunu, ortaklarm ın isim-
lerini veya ünvanlarını, tAbiiyetlerini ve ortakl ık oranlarım içeren şir-
ket merkezinin kayıtlı bulunduğu ticaret sicil müdürlüğünden son bir
ay içinde alınan mevcut durumu gösteren belge (d bendi); yabanc ı ger-
çek kişi ortakların kimlik belgelerinin noter tasdikli suretleri, ortağın ya-
banc ı tüzel kişi olması halinde ise, şirketin ilgili Türk Konsoloslu ğun-
ca veya La Haye Devletler Özel Hukuku Konferans ı çerçevesinde ha-
zırlanan "Yabana Resmi Belgelerin Tasdiki Mecburiyetinin Kald ınlma-
sı Sözleşmesi" hükümlerine göre tasdik edilmi ş Faaliyet Belgesi (e ben-
di); şirketin yöneticilerinin isimleri, kimlik belgeleri ve adresleri; varsa
son üç yıla kadar şirket bilançosudur (E bendi). Maddede ifade edildi ği
üzere, başvuru talebinin sadece s ınırlı ayni hak edinimine ilişkin olma-
sı durumunda birinci fıkranın (d), (e) ve (f) bentlerinde yazılı belgeler
istenmeyecektir. Yönetmelik maddesinin (b) bendinde ifadesini bulan
şirketin taşmınaz mal tasarrufuna izinli olduğunu ve temsilcisini göste-
rir yetki belgesi, Tapu Kanunu'nun 2. maddesi gereğince, tapuya baş-
vuru aşamasında da ayr ıca aranmaktadır. Nitekim, 2. maddeye göre,
"hüknı f şahısların tapu işlerinde merkez veya şubelerinin bulunduğu yerin en

-
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FÜGEN izin vermeye yetkili makamlar, Genelkurmay Başkanlığı veya
SARG İ N'IN onun yetkilendireceği komutanlıklar ile' özel güvenlik böl-

TEBli Ğİ gelerinde valiliklerdir. Valiliklerin iznine tabi olan hususlar,
ilgili idari temsilcilerinin katılımıyla oluşan Komisyon'da,'°7

büyük mülki amirinden nizamnamelerine göre gayrimenkul mal tasarrufuna
izinli olduklarına ve tescil iş ini yapacak mümessilin yetkisine dair al ı nacak bel-
genin verilmesi mecburidir. Ticaret şirketleri bu belgeyi, ticaret sicil memur-
larından alırlar". Konuyla ilgili bir düzenleme de Bay ınd ırl ık ve İskAn
Bakanlığı Tapu ve Kadastro Genel Müdürlü ğü Yabanc ı işler Dairesi
Başkanlığı 'nın 1668 sayılı ve 20 Kas ım 2008 tarihli 1668, 2008/18 sayı-
l ı Genelge'sidir. Bu Genelge'de, i şlem için başvuran ticaret şirketlerinin
2644 sayılı Tapu Kanunu'nun 2. maddesi gere ğince ibraz ettikleri yetki
belgesinde, şirketin 4875 say ı lı DYYK.'na göre kurulan bir şirket olduğu
bildirilmemiş ise, Genelge kapsamında düzenlenen resmi senedin uy-
gun bir yerine, "taşınmaz mal ı edinen şirketin, 4875 sayı lı Kanun'a tübi ol-
madığı, aksi takdirde edinilen taşı nmaz mal ın 2644 sayı lı Tapu Kanunu'nun
36. maddesi gereğince tasfiyeye tübi tutulacağın ı bildik/eri ve kabul ettikleri",
hususu yazılarak taraflara imzalatılmak suretiyle genel hükümlere göre
işlemin tamamlanması uygulamasına devam edilmesi öngörülmekte-
dir. Genelgede ayr ıca, 4875 say ıh Kanun'a tabi bankalar lehine taşm-
maz rehni talep edilmesi halinde, bu bankalar ın bir kereye mahsus ol-
mak üzere şirket merkezinin bulundu ğu valiliğe müracaatlanyla, anı-
lan Yönetmelik'in 9. maddesinde belirtilen yaz ılı belgeyi alarak ibraz
etmeleri halinde, ilgili tapu müdürlü ğünce bu belgeye dayanarak tek-
rar belge istenmeksizin taleplerin karşılanmas ı gerektiği de ifade edil-
mektedir. Bu Genelge ile, 17 Temmuz 2008 tarihli 1662, 2008/12 say ılı
Genelge'nin 4875 say ılı Kanun'a tabi şirketlere ili şkin hükümleri kald ı-
rılmıştır. Diğer hükümleri uygulanmaya devam edecektir. Her iki Ge-
nelge metni için bkz. http://www.tkgm.gov.tr (04 Nisan 2009 günü iti-
bariyle)

106 Nitekim, bu doğrultuda, YSŞTEY'nin, ta şınmaz edinimi ba şvurularının
değerlendirilmesi başlığın ı taşıyan 5. maddesinin 1. fıkras ında, ilgili va-
liliğin talebi üzerine, taşınmaz malın askeri yasak bölge, askeri güvenlik
bölgesi veya stratejik bölgede kalıp kalmadığı ile kalmas ı halinde taşın-
maz mal üzerinde mülkiyet hakk ı ediniminin "uygun olup olmad ığı"ru,
Genelkurmay Başkanlığı ya da onun yetkilendireceği komutanl ıklann
otuz gün içinde yaz ılı olarak bildireceği hükme bağlanmaktad ır.

107 YSŞTEY'nin 3. ve 10/2. maddelerinde tanımlanan, "valilik bünyesin-
de", ilgili kadastro müdürlüğünün, defterdarl ığın, sanayi ve ticaret il
müdürlüğünün, il emniyet müdürlüğünün, garnizon komutanlığının
yetkili temsilcilerinden, -Komisyon ba şkanının, gerekli gördüğü diğer
birim yetkililerinin de toplant ılara katı l ımı ile-, oluşan Komisyonun, ça-
lişma usül ve esasları 10. maddede şöyle düzenlenmiş bulunmaktad ır:

"(7) Komisyon, valinin veya görevlendirece ği vali yardımcısı n ı n başkanlı -
ğında faaliyet gösterir.

"(2)..........
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taşınmaz mal ediniminin, "ülke güvenliği" ve "faaliyet konusu- FÜGEN

na uygunluğu" değerlendirilerek karara ba ğlanacaktır208 Do- SARGIN'IN

layıs ıyla, Kanun'da özel güvenlik bölgeleri ile s ınırlı olarak tEBLi Ğİ

taşınmaz mal edinimi talebi hakk ında kullan ılacak takdir yet-
kisi, "ülke güvenliği" kriteriyle srnırland ınlnıışhr. Öte yandan,
YSŞTEY'nin 7. maddesinde benzer şekilde, yukanda çerçeve-
si çizilen kapsamda, Genelkurmay Ba şkanlığı veya yetkilen-
direceği komutanhklaıın kullanacakları takdiri yetkinin s ı-
nırları da, "ülke güvenliği yönünden değerlendirerek" ifadesiyle
yeknesakla5tınlmı5tır2°9 Buna karşılık, Tapu Kanunu'nun 36.

"(3)Komisyon'un Sekreterya hizmetleri, Valilik İl Plönlama ve Koordinas-
yon Müdürlüğü tarafIndan yürütülür.

"(4) Komisyon, taşınmaz edinimi talebi olmas ı halinde, ayda en az iki defa
toplan ı r.

"(5) Komisyon çalışmalarında, ilgili kurum ve kuruluş lardan ve/veya şir-
ketten, taşınmaz edin imine ili şkin ihtiyaç duyulacak ek bilgi ve belge talep ede-
bilir.

"('6) Taşınmaz edinimine, Komisyon daimi üyelerinin oybirliğiyle izin ve-
rilir.

"(7)Komisyon kararları, karar defterine iş lenirve Komisyon üyelerince im-
zalanarak Valiliğe bildirilir.

"(8) Valilik, taşınmaz edinimine izin verilmesi halinde sonucu şirkete ve
ilgili tapu sicil müdürlüğüne; izin verilmemesi halinde ise şirkete, yazı lı ola-
rak bildirir".
YSŞTEY'nin 5. maddesinde ifade edildi ği üzere, taşınmaz mal ın
özel güvenlik bölgesinde kal ıp kalmadığın ın tespiti, Emniyet Genel
Müdürlüğü'ne verilmiş olup; talep hakkında değerlendirme yapma
yetkisi ise Komisyon'a aittir: Maddeye göre, "Valilik. ...taşınmazın özel
güvenlik bölgesinde kal ıp kalmadığın ı ise, Emniyet Genel Müdürlüğünden yir-
mi gün içinde bildirmesini yaz ı l ı olarak talep eder. Taşınmaz ın özel güvenlik
bölgesi içinde kalmas ı halinde taşınmaz mülkiyeti edinimi talebi, Komisyon ta-
rafindan değerlendirilir (m. 5/1. f.). Yine, YSŞTEY'nin 8. maddesinde yer
aldığı şekliyle, ta şınmaz malın özel güvenlik bölgesi içinde kalmas ı ha-
linde Komisyon, "taşınmaz mal edinimi talebini, ülke güvenliği ve şirketin
ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konusu çerçevesinde, ilgili kurum ve ku-
ruluşlann yaz ı lı görüş lerini değerlendirerek karara bağlar. Taşınmaz mal edi-
niminin ş irketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konusu çerçevesinde ger-
çekleşip gerçekleşmediği hakkında sanayi ve ticaret il müdürlüğünün, bu Yö-
netmeliğin 5 inci maddesinin birinci jikrasında yer alan değerlendirmesi esas
alı n ır".

109 YSŞTEY'nin 7. maddesine göre, "(1) Taşınmazın askeri' yasak bölge, askeri'
güvenlik bölgesi veya stratejik bölge içinde kalmas ı halinde, Genelkurmay Baş -
kanlığı veya yetkilendireceği komutanlıklar, taşınmaz mal ın mülkiyetin in edi-
nimine ilişkin talebi, ülke güvenliği yönünden değerlendirerek sonucu valihiğe
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FÜGEN maddesinde, taşınmaz mal mülkiyeti için öngörülen izin şar-
SARGIN'IN tııım, sınırh ayni hak ediniminde ve kullanınunda ararımadı-

TEBÜ Ğ1 ğı görülmektedir.

Tapu Kanunu'nun 36. maddesinin 2. fıkrasında, 1981 ta-
rihli ve 2565 say ılı Askeri Yasak Bölgeler ve Güvenlik Bölgele-
ri Kanunu (AYBGBK) 110 hükümlerinin sakl ı tutulduğu açıkça
zikredilmek suretiyle, adli geçen yetkili makamların izin ver-
me yetkilerini, 2565 say ılı Kanun'un mümkün k ıldığı ölçüde
kullanabileceği ifade edilmiş ve bu suretle ortaya ç ıkabilecek
muhtemel yorum farkl ılıkları önlenmiş bulunmaktad ır. Bu
nedenle, söz konusu yetkili makanılann, stratejik ve güvenlik
açısından özellik arz eden Kanun kapsamındaki alanlarda ta-
şmmaz mal edinme iznini vermeleri, AYBGBK'da bu konuda
bir yasaklama bulunmamasına bağlıdır.

Nitekim bu çerçevede bir örnek vermek gerekirse, askeri
ve özel güvenlik bölgelerinde, yabancı-tebaa ayrımı yapılmak-
sızın gerçek ve tüzel ki şilere ait taşınmaz malların kamulaştı-
nlabileceği, AYBGBK'nın 21. maddesinde hükme ba ğlanmış-
tır; ancak bu kararı alma yetkisinin kime ait oldu ğu maddede
belirtilmemiştir. Buna karşılık Kanun'a ilişkin Yönetmelik'in
22. maddesinin 2. fıkrasında,'11 askeri ve özel güvenlik bölge-

bildirir. Değerlendirmenin olumlu olması halinde Valilik, sanayi ve ticaret il
müdürlüğünün şirketin taşınmaz edinimi talebinin ana sözleşmesinde belirti-
len faaliyet konusuna uygunluğuna ilişkin goruşii çerçevesinde, ilgili talebi so-
nuçlandınr.

"(2) Genelkurmay Başkanlığı veya yetkilendireceği komutanlıklar, bu de-
ğerlendirme kapsam ında ilgili kurum ve kurulu şlardan ve/veya ş irketten, ta-
şınmaz mal edinimine ilişkin ihtiyaç duyulacak ek bilgi ve belge talep edebilir.

"(3) Valilik değerlendirmesinin olumlu olmas ı halinde sonucu, şirkete ve
ilgili tapu sicil müdürlüğüne; olumsuz olması halinde ise ş irkete, yaz ı l ı olarak
bildirir". Hiç şüphesiz, maddeden de anlaşılacağı üzere, burada bir yetki
devri olmay ı p; Genelkurmay Ba şkanlığı'nın ancak olumlu bulduğu bir
talep üzerine, ilgili valilik, şirketin faaliyet konusu kapsamında kald ığı
sanayi ve ticaret il müdürlüğünce tespit edilen bir ta şınmaz mal hakkm-
da talebi sonuçland ınnaktadır.

ııo RG, 22 Aralık 1981, S. 17552.
111 17 Ocak 1983 tarihli ve 83/5949 sayıl ı Askeri Yasak Bölgeler ve Güven-

lik Bölgeleri Yönetmeliği metni için bkz. RG, 30 Nisan 1983, S. 18033;
yönetınelik değişiklikleri için ayrıca bkz. http://www.mevzuat.adalet.
gov.tr/html/20069.html (08 Nisan 2009 günü itibariyle)
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leri il5n edilen alanlar içinde kalan ve kamulaştırılmasına ge- FÜGEN

rek duyulan mallardan, askeri güvenlik bölgelerinde olanla- SARGIWIN

no Milli Savunma Bakanl ığı'nca, özel güvenlik bölgelerinde IEBUGI

olanların ise bu konudaki kanunlar uyar ınca kamulaştırılaca-
ğı ifade edilmektedir. Bu kapsamda bir kamula ştırma kararı
alma yetkisi dışında, Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde bah-
si geçen makamlar ın, askeri ve özel güvenlik bölgelerinde ta-
şınmaz mal edinme taleplerini, Kanun'un çizdi ği sınır dahi-
linde takdir yetkisini kullanarak olumlu ya da olumsuz bi-
çimde değerlendirebileceği düşünülebilecektir.

Tapu Kanunu'nun 36. maddesinde hükme ba ğlanan son
husus, Kanun maddesine ayk ırı biçimde edinildiği ya da kul-
lanıldığı112 tespit edilen taşınmaz mallar ile s ınırlı ayni hak-

112 YSŞTEY'nin 13. maddesi, yabanc ı sermayeli şirketlerce edinilmiş taşın-
maz mallar ın ve sınırl ı ayni hakların kullan ımının şirket esas sözleşme-
sinde belirlenen faaliyet konusuna uygunlu ğunun denetimi ve hukuki
sonuçlarını düzenlemektedir. Bu do ğrultuda, maddeye göre, "(I)Edini-
len taşınmazları n ve/veya s ın ırl ı ayni hakların şirketin ana sözleşmesinde be-
lirtilen faaliyet konuları çerçevesinde kullan ı lı p kullan ılmadığı, Komisyon ta-
raJlndan değerlendirilir. Değerlendirme süreci, resen ya da kiş i veya kuruluş la-
nn yazılı başvurulan üzerine Komisyon, edinilen ta şı nmazların ve/veya s ın ır-
lı ayni hak! ann, şirketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konulan çerçeve-
sinde kullan ılıp kullan ılmadığın ı değerlendirir.

"(2) Bu değerlendirme kapsam ında Komisyon, şirketin, ana sözleşmede be-
lirtilen konularda faal durumda olup olmadığın ı değerlendirir ve ilgili kurum
ve kurulu şlardan taşınmaz mal edinimine ilişkin ihtiyaç duyulacak bilgi ve bel-
geleri isteyebilir.

"(3) Şirketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konularına aykırı kulla-
n ıldığı belirlenen taşınmaz mallara ve/veya s ın ırlı ayni haklara ilişkin olarak
öncelikle dosya üzerinde inceleme ba şlatı lır. Dosya üzerinde yapı lan inceleme
sonucunda gerekli görülmesi halinde yerinde inceleme de yap ılabilir.

"(4) Yapı lan inceleme sonucunda taşınmazı n ve/veya s ı n ırlı ayni hakkın,
ş irketin ana sözleşmesinde belirtilen faaliyet konularına aykırı kullan ıldığın ın
tespit edilmesi halinde, bu durum yaz ı l ı olarak ş irkete ve varsa ihbarda bulu-
nan kişiye veya kuruluşa bildirilir. Şirketin on gün içinde bildirime yaz ılı bir
cevap vermesi zorunludur. Aksi takdirde şirket, bildirimin içeriğini kabul etmiş
sayı lı r. Komisyon gerekli görürse, şirket yetkililerini görüşmeye çağırır.

"(5) Komisyon tarafindan, ana sözleşmede belirtilen faaliyet konusuna
aykırı kullan ı mın tespiti halinde kullan ımın ana sözleşmede belirtilen faaliyet
konusuna uygun hale getirilmesi için şirkete süre tan ınabilir.

"(6) inceleme sonuçları valilik tarafindan şirkete yaz ı lı olarak bildirilir.
"(7) Komisyon, değerlendirmenin olumsuz olmas ı halinde, Yönetmeliğin

14 üncü maddesinin uygulanmas ı n ı teminen valiliğe bildirimde bulunur".
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FÜGEN lann tasfiye edileceğidir.113 Tapu Kanunu m. 35 ile karşılaştı-
SARGIN' İN rıldığmda, "kanunt bir zorunluluğa dayalı edinim amac ı na ayki-

TEBLİĞi n kullan ı m" haline, tasfiyeyi engelleyen bir neden olarak m.
36'da yer verilmediği görülmektedir. 36. maddeye göre, tas-
fiyeyi bizzat hak sahibi şirket, Maliye Bakanlığı'nca verilecek
süreler içinde gerçekleştirecek; bu süre içinde tasfiye gerçek-
leşmez ise, işlem genel hükünıjere göre ilgili Bakanl ık aracılı-
ğıyla sağlanarak, elde edilecek bedel hak sahibine ödenecek-
tir. Bu süre, YSŞTEY'de altı ay olarak belirlenmiştir. Hakl ı se-
beplerin varli ğı halinde, bir defaya mahsus olmak üzere, sü-
renin altı aya kadar uzatılması da mümkün kıLmnu5tır.114

Sonuç

Mülkiyet hakkını, temel insan hakları kategorisine dahil
etme ve bu doğrultuda devletleri bu hakkı mutlaka tanıma ya
da bu konuda sahip olduğu münhasır yetki dahilinde şayet
tanımış ise korunmas ını sağlamakla yükümlü k ılma yönünde
milletleraras ı hukukun genel tercihini saptamaya dair tart ış-
malar ve tespitler bir yana bırakılacak olursa, söylenmesi ge-
reken, Türk Anayasa koyucusunun tercihini, mülkiyet hakk ı-
nı tebaa-yabanc ı ayrımı yapmaks ızm herkese tanımak yönün-
de yaptığı; ancak bu hakkm s ınırlanabilmesine de izin verdi-

113 YSŞTEY'de de ifade edildiği üzere, "Taşın mazlann ve/veya sın ırlı aynt
hakların, Tapu Kanunu hükün ılerine ayk ırı biçimde edinildiğinin veya
kullan ıldığımn tespit edilmesi halinde, edinilen taşınmaz malların ve/veya
sın ı rlı aynf hakların tasfiye işlemlerine başlan ılması hususu, şirketin aykırı edi-
nim veya kullan ı mın ı n tespiti ve değerlendinııesine ilişkin belgeler ile malik ve
hak lehtarı şirketin unvan ı ve tebligata esas adresini gösteren belgeler ve ilgili
taşın mazlar ile s ın ı rl ı aynf hakların tapu kayı t bilgilerini gösteren belgelerin
onayl ı örnekleri eklenerek, Valilik taraJindan Maliye Bakanhğına bildirilir"
(m. 14/1. t)

114 "Maliye Bakanlığı, taşınmaz mali/d veya s ı n ı rlı aynf hak lehdarı şirkete,
taşınniazın veya sı n ı rlı ayrı L hakk ın altı ay içinde tasfiye edilmesini yaz ı lı olarak
bildirir. Bu süre, hakl ı sebeplerin varlığı halinde, bir defaya mahsus olmak üzere
altı aya kadar uzatı labilir. Şirketin, taşınmaz malı veya s ı n ırlı aynt hakk ı, Mali-
ye Bakanlığı 'nca verilen süre içinde tasflye etmemesi halinde bunlar, Maliye
Bakanlığı taraJlnden genel hükümlere göre tasfiye edilir ve tasfiye harcamaları
düşüldükten sonra bedeli hak sahibi adı na açı lacak bir banka hesab ına yatırı l ır.
Işlenılerin sonucu hak sahibiyle, valiliğe yaz ı lı olarak bildirilir" (m. 14/2. f.).
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ğidir. 0 halde mevcut Anayasa hükümleri dahilinde tart ışıl- FÜGEN

ması gereken, Türk hukukunda bu hakkın yabancılara tanı- SAGIN'IN

mp tanınmayacağı değil; Anayasal güvence altına alınnuş ya- TEBLİĞİ

banc ılann mülkiyet hakkının "s ı n ırianmasmin srn ırı "nın ne ol-
ması gerektiğidir. Bu bağlamda zikredilecek Anayasa'n ın 16.
maddesi, Anayasa'nın 35. ve 10. maddelerine yabancı eksen-
li getirilecek istisnanın yarataca ğı eşitlik ilkesi ihlMini meşru
kılan iki temel kıstas içermektedir. Bunlar s ırasıyla, kanunilik
ve milletleraras ı hukuk kurallarına uygunlııktur.

Esasen, Anayasa hükümleri ile paralel ilkeler içeren mil-
letlerarası hukuk kuralları birlikte değerlendirildiğinde, mül-
kiyet hakkına getirilecek s ınırlamalarm kabul görebilmesinin
şu unsurlar ın varlığına bağlandığı gözlemlenmektedir: Önce-
likle, iç hukukta yer alan bir s ınırlamanın, kanuni bir metne
dayanması yeterli olmay ıp; bunun için mevcut kuralın ulaşı-
labilir, yeterince anlaşılabilir nitelikte bulunmas ı şarttır. Buna
ek olarak, kanuni hükümlerin öngördüğü sınırlamanın, in-
san hakların düzenleyen milletleraras ı hukuk metinlerinde
de vurgulanan, kamusal menfaati esas alan meşru bir nede-
ne dayanınas ı, demokratik toplum düzeniyle uyumlu olma-
s ı gerekir. Yine devamla, ölçülülük ilkesinin uygulanabilirli-
ğini işler kılmak için, mevcut hukuk kurallar ı dahilinde edi-
nilen bireysel hakkın sona erdirilmesi halinde, ilgiliye uygun
bir bedel gecikmeksizin ödenmek suretiyle hak kaybının der-
hal taznıini sağlanmalıdır.

Türk pozitif hukukundaki ilgili kanuni hükümler, bu
doğrultuda tahlil edildiğinde, Tapu Kanunu'nun 35. madde-
sinin, birbirinden farkl ı hukuki durumların içiçe girdiği, ku-
ral ve istisnanın birbirine kar ıştığı, yorumunda tereddüt do-
ğacak ibarelerden, soyut kavramlardan olu şan ve tüzel kişi-
ler bakımından mülkiyet hakkının özünü tümüyle ortadan
kaldıran hükmünün, yabanc ılar ın taşınmaz mal edinmesinin
yaratacağı, ekonomik, sosyal, kültürel etki/ dönüşümler, ko-
runmas ı gerektiği düşünülen özellikli alanlar (doğal kaynak-
lar, tarımsal alanlar, stratejik bölgeler gibi) dikkate al ınarak
kanun koyucu tarafından benimsenecek politika ve yukarıda
zikredilen ilkeler ışığında gözden geçirilmesi; smırlamada te-
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FÜGEN mel teşkil edecek hukuken hakl ı ve makül görülecek nedenle-
SARGIN' İN ün/ilkelerin aç ık ve anlaşılabilir şekilde özel bir kanunla ye-

TE81 İ6 niden düzenlenmesi uygun olacakt ır. Bu süreç içinde, özellik-
le Kanun hükmünde yer alan kar şılıkl ı işlem şartının, AİHM
kararlarının çizdiği sınırlar dahilinde yorumlanarak, uygula-
nabilirliğinin sağlanmas ı da bu Mahkeme önünde görülecek
benzer içerikli muhtemel dAvalar ın Türkiye aleyhine sonuç-
lanmasınm önlenebilmesi açısından önem arzetmektedir.

Kanun'un 36. maddesi ba ğlamında bir tahlil yap ıldığın-
da ise, içeriği itibariyle bakıldığında düzenlemenin temelin-
de yatan amaç, yabanc ı sermayenin ülkeye giri şini kolayla ş-
tırmak ve Türkiye'yi yabanc ı yatırımcı için cazip kılmak de-
ğildir; tam tersine mevcut TtK hükümleri dahilinde faaliyet
konusu bakımından bir farkl ılık yaratmamakla birlikte, izin
alma ve mülkiyet haldcının devamını faaliyet konusuna uy-
gunluğu denetlemeye tabi kuma şartları dikkate alındığında,
yabancı sermaye ile kurulan veya kabul eden Türk şirketlerini
cayd ırıcı veya bu nedenle adeta cezaland ırıcı bir nitelik taşı-
maktadır. Buna paralel olarak, yurt d ışında ikamet eden Türk
vatandaşlannın, ülke ekonomisine katkı sağlamak üzere ül-
keye yabanc ı sermaye getirerek kurduklan ya da i ştirak ettik-
leri Türk şirketlerinin, diğer Türk şirketlerinden farkl ı bir sta-
tüye tabi kılınmasının temelinde yatan düşüncenin mantığı
da anlaşılamamaktad ır. Ayrımda esas al ınan yabana ülkede
ikamet etme unsuru, bu ayrımı meşru kılan bir neden olamaz.
Dolayısıyla, Türk vatandaşlarının oluşturduğu, Türk şirket-
leri arasında hiç bir makül nedene dayand ınlamayacak böy-
le bir ayrımı öngören maddenin içeriği itibariyle Anayasa'nın
eşitlik ilkesine ayk ırı lık yaratacağı aç ıktır.

Şayet bu madde ile hedeflenen, bir yandan yabanc ı ser-
mayenin ülkeye girmesi te şvik edilirken; öte yandan bir Türk
tüzel ki şiliği ile perdelenmiş yabancı devlet tebaas ı yatırımc ı-
yı tespit ve kontrol etmek; bir başka deyişle kontrol sistemi-
ni taşınmaz mal edinme hakkı bakımından etkin kılmak ise,
kanımızca maddenin bu do ğrultuda koyduğu kriterler de ek-
siktir. Yabanc ı yatırımın oranı ile ilgili herhangi bir limit be-
lirlerııniş olmadığından, çok cüz'i bir miktar/sayı ile iştirak
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dahi bir şirketin ve taşınmaz mal edinimi ile hakkın devamını FÜGEN

şarta tabi kılmaya yetecektir. Bu nedenle, ilgili madde, ortak SARG İ N'IN

sayısmı/ ortaklık payını, imtiyaz sahipli ğini, yönetim ve tem- TERliĞİ

sil yetkisini elinde bulunduran ortakları dikkate alan bir yak-
laşımı yansıtmalıyd ı .

Ayrıca, bu haliyle düzenleme, acaba bilinçli bir tercihi
mi yansıtmaktadır sorusunu da beraberinde getirmekte ve
aslında ait olmas ı gereken yerde, DYYK'da değil de, Tapu
Kanunu'na 36. madde ile eklemlenerek düzenlendi ği için,
maddede ifadesini bulan yabancı yatırım/yabancı yatırımcı/
iştirak kavramlarının tanmılanması ve somutlaştınlmasmda
tereddütler doğmaktadır. Madde hükmünün, kanun koyucu-
nun hedeflediği amaç ne ise bunu yans ıtacak şekilde yeniden
gözden geçirilerek, düzenlenmesi uygun olacakt ır.

Kanun'un 35. maddesi hakk ında yapılabilecek son ele ş-
tiri de, mülkiyet hakkı edinimi ve devamı bakımından ara-
nan şartların aynısının, rehin hakkı hariç, yabanc ıların sı-
nırlı ayni hakları edinimi için aranmas ı; getirilen sınırlama-
da, intifa, üst hakkı gibi, ayni hakkm sahibine verdi ği yetki-
nin, mülkiyet hakkının sağladığı yetkiye olan "yakı n" benzer-
liginin, hakkın mülkiyet hakkına dönü şümü talebi yaratma
imknımn esas alinmamış olmasıdır. Bu kapsamda, geçit hak-
kı örneğinde görüleceği üzere, pek çok sınırlı ayni hakkın sağ-
ladığı yetki dikkate alındığında, bu tür hakların edininıinin,
neden karşılıklı işlem şartına bağlandığının; öte yandan ço-
ğunun bu amaçlarla kullanımı da hakların niteliği gereği za-
ten mümkün bulunmadığından, -ayrıca maddede tanımlan-
madığı için farkl ı yorumlar yaratacağı da aç ık olan- mesken
ve işyeri olarak kullanmayla s ınırlandırıldığının mantığı sor-
gulanmalıd ır.
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PROBLEME HINSICHTL İ CH SOZ İ ALER UND WIRTSCHAFTLICHER
REC İ ITE VON AIJSLANDERN IN DER TÜRKEI - E İ N KOMMENTAR

AUS DER PERSPEKT İ VE DER PRAXIS

Dr. Frauke BEMBERG

BE İ JRA	 Die Türkef hat in den İ etzten Jahren er-folgreich eine Anpas-
FRAUKE BEMBERG sung des recht İ ichen Regelungsrahmens für auslndische Direkt-

investitionen vorgenommen, dte zum einen durch dIe Annö-
herung des türkischen Rechts an EU-Recht fm Beitrittsprozess
geprgt ist, zum anderen dIe Bemühungen widerspiegeit, das
Land und seine Wfrtschaft für aus İ ndische İ nvestitionen immer
attraktiver zu machen.

Der Vortrag der Referentin, dIe als Mitarbeiterin der seit
Jahren im deutsch-türkischen Rechtsverkehr ttigen Stuttgar-
ter Kanz İ ei Rumpf RechtsanwIte auf der Schnittste İİ e zwischen
deutschem bzw. europischen und dem türkischen Recht ttig
ist, steuert der Diskussion um die sozialen und wirtschaft İ ichen
Rechte von Aus İ ndem in der Türkei einige Beispiele und Aspek-
te aus der Praxis der ütigkeit der Kanz İ ei und deren Kooperati-
onspartnerin Istanbul bei.

Dabei werden Probleme bel der Anwendung der rechtlichen
Regelungen und Umsetzung durch den hiermit 1m konkreten Fa İİ
befassten Verwa İ tungsapparat bezüglich Kapita İ-beteiligung und
Grundeigentumserwerb skizziert. ZustzIich so İİ dIe mit dem Pro-
blemkreis von wirtschaftlichen und sozia İ en Rechten von Auslân-
dern in Zusammenhang stehende Frage der Berufsausübungsbe-
schrnkungen fürAus!önder beleuchtet werden.

DIe Verfasserin arbeitet ais RechtsanwItin in der Stuttgarter Kanzlei Rumpf
Rechtsanwölte.
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1. Kapitalbeteiligung / Gesellschaftsgründung	 BE İİRG:

Der rechtliche Rahmen in Hinblick auf Kapitalbeteiligung und F9UKE BEMBERG
Gesellschaftsgründung war bereits Gegenstand des vorangegan-
genen Referats, weshalb hier nur eine kurze Zusammenfassung
vorgenommen werden salI. Aus dem Gesetz über auslndische
Direktinvestitionen Nr. 4875,' das fm Jahr 2003 er!assen wurde,
ergibt sich der Grundsatz der Gleichbehandlung ausIndischer
lnvestoren. Dieses System der Gleichsteliung von ausIndischen
und intndischen Investoren löst das ehemalige Prinzip der Ge-
rıehmigungsvorbehalte in Kombination mit der Förderung eir ı-
zeiner lnvestitionen ab. Mit Ausnahme von einigen wenigen Sek-
taren wie beispielsweise Fischerei und Seefahrt, zivile Luftfahrt,
TV- und Radiosender, private Bildungsinstitute und Yachthfen,
auf die hier nicht n ğ her eingegangen werden soli, können aus-
tndische Investoren sich ohne Beschr5nkungen in der Türkei
niederlassen. Die meisten der in der Vergangenheit geltenden
Genehmigungserfordernisse bzw. Investitionsgebühren sind ab-
geschafft worden.

Was die praktische Seite anbelangt, 50 kann man auch hier
sagen, dass die Gleichstellung von in- und ausl ğ ndischen Inves-
toren grötenteiIs volizogen ist. Probleme bereiten hier eher die
teils formalistischen und unter den beteiiigten Handelsregistern
auch unterschiedlich gehandhabten Erfordernisse bezüglich der
einzureichenden Unterlagen und Antrge, beispielsweise zur
Vorbereitung einer Cesellschaftsgründung. Die Eintragung einer
neu gegründeten Gesellschaft mit austndischer Beteiligung dau-
ert auch bei sehr guter Vorbereitung oftmals lnger, ais dIe yor-
geschriebenen maximal 24 Stunden.

1 Doğrudan Yabanc ı Yat ı r ı mlar Kanunu, Gesetz Nr. 4875, RG (Resmi Gazete -
Amtsblatt) Nr. 25141 vom 17.6.2003.
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2. Grundeigentumserwerb

FRAUKE BFMBERG 
Auch zu den rechtlichen Detafis des Grundeigentumserwerbs

durch Aus15nder wurde 1m Vorreferat bereits ausführlich Stellung
genommen. Folgende Eckpunkte sollen aus der Praxisperspek-
tive noch einmal aufgegriften werden: DIe Schlüsselnormen in
Hfnblick at ıf den Erwerb von Grundeigentum in der Türkel durch
Auslnder bilden Art. 35 und 36 Grundbuch-Gesetz.' Hiernach ist
der Erwerb von Grundeigentum durch Auslnder in der Türkei
unter der Magabe des Gegenseitigkeitsprinzips sowie unter Be-
achtung von Erwerbsbeschrnkungen bezüglich der Grö ge der
zu erwerbenden Grundstücke in einer Provfnz bzw. Iandesweit
sowie bezüglich der Lage der fraglichen Grundstücke möglich. in
den vergangenen Jahren kam es wiederholt zur Befassung des
Verfassungsgerichts mit Fragen der gesetzlichen Regelungen
zum Grundeigentumserwerb durch Auslnder sowohi im Grund-
buchgesetz selbst ais auch im Gesetz über ausl ğ ndiscbe Direktin-
vestitionen. Dabef hatte das Verfassungsgericht 3 zunchst einen
Tell der Vorschrift des Art. 35 des Grundbuchgesetzes für nichtig
erkl ğ rt, und zwar denjenigen, wonach der Ministerrat beschlie-
en darf, dIe für Auslnder geltende Erwerbsbeschrnkung von

2,5 Hektar auf 30 Hektar zu erhöhen. Darüber hinaus war dieje-
nige Regelung von der Aufhebungsentscheidung betroffen, wo-
nach dIe Obergrenze fOr den auslndischen Erwerb pro Provinz
auf 5 Promille festgelegt werden kann.

1m vergangenen Jahr stand dann Art. 3 des Gesetzes über
ausIndische Direktinvestitionen 1m Fokus des Kassationshofes.
DIe Vorschrift, wonach türkische Gesellschaften mit ausl5ndi-
schem Kapital Grundstücke auf türkischem Boden erwerben dür-
fen, wurde aufgehoben, weil das Verfassungsgericht sie für zu
breit angelegt und damft unbestimmt hielt.

In der Praxis verunsicherten die Aufhebungsentscheidungen
dIe zusündigen Behörden, sa dass es zur wiederholten Ausset-
zung der Bearbeitung von Antr5gen auf Grundbucheintragung

Tapu Kanunu Nr. 2644v. 22.12.1934, RC Nr. 2892 VOfli 29.12.1934.
tJrteil des Verfassungsgerichts v. 11.4.2007, Az. 2006/35 E 2007158 K.
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durch die Verwaltung in den FIIen mit auslandischer Beteiligung BfI1AG

kam. Dies beeintrchtigte den guten Ruf der Türkei ais Standart FRAUKE BEMBERG

für auslöndische Investitionen. Gerade in der zweiten iahreshIf-
te 2008 war es fast unmöglich, eine Eintragung zugunsten von
Ausiöndern zu erwirken, was in konkreten uns bekannten FIIen
zur Gefhrdung einiger grol4er Projekte geführt hat. Obwohl
mittlerweile die Regelungslücken, die durch die verfassungs-
rechtliche Aufhebung der besagten Vorschriften zeitweilig ent-
standen waren, geschlossen sind, beobachten wir weiterhin eine
gewisse Unsicherheitauf Seiten der ausführenden Behörden und
Grundbuchmter, denen nicht in jedem Fail die ganze Bandbrei-
te in der jüngeren Vergangenheit erlassenen Verordnungen und
RunderIsse bekannt zu sein schient. Und 50 stoen wirnach wie
var auf bürokratische Hindernisse bei ausIndischer Beteiligung
an Grundstücksgeschften, die die AbIufe erschweren und den
Zeit- und Kostenaufwand für die betrelTenden ausIndischen in-
vestoren erhöhen.

3. Berufsbeschrönkungen/Berufsverbote für Auslinder

In der Türkei giit nach wie var eine Vielzahi berufsrechtiicher
Regelungen für unterschiedlichste Berufsgruppen, die die Aus-
übung des betreffenden Berufs nicht nur an bestimmte quaiifika-
tions- und Ausbiidungserfordernisse, sondern darüber hinaus an
die türkische Staatsangehörigkeit knüpfen. Zu diesen aus diesem
Grund für Ausinder verbotenen Berufen gehören beispielswei-
se medizinische Berufe (Zahnrzte, Arzte, Krankenschwestern,
Hebammen), Pharmazeuten, Optiker, Rechtsanwlte und Na-
tare etc. AusIndern mit einer einschlögigen Berufsausbiidung
wird in der Türkei —so unsere Beobachtung - oftmals auch dann
keine Arbeitsgenehmigung erteilt, wenn diese für eine Tötigkeit
beantragt wird, die aul3erhalb des Kernbereichs der fragiichen
beruflichen Qualiflkation Iiegt. Wer Jurist ist, muss daher damit
rechnen, dass er nicht in einer Unternehmensberatung oder gar
einem Textilunternehmen ais Geschğftsführer tMig werden kann.

iliustrieren isst sich dies am Beispiel des Rechtsanwalts-
berufes etwa folgendermaBen: AusIndische AnwIte dürfen in
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BE İTRAG: der Türkei nur beschrnkt auf das Recht ihres I-ferkunftsstaates
FRAUKEBEMBERG und internationales Recht beratend ttig werden. Es gibt der-

zeit keine Möglichkeit für ausindische Kanzleien sich nieder-
zulassen und mit türkischen Kollegen gemeinsam am Markt für
Rechtsberatungsdienstleistungen t5tig z ıı werden. Anwaltsge-
setz4 und eine Verordnung zur Anwaltspartnerschaft mit ihrem
Kapitel zur ausindischen Anwaltssoziett (,,Yabanc ı Avukatl ık
Ortakl ı klan")5 sehen ein Konstrukt für auslndische Anwlte var,
das alles in ailem nicht praktikabet ist und zur Öffnung des An-
waltsmarkts nichts beitrgt. AusIndische Anw!te dürfen sich
unter der Voraussetzung der Registrierung 1m Herkunftsstaat bel
der zustndigen Kammer eintragen lassen und anschhe gend 1m
Recht ihres Herkunftsstaates und dem intemationalen Recht be-
raten. Es ist ibnen jedoch nicht gestattet, türkische Kollegen für
dIe Beratung 1m türkischen Recht zu beschftigen. Kooperatio-
nen mit türkischen Kollegen dürfen nicht bekannt gemacht wer-
den, weil dies gegen das Reklameverbot verstögt.

Seibst dIe Zusammenarbeit türkischer Kanzleien mit 1m Aus-
land ansssigen Anwalts-kanzleien darf nicht nach auBen 1<0m-
muniziert werden. Verstölk türkischer Anwite dagegen ziehen
Verweise und schwerere Sanktionen der Kammern nach sich.
Dies ist selbst dann der Fali, wenn eine auslndische Kanzlei in
ihrer Heimat mit einer Kooperatian in der Türkei - zuIssiger Wel-
se - wirbt und dabei den Namen einer türkischen Kanzlei nennt.
Diese verbraucher- und kundenfeindhche Regelung ist nach mo-
demem Verstndnis einer international orientierten Anwaltsar-
beit nicht nachvoliziehbar.

4. Schluss

In jedem FalI darf abschlieEend festgehalten werden, dass
die Türkel in den Ietzten Jahren auf der Ebene der Rechtsetzung
bedeutende Erleichterungen für ausIndische lnvestoren und in

Avukatl ı k Kanunu Nr. 1136v. 19.3.1969, RG Nr. 13168 vOm 7.4.1968.
Art. ı l Türkiye Barolar Birliği Avukatl ık Ortakl ığı Yönetmeliği, RG Nr. 24594
vom 25.11.2001.

496



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTECI VE YABANCILAR IIUK İJKUNDAK İ GÜNCEL GEL İŞ MELER

der Türkei lebende AusInder geschafTen hat. Was aber noch irri-
tiert, ist, dass der Bestand begrüenswerter Neuerungen immer
wieder durch Eingrifle aus Rechtsprechung und Politik gefhrdet
wird, die von einem falsch verstandenen Protektionismus gelei-
tet sind. Dennoch sind wir überzeugt davon, dass der gmndstz-
liche Trend der Verbesserung der Rahmenbedingungen für aus-
l5ndische Inyestitionen anh ğ lt.

BE lIRA6:

ERAUKE BEMBERG

497



DOĞRUDAN YABANCI YATIRIMLAR VE
YABANCILARIN GAYRİMENKUL MAL ED İNMESİNE

İLİŞKİN BİR DEĞERLENDİRME

Av. Vedat Ahsen COŞAW

	

VEDAJAHSEN	 Değerli Konuklar...

	

COŞAR'IN	 Hepinizi sevgi ve sayg ıyla selamlıyorunı .
KONU ŞSSI

Gerek geride b ıraktığımız yüzyı lın son çeyreğınde, gerek-
se halen yaşadığımız yüzyılda yerkürenin birbirine uzak veya
yakın her bölgesi geçmiş yüzyıllara oranla birbirine çok daha
fazla bağlıd ır. Bu bağlılık sadece iş, ticaret, ileti şim, bilgi alan-
lannda değil, fikirler yönünden de böyledir.

Teknolojik gelişme ve değişmelere bağlı olarak anlayış-
ların ve gereksinimlerin önemli ölçüde değiştiği günümüz
dünyasında bu bağlılık ülkelerin tarihten kaynaklanan dü ş-
manl ıklaruu ve hesaplaşmalarını bir yana bırakarak ekono-
mik yönden olsun, kültürel ve siyasal yönden olsun birbirle-
rine yakmiaşmalarını sağlamıştır.

Bir yanda kalkmmış, bolluk içersinde ya şayan zengin ül-
kelerin, diğer yanda yoksulluk, yoksunluk ve bask ı altındaki
insanlann yaşadığı ülkelerin varlığı geride kalan bütün yüz-
yılların gerçeği olduğu kadar bu yüzy ılın da gerçeğidir. Ken-
di ülkelerindeki yoksulluğu ve yoksunluğu ortadan kaldırma
çabas ı ve hedefi içerisinde olan, bu amaçla kalk ınmaya çalı-
şan, ama kendi kaynaklan buna yeterli olmayan ülkeler gü-
nümüzde, geçmişte olduğundan daha fazla gelişmiş ülkelere
muhtaç durumdadırlar.

Ankara Barosu Başkanı .
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Gerçek o ki, bugünün dünyas ı geçmişte olduğundan çok VEDAT AHSEN

daha fazla biçimde ve oranda Bat ı'nın egemenliği altındadır. COŞAR'tN

Dünyanın eski krallannın, imparatorlarının, hükümdarları- KONU ŞMASI

nın emperyal gücü ve iktidarı zaman içersinde zay ıflanuş ya
da çökmüş olsa da, Batı'nın günümüzdeki egemenli ği, özel-
likle ekonomik, siyasal ve kültürel yönden geçmişteki bütün
zamanlardan çok daha güçlüdür.

Batının bu gücünün yarattığı sonuçlardan en önemlisi
küreselleşme olgusudur. Yanında veya karşısında olalım adı-
na küreselleşme denilen ve beraberinde ülkelerin birbirleri-
ne olan bağımlılıklarını, bağl ılıklarını ve gereksinimlerini ar-
tıran bu olgu, kuşkusuz yerel ekonomiler ve kültürler yönün-
den hem kaçınılmazdır, hem de ciddi bir tehdit niteliğinde-
dir. Bu tehdidi bertaraf etmenin bir yolu ticaretin, ekonomi-
nin, kültürün, siyasetin küreselle şmesini durdurmaktır. Bu-
nun mümkün olmadığı, modem teknolojiye iktisadi rekabet
üstünlüğü kazandıran muazzam teknolojik evrimin tetikledi-
ği rekabetçi bir dünyada iktisadi mübadele güçlerine, bu güç-
lerin sermaye ve teknoloji transferine, bütün bunların yarattı-
ğı küresel düzeydeki i ş bölümüne dirennienin son derece zor
ve hafta olanaks ız olduğu açıktır.

0 halde, ülke olarak, birey olarak gerçekte bir hastalık de-
ğil, iyi geçirilmesi gereken bir arkada ş olarak tanımlanan "şe-
ker"gibi bir şey olan bu gerçekle, yani küreselle şme ile bir-
likte yaşamayı, ona göre pozisyon almay ı, onun vereceği za-
rarlardan mümkün olduğunca az etkilenmeyi, sağladığı veya
sağlayacağı fırsatlardan mümkün olduğu kadar çok yararlan-
mayı becermeliyiz. Evet! Küreselle şme bir sorundur, bir teh-
dittir, ama az gelişmiş veya gelişmekte olan ülkeler için de-
ğerlendirmeyi bilmeleri, becermeleri durumunda bir fırsat,
iktisadi refah getirebilecek bir olanaktır.

Bütün bunları iki nedenle anlattım; birincisi böyle bir
dünyada yaşadığmıızı ifade etmek için anlattım. Ikincisi ne-
deni de şu; küreselleşmeye bağlı olarak oluşan karşılıklı ba-
ğımlıhk, bağlılık, ülkelerin birbirlerine olan gereksiniınleri,
bilginin, paranın yanı sıra insanların dünyayı çok hızlı biçim-
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VEDAT AHSEN de dolaşması, devletleri diğer başka alanlarda olduğu gibi hu-
CDŞAR' İN kuk alanında da yeni düzenlemeler yapmaya zorladı. Türki-

KONU Ş?MSI ye bağlar ında hukuk alanında yap ılan değişikliklerden biri
de, bu etkinliğin konusunu olu şturan yabancıların gayrimen-
kul edinmeleri ile yabancı yatırımlar konusunda yap ılan ya-
sal düzenlemelerdir.

Az yukar ıda ifade etmeye çalıştığım nedenlerle "yabancı-
ları n gayrimenkul edinmeleri"ne küreselleşme başta olmak üze-
re çağcıl pek çok neden ve etken yol vermi ş olmakla birlikte;
bu hususun oldukça duyarl ı bir husus olduğuna, bu bağlam-
da toprağın bir ulus için vazgeçilmez bir unsur niteliği taşıdı-
ğına, toprak, yani vatan olmadan devletin varliğından söz et-
menin mümkün bulunmad ığına, esas konumuz bu olmamak-
la birlikte işaret etmek ve dolayısıyla kendi topraklar ı üzerin-
de siyasi ve hukuki yönden egemenlik hakkına sahip bulunan
her ulus devlet gibi, Türkiye'nin de son derece hassas olan bu
konuda dikkatli yasal düzenlemeler yapmak durumunda ve
zorunda olduğunun altını çizmek gerekir.

Karşılaştırmalı hukuk yönünden durumu değerlendiği-
mizde pek çok ülkenin yabanc ıların gayrimenkul mal edin-
melerine izin ve imkan verdiğini, kimi ülkelerin ise buna izin
ve imkan vermediğini görüyoruz. Ülkelerin bu konudaki dü-
zenlemelerine baktığınMzda, kimi ülkelerin vatanda şlık, kimi
ülkelerin ikametgah, kimi ülkelerin de etnik köken ölçütüne
göre yabancıların gayrimenkul mal edinmeleri hususunu dü-
zenlediklerini, kimi ülkelerin ise bu konuda herhangi bir ki-
sıtlama yaprnadıldarını görüyoruz.

Örneğin Belçika, Fransa, Almanya, Hollanda, İngiltere,
Portekiz, Lüksemburg yabancıların gayrimenkul mal edin-
meleri konusunda herhangi bir kısıtlama uygulamaz iken,
İtalya ve İspanya özellikle s ınır bölgelerinde bazı kısıtlama-
larla buna imkan sağlamaktadırlar. Japonya, Monako gibi ül-
keler ikametgah ölçütünü esas almakta ve ikametgah ı olan
yabancılara taşınmaz mal edinnieleri hususunda herhangi bir
kısıtlanıa uygulamamaktad ırlar. Türkiye'nin de içersinde bu-
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lunduğı.ı kimi ülkeler ise yabanc ıların taşınmaz mal sahibi ol- VEDAt AHSEN

maları hususunda "karşılıkhuik ilkesi"r ıi esas almaktadırlar.	 COŞAR' İ N

KDNU ŞfMSI
Değerli Konuklar...

Bu genel girişten sonra konumuza dönecek olursak, otu-
rumumuzun üst baş lığı "Yabancılar Hukuku", alt başlıkları
"Doğrudan Yabana Yatırı mlar" ve "Yabanc ı ların Gayrimenkul
Edinmeleri" olduğundan, konunun değerlendirilmesine "ya-
bancı " kavramının tanımlanmasıyla başlamak gerekir.

Gerek devletler hukuku ve gerekse vatanda şlık hukuku
bağlamında gerçek kişi yabancınm kim olduğunun tespiti,
vatandaşın kim olduğunun tespitine bağlıd ır. Bu bağlamda
yabanc ı gerçek kişi, bir devletin ülkesinde bulunan ve fakat o
devletin vatandaşı olmadığı gibi bunu iddia etmeye hakk ı da
bulunmayan ki şidir. Bu ki şi bir başka devletin vatandaşı ola-
bileceği gibi, vatansız ya da mülteci olabilir.

Türk Medeni Kanunu'ndaki tanıma göre tüzel ki şi, "baş-
/t başı na bir varl ığı olmak üzere örgü tlenmiş kişi ve belli bir ama-
ca özgülenmiş olan bağıms ız mal topluluklar ı " olmakla ve bu ki şi
ve mal toplulukları "kendileri ile ilgili özel hükümler uyar ı nca tü-
zel kişilik kazanmakla ", her devlet kendi toprakları üzerinde fa-
aliyet gösteren topluluklara kendi iç hukuku çerçevesinde va-
tandaşlık statüsü verme yetkisine sahiptir. Bu ba ğlamda işa-
ret etmek gerekir ki, Türk Ticaret Kanunu'nun 42/son mad-
desi hükmüne göre, merkezi Türkiye d ışında olan kişi ve mal
toplulukları yabanc ıdır.

Oturumumuzun alt ba şlığmı oluşturan "Doğrudan Yaban-
cı Yatırımlar" ve "Yabanc ıların Gayrimenkul Edinmeleri", hem
birbirlerinden ayrı, hem de birbirleriyle bağlantılı ve birbiri-
ni tamamlayan iki ayn kavram ve kurumdur. Birbirlerinden
ayrı iki kavram ve kurumdur, zira her ikisi de ayrı iki yasada,
bu bağlamda "Doğrudan Yabancı Yatırımlar" 4875 sayılı Doğ-
rudan Yabanc ı Yatınmiar Kanunu'nda, "Yabanc ı/ann Gayri-
menkul Edinmeleri" ise 2644 sayılı Tapu Kanunu'nun 35. mad-
desinde düzenlenmi ştir. Birbirleriyle bağlantılı ve birbirini ta-
mamlayan iki kavram ve kurumdur, zira her iki yasa da so-
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VE D AT AHSE N

COŞAR'IN

KONUS İ

nuç itibariyle yabancıların Türkiye'de mülk edinnıeleriyle il-
gilidir.

Aradaki fark, Anayasa Mahkemesi'nin iptal kararla-
n öncesinde doğrudan yabancı yatırımların özendirilmesi-
nin, bu yolla Türkiye'ye yabancı sermayenin gelmesinin, ya-
bancı yatırımcıların haklarının korunmasının, yabancı yatı-
rımc ılarm Türkiye'de taşınır veya taşınmaz mal edinmele-
rinin 4875 sayılı Doğrudan Yabancı Yatırımlar Kanunu'nun
3/d maddesinde; yatırım ve yabancı sermaye koşuluna bağ-
h olmaksızın gerçek ve tüzel kişi konumundaki bir yabanc ı-
nın Türkiye'de taşınmaz mal sahibi olmas ının ise 2644 say ı-
lı Tapu Kanunu'nun 35. maddesinde düzenlenmi ş olmas ıdır.

Bilindiği üzere 05 Haziran 2003 kabul tarihli 4875 say ı-
lı Doğrudan Yabancı Yatırımlar Kanunu Avrupa Birli ği'ne
uyum süreci içersinde ve bu amaçla yürürlü ğe konulmuş-
tur. Bu yasadan önce yürürlükte olan 6224 say ılı Yabana Ser-
mayeyi Teşvik Kanunu'nun zaman içersinde eskimesi, buna
bağl ı olarak uluslararas ı standartlar bağlamında yabanc ı yatı-
rımcıların haklarını korumada yetersiz kalmas ı nedeniyle yü-
rürlüğe konulan ve özünde ülkemize yabanc ı sermaye girişi-
ni artırmayı amaçlayan 4875 sayılı Kanun'un "yabancı yatı rım-
cı ların Türkiye'de kurduklan veya i ş tirak ettikleri tüzel kiş iliğe sa-
hip şirketlerin Türk vatanda şlann ı n edinimine açık olan bölgeler-
de taşınmaz mülkiyeti veya s ın ı rlı ayni hak edinmeleri serbesttir"
hükmünü taşıyan 3/d maddesi Anayasa Mahkemesi tarafın-
dan iptal edilmi ştir.

Aynı şekilde 2644 say ılı Tapu Kanunu'nun yabanc ılara
gayrimenkul satışını düzenleyen 29.12.2005 yür" lük tarihli
ve 5444 sayılı Kanım ile değişik 35. maddesinin bir k ısım fık-
raları da Anayasa Mahkemesi tarafından iptal edilmiştir.

Anayasa Mahkemesi'nin iptal karar ı üzerine 15.07.2008
tarihinde yürürlüğe giren Tapu Kanununda Değişik-
lik Yapılmasına Dair 5782 sayılı Kanun ile 2644 sayılı Tapu
Kanunu'nun 35. maddesinin 7 ve 8. fıkraları ile 36. maddesi
değiştirilmiştir.
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Bu değişikliklerle Anayasa Mahkemesi'nin karar ı gere- VEDAT AHSEN

ğince 16.04.2008 tarihinden itibaren durdurulmu ş olan Tapu COŞAR İ N

ve Kadastro Bölge Müdürlü ğü'nün 1657 sayılı Genelgesi ya- KONUŞtMS İ

bana uyruklu gerçek kişilerle, yabancı ülkelerde bu ülkelerin
kanurılarına göre kurulan tüzel kişiliğe sahip ticaret şirketle-
rinin taşınmaz edinmelerine ili şkin işlemlere yeniden başla-
rulması olanağı getirilmiştir.

Yine Anayasa Mahkemesi'nin 4875 say ılı Kanun'un 3/d
maddesini iptal etmesi sonrasında yürürlüğe konulan 5782
say ıli Kanun ile yabanc ı yatırımcıların Türkiye'de kurdukları
ve iştirak ettikleri tüzel kişiliğe sahip şirketlerin taşınmaz edi-
nimlerini 2644 sayılı Tapu Kanunu'nun 36. maddesini değiş-
tirmek suretiyle yeniden düzenlen-i ştir.

Böylece Anayasa Mahkemesi tarafından iptal edilen 4875
sayılı Doğrudan Yabancı Yatu-ımdar Kanunu'nun 3. madde-
sinin (d) bendinde yer alan hükmün yeniden ilgili Kanun'da
düzenlenmesi yerine Tapu Kanunu'nun 36. maddesine hü-
küm konulmak suretiyle düzenlenmesi tercih edilmiş olmak-
tadır.

Sonuç itibariyle yabanc ı uyruklu gerçek ve tüzel ki şilerle,
yabancı yatırımcılar tarafından Türkiye'de kurulan veya işti-
rak edilen tüzel ki şiliğe sahip şirketlerin taşınmaz mal edin-
meleri 2644 saydı Tapu Kanunu'nun 5782 say ıh Kanun ile de-
ğişik 35 ve 36. maddeleri çerçevesinde düzenlenmi ştir.

Bu yeni düzenlemeler çerçevesinde durum değerlendiril-
diğinde şu hususlara işaret etmek gerekir:

• Yabana uyruklu tüzel kişiler, sadece ticaret şirketi nite-
liğinde olmaları durumunda Türkiye'de taşmmaz mal edine-
bilirler. Diğer bir deyişle ticari şirket niteli ğinde olmayan ya-
bancı vakıf ve dernekler Türkiye'de ta şınmaz mal edinemez-
ler.

• Kendi ülkelerinin kanunlarına göre kuruları yabancı ti-
caret şirketleri, sadece özel kanunlar çerçevesinde Türkiye'de
taşınmaz mal edinebiirler. Bu özel kanunlar Turizmi Te şvik
Kanunu, Endüstri Bölgeleri Kanunu ve Petrol Kanunu olmak-
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VEDAT AHSEN

COŞAR'IN

XONU ŞA% İ

la, bu kanunlarla düzenlenıniş haller dışında yabancı ticaret
şirketleri Türkiye'de taşmınaz mal edinemezler.

• Yabancı uyruklu gerçek ki şilerin Türkiye'de taşınmaz
mal edinebiln-ıeleri için öncelikle karşılıklıl ık koşultınun ger-
çeklemiş olmas ı, yani taşınmaz mal edinmek isteyen yaban-
cı kişinin vatandaşı olduğu ülkede Türkiye vatandaşlarına ta-
şınmaz mal edinme hakkının hukuken ve fiilen tan ınmış ol-
ması gerekir.

• Türkiye'nin hangi ülkeler ile arasında karşı lıklıl ılc oldu-
ğuna ilişkin listeler Tapu ve Kadastro Genel Müdürlü ğü tara-
fından tutulmaktadır. Bu ülkelere örnek olarak ABD, Avus-
turya, Avustralya, Arjantin, Almanya, Arnavutluk, Azerbay-
can, Belçika, Bolivya, Bosna-Hersek, Brezilya, Bulgaristan,
Cezayir, Çek Cumhuriyeti, Danimarka, Fransa, Finlandiya,
Gürcistan, H ırvatistan, Hindistan, Hollanda, İngiltere, İrlan-
da, Ispanya, İsrail, Italya, Japonya, Kanada, Kazakistan, Ku-
zey Kıbrıs Türk Cumhuriyeti, Kuveyt, Libya, Lübnan, Lük-
sembuRG, Malezya, Macaristan, Makedonya, Malta, M ıs ır,
Meksika, Moldova, Norveç, Pakistan, Peru, Polonya, Porte-
kiz, Romanya, Rusya, Slovenya, Somali, Suudi Arabistan, Şili,
Tunus, Türkmenistan, Ukrayna, Yunanistan devletlerini ve-
rebiliriz.

• Yabanc ı uyruklu gerçek kişilerin Türkiye'de taşınmaz
mal edinimleri, edinmeye konu taşınn-ıazın mesken veya iş-
yeri olarak kullanmas ı koşuluna bağlıdır.

• Taşmma.z mal edinimi ancak merkez ilçe ve ilçeler ba-
zmda uygulama imar plan ı veya mevzii imar planı bulunan
yerlerde mümkün olmakla, imar plan olmayan yerlerde ya-
bancı gerçek kişilerin taşmmaz mal edinmeleri mümkün de-
ğildir.

• Yabancı gerçek ki şiler tarafından edinilebilecek alanlar,
merkez ilçe ve ilçeler bazında uygulama imar plan ve mev-
zii imar planı s ınırlan içinde kalan alanların %10'unu geçe-
meyecektir.
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• Bakanlar Kurulu, söz konusu oranları ilçelerin ekonomi, VEDA! AHSEN

enerji, çevre, kültür, tar ım ve güvenlik bakımından özellik ve COŞAR'IN

önemlerini göz önüne alarak %10 oran ınm altmda oranlar ha- KONUŞı'MS İ

linde belirlemeye yetkilidir. Ancak ilçeler baz ında bir belirle-
me yap ıhncaya kadar % 10 oraru uygulanacaktır.

• Yabancı uyruklu gerçek bir kişinin edinebileceği alan
2,5 hektar, yani 25.000 metrekare ile s ınırl ı olup, Bakanlar
Kurulu'nun bu miktarı artırma yetkisi yoktur.

• Yabanc ı uyruklu gerçek kişiler, sulama, enerji, tarım,
maden, sit, inanç ve kültürel özellikleri nedeniyle korun-
ması gereken alanlar ile özel koruma alanları, fiora ve fauna
özellikleri nedeniyle korunmas ı gereken hassas alanlarda ve
stratejik yerlerde taşınmaz mal edinemezler. Bu alanlar ilgili
kamu kuruluşlarının teklifi üzerine Bakanlar Kurulu kararıy-
la belirlenebilir.

• Yabancı yatırımcılar tarafından Türkiye'de kurulmu ş ti-
caret şirketlerinin taşınmaz mal edinimleri ana sözle şmelerin-
de belirlenen faaliyet konular ı ile sinirli olarak yap ılabilir.

• Bu konumdaki yabanc ı yatırımcılar, iktisap etmek iste-
dikleri taşınmazın Askeri Yüksek Bölge ve Güvenlik Bölgeleri
veya stratejik bölgelerde yer almas ı durumunda, Genel Kur-
may Başkanlığı 'nın veya yetkilendirecekleri komutanl ıkların,
özel güvenlik bölgelerindeki edinimler de ise ta şınmazın bu-
lunduğu yerdeki valili ğin iznini almak zorundad ırlar.

• Bu esas ve ilkeler, yerli sermaye ile kurulmuş şirketle-
re yabancı yatırımcıların iştirak etmeleri durumunda ve yine
yabanc ı sermayeli şirketler aras ındaki devir i şlemlerinde de
uygulanır.

Üzerinde çok spekülasyon yapılan ve halen de yap ıl-
makta olan bir noktaya i şaret etmek istiyorum, o da şudur;
Cumhuriyet'in kuruLmasmdan hemen sonra yürürlü ğe konu-
lan yasalarda yabanc ıların Türkiye'de taşınmaz mal edinme-
leri konusunda yap ılan düzenlemeler günümüzde yapılan-
lardan çok daha izin ve imkan verici, çok daha kolayla ştın-
cıdır. Yani çok daha liberaldir. Ama yabancıların bu dönem-
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VEDAT AHSEN de Türkiye'de taşmmaz mal edinim sayılan ile geride bıraktı-
(OŞAR İN ğım ız beş altı yılın sayılar ını karşılaştırdığımızda, son beş altı

KDNU Ş(MSI yılm taşınmaz mal edinim sayılannın önemli ölçüde bir arttı-
ğını görüyoruz.

Onun için sözlerime son vermeden önce bu konuda baz ı
istatistiki bilgiler vermek istiyorum.

Cumhuriyet tarihi boyunca yabanc ı gerçek kişilere top-
lam olarak 44.479. 191 metrekare büyüklüğünde 24.632 adet
arsa ve arazi satışı yap ılmıştır. Bu taşınmazların 34.24.088
metrekarelik kısmının satışı 1 Ocak 2003 ile 31 Mart 2009 ta-
rihleri arasında gerçekle şmiştir. Buna göre AKI' hükümetle-
ri döneminde yabanc ılara satılan arsa ve arazilerin oranı %
76'd ır.

Aynı dönemde yabancılara satılan kat mülkiyetli ta-
şınmazların toplam miktar ı 6.613.587 metrekare, say ısı ise
50.911'dir. Bu miktarın 5.653.836 metrekaresi 01 Ocak 2003 ile
31 Mart 2009 tarihleri aras ında gerçekleşmiştir.

AKI' iktidarlan döneminde satılan kat miilkiyetli taşın-
maz sayısı 40.482 olup, bunun toplam içersindeki oran ı %
85'dir.

Bu verilere göre Cumhuriyet tarihi boyunca yabanc ıla-
ra satılan ana taşınmaz ve kat müllciyetli taşınmazlann mik-
tarı 51.092.778 metrekare, say ısı ise 75.543'tür. Bunlardan
39.677.924 metrekaresi 1 Ocak 2003 ile 31 Mart 2009 tarihleri
arasında satılmıştır. Satılan 75.543 taşınmazdan 54.472'si AKP
ilctidarları döneminde gerçekle şmiştir.

Beni sab ırla dinlediğiniz için hepinize teşekkür eder, say-
gılar sunarım.
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DIE SOZ İALE SICHERHEIT VON MIGRANTEN UNTER
BERÜCKSICIITIGuNG DES

DEUTSCH-TORIÇISCHEN ABKOMMEN5 ZUR SOZ İALEN
SICHERHEIT UND DES ASSOZIATIONSRATSBESCHLUSSES

NR. 3180 SOWIE DER VERORDNIJNG (EG) NR. 88312004

Dr. Christoph SCHUMACHER.HILDEBRAND

1. Einleitung

DIe soziaie Sicherheit für Wanderarbejtnehmer ist d ıe Vo- BE İİRAG:
raussetzung einer menschenwürdigen Migration. Nur wenn CHRISIOPH
sichergestellt ist, dass die in dem BeschftigungsIand erworbe- SCHUCHER-
nen Rechte auch bei Rückkehr in das Herkunftsland in Anspruch HJLDEBRAND
genommen werden können, kann von einer fairen Arbeitsmigra.
tion gesprochen werden. Hierdurch wird nicht nur der einzelne
Arbeitnehmer geschützt, vielmehr geht es auch darum, Ausbeu-
tung zu Lasten Dritter zu vemıeiden. Würden nömlich die erwor-
benen Rechte nicht transferiert, 50 bMte dies eine Belastung des
Herkunftslandes zur Folge, das dann in der Regel Leistungen
fm Alter zu erbringen htte, um eine Altersarmut abzuwenden.
Aber auch für das 8eschftigungsIand h5tte dies insofern ne-
gative Auswirkungen, ais dIe Wanderarbeitnehmer 1m Ergebnis
,,billigere" Arbeitskrfte w5ren und 50 Verdrngungseftekte auf
dem Arbeitsmarkt entstehen könnten. Var diesem I-lintergrund
werden En einem Staat, der naci, dem Prinzip der sozialen Markt-
wirtschaft organisiert ist, d ıe erworbenen Rechte in einem fairen
Ausgleich erbracht.

Der Verfasser ist Leiter der <Jnterabteilung ,,Europische Union, Europ-
ische BeschMtigungs- und Sozialpo İ itik" 1m deutschen Bundesministerium
für Arbeit und Soziales in Berlin. Er bringt hier nur seine persönliche Auflas-
sung zum Ausc!ruck.
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BE İTRAG:	 Dieser Ausgleich lsst sich sowohl national ais auch inter-
CHRISIOPH nationai lösen. Die Bundesrepublik Deutschland hat sowohl im

S(HUMA(HER- nationalen Rahmen Regelungen getroffen ais auch mit anderen
HILDEBRAND Staaten lnstrumentarien entwickelt, d ıe diesen Ausgleich zum in-

halt haben und den besonderen Interessen und Bedürfnissen der
Betrotfenen Rechnung tragen.

Il. DIe nationalen Regelungen

1. Aufenthalt in Deutschland

1m deutschen Arbeits- und Sozialrecht gilt der Grundsatz der
Gleichbehandlung. Diskriminierungen aufgrund der Staatsange-
hörigkeit sind bel A ııfenthalt und Besch5ftigung in Deutschland
ausgeschlossen. Das Sozialrecht kennt nur Versicherte, sofern sie
ihren Aufenthalt in Deutschland haben. Besonderheiten gelten
für Personen, dIe nach Deutschland entsandt werden. Auf den
Aufenthaltsstatus wird nicht abgestellt. Dies bedeutet, dass auch
illegal Beschftige sozialversicherungspflichtig sind, denn sie ste-
hen in der Regel in einem faktischen Arbeitsverhltnis, das dIe
Betroffenen nicht sch ıı tzlos stellt, aber natürlich auch strafrecht-
llciıe Folgen fürArbe[tnehmer und Arbeitgeber haben kann.

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf dIe Regelun-
gen in der Unfallversicherung. Danach ist auch ein illegal Beschöf-
tigter bel einem Arbeitsunfail versichert, d.h. sowohi er als auch
seine Hinterbllebenen haben Anspruch auf dIe vollen Leistungen.
Oles giltfür I-linterbliebene selbst dann, wenn sie sich 1m Ausland
aufhalten.

Dieses Beispiel zeigt, welcher Stellenwert der sozialen Ab-
sicherung von Arbeitnehmern zukommt. Es wğ re durchaus ver-
tretbar, illegal Beschftigten diesen Schutz nicht zu gewhren,
da gerade in dem Schutz auch ein Anreiz für eine derartige Ttig-
keit Ilegen könnte. Der Gesetzgeber hat bewusst einen anderen
Weg eingeschlagen und hat damit deutlich gemacht, dass in der
Abwögung der Interessen das Interesse an einer fairen Absiche-
rung bel einer Besch5ftigung umfassend zu verstehen ist. Das
heil3t jedoch nicht, ordnungspolitische Aspekte auGer Acht zu
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BEITRAG:

OIRISTOPH

SCHUM(HER-

HI[DEBRAND

lassen. Eine illegale TMigkeit hat sowohl für den Arbeitnehmer
aber natürlich in besonderem Maae auch für den Arbeitgeber
meist strafrechtllche Konsequenzen.

Einschrnkungen bestehen jedoch 1m Bereich der Familien-
leistungen und der Arbeitslosenversicherung. Familienleistungen
wie das Eltern- und Kindergeld setzen eine Bindung an das Land
des Wohnsitzes voraus. Ihr Zweck Iiegt in der Förderung und Un-
terstützung der Famille und des sozialen Ausgleichs. Technisch
wird diese Anbindung durch d ıe entsprechenden Aufenthaltsti-
tel nachgewiesen. Bel der Arbeitslosenversicheruflg ist Voraus-
setzung für eine Leistung, dass d ıe betreffende Person auch die
Erlaubnis hat und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht.

Diese kurze Darstellung des Rechts bei Aufenthalt in
Deutschland zeigt, dass auslndische Staatsangehörige in der
Sozialversicherung im Wesentlichen wie InInder behandeit w.er-
den. Dies giit für die Kranken-, Renten- und Unfallversicherung
wie auch für dIe Arbeitslosenversicherung. Unterschiede gerade
im Bereich der Familienleistungen erkIren sich aus dem Sinn und
Zweck der Leistung setbst.

2. Aufenthalt im vertragslosen Ausland

Hier stelit skh die Situation nach derzeitigem Recht anders
da. Der Export von Leistungen ist teilweise eingeschr5nkt, jedoch
nicht ausgeschlossen. Für den Bereich der Krankenvers ıcherung
giit im Grundsatz, dass Leistungen nur bel gewöhnlichem Auf-
enthalt in Deutschland erbracht werden können. Das gleiche giit
natürlich auch für d ı e Arbe ıtstosenversicherung und die Familien-
leistungen. Besonderheiten gibt es für Entsandte.

In der Renten- und Unfallversicherung wird ein Export im
Umfang von 70% der Leistungen erbracht, d ıe sich aus den 1m
Bundesgebiet zurückgelegten Versicherungszeiten ergeben.
Diese Leistungsreduktion besteht jedoch nicht für deutsche
Staatsangehörige, sie erhalten dIe Rentenleistung zu ı 00% auch
im Ausland. DIe Differenzierung nach der Staatsangehörigkeit
erkIrt sich aus der besonderen Verantwortung des Staates ge-
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BEFrRAG	 genüber seinen Staatsbürgern; sie sollen auch von den Bundes-
CHRISJOPH zuschüssen profitieren. DIe 70% entsprechen den zurückgelegten

SGIUfWHER- Beitrgen und sind insofem auch eigentumsgeschützt. Nicht zu-
HII.OESRANÜ Ietzt wird diese Regelung ais ,,Faustpfand" gegenüber anderen

Staaten gesehen, mit Deutschland ein Abkommen zu schIiegen,
das den Export von Leistungen an deutsche Staatsangehörige
sicher stelit, die nach einer Auslandsbtigkeft naci, Deutschland
zurückgekehrt sind. DIe Vorschrift wird also als Anregung für den
Abschluss von Soziaiversicherungsabkommen gesehen. Entspre-
chende Regelungen bestehen auch für d ı e Unfailversicherung.
Sehr viel umfassendere Regelungen bestehen in der EU/EWR
und 1m VerhItnis zu der Schweiz.

Fm Folgenden werden die vertraglichen Regelungen 1m Ver-
höltnis zur Türkei nher erIutert. Dabei werden auch dIe EG-Re-
gelungen kurz dargestellt, und zwar im Hinblick auf die besonde-
ren Beziehungen der EG zurTürkei.

ili. DIe internationalen Regelungen
1. Das deutsch-tjirkische Abkommen über soziale

Sicherlıeit vom 30. April 1964

DIe türkische Migration in dIe Bundesrepublik hat eine lan-
ge Tradition. Sie begann Anfang der 60er Jahre und nahm gegen
Ende dieses Jahrzehntes rasant zu. DIe türkische Zuwanderung
hat die Gesellschaft Deutschlands mitgeprgt und dIe Diskussi-
on zur AusInderpoIitik stark beeinflusst. Mittlerweile leben in
Deutschland ca. 2,5 Millionen türkische Staatsangehörige. 1m
Jahr 2007 waren ca. 480.000 Türken sozialversicherungspfflchtig
beschMtigt, Insgesamt sind ca. 868.000 türkische Staatsangehö-
rige als aktiv Versicherte in der Rentenversicherung registriert.

Viete dieser Migranten erfüllen dIe Voraussetzungen für den
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit, dIe gerade von der
jüngeren Generation verstarkt in Anspruch genommen wird. Bis-
her haben sich ca. 0,8 Millionen Türken einbürgern lassen.

Damit dIe sozialen Rechte in geeigneter Weise garantlert
sind, wurde - wie mit anderen Anwerbestaaten - ein Sozialver-
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sicherungsabkommen 1 geschlossen. in dem deutsch-türkischen 8E[FRAG:

Abkommen wird d ıe Gieichstellung der Staatsangehörigen bel GIRISTOPH

Aufenthalt in einem Vertragsstaat geregeit, der sachliche Gel- SIHUMAİHER-

tungsbereich, der Export von Leistungen und natürlich auch die HIWEBRAND

administrative Umsetzung.

D ı e Gle ıchstellung der Staatsangehörigen der Vertragsstaa-
ten in Art. 4 stelit d ıe Gleichbehandlung sicher. Diese Varschrift
hat zur Konsequenz, dass z.B. in Deutschland dIe türkischen
Staatsangehörigen wie deutsche Staatsangehörige zu behan-
dein sind. Umgekehrt gilt dies aber auch in Bezug auf deutsche
Staatsangehörige, d ıe sich in der Türkel aufhalten und dIe in
Deutschland Rechte erworben haben. Dies bedeutet, dass z.B.
türkische Rückkehrer aus Deutschland in der Türkei so behandelt
werden müssen, wie deutsche Versicherte dIe sich in der Türkel
aufhalten. Eine differenzierte Behandlung aufgrund der Staats-
angehörigkeit ist danach nicht zuIssig. Leistungseinschrnkun-
gen für Nichtdeutsche, wie sie teilweise das deutsche Recht
bel Aufenthalt im Ausland kennt, sind nach diesem Abkommen
ebenfalis nicht zuIssig, SO dass d ı e Rentenleistungen zu ı 00% er-
bracht werden müssen. Entsprechendes giit natürlich 1m umge-
kehrten Fail für deutsche Staatsangehörige, d ıe Leistungen aus
der Türkei in Deutschland bezlehen wolien.

Der sachiiche Geltungsbereich des Abkommens bezieht sich
auf d ıe Kranken-, Renten- und Unfailversicherung sowie das Km-
dergeid. Wie bereits unter Ziffer 2 dargestellt, wirkt sich das Ab-
kommen besonders bel den grenzüberschreitenden Sachverhal-
ten aus.

a. Krankenversicherung

Für den Bereich der Krankenversicherung hat dies zur Folge,
dass unabh5ngig von der Staatsangehörigkeit Versicherte, dIe
z.B. 1m deutschen System versichert sind, auch bel Aufenthalt

' VgI. Das deutsch-türkische Abkornmen über soziale Sicherheit vom
30.4.1964, BGBI. 1965 Il, S. 1170, zuletzt gendert durch das Zusatzabkom-
men vom 2.11.1984, BGBI. 1986 Il, S.1040.
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BEITk4G:	 in der Türkei Ieistungsberechtigt bleiben. Das giit natürlich auch
CHRISTOPH im umgekehrten Faile. Leistungsberechtig ıı ng heiRt, dass ein in

SCUUAU1ER- Deutschland Versicher-ter bel Aufenthaft in der Türkei 50 behan-
HIWESRAND deit wird, ais wre er 1m türkischen System versichert, d.h. erwird

in das türkische System integrier-t und hat dort den entsprechen-
den Leistungsanspruch. Hier bestehen jedoch zahlreiche Verfah-
rensvorschriften. Vor Verlegung des Aufenthalts in den jeweils
anderen Vertragsstaat solite daher Kontakt mit dem zustndigen
Krankenversicherungströger aufgenommen werden.

DIe in der Türkel lebenden Familienangehörigen eines in
Deutschland Versicherten werden in der Türkei 50 gesteUt, ak
seien sie im türkischen System versichert. Problematisch ist hier
die Definition der Familienangehörigen. Das türkische Recht
schlieRt 1m Gegensatz zum deutschen Recht auch dIe Eltern und
GroCeltern ais Familienangehörige mit ein. Diese Personen ha-
ben ak Familienangehörige einen Leistungsanspruch, den sie
bel Aufenthalt in Deutschland nicht h5tten. I-iierdurch wird er-
reicht, dass durch eine Arbeitsmigration nach Deutschland der
Versicherungsschutz der Familienangehörigen 1m Herkunftsland
erhalten bleibt. 1m Bereich der EU bestehen entsprechende Re-
gelungen. Daran hat sich auch durch dIe neue Verordnung (EG)
Nr. 883/2004 nichts geöndert.

Die durch eine Behandlung in der Türkei verursachten Kos-
ten werden der türkischen Versicherung erstattet. Auch wenn
die Kosten für medizinische Leistungen in der Türkei in den Ietz-
ten Jahren spürbargestiegen sind, 50 Ilegen sie doch wesentlich
niedrigerals in Deutschland.

b. Pflegeversicherung

DIe Pflegeversicherung wird von dem Abkommen nicht er-
fasst, 50 dass auch keine Leistungen in der Türkei erbracht wer-
den können. Dies bedeutet, dass natürlich auch Rentner bei

2 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europischen Parlaments und des Rates
vom 29.4.2004 zur Koordinlerung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABI.
EG L 166 v. 30.4.2004, S. 1.
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gewöhnlichem Aufenthalt in der Türkei keine Beitrge zur Pile- BErIRAG

geversicherung erbringen müssen. Pflegeberechtigte, d ıe in d ıe OIRlStOrH

Türkei zurückkehren, können weder das Pflegegeld noch die SCHUMACHER-

entsprechenden Sachleitungen erbalten. Dies ist ein Unterschied IIIWEBRAND

zum EG-Recht. Danach werden die Geldleistungen exportiert.

c. Rentenversicherung

Einen ganz zentralen Bestandteil des Abkommens bilden d ı e
Vorschriften zur Rentenversicherung. Für Wanderarbeitnehmer
ist entscheidend, dass d ıe erworbenen Ansprüche bei Aufenthalt
in dem jeweiligen anderen Vertragsstaat realisiert werden kön-
nen. Um dies sicherzustellen, enthalten aile Abkommen Regelun-
gen zur Zusammenrechnung von Versicherungszeiten und zum
Leistungsexport entsprechend den zurückgelegten Zeiten. Das
Abkommen sieht var, Versicherungszeiten, d ıe in den beiden Ver-
tragsstaaten, zurückgelegt worden sind, zur Erfüil ıı ng der War-
tezeiten in dem jeweiligen System zusammenzurechnen. Ist d ı e
Wartezeit erfülit, wird aus dem jeweiligen Rentensystem der Be-
trag ausbezahlt, der sich aus den versicherungszeiten ergibt, d ı e
in dem türkischen bzw. deutschen Versicherungssystem nachge-
wiesen wurden. Dies bedeutet, der Wanderarbeitnehmer erhit
d ıe Leistungen, d ıe er in dem jeweiligen System erworben hat.
Hierdurch wird erreicht, dass erworbene Ansprüche bei Rück-
kehr in das Herkunftsiand nicht verloren gehen und der Wander-
arbeitnehmer im Grunde nicht schlechter gestelit wird, ais der
jeweilige InInder.

1m Ergebnis kann festgestellt werden, dass d ıe Migranten im
Rentenrecht in Bezug auf d ıe Erfüllung der Wartezeit so gestelit
werden, ak h5tten sie nur in einem Vertragsstaat gearbeitet. In
Bezug auf dIe Leistungen kann festgesteilt werden, dass d ıe Leis-
tungen gezahit werden, die den zurückgelegten Zeiten entspre-
chen.

Hinzuweisen ist auf eine weitere Besonderheit des deut-
schen Rechts. 1m Bereich des invaIidittsrechts können nur d ı e
Leistungen gewhrt werden, die aufgrund medizinischer Ein-
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BEITRAG	 schrnkungen begründet sind. D.h. konkret, Versicherte, dIe in
OIRJSTOPH der Türkei ihren gewöhnlichen Aufenthait haben, können nur

SCHUMMHER- dann eine InvaIidittsrente erhalten, wenn sie nicht mehr in der
HI[OEBRAND Lage sind, mindestens drel Stunden tgIich eine Erwerbsütigkeit

auszuüben. DIe Invaiiditötsrente wegen teilweiser Erwerbsmin-
derung kann nach dem Abkommen jedoch nur bel Aufenthalt in
Deutschiand gewhr-t werden. Sie wird nur gewhrt, wenn der
Betroffene zwar drel aber weniger ak sechs Stunden tgIich ar-
beiten kann und der aligemeine Arbeitsmarkt für eine Teilzeit-
ttigkeit verschlossen ist. Das hat seinen Grund in der Tatsache,
dass das Abkommen Iedigiich dIe Gieichsteliung der Personen re-
geit, nicht jedoch dIe Gleichstellung der Staatsgebiete. Dadurch
wird derAufenthalt in Bezug auf dIe Invalidittsrenten in der Tür-
kei nicht dem Aufenthalt in Deutschiand gleichgestellt. Diese Ein-
schrnkung ist nicht ohne Bedeutung für die Entscheidung über
die Rückkehr. Diese Besonderheit giit jedoch für deutsche und
türkische Staatsangehörige in gieicher Weise. Das eurapische
Recht kennt eine solche Beschrnkung allerdings nicht.

Insgesamt konnten nach der Statistik der Deutschen Ren-
tenversicherung 2008, Band 173, insgesamt 48.075 Renten mit
einem Gesamtvolumen von 254 Mb. Euro in der Türkei gezahit
werden. Diese Zahi wird in den nchsten Jahren sicher weiter an-
steigen, da doch immer mehr Türken der ersten Ceneratbon wie-
derin ihre Heimat zurückkehren.

d. Sonderproblem: DIe Beitragserstattung

Eine besondere Regelung enthIt das Abkommen zur Bei-
tragserstattung. Das deutsche Recht sieht var, dass Personen,
die nicht zurfreiwiiligen Versicherung in Deutschland berechtigt
sind, das Recht auf Rückerstattung ihrer selbst entrichteten Bel-
trge haben. Nach Ş 210 5GB Vi ist dieses Recht gegeben, wenn
24 Monate nach Beendigung einerTtigkeit keine versicherungs-
pflichtige Ttigkeit mehr ausgeübt wurde und kein Recht zur Ent-
richtung freiwilliger Beitrge besteht. Das Abkommen sieht nun
yor, dass türkische Staatsangehörige, dIe sich auerhalb Deutsch-
lands aufhalten, kein Recht zur Entrichtung freiwilliger Beitrge
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haben. Anders verhIt es sich bel deutschen Staatsangehörigen. BEIIRAG

Sie haben immer das Recht zurfreiwilligen Versicherung und sind CKRISTOPH

damit nur in ganz besonderen FIIen zur Beitragserstattung be- SOIIIMKHER-

rechtigt. Dabei ist zu beachten, dass sich die Beitragserstattung HI[DEBRAND

ausschlie glich auf d ı e selbst entrichteten Beitrge bezieht. DIe
von dem Arbeitgeber entrichteten Beitrge können nicht zurück-
gefordert werden.

Von dleser Möglichkeit haben sehr viele türkische Rückkeh-
rer Gebrauch gemacht. Sie haben damit ihre Ansprüche frühzei-
tig kapitallslert. DIe Zahi der Beitragserstattungen belief sich 1m
Jahr 2008 auf 1.355 mit einem Volumen von 24,9 Mio. Euro Mit
der Beitragserstattung gehen aIIe in der deutschen Rentenver-
sicherung erworbenen Ansprüche verloren. DIe Erstattung ist
ein kurzfr İst İger Vorteil. Die Erfahrung hat gezeigt, dass hufig
die kapitalisierte Altersversorgung durch Fehlinvestitionen rasch
aufgezehrt wird. Dies kann dann im Alter zu Problemen führen.
Vor diesem Hintergrund haben einige Lnder wie z.B. Griechen-
land die Nachentrichtung von Beitrgen für Zeiten zugelassen,
für d ı e eine Be İtragserstattung in Deutschland durchgeführt wur-
de. E İ ne solche Nachentrichtungsmöglichkeit - allerdings in mo-
difizierter Form - sieht auch das türkische Recht yor.

e. kindergeid

Das Abkommen enthalt auch Regelungen zur Zahlung von
Kindergeid in FIIen, in denen ein Elternteil in Deutschland er-
werbsttig ist und das Kind in der Türkei seinen Wohnsitz hat.
Deutschland hat sich zur Zahlung eines Kindergeldes in der flöhe
verpflichtet, wie es in anderen Anwerbestaaten auch zu zahlen
bereit ist. Für das erste Kind wird danach ein Betrag von 5.11 Euro,
fürdas zweite Kind 12.78 Euro, für das Dritte und vierte Kind 30.68
Euro und fürjedes weltere Kind 35.79 Euro erbracht. Diese Betr-
ge liegen zwar deutlich unter den Lelstungen, dIe bel Wohnsitz
in Deutschland erbracht werden. DIe D İfterenz kann jedoch über
den Lohnsteuerjahresausgleich und die entsprechenden Frelbe-
tröge weitestgehend ausgeglichen werden. Auch h İer weicht die
Abkommensregelung von den EG-Vorschriften ah.
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f. DIe Nachentrichtung von Beitrgen in d ıe
türkische Versicherung nacl ı dem Gesetz Nr. 3201

Nach diesem Gesetz 3 haben türkische Staatsangehörige
dIe Möglichkeit, sich für nachweislich 1m Ausland versicherte
Zeiten bei einem türkischen SoziaIversicherungstrger nach-
zuversichem. Dies giit auch für Zeiten der Arbeitslosigkeit und
für Zeiten, ,,die ais Hausfrau zurückgelegt" wurden. Mit dieser
Nachentrichtung erwerben die türkischen Migranten mit relativ
günstigen Beitragsstzen volle Leistungen aus der türkischen
Rentenversicherung. Mittlerweile haben über 500.000 Personen
hiervon Gebrauch gemacht. Der Grund für diese hohe Zahi liegt
offensichtlich in der relativ hohen Rendite. Die Nachentrichtung
wird ais Privilegierung verstanden.

Das Gesetz ist allerdings für AuBenstehende r ı icht leicht ver-
stndlich, so dass hier zahireiche Auslegungsfragen often blei-
ben, die teilweise in den Durchführungsverordnungen (DVOen)
geregeit werden. in 3 des Runderlasses vom 2. Januar 2009 wird
ausgeführt, dass eine Nachentrichtung nicht für Zeiten erfolgen
kann, dIe yor Erwerb oder nach Verlust der türkischen Staatsan-
gehörigkeit ilegen. Dies bedeutet, dass durch den Erwerb der
deutschen Staatsangehörigkeit, mit der in der Regel der Verlust
der türkischen Staatsangehörigkeit verbunden ist, das Recht zur
Nachentricl-ıtung erheblich eingeschr5nkt ist. Bel Antragsteilung
auf Nachentr!chtung der konkreten Beitrge muss d ıe türkische
Staatsangehörigkeit nachgewiesen werden. DIe türkische Rente
kann aber nur erbracht werden, wenn der Betroffene die ,,end-
gültige Rückkehr" nachweist. DIe DVO vom 6. November 2008
definiert in l ıt. d) den Begriff wie folgt: Es liegt eine ,,endgüi-
tige Rückkehr" yor, wenn die Beschftigung fm Ausland des An-
tragstellers auf Zuweisung einer Rente abgeschlossen ist und er

Gesetz Nr. 3201 v. 8.5.1985 (Yurt dışında bulunan Türk vatandaş ları n ın yurt
dışında geçen sürelerinin sosyal güvenllkleri bak ı m ından değerlendirilmesi
hakk ı nda kanun), Resmi Gazete v. 22.5.1985, say ı : 18761.
Resmi Gazete v. 6.11.2oo8, Say ı : 27046 (Yurtdışı nda geçen sürelerin
borçland ı nlmas ı ve değerlendirilmesine ilişkin yönetmelik).
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keine wolı nortgebundene Sozialversicherungs- oder Soziathiife-
leistungen erhölt.

1m Ergebnis besteht bel den türkischen Staatsangehörigen
eine gewisse Unsicherheit in Bezug auf d ıe praktische Anwen-
dung dieses Cesetzes. Vor ailem wird 1m Einzelnen nicht klar,
welche Konsequenzen dIe Annahme der deutschen Staatsan-
gehörigkeit und der Verlust der türkischen Staatsangehörigkeit
haben. Klar ist, dass dIe Einbürgerung in Deutschland das Recht
auf Nachentrichtung in die türkische Versicherung sich nachteilig
auswirken kann.

• Aufgrund dieses Nachteiies haben zahireiche Antragsteller
beim Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit unter Berufung
auf Ş 12 5MG beantragt, die bisherige Staatsangehörigkeit beizu-
behalten, da sonst erhebliche wirtschaftliche Nachteile drohten.
Soweit ersichtlich haben d ıe Gerichte diese A ıı ftassung bisher zu-
rückgewiesen.5 Sicher giit hier, dass durch den Verlust des Rechts
auf Nachentrichtung ein erhebflcher Nachteil entstehen kann
und diese Praxis auch dazu führt, dass türkische Staatsangehöri-
ge davon absehen, einen Antrag auf den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeft zu stellen.

Es ist hier zu kl5ren, ob diese Praxis mit dem deutsch-türki-
schen Sozialversicherungsabkommen vereinbar ist, das in Art. 2
klar forn ı uliert, weiche Rechtsvorschriften von dem Abkomrnen
erfasst werden. Danach fallen aile Rechtvorschriften über d ı e Al-
tersversicherung unter den Geltungsbereich des Abkommens.
Dies müsste auch das Gesetz Nr. 3201 umfassen. Würde dieses
Gesetz in den Anwendungsbereich des deutsch-türkischen So-
ziaiversicherungsabkommens failen, 50 dürfte nicht mehr nach
der Staatsangehörigkeit differenziert werden. Dies bedeutet na-
türlich nicht, dass nunmehr aile deutschen Staatsangehörigen
dieses Recht auf Nachentrichtung haben, sondem natürlich nur
d ıe Personen, d ıe dIe in dem Gesetz genannten Voraussetzungen

vgl. VG Darmstadt v. 10.11.2008 - VI 63-lco4-A-ı o9 ı /oo, das sich allerdings
auch auf die fehlende Mitwirkung des KIgers bezog.

BEITR£

CHRISIOPH

ScHUMAcHER-

U İ LOE6NO

bIVA
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BE İTRAG:	 erfüllen. DIe KIrung dieser Fragen ist für viele türkische Bürger
CHRISTOPH von herausragender Bedeutung.

StHU!M(HER-
HIIOEBRAND

2. Der Beschluss Nr. 3/80 des Assoziatjonsratg
vom 19. September 1980

Gestützt auf das 1964 in Kraft getretene Abkommen zur
Gründung einer Assoziation zwischen der Europischen Gemein-
schaft und der Türkei 6 und Art. 39 des Zusatzprotokolls von 1970
zu dem Abkommen hat der Assoziationsrat einen Beschluss ge-
fasst, der 1m Ergebnis die Anwendung der Systeme der sozialen
Sicherbelt der Mitgliedstaaten auf türkische Arbeitnehmer und
ihre Familienangehörige vorsieht.8 Mit dem Beschluss werden
türkische Staatsangehörige in das EU-Koordinierungssystem der
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 9 einbezogen. Diese Verordnung
regeit Fm Einzelnen die grenzüberschreitenden Sachverhalte
im Bereich der sozialen Sicherheit. Dabei ist nach dem Gemein-
schaftsrecht sicher zu stellen, dass erworbene Ansprüche durch
dIe Inanspruchnahme des Rechts auf Freizügigkeit nicht verloren
gehen, Versicherungszeiten zur Erfüllung einer Wartezeit zu-
sammengerechnet werden und auch dIe Leistungen unabh5ngig
vom Staat des Wohnsjtzes erbracht werden. Damit sollten die
türkischen Arbeitnehmer in der Eli soziairechtlich gleichgestellt
werden. Der Beschluss sieht ausdrückljch nur die Zusammen-
rechnung von Zeiten yor, die in der Gemeinschaft zurückgelegt
wurden. DIe Berücksichtigung von türkischen Zeiten ist damit
ausgeschlossen. Ailerdings bestimmt das Abkommen in Art. 6
auch den uneingeschrnkten Export von ,,Geldleistungen bei in-
vaiiditt, Alter oder für dIe Hinterbliebenen", und zwar auch bel

6 ABI. EC L 217V. 29.12.1964, S.3687.
AB İ . EC L 293V. 29.12.1972, S. ı .

8 ABI. EC C ı lo V. 25.4.1983, S. 6o, siehe hierzu auch Schumacher, Soziale Si-
cherheit für Drittstaatsangehörige und Assoziierungs-/Europa-Abkommen,
DRv 1995, S. 681.
veo-drtı ,g (EWG) Nr. 1408/71 des Rates v. 14.6.1971 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherbelt auf Arbeitnehmer und deren Familien, die
innertıalb der Cemeinschaft zu- und abwandem, ABI. EWG L 149V. 5.7.1971,
S.2.
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Aufenthalt in der Türkel. Es ist jedoch noch nicht abschliegend BE İTRAG:

gekIrt, ob diese Vorschrift eine unmittelbare Anwendung ün- UIRISIOPH

det, da der Beschluss Nr. 3/80 keine ergnzenden MaRnahmen Soı uI:HER-

zur Durchführung enth İt. Es ist nach wie yor nicht geregeit, wie Iİ IWEBRAND

z.B. zu verfahren ist, wenn Leistungen aufeinander treffen. Der
EÜGH hat in seinem Urteil Taflan Met vom 10. September 199610
diese AulTassung vertreten.

Eine weitere wichtige Regelung des Beschlusses ist Art. 3,
der die Cleichbehandlung von türkischer ı Staatsangehörigen mit
den Staatsangehörigen des jeweiligen Aufenthaltsstaats in der
EU bestimmt. Der EuGH hat in seinem Urteil Sürül vom 4. Mal
199911 klar entschieden, dass diese Vorschrift - auch wenn insge-
samt keine Regelungen zur Durchführung des Beschlusses yor-
liegen - unmittelbar angewandt werden muss. Zur Begründung
wird ausgeführt, bel der Gleichbehandlung sefen keine weiteren
technischen Regetungen erforderiich.

Damit ist sichergesteflt, dass türkische Staatsangehörige bel
Aufenthalt in Deutschland oder einem anderen Mitgliedstaat
nicht anders behandeit werden dürfen, ais deutsche Staatsan-
gehörige oder Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kann also in Be-
zug auf die Rechtstellung in Deutschland zu keinen sozialrecht-
lichen Nachteilen führen. Vielmehr sind sie dann - unabhngig
vom jeweltigen Aufenthaltstitei - berechtigt, Sozialhiifeleistun-
gen in Anspruch zu nehmen, dIe von dem Beschiuss nicht erfasst
werden.

DIe Frage der Wirkung des Beschiusses ist noch nicht ab-
schiie gend gekIrt. Dem EuGI-i Iiegt ein Vorabentscheidungs-
verfahren vom 27. Dezember 200712 yor, in dem es um dIe Frage
geht, ob Geidleistungen nach Art. 6 uneingeschrnkt in dIe Türkei
exportiert werden müssen. Würde das Gericht dies bejahen, 50

10 EuCH, Rs. C-277194, SIg. 1996, 1-04085 - Taflan Met.
' EuGH, Rs. c-262/96, slg. 1999, 1-02685 - Sürü!.

12 EuGH, C-485/o7, ABI. EU 2008, Nr. C 22, 5.24 - Hood von bestuur von het (Jit-
voeringsinstituut werknemersverzekeringen vs. M. Akdaş .
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BEgRAG könnte das auch Auswirkungen auf deutsche Sozialleistungen
CHRISTOPH	 haben.

SOIUMACHER-

HI[OEB.HD

3. Der Beschiuss Nr. 3/80 und die neue Verordnung (EG)
Nr. 88312004

Wie bereits ausgeführt, bezieht sich der Beschluss Nr. 3/80
auf dIe Verordnung Nr. 1408/71. Eine Durchführungsverordnung
(DVO) fehit nach wie yor. Zwar könnte dic DVO 574/72 hier ana-
log angewandt werden, das scheidet aber nach der bisherigen
Rechtsprechung aus. Die Crundverordnung Nr. 1408171 ist mitt-
Ierweile grundiegend überarbeitet worden und enthit yor ai-
lem auch in der neuen DVO umfassende Anderungen. Die neue
Verordnung Nr. 8831200413 erweitert z.B. den persöniichen Gel-
tungsbereich, der sich nunmehr auch auf die Inaktiven, z.B. d ıe
freiwiilig Versicherten, bezieht. Aber auch 1m Bereich der einzel-
nen Versicherungen und der Famillenleistung gibt es zahlreiche
Anpassungen. Wenn dIe neue Verordnung am ı . Mal 2010 in Kraft
treten wird, passt der aite Beschiuss nicht mehr in dIe Systema-
t ı k des neuen Rechts. Ohne hier auf Einzeiheiten eingehen
können, stelit sich dIe Frage nach seinerAnpassung. Diese Frage
muss auch im Zusammenhang mit einem Umsetzungsbeschluss
zur Durchfütı rung der EU-Abkommen mit Algerien, Marokko etc.
gesehen werden. DIe EU-Kommission hat hierzu einen Entwurf
vorgeiegt, der voraussichtiich unter spanischer Prsidentschaft
im ersten Halbjahr 2010 Gegenstand von Ratsbehandiur ıgen sein
wird.

IV. Zusammenfassung

Die Darsteilung hat gezeigt, dass das deutsche Recht im Be-
reich der sozialen Sicherung bel Aufenthalt in Deutschiand nicht
nach der Staatsangehörigkeit differenziert. Unterschiede auf-

13 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europischen Parlaments und des Rates
V. 29.4.2004 zur Koordinlerung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABI. EG
L 166 vom 30.4.2004, 5.1.
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grund der Staatsangehörigkeft gibt es bel Aufenthalt 1m vertrags- BE İJRAG

losen A ıısland. Durch das deutsch-türkische Abkommen werden OIRISLOPH

diese Differenzierungen vermieden. Die Staatsangehörigen wer- SCHUMAUIER-

den bel Aufenthalt 1m Vertragsstaat gleichbehandelt. Fragen er- HH.DEBRAND

geben sich in Bezug auf dIe Nachentrichtungsmöglichkeit nach
türkischem Recht. Der Beschluss Nr. 3180 muss angepasst wer-
den, dIe neue Verordnung (EG) Nr. 883104 wird am 1. Mal 2010 in
Kraft treten. Das Gemeinschaftsrecht enthIt noch weitergehen-
de Gleichstellungsregelungen, es erfasst auch d ıe neuen Sozial-
leistungen wie z.B. dIe Pfiegeversicherung.
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TÜRK İDARİ YARGISINDA SINIR DIŞI ETME
KARARLARININ ELE ALINMASI

Doç. Dr. Esra G. DARDAĞAN KİBAR

	

ESRAG.	
Giriş

	

DARDAGAN	 Ülke üzerindeki varlıkları çeşitli nedenlerle sakmcal ı ka-
K İ BARİN bul edilen yabancıların, devletin tasarrufuyla ülkeden uzak-

TEBUĞI laştırılmaları "s ın ır dışı etme" olarak adlandırılir. Devletlerin,

kamu düzeni ve güvenliğini sağlamak amacıyla belli eylem-

lerde bulunan yabancıları ülkesinden s ınır dışı etmesine, ge-
rek ulusal hukuk düzenlerinde, gerek uluslararas ı düzenle-
melerde cevaz verilmektedir. Sınır dışı etme işlemi, hakkında

bu işlem uygulanan yabanc ı üzerinde çok olumsuz sonuçla-
ra yol açabilmekte, dolayısıyla, yabancuıın hukuk düzenince
tanman güvencelerden yararlanmas ı büyük önem ta şımakta-

dır. Türk hukukunda, s ınır dışı edilen yabancı, hukuksal ko-

rumadan, esas olarak, s ınır dışı etme işleminin uygulanma-

sı sonrasında ve idari işlemin idari yargı mercii tarafından ip-
tal edilmesi suretiyle yararlanabilir. Yabanc ıların Türkiye'den

sınır dışı edilmesine ilişkin başlıca hüküm olan Yabanc ıların
Türkiye'de ikamet ve Seyahatleri Hakkında Kanun (YİSK)
madde 19, idarenin takdir yetkisine geniş ölçüde yer vermek-
tedir. Bu itibarla, sınır dışı etme işleminin idari yargı tara-

fından hukuka uygunluk denetimine tabi olmas ı, genel ola-

rak idari yargı denetiminin s ınırları, idarenin takdir yetkisi-
nin denetlenebiirli ği, hukuka uygı.mluk denetiminin nerede
bitip, yerindelik denetiminin nerede ba şladığı gibi sorunları
gündeme getirmektedir.

Aşağıda açıklanacağı gibi, yabancıların sınır dışı edilme-
leri Türk hukukunda başka kanun hükümlerinde de düzen-
lenmiş olmakla birlikte, idari yargı kararlarına konu teşkil
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eden sınır dışı etme işlemleri esas olarak YİSK m. 19 hükmü- ESRAG.

ne dayandırılnııştır. Bu itibarla, sunu şumuzda, sınır dışı etme DARDAĞAN

işlemlerine ilişkin idari yargı denetiminin kapsamı ve sınırları Kİ BWIN

irdelenirken, özellikle bu madde hükmü üzerinde durulacak- JEBUĞİ

tır. Öte yandan, başka devlete sığınmak amacı ile Türkiye'ye
gelen ve mülteci statüsünden yararlanmak isteyen yabanc ıla-
nn sınır dışı edilmeleri ile ilgili olarak, Danıştay kararlarında
belli içtihadın oluştuğu söylenebilir. Sunuşumuzda, bu husu-
su da kısaca ele almaya çalışacağız. Ele alman kararlar, daha
ziyade, Türk idari yargı düzeninde Yüksek Mahkeme niteli ği
taşıyan "Darnştay" tarafından verilmiş olan kararlardır.1

1. İLGİLİ MEVZUAT HÜKÜMLERİ

1. Anayasa

Anayasa'run ki şi dokunulmazlığına ilişkin 17. maddesi
uyarmca "Herkes, ya şama, maddi ve manevi varlığın ı koruma ve
geliştirme hakkına sahiptir".

Öte yandan, Anayasa'mn "Yerleşme ve seyahat hürriyeti"
başlıklı 23. maddesi şu hükmü içermektedir:

"Herkes, yerleşme ve seyahat hürriyetine sahiptir. Yerle şme
hürriyeti, suç işlenmesini önlemek, sosyal ve ekonomik gelişmeyi
sağlamak, sağl ıklı ve düzenli ken tleşmeyi gerçekleştirmek ve kamu
mallann ı korumak;

Seyahat hürriyeti, suç soru şturma ve kovu ş tunnas ı sebebiyle
ve suç işlenmesini önlemek;

Ama çlanyla kanunla s ın ı rlanabilir.

1 Yayımlanmamış, yakm tarihli kararlara ulaşmamdaki önemli yard ımla-
rı için Danıştay 10. Daire Başkanı sayın Mehmet Rıza Unlüçay'a teşek-
kürlerimi sunarım.

Ankara Üniversitesi Bilgiler Fakültesi, Siyaset Bilimi ve Kamu Yönetimi
Bölümü, Hukuk Bilimleri Anabilim Dal ı öğretim üyesi.
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ISRAG.

DARDAĞAN

KiBAR'IN

TEBLi Ğİ

Vatandaşın yurt dışına çıkma hürriyeti, vatandaşlık ödevi ya
da ceza soru şturmas ı veya kovu ş turmas ı sebebiyle s ın ırlanabilir.

Vatandaş s ınır dışı edilemez ve yurda girme hakkından yoksun
bı rak ılamaz".

Anayasa'nın 16. maddesi ise, temel hak ve hürriyetlerin,
yabancılar için, milletlerarası hukuka uygun olarak kanunla
s ınırlanabileceğini bildirir. Yabancıların smit dışı edilmeleri,
Türk doktrininde, kişi dokunulmazlığının ve/ veya yerleşme
ve seyahat özgürlü ğünün smırlandırılnıasına ilişkin bir i şlem
olarak ele alınmıştır (Bu konuda bkz. Çelikel, A./ Gelgel, G.,
Yabancılar Hukuku, B.14, İstanbul 2008, s. 107; Aybay, R., Ya-
banc ılar Hukuku, B.2, Istanbul 2007, s. 254; Çiçekli, B., Yaban-
cılar Hukuku, Ankara 2007, s. 159). Sonuçta, smır dışı etme iş-
lemi yabancıların temel hak ve hürriyetlerine ilişkin bir s ınır-
lama olarak kendini gösterdi ğinden, bu işlemin milletleraras ı
hukuka aykırılık içermemesi ve kanuna dayal ı olarak gerçek-
leştirilmesi gerekir. Öte yandan, Anayasa m. 23/son Türk va-
tandaşlarının sınır dışı edilmesini yasaklamıştır.

2. ilgili Yasal Düzenlemeler

Yabanc ıların ülkeden s ınır dışı edilmeleri, Türk huku-
kunda, idari bir işlem olarak, Yabancıların Türkiye'de ikamet
ve Seyahatleri Hakk ında Kanun'da 115.7.1950 tarihli, 5683
sayıl ı Kanun, RG, 24.7.1950, 7564) ve Pasaport Kanunu'nda
(15.7.1950 tarihli, 5682 say ılı Kanun, RG, 24.7.1950, 7564) dü-
zenlenmiştir. 403 sayılı mülga Türk Vatanda şlığı Kanunu'nda,
iptal işleminin tamamlayıcısı olarak düzenlenen sınır dışı
etme işlen-dne yeni Türk Vatandaşlığı Kanununda (29.5.2009
tarihli, 5901 sayılı Kanun; RG, 12.6.2009, 27256) yer verilme-
miştir.

Sınır dışı etme işlemi, ayrıca, Türk Ceza Kanunu'nun 59.
maddesinde bir güvenlik tedbiri olarak öngörülmü ştür. An-
cak, sunuşumuzda, idari işlem olarak s ınır dışı etme inceleme
konusu edildiğinden, bu hüküm üzerinde durulmayacakt ır.
Idari işlem olarak "sı n ı r dışı etme" işlemine hangi durumlar-
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da başvurulacağını belirten yasal düzenlemeler aşağıda zik- ESRA 6.

redilmiştir.	 E}ARDAGAN

KiBAR' İ N

TEBLiĞİ

A. Yabancılarm Türkiye'de ikamet ve
Seyahatleri Hakkında Kanun

Madde 19 - İçişleri Bakanlığınca memlekette kalmas ı umumi
güvenliğe, siyasi ve idari icaplara ayk ı rı sayılan yabanc ılar verilecek

muayyen müddet mrJinda Türkiye'den ç ıkmağa davet olunur. Bu
müddetin sonunda Türkiye'yi terketmiyenler s ınır dışı edilebilirler.

Madde 20 - Llsi2lüne uygun olarak Türkiye s ın ırlarına girmiş
oldukları halde pasaportlarını zayi etmiş olan veya pasaportlann ın
hükmü kalmam ış bulunan yabancılar, kendilerine ilgili makamlarca
resmen ihtar vuku bulduğu tarihten itibaren 15 gün içinde pasaport
veya tabiiyet ilmüha beri almağa mecburdurlar.

Madde 21 - Bu kanunda derpiş edilen s ın ır dışı kararın ı alma-

ya İçişleri Bakanlığı yetkilidir.

İçişleri Bakanlığı, lüzum göreceği s ın ır ve sahil illerine memle-
ketin umumi güvenlik ve nizam ı noktas ından derhal çıkarılmala-

rt lazı m gelen yabanc ıları istizan etmeden s ın ır dışı etmek yetkisi-
ni verebilir. Bu iller bu yetkiye göre işlem yaptıkları takdirde keyfi-

yeti mucip sebepleriyle birlikte İçişleri Bakanl ığına bildirmeğe mec-

burdurlar.

Tabiiyetsiz veya yabancı devlet tebaas ı olan Çingenelerin ve

Türk kültürüne bağl ı olm ıyan yabanc ı göçebelerin s ınır dışı edÜme-

lerine İçişleri Bakanlığı salahiyetlidir.

Madde 22 - (Değişik birinci fikra: 231112008-57281'134 m.)
Türkiye'den s ın ır dışı edilenler İçişleri Bakanlığın ın hususi müsaa-

desi al ınmadıkça Türkiye'ye dönemezler, bunlardan ağır ceza mahke-
mesinin görevine giren bir suçtan dolay ı Türkiye'de mahkı2m olmuş
ve cezası çektirilerek sın ır dışı edilmiş olanlar bir daha Türkiye'ye

giremezler; ancak İçişleri Bakanlığının müsaadesiyle durmadan
transit geçmeleri caizdir.

Madde 26 - (Değişik: 23/1/2008-5728/136 m.) Sı n ır dışı
edildikleri veya Türkiye'yi terke davet olunduklar ı halde müsaade-
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ESRAG. siz gelmeye mütecasir olan yabancılar bir y ıla kadar hapis veya adli
DARDAĞAH para cezas ı ile cezaland ırıl ır. Bu suretle mahki2m edilen yabanc ılar

K İ BAR'IN	 cezaları çektirildikten sonra s ın ır dışı edilirler.
tEBLi Ğİ

B. Pasaport Kanunu

Madde 34 - Türkiye Cumhuriyeti s ı n ı rlarından her nas ılsa
pasaportsuz olarak girebilmiş olan vatandaşlar ve yabanc ı lar 250
Liradan 1250 Liraya kadar ağır para veya 1 aydan 6 aya kadar hapis
cezas ıyla veya her ikisiyle cezaland ırılı r.

Bu gibilerden yabanc ı olanlar cezalann ı çektikten sonra s ınır
dışı edilirler.

IL SINIR DIŞI ETME İŞLEMİNİN NİTELİĞV İŞLEVİ
1. Önleyici Tedbir (Kolluk Önlemi)

Sınır dışı etme işlemlerinin hukuka uygunluğunun idari
yargı tarafından denetlenmesini inceledi ğimizde, ilgili karar-
larda, büyük ölçüde Y İSK m. 19 bükmünün uygulama buldu-
ğunu görmekteyiz. Doktrinde, Y İSK m. 19'da öngörülen s ı-
nır dışı etme işlemi toplum düzenini korumay ı ve sağlama-
yı amaçlayan bir önlem, bir "kolluk önlemi" olarak nitelendi-
rilmiştir (Duran, L., "Yabanc ıların Türkiye'den Sınırdışı Edil-
meleri", İnsan Hakları Yıllığı, 1980, s.10, 15; Altuğ, Y., Yaban-
cıların Hukukf Durumu, B. 4, İstanbul 1971, s. 129; Gö ğer, E.,
Yabancılar Hukuku, B.3, Ankara 1979, s.34; Dardağan, E., "Ya-
bancılar Hukuku Aç ısından Sınırdışı Etme", Yayınlanmamış
Yüksek Lisans Tezi, Ankara 1993, s. 73; Aybay, s.264). Yaban-
cı çingene ve göçebelerin sınır dışı edilmesi ile ilgili düzen-
leme içeren ve "arkaik" ve temel insan haklar ı anlayışına ay-
km biçimde kaleme al ınmış görünen YİSK m. 21/111 hükmü
de (hükümle ilgili eleştiriler için bkz. Aybay, s. 264-265; konu
hakkında aynntılı tablil için bkz. Aydo ğan, D., "Yabana Çin-
genelerin Türkiye'ye Giriş, ikamet, Seyahat Özgürlükleri ile
Türkiye'den Sınır Dışı Edilmeleri", Ankara Üniversitesi Hukuk
Fakültesi Dergisi, 2007, S. 1, C. 56, s. 32 vd.), amaçsal yoruma
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tabi tutularak, kamu düzenini ve güvenli ğini sağlamaya yö- ESRA 6.

nelik bir düzenleme olarak mütalaa olimabilir (Duran, s. 11). DARDAĞAN

Başka yönde bir yorum, kamu düzenini ve güvenliğini tehdit KIBAR'IN

edecek hiçbir eylemi olmayan yabanc ıların salt belli bir gruba TEBUGI

aidiyetleri nedeniyle her durumda, keyfi olarak s ınır dışı edi-
lebileceklerini kabule göturur. İnsan haklarının günümüzde
kazandığı anlam dikkate ahndığmda, böyle bir yorumun be-
nimsenmesi uygun gözükmemektedir.

Sonuç olarak, Y İSK m. 19 ve m. 21/III'te hükme ba ğla-
nan sınır dışı etme işlemlerinde, kamu düzenini ve güvenli-
ğini korumaya yönelik tedbir niteli ği görmek mümkündür.
Dolayısıyla, bu hükümler bağlanıında, sınır dışı etme, önle-
yici tedbir veya daha somut pl5nda, koiluk önlemi olarak ni-
telendirilebilir. Sunuşumuzda, üzerinde durulacak esas hü-
küm olan YİSK m. 19 açısından "kolluk önlemi" nitelendirme-
si önem taşımaktadır. Yabancıların hangi eylemlerinin kamu
düzenine yönelik tehdit olarak algılandığı, başka ifadeyle, sı-
tur dışı etme işleminin" sebep" unsurunun nasıl belirlenece-
ği, yargı kararları ışığında ele alınmasını gerekli gördüğümüz
bir husustur. Öte yandan, "umumf güvenliğe, siyast idarf icapla-

ta aykınhk" deyimlerinin İdareye babşettiği takdir yetkisinin
kolluk önlemi kavramı bağlamında nasıl bir yargı denetimine
tabi olacağı, bu idari yargı denetiminin s ınırlarının üzerinde
de durulmalıdır. Ulaşabildiğimiz yargı kararlarından yola ç ı-
karak, Türk idari yargısının sınır dışı etme işlemlerine yakla-
şımı hakkında bu noktalar üzerinden yapt ığımız bazı tespit-
leri paylaşmaya çalışacağız. idari yaptırım olarak uygulanan
sınır dışı etme işlemleri sunuşumuzun kapsamı dışında kal-
maktad ır. Bu itibarla söz konusu i şlemler hakkında kısa bilgi
vermeyi yeterli görüyoruz.

2. idari Yaptırım

YİSK m. 20, 22/L PK m. 34, eski TVK m. 33/111 hüküm-
lerinde, yabancıların sınır dışı edilmeleri, belli bir davranı-
şın esas veya tamamlayıcı yaptınmı olarak işlev görmektedir.
YİSK m. 20, pasaportunu yeniletmeyen yabanc ılarla ilgilidir.
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ESRAG. Ancak, bu hükümde, söz konusu davranışta bulunanlara na-
DARDAĞAN sil bir işlem uygulanacağı açık olarak belirtilmemi ştir. Bunun-

K İ BAR' İN la birlikte, söz konusu düzenlemenin s ınır dışı edilme ile ilgi-
TEBLİĞİ li maddeler içindeki konumu dikkate al ınarak, mantıksal ve

sistematik yorunıla, pasaportunu yeniletmeyen yabanc ılarm
idarenin takdir yetkisine bağlı olarak sınır dışı edilebilecekleri
düşünülebilir. YİSK m. 22/1 hükmünde, ağır ceza mahkeme-
sinin görev alanına giren suçtan mahküm olup Türkiye'de ce-
zas ıru çeken kişilerin sınır dışı edilmeleri söz konusu edilmiş-
tir. FK m. 34'te, Türkiye'ye pasaportsuz giriş yapan ve için-
de bulunduklar ı bu durum daha sonra anlaşılan yabanc ılarm,
hapis/ para cezas ına ek olarak sınır dışı edilmeleri öngörül-
müştür. 5901 say ıl ı Türk Vatandaş lığı Kanunu'nun yürürlü ğe
girmesiyle yürürlükten kalkan 403 say ılı eski Türk Vatandaş-
lığı Kanunu'nun 33. maddesinde ise, vatanda şlığa ahnınanm
iptali kararına ek olarak, ilgili kişiler hakkında, gerekli görü-
lürse, tasfiye ve s ınır dışı etme işlemlerinin uygulanmas ı ko-
nusunda, iptal karar ım alan makama yetki verilmesi söz ko-
nusuydu. Dolayısıyla, bu bağlamda, sınır dışı işlemi vatan-
daşlığa alınmanın iptalinin tamamlay ıcı yaptırıını olarak ön-
görülmüştü. 5901 sayılı yeni Türk Vatandaş lığı Kanunu'nda,
iptal işlemi ile ilgili olarak, bu yaptırıma yer verilmemiştir.

İİ!. TÜRK İDARİ YARGISINDA
SINIR DIŞI ETME İŞLEMLERİ

1. Tarihçe, Genel Bakış
A. Sınır Dışı Etme İşleminin

Hükümet Tasarrufu Sayilmas ı
Danıştay 5. D. 12.2.1943 gün, 43/343 no.'lu karar ında:

"bir yabancrnm siyasi' dü şüncelerle hudut dışı na çıkarılmas ı, hü-
kümet tasarruflan meyan ıım dahil olmas ına ve bu kabil tasarruJla-
nn idart davaya mevzu teşkil etmeyeceği idare hukuku esaslanndan
bulunmas ı na binaen davan ı n reddine... denilmiştir. Burada, s ı-
nır dışı etme işleminin yargı denetimi dışında bırakıldığı, baş-
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ka ifadeyle, "hükümet tasarrufu " sayıldığı görülmektedir. An- ESRAG

cak, 1961 Anayasası kabul edilene kadar geçen dönemde, bu DARDAĞAN

yönde yorum içeren başka bir yargı kararına rastlanmamıştır. K]BAR'IN

TEBLİĞİ

B. 1961 Anayasas ı Sonrası
1961 Anayasas ı'nm Idarenin hiçbir eylem ve i şleminin

yargı dışında b ırakılamayacağına" ilişkin hükmü ile s ınır dışı
etme işlemi hükümet tasarrufu say ılmaktarı çıkmıştır. 1982
Anayasas ı'nın 125. maddesi de buna paraleldir.

Ancak, somut pMnda, s ırur dışı etme işlemlerine karşı
yargı denetiminin ne dereceye kadar etkili olacağı, tartışma-
ya değer bir konudur. Sorun, yargı önüne gelen uyuşmazlık-
ların, büyük ölçüde talcdiri sebepler içeren Y İSK m. 19'un uy-
gulanmasıyla ilgili olmasıd ır. idari yargı incelemesi, sınır dışı
etme işlemine dayanak gösterilen maddi vakıaların gerçek-
leşip gerçekleşmediği dışmda, bu vakıalarm sözü geçen hü-
kümde yer alan takdiri sebepler kapsam ına girip girmediği-
ni de kapsayacak mıdır? Anayasa m. 125/IV, idari Yargılama
Usülü Kanunu m. 2/I1 uyarınca, idari yargı yetkisi, idari iş-
lem veya eylemlerin hukuka uygunlu ğunun denetimi ile s ı-
nırlıdır; idarenin takdir yetkisini kald ıracak biçimde yargı ka-
rarı verilemez. Bu itibarla, idari işlemin yerindeliği "idarf iş-
lemin iptali davas ı "na konu olmaz. Bununla birlikte, YISK m.
19'a göre alınmış bir sınır dışı etme kararının tam bir yargı
denetimine konu olması için, bu denetimin Idarenin s ın ı r dışı
etme karann ı dayand ırdığı maddf olay/ann hukuksal bak ımdan ni-
telendirilmesini" de kapsaması gerekir. Bu da, zorunlu olarak,
"takdir" uıısunmun değerlendirilmesini gerektirir. idari yargı
denetin-ii, sadece, "5eklus ı2lf bir hatan ı n olup olmadığın ı " veya
"sı n ı r dışı etme karanna gerekçe gösterilen olayı n veya eylemin ger-
çekleşip gerçekle şmediği"ni kapsayacaksa, s ınır dışı edilen kişi
İdare karşısında güçsüz durumda kalabilecektir. Esasen, so-
mut planda, sınır dışı etme işleminin hukuka uygunlu ğu en-
der olarak tartışma konusu edilmektedir. Sınır dışı edilmede
acil prosedür uygulanıyorsa (YİSK m. 21/11), ilgili dava aç-
maya vakit bulamaz; normal prosedüre göre s ınır dışı edilen
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ES RA G.

DAR DAĞM4

K İ BAR'IN

TEBLi Ğİ

kişi ise, çoğu kez, ancak, ülkeden ayrılmak zorunda kald ıktan
sonra dava açabilir.

idari işlem, yetki, şekil, sebep (neden), konu ve amaç yö-
nünden hukuka aykırı bulunarak iptal edilebilir. Sunu şu-
muzda, esas olarak, "sebep" unsuru yönünden iptali inceleme-
ye çalışacağız. Önceden belirttiğimiz gibi, uygulamada, sınır
dışı etme işlemleri, esas olarak, YİSK m. 19'a dayand ınlmak-
tad ır ve idari davada, YİSK m. 19'da yer alan sınır dışı etme
nedeninin gerçekle şip gerçekleşmediği noktasına odaklanıl-
maktadır. Öte yandan, mülteci/ sığınmacı statüsünde bulun-
dukları iddiasında olan kişilerin sınır dışı edilmeleri de, ayrı-
ca üzerinde durulmayı gerektiren bir başka konudur.

2. Sınır Dışı Etme İşlemine ilişkin
Hukuka Uygıınluk Denetimi

A. "Sebep" Unsuru Yönünden Denetim

a. işlemin "Sebep" Unsurunun
idari Yargı Kararlarında Ele Al ımşı-Somutlaşması

Sınır dışı etme kararının dayandığı sebebi, kanunda aç ık
biçimde gösterildiği hallerde, yargı denetimi, bu sebebin ger-
çekleşip gerçekleşmediği ile sinirli olarak icra edilir. YISK m.
20, 21, 22/1, PK m. 34'e dayand ırılan sınır chşı etme işlemle-
ri aç ısından bu durum söz konusudur. Ancak, uygulamada,
sınır dışı etme işlemleri, YİSK nı. 19'da yer alan "urnumi' gü-
venlik, siyast ve idarf icaplara ayk ı rıl ık" gibi içeriği belirsiz, fark-
h yorumlara açık ve takdiri nitelik taşıyan sebeplere dayan-
d ırılmaktadir. Kanunda, bir idari i şlemin nedeni bu tür be-
lirsiz kavramlar kullanılarak gösterilmi şse, İdare, kendi tak-
dir yetkisini kullanarak bu kavramın içeriğini belirler. idari
işlem, takdir yetkisine dayanilarak yap ılmış da olsa, Anayasa
m.125 gereğince yargı denetimine tabidir. Yargı organı, İdare-
nin takdir yetkisini hukuka uygun olarak kullan ıp kullanma-
dığını denetlemeye yetkilidir. Ancak, idarenin takdir yetki-
sini ortadan kaldıracak biçimde yargı kararı verilemez (Türk
doktrininde, takdir yetkisi aç ısından yargısal denetim soru-
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nu hakkında ayrıntılı tahlil için bkz. Alpar, E., Yönetimin Ha- ESR.AG.

reket Serbestfsi Alan ının Yargısal Denetimi ve S ın ırlan, Ankara FİARDAĞAN

1990; Gözübüyük, A Ş] Tan, T., İdare Hukuku, C.2, 13.2, Arka- KiBARİ N

ra 2006, s. 580 vd.; Gözler, K., İdare Hukuku Dersleri, B. 2, Bursa TEBLi Ğİ

2004, s. 291 vd.). idari işlemin gerekçesinin, bu i şlem hakkın-
da iptal davası açıldığı takdirde, mahkemeye bildirilmesi ge-
rekir. Buna göre, sınır dışı etme kararı alan makam, ilgilinin
hangi eylemlerinin umumi güvenlik, idari, siyasi icaplara ay-
kırılık teşkil ettiğini bildirmek zorundadır. İdare hiçbir somut
olaya dayanmayıp, 19. maddede yer alan soyut kavramları
tekrar etmekle yetirıirse, bu "gerekçe gösterilmediği" anlamına
gelir ve bundan dolay ı, sınır dışı etme kararı sebep yönünden
hukuka aykırı olur. Öte yandan, sınır dışı etme işleminin da-
yand ınidığı maddi olaylar gerçekle şmemişse, sınır dışı etme
kararı yine sebep yönünden sakat olur. Ayr ıca, söz konusu
olayların nitelendirilmesinde yanl ışlık varsa, başka ifadeyle,
sınır dışı etme işleminin dayandınidığı olaylar bu ağırlikta
bir işlemi haklı gösterecek nitelik ta şmuyorsa, yine aynı sonu-
ca varmak gerekir (Tüm idari işlemler bakımından bu yönde
mütalaa için bkz. Günday, M., İdare Hukuku, Ankara 2004,
9. B.9, s.141). Sunu şumuzda zikredilecek kararlarda, özellikle
bu son husus üzerinde yoğunlaşmaya çalışacağı z.

Kanunda, idari kararların nedenleri belirsiz kavramlar
kullanılarak gösterilse dahi, bu kavramlann içeriğinin za-
manla, yargı uygulaması ile netlik kazanacağı, objektif bir
öze, anlama sahip olaca ğı söylenebilir (Günday, s. 140). Y İSK
m. 19'da öngörülen s ınır dışı etme işlemi kolluk önlemi niteli-
ği taşımaktadır; şu halde, bu maddede yer verilen soyut kav-
ramların "kamu düzeni" kavramı çerçevesinde yorumlanması
uygun olacaktır. YİSK m. 19 uyarınca uygulanacak sınır dışı
etmeyi haklı kılan nedenlerin neler olabileceğinin saptanma-
sma, kuşkusuz, idari yargı kararları ışık tutacaktır. idari yargı
denetiminin sınır dışı etme işlemleri açısından sınırlarım ince-
lemeden önce, kısaca, bu nedenlerin yargı uygulamasında na-
sıl somutlaştığına göz atmaya çalışalım.

Çeşitli kararlarda, devletin temel rejimini, siyasal bü-
tünlüğünü zedelemeye yönelik faaliyetlere kat ılma, bu fa-
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ESRA 6. aliyetlerde bulunan kurulu şlarla irtibat sağlama (12. D., E.
DARDAĞAJI 1970/2225, K. 1970/2570, 28.12.1970. Dan ıştay 12. Daire Ka-

KİBAR'IN rarları, 1. Kitap, C. 11 Ankara 1976, s. 144-146), devletin di-
TIB İJ Ğİ ğer devletlerle ilişkilerini bozmaya yönelik eylemde bulunma

(10. D., E. 1982/3706, K. 1983/2619, 15.12.1983, (www.danis-
tay.gov.tr/kerisim/container.jsp  (20.2.2010)) -olayda başkon-
solosluk işgaline katılan yabancıların sınır dışı edilmesi söz
konusudur-) "umumf güvenlik" mülMıazasıyla, sınır dışı edil-
meyi hakl ı gösteren eylem kabul edilmiştir. Bir başka karar-
da, daha soyut ifadeyle, ilgiliriin "umumf nizam ı bozma amacı
la ülkeye geldiğinin dosyadan anlaşılmas ı ", sınır dışı etmeyi hakli
gösteren neden olarak mütalAa olunmu ştur (Ankara 9. İdare
Mahkemesi kararında bu ifade vardır. Karar Danıştay tarafın-
dan kısaca onanrnış tır: 10. D., E.2000/67, 2002/254, 18.3.2002,
Doğan, V./ Odabaşı, H., Yargı Kararları Işığında Vatandaşlık ve
Yabancılar Hukuku, Ankara 2004, s. 305). Benzer yönde, gaze-
teci olarak, ülke ve güvenlik kuvvetleri aleyhine gerçek d ışı
propaganda (10. D., E.1993/4197, K. 1995/2552, 22.5.1995,
(www.danistay.gov.tr/kerisim/container.jsp (20.02.2010)),
yurt dışmda Türkiye aleyhinde faaliyette bulunma (10. D.,
E.2003/4825, K. 2006/5698, 16.10.2006), Kuzey Irak'taki grup-
larla bağlantılı faaliyetlere ilişkin istihbarat bilgileri bulunma-
sı (10. D., E.2007/4987, K. 2009/544, 2.2.2009), benzer biçim-
de, hukuka uygun sınır dışı etme nedenleri olarak kabul edil-
miştir.

Kamu düzeninin siyasal boyutu yan ında toplumsal bo-
yutu da vardır. Suç teşkil eden davranış toplum güvenliğini
ve huzurunu tehdit eder. Bu bağlamda, bir suç işlenmesi baş-
h başına sınır dışı etmeyi hakh kılar mı? Doktrinde, sınır dışı
etme ile cezanın birbirinden bağımsız olduğu vurgulanmıştır
(Ayrıntılı tahlil için bkz. Duran, s.20 vd.; Dardağan, s.78 vd.).
Ban Danıştay kararlarında, sınır dışı etme yetkisinin kulla-
nılması için bir mahkümiyet karar ının bulumnasmın zorun-
lu olmadığı, bu yetkinin kullanılmasmı gerektirecek olayla-
nn bulunduğu kanaati verecek hakl ı sebeplerin mevcut olma-
sı halinde, yabancının sınır dışı edilmesinin İdareye düşen bir
görev olduğu bildirilmiştir (12. D., E.1968/363, K.1970/258,
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9.2.1970, Amme idaresi Dergisi, 1971, C. IV, S. 4, s. 240; buna ESRA G.

paralel karar için bkz. 10. D., E.2006/7479, K. 2008/7336, DARDAĞAN

31.10.2008; aksi yönde karar için bkz. 10. D., E.2003/618, KBAR'IN

K.2006/5701, 16.102006). Öte yandan, pek çok Danıştay ka- TEBLi Ğİ

rar ında, çeşitli suçlardan mahküm olan yabanc ıların, YİSK
m. 19 uyar ınca sinir dışı edilmeleriııin hukuka aykırılık teş-
kil etmediğinin kabul edildiği bir gerçektir. Özellikle kaçakçı-
lık, hırs ızl ık, fuhuştan mahkümiyet bu çerçevede ele al ınmış-
tır (Örneğin, 10. D., E.1996/1001, K. 1998/4077, 23.9.1998; E.
1998/1779, K.1999/7155, 23.12.1999; E. 1998/7455, 2000/2750,
25.5.2000, Doğan/Odabaşı, s. 297, 298, 301-304; E. 2006/5499,
K.2008/6636, 15.10.2008). Bu durumu bir yere kadar ola ğan
kabul etmek gerekir; zira suç teşkil eden davranış, az veya
çok, kamu düzenini ihiM edici nitelik ta şır. Ayrıca, sabıkali
yabancının, ülkede kalmaya devam etti ği müddet içinde ye-
niden suç i şlememesi için kolluk güçleri daha tedbirli olmak
zorundadır. Bu da idari icaplara ayk ırılık olarak görülebilir.

Delil yetersizli ğinden beraatin, açılmış ceza davasından
kaynaklanan s ınır dışı etmenin hukuka aykırı olması sonu-
cu doğurmayacağı da, geçmişte, pek çok kararda ifade edil-
niiştir (Örneğin, bkz. 12. D., E.1968/363, K.1970/258, 9.2.1970;
E.1976/253, K.1977/1246, 9.5.1977, Amme idaresi Dergisi,
1978, C. XI, S. 4 s. 104, 105). Yeni tarihli kararlarda da, bu an-
layışm izlerine rastlamak mümkündür: 10. D., E.2006/7479,
K.2008/7336, 31.10.2008 tarihli karar ında, ilgilinin yargılama
sonunda delil yetersizli ğinden beraat etmiş olmasına ve kim-
lik hakkında yalan beyanda bulunmak suçu ile ilgili olarak
Cumhuriyet Savcılığı tarafından takipsizlik kararı verilmiş
olmasına rağmen; 10. D., E.1997/6513, K.2000/128, 20.1.2000
tarihli kararında (www.danistay.gov.tr/kerisirn/container.
isp (20.02.2010), mahkemece ilgili hakkında beraat karar ı ve-
rilmiş olmasına rağmen, idarenin sınır dışı etme işlemleri hu-
kuka aykırı görülmemiştir. Buna karşılık, bazı Danıştay ka-
rarlarında, hakkındaki hazırlık soruşturması Mü devam
eden, soruşturma konusu olayla ilgisi ispatlanamayan ki şi-
nin sınır dışı edilmesinin hukuka ayk ırı görüldüğü de dik-
kati çekmektedir (10. D., E.2003/111, K.2006/6142, 30.10.2006
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ESRA G. -bu kararda, "kanunsuz suç ve ceza olmaz" iikesinin vurgulan-
DARDAĞAN ması ilginçtir-). Sınır dışı etme ile değil, ikamet izninin reddi

K İ BAR'IN ile ilgili olan, E.2007/6006, K.2008/2307 sayılı, 16.4.2008 tarih-
TEBEiG İ li kararda da, aynı esastan hareket edildi ği görülür. Burada,

bir çelişkiden söz edilebilir mi? Sa ğlıklı yorumda bulunabil-
mek için, somut olayı, dosya içeriğini çok aynntılı olarak bil-
mek gerekir. Kanaatimizce, bir eylem suç niteli ği taşımasa, bu
konuda yargı kararı buhmmasa da, huzur ve asayi şi ihiM edi-
ci nitelik taşıyabilir. Veya kendisine isnat edilen belli bir fil-
le ilgili olarak hakkında beraat kararı verilmiş olan kişi İdare
tarafından "huzur ve asayişi ihldl edici nitelikte görülen" başka
eylem ve davramşlarda bulunmuş olabilir. Ancak, doktrinde
belirtildiği gibi, sınır dışı etme katan suç niteliği taşıyabilecek
belli bir eyleme dayand ırılmışsa, bu suçla ilgili beraat kararı-
nın idarİ yargı merciini bağlamas ı gerekir (Bkz. Duran, s.22).

Ceza mahlcümiyeti ile s ınır dışı etme arasmda zorunlu
bağlantı olmamasının bir başka yönü, yabancmın mahküm
olmasının sınır dışı edilme için tek başına haklı neden sayıl-
mamasıdır. Danıştay, bir kararında, dükkanında kasten yan-
gm çıkarına suçundan mahkürn olan yabancının bu nedenle
sınır dışı edilmesi ile ilgili olarak, söz konusu eylemin güven-
liği bozacak bir niteliği ve siyasal, idari bak ımdan bir sakınca-
sı bulunmadığını açıklayarak s ınır dışı etme işlemini iptal et-
miştir (12. D., E.1968/ 1992, K.1969/42, 13.1.1969, Dan ıştay 12.
Daire Kararlan, s. 145).

öte yandan, yabanc ıların ülkeye giriş ve ilcametleri ile ilgi-
li Türk mevzuatına aykırı lığm da bazı kararlarda geçerli s ınır
dışı etme nedeni olarak kabul edildi ğini görüyoruz. Çali şma
izni almadan Türkiye'de çalışan yabancının ikamet tezkeresi-
nin iptal edilip, kendisinin sınır dışı edilmesi hukuka aykırı
görülmemiştir (10. D., E.2003/4130, K.2006/6201, 31.10.2006;
aksi yönde, bkz. 10. D., E.2005/8372, K.2007/4626, 9.10.2007).
Benzer şekilde, ikamet izni yenilenmeyen kişinin buna bağlı
olarak s ınır dışı edilmesi de, hukuka uygun bulunmu ştur (10.
D., E.1995/3666, K.1997/2031, 22.51997, Doğan/Odabaşı, s.
308, 309).

534



VATANDAŞLIK, GÜÇ MÜLTEC İ YE YABANCILAR HUKUKUNDAK İ GÜNCEL GELİŞMELER

b. "Sebep" Unsuru Yönünden
Yargı Denetiminin S ınırları

İncelememiz belli sayıda kararla s ınırlı olduğundan, bu
konuda çok kesin bir yarg ıda bulunmaktan çok, baz ı sapta-
maları paylaşmayı daha yerinde görüyoruz.

Sunuşumuz, esas itibariyle, sınır dışı etme işleminde "se-
bep" unsurunun idari yargı tarafından denetlenmesini konu
almaktadır. Bazı yargı kararlarmda bu unsurun çok s ıkı bi-
çimde denetlendi ğini, İdare tarafından sınır dışı etme gerek-
çesi olarak gösterilen bazı olayların gerekli niteliği taşıyıp ta-
şımadığının yargı organınca her yönden araştırıldığını görü-
yoruz. Üstünde duracağımız en önemli karar, 1978'de veril-
miş olan ve doktrinde Isveç Radyo Televizyon Kurumu Kara-
ii " olarak anılan karardır. Halen, yargı denetiminin boyut-
lanrıa ilişkin genel incelemelerde bu karar s ıldıkla zikredil-
mektedir. Karara temel teşkil eden olayda, Isveç Radyo Te-
levizyon Kurumu tarafından Türkiye'ye belgesel film yap ı-
mı için gönderilen bir ekibin izinsiz film çektikleri gerekçesiy-
le gözaltına alınıp sınır dışı edilmesi söz konusudur. İşlemin
YİSICm.19'a göre yapıld ığı ilgililere sözlü olarak bildirilmiş-
tir. Danıştay 12. D., E.1977/1349, K.1978/955 say ılı, 24.4.1978
tarihli kararıyla (www.dànistay.gov.tr/kerisim/container.jsp
(20.02.2010) s ınır dışı etme işlemi hükukaaykıri bulunarak ip-
tal edilmiştir. Kararda, 19. maddede geçen deyimlerin belirsiz
yasal kavramlar oluşturduğuna, bugünkü yasal geli şmeler
karşısında uygulamada büyük bir duyarl ılık gerektirdiğine
vurgu yap ılmıştır. İşleri haber toplamak ve film çekmek olan
yabancıların "ortada ciddi neden yokken" sınır d ışı edilmeleri-
nin Kanun'un amacıyla bağdaşmadığı ifade edilmiştir: "Sade-
ce film çekimi için öngörülen izni almayan yabanc ılann memleket-
te kalmas ın ın umumi güvenliğe ... aykın olduğunu kabule ... ola-
nak yoktur". Takdir yetkisinin nesnel ölçüler içinde yasal ama-
ca ve kamu hizmeti gereklerine uygun biçimde kullanılabile-
ceği de kararda vurgulanan bir başka husustur. Helsinki Ni-
hal Senedinde ifadesini bulan bas ın özgürlüğüne atıf yapıl-
ması kararın bir başka ilginç yönüdür. iptal karar ı, ayrıca, şe-
kil yönünden sakatlığa da dayandırilmıştır (Karar ve olay in-

ESRA G.

DARDAtAN

KiBAFIN

TEBLİĞ i
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ESRA 6. celemesi için bkz. Aybay, R., "Implementation of the Helsin-
DARDAĞAN ki Final Act by a Turkish Coart", Yearbook of İnternational Rela-

K184R'IN tions, 1978 (1982), S.18, s.76-80; Özlü, D., "Yabanc ı Cazetecile-
TEBLİĞİ rin Sınırdışı Edilmeleri Sorunu", İstanbul Barosu Dergisi, C.51,

5.4-6, Nisan-Haziran 1977, s.22-30; Duran, s.25-29).

Bu kararda idarenin yapt ığı nitelendirmenin (vas ıflan-
dırmanın) çok titiz biçimde denetlendi ğini, takdir yetkisinin
dahi yargı denetimi dışında kalmayacağı mesaj ının verildi-
ğini görüyoruz. Yargı denetiminin bu kadar geni ş bir alan-
da kendisini kabul ettirdiği bir başka karara rastlamış deği-
liz. Ancak, daha sonraki tarihlerde verilmiş olan baz ı karar-
larda da, idarenin s ınır dışı etme işlemini dayandırdığı maddi
olayları vasıflandırma tarzının, idari yargı tarafından uygun
görülmediği veya yetersiz görüldü ğü ve işlemin bu neden-
le iptal edildiği bir gerçektir. Aşağıda özetlediğimiz yargı ka-
rarlarında, sınır dışı etme işlemleri Danıştay tarafından huku-
ka aykırı bulunmuş, sınır dışı etme karar ının dayanağı olarak
gösterilen eylemlerin böyle bir işlemi haklı kılmadığı sonucu-
na varılmıştır.

- 12. D., E.1968/1992, K.1969/42, 13.1.1969: Sigortadan
para almak için dükkanında yangın çıkarma eylemi güven-
liği bozacak nitelik taşımaz; olayın siyasi, idari yönü yoktur.

- 12. D., E.1969/2163, K.1970/2110, 23.11.1970: Medeni
haldeki değişikliğin İdareye bildirilmemesi siyasal güvenliği
ih1l etmez (Danış tay 12. Daire Kararlar ı, 5. 145).

- 12. D., E.1978/264, K.1979/3876, 18.10.1979: Yabanc ı-
nın bir kavgaya karışması basit bir zabıta olay ıdır, YİSK m.19
kapsamına sokulamaı .

- 10. D., E.1999/2130, K.2000/4936, 9.10.2000: Kişinin ül-
kede kalmas ın.ın umumi güvenlik, siyasi, idari icaplara ayk ı-
rılığı somut olarak tespit edilmemiştir. Türkiye'de bulunulan
dönemde kişinin sınır dışı edilmesini gerektirecek [bir olaym
varlığına ilişkin] yeterli ve geçerli kanıt yoktur. (Somut olay-
da, sınır dışı edilen kişi aleyhine MIT raporunun mevcut bu-
lunması kaydedilmeye değer bir ayrıntıdır.)
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-10. D., E.2005/8372, K.2007/4626, 9.10.2007: Mersin ida- ESRA

re Mahkemesi yabancının Türkle evliliğinin muvazaah oldu- DARDAĞAN

ğu ve Türkiye'de izinsiz olarak çal ıştığından bahisle s ınır dışı K İ BAR'IN

edilmesine ilişkin işlemi iptal etmiştir. İdare mahkemesi ka- TEBLi Ğİ

rarmda, söz konusu evliliğin muvazaalı olmadığı açıklanmış-
tır. Danıştay, çalişma izni bulunmaks ızın çalışmanın yaptın-
mının sınır dışı etme olmadığım belirtip, aile birli ğinin korun-
ması ilkesi üzerinde de durarak bu karar ı onamıştır.

Öte yandan, Danıştay tarafından verilmiş olan bazı boz-
ma kararlarmda, İdare tarafından yap ılan vasıflandırma tar-
zının, Yüksek Mahkeme tarafından da kabul gördüğü, bu ne-
denle, idarenin takdir yetkisine müdahale edilmedi ği dikka-
ti çekmektedir. Aşağıda, bunlardan bazılarını kısaca sunma-
ya çalışacağız:

- Ankara 3. İdare Mahkemesi, sınır dışı etme işleminin
sebep unsurunu, davacının gümrüksüz sigarayla yakalamp
para cezasına mahküm edilmesinin oluşturduğunu, bunun
Kanun'un öngördüğü anlamda kaçakç ılık olarak değerlendi-
rilemeyeceğirü bildirerek s ınır dışı etme kararını iptal etmiştir.
Danıştay'a göre (10. D., E.1996/7506, K.1997/3074, 24.9.1997,
(www.danistay.gov.tr/kerisim/container.jsp (20.02.2010)), il-
gili aleyhinde kesin yarg ı kararı olduğundan, PK m. 8 uyann-
ca ülkeye giriş yasağı ve YİSK m. 19 uyarınca sınır dışı etme
uygulamaları hukuka uygundur. (PK m. 8'de ülkeye giri şi
yasaklanan ki şiler arasında kaçakçılıktan mahküm olanlar da
sayılmıştır.). Gümrüğe kaydettirmeden Türkiye'ye araç so-
kan yabancmın sınır dışı edilmesi ile ilgili olarak aynı yön-
de başka bir karar 1999da verilmiştir: 10. D., E.1998/1779,
K.1999/ 7155, 23.12.1999 (www.danistay.gov.tr/kerisim/con-
tainer.jsp (20.02.2010)).

- Yabancı uyruklu bir üniversite ö ğrencisi, ülkesi ile üc-
retsiz telefon görüşmesi yapmaktan dolayı hapis cezasına
mahküm edilmiş, cezası tecil edilmiştir. Daha sonra, bu kişi
hakkında, belirtilen mahkümiyet gerekçe gösterilerek sınır
dışı etme karar ı almnı.ıştır. Ankara 4. İdare Mahkemesi, ce-
zaıun tecil edildiğini bildirerek bu i şlemi iptal etmiştir. Da-
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ESRAG. nştay, temyiz başvurusu üzerinde vermiş olduğu karar-
DARDAĞAU da, Türk Ceza Kanunu hükümlerine ayk ırı eylemden dola-

K İ BAR' İN y ı mahküm olan yabancmın Türk kanun ve örf-adetlerine ay-
TEBLİĞİ km eylemi dolayısıyla sınır dışı edilmesinde hukuka ayk ırılık

bulunmadığını belirtmiştir (10. D., E.1990/3471, K.1992/3012,
15.9.1992).

- Hıristiyanlık propagandası yapan yabancıların sınır dışı
edilmeleriyle ilgili olarak, Danıştay taraf ından çeşitli tarih-
lerde verilmiş olan iki kararda, idarenin gerçekle ştirdiği bu
işlemlerin hukuka uygun oldu ğu ifade edilmi ş, temyiz baş-
vuruları kabul edilmiştir (10. D., E.1993/3535, K.1995/4616,
19.10.1995; E.1997/6513, K.2000/128, 20.1.2000, (www.danis-
tay.gov.tr/kerisim/container.jsp (20.02.2010)). Her iki olay-
da da, İdare Mahkemeleri s ınır dışı etme işlemini hukuka ay-
kır ı bularak iptal etmişlerdir. İdare Mahkemesi kararlar ı, bi-
rinci olayda, söz konusu suçlama ile ilgili olarak Cumhuriyet
Savcıliğı tarafından takipsizlik, ikinci olayda ise, ilgili hakk ın-
da açılan kamu davasında beraat karar ı verilmesine dayan-
dınlmıştır. Danıştay' ın, temyiz başvuruların kabul ederken
kullandığı ifade her iki kararda şu şekildedir: "Pgilinin fiili-
nin suç niteliği taşımas ı ya da bu eylemin yarg ı kararıyla belirlen-
miş olmas ı zorunlu bulunmadığrndan, davacın ı n ... s ın ı r dışı edil-
mesinde ... kamu düzeninin korunmas ı amacı na ve mevzuata ay-
kırıl ık bulunmamaktadır". Kararların verilmiş olduğu dönem-
ler zarfında yürürlükte olan mevzuat hükürıilerinde belli bir
dinin propagandasının yapılmasının "suç" olarak belirtilme-
diğini vurgulamak yerinde olacaktır. Günümüzde yürürlük-
te bulunan kurallar bak ım ından da farklı bir durum söz ko-
nusu değildir. Burada da, Danıştay'ın İdare tarafından yapıl-
mış olan "olay nitelendirilmesini" denetim d ışı bıraktığı, takdir
yetkisinin nesnel ölçüler içinde, kanunun öngördü ğü amaca
uygun olarak kullanılıp kullanılmadığına ilişkin bir inceleme
yapmadığı dikkati çekmektedir.
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B. MültecV Sığımnacı StatüsündWStatü Talebinde
Bulunanlara Yönelik Sinir Di şi Etme İşlemlerinin
idari Yargıda Ele Alinması

Bir -idari işlemin konu yönünden hukuka ayk ın olması,
idari işlemin konusunun imkans ız olması veya meşru olma-
ması, karnında öngörülen neden gerçekleşmiş olnıasma rağ-
men kanunda öngörülenden farkl ı sonuç doğuran bir işlem
yapılmış olmas ı, bern durumda bulunanlara uygulanmas ı ge-
rekenkurallann farkl ı danımdaki kişilere uygulanması gibi
halleri kapsar. Bu bağlamda, örneğin bir Türk vatanda şının
sınır dışı edilmesi, yap ılan işlemin konu yönünden sakatlan-
mas ına yol açar. Bu çerçevede, özellikle, ba şka bir ülkeye yer-
leşmek üzere geçici olarak Türkiye'ye (genellikle, yabanc ıla-
rın Türkiye'ye giriş ve ikametine ilişkin mevzuata aykın ola-
rak) gelmiş olup, mülteci/ sığınmacı statüsünden yararlan-
mak isteyen yabancıların sınır dışı edilmeleri üzerinde duru-
labilir. Kanaatimizce, mültecilere ilişkin uluslararası sözleş-
me rejiminden yararlanma iddiasında bulunan kişilerin YISK
m. 19 uyarınca sınır dışı edilmeleri bu çerçevede de ğerlendi-
rilebiir.

Mülteci/sığınmacı statüsünden yararlanmak isteyen ki-
şilerin sınır dışı edilmeleri ile ilgili idari yargı kararlarını
ele almadan önce, kısaca iltica konusunun Türk hukukun-
da esas olarak hangi kurallarla düzenlendi ğine değinmek
yerinde olacaktır. Türkiye Mültecilerin Hukuki Durumu-
na ilişkin 1951 Cenevre Sözleşmesi'ne ve bu Sözleşme'ye Ek
1967 Protokolü'ne taraftır; Sözleşme ve Protokol'ün bahşetti-
ği imkAndan yararlanarak sadece Avrupa'da meydana gelen
olaylarla ilgili olarak "mülteci" statüsünün tanınacağını bil-
dirmiştir. 1951 Sözle şmesi ve 1967 Protokolü uyarınca hazır-
lanan "94J6169 sayı lı Türkiye'ye iltica Eden veya Ba şka Bir Ülke-
ye iltica Etmek Üzere Türkiye'den ikamet İzni Talep Eden Münfe-
rit Yabanc ılar ile Topluca S ığı nma Amacıyla Sın ı rlarım ıza Gelen
Yabanc ılara ve Olabilecek Nüfus Hareketlerine Uygulanacak Lisül
ve Esaslar Hakkında Yönetmelik" (RG, 30.11.1994, 22127-1994
Yönetmeliği olarak anılacaktır-) iltica ve sığınma prosedürü-
nü düzenlemektedir. Sınır dışı etme işlemi bakımından 1951
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ESRA G. Cenevre Sözleşmesi'nin önemi " non-refoulement yasağı "nda
DARDAĞAN (m. 33) ortaya çıkmaktad ır. Bu ilke uyarınca, mülteci, ırkı,
KIBARIN dini, uyrukluğu, belli bir sosyal gruba mensubiyeti veya si-

rEBLI Ğı yasal düşünceleri dolayısıyla hayatı veya özgürlüğünün teh-
dit altında olacağı ülkelerin sınırlarına geri gönderilemez, si-
nir dışı edilemez. Bunun istisnas ı, ilgilinin varlığının ülke gü-
venliği açısından tehlikeli say ılması veya kesinleşmiş bir hü-
kümle mahküniiyetin söz konusu olmas ıdır. 1994 Yönetmeli-
ği, Cenevre Sözleşmesi ve 1967 Protokolü'ne tAbi olan "mül-
teciler" kadar, Türkiye'nin kabul ettiği coğrafi sınırlama ne-
deniyle bu vasfı taşıyamayan (Avrupa kökenli olmayan); an-
cak mültecilerle aynı şartlar içinde bulunan kişileri de ("sığrn-
macilar") kapsamına almıştır. Dolayısıyla, Yönetmelik'te tanı-
nan güvencelerden sığınmacılar da, mülteciler kadar yarar-
lanma hakkına sahiptirler. 1994 Yönetmeli ğinin 29. madde-
sinde, mülteci ve s ığınmacıların ancak milli emniyet ve kamu
düzeni sebepleri ile 1951 Cenevre Sözleşmesi hükümleri çer-
çevesinde İçişleri Bakanlığınca sınır dışı edilebilecekleri hük-
me bağlanmıştır. Türkiye'ye iltica eden veya ba şka bir ülkeye
iltica etmek üzere Türkiye'den geçici ikamet izni talep eden
yabancıların başvurularının yetkili makamlarca değerlendi-
rilmesi prosedürü m. 4 vd. da düzenlenmi ştir.

Danıştay kararlarından, Türkiye'ye yasa d ışı yollarla
dahi gelmiş olsalar, 3. bir ülkeye iltica etme girişiminde bu-
lunan kişilerin normal s ınır d ışı etme prosedürü çerçevesin-
de Türkiye'den ç ıkarılmasının hukuka uygun kabul edilme-
diği anlaşılmaktadır. Örneğin, 10. D., 20.1.2000 tarihli 2 ka-
rara (E.1997/6373, K.2000/130; E.1998/1481, K.2000/131),
10. D., 14.3.2001 tarihli karara (E.1999/5498, K.2001/822) ve
10. D., 18.5.2007 tarihli karara (E.2004/8769, K.2007/2735)
konu olan olaylarda, sınır dışı edilecek olan yabancılar, ilgi-
li Türk makamlarına zamanında başvurmamışlardır (İlk üç
karar için bkz. www.danistay.gov.tr/kerisim/container.jsp
(20.02.2010)). Bu kişiler Birleşmiş Milletler Mülteciler Yüksek
Komiserliği'ne (BMMYK) ba şvurmuş, 3. bir ülkeye iltica tale-
bi sınır dışı etme işlemi uygulanmadan önce kabul edilmi ştir.
Danıştay tarafından onana kararlannda, idare mahkemeleri
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bu durum karşısında, gerekli kolayl ık ve anlayışın gösteril- ESRAG.

mesi gerektiğini vurgulaımşlar ve bu yargılarım Cenevre Söz- DARDAĞAN

leşmesi m. 31'e dayandırmışlardır. Bu madde uyarınca, Mcit KIBAR'IN

devletler ülkelerinde bulunan mültecilerin di ğer bir devlete TEB İJGI

kabullerini temin etmeleri için makul bir süre ve gerekli tüm
kolaylildan bahşetme yükümlülüğü altındad ırlar. Sonuçta sı-
nır dışı etme kararları iptal edilmiştir. Aslında zikredilen ka-
rarların ilgili olduğu olaylarda, s ınır dışı edilen kişiler Iran
vatandaşıdır. Yukarıda belirtilmi ş olduğu gibi, Türkiye'nin
Cenevre Sözle şmesine ve 1967 Protokolü'ne koyduğu çekin-
celer nedeniyle Avrupa dışından gelenler ancak "sığınmacı "
olarak kabul edilebilirler, Cenevre Sözleşmesi'ne tAbi olmaz-
lar. Ancak, belirtilen İdare Mahkemesi kararlarmda, 1994 Yö-
netmeliği ile birlikte, 1951 Sözleşmesi (üç olayda, bununla bir-
likte 1967 Protokolü de), hukuk kayna ğı olarak zikredilnıiştir.
20.1.2000 tarihli iki kararda Damştay Savcıs ının, ilgili aleyhi-
ne olarak ileri sürülen Yönetmelik m. 4'ün "Cenevre Sözleşmesi
hükümleri doğrultusunda yorumlanmas ı ve idare Mahkemesi kara-
nnda belirtildiği üzere, mülteci veya s ığı nmacı statüsünden yarar-
lanmarnn bir koşulu olarak kabul edilmemesi gerektiği" yönündeki
mütalAası kaydedilmeye de ğer.

Art arda verilen, 2000 yılına ait üç yargı kararında, (an-
laşıldığı kadarıyla) Türkiye'ye yasal yollardan girmiş olup,
mültecilik başvurusunda bulunan kişiye, mülteci olarak ka-
bul edileceği ülkeye gitmek üzere çıkış izni verilmemesi ve
sınır dışı etme işleminin uygulanmasının 3. İdare Mahkeme-
si tarafından hukuka aykırı bulunduğu, bu kararların Danış-
tay tarafından onandığı görülmektedir (10. D., E.1998/6347,
K.2000/2717, 24.5.2000; E.1998/6348, K.2000/2718, 24.5.2000;
E.1999/749, K.2000/2755, 25.5.2000, (www.danistay.gov.tr/
kerisim/container.jsp (20.02.2010)). Her üç olayda, s ınır dışı
edilen kişiler 3. bir ülkeye yerle ştirilmek üzere başvuruda bu-
lunmuşlardır. iltica başvunılarından sonuç alınamadan, sınır
dışı etme işlemleri gerçekle şmiştir. İdare Mahkemesi tarafın-
dan verilen iptal kararları Cenevre Sözleşmesi'nin 31. madde-
sine dayandır ılnı.ış, bu bağlamda, ilgili kişilere gerekli kolay-
hldar sağlanarak, mülteci olarak kabul edilecekleri ülkeye ç ı-
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ESRA G.

DAR DAĞAN

KiBARİ N

TEBLi Ğİ

kış izninin İdare tarafından verilmesinin gerektiği beyan edil-
miştir.

Benzer yönde daha yak ın tarihli bir başka kararda, An-
kara 3. İdare Mahkemesi'nin, Türkiye'ye yasal yollardan gi-
ren, ancak, başka ülkeye iltica için Yönetmelikte öngörülen
süre içinde başvuruda bulunmayan kişinin sınır dışı edilme-
sinin iptaline yönelik kararı Danıştay'ca onannııştır (10. D.,
E.2004/1387, K,2007/3925, 9.7.2007). İdare Mahkemesi kara-
nnda, ilgilinin iltica talebinin BMMYK taraf ından kabul edil-
diği vurgulannnş, bu kişiyi kabul edecek ülke bulununcaya
kadar, ikamet izni verilmesi gerektiği ifade edilmiştir. İda-
re Mahkemesi kararmda, de ğinilmesi gereken ilginç bir yön,
1994 Yönetmeliği gibi, Türkiye tarafından onaylanan "İşkence
ve Diğer Zalimane, Gayriinsant veya Küçültücü Muamele veya Ce-
zaya Karşı Birleşmiş Milletler Sözleşmesi"nin mülteci/ sığınma-
cı statüsündeki kişi bakımından non-refoulement yasağı içeren
3. maddesinin de, iptal karar ına dayanak kabul edilmesidir.

Toparlarsak, Türk idari yarg ıs ında, Türkiye'ye s ığınma
amacıyla gelenlerin, yabanc ıların Türkiye'ye giriş ve ilcame-
tine ilişkin genel mevzuat hükümlerine de ğil Cenevre Sözleş-
mesi'nde getirilmi ş olan ilkelere tabi olacaklar ı, bu bağlam-
da, genel prosedür çerçevesinde sinir d ışı edilemeyecekle-
ri, 1994 Yönetmeliği'nin de uluslararas ı ilkeler doğrultusun-
da yorumlanmas ı gerektiği yönünde içtihadm yerle ştiği söy-
lenebilir. incelenen olaylarda, genellikle, s ınır dışı edilen ki-
şilerin BMMYK'ya, kendilerini kabul edecek bir 3. devle-
te yerleştirilmek üzere ba şvuruda bulunduklar ı, ancak 1994
Yönetmeliği'nin 4. vd. maddelerinde belirtilen prosedür gere-
ğince yetkili Türk makamlarma durumlarını bildirmedikleri
görülmektedir. Sınır dışı edilen kişiler, genellikle, Avrupa kö-
kenli olmayan, dolayıs ıyla Cenevre Sözle şmesi ve 1967 Pro-
tokolü hükümlerinden yararlanamayacak ki şilerdir. Kuşku-
suz, 1994 Yönetmeli ğinin tanıdığı güvenceler Avrupa köken-
li olmayan, ancak maddt anlamda "mülteci" ile aynı durum-
da olan kişiler ("sığrnmacılar") için de geçerlidir. Bu kararlar-
da özellikle önem taşıyan nokta, 1994 Yönetmeliğinin 4. vd.
maddelerinde düzenlenen biçimsel zorunlululdar ın "sığınma-
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cı " statüsünün doğumu açısından belirleyici role sahip olma- ESRA G.

dığmın teyit edilmesidir. Biçimsel kurallara uymayan ki şiler, DARDAĞAN

3. bir ülkeye iltica için BMMYK'ya başvuruda bulundukları 	 BARIN

takdirde, bu kişiler hakkında Cenevre Sözleşmesi'nin tanıdı- itetiĞ i
ğı güvenceler geçerli olacak; dolayısıyla, belirtilen yabancıla-
nn genel hükümler çerçevesinde sınır dışı edilmeleri söz ko-
nusu olmayacaktır. Sözü geçen ki şilerin Cenevre Sözleşme-
sinin uygulama alanı dışında kalması durumu değiştirmeye-
cektir. 1994 Yönetmeliği hükümlerinin Cenevre Sözleşmesi
ışığında yorumlanması, Yönetmeli ğin ilgili hükümleri (özel-
likle 6. madde) aç ısından tereddüt doğursa bile, olumlu bir
yaklaşımdır. İltica/sığınma ile ilgili uluslararas ı sözleşme hü-
kümlerinin her halükArda riayet edilecek üstün normlar ola-
rak mütalAa edilmesi, 1994 Yönetmeliği'nin çıkanlış amacına
da uygundur.

Sonuç

Sınır dışı etme işleminin Türk idari yargısmda ele al ınışı-
na ilişkin sunuşumuzda, çok kesin değerlendirme yapmaktan
kaç ınmaktay ız. Ulaşabildiğimiz yargı kararları sınırlı sayıda-
da ve dosya içeriğine ilişkin ayrıntılı bilgi edinilmesi de, ka-
rar metninde buna ilişkin bilgi mevcut olmad ıkça, mümkün
değildir. Konuya ilişkin yargı kararlarında, zaman zaman,
idari işlemin tüm cepheleriyle "sebep" yönünden hukuka uy-
gunluk denetimine tAbi kılindığı gözlemlenmiştir. Uygulama-
da sınır dışı etme kararlannın sıkhkla dayandırıldığı YSK m.
19'un geni ş ölçüde takdiri nedenler içerdi ği dikkate alınırsa,
bu durum dikkat çekicidir. İsveç Radyo Televizyon Kurumu
kararında, bu denetim en geniş biçimde uygulanm ıştır. Hu-
kuka uygunluk denetiminin de s ınırsız olmayacağından ha-
reket edilerek, daha sonraki tarihlerde verilmi ş olan kararlar-
da, bu konuda daha net kıstaslar getirilmesi ümit edilebilirdi.
Ancak, izleyen kararlarda, genellikle, idarenin, s ınır dışı etme
işlemine dayanak kabul ettiği maddi olayları değerlendir-
me tarzına müdahale edilmediği, s ınır dışı etme işlemlerin-
de nadiren "hukuka aykırıl ık" tespit edildiği söylenebilir. Ceza
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ESRAG. mahkümiyetine dayand ırılan sınır dışı etme işlemlerinin, ge-
DARDAĞAN nellikle, olayda gerçek anlamda kamu düzenine aykırılık bu-

K İ BAR'IN lunup bulunmad ığı incelenıneden hukuka uygun kabul edil-
IEB İJĞi mesi, din ve vicdan özgürlü ğünün Anayasa'da "herkes" (Türk

vatandaşı veya yabancı) için tanınmasına karşın, Hıristiyan-
lık propagandas ında bulunan yabanc ıların sınır dışı edilmele-
ri bakımından da aynı sonuca varılması düşündürücüdür. Be-
lirtilen olaylarda, hangi fiillerin, hangi sebeple "kamu düzeni"
aç ısından tehlikeli kabul edildi ğine ilişkin inceleme söz konu-
su değildir. Ancak, karşı yönde kararlar da vard ır. Bu neden-
le, Danıştay kararlannda hAkim olan eğilim hakkında çok ke-
sin yargıda bulunmaktan imtina ediyoruz. Buna kar şıhk, 3.
bir ülkeye iltica etmek amac ıyla Türkiye'ye gelen yabanc ıla-
rın sınır dışı edilmeleri ile ilgili olarak Cenevre Sözle şmesi re-
jiminin temel alınması eğiliminin idari yargıda artık kökleşti-
ğini söyleyebiliriz.
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TÜRK MEDENİ USÜL HUKUKU AÇISINDAN DAVADA
YABANCILARIN DURUMU

Doç. Dr. Murat ATALF

t. Giriş

Medeni usül hukuku, esas itibariyle özel hukuktan kay-
naklanan bir uyuşmazlığın devlet mahkemeleri eliyle çözü- MURAT ATAU NIN

münün tabi oldu ğu süreci düzenlemektedir. Bu süreç, taraf- TEBUGI

larca ve mahkemece yapılan usüJ işlemlerinden olu şmakta-
dır. Usül kanunlar ı, maddi hukukun kendisine tanıdığı bir
hakkı inkar edilen veya ihlal edilen yahut tehlikeye düşürü-
len ya da kendisinden haks ız bir talepte bulunulan kimsenin
ihtiyaç duyduğu, devlet eliyle sağlanacak bir hukuki hima-
yeye erişebilmek için yapılan söz konusu bu usül işlemlerine
sonuçlar bağlamaktad ır. Bu itibarla, usül hukuku, doğrudan
doğruya bir hak tesis etmemekte, bilakis, maddi hukukun ta-
nımış olduğu hakların korunmasına ve etkin bir biçimde kul-
lanılmasına hizmet etmektedir. Bununla birlikte, hukuki hi-
maye talebiyle mahkemeye başvurulmas ı anından (dava açıl-
masından) itibaren taraflar ın kendi aralar ında ve taraflar-
la mahkeme arasında başlayan süreç, aralarındaki sıkı ilişki-
ye rağmen, maddi hukuktan bağıms ızd ır. Öyle ki, bugün için
hMcim görü ş durumunda olan öğretiye göre, medeni usül hu-
kuku, maddi hukukun tanıdığı hakkı gerçekleştirme amacı-
nı taşısa bile ondan bağıms ız olarak yürüyen, hatta böyle bir
hak olmasa dahi harekete geçirilebilen ve kendine ait kurum
ve kurallar ı sayesinde, -sonuç itibariyle- gerçekte mevcut ol-
mayan bir hakkı "var" yahut maddi hukuku göre mevcut olan

Bilkent Üniversitesi Hukuk Fakültesi, Medeni Usul ve icra - iflas Huku-
ku Anabilim Dal ı öğretim üyesi.
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MUT ATAU'NIN bir hakkı "yok" kılan bir süreci ifade etmektedir. Yabanc ılar
TEBli Ğİ söz konusu olduğunda da, işte tam bu nokta daha fazla önem

kazanmaktadır. Zira, doğrudan maddi hukuka ili şkin bir dü-
zenleme, diğer bir ifadeyle, maddi hukuka ilişkin bir hakkın
vatandaşlar yamnda yabanc ılara tanınmış olup olmadığı ya-
but hangi ölçüde tanındığı ilk bakışta daha fazla dikkat edi-
len bir husustur. Buna karşıl ık, böyle bir hakkm himayesi sa-
dedinde çıkan ihtilafın mahkeme eliyle çözümünü düzenle-
yen kurallar, daha ziyade ikinci planda kal ır. Oysa sonucu
itibariyle bakıldığında ve bu açıdan doğrudan doğruya esa-
sı etkilediğinden en az bizatihi maddi hukukun kendisi ka-
dar önem taşımaktadır. Öte yandan, medeni usül hukukunun
şekli hukukun bir dah olması ve şekil kurallannın yabanc ılar
için daha fazla "yabancıl ık" çekilecek bir alana kar şılık gelmesi
hasebiyle, bu alandaki zorluklar yahut bariyerler ço ğu zaman
zannedildiklerinden daha büyük sonuçlar do ğururlar.

Medeni usül hukukunun bir di ğer yönü de, devletlerin
doğrudan egemenlik alanıru ilgilendiren bir faaliyete, di ğer
bir ifadeyle "yargı " alanına ilişkin olmasıdır. Uyuşmazlığm
konusunu oluşturan hakkın özel hukuka ilişkin olması ve bu
yönüyle çoğu zaman kamu hukukunu ve kamu düzenini il-
gilendirmemesine karşı lık, yargısal faaliyetin doğrudan ege-
menlik hakkırun bir kullanımı/görünümü olması itibariyle,
yabancılık unsuru söz konusu oldu ğunda, bu noktayı nazar-
dan ayrıca değerlendirilmesi kaçınılmaz olmaktad ır.

Aşağıda, esas itibariyle yukarıda belirtilen çerçeve için-
de kal ınmak suretiyle, yabancilarm Türk mahkemeleri önün-
de bir özel hukuk uyu şmazhğı sebebiyle dava açmaları yahut
davali durumda bulunmalar ı ihtimalinde, genel olarak Türk
medeni usül hukukunun kurum yahut kurallar ı karşısında
Türk vatandaşlarına nazaran farklı bir durumda olup olma-
dıkları, hangi durumda bir farklılığın ortaya Çıktığı ve bunun
nasıl değerlendirilmesi gerekti ği konulan üzerinde durula-
caktır.
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Il. Hak Arama Hürriyeti 	 MURATATALI'N İ N

Türkiye Cumhuriyeti Anayasas ı'nın 36. maddesine göre, 
TEBUI

herkes meşru vasıta ve yollardan faydalannıak suretiyle, yar-
gı mercileri önünde davac ı veya davali olarak iddia ve sa-
vunma ile adil yargılanma hakkına sahiptir. Bu düzenleme-
de kendilerine vurgu yapılan "davacı veya dayalı olarak iddia
ve savunma" hakkının Türk vatandaşları ile sınırlı olmaksızın
"herkes"e tanınmış bulunması karşısında, yabancılar da, Türk
mahkemeleri önünde bu haklardan kural olarak Türk vatan-
daşları gibi yararlanacaklard ır.

Bu noktada üzerinde mutlaka durulmas ı gereken bir baş-
ka düzenleme ise, Türkiye için 1954 yılından bu yana yü-
rürlükte bulunan İnsan Hakları Avrupa Sözleşmesidir. Zira
Anayasanın yukarıda değinilen 36. maddesi "adil yargılanma"
hakkım tanımakla birlikte onun içeri ğine ilişkin hiçbir açık-
lama yapmazken, söz konusu Sözle şme'nin 6. maddesinde,
bu hakkın neleri kapsadığı hususunda somut düzenlemele-
re yer vermektedir. Bunlar arasında, özellikle konumuz bak ı-
mından özel bir önemi haiz olanı "hakkaniyete uygun yargılan-
ma" kavranııdır. Çünkü adil yargılanma hakkının bir unsuru
olan bu kavram, aynı zamanda "silahlarrn eşitliği" ve "hukuki
dinlenilme" haklarının da dayanağını teşkil etmektedir. Türk
vatandaşları ve yabancılar bakımından eşit şekilde uygulan-
ması zorunlu bulunan bu iki kavram, bu çerçeve içinde ka-
lan herhangi bir hususa ili şkin açık bir yasal düzenlemenin
bulunmadığı hallerde, yasal bir düzenlemenin yap ılması sı-
rasında ve nihayet mevcut bir yasal düzenlemenin yorumlan-
ması esnasında mutlaka dikkate alınması gereken esasları ih-
tiva etmektedirler.

Bu bağlamda şunu da belirtmek gerekir ki, Türkiye ile Al-
manya aras ındaki ilişkiler özelinde 28.5.1929 tarihli Türkiye
Cumhuriyeti ile Almanya Devleti Aras ında Hukuki ve Ticari
Mevadd-ı Adliyeye Müteallik Münasebat- ı Mütekabiliye Dair
Mukavelename de büyük bir öneme sahiptir. Zira söz konusu
bu ikili anlaşma, özellikle yargılama hukuku balum ından çok
kapsamlı hükümler ihtiva etmektedir (bkz. RG, 04.06.1930,
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MURAT ATALI'NIN 1511). öyle ki, bu anlaşmanın temel aldığı yaklaşımın, mede-
TEBLİĞİ ni yargılamaya ilişkin olarak her iki ülke vatandaşlarının eşit

şartlarla muamele görmesi olduğu rahatl ıkla söylenebilir.

Nihayet bu başlıkla ilgili olarak şu tespiti yapmak müm-
kündür ki, mahkemelere başvuru, Türk mahkemelerinden
hukuki himaye talebinde bulunma anlam ında davac ı ve da-
vali olma hususunda Türk medeni usül hukuku yabanc ılar
bakımından herhangi bir s ınırlama getirmediği gibi, bunu hu-
kuki yahut fiili mütekabiliyet esasına da bağlamamıştır.

Il!. Türk Mahkemelerjnjn Milletleraras ı Yetkisi

Türk mal-ılcemelerirıin milletlerarası yetkisini düzenle-
yen hüküm 27.11.2007 tarih ve 5718 sayılı Milletlerarası özel
Hukuk ve Usül Hukuku Hakk ında Kanun'un (MÖHUK) 40.
maddesinde yer almaktad ır. Buna göre, Türk mahkemeleri-
nin milletleraras ı yetkisini, iç hukukun yer itibariyle yetki ku-
ralları tayin eder. 0 halde, -her ne kadar, bu Kanun'un 43
ila 46. maddeleri arasmda bazı hukuki ilişkiler bakımından
özel yetki hükümleri ve bu arada 47. maddesinde yabanc ı un-
sur taşıyan uyuşmazlıklarda yetki sözleşmesine ilişkin olarak
Hukuk Usülü Muhakemeleri Kanunu'nun (HUMK) 22. mad-
desinde yer alan düzenlemeden farkl ı bir hüküm sevk edil-
mişse de -Türk mahkemelerinin milletleraras ı yetkisini tayin
hususunda iç hukukun yetkiye dair hükümlerine (HUMK m.
9-27) bakmak gerekmektedir.

Sözü edilen bu hükümlere bakıldığmda hemen fark edi-
lecektir ki, yetkinin Türk vatanda şlığı esas alınarak tayin edil-
diği bir durum yoktur. Bunu, milletlerarası usül hukukunun
diliyle ifade etmek gerekirse, söz konusu hükümler esas al ın-
dığında, Türk mahkemelerinin yetkisini tayin hususunda va-
tandaş lık kavramı bir bağlama noktas ı olarak kabul edilme-
miştir. Sadece, "Türklerin kişi hüllerine ilişkin davalar"da yetki-
yi düzenleyen MÖHUK m. 41 hükmünün en son Ankara, Is-
tanbul veya İzmir mahkemelerinden birini her halükrda yet-
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kili kılmas ına bakılarak, bu noktada Türk vatandaşliğmın bir MUR.ATATAU'N İ N

bağlama noktası olduğu söylenebilir. Zira ayni imkan ecnebi- TEB Ğİ
lere tanınmamıştır. Yerleşim yeri Türkiye'de bulunmayan ec-
nebilerin kişi hallerine ilişkin sadece "baz ı " davalar bakımın-
dan milletleraras ı yetkiyi düzenleyen MÖHUKm. 42 hükmü,
nihayet "malları n ın bulunduğu yer"i bir bağlama noktas ı ola-
rak kabul etmiş, buna karşılık, vatandaşlığı esas alınak sure-
tiyle yetkili bir mahkeme göstermemi ştir.

Türk mahkemelerinin milletlerarası yetkisi bağlanunda
"aş in (exorbitant) yetki" ve "forum non conveniens" kavramları
üzerinde de k ısaca durmak gerekir.

Milletlerarası yetkiyi tesis z ıınnında seçilen bağlama nok-
tasının ülke veya uyuşmazl ık konusuyla olan ilişkisinin za-
yıflığı anlamında aşın yetki kurallarının Türk hukukunda
da bulunduğu rahatl ıkla söylenebilir. Bu cümleden olarak,
hem Türk vatandaşları hem de ecnebiler bakiımndan geçer-
li olmak üzere, Türkiye'de yerleşim yeri bulunmayan kişile-
re karşı malvarlığı haklar ına ilişkin olarak aç ılacak davalarda
yetkiyi düzenleyen hükümler (HUMK m. 9, f. 1, c. 2 ve m. 16)
aşın yetkiye örnek olarak gösterilebilir. Keza, bo şanma ve ay-
nlık davalarmda eşlerin davadan evvel en son alt ı ay birlik-
te oturdukları yerin de (TMK m. 168, kar ş. HUMKm. 9, f. 114,
eşlerin artık başka bir ülkede yerleşim yeri edinmiş olmala-
rı ihtimalinde, aşırı yetki kavramı içinde mütalaa edilebilece-
ği söylenebilir.

Buna karşılık forum fon conveniens doktrininde ise, -ba-
zen bağlama noktasının ülkeyle irtibatmm yoğunluğuna rağ-
men- doğrudan doğruya somut uyuşmazlığın bizatilü ken-
disi dikkate alındığında, onun başka bir yer mahkemesinde
daha iyi çözümlenebilmesi ihtimali söz konusudur. Hemen
belirtelim ki, Türk hukukunda bu doktrinin uygulanabilme-
sini mümkün kılan ne yasal bir düzenleme ne de herhangi bir
ilke mevcuttur.
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MURAT ATALI'NIN 	 IV. Yabancıların Taraf ve Dava Ehliyetleri
TEBLİĞİ

Türk mahkemeleri onünde davacı ve dayalı olabilmek
ve davada usül işlemlerini bizatihi kendi başlarına yapabil-
mek anlamında taraf ve dava ehliyeti kavramları, HUMK m.
38 düzenlemesiyle, maddi hukukun hak ve fiil ehliyetine at ıf
yapılarak düzenlenmiştir. Bu bağlamda, yabancı bir kişinin
söz konusu olmas ı durumunda dikkate almmas ı gereken bir
başka düzenleme ise MÖHUK m. 9'da yer almaktad ır. Buna
göre, bir yabancının taraf ve dava ehliyetlerinin belirlenmesi
söz konusu olduğunda, öncelikle onun milli hukukuna bak-
mak gerekir. Ancak, kendi milli hukukuna göre ehliyetsiz
olan bir yabanc ı eğer Türk hukukuna göre ehliyetli kabul edi-
lebiliyorsa, Türk hukukuna itibar edilecektir (MÖHUK m. 9,
f. Il). Bu çerçevede işlem güvenliği prensibi de mutlaka dikka-
te alınması gereken bir ilkedir.

Özellikle dava ehliyetinin (fiil ehliyetinin) mevcut olma-
dığı hallerde, yasal temsilcinin kim olaca ğı sorusu ile kar şı-
laşıhr. Bu sorunun cevab ı için dikkate alınması gereken dü-
zenlemeler olarak, 5.10.1961 tarihli Küçüklerin Korunmas ı
Alanında Resmi Makamların Yetkisi ve Uygulanacak Hukuk
Hakkında Sözleşme ile 2.10.1973 tarihli Nafaka Yükümlülü-
ğüne Uygulanacak Hukuk Hakk ında Sözleşme ve sair iki ve
çok taraflı milletlerarası anlaşmaların ait oldukları ilgili alan-
lara mahsus düzenlemeler bir tarafa b ırakılacak olursa, oto-
nom hukukta MÖHUK ve TMK'da hükümler yer almaktad ır.
Buna göre, velayetin evlilik içinde söz konusu olmas ı halin-
de MÖHUK m. 13, f. 111; boşanma durumunda düzenlenecek-
se MÖHUK m. 14, f. 111 atfıyla f. 1; evlat edinme ili şkisi çerçe-
vesinde MÖHUK m. 18, f. 111; nihayet evlilik dışı doğan ço-
cuk üzerinde kurulması halinde ise MÖJJIJKm. 16 hükünıle-
ri cari olacak, bu hükümierin öngördü ğü hukuk çerçevesinde
velayet hakkına dayanan yasal temsil düzenlenecektir.

Buna karşılık, vesayet, kayy ı mlik ve yasal danışmanlık
durumunda ise bir ay ırım yap ılmak gerekir. Buna göre, ve-
sayet veya kısıtlılık kararı verilmesi veya sona erdirilmesi se-
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bepleri dışında kalan bütün kısıtlilik veya vesayete ilişkin hu- MUT AIAU'NIN

suslar Türk hukukuna tabidir (MÖHUK m. 10). 	 TEBLİĞİ

Söz konusu kurumlar (velayet, vesayet ve kayy ımlık) ba-
kımından Türk hukukunun uygulanmas ı gerektiğinde baş-
vurulacak düzenlemeler ise Türk Medeni Kanunu'nda yer al-
maktadır. Bu çerçevede eğer velayet hakkı çerçevesindeki bir
yasal temsilden söz ediliyorsa, ad ı geçen Kanun'un 335, 336,
337 ve 342. maddeleri tatbik olunacakt ır. Buna karşılık vesa-
yet ilişkisi çerçevesinde vasinin yasal temsil yetkisi TMK m.
448 hükmü dahilinde belirlenecektir. Buna göre, vesayet al-
tındaki kişi, vesayet dairelerinin yetkilerine ilişkin hükümler
saklı kalmak kayd ıyla, bütün hukuki işlemlerinde vasi tara-
fından temsil edilir.

Türk hukukunda bir kişiye kayyım atanması onun fil eh-
liyetini etkilemez (TMK m. 458). Yasal danışmanl ık ise za-
ten kıs ıtlanmas ı için yeterli sebebin mevcut olmad ığı hallerde
karşımıza ç ıkar; dava açma ve sulh olmada yasal danışmarun
görüşü alınmak gerekir (TMK m.429).

V. Davada hadi Temsil ve Dava Takip Yetkisi

Öncelikle belirtmek gerekir ki, davada iradi temsil (ve-
kalet) her ne kadar borçlar hukukundaki indi temsilin bir gö-
rünümü olsa dahi, oradakinden tamamen farkl ı ve bağım-
siz şekilde usül hukuku tarafından düzenlenniiş ve bu ala-
na mahsus bir kurum olmakla lex fori ilkesine, dolay ısıyla da
Türk hukukuna tabidir.

Türk hukukunun konuya ili şkin düzenlemesi Avukatlık
Kanunu'nun 35. maddesinde yer almaktad ır. Buna göre, "Ka-
nun işlerinde ve hukuki meselelerde mütalaa vermek, mahkeme, ha-
kem veya yargı yetkisini haiz bulunan diğer organlar huzurunda
gerçek ve tüzel kişilere ait hakları dava etmek ve savunmak, adli iş-
lemleri takip etmek, bu işlere ait bütün evrak ı düzenlemek, yaln ız
baroda yaz ıl ı avukatlara aittir." Baroya kayıt olabilmek içinse,
yine aynı Kanun'un 3. maddesinin (a) bendi gereğince - di-
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MURAT ATAU'NIN ğer şartlar yanmda ayrıca - "Türkiye Cumhuriyeti vatanda şı ol-
TEBU Ğİ mak" gerekmektedir. Avukatl ık Kanunu'nun sözü edilen bu

iki hükmü karşısmda, Türk vatandaşı olmayan bir avukatın
Türk mahkemeleri önünde iradi temsilci s ıfatıyla dava ve iş
takip edebilmeleri mümkün de ğildir. Buna kar şıl ık, Avukat-
l ık Kanunu m. 44, B, c. 3 vd. gereğince, "Yabancı sermayeyi teş-
vik mevzuatı çerçevesinde Türkiye'de faaliyet göstermek isteyen ya-
banc ı avukatl ık ortaklıkları, bu Kanuna ve avukatl ık ortaklığı dü-
zenlemesine uygun olarak kurulmak koşuluyla, yaln ızca yabancı
hukuklar ve milletleraras ı hukuk konularında dan ışmanl ık hizme-
ti verebilirler. Bu s ın ırlama yabancı avukatl ık ortaklığında çalışan
Türkiye Cumhuriyeti vatandaşı ya da. yabancı avukatları da kap-
saT. Bu nev'i avukatl ık ortakl ıkları için ortaklar ı n baroya kayı tl ı ol-
mas ı şartı aranmaz. Bu kural ın uygulanmas ı mütekabiliyet esas ı-
na bağl ıdı r."

Davada iradi temsilci olarak yer alabilme (davaya vekalet
deruhte edebilme) ehliyeti gibi dava takip yetkisi de lex Jbri
ilkesine tabidir. Her ne kadar bu kavram Hukuk Usülü Mu-
hakemeleri Kanunumuz tarafından açıkça düzenlenmemişse
de, bunun bir usül hukuku kavramı olduğu hususunda hiçbir
tereddüt bulunnıaınaktadır. Zira taraflar ın doğrudan doğru-
ya usül işlemlerini bizatilıi kendilerinin yaparak hüküm ala-
bilme ilctidarlarmı ifade etmek amacıyla kullanılan bu kav-
ram, tamamen usül hukuku çerçevesinde anlam bulmakta ve
sonuç doğurmaktad ı.r.	 -

Bu başlık altında son olarak şunu belirtmek gerekir ki,
Türk hukukunda avukatla takip zorunlulu ğu bulunmadığı
gibi (HUMJC m. 59), Avukatlık Kanunu hükümleri çerçeve-
sinde avukatlık yapma hakkına sahip bulunan kişiler bakı-
mindan kıdem veya sair bir husus gözetilmek suretiyle bel-
li mahkemelerde vekalet denıhte edememek de söz konusu
değildir. Bunun yanında, Avukatlık Kanunu'nda uzman avu-
kathk kavramı da yabancıdır.
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VI. Teminat	 MURAT ATAU'NIN

Medeni yargılama hukukunda dava açan yahut icra tak- UBLIGt

binde bulunan kişiler bakımından yargılama giderleri ve kar-
şı tarafın muhtemel zarar ı dikkate alınarak getirilen teminat
yükümlülüğü esas itibariyle iki farklı kanunda düzenlenrniş-
tir. Bunlardan birincisi Hukuk Usülü Muhakemeleri Kanu-
nu (m. 96 vd.), diğeri ise Milletleraras ı Özel Hukuk ve Usül
Hukuku Hakk ında Kanun'dur (m. 48). Yabanc ılik unsuru ta-
şıyan uyuşmazl ıklar bakımından özel kanun olmakla, dava
açan yahut icra takibinde bulunan kişinin Türk vatandaşi ol-
mamasi ilıtimalinde uygulanmas ı gereken hükmün MÖHUK
m. 48 olduğu açıktır. 0 halde, yerleşim yeri Türkiye'de bu-
lunmayan yabancıların ülkemizde dava açmas ı yahut icra ta-
kibinde bulunmas ı halinde teminat gösterme mecburiyetine
ilişkin genel düzenleme olarak bu hükme bakmak gerekir. Bu
hüküm doğrultusunda, Türk mahkemesinde dava açan, da-
vaya katılan (fer'i müdahil) veya icra takibinde bulunan ya-
bana gerçek ve tüzel kişiler, yargılama ve takip giderleri>'-
le karşı tarafın zarar ve ziyanını karşılamak üzere mahkeme-
nin belirleyeceği teminatı göstermek zorundadır. Bununla
birlikte, mahkeme, dava açan ı, davaya katılan (fer'i müda-
hili) veya icra takibi yapanı karşılıkhl ılc esasına göre teminat-
tan muaf tutabilir.

Hükmün lafz ı, konusu ve sevk ediiş gayesi dikkate alm-
dığında, burada teknik anlamda bir dava şartının söz konusu
olduğu açıktır. Bu itibarla, hakim taraf ından davanın her aşa-
masında (kanun yollan dMill) re' sen gözetilmesi gerekir, da-
vali tarafça da her zaman ileri sürülebilir.

Ancak, belirtmek gerekir ki, söz konusu düzenlemenin,
hAkime kar şılıkhu ık esasını gözeterek -ki bu çerçevede fiili
karşıhklıhk da yeterlidir- dava açanı (fer'i müdahili veya icra
takibinde bulunan) teminattan muaf tutabilme imkAnı ver-
mesinin yanmda, çok sayida ikili ve çok tarafh milletlerara-
sı sözleşme ile de, taraf ülkelerle olan ili şkiler çerçevesinde,
Türk mahkemeleri için teminattan muafiyet hükmü getiril-
miştir. Bu çerçevede özellikle zikredilmesi gerekenler 1-luku-
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MURAT ATALI'NIN ku Usülüne Dair Lahey Sözle şmesi (m. 17), Nafaka Alacakla-
İ E8Lİİ rının Yabancı Devletlerde Tahsili ile İlgili Sözleşme (m. 9, fil)

ve Çocuklara Kar şı Nafaka Yükümlülüğü Hakkındaki Karar-
ların Tanınması ve Tenfizine ili şkin Sözleşme'dir (m. 9,11). Di-
ğer çok tarafl ı ve ikili milletleraras ı sözleşmelerin tamamını
burada saymak konumuzun kapsamı dışındadır.

Bu noktada özellikle vurgulanmas ı gereken husus, yuka-
nda sözü edilen ikili yahut çok tarafl ı anlaşmalar kapsamın-
da bulunmasa bile, Türkiye'de yerleşim yeri olamayan bir ya-
bancutn ülkemizde dava açmas ı (veya davaya katılması ya-
hut icra takibinde bulunmas ı) durumunda da teminat göster-
mek zorunda b ırakılmamas ı gerektiğiriin bir anayasal zorun-
luluk teşkil ettiğidir. Her ne kadar, Anayasa'nın 16. maddesi,
temel hak ve hürriyetlerin yabancılar için milletleraras ı huku-
ka uygun olarak kanunla smırlandırılabilmesine imkan tanı-
maktaysa da, hak arama hürriyeti, bu haklar cümlesinden sa-
yılmamak gerekir. Teminat gösterme mecburiyeti ise doğru-
dan doğruya hak arama hürriyetini s ınırland ırmaktad ır. Hak
arama hürriyetinin yabanc ılar bakımından kanunla dahi sı-
nırlandırılamayacak haklar cümlesinden say ılması gerekme-
sinin başta gelen dayanağı, bir hakka vaki bir tecavüzün olup
olmadığının tespiti zımrunda ve bu çerçevede hukuki himaye
istenmesi durumunda dava açmaktan başka bir çarenin bu-
lunmayışıd ır. Öyle ki, bizzat ihlcak-ı hakkın sadece Türk va-
tandaşlar ı için değil, aynı zamanda yabancılar için de yasak-
lannıış olması karşısnda, hak arama hürriyetinin s ınırland ı-
rılmas ı, neticesi itibariyle, bila istisna bütün temel hak ve hür-
riyetlerin s ınırlandınlması anlamına gelir. Öte yandan, çeşit-
li milletleraras ı anlaşmalarda teminat hususunun düzenleme
konusu yap ılmış olması, bu alandaki sınırlamaların milletle-
rarası hukuk tarafından da öngörülebilir olmas ı yahut tecviz
edilebilir görülebilmesi anlamına gelmez, bilkis, söz konu-
su düzenlemelerin, böyle temel bir hakkın milli düzenleme-
ler yoluyla kısıtlanmas ının önüne geçmeye yönelik milletlera-
rası çabalar olarak anla şılmas ı gerekir. Kaldı ki, Anayasa'nın
2. maddesinde yer alan hukuk devleti ve sosyal devlet ilkele-
ri, 36. maddesinde mutlak bir ifadeyle düzenlenmiş olan hak
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arama hürriyeti ve nihayet 90. maddesi gereğince, usülüne MIJRAJATAIJ'NIN

uygun olarak yürürlüğe konulmuş olup temel hak ve Özgür- TEBEi Ğİ

lüklere ilişkin bulunan milletleraras ı anlaşmalara kanunların
üstünde bir konum biçilmesi kar şısında, hak arama hürriye-
tinin sınırlanması anlamına gelecek teminat mecburiyetinin
Anayasa'ya uygunluğundan söz edilemez.

Bu bağlamda söz konusu olan milletlerarası anlaşmalar-
dan dört tanesine burada işaret etmek isteriz. Bunlardan Mül-
tecilerin Hukuki Durumuna Dair Cenevre Sözle şmesi (m.
16); Avrupa ikamet Sözleşmesi (m. 9); Demiryolu ile Yolcu
ve Yük Taşınmas ına ilişkin Sözleşme (m. 20, f. II) ve Türkiye
Cumhuriyeti ile Almanya Devleti Arasında Hukuki ve Ticari
Mevadd- ı Adliyeye Müteallik Münasebat- ı Mütekabiliye Dair
Mukavelename (m. 2) ülkemizde Ait devletlerin vatanda şla-
rı bakımından teminat mecburiyetini kaldıran önemli millet-
leraras ı düzenlemelerdir.

Vİİ. ispat Hukuku

Usül hukukunun bir bahsi olmakla, ispat hukuku alan ın-
da da ler for! ilkesinin geçerliliği kabul edilmek gerekir. Özel-
likle delillerin kabul edilebiirliği, türü, ileri surulmesi ve de-
ğerlendirilmesinin bu ilke çerçevesinde hakiniin hukuku-
na, diğer bir ifadeyle, Türk mahkemeleri önünde görülmekte
olan davalar bakımından Türk hukukuna tabidir. Buna karşı-
lık, ispat yüküne ilişkin kuralların maddi hukuk içinde müta-
laa edilmesi, onların, kanunlar ihtilafı kurallarmın gösterdi-
ği hukuka (lex causae) göre belirlenmelerini gerektirir. Bu du-
rumda dahi, ispat yükünün usül hukukuna bağlı sebeplerle
yer değiştirmesinin söz konusu oldu ğu hallerde (örneğin, fii-
li karineler) lex fori ilkesi do ğrultusunda Türk hukuku uygu-
lanacaktır.

Belirtmek gerekir ki, Türk medeni usül hukukunda ge-
çerli olan "kesin delille ispat kural ı (HUMK m. 288, 290), delillerin
değerlendirilmesine ilişkin bir husus olmakla, lexfori ilkesi çerçeve-
sinde değerlendinilmek gerekir. Ne var ki, özellikle bu kural ın geçerli
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MUkAT ATAU'N İN olmadığı bir ülkede yap ılan hukuki işlemden kaynaklanan uyu şmaz-
TEBLİĞİ lığrn Türk mahkemesi önüne getirilmesi durumunda, söz konusu

kural ın kat ı bir şekilde uygulanmas ı, duruma göre ispat ı imkdns ız
k ı labilir. Böyle bir durumda, söz konusu ülkede yap ılan hukuki işle-
mi, kesin delılle ispat mecburiyetinin istisnalan bağlam ında "sene-
de bağlanmas ı müteamıl olmayan hukuki i şlemler" cümlesinden
addetmek uygun olacakt ır.

Yabancı resmi belgeler bakımından ise, ikili anla şmalar
bir yana, 5.10.1961 tarihli Yabanc ı Resmi Belgelerin Tasdi-
ki Mecburiyetinir ı Kaldırılması Hakkında Lahey Sözleşmesi
önemlidir. Bu konuda milletleraras ı bir anlaşmanın uygulan-
mas ı söz konusu değilse, Hukuk Usülü Muhakemeleri Kanu-
nu'nun 296. maddesi kaMil tatbik olacakt ır.

ispat hukuku çerçevesinde Türk medeni usül hukukunun
Türk vatandaşları yanında -bir ölçüde kendileri için daha faz-
la olmak üzere- yabanc ılar bakımından sorunlu olduğu alan-
lardan birisi de yemin konusudur. Bu konunun yabanc ılar ya-
nında Türk vatandaşları açıs ından da sorunlu olmasının ne-
deni, pek tabii olarak, İslam dini dışındaki bir inanca mensup
olan yahut hiçbir dini inanc ı benimsemeniiş bulunan Türk ya-
tandaşlarmın varlığıdır. Hatta denilebilir ki, yemin bahsi, söz
konusu bu Türk vatandaşları bakımından, Türk vatandaşı ol-
mayıp Islam dinine mensup bulunan yabanc ılardan daha faz-
la sorunludur. Özellikle taraf yemini ve re'sen teklif olunan
yemin (HUMK m. 337 vd.; yemin metni için bkz. m. 339) ile
tanığa verdirilen yemin (HUMK m. 264) bak ımından, bunun
metni kanun tarafından açıkça düzenlenmiş olup, İslam man-
cının motiflerirıi taşımaktadır. Buna karşılık biirkişiye verdi-
rilen yemin (HUMK m. 276/son) ile bir vak ıanın ispatı zım-
nında önem taşıyan bir belgenin elinde bulunduğunu inkar
eden kişiye verdirilecek yeminin (HUMK m. 331) metninde
hakim duruma göre değişiklik yapabilece ğinden, bu çerçeve-
de dini inançlarm da gözetilmesi pekala mümkün olabilecek-
tir. Anayasa'nin 24. maddesinin herkes için geçerli olmak üze-
re, dini inanç ve kanaatlerini açıklamaya zorlanaınaması ilke-
sini getirmesi karşısında, HUMK m. 339 ve m. 264 hükümle-
rinde yer alan yemin metinlerinin aç ıkça Anayasa'ya ayk ırı
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oldukları söylenebilir. Nitekim HMK Tasarıs ı'nda bu aykırı- MURAT AIAIJ'NIN

lık dikkate alınmış ve bu doğrultuda önerilen yemin metni İs- İIBUÖ İ

1am inancının motiflerinden arındırılmıştır.

yIlI. Yargılamada Kullanılan Lisan

Yabancıların söz konusu oldu ğu durumlarda en s ık kar-
şılaşılan sorunlardan birisi de hiç şüphesiz lisandır. Devle-
tin resmi organlar ınca yürütülen bir faaliyet olmakla, yargı-
lamada kullanılan lisan, Anayasan ın 3. maddesi gereğince,
pek tabiidir ki Türkçe olacaktır. Bu çerçevede layihalar (di-
lekçeler) ile sözlü olarak yapılan beyanların mutlaka Türkçe
olması kaçırulmazdır. Bununla birlikte, layiha dışında, Türk-
çe dışında bir lisanla kaleme al ırınuş olan bir belgenin mah-
kemeye sunulmas ı durumunda, Hukuk Usülü Muhakeme-
leri Kanunu'nun 325. maddesi gere ğince, onun tercümesinin
de eklenmesi gerekir. Ancak, ayn ı maddenin ikinci fıkrası ge-
reğince, hakiniin sunulan tercümeyi kabule şayan görmeme-
si halinde, onun resmen tercüme ettirilmesi ııi emretmesi de
mümkündür.

Bu bağlamda mutlaka değinilmesi gereken bir düzenle-
me, İnsan Hakları Avrupa Sözleşmesi'nin 6. maddesinin 3.
fıkrasının c bendinde yer almaktad ır. Buna göre, duruşma-
da kullanılan lisanı anlamayan yahut konuşamayan san ığın
bir tercümanın yardımından ücretsiz olarak yararland ırılma-
sı gerekmektedir. Ne var ki, bu gereklilik "san ık" aç ısından
öngörülmüş olmakla açıkça ceza yargılamasına ilişkindir.
Bunu medeni yargılamaya teşmil etmek mümkün değildir.
Zira medeni yarg ılamanın konusunu teşkil eden hukuki iliş-
kilerin özel hukuka ili şkin bulunmas ı karşısında, tercüman
d5bil, yargılamanın yürütülebilmesi için gerekli olan giderle-
rin (hMcimin re'sen de ba şvurması mümkün olan keşif ve bi-
lirkişi delilleri bir tarafa bırakılırsa) esas itibariyle ilgili taraf-
ça karşılanması gerekir. Hiç şüphesiz, ekonomik durumu iti-
bariyle yargılama giderlerini kar şılamaktan aciz bulunan ki-
şilerin, şarlarırun karşılanması ve yabancılar bakımından mü-
tekabiliyetin gerçekleşmiş olması (HUMK m. 465, t II; ancak
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MURMATAII'N İN bkz. aşağıdaki başlık) kayd ıyla, adli yardımdan (HUMK m.
TEBLi Ğİ 465-472) yararlanmaları pekala mümkündür.

Bununla birlikte, adil yargılanma hakkının bir unsuru
olan hakkaniyete uygun yarg ılanrnanın görünüm biçimlerin-
den birisi olan silahları eşitliği temelinde olmak ve ücreti ken-
disince karşılanmak şartıyla Türkçe bilmeyen taraf ın, yahut
taraflardan birisince gösterilen Türkçe bilmeyen bir tanığın
(yine ücreti kendisinin dinlenmesini isteyen tarafça kar şılan-
mak üzere) yargılamada bir tercüman aracılığıyla dinlenme-
sinin mümkün olduğunun kendisine (ilgili tarafa) hatırlatıl-
ması ve bu yola gidilmesi halinde buna izin verilmesi gerekir.

Her halükarda, kamu düzenini ilgilendiren, re'sen araş-
firma ilkesinin uygulandığı, özellikle küçüklerin ve ailenin
korunması ile ilgili dava ve işlerde (geçici hukuki himaye ted-
birleri ve çeki şmesiz yargı işleri dahil), tercüman giderinin ta-
raflarca yahut ilgililerce kar şılanmamas ı durumunda, bunun,
ileride haksız çıkan tarafa yükletilmek üzere, Devlet hazine-
sinden karşılanması yoluna gidilmelidir.

IX. Adli Yardım

Hukuk Usülü Muhakemeleri Kanunu'nun 465. maddesi-
nin ikinci fikras ı gereğince, yabancıların adli yard ımdan ya-
rarlandırılmalar ı karşıliklılık esasına bağlanmıştır. Ancak, he-
men belirtmek gerekirse, öncelikle Anayasa'nın 36. madde-
sinde yer alan hak arama hürriyeti ile 2. maddesinde düzen-
lennüş bulunan hukuk devleti ve sosyal devlet ilkeleri ile In-
san Haklar ı Avrupa Sözleşmesi'nin 6. maddesinde yer verilen
adil yargılanma hakkının bir görünüm biçimi olan silahlar ın
eşitliği ilkesi karşısında, söz konusu bu mütekabiliyet şartının
yabancılar bakımından araninamas ı gerekir. Her şeyden ev-
vel sözü edilen Sözleşme'nin 6. maddesinin sağladığı garanti-
lerin ve hakların karşılıkhuık şartma bağlanmas ım bu sözleş-
menin bizatihi kendisi kabul etmemektedir.

Ancak, belirtmek gerekir ki, Hukuk Usülü Muhakemeleri
Kanunu'nda düzenlemrii ş olan adli yardım kurumu, Türk ya-
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tandaşları bakımından da sağlıklı bir şekilde işletilememek- MuRAT ATAU'NIN

tedir.	 TEBLİĞİ

X. Sonuç

Türk medeni usül hukuku bak ımından yabanc ılann da-
vadaki durumu dikkate al ındığında, esas itibariyle Türk va-
tandaşlarına nazaran önemli bir ayr ımcılığm söz konusu ol-
madığı rahatlıkla söylenebilir. Özellikle hak arama hürriyeti-
nin sağlanması sadedinde mevzuat ımızın ve uygulamamızın
yabancılar aleyhine bir tutum sergiledi ğini söylemek müm-
kün değildir. Bu bağlamda, Anayasa' ıun 16. maddesinde yer
alan düzenlemenin diğer anayasal garantiler ve milletlerara-
sı hukuk kaynakh hükümler kar şısnda, özellikle hak arama
hürriyeti aç ısından uygulanma kabiliyeti bulunmamak gere-
kir. Türk mahkemelerinin milletleraras ı yetkisi ile yabanc ıla-
rm taraf ve dava ehliyetlerine ili şkin düzenlemeler, yabancı-
lar bakımından sakınca yaratacak bir ay ırımcılik içermemek-
te, bilkis, milletleraras ı hukuka uygun hükümler olarak kar-
şımıza çıkmaktadır. Yabancıların davada iradi temsilci (avu-
kat) olarak yer almalar ı ise Avukatlık Kanunu'nun 35 ve 3.
maddeleri karşısında mümkün olamamakta, buna kar şılık,
yabanc ı avukatlık ortalclıklarına, aynı Kanun'un 44. maddesi
tarafından, yabancı sermayeyi teşvik mevzuat çerçevesinde
danışmanlık hizmeti sunabilme imkAnı tanmmaktad ır.

Teminat ve adli yardım konularında yabancılar bakı-
mından karşilıldılık koşulunun aranması esas itibariyle ha-
len mevzuatımızda ve çoğu zaman kağıt üzerinde kalan bir
durum olarak ortaya ç ıkmaktad ır. Zira uygulamamız bu ko-
nularda hak arama hürriyetini ve hukuk devleti ilkesini gö-
zetmektedir. Ancak, salt yasal düzenleme çerçevesinde kalsa
bile, söz konusu durumlarda kar şılıklılik koşulunun mevcu-
diyetini muhafaza etmesini hukuk devleti ilkesi ve hak arama
hürriyeti karşısında savunmak mümkün değildir.

ispat hukuku çerçevesinde kar şımıza çıkan yemin deh-
linin İslam dininin motiflerini taşır şekilde formüle edilmesi,
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MURAT AJA1I'NIN esas itibariyle bir bütün halinde yabanc ılar açısından değil bu
TEBLi Ğİ dine mensup bulunmayan (Türk vatandaşları dAhil) herkes

bakımından sorun teşkil etmekte olup, bu haliyle Anayasa'nın
2. maddesinde yer alan lMklik ilkesi ve 24. maddesinde yer
alan din ve vicdan hürriyeti ile kabili telif değildir. Nitekim,
halen TBMM Genel Kurulu'nun gündeminde bulunan HMK
Tasarısı da bu sorunu fark etmiştir ve giderecek bir formülü
de benimsemişlir.

Yargılamanın resmi bir faaliyet olmas ı ve Anayasa'nın
3. maddesi karşısnda, kullanılan lisanm Türkçe olmas ı zo-
runluluğu vardır. Türkçe bilmeyen veya konu şamayan kişi-
lerin bir tercümandan yard ım almaları mümkündür. Ancak,
medeni yargılamanın konusunu teşkil eden uyuşmazlıkların
özel hukuk alanına dahil bulunduğu dikkate almdığında, söz
konusu bu tercümanın ücretinin ilke olarak ilgili tarafça kar-
şılanması gerekir.
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RECHTSSCHUTZ FÜR AUSLANDER GEGEN MASSNAHMEN
DEUTSCHER BEKÖRDEN - DARGESTELLT AM BEISPIEL DER
VERSAGIJNG VON VISA UND ANDERER AUFENTHALTSTITEL

Dr. Marcel KAIJ, LLM. (Georgetown)

	BE İ JRAG	 1. Einleitung
MARCEIİAIJ Dem Prozessrecht geht aligemein der Ruf voraus, yor ailem

mit verfahrensmBigen Technikaiitten befasst zu sein. Dabei
wird hufig auer acht gelassen, dass der Gewhrleistung von
Rechtsschutz eine herausragende Bedeutung bel der Durclı set-
zung materieil-rechthcher Ansprüche zukommt und dass es nict ıt
allein auf das Innehaben von Ansprüchen ankommt, sondern
dass es dIe tatsğchliche Rechtsdurchsetzung ist, d ıe den jewei-
ligen Anspruch erst wertvoH werden lsst. 1m angelschsischen
Raum herrscht unter dem Stfchwort des ,,Due-Process" sogardie
Vorstellung, dass ein ordnungsgemes und der Verfahrenssftu-
ation angemessenes Prozessrecht in sich bereits eine substanti-
elle Garantie dafür bietet, dass am Ende des Gerichtsverfahrens
ein gerechtes und ausgewogenes Ergebnis erzielt werden kann.1

Auch fm deutschen Ausinderrecht kommt Fragen des
Rechtsschutzes naturgernâ g eine groe Bedeatung zu, da davon
ietzthch abhngt, ot, dIe 1m Aufenthaltsgesetz (Aufenthc) und
anderen auslnderrechtUchen Gesetzen zugewiesenen Rechts-

Der Verfasser ist wissenschaftljcher Mitarbeiter an ı Lehrstuhl für öftentli-
ches Recht, Völkerrecht und Europarecht von Prof. Dr. Dr. h.c. Kay Hafibron-
neran der UniversitM Konstanz.
VgI. Stone/Seidman/sunstejn/rushnet, Constitutional Law, 5. AufI. 2005, f>.
1048 fr.; Tribe, American Constitutfonal Law, 3. AufI. 2000, P. 1332 fr.; Farber/
Eskr!dge/Frickey, Cases and Materials on Constitutional Law, 3. AufI. 2003, P.
560 fr.; zum umgekehrten Ansatz fm deutschen Verfassungsrecht, vgl. Pc-
pier, in Isensee/Kirchhoff, HdbStR, 2. Aufl. 2001, Bd. Vi, Ş 154, Rechtsschutz-
garantie gegen df e öfrentliche Gewalt, Rdnr. 14.
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positionen tatskhlich realisiert werden können. Hinzu kommt, BE İTRAG:
dass die Gewhrleistung effektiven Rechtsschutzes in Art. 19 MARCE[KAIJ
Abs. 4 des Grundgesetzes geregeit ist ur ıd damit Verfassungs-
rang beanspruchen kann. 2 Dies hat zur Folge, dass gesetzgebe-
rische sowie verwaltungsbezogene Manahmen 1m Bereich des
Rechtsschutzes und auch die Entscheidungen der Fachgerichte
letztlich an den Ma gst5ben des Verfassungsrechts zu messen
sind.3 Indessen stehen Rechtsschutzerwgungen nicht selten
mit den Anforderungen einer effektiven und effizienten Verwa!-
tungspraxis in Konflikt. Daher suchen der Gesetzgeber und in
der Interpretation und Anwendung der Cesetze dIe deutschen
Cerichte in schwierigen Abgrenzungsföllen nach Wegen, beides
- verfassungsrechtliche Rechtsschutzanforderungen und em-
zienzbezogene Praxiserfordernisse - miteinander in möglichst
schonenden Ausgleich zu bringen.

1m Rahmen der vorliegenden Untersuchung kann lediglich
eine sehr begrenzte Anzahi aktueller Probleme 1m Bereich des
Rechtsschutzverfahrens dargestelit und analysiert werden. Aus
diesem Grund sol! eine Beschrnkung auf solche Rechtsschutz-
fragen erfolgen, dIe im Zusammenhang mit der Erteilung von
Aufenthaltstiteln auftreten (Il.). Vor allem die Erteilung und Ver-
sagung von Visa werden 1m Zentrum der vorllegenden Untersu-
chung stehen, obwohl nach der Soysal-Entscheidung des EuCH4
unterschiedliche Auffassungen darüber bestehen, in weichem
Umfang etwa 1m VerhItnis der Bundesrepublik Deutschland
zur Türkel eine Visumspfiicht überhaupt noch besteht. 5 Zum Ab-
schluss folgt eine Schlussbetrachtung, die Rückschlüsse auf den
Stellenwert des Rechtsschutzes 1m aufenthaltsrechtlichen Ver-
fahren zulassen sol! (Il!.).

2 VgI. föter, in: Friauf/Höfling, Berliner Kommentar, Bd. Il, Art. 191V, Rdnr. it;
Schrnidt-A$mann, in: Maunz/Dürig, GG, Bü. ili, Art. 191V, Rdnr. 7t
VgI. Papier, Rdnr. 14. (o. Fn. 1).
EuGI-! V. 19.2.2009, C-228/06 - Soysal, NVwZ 2009, S. 513.
Von einem Fortbesand der Visaumspflicht geht aus: Haifbronner, NVwZ
2009, 5. 760 t; vonı Ende derVisumspflicht gehen aus: Cutnıann, ZAR 2008,
S. 5 (8); Behnke, ANA-ZAR 2008, Heft 1,5. 1; Diene)t, InfAusIR 2001,5.473.
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BE İTRAG:	 Il. Rechtsschutz bel der Erteilung eines Aufenthaltstltels
PMRcEIMU Grundiage einer rechtmBigen Einreise und eines rechtmö-

(igen Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland ist ein
Aufenhaltstitei ( Ş 4 Aufenthc). Neben dem Visum ( Ş 6 Aufenthc)
gibt es ais Aufenthaltstitel yor ailem d ıe regelmig befristete
und an einen Aufenthaltszweck gebundene Aufenthaltserlaub-
nis (ŞŞ 7ff. AufenthG) sowie dIe unbefristete und ohne Zweckbin-
dung erteilte Niederiassungserlaubnis ( Ş 9 AufenthG). Seit dem
EU-Richtlinienumsetzungsgesetz yem 19. August 20076 ist für
iangfristig aufhöltige Drittstaatsangehörige auch noch d ıe sog.
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU ais eigenstöndiger Aufent-
haltstitei hinzu gekommen ( ŞŞ 9a ff. u. 38a AufenthG).7

Da es sich bei der Aufenthaltserlaubnis, der Niederlassungs-
erlaubnis und der Erlaubnjs zum Daueraufenthalt-EIJ allesamt
um begünstigende Verwaltungsakte 1m Sinne des deutschen
Verwaltungsrechts handelt, kann ein AusInder Verpfiichtungs-
kage nach Ş 42 Abs. 1, 2. Alt. VwGO auf Erteilung des angestreb-
ten Aufenthaltstitels erheben. 8 Allerdings kann die zeitliche Be-
fristung der Aufenthaltserlaubnis nicht selbststndig gerichtZich
angefochten werden. Dies hat seinen Crund darin, dass es sich
bel der Aufenthaltserlaubnjs von vornherein nur um einen ein-
geschrnkt begünstigenden Verwaltungsakt handelt. Anders
verhIt es sich hingegen mit der inhaltlichen Zweckbindung und
rumIichen Beschrnkung, d ıe überwiegend ak isoliert angreif-
bar angesehen werden.9

Schwierige Rechtsschutzfragen treten insbesondere bel der
Beantragung bzw. Versagung von Visa auf, da aufgrund des in
der Regel fehlenden subjektiven Anspruchs auf Erteilung eines

6 BGBI. 20071, 5.1970.
VgI. Haflbronner, Asyi- und AusInderrecht, 2. Aufl. 2008, S. 90 f.

8 Eingehend hierzu Happ, in: Eyermann, VwGO-Komrnentar, 12. Aufl. 2006,
Ş42, Rdnr. 24; Würtenberger, Verwaltungsprozessrecht, 2. At ıf!. 2006,
Rdnr.319 fr.
VgI. Rennert, vor 40 > in: Eyermann, VwGO-Kommentar, Rdnr. 15; i-lapp, Ş 42,
Rdnr. 18 fr. (o. En. 8); so aucti VGH Baden-Württemberg v. 20.7.1993, VBIBW
1994, 5.449; vom BVerwG often gelassen; zum Ganzen: Hailbronner, AusiR-
Kommentar, Bd. 1, Ş 7, Rdnr. 41.

I.1.tI



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTECI YE YABANCILAR IIUKUKUNDAK İ GÜNCEL GEL İŞMELER

Visums und angesichts ihrer zahIenmigen Bedeutung d ı e Einle- BE İrRAG

gung von Verpflichtungsklagen genereli schwierig, in Fllen von fMR(RK.AU

Touristen-Visa aufgrund von Ş 83 Aufenthcsogar gesetzlich aus-
geschlossen ist. 1m Hinblick auf die rechtsdogmatische Einord-
nung können bel Visa unterschiedliche Kriterien herangezogen
werden, etwa die Rechtsgrundlage (z.B. Schengen-Visa gem. Ş6
Abs. 1 Nr. 2 Aufenthc; nationale Visa gem. Ş 6 Abs. 4 Aufenthc),
der damit verfolgte Zweck (z.B. touristische Zwecke, Geschfts-
oder Besuchszwecke oder Visa zu Zwecken der Famillenzusam-
menführung) oder dIe ausstellenden Behörde. Bel Letzterer be-
steht dIe Mögllchkeit (ı) der konventionellen Visumserteilung
durch dIe deutschen Auslandsvertretungen (Ş 77 Abs. 2 Auf-
enthG) sowie (2) dIe ausnahmsweise Visumserteilung unmittel-
bar durch dIe Bundespolizeibehörden an der Grenze ( Ş 14 Abs.2
AufenthG). Obwohl es zwischen den Visumsarten auch zahlrei-
che Überschneidungen gibt, sind dIe einzelnen Voraussetzungen
jewelis gesondert zu prüfen.

1. Versagung von Visa durch Auslandsvertretungen

Die Versag ıı ng eines Visums durch eine Auslandsvertre-
tung bedarf nach den Vorschrfften des AufenthG grundstzhch
kemer Begründung oder Rechtsbehelfsbelehrung ( Ş 77 Abs. 2
S. 1 Aufenthc), bel sog. Grenzvisa nicht einmal der Schriftform
(Ş 77 Abs.2 S. 2 Aufenthc) und die Versagung von Touristen-
Visa ist sogar genereil unanfechtbar ( Ş 83 AufenthG). Auch ein
Widerspruchsverfahren gegen eine Visumsversagung ist nicht
statthaft, da dIe Auslandsvertretung Tell einer obersten Bundes-
behörde, des Auswrtigen Amtes, ist und nach Ş 68 Abs. 1 S. 2
Nr. 1 VwGO i.V.m. Ş2 des Gesetzes über den Auswrtigen Dienst
(GAD)b0 ein Widerspruch in diesen FlIen ausgeschlossen ist. 11 Be-
merkenswerterwe ise besteht bel manchen deutschen Auslands-
vertretungen d ıe informelle, gesetzlich nicht geregelte Möglich-

' Gesetz vom 30.8.1990, BGBI. 1990 1, 5. 1842, zuletzt gendert durch Gesetz
V. 5.2.2009, BGBI. 2009 E, S. 16o.

' vgl. Würtenberger, Rdnr. 350(0. Fn. 8); Rennert, 68, Rdnr. 25(0. Fn. 9).
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BE[IRAG: keit, dass der betroffene Auslnder gegen dIe Visumsversagung
MARCELKU schriftlich se[ne Einwnde forrnuliert und damit eine 50 genann-

te ,,Remonstration" (=Antrag auf Nachkorrektur) einlegt. Aller-
dings besteht diese Möglichkeit bel Touristen-Visa nicht. Nach
Abschluss des Remonstratjonsverfa[ırens und Aufrechterhal-
tung der ıı rsprünglichen Entscheidung ergeht ein förmlicher
Ablehnungsbescheld mrt Begründung und Rechtsbehelfsbe-
lehrung. Dieser ist innerhalb der dafür vorgesehenen Klagefrist
(Ş 74 VwGO) von einem Monat yor dem VG Berlin mit einer Ver-
pflichtungsklage anzugreifen. Der wichtigste Grund, weshalb dIe
ursprüngliche Ablehnung eines Visumsantrags weder begründet
noch mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen wird, Iiegt dar-
in, dass es in der Regel keinen subjektiven Anspruch auf Erteilung
eines Visums gibt. 12 Ausnahmen können lediglich bel grundrecht-
Iich überlagerten Föllen, etwa 1m Rahmen der Familienzusam-
menführung (Art. 6 GG), bestehen. Dies hat wiederum zur Folge,
dass 1m Regeifall eine von der ,,öffentlichen Gewalt" ausgehende
Verletzung I.S. von Art. 19 Abs. 4 GG nicht anzunehmen ist. Zu-
dem ist der durch mehrere 100.000 Visumsantrge 1m Jahr ent-
stehende Verwaltungsaufwand als 50 grog einzustufen, dass der
Gesetzgeber befürchtet, hohe verfahrensrechtliche Anforderun-
gen an dIe Versagungsentschedung würden dIe admfnistrativen
Möglichkeiten der Auslandsvertretungen bei Weitem überspan-
nen. Au gerdem ist angesichts eines so groen Fallaufkommens
bei förmlfcher Anordnung einer Begründungsverpfiichtung auch
daran zu zweifeln, ob dIe dann gegebenen Begründungen hin-
reichenden Einzelfallbezug aufweisen oder sich nicht doch nur
in pauschalen oder standardisierten Formullerungen erschöpfen
würcjen. in einer VieizahJ von FIIen würde es darauf hinauslau-
fen, dass dIe Rückkehrabsicht des Antragsteliers, für dEe er selbst
beweispflichtig ist, nid-ıt hinreichend konkret und glaubhaft dar-
getan ist oder sonstige Zweifel daran bestehen. 13 DIe bisherige
Praxis hat bislang noch keine Beanstandungen durch dIe deut-

12 Z.B. VG Berlin V. 17.6.2004, 14V 26.03, juris.
vgl. BVerwG V. 21.10.1996, NVWZ-RR 1997, S. 67; OVC Berlin-Brandenburg v.
14.9.2007,2 N 38.07, juris; eingehend HalIbronner, AusIR-Kommentar, Bd. 1,

6, Rdnr. 65 ff.
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schen Gerichte nach sich gezogen, möglicherweise fehite es aber BE İTRAG:

auch nur an geeigneten TestfIIen. Augenscheintich wird davon ARCE1KAU

ausgegangen, dass der für die Erteilung von Visa gefundene ge-
setzliche Ausgleich zwischen den praktischen Erfordernissen der
Auslandsvertretungen einerseits und den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an das Rechtsschutzverfahren andererseits
den zu berücksichtigenden Interessen in angemessener Weise
gerecht wird.

Dennoch lassen sich gegen das Fehten formaler Begründun-
gen und Rechtsbehelfsbelehrungen sowie d ıe eingeschrnkten
Rechtsschutzmöglichkeiten verfassungsrechtliche Einwnde
auf der Grundiage des Art. 19 Abs. 4 GG erbeben. So entsprcbe
es an sich den gefestigten Anforderung des deutschen Verwal-
tungsverfahrehs, dass ein Ablehnungsbescheid gegen die Bean-
tragung eines begünstigenden Bescheids mit einer Begründung
und Rechtsbehelfsbelehrung versehen werden muss, um den
Rechtsunterworfenen in den Stand zu setzen, sich wirksam ge-
gen dIe Behördenentscheidung zur Wehr setzen zu können.14
Der in der Visumspraxis einiger Auslandsvertretungen übliche
Hinweis auf die Möglichkeit, aufgrund eines Antrags d ıe d ıe Vi-
sumsversagung tragenden Gründe mitgeteilt zu bekommen,
dürfte hierzu ebenfalis nicht genügen. in diesem Zusammen-
hang erscheint die Einr5umung des gesetzhch nicht vorgesehe-
nen ,,Remonstrationsverfahrens" ais prozedurale Halbheit, mit
der zwar eine pragmatische Form gefunden worden ist, das feh-
lende Widerspruchsverfahren zu kompensieren und gleichzeitig
eine sofortige Kiageerhebung zu verhindern. Diesem ,,quasi-
Widerspruchsverfahren" stehen jedoch verschiedene rechtliche
Bedenken entgegen. 1m Hinblick auf den verfassungsrechtlichen
Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes nach Art. 19 Abs. 4 GG
vermitteit dieses Verfahren nmIich einen insgesamt ambivalen-
ten Eindruck: Einerseits erscheint es ais pragmatische Möglich-
keit, über das Fehlen eines in der Praxis offenbar ais notwendig

14 VgI. Kopp/Rarnsouer, VwVfG, 10. Aufl. 2008, 39, Rdnr. 2a fi. (,,Grundsatz
der Verfahrensfairness", ,,Ausfiuss des Rechtsstaatsprinzips"); Kische!, DIe
Begründung - zur ErIuterung staatlicher Entscheidungen gegenüber dem
Bürger, Tübingen 2003, S.14 t
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Of URAG: empfundenen Verwaltungsverfahrens hinweg zu heifen - eine
ARCE1MU Situation d ıe in verschjedenen deutschen BundesIndem nach

der votIstndigen oder teilweisen Abschaffung des Widerspruch-
verfahrens nur alizu bekannt isV5 Andererseits wird hiermit ein
Rechtsbehelf eingerumt, den der Gesetzgeber offenkundig
nicht gewoUt hat und von dessen Existenz d ıe erfolgiosen An-
tragsteller eines Visums jedenfalis nicht oflizleil in Kenntnis ge-
setzt werden, wenn sich auch auf vereinzelten Internet-Seiten
deutscher Auslandsvertretungen, z.B. des Generalkonsulats der
Bundesrepublik Deutschland in St. PetersbuRG, früher Hinweise
auf die Möglichkeit eines Remonstrationsverfahrens bei gleich-
zeitiger Hervorbebung der Unanfechtbarkeit von Visumsver-
sagungen finden liegen.11 Es erscheint überdies fraglich, ob mit
einem solchen auergesetzIichen Rechtsbehelf den Anforderun-
gen des effektiven Rechtsschutzes entsprochen werden kann.
Vorzugswürdig erschiene es daher, dass der Gesetzgeber - wenn
denn ein praktisches Bedürfnis hierfür besteht - das förmliche
widerspruchsverfahren bel der V ısumserteilung mit der Maga-
be für anwendbar erkIrt, dass dIe von der Auslandsvertretung
erlassenen Visumsversagungen über eine Begründung und ord-
nungsgemSe Rechtsbel- ıelfsbeiehrung verfügen. Solite der Ge-
setzgeber sich nicht für diese Alternative entscheiden, dann ist
- wie derzeit - davon auszugehen, dass auergesetzIiche Verwa!-
tungsverfahren grundsatzlich nicht statthaft sind.

Zwar besteht auf der Grundiage des AufenthG regeImig
kein subjektives Recht auf Erteilung eines Visums, 17 50 dass es
huflg an einer wesentlichen Voraussetzung für den Schutz eines
ansonsten bestehenden öffentlichen Rechts 1.5. von Art. 19 Abs.4
GG fehit. Es ist jedoch nicht volikommen auszuschlie gen, dass

15 vgl. eingehenc! hierzu: RüsseI, NVwZ 2006, S. 523; Lindner, BayvBl. 2005,
S.65; Biermann, ZUR 2006, 5.282; Schneider, LKV 2004,5. 207.

16 Entsprechende Hinweise waren unter,,http://www.sankt-petersburg.diplo .
delVertretung/stpetersbumJde/o ı lVisabestirnmungen/FAOJFAOAbIeh-
nung_Se ıte.html" zu sehen. Mittlerweile ist d ıe Internet-Seite zwar ge-
ndert worden, ein Ausdruck der früheren Fassung (Stand: Il .5.2009) Iiegt

dem Verfasser jedoch yor.
17 VgI. vc Berlin v. 17.6.2004,14v 6.03, juris.
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durch eine willkürliche oder diskriminierende Visumsversagunğ 8EITRAGc

eine Grundrechtsverletzung erfolgen könnte; diese Feststellung M.ARCELKAU

g ık auch für Touristen-Visa. Auerdem könnte, sofern man die
Visumserteilung ais Ermessensentscheidung 1m verwaltungs-
rechtlichen Sinne qualiflziert, auch ein Anspruch auf ermessens-
fehlerfreie Entsche İdung bestehen, der durch eine willkür! İche
oder diskriminierende Entscheidung verletzt werden würde.'8
Da jedoch davon auszugehen ist, dass solche Rechtsverletzun-
gen angesichts der une İngeschrnkten Grundrechts- und Ceset-
zesb İ ndung der Austandsvertretungen (Art. 1 Abs. 3 u. Art. 20

Abs. 3 GG) nur in einer geringen Anzahi von FIIen vorkommen,
sind die rechtlichen Gegebenheiten - dies giit namentlich auch
für Ş 83 Abs. 1 AufenthG - ohne Vornahme einer Gesetzesn-
derung İ nsofem verfassungskonfomı zu korrigieren, dass beim
Vorilegen einer nicht Iedigl İch ger İ ngfügigen Grundrechtsverlet-
zung Verpflichtungsklage yor deutschen Gerichten'9 unabhöngig
vom Durchlaufen des ,,Remonstrationsverfahrens" e İngelegt
werden kann. Wegen der nur ausnahmsweise möglichen Rechts-
verletzungen genügt es im Hinblick auf Art. 19 Abs. 4 GG, dass
in den FIIen, in denen eine substantiefle Grundrechtsverletzung
vorliegt, eine Möglichkeit zur Klageerhebung eröfinetwird, wah-
rend im Übrigen angesichts einer regeImöfig fehlenden Rechts-
verletzung sowie des groen Verwaltungsaufwandes weder d ıe
unterbliebene Begründung noch die fehlende Rechtsbehelfsbe-
lehrung bei der Visumsversagung verfassungsrechtlich zu bean-
standen sind.

2. Versagung von Grenz-Visa
Ahniich problematisch im HinbUck auf dIe Cew5hrleistung

von Rechtsschutzmöglichkeiten ist d İe Versagung von Visa un-
mittelbar an der Grenze (vgl. Ş 14 Abs. 2, 83 AufenthG). Hinzu
kommt bei diesen, dass sie weder der Begründung, Rechtsbe-

18 VgI. Kopp/Ramsauer, Ş 40, Rdnr. 67 (o. Rt 14) geht bel Wiilkür davon aus,
dass ein entsprechender Rechtsakt nichtig .5. von Ş 44 VwVfG sein kann,
wenn LR. von Ş 114 VwCO keine Gründe ,,nachgeschoben" werden.

19 Wahrscheinlich wre hierfür ebenfalls das VG Berlin zustndig.
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BEIJRAG: he İfsbeiehrung oder Schriftform bedürfen noch ein dem Re-
MAR(R YU monstrationsverfahren vergleichbares ,,Quasi-Widerspruchsver-

fahren" vorgesehen ist. Vor ailem ist dIe Versagung von Crenz-
Visa unanfechtbar, 50 dass jede Rechtsschutzmöghchkeft in die-
sem FalI ausgeschiossen wird. Dies führt 1m Hinbhck auf Art. 19
Abs. 4 GC ebenfalls zu Zweifein an der Verfassungsmf4igkeit
dieser Bestimmung.10

Zun5chst ist jedoch zu berücksichtigen, dass nach Ş 14
Abs.2 AufenthG d ıe Bundespolizeibehörden nur ausnahmswei-
se dIe Möglichkeit zur Erteiiung von Visa an der Grenze haben,
sowelt eine Zurückweisung unbillig erschiene oder den inte-
ressen der Bundesrepublik zuwlderliefe. 21 Durch den Anfech-
tungsausschiuss wird die verfahrensrechtl ıche Möglichkeit zur
Geltendmachung einer etwaigen Rechtsverletzung substantieil
eingeschr5nkt. DIe gegen dIe Vorschrift auf der Grundlage von
Art. 19 Abs. 4 GG erhobenen verfassungsrecht ı ichen Einwnde
greifen jedoch bel nherer Betrachtung nicht durch oder lassen
sich im Hinbiick auf die Unanfechtbarkelt der Versagung von Visa
durch verfassungskonforme Korrekturen hnlich wie bel der Vi-
sumsversagung durch Ausiandsvertretungen beseitigen. Dies
Iiegt unter anderem auch daran, dass die Entscheidung nacl- ı 14
Abs. 2 AufenthG im verfahrensrechtiichen Sinne keine typische
Ermessensentscheidung darsteilt, weil eine eingehende Abw-
gung alier vorliegenden Umstnde - wie sie sowohl Ş 40 VwVfC
als auch Ş 114 VwGO zugrunde liegtz2 - weder stattfindet noch
gesetzlich vorgeseheniSt. 23 Ahnlich wie bel der Visumsversagung
durch Ausiandsvertretungen kann iediglich in Ausnahmeföllen,
wenn gravierend gegen das Wilikür- und Diskriminierungsver-
bot des Grundgesetzes verstoEen worden ist, unmittelbar auch
gegen eine Versagung eines Grenzvisums vorgegangen werden.
Damit lieRe sich 1m 1-1 inblick auf d ıe verfassungsrechti ıchen Anfor-

20 Z.B. Renner, AusiR, 83 AufenthG, Rn. 2; Funke-Kaiser, GK-AufenthG, 83
Rn.3.

21 VgI. Funke-Kaiser, GK-Aufenthc, 83 Rn. 3.
n VgI.Kopp/Ramsauer, Ş 40, Rdnr. il ff. (o. En. 14); Rerınert, 114, Rdnr. la u.

16 ff. (o. Fn. 9).
VgI. J-lallbronner, AusIR-Içomrnentar, Bd. 1, 14, Rdnr. 45f. u. 83, Rdnr. il.
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derungen des Art. 19 Abs. 4 GG daran denken, ausnahmsweise BE İTRAG:

eine Rechtsschutzmöglichkeit entgegen dem Gesetzeswortlaut MARcEL KAU

einzurumen.

ili. Zusammenfassung

DIe genannten Beisplele haben gezeigt, dass d ıe prozessua-
fen Vorschriften des deutschen Austnderrechts sich stets auch
an der verfassungsrechtiichen Bestimmung des Art. 19 Abs.4
GC messen lassen müssen. Auerdem führen d ıe verfassungs-
m İgen Vorgaben dazu, dass das vom Gesetzgeber beschlos-
sene Rechtsschutzsystem ergnzt und zum Tell sogar ,,über-
formt" wird. Inwieweit dies jedoch 1m Einzelnen zu geschehen
hat, bleibt 1m Regeifall den Einschötzungen der Verwaltungs-
gerichte überlassen. Wie das Beispiei des verkürzten bzw. aus-
geschlossenen Rechtsschutzes bel der Visumsversagung zeigt,
sind ungeachtet des verfassungsrechtlichen Ranges des ef'fekti-
yen Rechtsschutzes zusötzlich auch andere Erwgungen bel der
Ausgestaltung des Rechtsschutzsystems zu berücksichtigen. Zu
nennen sind hierfür unter anderem dIe Erfordernisse der Ver-
waltungspraxis, d ıe dazu führen, dass bel der Ausgestaltung des
Rechtsschutzsystems nicht in jedem Fali behördllchen Handeins
eine Rechtschutzmögllchkelt eröftnet werden muss - yor allem
dann nicht, wenn es wie bel der Visumsversagung regelmgig
an subjektiven Rechten der Antragstefler fehit. Etwas anderes
muss hingegen gelten, wenn wie beim Familiennachzug grund-
recht İ iche Positionen (Art. 6 GC) zu beachten sind.Allein aberdie
entfernte Möglichkeit einer Ietztlich in jedem behördlichen Ver-
fahren denkbaren Grundrechtsverletzung in Form elnes Versto-
Res gegen das Willkürverbot erfordert es jedenfalls dann nicht,
in jedem Verwaltungsverfahren d ıe Einlegung eines Rechtsbe-
helfs zu ermöglichen, wenn dies mit einem auergewöhnlichen
Aufwand verbunden wre, der jede andere Verwaltungsttigkeit
der Auslandsvertretungen zu ersticken drohen würde bzw. eine
formularmöige und standardisierte Begründungspraxis be-
fürchten liege. Schlieg lich bleibt in atyplschen Konstellationen
dIe Möglichkelt, einer unmittelbaren Klageerhebung yor dem
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BEIIRAG: Verwaltungsge ı-icht gegen eine behördliche Ma gnahme, wenn
ARR K.AU eine Grundrechtsverletzung aufgrund substantiierter Nachweise

tatschIich angenommen werden kann. 1m Ergebnis zeigt sich
damit, dass der verfassungsrechtlich geschützte Grundsatz des
effektiven Rechtsschutzes bei den ausInderrechtIichen Rchts-
schutzmöglichkeiten von groer Bedeutung ist, dass er jedoch
- sowelt es sich um den Rechtsschutz gegen die Versagung von
Visa handeit - durch die herkömmlichen Crenzen des Art.19
Abs.4 GG und verwaltungspragmatische Erwgungen seinerseits
wiederum Einschrnkungen unterliegt.
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TÜRK CEZA KANUNU AÇISINDAN
YABANCILARIN DURUMU

Av. Arslan TEMEL*

Giriş
Ceza hukukuna ili şkin bir kısım problemlerin s ıklıkla ya ARSLAN TEMEr İ N

da münbasıran yabanc ılarla ilgili olarak gündeme gelmesi, TEBÜ Ğİ

bazen de kişinin yabancı olmas ının doğal sonucu olarak yar-
gılama/infaz sürecinde özel durunılarla karşılaşılmas ı, yasa
koyucular ı bu hususta özel düzenlemeler yapma yoluna it-
miştir.

Konu, yabancıım ı hukuki durumu olunca, doğal olarak
birden fazla ülkenin de işin içinde olması gerekmekle, mese-
leler uluslararas ı bir özellik kazanarak ço ğu zaman çok tarafl ı
ya da ikili uluslararas ı anlaşmalara konu olmaktad ır. Gelinen
aşamada, ortak hukuk olarak kabul edebileceğimiz düzenle-
melerle oluşmuş bulunan kurallar, iç hukuk düzenlemelerirıl
de s ınırlamaktadır.

İnceleme konumuzu oluşturan 5237 say ı lı Türk Ceza Ka-
nunu'nun 'Yabanc ı Ülkede Hüküm Verilmesi' başlıkl ı 9., 'Yaban-
ci Tarafindan işlenen Suç' başlıklı 12. ve 'Diğer Suçlar' başlık-
lı 13. maddeleri ise, yukar ıda belirtilen evrensel kurallardan,
aynı suçtan ikinci kez yargilanmay ı yasaklayan "fon bis in
idem" kuralı ile çelişmektedir.

5237 say ıl ı Türk Ceza Kanunu'nun tasar ısında mevcut
bulunan "Türkiye'nin taraf oldu ğu uluslararas ı sözleşme hüküm-
leri sakl ıdı r" şeklindeki hükmün sonradan metinden çıkartıl-
mış olmas ı, yasa koyucunun mevcut düzenlemeyi (çeli şkiyi)
özellikle istediğini göstermektedir.

Avukat, Ankara Barosu.
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ARSLAN TEMELIN	 Aynı fil dolayısıyla devletlerin yarg ılama yetkisini ken-
TEBLİĞİ dilerinde görmesi, yabanc ı mahkeme kararlarmın objektifli-

ğine ve adil olduğuna yönelik güvensizlik, devletlerin ege-
menlik yetkilerinden vazgeçme hususundaki çekimserlik ve
ulusal hukuk düzenleri aras ındaki farkhl ıklardan kaynaklan-
maktadır.

Ancak, aynı filin milletlerarası düzeyde birden çok kez
cezalandırılmasının da önüne geçmek gerekir. Bunun için de
ya ikili ve çok tarafl ı antlaşmalarla sorun halledilmekte veya
devletlerin kendi iç hukukuna ili şkin olarak yaptıkları kanun-
larda yabanc ı mahkemelerin verdikleri kesin hükümlere be-
lirli ölçülerde otorite tanınmaktad ır.

Nitekim Ceza Yargılannın Milletleraras ı Değeri Konu-
sunda Avrupa Sözleşmesi (m. 53), Avrupa ceza yarg ısına iliş-
kin olarak belirli ölçüde non bis in idem ilkesini kabul etmiştir.

Yine, Schengen Uygulama Anla şması'nın 54. ve devamı
maddelerinde, iç s ınırlar ı kalkmış ve hukuk düzenlen belir-
li seviyede de olsa, birbirine yakmiaşmış olan Avrupa Birli-
ği içerisinde, aynı fil nedeniyle birden çok ceza kovu şturma-
sı yapılması yasağına yer verilerek, bu ilkenin uluslararas ı ge-
çerliliği benimserıniiştir. Ülkemiz aç ısından, ileride ayr ıntılı
olarak inceleneceği gibi, yurt dışında işlenen suçların tümü,
yeni Türk Ceza Kanunu'nun uygulama alan ına sokulmamış,
ayrıca non bis in idem ilkesi de s ınırlı olarak öngörülmüştür.

Bu çahşmada, yeni Türk Ceza Kanunu çerçevesinde ceza
kanununun yer itibariyle uygulanmas ı, mülkilik, koruma, fail
ve mağdura göre şahsilik ile evrensellilc sistemleri çerçevesin-
de ana hatlarıyla ele al ınmış ve bu sistemler bakımından non
bis in idem ilkesi; a ğırhkli olarak kendisini rahmetle and ığımız
hocamiz Faruk Erem ve de ğerli bilim insanı Dicle Üniversite-
si Hukuk Fakültesi Ceza ve Ceza Usul Hukuku Anabilim Dal ı
öğretim üyesi Recep Gülşen'in görüş ve eserleri doğrultusun-
da değerlendirilmiştir.
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1. TCK'nın 9. Maddesi Aç ısından	 ARSLAN JEME [' İ N

Yabanc ıların Hukuki Durumu

Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 9. maddesinde, ülke içinde
suç işleyen vatandaş veya yabanc ı kim olursa olsun fail hak-
kında yurt dışında yargilama yap ılsa dahi, Türkiye'de yeni-
den yargılamanın yapılacağı ifade edilmektedir. Böylece yasa
koyucu, kamu düzeninin ancak kendi yasaları ve kendi yar-
gı organlar ı ile sağlanabileceğini, bu işin yabancı devletlerinin
yargı organlarma bırakılamayacağın benimseyerek, devletin
egemenlik yetkisi nedeniyle ülkede işlenen suçlar yönünden
daha muhafazaür davrar ımıştır.

Ayr ıca eski 765 sayıh Türk Ceza Kanunu'ndan (m. 3/2)
farklı olarak, burada Türkiye'de suç i şlemiş olup da bu neden-
le hakkında yabancı bir ülkede hüküm verilmiş olan yabancı -
nın Türkiye'de yeniden yarg ılanmasını Adalet Bakaııı'nm ta-
lebine bağh kılan düzenlemesinden vazgeçilerek bu hususta
vatandaş ile yabanc ı arasındaki ayrıma son verilmi ştir. Eski
765 sayılı Türk Ceza Kanunu'ndaki düzenleme (m. 3), ülke-
de suç işleyen vatandaşın cezaland ırılması ve ıslahı bakımın-
dan tabi olduğu devletin ilgilenmesi dolayısıyla yabancı ülke-
de verilen karann yeterli görülmemesi nedenine; buna kar şı-
lık böyle bir durumdaki yabanc ı hakkında ise, devletin bu tür
bir ilgisinin olmamas ı ve yabanc ı mahkemenin verdiği hük-
mün bazı hallerde yeterli görülerek gereksiz masraf ve külfe-
te gerek kalmayabilmesi nedenlerine dayanmakta idi.

Ancak yeni TCK'nın 9. maddesi gerekçesinde de belir-
tildiği gibi, Anayasa'da güvence altına alman eşitlik ilkesiy-
le bağdaşmachğı gerekçesiyle bu ayrımın kaldırılchğı açıkça
ifade edilmi ştir.

Ayrıca Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 9. maddesi uyarm-
ca, Türkiye'de işlediği suçtan dolayı yabanc ı ülkede hakk ı nda hü-

küm verilmiş olan kimse, Türkiye'de yeniden yarg ı lan ı r. Böylece,
ülke içinde bir suç işlendiğinde, bu nedenle yurt dışında veri-
len hükmün beraat veya mahkumiyet arasında bir fark göze-
tilmeksizin, yeniden yargılama öngörülmek suretiyle, non bis
in idem etkisi tanınmamıştır.
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Karşılaştırmal ı hukukta da durum böyledir. Örneğin
Fransız Ceza Kanunu'nun 113-5. maddesine göre, Fransa'da
işlediği suçtan dolay ı herhangi bir ki şi hakkında yabancı
mahkeme tarafından hüküm verilse bile Fransız Ceza Kanu-
nu uygulanır. Yine, İtalyan Ceza Kanunu'nun 11/1. madde-
si gereğince, 6. madde çerçevesinde İtalya'da suç işleyen va-
tandaş veya yabanc ı, bu nedenle yabancı ülkede yargılann-uş
olsa da, İtalya'da yargılarıır. İtalya dışında yargılansa bile, fa-
ilin yeniden İtalya'da yargılanmas ı için Adalet Bakanı'nın ta-
lebi gerekmemektedir.

Yeni TCK'run 9. maddesine göre örneğin, Türkiye üzerin-
den Almanya'ya uyu şturucu madde ihraç eden kimse, bu fii-
li dolay ısıyla Almanya'ya uyu şturucu madde ithal suçunu i ş-
lediğinden ötürü yargılansa da bu suçu Türkiye'de gerçekle ş-
tirdiği için Türkiye'de yeniden yarg ılanabilecektir.

Nitekim aynı paralelde hüküm içeren eski 765 say ı lı
Türk Ceza Kanunu'nun yürürlükte olduğu dönemde verdi-
ği yeni tarihli bir karar ında Yargıtay, Türkiye üzerinden i şle-
nen uyuşturucu madde ihrac ı suçunu işleyen failler hakk ın-
da, daha önce yabancı mahkeme tarafından uyuşturucu mad-
de ithali suçundan dolay ı beraat karan verilmi ş olmas ına rağ-
men, Türkiye'de uyuş turucu madde ihrac ı suçuna ilişkin ola-
rak yeniden yargılamanın yap ılacağına hükmetmi ştir.

Yargıtay'a göre, bu takdirde ayn ı eylemden ötürü iki kez
yargılamadan söz edilemez. Ayr ıca, bu durumda, Insan Hak-
ları Avrupa Sözleşmesinin ek 7 no'lu Frotokolü'nün 4/1.
maddesine, Birleşmiş Milletler Siyasi ve Medeni Haklar Söz-
leşmesi'nin 14/7. maddesine ve Suçlular ın İadesine Dair Av-
rupa Sözleşmesi'nin 9. maddesine aykınlık mevcut değildir.

Nitekim Avrupa İnsan Hakları Komisyonu da, 7.9.1989
tarihli Cardot/Fransa davas ına ilişkin olarak verdiği bir ka-
rarında, bu protokolde yer alan non bis in idem ilkesine saygı
göstermenin, farklı devletler tarafmdan verilen mahkumiyet
kararlar ına uygularımayacağıru ifade etmiştir.

Ancak ekleyelim ki, doktrinde, bu durumda s ınırlar öte-
sine taşan uyuşturucu madde gibi suçların ceza muhakemesi
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bakımından tek fiil say ılması ve böylece non bis in idem ilkesi-
nin benimsenmesi gerektiği ileri sürülerek söz konusu suçun
Avrupa ülkelerinin mevzuatları gibi mütemadi suç olarak ka-
bul edilmesi gerektiği kaydedilmektedir.

Aksi takdirde, Avrupa ülkelerinin adli makamları, bu
gibi hallerde uyuşturucu madde suçlarmdan mahkum edilen
Türk vatandaşlarının non bis in idem ilkesine aykırı olarak ye-
niden yargılanmaları dolayısıyla Türkiye'ye iade etmemekte,
söz konusu kişiler hükümlü olup da, Türkiye'ye nakil edilme-
lerini istedikleri takdirde ise nakletmemektedir.

Il. TCK'mn 12. Maddesi Açısından
Yabanc ıların Hukuki Durumu

aa. Mağdura Göre Şahsilik Sistemi

Mağdura göre şahsilik sistemi, her şeyden önce yabanc ı
ülkede işlenen suç bakımından mağdurun vatanda şı olduğu
devlet kanununun uygulanmasını ifade etmektedir.

Ancak bu sistem uyannca, mağdur vatandaş olabileceği
gibi, bir ülke de olabilir.

Bu sisteme, birçok ceza mevzuatmda yer verilmi ştir. Ör-
neğin, yürürlükteki Italyan Ceza Kanununda (m. 10/1) du-
rum böyledir.

aaa. Yurt Dışında Yabanc ı Tarafından
Türkiye Zaranna İşlenen Suçlar Bakımından

Türk Ceza Kanunu'nda (m. 12), mağdura göre şahsililc sis-
temi iki şekilde öngörülmüştür: Bunlardan ilki, yabanc ı tara-
findan yurt dışmda Türkiye'nin zararma ağır olmayacak de-
recedeki suçların işlenmesine iişkindir: "Bir yabancı 13. mad-
dede yaz ıl ı suçlar dışında, Türk kanunlar ına göre aşağı s ın ırı en az
bir yıl hapis cezas ın ı gerektiren bir suçu yabanc ı ülkede Türkiye'nin
zararına işlediği ve kendisi Türkiye'de bulunduğu takdirde, Türk
kanunlanna göre cezaland ı nlır. Yargılama yapılmas ı Adalet Baka-
n ı n ın istemine bağlıdır." (TCK m. 12/1)

577



AKTU ELLE ENİWICKLIINGEN 1M STMTSANGEHÖRIGKEITS -, AIJSL İNDER- UND FIÜCHTLINGSRECHT

Bu madde, 13. madde kapsamı (örneğin, devletin güven-
liğine karşı bir suç veya Türk parası veya Türkiye'ye ilişkin
mühür veya damgalarda sahtekr1 ık suçu gibi) dışında olup
da en az bir yıl hapis cezasmı gerektiren bir suçu, bir yabanc ı-
nın yurt dışında Türkiye'nin zararına işlemesi haline ilişkin-
dir.

Bu maddenin uygulan-nas ı bakımından fail, Türk vatan-
daşı olmayıp yabanc ıdır.

Failin vatandaşlığı ise, filin işlendiği zamana göre sapta-
nır. Nitekim yeni Türk Ceza Kanunu'nun 6/1. maddesinin a
bendinde, vatanda ş deyiminden, fiili işlediği anda Türk va-
tandaşı olan kişinin anlaşılacağı açıkça belirtiimiştir. Ancak
Türk vatanda şı olduğu halde başka bir ülke vatandaşlığı da
kazanarak çifte vatandaşliğa sahip olan kişiler, Ceza Kanu-
nunun uygulanmasmda yabanc ı değil, vatandaş sayılmal ıdır.

Bu maddedelci soruşturmanın koşulu olan cezanın hesap-
lanınasında, yeni Türk Ceza Kanunu'nun 15. maddesi esas bi-
tulur. Buna göre, miktarın ın soruş turma koş ulu oluşturduğu hal-
lerde ceza, soru şturma evresinde ileri sürülen kanuni ağı rlaş tı rıcı
nedenlerin aşağı s ın ı rı ve kanuni hajifletici nedenlerin yukarı srn ı-
rt göz önünde bulundurularak hesaplan ı r. Yine, sadece adli para
cezas ını gerekli kılan bir suç söz konusu ise, bu madde kapsa-
mına girmeyecektir. Aynı şekilde yeni TCK'nın 14. maddesin-
de de belirtildiği gibi, seçimlik cezalarda soru şturma konusu su-
çun yer aldığı kanun maddesinde hapis cezas ı ile adli para cezas ın-
dan birinin uygulanmas ı seçimlik say ı lmış ise, soruşturma veya ko-
vuş turma açılmaz.

Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 12. maddesinde, zarar ın
neyi içerdiği açıkça belirtilmediğinden, zarar doğrudan doğ-
ruya veya dolayl ı şekilde maddi, ekonomik, siyasi, ahlaki,
sosyal ve kişisel nitelikte olabilir.

Örneğin, yabana bir ülkedeki Türkiye Büyükelçili ği'ne
ait otomobilin tahrip edilmesi böyledir.

Yine örneğin, yurt dışındaki kamu kurum ve kuruluşla-
rında bulunan veya kamu yarar ı veya hizmetine ayrılmış yer-
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deki eşyaya yönelik hırs ızlık suçunun işlenmesi (Yeni TCK m.
142/1, a bendi) bu madde kapsamına girer.

Bu tür durumlarda, fail hakk ında ülke dışında önceden
yargılama yapılmad ığı takdirde, Adalet Bakanımn talebi üze-
rine Türkiye'de yargılama yapılabilecektir.

bbb. Yurt D ışında Yabancı Tarafından
Türk Vatandaşı veya Türk Kanunlarına Göre
Kurulmuş Özel Hukuk Tüzel Ki şiler
Zararına işlenen Suçlar Bakımından

Mağdura göre şahsiik sistemi gere ğince kabul edilen bir
diğer durum da, bir yabancuun Türkiye d ışında bir Türk ya-
tandaşma veya eski 765 sayılı TCK'da mevcut olmayan, Türk
kanunlarına göre kurulmuş özel hukuk tüzel kişilerine kar-
şı suç işlemesi haline yöneliktir: "Yeni TCK'n ın 12,/1. Jikras ın-

da belirtilen suçun bir Türk vatandaşın ın veya Türk kanunlarına

göre kurulmuş özel hukuk tüzel ki şisinin zararına işlenmesi vefai-
lin Türkiye'de bulunmas ı halinde, bu suçtan dolay ı yabancı ülkede

hüküm verilmemiş olmas ı koşulu ile suçtan zarar görenin şikayeti

üzerine fail, Türk kanunlarına göre cezaland ırı lı r." (Yeni TCK m.
12/2) Madde gerekçesinde, yabanc ı tarafmdan yurt dışında
Türk karıunlarına göre kurulmuş tüzel kişilerin zararma ola-
rak suç işlenmesi durumunda da, Türk kanunlar ının uygu-
lanmasına imkan sağlandığı açıklanmıştır.

Bu maddede, bir yabanc ı tarafından yurt dışında en az
bir yıl hapis cezasmı gerektiren bir suçun Türk vatanda şının
veya Türk kanunlarma göre kurulmu ş özel hukuk tüzel ki-
şisinin zaranna işlenmesi söz konusudur. Örneğin, bir Türk
vatandaşının dolandırılması halinde durum böyledir. Yine,
Türk kanunlarına göre kurulmuş bir özel havayollar ı şirketi-
ne ait bir büronun bombalanmas ı suretiyle zarar verilmesi ha-
linde bu madde uygulanabilecektir.

Ancak bu madde bakımından Türkiye'de kovu şturma ya-
pabilmek için, filin işlendiği ülke kanununa göre de suç teşkil
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etmesi aranmamaktadır. Doktrinde hakl ı olarak, bu durumun
uluslararası hukuka aykırı olabileceği ileri sürülmektedir.

Yurt dışında Türk vatandaşı veya Türk kanunlarına göre
kurulmuş olan özel hukuk tüzel kişileri zararına bir suç işle-
yen yabancıya ilişkin yeni TCK'nın 12/2. maddesinde, eski
765 sayılı eski TCK dan farkl ı olarak (m. 6/1), Türkiye'de yar-
gılama yap ılması bakımından Adalet Bakanının talebi şart
koşulmamıştır.

bb. Mağdura Göre Şahsilik Sistemi Bak ımından
Non Bis in Idem Etkisi

Yeni TCK m. 12/1.maddesi çerçevesinde yurt d ışında
Türkiye zararma hürriyeti bağlay ıc ı bir cezayı müstelzim bir
cürümü yabancı memlekette Türkiye'nin veya bir Türk'ün
zararına işlediği ve kendisi Türkiye'de bulunduğu takdirde
Türk kanunlar ı mucibince ceza görür. Bu babda takibat icrası
Adliye Vekilinin talebine veya zarar gören şahs ın şikayetine
bağlıdır. "Bir suç işleyen yabancı, işlediği bu suçtan dolayı daha
önce yurt dışında yargılanm ışsa, bu durumda yeniden yargılama
için Yeni TCK'nrn 1214. maddesi uyarınca Adalet Bakan ı 'n ın iste-
mi gerekmektedir." Zira bu maddeye göre, "yabanc ı mahkeme-
ce mahk ı2m edilen veya herhangi bir nedenle davas ı veya cezas ı dü-
şen veya beraat eden yahut suçu kovuşturulabilir olmaktan çıkan
yabancı hakk ında Adalet Bakan ı 'n ın istemi üzerine Türkiye'de ye-
niden yargılama yapıl ı r." Bu düzenlemeye, devletin kendisini
daha güçlü bir şekilde koruma isteği ve yabancı devlet yargı-
sının faile daha az ceza verebilece ği gerekçesiyle gidilrniştir.

Böylece bu durumda non bis in idem etkisi kabul edilme-
miştir. Bu durum, Ceza Yargılarmın Milletlerarası Değeri Ko-
nusunda Avrupa Sözleşmesi'ıüı 53/2. maddeye aykırılık
oluşturmamaktadır. Zira bu madde uyarınca, bir suç bir dev-
letin kamusal nitelikteki ki şi, kurum veya bir eşyasına karşı
işlenmişse, zararırıa suç işlenen devlet, yabancı devletin yar-
gısmı kabul etmeyebilir.
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Yurt dışında Türk vatandaşı veya Türk kanunlanna göre
kurulmuş olan özel hukuk tüzel kişileri zaranna bir suç işle-
yen yabancıya ilişkin olarak yeni TCK'nın 12/2. maddesi ba-
kımından ise fail, yabanc ı ülkede yargilarımış ve hakkında
hüküm verilnıişse Türkiye'de yeniden yarg ılanmaz.

Zira yeni TCK'nın 12/1 ve 4. maddesinden farklı olarak,
12/2. maddesi gereğince Türkiye'de yargılama yapılabilme-
si için, "bu suçtan dolayı yabana ülkede hüküm verilmemiş olma-
s ı " gerekmektedir.

Bu husus, maddede ve madde gerekçesinde aç ık bir şekil-
de ifade edilmiştir.

Böylece bu madde itibariyle non bis in idem ilkesi söz ko-
nusu olacaktır. Hatta bu düzenlemedeki non bis in idem etkisi,
Ceza Yargılarmın Milletlerarası Değeri Konusunda Avrupa
Sözleşmesi'nin 53/1. maddesinden daha geniş bir şekilde ön-
görüln ıüştür. Zira söz konusu maddeye göre, yabancı mahke-
me hükmünün non bis in idem etkisi oluştwabilmesi için bera-
at kararı verilmiş veya mahkumiyet hükmünün kısmen veya
tamamen infaz edilmi ş olması gerekmektedir.

Oysa, yabanc ı ülkede verilen hüküm, dü şme kararı şek-
linde de söz konusu olabilir.

Ancak, yeni Türk Ceza Kanunu'nun 12. maddedeki dü-
zenlemeyle yabancmın bir Türk vatanda şının zararına işledi-
ği bir suça ili şkin olarak non bis in idem ilkesini benimsemesi-
ne karşılık, böyle bir suçu Türkiye'nin zararma i şlediği tak-
dirde bu illceyi geçerli saymaması, hem bu Kanun'un 3. mad-
desindeki eşitlik ilkesine hem de yeni Kanun'un devleti de ğil,
bireyi ön planda tuttuğu yönündeki eğilimine aykırı düştüğü
haklı olarak ifade edilmektedir.

Gerçi, bu maddeye kar şılık gelen eski 765 sayıli Türk Ceza
Kanunu'nun 7. maddesinde, suçun Türk veya Türkiye'ye kar-
şı işlenmesi arasında bir fark gözetilmeyerek, her ikisi bakı-
mından da Adalet Bakanının talebi üzerine Türkiye'de yeni-
den yargılamanın yapılmasma ilişkin bir düzenleme mevcut-
tu.
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Ekleyelim ki, bu hususta yururlükteki İtalyan Ceza Ka-
nunu da (m. 11/2), eski TCK'daki (m. 7) gibi bir düzenleme-
yi öngörmektedir. Ancak kanıımzca, her iki hal yönünden de
non bis in idem etkisi mutlak olarak kabul edilmelidir.

d. Evrensellik Sistemi Bakımından

aa. Evrensellik Sisteminin Uygulama Alanı
Evrensellik sistemi, mülkilik, koruma, fail ve mağdura

göre şahsilik sistemlerine göre yetkili say ılmayan bir devle-
tin, yurt dışında işlenen bir suç dolayıs ıyla adaleti sağlamak
bakımından, suçun bütün insanlığa karşı işlenmiş bir eylem
olarak nitelendirmek suretiyle, bu suç için yarg ı organlarını
yetkili kılması anlamıru taşımaktad ır. Bu sistem, kaynağıru
Grotius'un "au t dedere atü punire" (ya geri ver yahut cezalan-
d ır) deyiminde bulmaktad ır. Evrensellik sistemi gereğince bir
devlet, sanığı ve mağduru yabanc ı olduğu takdirde belli şart-
larla suçu kovu şturabilmektedir.

Yabanc ı tarafından yurt dışında Türk vatandaşına kar-
şı suçun işlenmesi halinde, yabanc ı hakkında yabancı ülke-
de hüküm verilmesi durumunda dahi, eski TCK'nm 6. mad-
desi ile 7. maddesi arasında uyum sağlamak için, Türkiye'de
yeniden takibatın yap ılabilmesi bakımından suçtan zarar gö-
renin şikayeti yeterli say ılmayaralc Adalet Bakanının talebi de
aranmaktayd ı .

Evrensellik (adalet) sistemi, hiç bir devletin kanunu tara-
fından tam olarak kabul edilmiş değildir. Nitekim yeni Ceza
Kanunu (m. 12/3) da fail ve ma ğduru yabancı olan bir suçun
işlenmesi halinde Türkiye'de yarg ılama yapılabilmesini belir-
li şartlara bağli kılnuştır. Buna gör, mağdur yabancı ise, a.
suçun, Türk kanunlarına göre aşağı sınırı üç yıldan az olma-
yan hapis cezas ını gerektirmesi, b. Suçluların geri verilmesi
anlaşmas ının bulunmamas ı veya geri verilme isteminin su-
çun işlendiği ülkenin veya failin uyruğunda bulunduğu dev-
letin hükümeti taraf ından kabul edilmemiş olmas ı şartlarının
varlığı halinde fail, Adalet Bakanıru istemi ile yarg ılanır.
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Örneğin, bir Kenya vatanda şının Tanzanya'da bir Ugan-
da vatandaşını öldürmesi halinde, Türkiye'de bulunduğu
takdirde, hakk ında Türk kanunlar ına göre Türkiye'de yargı-
lamarun yapılabilmesi, yukar ıda "b" şıkkında belirtflen şekil-
de iadenin gerçekleşememiş olmasına bağlidır.

Soruşturmanın koşulu olan cezanın hesaplanmasmda
yeni Türk Ceza Kanunu'nun 15. maddesi esas tutulur. Bu
madde uyarınca, miktar ın ı n soruş turma koş ulu oluş turduğu hal-
lerde ceza, soruşturma evresinde ileri sürülen kanuni a ğı rlaş tı ncı
nedenlerin aşağı s ın ı rı ve kanuni hafifletici nedenlerin yukar ı s ın ı-
ii göz önünde bulundurularak hesaplan ı r. Yine, sadece adli para
cezasını gerekli kılan bir suç söz konusu ise, bu madde kapsa-
mına girmeyecektir. Ayn ı şekilde yeni TCK'nın 14. maddesin-
de de belirtildiği gibi, seçimlik cezalarda soru ş turma konusu su-
çun yer aldığı kanun maddesinde hapis cezas ı ile adli para cezas ın-
dan birinin uygulanmas ı seçimlik sayılm ış ise, soruşturma veya ko-
vuş turma aç ılmaz.

bb. Evrensellik Sistemi Bakımmdan
Non Bis in Idem Etkisi

Evrensellik sistemine ili şkin yeni Türk Ceza Kanunu'nun
12/3. maddesinde, 12/2. maddesinde olduğu gibi, "daha önce
yabancı ülkede hüküm verilmemi ş olmas ı " şartı konulmanııştır.
Ancak bu madde bak ımından da yabanc ı yargı kararının non
bis in idem etkisi söz konusudur. Zira evrensellik sistemi, hiç-
bir suçlunun cezas ız kalmaması düşüncesine dayanmaktadır.
Bu nedenle, yabanc ı ülkede suç işleyen fail hakkında yabanc ı
ülkede hüküm verilmiş ve sonuçta fail beraat etmiş veya hak-
kındaki dava veya ceza düşmüşse, failin suçlu olmad ığı ya-
bancı mahkeme kararıyla da olsa anlaşılmış olduğundan, ar-
tık yeniden kovu şturma yapmak için bir neden kalmayacak-
tır. Aynı şekilde, verilen mahkumiyet hükmünün tamamen
infaz edilmesi halinde de non bis in idem ilkesi etkisini göste-
recektir.

Buna karşılık, bu hususta daha önce ba şka bir ülkede
mahkumiyet hükmü verilmişse, bu hükmün Türkiye'de in-
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fazına gidilmelidir. Ancak infaz yönünden de mahkumiyetin
düşünce, siyasi veya askeri suç niteliğinde olmaması gerek-
mektedir.

Gerçekten, evrensellik sistemi gereğince yargılamaya gi-
dilmesi, siyasi suçlar bak ınundan söz konusu değildir. Zira
siyasi suçlular geri verilmeyece ği gibi (Yeni TCK m. 18/1, b
bendi), sığındıkları ülkede de, işledikleri siyasi suç nedeniyle
de yargılanamazlar. Bu husus, siyasi suç kavramının ve sığın-
ma haklar ının özünde vard ır.

Yurt dışında işlenen suç siyasal suçlardan ise, bu tür suç-
lar işlendiği devletin iç sorununu teşkil ettiği için, Türkiye'de
yargılama yap ılamaz.

ili. TCK'nm 13. Maddesi Aç ısından
Yabancıların Hukuki Durumu

a. Konma Sistemi Bakımından

aa. Koruma Sisteminin Uygulama Alanı
Yurt dışında işlenmesine rağmen gerek devletin siyasi ve

ekonomik yararlar ını korumak amac ıyla ve gerekse uluslara-
rası sözleşmelerden kaynaklanan yükümlülükler dolay ısıyla
yurt dışında işlenen bazı vahim suçlar bakımından kabul edi-
len koruma sistemi uyannca, Türk vatandaşı veya yabancı ol-
sun,failin kovu şturulması yoluna gidilmektedir.

Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 13. maddesinin 1. f ıkras ı-
nın a ve b bentlerinde, koruma sistemi çerçevesinde bazı suç-
lar öngörülmüştür: "Aşağıdaki suçlann, vatandaş veya yabancı
tarajindan, yabanc ı ülkede işlenmesi halinde, Türk kanunları uy-
gulan ır: a) İkinci Kitap, Birinci Kıs ım altında yer alan suçlar, b)
Ikinci Kitap, Dördüncü Kıs ı m altındaki Üçüncü, Dördüncü, Beşin-
ci, Altıncı, Yedinci ve Sekizinci bölümlerde yer alan suçlar, c) İş-
kence (madde 94, 95), d> Çevrenin kasten kirletilmesi (madde 181),
e) Uyuş turucu veya uyarıcı madde imal ve ticareti (madde 188),
uyuş turucu veya uyarıcı madde kullan ı lmas ın ı kolaylaş tınna (mad-
de 190); f) Parada sahtecilik(madde 197), para ve k ıymetli damgala-
n imale yarayan ara çlann üretimi ve ticareti (madde 200), mühür-
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de sahtecilik (madde 202), g) frhuş (madde 227), ii) Rüşvet (madde
252), i) Deniz, demiryolu veya havayolu ulaşım ara çlarınm kaçı-
rılmas ı veya ahkonulması (madde 223, fikra 2, 3) ya da bu araçlara
karşı işlenen zarar verme (madde 152) suçları ."

Görüldüğü üzere, yeni Türk Ceza Kanunu'nun 13. mad-
desindeki bu suçlar koruma sistemi çerçevesinde eski TCK'n ın
4/1. maddesindeki suçlara oranla daha geni ş bir şekilde dil-
zenlenniiştir.

Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 13/2. maddesine göre, bu
kanunun İkinci Kitap, Dördüncü K ısım altındaki Üçüncü,
Dördüncü, Beşinci, Altınc ı ve Yedinci bölümlerinde yer alan
suçlar hariç, bu maddenin 1. fıkrası kapsamına giren suçlar-
dan dolayı Türkiye'de yargılama yapılması, Adalet Bakanının
talebine bağlı kılinınıştır. Böylece bu kanunun Ikinci Kitap,
Dördüncü Kısım altındaki Üçüncü, Dördüncü, Beşinci, Altın-
cı ve Yedinci bölümlerinde yer alan suçlar (devletin egemen-
lik alametlerine ve organlar ının saygınliğma karşı suçlar, dev-
letin güvenliğine karşı suçlar, anayasal düzene ve bu düze-
nin işleyişine karşı suçlar, milli savunmaya karşı suçlar, dev-
let sırlanna karşı suçlar ve casusluk (m. 299-339) bakınundan,
re'sen soruşturma yapilabilecektir. Yani, Türkiye'de Cumhu-
riyet savcısı, her nasılsa yurt dışında işlenen bu tür suçlara ya-
laf olduğu takdirde, Adalet Bakanının talebine gerek olmak-
sızın soruşturma yapmak zorundadır.

Bu konuda Yürürlükteki Alman Ceza Kanunu'nun 5. ve
6. maddelerinden esinlenilmiştir. Bu maddeye paralel say ıla-
bilecek İtalyan Ceza Kanunu'nun 7. maddesinde ise, yurt <ii-
şında işlenen devletin şahsiyetine karşı suçlar, sahte para ve
mühürlere ilişkin suçlar, memurun görevini kötüye kullandı-
ğı suçlar ile İtalyan Ceza Kanunu'nun uygulanmas ını öngö-
ren uluslararas ı sözleşmelerden ve kanunun özel hükümle-
rinden kaynaklanan suçlar düzenlenmiştir.

Yürürlükteki Frans ız Ceza Kanunu'na göre de (m. 113-
10), Fransa dışında, 4. kitabın 1. fash altında düzenlenen dev-
letin temel milli yararlarının ihlaline yönelik suçlar, sahte para
ve mühre yönelik suçlar, Fransa dışındaki Frans ız diplomat-
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lara, konsolosluk görevlilerine veya bunlar ın bina ve eklenti-
lerine yönelik işlenen suçlar bakımından Fransız Ceza Kanu-
nu uygulanır.

Buna karşılık, bu kanunun İkinci Kitap, Birinci Kısım al-
tında yer alan suçlar (soykırım ve insanlığa karşı suçlar, göç-
men kaçakçılığı ve insan ticareti suçları (m. 76-80), İkinci Ki-
tap, Dördüncü Kısım altındaki Sekizinci bölümde yer alan
suçlar(yabancı devletlerle olan ilişkilere karşı suçlar (m. 340-
342) ile Yeni TCK'n ın 13/1. maddesinin c ve devam ındaki
bentlerde belirtilen suçlar (İşkence (m. 94,95), çevrenin kasten
kirletilınesi (m. 181), uyuşturucu veya uyarıcı madde imal ve
ticareti (m. 188), uyuşturucu veya uyar ıcı madde kullanılma-
sını kolaylaştırına (m. 190), parada sahtecilik (m. 197), para ve
kıymetli damgaları imale yarayan araçların üretimi ve ticare-
ti (m. 200), mühürde sahtecilik (m. 202), fuhu ş (m. 227), rüş-
vet (m. 252), deniz, demiryolu veya havayolu ula şım araçlar ı-
nın kaçırılması veya alıkonulması (m. 223, fıkra 2,3) ya da bu
araçlara karşı işlenen zarar verme (m. 152) suçlar ı bakımın-
dan ise, Türkiye'de yargılamanın yapılması, Adalet Bakanı-
nın istemine tabi tutulmuştur. Bu suretle dünyanın herhan-
gi bir yerinde işlenen soykırım, işkence ve rü şvet, uyuşturucu
ihrac ı, zehirli deniz atığı atılması ve yukarıda belirtilen diğer
suçlar, ülkemizde koruma sistemi çerçevesinde düzenlenmiş,
ancak bu takdirde yargılama yap ılması Adalet Bakanının is-
temine bağlı kılmmıştır.

Adalet Bakanına tanınan bu takdir yetkisinin siyasal ve
öznel olarak kullanılabileceği doğrultusundaki Cumhurbaş-
kanhğı iade gerekçesi, meclis taraf ından kabul görmemiş ve
aynı metin muhafaza edilmiştir. Aynen kabul edilen bu mad-
de gerekçesinde, Adalet Bakan ına tanınan bu yetkinin objek-
tif ölçülere göre kullanılmas ı gereken bir yetki oldu ğu ve ya-
pılacak olan soruşturma ve kovuşturmanın Türkiye'nin barış
esasına dayalı diplomatik ili şkilerini olumsuz yönde etkile-
yip etkileyemeyeceği hususunun diplomatik ve siyasi bir de-
ğerlendirmeyi gerekli kılmasından kaynaklandığı ifade edil-
miştir.

586



VATANDAŞLIK, GÖÇ, MÜLTEC İ YE YABANCILAR HIJKIJKIJNDAKi GÜNCEL GEL İŞ MEI.ER

Ancak doktrinde, örneğin, bir Türk vatandaşmın işkence
mağduru olmas ı halinde dahi Adalet Bakanının talebi üzeri-
ne failin Türkiye'de yargılanmas ının adil olmayacağı ileri sü-
rülmektedir.

bb. Konma Sistemi Bak ımından Non Bis in Idem Etkisi

Yeni Türk Ceza Kanunu'nun 13/1. maddesinin a ve b
bentlerindeki bu kanunun ikinci Kitap, Birinci K ısım altında
yer alan suçlar (soykınm ve insanlığa karşı suçlar, göçmen ka-
çakçılığı ve insan ticareti suçlar ı (m. 76-80) ile ikinci Kitap,
Dördüncü Kısım altındaki Üçüncü, Dördüncü, Beşinci, Al-
tıncı, Yedinci ve Sekizinci bölürnlerde yer alan suçlar (devle-
tin egemenlik alametlerine ve organlarının saygınliğına kar-
şı suçlar, devletin güvenliğine karşı suçlar, anayasal düzene
ve bu düzenin işleyişine karşı suçlar, milli savunmaya kar şı
suçlar, devlet s ırlanna karşı suçlar ve casusluk, yabancı dev-
letlerle olan ilişkilere karşı suçlar (m. 299-343) dolayısıyla ya-
banc ı bir ülkede mahkumiyet veya beraat katan verilmi ş olsa
bile, Adalet Bakanının talebi üzerine Türkiye'de yargılama
yapılır. (Yeni TCK m. 13/3) Böylece yukarıda belirtilen suçlar
bakımından mutlak koruma getirilmi ştir.

Ekleyelim ki, devlete karşı işlenen suçlarda, yurt dışında
yargılama yap ılmasına rağmen devletin tekrar yarg ılama yo-
luna gitmesi, korunmaya değer yararlarm varl ığını korumaya
devam etmesi gerekçesine dayanmaktad ır.

Nitekim Avrupa Birliği Konvansiyonu'nun 10. maddesi
uyarınca, yabana karara konu olan eylemin ilgili devletin gü-
venliğine veya aynı derecedeki önemli çıkarlarına karşı işlen-
mesi halinde Sn bis in idem ilkesi konusunda ilgili devletler
sözleşmeye çekince koyabilirler.

Bu durumda, birçok devlet, yeniden yarg ılamayı kabul
etmektedir.

Örneğin, İtalyan Ceza Kanunu'nun 11/2. maddesine
göre, bu tür suçlardan dolayı yurt dışında vatandaş veya ya-
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banc ı yargılansa da, Adalet Bakanınin talebi olduğu takdirde
yeniden yargılama yapılır.	 -

Buna karşılık, Yeni TCK'nm 13/1. maddesinin c ve deva-
mındaki benflerde belirtilen suçlar i şkence (m. 94,95), çevre-
nin kasten kirletilmesi (m. 181), uyu şturucu veya uyarıc ı mad-
de imal ve ticareti (m. 188), uyu şturucu veya uyarıcı madde
kullanılmasını kolaylaştırma (m. 190), parada sahtecilik (m.
197), para ve kıymetli damgaları imale yarayan araçlar ın Üre-
timi ve ticareti (m. 200), mühürde sahtecilik (nı. 202), fuhuş
(m. 227), rü şvet (m. 252), deniz, demiryolu veya havayolu ula-
şım araçlarının kaçırılması veya alıkonulmas ı (nı . 223, fıkra 2,
3) ya da bu araçlara karşı işlenen zarar verme (m. 152) suçları
yönünden ise, bu konuda yurt d ışında daha önce beraat veya
mahkümiyet kararı verilmişse artık Türkiye'de yargılamanın
yapılmas ı mümkün değildir. Nitekim, bu husus madde ge-
rekçesinde açıkça zikredilmiştir.

Böylece bu suçlara ili şkin olarak nispi bir koruma getiril-
ıniştir. Ne var ki, maddede dü şme kararı konusunda bir açık-
lık yer almamaktadır. Bu konuda eski 765 say ılı TCK'da (m.
4/2) olduğu gibi, hüküm ibaresi konularak bu durum da söz
konusu madde kapsamı içine alınabiirdi.

Kanım ızca, düşme karar ı da beraat ve mahkumiyet karar-
ları gibi non bis in idem etkisi göstermelidir.

Sonuç

Her ne kadar Yargı erkinin her ülke tarafından, kendi
şartları dikkate alınarak, tam bağımsız şekilde kullanılmas ı
gerekli ise de; ulaşılan dünya düzeninde, yalnzca bilim, sa-
nat, iletişim konusunda değil, hukuk konusunda da surlar
yok olmak üzeredir. Bugün, hiçbir konuda olduğu gibi, hu-
kuki olaylarla ilgili olarak ta, "bu yaln ızca beni ilgilendirir" de-
nilmesi mümkün değildir.

Artık, her ülkenin hukuk düzenlemesini gerçekle ştirir-
ken, oluşturduğu kuralları, diğer devletler tarafından da ka-
bul görecek şekilde yapmaları zorunludur.
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Bu da, hemen her konuda, ortak kabul gören kuraliarm
oluşmasını, kullammiarırun yaygmlaşmasmı gerekli kılmak-
tad ır.

Yabanc ılarm ceza mahkemelerinde yarg ılanmaları sıra-
smda sıklıkla karşılaştığımız, aynı konuyla ilgili kendi ülke
mahkemeleri kararlarmm onlara sağlayacağı güvencenin, gü-
nün birinde kendi ülkemiz vatandaşları için de oluşacağının
unutulmamas ı gerekir.

Günümüzde, hemen tüm devletler tarafından istisna-i
olarak uygulama imkam tanınan "non bis in idem" ilkesinin,
çağdaş cezalandırma sistemini benimsemi ş sistemlere ait ka-
rarlar yönünden bir an önce genel kurala dönü şmesi gerekir.
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